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Vorwort. 


Bei  der  Veröffentlichung  der  nachstehenden  Blätter  war  es 
zunächst  meine  Absicht,  mich  über  einige  Fragen  aus  dem  Ge- 
biete des  alten  deutschen  Rechtes  und  der  ehemaligen  Reichs- 
verfassung näher  und  ausführlicher  auszusprechen,  als  es  in 
einem  Lehrbuche  geschehen  kann.  Es  sind  daher  diese  Blätter 
zunächst  bestimmt,  als  Erörterungen  und  Erläuterungen  zur 
dritten  Auflage  meiner  deutschen  Rechtsgeschichte  (Stuttgart, 
bei  Adolph  Krabbe,  1858)  zu  dienen.  Zugleich  war  es  meine 
Absicht,  durch  eingehende  Besprechung  mancher,  theils  schon 
länger,  theils  erst  in  neuerer  Zeit  bekannt  gewordenen  Urkun- 
den das  Verständniss  derselben  zu  erschliessen  und  überhaupt 
zu  ähnlicher  Forschung  anzueifern.  Wenn  nämlich  in  neuerer 
Zeit  ein  besonderer  Fleiss  der  Herausgabe  von  Urkunden  zu- 
gewendet worden  ist,  so  ist  dies  gewiss  höchst  erfreulich  und 
lobenswerth.  Es  ist  aber,  wenn  die  Wissenschaft  wirklich  ge- 
fördert und  namentlich  derselben  eine  Verbreitung  in  weiteren 
Kreisen  verschafft  werden  soll,  nicht  genug,  ein  reiches  Ma- 
terial aufzuhäufen ,  sondern  es  muss  dasselbe  auch  gehörig  ver- 
arbeitet werden,  so  wie  die  edlen  Steine,  die  der  Bergmann 
zu  Tage  fördert,  erst  noch  eines  kunstgerechten  Schliffes  und 
einer  verständigen  und  geschmackvollen  Fassung  bedürfen,  um 
ihren  vollen  Glanz  ausstrahlen  zu  können.    Der  Fortschritt  in 
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der  Wissenschaft  des  deutschen  Rechtes  ist,  je  reichlicher  die 
Quellen  fliessen,  desto  mehr  durch  spezielle  Untersuchungen 
und  in  das  Einzelne  eingehende  Abhandlungen  bedingt,  und 
hierzu  sollen  die  nachstehenden  Erörterungen  einen  Beitrag 
bilden.  Daneben  liegt  es  in  meiner  Absicht,  mit  der  Erörterung 
einzelner  Materien  die  Herausgabe  hierauf  bezüglicher  Urkunden, 
gleichsam  eine  Anthologie  rechtsgeschichtlich  wichtiger  Docu- 
mente  zu  verbinden.  Zum  Abdrucke  wurden  jedoch  nur  solche 
Stücke  ausgewählt,  welche  entweder  noch  niemals  früher  im 
Drucke  erschienen  sind  oder  sich  doch  nur  in  wenig  zugäng- 
lichen oder  selten  gewordenen  Werken,  oder  auch  sonst  an 
Orten  abgedruckt  befinden,  wo  sie  nicht  leicht  aufgesucht  zu 
werden  pflegen  und  daher  der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  über- 
sehen zu  werden.  Endlich  lag  es  auch  noch  in  meiner  Absicht, 
eine  Auswahl  meiner  ausführlicheren  rechtsgeschichtlichen  Auf- 
sätze und  Kritiken,  welche  in  den  letzten  Jahren  einzeln  und 
zerstreut  in  verschiedenen  literarischen  Zeitschriften  erschienen 
sind ,  in  einer  Sammlung  zu  vereinen ,  welche  deren  Auffindung 
und  Benützung  erleichtert :  doch  werden  die  hierzu  ausersehenen 
Stücke  nur  einen  sehr  geringen  Theil  der  beiden  Bände  in  An- 
spruch nehmen ,  auf  welche  die  dermal  zum  Drucke  bestimmten 
Erörterungen  und  Urkunden  berechnet  sind;  so  z.  B.  hat  in 
diesem  ersten  Bande  nur  ein  einziger,  schon  früher  erschienener 
Aufsatz  (über  das  Notrecht)  Aufnahme  gefunden. 

Eine  besondere  Rücksicht  wurde  bei  den  vorliegenden  Er- 
örterungen auf  die  Beziehungen  des  alten  Rechts  zu  den  gegen- 
wärtigen Zuständen  und  der  heutigen  Praxis  genommen  und 
namentlich  auf  die  Fortdauer  der  alten  Rechtsinstitute  und 
Rechtssätze,  wo  solche  sich  entdecken  Hess,  hingewiesen;  eben 
so  wurde  umgekehrt  auch  darauf  Rücksicht  genommen ,  dem 
Praktiker  Andeutungen  und  Aufklärungen  über  die  Gesichts- 
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punkte  zu  geben,  von  welchen  bei  der  Beurtheilung  älterer 
Rechtsverhältnisse  ausgegangen  werden  muss,  wenn  solche  bei 
neueren  Prozessen  in  Frage  kommen. 

Jeder  der  beiden  Bände ,  deren  Herausgabe  zunächst  beab- 
sichtigt ist,  wird  eine  grössere  Abhandlung  enthalten,  an  welche 
sich  andere  kleinere  Abhandlungen  und  Kritiken  anschliessen, 
wobei  besonders  darauf  Rücksicht  genommen  werden  wird, 
dass  sie  mit  der  grösseren  Abhandlung  in  Beziehung  stehen, 
ohne  jedoch  andere  hiervon  unabhängige  Erörterungen  aus- 
zuschliessen.  In  dem  hier  vorliegenden  ersten  Bande  ist  als 
Gegenstand  der  grösseren  Abhandlung  eine  Untersuchung  über 
die  Entstehung  und  den  auszeichnenden  Charakter  des  deut- 
schen Herrenstandes  gewählt  worden,  eben  aus  der  Rück- 
sicht, weil  die  Lösung  einer  Reihe  praktischer  Rechtsfragen 
aus  dem  deutschen  Adelsrechte  von  der  Richtigkeit  der  Vor- 
stellungen abhängt,  welche  man  sich  über  die  geschichtliche 
Entwicklung  dieses  Standes  bildet,  und  es  bei  den  vielfachen 
Ansprüchen,  welche  in  neuerer  Zeit  von  adeligen  Familien  auf 
die  Anerkennung  ihres  Herrenstandes  erhoben  und  von  anderer 
Seite  bestritten  werden,  an  der  Zeit  zu  sein  schien,  die  ge- 
schichtlichen und  namentlich  die  dinglichen  Grundlagen  des 
Herrenstandes  vom  rein  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus 
einer  besonderen  und  unparteiischen  Prüfung  zu  unterziehen 
und  die  Kriterien  für  die  Unterscheidung  des  Herrenstandes  und 
des  ritterbürtigen  Adels  möglichst  scharf  in  das  Licht  zu  stellen. 
Es  hat  diese  Untersuchung  insbesondere  auf  eine  Vergleichung 
der  Standesstellung  der  englischen  grossen  Barone  mit  dem 
deutschen  Herrenstande  hingeführt,  für  welche  wohl  die  Eigen- 
schaft einer  völlig  neuen  Forschung  wird  in  Anspruch  genom- 
men werden  dürfen.  Hierbei  ist  insbesondere  die  reiche  und 
ausgezeichnete  Urkundensammlung  in  J.  Kemble's  Codex  di- 
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plomaticus  aevi  Saxoniei,  London  1839 — 1846,  in  einer  Weise 
benützt  worden,  wie  dies  bisher  noch  nicht  in  Deutschland  ge- 
schehen ist. 

Hinsichtlich  des  Inhaltes  der  übrigen  Erörterungen  (Nr.  II. 
bis  XX.)  wird  es  genügen,  auf  das  Inhaltsverzeichniss  zu  ver- 
weisen. Nur  die  kurze  Bemerkung  mag  hier  noch  eine  Stelle 
finden ,  dass  die  Abhandlung  Nr.  XIX.  über  die  Verleihung  der 
akademischen  Doctorwürden  an  der  Universität  zu  Heidelberg 
im  vorigen  Jahrhundert  aus  Rücksicht  auf  die  lebhafte  Be- 
sprechung aufgenommen  worden  ist,  welche  die  Doctor-Promo- 
tionen  auf  den  deutschen  Universitäten  in  jüngster  Zeit  gefun- 
den haben.  Die  Erörterung  Nr.  XVIII.  über  ein  Heidelberger 
Rechts denkmal  aus  dem  XVII.  Jahrhundert  ist  darum  aufge- 
nommen worden ,  weil  dasselbe  bisher  noch  niemals  beschrieben 
und  abgebildet  worden  ist,  dergleichen  Rechtsdenkmäler  aber 
bereits  zu  den  Seltenheiten  gehören  und  immer  mehr  verschwin- 
den. Die  Privilegien  der  bambergischen  Familie  der  Zolin  er 
auf  dem  Brand,  welche  unter  Nr.  XX.  erscheinen  und  sich 
aus  einem  unerklärten  Grunde  nach  Heidelberg  verirrt  haben, 
sind  hier  insbesondere  desshalb  mitgetheilt  worden,  um  diese, 
neben  dem  allgemeinen  sich  daran  knüpfenden  rechtsgeschicht- 
lichen Interesse,  für  die  Geschichte  meiner  Vaterstadt  Bamberg 
nicht  unwichtigen  Documente  der  Vergessenheit  zu  entziehen 
und  damit  zugleich  einen  Nachtrag  zu  dem  Urkundenbuche  zu 
liefern ,  welches  ich  meinem  Buche :  „Das  alte  Bamberger  Recht 
als  Quelle  der  Carolina,  Heidelberg  1839",  beigegeben  habe. 

Dass  die  nachstehenden  Blätter  kein  System,  Lehr-  oder 
Handbuch,  sondern  nur  eine  Reihenfolge  von  Abhandlungen 
und  dazu  gehörigen  Beweis-Urkunden  sein  sollen,  ergibt  sich 
aus  dem  bisher  Gesagten  und  dem  Inhaltsverzeichnisse  von 
selbst.    Sie  Und  daher  auch  selbstverständlich  von  aller  An- 
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massung  frei,  mit  dem  berühmten  Werke  des  grossen  Meisters 
der  deutschen  Sprach-  und  Alterthumsforschung,  den  Rechts- 
alterthümern  von  J.  Grimm,  in  Concurrenz  treten  zu  wollen 
und  sind  hiervon  sowohl  nach  der  ganzen  Anlage  und  der  Form, 
als  dem  Zweck  und  Inhalt  nach  verschieden.  Wohl  aber  lehnet 
sich  die  grösste  Abhandlung  im  ersten  Bande  (Nr.  I.)  im  Wesent- 
lichen an  die  von  J.  Grimm  herausgegebene  Sammlung  deut- 
scher Weisthümer  an  und  sucht  einen  Theil  dieses  reichen  Ma- 
terials in  Verbindung  mit  manchem  anderen  hier  neu  dazu 
Gegebenen  in  wissenschaftlicher  Form  zu  verarbeiten,  und  das, 
was  in  jener  Quellensammlung  dem  Forscher  vom  Fache  ge- 
boten ist,  dem  weiteren  Kreise  der  Gebildeten  zu  erschliessen. 
Namentlich  sind  diese  Blätter  bestimmt,  dem  Praktiker,  der 
sich  unter  der  Last  der  laufenden  Geschäfte  den  Sinn  für  histori- 
sches Wissen  bewahrt  hat,  den  Schatz  des  älteren  deutschen 
Rechtslebens,  der  in  den  Weisthümern  enthalten  ist,  zugäng- 
licher zu  machen  und  durch  die  Erleichterung  des  Verständ- 
nisses die  Liebe  zum  deutschen  Recht  und  die  Anhänglichkeit 
an  deutsche  Sitte  zu  stärken  und  zu  pflegen. 

Zugleich  richte  ich  auch  noch  an  die  Herren  Praktiker, 
und  insbesondere  an  meine  früheren  Zuhörer,  welchen  in  ihrer 
richterlichen  oder  advocatorischen  Thätigkeit  noch  alte  beson- 
dere Rechtsgewohnheiten,  insbesondere  unter  eigenthümlichen 
Namen  oder  mit  eigenthümlichen  Formen  oder  auch  noch  vor- 
handene Rechtsdenkmäler  in  Bildwerk,  Zeichnung  oder  Schrift 
bekannt  geworden  sind,  die  Bitte,  mir  darüber  gefällige  Mit- 
theilung zukommen  zu  lassen,  und  durch  ihre  freundliche  Mit- 
wirkung beizutragen ,  um  die  Kenntniss  unseres  vaterländischen 
Rechtslebens  auch  in  seinen  kleineren  Zügen  und  localen  Bil- 
dungen immer  mehr  zu  befördern  und  zu  erweitern.  Ohne 
Zweifel  würde  hierdurch  Manches,  was  von  dem  reformirenden 


X 

Geiste  der  Gegenwart  mit  dem  Untergänge  und  der  Vertilgung 
bedroht  ist,  und  auch  wohl  als  Ueberlebtes  dem  neueren  Be- 
dürfnisse und  seiner  legislativen  Gestaltung  über  kurz  oder 
lang  weichen  muss,  doch  noch  dem  geschichtlichen  Wissen,  in 
dessen  Gebiete  ihm  sodann  eine  Stelle  gebührt,  zu  erretten  und 
zu  bewahren  sein. 

Zoepfl. 
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I. 


Die  Dinghöfe 

als  Ausgangspunkt  der  Landesherrlichkeit  und 
die  Wiege  des  deutschen  Herrenstandes 

nachgewiesen 

an  dem  Dinghof  zu  Ebersheim  im  Elsass. 


Zöpfl,  Alterthümer.  I. 


t 


Vorbemerkung. 


Eine  der  eigentümlichsten  Erscheinungen  in  dem  Bereiche  der 
deutschen  Rechtsgeschichte  ist  ohne  Frage  das  strenge,  fast  starre  Fest- 
halten des  Volkslebens  an  den  Rechtsgrundsätzen  und  Einrichtungen 
der  merowingischen  und  karolingisqjien  Zeit,  noch  lange  Jahrhunderte 
hindurch,  nachdem  sich  die  fränkische  Monarchie  längst  aufgelöst 
und  Deutschland  eine  selbstständige  politische  Stellung  eingenommen 
hatte.  Es  ist  dies  der  sprechendste  Beweis  dafür,  wie  tief  jene 
Rechtsgrundsätze  und  Einrichtungen  in  dem  Rechtsbewusstsein  des 
Volkes  "Wurzel  geschlagen  hatten  und  sicher  würden  sie  dies  nie- 
mals vermocht  haben,  wenn  sie  nur  Schöpfungen  legislativer  Willkühr 
und  nicht  zugleich  aus  dem  innersten  Wesen  des  germanischen 
Rechtes  hervorgegangen  und  somit  dessen  reinste  und  urkräftigste 
Entfaltung  gewesen  wären.  Wie  enge  das  gesammte  Recht,  welches 
die  Rechtsbücher  des  XIII.  und  XIV.  Jahrhunderts  darstellen ,  mit 
den  Grundlagen  verwachsen  ist,  welche  der  Rechtsbildung  im  VI. 
bis  zum  IX.  Jahrhundert  unter  den  Merowingern  und  Karolingern 
gegeben  wurden,  ist  Jedem  bekannt,  der  sich  nur  einigermassen 
mit  der  Geschichte  des  deutschen  Rechtes  vertraut  gemacht  hat. 
Aber  auch  nach  dem  Eindringen  des  römischen  Rechtes  haben  sich 
Grundsätze  und  Einrichtungen  der  ältesten  Zeit  bis  zur  Auflösung 
des  deutschen  Reiches,  zum  Theile  sogar  noch  jetzt,  praktisch  er- 
halten, und  zwar  in  einem  grösseren  Umfange  und  in  einer  tiefer 
eingreifenden  Bedeutung,  als  man  insgemein  anzunehmen  scheint. 
So  wichtig  für  die  Rechtsgeschichte  die  Nachweisung  der  Fortdauer 
der  ältesten  Rechtsgrundlagen  ist,  so  ein  weites  Feld  steht  zur  Zeit 
noch  in  dieser  Beziehung  der  wissenschaftlichen  Thätigkeit  offen. 
Einen  Beitrag  zur  Erforschung  dieser  Seite  des  deutschen  Rechts- 

i* 


lebens  sollen  die  nachfolgenden  Blätter  bringen,  in  welchen  das 
Wesen  der  Dinghöfe,  zunächst  auf  der  Grundlage  einer  bisher 
ungedruckten  Dinghofs-Erneuerung  von  Ebersheim  vom  J.  1612, 
hauptsächlich  vom  publizistischen  und  rechtshistorischen 
Standpunkte  aus,  erörtert  und  besprochen  werden  soll.  Hierzu  lag 
die  Aufforderung  um  so  näher,  als  die  politische  Bedeutung  der 
Dinghöfe  und  namentlich  ihre  hohe  Wichtigkeit  für  die  Geschichte 
der  Landesherrlichkeit ,  deren  erster  Ausgangspunkt  und  somit  die 
Wiege  des  deutschen  Dynastenstandes  sie  sind,  in  den  wenigen 
Schriften,  die  sich  speziell  mit  denselben  beschäftigten,  noch  niemals 
gewürdigt  worden  ist 1).  Die  Benutzung  der  hier  zum  ersten  Male 
im  Drucke  erscheinenden  Dinghofs-Erneuerung  von  Ebersheim  ver- 
danke ich  den  gefälligen  Mittheilungen  des  Freiherrn  Friedrich 
Böcklin  von  Böcklinsau,  dessen  Vorfahren  die  letzten  Ding- 
hofsherren zu  Ebersheim  waren  und  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
vorigen  Jahrhunderts  den  Besitz  dieses  allodialen,  nicht  mit 
ihren  übrigen  reichslehnbaren  Besitzungen  zu  Ebersheim  zu  ver- 
wechselnden Dinghofs  an  die  weibliche  Nachkommenschaft  eines 
Familienmitgliedes  abgetreten  haben.  Es  ist  dieses  Document  von 
einer  besonderen  Wichtigkeit  ,  weil  es  einen  vollständigen  Blick  in 
das  Wesen  und  die  Eigenthümlichkeiten  jener  kleinen  Territorien, 
Domainen  oder  Herrschaften  gestattet,  die  neben  den  Herzogthümern, 
Grafschaften  und  Fürstentümern  im  deutschen  Reiche  bis  zu  dessen 
Auflösung  bestanden  und  auf  denen  vorzugsweise  jene  freienHerren 
oder  Dynasten  (der  eigentliche  Herrenstand  des  deutschen  Reiches) 
sassen,  aus  deren  Mitte  durch  die  Erwerbung  von  sogenannten 
„Fürstenämtern",  d.  h.  der  hohen  Beamtungen  des  Reiches2) 
die  hochtitulirten  Reichsstände  grösstenteils  herausgewachsen  sind. 


1)  Hierher  gehören:  Joh.  Ulrich  Dürr,  de  curiis  dominicalibus ,  von  den 
Dinckhöffen.  Argent.  1648.  —  Phil.  Jac.  Rehm,  de  eod.  arg.  ibid.  1691;  beide 
in  Schilt  er  jus  feudal.  Alem.  Edit.  2.  Argent.  a.  1728  (welche  hier  benutzt  wird) 
P.  II.  p.  32.  P.  I.  p.  350.  —  Dieter.  Klughist,  de  cur.  dorn.  Basil.  1700.  — 
Fr.  A.  Cratzmeier,  de  eod.  argum.  Argentor.  1735.  —  P.  Gothofr.  Gambsius, 
dies,  de  bonis  laudemial.  in  Schilt  er  L  c.  P.  I.  p.  379.  —  J.  H.  Heitz,  die 
Dinghöfe  im  Elsass,  in  Aug.  Stöber,  Alsatia,  Jahrbuch  etc.  Miihlhausen  1854 
u.  1855  p.  21 — 94.  —  In  Bezug  auf  bäuerliche,  Gemeinde-  und  Markenverhältnisse, 
die  mit  den  Dinghöfen  zusammenhängen,  ist  Vortreffliches  geleistet  in  G.  L.  v.  M  a  u  r  e  r , 
Einleitung  zur  Gesch.  der  Mark-,  Hof-,  Dorf-  u.  Stadtverfassung  u.  s.  w.  München 
1854;  und  in  dessen  Geschichte  der  Markenverfassung  in  Deutschland.  Erlangen  1 856. 

2)  In  diesem  Sinne  gebraucht  der  Schwabenspiegel  (von  Lassberg)  c.  139 
das  Wort  „Fürstenampt",  vergl.  auch  ibid.  c.  69.  70. 


Öie  Dinghofserneuerung  von  Ebersheim  vom  J.  1612  stellt 
sich  nach  einem  dazwischen  liegenden  Zeiträume  von  beinahe  drei- 
hundert Jahren  einem  Weisthume  vom  J.  1320  über  einen  ähn- 
lichen benachbarten  Dinghof  in  dem  Bezirke  des  ehemaligen  Städt- 
chens, jetzt  Dorfes,  Ebersheim -Münster ,  welcher  dem  Abte  von 
Ebersheim -Münster  gehörte,  zur  Seite,  welches  letztere  Weisthum 
J.  Grimm,  in  seinen  Weisthümern,  Göttingen  1840.  Bd.  I.  p.  667, 
nach  Schilter  hat  abdrucken  lassen,  und  das,  wie  ein  altes  Weis- 
thum (s.  a.)  über  den  der  Aebtissin  zu  Erstheim  (Erstem, 
Ersheim) 3)  gehörigen  Dinghof  zu  Gressweiler  (ebenda s.  I.  703) 
für  das  Verständniss  der  Dinghofserneuerung  für  Ebersheim  vom 
J.  1612  von  unverkennbarer  Wichtigkeit  ist.  Ebersheim  liegt 
bei  S  chlettstadt  im  Elsass4)  und  ist  gegenwärtig  eine  Ortschaft 
von  etwa  2000  Seelen 5).  Der  Dinghof  daselbst,  welcher  sich  zuletzt 
in  dem  Besitze  der  reichsfreiherrlichen  Familie  der  B  ö  c  k  1  i  n  von 
BÖcklinsau,  eines  uralten  elsässischen  Dynastengeschlechtes 6) 
befand,  rührte  nach  Angabe  der  Dinghofserneuerung  vom  J.  1612 
§.  17.  19.  20.  von  der  Aebtissin  und  dem  Kloster  zu  Erstheim 
(Erstein,  Ersheim)  her,  welches  im  Jahre  817  von  Kaiser  Lothar's  I. 
erster  Gemahlin,  Hirmengard,  gestiftet  worden  sein  soll").  Später 
kam  dieser  Dinghof  an  die  Dynasten  von  Landsberg  und  von 
diesen  an  die  Freiherren  Böcklin  von  Böcklinßau8).  Aus  dem 
Weisthume  von  1320  über  den  Dinghof  zu  Ebersheim-Münster9) 
ersieht  man,  dass  die  Aebtissin  auch  in  dem  Herrschaftsbezirke  des 
Abtes  von  Ebersheim- Münster  an  der  Nutzung  der  Fischerei 
Theil  hatte,  wobei  aber  der  Abt  für  seine  Netze  einen  Vorzug 
beanspruchte. 


3)  J.  Grimm,  Weisthümer  I.  703  liest  ,, Erstein";  die  Dinghofserneuerung 
v.  1612  hat  bald  „Erstheim"  bald  „Ersheim". 

4)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  667.  p.  1.  „zwischen  der  III  und  dem  Rhein,  in 
der  Mitte  zwischen  Schlettstadt  u.  Benfelden". 

5)  Vergl.  J.  F.  Aufschlager  histor.  topograph.  Beschreibung  der  beiden 
Rheindepartemens ,  Strassburg  1825.  Bd.  II.  p.  295;  über  Ebersheim -  Münster, 
s.  ebend.  p.  302. 

6)  Ueber  den  Ursprung  dieser  Familie  vergl.  die  Nachweisung  in  des  Frei- 
herrn Friedrich  Böcklin  von  Böcklinsau  rechtsbegründeter  Denkschrift  etc. 
Karlsruhe  bei  Malsch  u.  Vogel  1856. 

7)  Vergl.  Aufschlag  er  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  84  flg.  142. 

8)  Ebersheimer  Dinghofs-Erneuerung  von  1612  §.  20. 

9)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  668.  lin.  45. 


Nach  diesen  Vorbemerkungen  wenden  wir  uns  zur  Erläuterung 
der  Dinghofserneuerung  von  1612  selbst,  die,  vvie  sich  aus  dem 
bisher  Gesagten  ergibt,  dem  elsässischen  Rechtskreise  angehört, 
welchen  die  bei  J.  Grimm,  Weisthümer  I.  p.  650  —  766  ab- 
gedruckten Weisthümer  repräsentiren ,  daher  auch  zur  Erläuterung 
besonders  auf  diese  verwiesen  werden  wird  10). 


10)  Auch  Heitz  in  der  angef.  Abhandlung  über  die  Dinghöfe  im  Elsass,  in 
der  Alsatia,  1854.  1855.  hat  viele  Auszüge  aus  Weisthümern  gegeben,  jedoch  ohne 
Bezeichnung  der  Quellen,  woraus  sie  entnommen  sind,  wesshalb  hier  nicht  weiter 
im  Einzelnen  darauf  verwiesen  wird. 


§.  1. 

Der  Dinghof.  Begriff. 

Darüber,  was  ein  Dinghof  ist,. kann  nach  den  zahlreichen  Ur- 
kunden, die  sich  in  J.  G  r  i  m  m '  s  Weisthiimern  finden,  kein  Zweifel 
obwalten.  Ein  Dinghof  ist  ein  Hof,  auf  welchem  der  Gutsherr, 
welcher  in  dem  Umfange  seines  Gutsbesitzes  ,, Zwing  und  Bann", 
d.  h.  gewisse  Jurisdictionsbefugnisse  hat,  sein  Gericht  oder  ,,Ding"  *) 
mit  den  Hubern,  die  dazu  gehören,  abhält  oder  durch  einen  Beamten, 
regelmässig  durch  den  Meier,  in  besonderen  Fällen  durch  seinen 
Vogt,  abhalten  lässt.  So  beschreibt  z.  B.  das  Weisthum  vom 
Jahre  1320  über  den  Dinghof  zu  Ebersheim-Münster  den 
Umkreis,  in  welchem  der  Abt  ,, Zwing  und  Bann"  hat2)  und 
fordert  von  den  Hubern  einen  Eid,  dass  sie  „dissen  dinghoff,  wie 
von  alter  harkomen,  helffen  halten  und  handhabend'  Ebenso  legt 
die  Dinghofs  erneu  erung  von  Ebersheim  vom  Jahre  1612  §.  21 
den  Dinghofherren  Zwing  und  Bann  zu  Ebersheim  bei  und 
lässt  (§.  6)  die  Huber  schwören,  auf  dem  Dinghofe  daselbst  „zu 
Dinge  und  Einge  zu  gehen",  d.  h.  bei  den  gerichtlichen  Ver- 
sammlungen zu  erscheinen 3).  Der  Dinghof  ist  daher  seinem  Wesen 
nach  ein  Herrenhof  (Fronhof,  curia  domini)  jener  Art,  welche  in 
den  Quellen  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit  unter  der 
Bezeichnung  mansi  dominicati  sive  indominicati,  doma- 


1)  Ding  in  der  Bedeutung  von  Gericht  hat  sich  noch  heut  zu  Tage  in  der 
Zusammensetzung  „Dingpflichtigkeit",  d.  h.  Gerichtspflichtigkeit  erhalten; 
in  den  Legibus Langobardorum,  thing,  thinx;  daher  all-thing,  landtading, 
in  der  Bedeutung  einer  Volksversammlung,  die  zugleich  Volksgericht  ist.  Vergl. 
meine  deutsche  Rechtsgeschichte  3.  Aufl.  1858.  p.  194.  Note  2  ;  p.  444.  494.  952. 

2)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  667.  lin.  31.:  „Wissent  alle,  die  diz  gotzhuses 
recht  sprechint  oder  hörent  sprechin,  das  disse  stat  und  diz  closter  hant  zwing 
und  ban  also  verre  so  Ille  und  Brunne  berinnet,  von  münchetich  unz  an  den 
twerchtich. 

3)  Ring  bezeichnet  die  Kreisform,  in  welcher  die  Gerichtsgenossen  bei  der 
Verhandlung  zu  stehen  pflegten. 
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nia  u.  s.  w.  erscheinen4),  woran  der  Herr  das  rechte  Eigenthum 
hat5),  und  zu  dem  eine  bald  mehr,  bald  minder  grosse  Anzahl  von 
Bauernhöfen  (hubae,  hüben,  hoven  u.  s.  w.)  gehören,  die  daselbst 
dinghaftig  oder  dingpflichtig6)  sind,  d.  h.  deren  Besitzer, 
die  Hübner,  das  Gericht  an  diesem  Hofe  in  demselben  Sinne 
zu  ,, suchen"  hatten,  wie  der  Sachsenspiegel  I.  art.  2  diesen 
Ausdruck  gebraucht,  die  also  daselbst  ihren  ordentlichen  Gerichts- 
stand hatten7)  und  als  Gerichtsleute8) ,  Dingleute9),  daselbst 
den  rechtsprechenden  Umstand  (adstantes)  bildeten10),  sowie 
auch  aus  ihnen  die  Schöffen  genommen  werden  mussten,  wo  solche 
von  den  übrigen  Dingleuten  unterschieden  wurden,  was  jedoch  nur 
bei  wenigen  Dinghöfen  vorkam11);  namentlich  findet  sich  keine 
solche  Unterscheidung  in  den  Dinghöfen  zu  Ebersheim  und  Ebers- 
heim-Münster.  Gerade  darin,  dass  in  den  meisten  Dinghöfen 
die  gesammten  Huber   („die   gemeinen   huber"  oder  „die 


4)  Vergl.  z.  B.  Karo  Ii  II.  edict.  de  tributo  Nordmanico  a.  861  u.  a.  877, 
bei  Pertz  Legg.  I.  476.  536. —  Mansus  entspricht  dem  später  hervortretenden 
Mansiedel,  Manhaus.  Siehe  die  unten  unter  Nr.  II.  gegebene  Erörterung 
über  Mansus. 

5)  Siehe  hierüber  unten  §.  34. 

6)  „dinghaftig,  dinghefftig  gude":  Weisthum  von  Hornau  u.  Kelch- 
heim a.  1482,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  561.  564.  —  Der  Ausdruck  ding- 
pflichtig  scheint  erst  später  entstanden  zu  sein. 

7)  Vergl.  z.B.  das  Weisthum  von  Hengweiler  a.  1584.  c.  5  bei  J.Grimm, 
Weisth.  I.  746:  „Ein  jeder,  so  in  dem  ban  (d.  h.  Bann- Bezirk)  Hengweiler 
guter  hat,  der  sol  dieses  dinkhofs  rechten  gehorchen  und  nirgends  anderswo  recht 
oder  hilfe  suchen,  weder  (d.  h.  ausser)  bei  dem  dinkhofsherren  und  seinen 
scheffen,  bei  verlierung  seiner  darumb  habenden  güter". 

8)  „Gerichts-lude"  Weisth.  von  Hornau  und  Kelchheim,  J.Grimm, 
Weisth.  I.  563.  1.  26. 

9)  Diese  Bezeichnung  findet  sich  besonders  im  sächsischen  Kechte :  z.  B. 
Breslau  er  Urk.  a.  1261  c.  17  bei  Gaupp,  das  alte  hall.  u.  magdeburg.  Recht. — 
Vergl.  auch  meine  Ausgabe  des  sogenannten  Landfriedens  K.  Otto's  §.  2.  in  den 
Heidelberg.  Jahrb.  1858.  Nr.  42  p.  664. 

40)  Ueber  den  Umstand  vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Auflage. 
1858  p.895. 

li)  Schöffen  und  Hub  er  oder  Gerichtsleute,  unterscheidet  z.  B.  das 
in  Note  8  angeführte  Weisthum  von  Hornau  und  Kelch  heim;  das  Weisthum 
von  Haselach  a.  1336  bei  J.Grimm,  Weisth.  I.  700;  von  Dankrotsheim, 
ibid.  p.  736  u.  s.  w.  —  Auch  das  sächsische  Weichbild  (nach  von  Da- 
niels) c.  XIX.  §.  1.  unterscheidet  Dingleute  und  Schöffen;  andere  Hand- 
schriften u.  Ausgaben,  z.  B.  v.  T  h  ü  n  g  e  n ,  c.  XVIII.,  lesen  hier  irrig  „Dienst- 
1  e  u  t  e  "  für  Dingleute. 
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huber  gemeinlich u,  d.  h.  „insgemein")12)  als  urtheilende 
Gerichtsgenossen  (,,  stulgenossen ")  l3)  erscheinen,  liegt  eine  unver- 
kennbare Hindeutung,  dass  diese  Dinghofsgerichte  älteren  Ursprungs 
sind,  als  die  karolingische  Einrichtung  der  Schöffengerichte  und 
cfass  sie  sich  unverändert  aus  der  ältesten  Zeit  erhalten  hatten,  wo 
die  Nachbarn  (vicini)  in  der  Gemeindeversammlung  Eecht  sprachen  l4); 
auch  hat  sich  die  Bezeichnung  als  Nachbarn  für  die  Huber  noch 
bis  in  die  späteste  Zeit  erhalten 15).  Mitunter  findet  sich  in  den 
Weisthümern  aus  dem  XIII.  Jahrhundert  noch  ein  Anklang  an  die 
sieben  Kachimburgi  der  Lex  Salica16);  das  Wort  selbst  in 
seiner  Umbildung  als  He  im  bürgen  erscheint  aber  nur  noch  in 
der  ganz  veränderten  Bedeutung  eines  kleinen  von  der  Gemeinde 
gewählten  Gemeindebeamten,  oder  Gemeindedieners  n).  Als  gebildet 
von  den  Hubern  heisst  das  Gericht  auf  dem  Dinghof  ,,  H  u  b  d  i  n  g  u  18); 
als  ein  auf  dem  Herrenhofe  abzuhaltendes  Gericht  auch  kurzweg 
„Hofgericht"19). 

Uebrigens  finden  sich  die  Dinghöfe  nicht  blos  in  den  Ländern 
des  fränkischen  Keiches,  sondern  auch  ebenso  in  Englan^l  und  zwar 
schon  in  den  angelsächsischen  Kechtsquellen.  Auch  hier  erscheint, 
wie  in  Deutschland,  der  Dinghof  unter  der  Bezeichnung  als  „curia 


12)  Vergl.  Weisth.  von  Hornau  und  Kelchheim,  bei  J.Grimm,  Weisth. 
I.  563,  1.  23;  von  Obermichelbach  ibid.  p.  657  1.  38  u.  p.  658  L  4;  von 
Niederranspach    ibid.  p.  661,  1.  19. 

13)  Z.  B.  Weisthum  von  Kleinfrankenheim  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I. 
744.  745. 

14)  Ueber  „Vicini"  als  urtheilende  Gerichtsgemeinde,  s.  Edictum  Chil- 
pericic.  9,  beiPertz  Legg.  II.  11.;  Karo  Ii  M.  cap.  Saxon.  a.  797  c.  4. 
ibid.  L  76;  vergl.  meine  deutsche  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  1858  p.  450,  Note  48. 
49;  p.  863,  Note  22. 

,s)  Vergl.  z.  B.  Weisthum  von  Hornau  und  Kelchheim  a.  1482  bei 
J.  Grimm  Weisth.  I.  562.  lin.  6. 

lfif)  Weisthum  von  Berse  saec.  XIII,  ibid.  I.  692.  1.  44:  „Mansionarios  

VII  discretiores  et  honestiores,  qui  maxime  jura  prosequuntur."  —  Ueber  „Ka- 
chimburgi" vergl.  meine  deutsche  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  863. 

17)  Vergl.  z.  B.  Weisthum  von  Ingemersheim,  bei  J.  Grimm,  Weisth. I. 
749;  von  Marl  ei,  ibid.  729.  1.  29.  31.;  als  synonym  erscheinen  Sambier 
(d.  h.  der  die  fälligen  Zinse  einsammelt) ;  1  i  c  t  o  r ;  mitunter  auch  p  r  e  c  o  (praeco). 

18)  Z.  B.  Jura  curiae  in  Berse,  saec.  XIII,  bei  J.  Grimm,  Weisth. I.  692. 
L  9:  „In  ista  curia  observantur  tria  placita  in  anno,  que  dicuntur  hubdinc". 

19)  «So  z.  B.  Weisthum  von  Oberhachenthal,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I. 
650.  1.  33;  von  Obermichelbach  a.  1457,  ibid.  I.  661.  L  3. 
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domini"  20),  und  das  Gericht,  welches  der  Herr  darauf  über  seine 
Leute  hält,  unter  dem  Namen  hallemot  oder  halimot21),  d.  h. 
Hallen  -  Gericht ,  genau  entsprechend  dem  süddeutschen  Salhof, 
Salgericht  oder  Pfalzgericht,  welche  letzteren  Bezeichnungen 
mit  Dinghof  im  Allgemeinen  gleichbedeutend  sind,  sich  aber  vor- 
zugsweise bei  jenen  Dinghöfen  erhielten,  die  eine  höhere  Stellung 
über  andere  Dinghöfe  als  eine  Art  von  Oberhöfen  behaupteten.  Man 
hat  es  also  hier  unverkennbar  mit  einer  Einrichtung  zu  thun,  welche 
sich  ebenso  weit  erstreckt,  als  überhaupt  die  deutsche  Rechtsver- 
fassung sich  ausbreitete  und  die  mit  dem  innersten  Wesen  des 
Herrenstandes  auf  das  engste  verflochten  ist,  ja  die  eigentliche  aus- 
zeichnende dingliche  Grundlage  desselben  in  den  älteren  Zeiten 
bildete,  wie  dies  im  Verlaufe  dieser  Blätter  vielfach  im  Einzelnen 
nachgewiesen  werden  wird. 

§.  2. 

Die  Herrlichkeiten  der  Dinghofherren. 

I.   Die  ygerichtsherrlichen  Rechte  im  Allgemeinen. 

Dass  der  Dinghofherr  in  seinem  Dinghofe  (Hubding  oder  Hof- 
gericht) unter  Mitwirkung  der  Huber  als  der  Urtheiler  eine  Gerichts- 
barkeit über  diese  letzteren  ausübte,  war  von  jeher  anerkannt.  Man 
stellte  sich  aber  diese  Gerichtsbarkeit  meistens  viel  zu  beschränkt 
vor.    So  z.  B.  sagt  Halt  aus,  Glossar,  v.  Dinghof: 

„(est)  curia  domini,  in  qua  colonis  jus  redditur  in  causis  emphy- 

,,t  euticari is.  " 

Gewiss  ist  es  richtig,  dass  in  dem  Dinghof  über  alles  geurtheilt 
wurde,  was  sich  auf  das  Eechtsverhältniss  der  Huber  zu  ihren 
Huben,  sowohl  unter  sich  als  zu  dem  Gutsherrn  oder  zu  dritten 
Personen  (uslüte,  Ausleute)  bezog.  Deutlich  sagt  hierüber  das  Weis- 
thum des  Dinghofs  zu  Obermichelbach  von  1457  O*« 

„was  da  ein  probst  zu  ziten  von  des  dinghofs  hubgütern,  men- 

,,tagen2),  oder  der  huber  wegen  desgleich  der  huber  unter  ein- 


20)  Vergl.  z.  B.  Legg.  anglosax.  Henrici  I.  c.  55  pr.  „Omni  Domino  liceat 
summonire  hominem  suum,  ut  sit  ei  ad  rectum  (d.  h.  ihm  zu  Recht  stehe)  in 
Curia  sua";  bei  R.  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachs.  2.  Aufl.  Leipz.  1858,  p.  459. 

21)  Legg.  Henr.  I.  c.  9.  §.  4  und  c.  20  §.  2,  in  R.  Schmid,  Ges. d. Angel- 
sachs. 2.  Aufl.  p.  442.  447.  —  Ueber  die  Etymologie  von  hallemot,  halimot; 
siehe  unten  die  Erörterung  III. 

1)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  657.  lin.  35. 

2)  Mentag:  ein  gewisses  Ackermaass;  Tagwerk  eines  Mannes. 
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,, ander  oder  ander  ussliite  zu  schaffen  hant  oder  gewinnent  mit 
„einander,  soll  niena3)  gerechtfertigt  werden,  denn  im  dinghof 
„von  gemeinen  hubern." 

Ausdrücklich  ist  dies  auch  in  einem  alsbald  noch  in  anderer 
Beziehung  zu  erwähnenden  Urtheil  des  Landgerichts  im  Klettgau 
von  1392  ausgesprochen4).  Die  Gerichtsbarkeit  des  Dinghofs  war 
aber  durchaus  nicht  auf  solche  sogenannte  causas  emphyteuticarias 
beschränkt,  sondern  es  hatten  die  Huber  in  dem  Dinghofe  ihren 
ordentlichen  und  allgemeinen  Gerichtsstand  sowohl  in  bürgerlichen 
als  in  Strafsachen.  Nur  ausnahmsweise,  in  einigen  besonders  aus- 
gezeichneten Fällen,  konnte  die  Gerichtsbarkeit  eines  anderen  Ge- 
richtes als  des  Dinghofs  über  die  Huber  begründet  sein,  wie  z.  B. 
bei  gewissen,  später  zu  erwähnenden  schweren  Verbrechen  und  im 
Falle  verweigerter  Rechtshülfe.  Letztere  Ausnahme  erwähnt  ins- 
besondere das  eben  angeführte  Urtheil  des  Landgerichts  im  Klettgau 
von  1392: 

„ward  nach  meiner  Frag  uf  dem  (den)  eyd  ertheilt,  das  man 
„vmb  alle  dinkhöffigen  guoter  das  recht  nemen  sol  in  den  dink- 
„höfen,  und  niena  anderstwa,  es  wurd  den  einem  (einer)  da 
„gelassen  rechtlös." 

Im  Allgemeinen  zeigt  sich  sofort,  dass  die  Gerichtsbarkeit  der 
Dinghöfe  dieselbe  war ,  wie  sie  in  der  merowingischen  und  karo- 
lingischen  Zeit  in  den  Immunitäten  von  den  geistlichen  und 
weltlichen  Herren  und  zwar  insgemein  durch  Vögte  (advocati)  geübt 
wurde.  Gerade  in  dieser  Beziehung  treten  in  den  elsässischen  Ur- 
kunden die  alterthümlichen  fränkischen  Rechtsgrundsätze  ,  als  fort- 
während die  Grundlage  bildend,  sehr  scharf  hervor.  Dies  erklärt 
sich  daraus,  dass  sich  der  fränkische  Einfluss  schon  sehr  früh  im 
Elsass  geltend  machte,  und  dieses  Land  bis  zu  seiner  Losreissung 
von  Deutschland  ein  Hauptsitz  der  alten  ächten  Dynastengeschlechter 
und  eines  reichbegüterten  reichsfreien  Clerus  verblieben  ist.  Uebrigens 
zeigen  die  Weisthümer  seit  dem  XIII.  Jahrhundert  auf  der  alten 
gemeinschaftlichen  Grundlage  der  Immunitätsgerichtsbarkeit  gar 
mancherlei  verschiedene  Fortbildungen  und  erwähnen  bald  mehr, 
bald  minder  erweiterte  Jurisdictionsbefugnisse  des  Dinghofherrn  oder 
seiner  Beamten.  So  z.  B.  konnte  man  in  dem  Dinghof  zu  Wolf- 
schwiler5)  in  allen  bürgerlichen  Klagsachen  („umb  gscheid  und 


3)  niena  =  nirgends. 

4)  Abgedruckt  in  Haltaus,  Glossar,  v.  Dinghof. 

5)  Weisth.  v.  Wolfs  chwiler,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  650.  lin.  8. 
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geltschuld")  richten6);  um  „Eigen  und  Erbe"  richtete  man  auf  dem 
Dinghof  zu  Altorf7);  auf  dem  Dinghof  zu  Euchhofen  richtete 
man  auch  über  die ,  welche  „mit  ungebürlichen  Worten  einander 
schmähen,  schelten  oder  mit  schlegen  und  streichen  einander  ver- 
letzten"8). In  dem  Weisthum  von  Dankrotsheim  wird  ein  Fall 
erwähnt,  in  welchem  ein  Z  u  g ,  d.  h.  eine  Berufung  von  dem  Urtheil 
dieses  Dinghofs  an  den  Sal,  d.  h.  den  Oberhof,  das  Pfalzgericht 
des  Dinghofheim,  einen  ,,arman",  d.h.  armen  Mann  oder  Huber 
,,by  ere  und  by  gut"  mit  Eecht  erhalten  hat9).  An  einigen  Ding- 
höfen konnte  sogar  eiu  gerichtlicher  K  a  m  p  f  abgehalten  werden,  so 
z.  B.  auf  dem  Fronhof,  d.h.  Herrenhof  zu  Kotzheim,  nach  dem 
Weisthum  von  1510  10): 

„Ist  es  sach,  das  man  ein  kämpf  sol  haben,  von  solchem 
„kämpf11)  ist  der  zwentheil 12)  eins  vogts  und  der  drittheil  eins 
„thumprobsts  in  dem  dorf  Kotzingen". 

Aehnlich  bestimmt  das  Weisthum  von  Bülbenken13): 
„Item  kompt  es  zu  einem  kämpf,  so  sol  man  kempfen  vor  einem 
„vogt  und  probst  und  die  besserung14)  die  hie  vorkomend,  sollen 
„zwentheil  dem  probst  sein  und  das  drittheil  dem  vogt  mit  dem 
„lib  15)  alsden  verfallen." 

Mitunter  wird  in  den  Weisthümern  ausdrücklich  die  Befugniss 
anerkannt,  auf  dem  Dinghof  „über  das  Blut"  zu  richten:  so  z.B. 
in  dem  angeführten  Weisthum  von  Bülbenken16): 

„Item  so  der  probst  und  vogt  zu  gericht  sitzen  oder  ir  amptlüt, 
„und  ist,  das  es  kompt  an  die  gericht  des  bluts,  so  sol  der 
„probst  oder  sin  amptman  ufstan  und  dem  vogt  gebieten,  das 
„er  recht  gericht." 


6)  g  s  c  h  e  i  d :  d.  h.  Schiedung ;  was  durch  einen  Schiedspruch  im  bürgerlichen, 
sogenannten  freundlichen  Kecht,  entschieden  werden  kann. 
')  Altorf,  Hofrodel  v.  1439.  c.  4;  ebendas.  I.  lt. 

8)  Euchhofen:  ebendas.  I.  684.  lin.  24. 

9)  Dankrotsheim:  ebendas.  I.  737.  lin.  49. 
*«)  Kotz  heim:  ebendas.  I.  663.  lin.  35. 

41)  Kampf:  d.  h.  von  der  Busse,  welche  der  im  Kampf  Unterliegende  als  sach- 
fällig zahlen  muss. 

12)  zwentheil:  d.  h.  zwei  drittel. 
»3)  Ebendas.  I.  305. 

14)  Besserung:  =  emenda ;  Busse. 

15)  Lib:  =  Leib;  Leben. 

'«)  Ebendas.  I.  30".  lin.  5. 
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In  anderen  Weisthümern  wird  insbesondere  sogar  der  Tod- 
schlag als  Gegenstand  genannt,  worüber  man  im  Dinghof  richten 
darf:  z.  B.  in  der  Freiheit  des  Schiffgrabens17): 

„Wer  auch  das  ieman  dem  andern,  den  schiffen  oder  das  die 
„schiffunge  anriirte,  deheine  (einigen)  unfuge  dete,  ist  sie 
„kleine,  so  mag  der  hofman  (Meier)  nidersitzen  zu  richten  uf 
„dem  schiffe  oder  an  dem  Staden  (Gestade,  Ufer),  wo  er  wil ; 
„und  sol  die  unfuge  richten.  Wer  aber  die  unfuge  gross, 
„als  todschlage  oder  ander  semliche  18)  dinge,  so  sol  der  hofeman 
„darumbe  nidersitzen  zu  richten  unter  der  linden  zu  Zellenwillre." 

Auch  über  Hals  und  Haupt,  Diebstahl  und  Wunden 
zu  richten,  wird  in  einigen  Weisthümern  als  das  Eecht  gewisser 
Dinghöfe  aufgeführt;  z.  B.  im  Weisthum  von  Hornau  und  Kelch- 
heim  von  1482  19): 

„Item  wir  wysen  eynen  herrn  von  Epstein  für  einen  obristen 
„herrn  vnd  faudt  (Vogt)  zu  Kalckheym  vnd  Hornaw  zu  richten 
„über  hals  vnd  heubt,  über  dieb  unddiebin,  über  wund  - 
„schad;  und  er  hat  auch  an  beiden  enden  zu  gebieten  und 
„zu  verbieten  über  wasser  und  weide  als  ein  obrister  her 
„vnd  faudt." 

Denselben  Umfang  der  Gerichtsbarkeit  des  Dinghofherrn  be- 
schreibt das  Weisthum  von  Grosskems  von  1384  c.  II20)  mit 
den  Worten: 

„Item  auch  ist  ze  wissen,  dass  unsere  herren  der  bischoff  und 

„der  probste,  oder  wer  da  gebiet  von  irentwegen,  besserung  hat 

„in  dem  banne  zu  Kerns,  dup  (dieb,  d.h.  Diebstahl)  und  frevel 

„und  blutige  hand"  21). 
• 

Die  Befugnisse  ,  welche  dem  Dinghofherrn  über  die  Huber  als 
die  „untersassen"22)  seines  Gerichts ,  oder  sogenannte  Guts- 
unterthanen  zustehen,  hiessen  im  Allgemeinen  „Herrlichkeiten"; 
z.  B.  im  Weisthum  von  Mühlbach23): 


^  Ebenda s.  I.  691.  lin.  22. 

18)  Sera  lieh:  engl,  same;  gleiche;  dergleichen. 

19)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  561.  lin.  19. 

20)  Eben  das.  I.  566. 

21)  Blutige  Hand:  so  heisst  der  Thäter,  der  ein  blutiges  Verbrechen  ver- 
übt hat. 

22)  So  heissen  sie  in  dem  eben  angef.  Weisth.  v.  Hornau  und  Kelchheim 
e  b  endas.  I.  562.  lin.  6. 

M)  Mühlbach:  ebendas.  I.  697. 
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,,Dis  sint  die  recht,  die  junker  Conrad  von  Katzenhusen  zum 
„Stein  hat  zu  Mühlbach  etc.;  zwing,  bann,  gricht  (Gericht), 
„frevel,  gebot  und  alle  h  err  lichkeit  ". 

J e  nach  der  Wichtigkeit  derselben  unterschied  man  hohe,  und 
niedere  Herrlichkeiten:  so  werden  z.B.  in  dem  v.  Böcklin'- 
schen  Lehnbrief  von  1411  24)  unter  den  Lehensobjecten  aufgeführt: 
„herrlichkeiten  und  zugehörden,  hoch  und  nieder". 

Diese  Unterscheidung  von  hohen  und  niederen  Herrlich- 
keiten des  grundbesitzenden  Adels  hat  sich  bis  in  die  neueste 
Zeit  erhalten:  so  z.B.  wird  dieselbe  noch  in  dem  badischen  Lehen- 
Edicte  von  1807  §.  5  gemacht.  Insbesondere  wurde  hiernach  hohe 
und  niedere  Gerichtsbarkeit  unterschieden. 

§.  3. 

II.  Die  Herrlichkeiten  der  Dinghofherren  im  Einzelnen. 

1)  Zwing  und  Bann. 

a)  im  Allgemeinen. 

Als  das  erste  Recht  des  Dinghofherrn  erscheint  überall  „Zwing 
und  Bann"1).  Unter  Zwing  ist  jene  Berechtigung  zu  verstehen, 
welche  in  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit  unter  der 
Bezeichnung  ,,distringere,  constringere,  adstringere,  districtio"  u.  desgl. 
jedem  Grafen  oder  Richter  über  seine  Dingpflichtigen,  und  eben  so 
dem  Herrn  einer  Immunität  über  seine  Untersassen  zustand2).  Der 
Zwing  oder  das  „distringere"  bestand  in  der  Befugniss,  zugleich 
aber  auch  in  der  Pflicht,  die  Dingpflichtigen  oder  Untersassen  in 
Ordnung  zu  halten,  die  Strafbaren  zu  verfesten,  d.  h.  unter  An- 
drohung des  Zugriffs  auf  ihre  Güter  und  bei  fortgesetztem  ungehor- 
samen Ausbleiben  auch  mit  Androhung  des  Zugriffes  auf  ihre  Person 
vorzuladen,  auch  nöthigen  Falles  die  Bestrickung  der  Güter  zu  ver- 
fügen und  die  Person  zu  greifen,  festzunehmen  und  abzustrafen  und 


24)  Vergl.  die  oben  p.  5  Note  6  angef.  Denkschrift  des  Freiherrn  Friedrich 
v.  Böcklin,  p.  10. 

4)  Vergl.  z.  B.  das  in  §.  2,  bei  Note  23  angef.  Weisth.  v.  Mühlbach;  die 
unten  als  Anlage  A.  gedruckte  Dinghofs -Erneuerung  von  Ebersheim,  von 
1612,  §.21. 

2)  Vergl.  über  distringere,  districtio,  meine  deutsche  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  p.  409.  450.  878.  933.  999. 
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den  Verletzten  zu  ihrer  Entschädigung,  Busse  oder  Besserung  (emenda) 
zu  verhelfen3). 

Das  vieldeutige  Wort  Bann4)  stehet  häufig  tautologisch  neben 
Zwing,  d.  h.  es  bezeichnet  häufig  dieselbe  Befugniss  des  Ver- 
festens,  wie  das  distringere,  meistens  bezeichnet  es  aber  auch  noch 
ein  Mehreres,  nämlich  das  Kecht  des  Gebietens  und  Verbietens: 
„Gebot  und  Verbot",  welche  Ausdrücke  daher  auch  häufig  als 
synonym  anstatt  des  Bannes,  oder  ebenfalls  tautologisch  neben  Zwing 
und  Bann  erscheinen,  wie  sich  dies  aus  dem  oben  (§.  2  Note  19) 
angeführten  Weisthum  von  Hornau  und  Kelchheim  ergiebt. 
Eben  so  steht  in  einem  anderen  Weisthum  von  Kelchheim5): 
,,wer  da  zu  gebieden  und  zu  verbieden  hette"  völlig  synonym 
für:  ,,wer  da  Zwing  und  Bann  hätte". 

Ganz  in  demselben  Sinne,  d.  h.  das  Recht  der  Dinghofherren 

bezeichnend,  zu  gebieten  und  zu  verbieten,  wird  auch  ,,defendere" 

gebraucht,  insbesondere  im  angelsächsischen  Rechte,    welches  das 

Wort  ,,bannus"  nicht  aufgenommen  hat.     So  z.  B.  heisst  es  in 

den  Legg.  Henr.  I.  c.  59  §.  126): 
■ 

„Et  omni  domino  jure  licet  hominibus  suis  defendere,  ne  sibi 
„faciant  injuriam  de  omnibus  pertinentiis  ad  feodum  suum  et 
„etiam  alterius." 

Der  Bann  des  Dinghofherrn,  den  er  regelmässig  durch  den 
Meier  (villicus,  Hofmann  u.  s.  w.)  ausübte,  begriff  ausser  dem 
selbstverständlichen  Rechte,  die  Leistung  der  schuldigen  Abgaben 
(Zinse,  d.h.  Grundzins,  census)  und  Frohndienste  zu  gebieten, 
das  Verordnungsrecht  im  weitesten  Sinne.  Als  Ausflüsse  hier- 
von werden  in  den  Weisthümern  viele  einzelne  solche  Gebote  und 
Verbote  aufgeführt,  wovon  die  Wichtigsten  hiernächst  einzeln  zu 
betrachten  sind. 


3)  Vergl.  über  das  mit  distringere  Synonyme  v  er  festen;  ebenda  s.  p.  955. 
Und  meine  Erörterung  über  den  regensburger  Landfrieden  Kaiser  Rudolph's  I. 
v.  1281  in  den  Heidelb.  Jahrb.  1828  Nr.  31.  p.  485.  486. 

4)  Ueber  die  verschiedenen  Bedeutungen  des  "Wortes  Bann,  vergl.  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  412.  442.  877.  939  flg.  954. 

5)  Grimm,  Weisth.  I.  563.  lin.  43. 

6)  Bei  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachs.  2.  Ausg.  1858.  p.  462. 
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§•  4. 

b)  der  Bann  als  Gebot  und  Verbot  in  Bezug:  auf  Gericht 
und  Recht. 

Sehr  häufig  wird  in  den  Weisthümern  als  ein  Recht  des  Ding- 
hofherrn erwähnt,  dass  er  den  Hubern  gebieten  kann  zu  D  i  n  g  und 
Ring  zu  erscheinen :  z.B.  im  Weisthum  von  N  o  t  h  a  1  d  e  n  l) : 
„Der  maier  sol  das  ding  gebieten  siben  dage  vor  (vorher)  den 
„(denen),  die  hie  gesessen  sint". 

In  gleichem  Sinne  steht: 
„das  Ding  verkünden" 
in  der  Ebersheimer  Dinghofs-Erneuerung  von  1612  §.  6. 

Wie  jeder  Richter  hatte  auch  der  Dinghofherr  das  Recht,  allen 
Uniug  („untucht")  im  Gerichte  und  Ungebühr  zu  verbieten  oder 
durch  den  Meier  oder  Schultheis  verbieten  zu  lassen.  So  sagt  z.  B. 
das  Weisthum  von  Ingemersheim2): 

„und  wenn  er  (der  meier)  zu  ding  sitzet,  so  soll  er  mit  dem 
„ersten  gebieten,  das  menglich  (männiglich)  sitze  und  swigc,  und 
„sine  stat  nit  verwandle3)  one  urlop  (Urlaub)". 

Diese  Bestimmung  klinget  an  die  noch  ausführlichere  Vorschrift 
im  sächsischen  Weichbild  an,  worin  es  (Ausgabe  von  Daniels) 
a.  XVIII.  heisst :  dass  der  Schultheiss  bei  der  Eröffnung  der  Gerichts- 
sitzung verbieten  soll: 

(§.  2)  „dingslete4),  unlust  und  oversproke"5)'  und  soll 
„(§.  3)  vrede  werken,  dat  is,  of  ymant  deme  anderen  erret  (irret) 
„mit  sceldenw orten ,  oder  mit  ropene  (raufen),  oder  mit  anderen 
„dingen,  und  mit  untucht6),  die  im  scedelik  sint  an  siner 
„klage". 

Dasselbe  bedeutet  in  der  merowingischen  Zeit  das  Verbot  des 
farfalium  im  Gericht 7)  und  das  „placitum  bannire"  in  der 
Zeit  der  Karolinger8). 


0  Nothalden:  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  682.  lin.  25.  Vergl.  Weistu. 
Obermichelbach  a.  1457.  c.  13.  14.  15;  ebendas.  I.  659. 

2)  Ebendas.  I.  748.  lin.  33. 

3)  sine  stat  verwandeln:  d.  h.  seinen  Platz  wechseln,  verändern. 

4)  Dingslete,  Schlägerei  im  Gericht. 

5)  Oversproke  =  oversprake :  unbefugtes  dazwischen  oder  darein  Keden. 

6)  Untucht:  hd.  unzucht,  d.  h.  Unfug  im  Gericht. 

7)  Ueber  Farfalium,  farfalius:  vergl.  meine  deutsche  ßechtsgesch. 
Aufl.  1858.  p.  869.  901. 

8)  Formul.  antiqu.  Cod.  Verth,  bei  Canciani,  Legg.  barb.  II.  476. 
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Ebenso  hat  der  Dinghofherr  auch  das  Recht,  alles  Reden  im 
Gericht  ohne  Fürsprechen  (Wortführer)  zu  verbieten  oder  ver- 
bieten zu  lassen:  z.  B.  Weisthum  von  Sundhaus9): 

„Und  wenn  der  meiger  und  der  keiner  und  die  huber  zu  dinge 
,,gesitzent,  so  sol  der  meiger  bi  dem  ersten  das  ding  ver- 
bieten, das  nieman  rede  one  f  ür s pr e ch  e  n". 

Ueberhaupt  ist  also  der  Dinghofherr  oder  sein  Amtmann  be- 
fugt, alle  mit  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  Beziehung  stehenden 
Gebote  und  Verbote  zu  erlassen,  wie  z.  B.  den  Hubern,  die  ihr  Gut 
zur  Strafe  verwirkt  haben,  das  Gut  zu  verbieten,  d.h.  sie  aus- 
zuweisen 10)  und  dem  Gutsherrn ,  der  dieses  Gut  an  sich  zieht ,  so 
wie    auch    einem   vom  Gutsherrn  neu  damit  beliehenen  Besitzer 
Frieden  zu  wirken,  d.  h.  Besitzstörungen  zu  verbieten;  so  soll 
z.B.  nach  dem  Weisthum  von  Ebers  h  ei  mmünster  von  1320 
„der  vrige  (freie)   vogt  (die  verwirkten  guter)  ziehen  in  des 
„gotshus  gewalt,  und  sol  im  fride  beren12)  und  beschirmen, 
„also  dass  der  abbet  geruwet  (ruhig)  sitze  und  frideliche  uf  dem- 
selben gute". 

Uebereinstimmend  sagt  das  Weisthum  von  Artoltzheim  von 
1320  13): 

„und  ist  das  eime  gute  zu  vier  botschafften 14)  wurt  uzgewartet, 
„so  sol  es  der  vogt  ziehen  in  des  appetes  gewalt  und  sol  im 
„fride  bern  und  beschirmen  vor  gewalte  (Gewaltthat,  spolium)". 

§•  5. 

c)  Der  Bann  als  Verbot  in  Bezug:  auf  Acker,  Weinberg:,  Wald, 
Weide  u.  dergl. ;  sogenanntes  Bannrecht.  Verspruch. 

Allenthalben  hatte  der  Dinghofherr  unter  der  Bezeichnung  als 
Bann  das  Recht,  zu  gewissen  Zeiten,  z.  B.  wenn  die  Feldfrüchte 
oder  die  Trauben  reifen  ,  das  Betreten  der  Aecker  und  Weinberge 
bei  Strafe  zu  verbieten,  ebenso  konnte  er  die  Benutzung  von  Wald 


°)  Sundhaus:  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  677.  lin.  19. 

10)  Vergl.  z.  B.  Weisth.  von  Uetenheim,    ebendas.  I.  731.  lin.  1.  — 
Ebersheim  er  Dinghof-Erneuerung  v.  1612  §.  2. 
")  J.  Grimm,  Weisth.  I.  672.  lin.  29. 

l"2)  beren:  =  weren;  gewähren,  sc.  wirken;  sächs. :  „vre  de  werken." 
13)  Ebendas.  E  699.  lin.  9. 

44)  Botschafften:  d.  h.  gebotene  Dinge;  Gerichte,  wozu  besondere  Vor- 
ladungen ergehen;    sogenannte  Nachgerichte ,    die   nach   den  jährlichen  un- 
gebotenen, an  bestimmten  Tagen  zu  haltenden  Gerichten  angesetzt  werden. 
Zöpfl,  Alterthiüner.  I.  2 
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und  Weide,   namentlich  auch  das  Holzfällen,    das  Eicheln-  oder  j 

Ackern-,  Eckern-  oder  Bucheln-Lesen  in  seinen  Wäldern,  die  eben  j 

daher  auch  Bannforste  hiessen,  unter  Strafandrohung  untersagen.  ! 

Das  Verkünden  eines  solchen  Verbotes  hiess  die  betreffende  Oert-  I 
lichkeit,  z.  B.  „die  brugil,  brühel",  oder  das  Korn,  „ze  banne  tun"  l): 

oder  auch:  „die  bänne  über  das  Korn  u.  s.  w.  machen"2).    Der  I 
Anfang  einer  solchen  sogenannten  verbotenen  Zeit  hiess: 
,,so  der  bannot  (bann)  angat  (angeht)"  3). 

Das  Eecht,  ein  solches  Verbot  zu  thun,    hiess  insbesondere 

„Bannrecht"4).  Dieses  Bannrecht  hing  nach  Ausweis  der  Ur-  I 
künden  regelmässig  mit  dem  Eechte  des  Dinghofherrn  zusammen, 

„vorzuschneiden,  vorzulesen  und  vorzumähen",    d.  h.   auf  seinen  I 

Grunstücken  zuerst  zu   erndten,  zu  herbsten  und  zu  mähen,  und  I 

dazu  Frohndienste  von  den  Hubern  zu  verlangen 5).    In  den  Reb-  I 

orten  erscheint  auch  häufig  als  ein  solches  Bannrecht  des  Dinghof-  I 

herrn  der  „Weinbann",  d.  h.  die  Befugniss  des  Herrn,  zu  ge-  I 

wissen  Zeiten  im  Jahr  allein  Wein  zu  verkaufen  und  während  deren  I 

Dauer  den  Hübnern  das  Verzapfen  oder  überhaupt  das  Verkaufen  I 
ihres  selbstgebauten  Weines  bei  Strafe  zu  verbieten (i). 

Das  hier   erörterte    unter   der  Bezeichnung  des  Bannes  mit-  I 

begriffene  Recht,  Verbote  in  Bezug  auf  Wald-,  Weide-  und  Feld-  I 

nutzung  u.  dergl.  zu  erlassen,  wurde  in  den  fränkischen  Gegenden  I 
auch  insbesondere  als  „Verspruch"  bezeichnet7). 

§.  6. 

d)  Der  Bann  als  Gebot  der  Landfolge,  der  Wachtdienste ,  der 
Heerfolge.   Anfänge  der  Besteuerung. 

Der  Bann  des  Dinghofherrn  begriff  ferner  das  Recht,  den 
Hubnern  als  Gerichtsunterthanen  oder  Untersassen,  jetzt  sogenannte 


')  Weisth.  v.  Ebersheimmünster,  a.  1320,  bei  J.  Grimm,  "Weisth.  I. 
671.  lin.  2.  —  Vergl.  auch  Weisth.  v.  Bassenheim,  ebendas.  I.  690.  lin.  22. 

2)  Weisth.  v.  Nonnen weiler,  bisher  ungedruckt;  jetzt  hier  unten  als  Bei- 
lage B.  zur  Ebersheim  er  Dinghofs-Erneuerung  v.  1612. 

3)  Ebersheimmünster,  Weisth.  v.  1320,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I. 
671.  lin.  7. 

4)  Weisth.  v.  Ekboltzheim,  v.  1532;  ebendas.  I.  721.  lin.  8. 

5)  Z.B.  Weisth.  v.  Artolzheim  a.1320,  ebendas.  I.  698.  lin.  29;  v.  ihr- 
lei,  ebendas.  I.  728.  lin.  41;  v.  Ingemersheim,  ebendas.  I.  749  u.  s.  w. 

6)  Vergl.  z.  B.  Weisth.  v.  Neuweiler;  ebendas.  f.  754.  lin.  28. 

7)  J.  M.  Schneidt,  thesaur.  jur.  francon.  Abschn.  I.  Hft.  18.  p.  3298.  — 
Versprechen,  Verspruch,  steht  hier  im  Sinne  von  versagen,  untersagen, 
verbieten,  Verbot. 

t 
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Hintersassen,  die  Leistung  der  Land  folge  zur  Verhaftung  und 
Einbringung  von  Verbrechern  zu  gebieten.  Deutlich  zeigt  dies  das 
Weisthum  von  Hornau  und  K  e  1  c  h  h  e  i  m  l) : 

„Wurd  eyn  dieb  oder  diebin  in  der  pflege  beider  gericht  ge- 
,, fangen,  den  sol  eyns  herrn  von  Epstein  schultheiss  geyn  Epstein 
,, liebern  (liefern)  und  brengen  (bringen);  darzu  sollen- jene  helfen 
,,alle  nachher  und  undersassen  der  beiden  gericht  vorbemelt". 
Desgleichen  war  der  Dinghofherr  befugt,  die  Hübner  zur  Be- 
wachung der  auf  dem  Dinghofe  verhafteten  Verbrecher  aufzubieten. 
Das  Weisthum  von  Ebersheimmünster  von  1 3 20  2)  sagt  darüber 
ausdrücklich : 

,,und  ligent  hie  2G  hove  in  deine  rechte'5),  das  sie  des  Stockes4) 
,, sollen  hueten,  einen  tages,  zwene  nahtes"  u.  s.  w. 

Ein  Recht  des  Dinghofherrn ,  seine  Hintersassen ,  wenn  das 
königliche  Aufgebot  zum  Heerbann  ergangen  war,  im  Felde  an- 
zuführen, wie  dies  nach  den  Quellen  der  merowingischen  und  karo- 
lingischen  Zeit  dem  Senior  zustand  und-  beziehungsweise  als  Pflicht 
eblag r>),  wird  in  den  elsässischen  Weisthümern  aus  dem  XII' — XVIII. 
Jahrh.  nur  noch  höchst  selten  als  ein  Ausfluss  des  dinghofherrlichen 
Bannes  erwähnt.    Kaum  eine  Andeutung  von  dessen  Fortbestande 
findet  sich  z.  B.  in  dem  Weisthum  von  Ingemersheim'').  Hier- 
nach sollen  die  vier  Amtleute  des  Klosters,  der  meiger  (Meier),  der 
kell  er  (Kellner,  Schaffner),  der  ohsener  (Ochsener,  Viehzüchter) 
und  ,,wer  uf  dem  hofe  sitzet,  er  hab  das  gut  und  gülte  oder  erbeite 
(arbeite)  es  nit,'"  cl.  h.  der  eigentliche  Hofbauer  oder  Hofmann, 
,, lidig  (ledig,  frei)  sein  vor  (von)  bette  (Bete),  vor  gewerf7) 
,,schetzunge    (  Schätzung) ,     vor   u  s  z  i  e  h  e  n  d  e    (d.  h.  aus- 
,,  ziehen,  in' s  Feld  ziehen)  vor  enger    ( angariae ) 8)  ,  vor 
,,stüre  (Steuer)"  u.  s.  w. 


')  Hornau  u.  Kelchheim:  ebendas.  I.  562  lin.  3. 

2)  Ebersheim münster  v.  1320:  ebendas.  I.  667.  lin.  43. 

3)  In  einem  rechte  liegen:  d.h.  rechtlich  verpflichtet  sein. 

4)  Stock:  das  Gefängniss  auf  dem  Dinghof;  siehe  unten  §.  13. 

5)  Yergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  417. 
,;)  Ingemersheim:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  749.  lin.  12. 

7)  Gewerf:  es  entspricht  dem  lat.  conjectus  in  der  Bedeutung  von  Abgabe. 
Vergl.  über  Gewerf  unten  die  Erörterung  Nr.  V. 

8)  Engern:  angariae;  ist  jede  Art  von  Zwangdienst  oder  Frohndienst, 
insbesondere  jener,  der  mit  Fuhrwerk  geleistet  wird:  daher  angariare,  anga- 
rizare  =  engen,  beengen,  gefangen  nehmen,  bedrängen,  zwingen. 
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Die  seltene  Erwähnung  eines  Rechtes,  welches  sicher  in  der 
merowingischen  und  karolingischen  Zeit  zu  den  Herrenrechten  (Herr- 
lichkeiten) gehörte,  hat  unverkennbar  ihren  Grund  darin,  dass  sich 
die  Kriegsverfassung  umgebildet  hatte9)  und  die  Seniores  oder 
Dinghofherren  den  Reichskriegsdienst  vorzugsweise  mit  ihren  Va- 
sallen und  Dienstleuten  —  ,,  mit  Rittern  und  Knechten "  10)  — 
später  mit  geworbenen  Truppen  leisteten  oder  statt  dessen  eine 
Geldabfindung  an  den  Kaiser  bezahlten.  Hiermit  hängt  auch  zu- 
sammen, dass  der  Dinghofherr  nach  einigen  Weisthümern  befugt 
war,  ausser  den  gewöhnlichen  Gutsabgaben,  dem  Zins,  Census,  bei 
besonderen  Veranlassungen  auch  eigentliche  Steuern  „stur,  bete, 
pfenningbede,  gewerf,  ban-gewerf,  Schätzung1'  u.  dergl.  zu  erheben 
Somit  war  unverkennbar  im  Elsass  das  Besteuerungsrecht  des 
Dinghofherrn  an  die  Stelle  des  Aufgebotes  der  Hintersassen  zum 
Heerbann  getreten.  In  Urkunden  aus  anderen  Landestheilen ,  wie 
z.  B.  Burgund,  wird  aber  das  Recht  des  Grundherrn,  die  Heeres- 
folge zu  verlangen,  noch  ausdrücklich,  jedoch  auch  hier  schon  mit 
beigefügten  Beschränkungen,  erwähnt.  So  z.  B.  besagen  die  jura 
burgi  de  Chatelblanc  in  Burgund  a.  1303  12): 

„Item  si  dominus  chevauchiam  (caballcatam)  vel  exercitum 

,.habuerit,  burgenses  cum  domino  debent  servire  unam  diem  et 

„noctem  propriis  expensis;    ulterius    autem    expensis  domini. 

„Burgenses  vero,  qui  a  dicto  banno  domini  cum  armis  ut  decet 

,,non  ierint  aut  miserint,  tres  solidos  debent". 

Aehnlich  sagt  der  Stadtrodel  von  Freiburg  im  Breisgau  aus 
dem  13.  Jahrhundert  c.  63. 13): 

„Burgenses  non  tenentur  ire  cum  domino  in  expeditione,  nisi 

„iter  unius  diei"  etc. 


°)  Vergl.  meine  deutsche  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  474  flg. 

10)  Vergl.  z.B.  Weisth.  v.  Ebersheimmünster,  a.  1320,  bei  J.  Grimm, 
Weisth.  I.  671.  lin.  8;  v.  Gr  essweil  er,  ebendas.  I.  704.  lin.  47. 

41)  stür,  stüo-e,  bete,  bede,  Schätzung  u.  dergl.  Vergl.  Weisth.  v. 
Hüningen,  ebendas.  I.  652.  lin.  10;  v.  Geispolzheim,  c.  27.  ebendas.  1.  7U7  ; 
„rechte  bette":  Haselach,  a.  1336,  ebendas.  1.700.  lin.  44. —  „Pfenning- 
bet,  hohe  und  nohe",  Weisth.  v.  Mühlbach,  ebendas.  I.  697.  lin.  5.  — 
Gewerf  (siehe  Note  7):  Weisth.  v.  Ingemersheim,  ebendas.  L  749.  lin.  12; 
v.  Ebersheimmünster,  a.  1320.  ebendas.  I.  672.  lin.  18.  —  Bangewerf: 
Weisth.  v.  Nothalden,  ebendas.  I.  682.  lin.  19. 

!«)  Chatel-blanc:  ebendas.  I.  846.  lin.  34. 

ia)  Freiburger  Stadtrodel:  bei  Gaupp,  deutsche  Stadtrechte  Üe& M.-A. 
Breslau  1852.    Bd.  II.  p.  36. 
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In  dem  Weisthume  der  Schöffen  von  Magdeburg,  welches  in 
der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  dem  Herzog  Heinrich  (I.), 
dem  Bärtigen,  für  seine  Stadt  Goldberg  (Aurum)  mitgetheilt 
wurde14),  findet  sich  folgende  hier  einschlägige  Bestimmung: 

(§  4)  ,',  Si  eciam  forte  ad  deprimendam  aliquorum  praedonum 
,,audaciam.  aut  pro  defensione  patrie.  vestram  forte  indixeritis 
,,expedicionem.  de  ipsa  civitate  ad  serviendum  vobis  quadraginta 
,,viri  cum  armaturis  suis  preparati  et  servi  ipsorum  emittentur. 
,,et  si  necesse  fuerit.  in  expensa  civitatis.  Alii  vero  domi  re- 
,,manentes  ad  defensionem  civitatis  invigilabunt". 

Da  aber  die  gemeine  Heeresfolge,  auch  wo  sie  noch  von  dem 
Landvolk  und  den  Städtebürgern  geleistet  wurde,  nur  noch  bei  be- 
sonders dringenden  Veranlassungen  geboten  wurde,  so  wurde  die  uralte 
Bezeichnung  derselben  als  ari-bannus  (heri-bannus  u.  dergl.) 
allmählig  missverstanden,  und  erstcre  Form  in  Frankreich  in  „ar- 
riereban" verdorben,  was  dann  wieder  buchstäblich  getreu,  aber 
sinnlos  in  ,,  re  tro- b  annu  s  "  latinisirt  wurde,  womit  sich  die  Idee 
eines  ausserordentlichen,  ausnahmsweisen  kriegerischen  Auf- 
gebotes verband.  Hiervon  sind  die  angeführten  jura  burgi  de 
Chatelblanc  von  1303  15)  zu  verstehen,  wenn  sie  sagen: 

,,Qui  autem  ad  retro-bannum  (arr  i  e  r  eban)  non  ierit,  debet 
,,60  sol. ,  nisi  infirmitatem  aut  aliam  excusationem  legitimam 
„praetendere  potuerit  et  probare". 

Die  hier  noch  beibehaltene  uralte  fränkische  Busse  des  Weg- 
bleibens vom  Heerbann  mit  60  solidis,  dem  vollen  Kö'nigsbanne, 
bestätigt  deutlich,  dass  der  arriereban  nichts  anderes  ist,  als  der 
fränkische  ari-  oder  heri-bannus  war.  Noch  im  XVII.  Jahrhundert 
wird  der  arriereban  als  praktisch  in  Frankreich  erwähnt16).  In 
Deutschland  blieb  ebenfalls  die  Sache  praktisch  unter  dem  Namen 
des  Landsturms,  und  zwar  bis  auf  die  Gegenwart. 

§•  7. 

e)  Der  Bann  als  Strafgeld,  Busse,  Besserung-,  Einung. 

Mit  voller  Gewissheit  ergibt  sich  aus  den  Weisthiimern ,  dass 
in  dem  Bann  des  Dinghofherrn  das  Recht  enthalten  war ,   G  e  1  d  - 


14)  Abgedruckt  bei  Gaupp,  das  alte  magdeburgische  und  ballische  Recht. 
Breslau,  1826.  p.  220. 

15)  Chatel-blanc;  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  846.  lin.  39. 

lö)  Fleury,  instit.  de  droit  frangais ,  um  1665;  aufgefunden  und  heraus- 
gegeben von  E.  Laboulaye,  Paris  1858.  Vol.  1.  p.  153:  „Ce  secours  extra- 
ordinaire  s'appelle  arriereban,  d'un  ancien  mot  allemand  corrompu". 
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strafen  in  einem  gewissen  Betrage  auf  frevelhafte  Handlungen 
oder  rechtswidrige  Unterlassungen  zu  setzen,  gerade  so,  wie  in  der 
merowingischen  und  karolingischen  Zeit  in  jedem  als  bannus  be- 
zeichneten Gebote  oder  Verbote  die  Androhung  einer  Geldstrafe  in- 
begriffen war  und  daher  das  Strafgeld  selbst  oft  auch  als  bannus 
bezeichnet  wurde  1). 

Nicht  selten  wird  das  Recht  des  Dinghofherren,  Geldstrafen 
auf  gewisse  Handlungen  zu  setzen,  ausdrücklich  erwähnt:  so  z.  B. 
im  Weisthum  von  S eise,  von  1310  c.  192): 

„Swer  da  inne  (in  dem  Fischwasser  des  Klosters)  vischet  bi  nat 
,, (Nacht),  deme  wirt  verteilet  lib  und  gut;  bi  tage  (bei  Tage) 
,,wirt  iem'an  funden  in  den  seilben  (selben)  wassern,  der  soll  die 
„bhusshe  liden  (Busse  leiden),  als  danne  der  abbet  daruff  ge- 
,,sezhet  hat". 

In  den  elsässischen  Urkunden  erscheinen  solche  Strafgelder 
regelmässig  unter  dem  Namen  „Bussen";  mitunter  heissen  sie 
auch  B es serung  (emenda),  Brüche  oder  Frevel;  seltener  findet 
sich  der  Ausdruck  Wetten.  So  z.  B.  gebraucht  das  AVeisthum 
von  Zimersheim  von  1483 3)  Besserung  und  Busse  als  völlig 
gleichbedeutend.  In  gleichem  Sinne  spricht  das  Weisthum  von 
Kleinfrankenheim4)  von  Brüchen: 

„so  er  dann  die  versessene  (d.  h.  rückständigen)  zins  und  alle 

„  brüch  abrichtet  und  bezalet". 

Ganz  dasselbe  bedeutet  das  ohne  Grund  von  J.  Grimm  be- 
zweifelte Wort  „prochen"  im  Weisthum  von  Heilige nberg 
von  1483  5). 

Der  Bezeichnung  der  Geldbussen  als  Frevel  begegnet  man 
z.  B.  im  Weisthum  von  Ebersheimmünster  von  1320*'): 

„und  sind  die  zweiteil  der  vrevel  eines  appetes  und  der  dritteil 

„eins  vogtes" ; 

eben  so  im  Weisthum  von  Erkbolzheim  von  1523  ").  welche« 
sich  zugleich  über  den  Betrag  des  als  Frevel  bezeichneten  Straf- 
geldes ausspricht: 

„der  bessert  einen  frevel,  das  ist  5  Schilling  pfennig." 


0  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  412.  Note  2t);  und  p.  918. 
a)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  761. 

3)  Eben  das.  1.  664. 

4)  Eben  das.  1.  744.  lim  30. 
3)  Eben  das.  I.  702.  lin.  32. 
8)  Eben  das.  I.  669.  lin.  27. 
7)  Ebenda  s.  t  722.  lin.  19. 
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Der  Ausdruck  Wette  wird  insbesondere  von  solchen  Straf- 
geldern gebraucht,  die  nicht  sofort  erlegt  werden,  und  die  daher 
der  Schuldige  wetten,  d.  h.  geloben,  beziehungsweise  durch  Wette 
geben,  vadium  dare,  d.  h.  durch  Bestellung  von  Bürgschaft  oder 
Pfand  deren  Zahlung  sicher  stellen  musste 8).  In  diesem  Sinne 
sagt  das  Weisthum  von  Bassenheim9): 

,,Swelher  huober  sinen  zins  nit  gilt  des  tages  ...  er  muss  dar- 

,,nach  wethen"; 
und  das  Weisthum  von  Zimersheim,  von  1483  10),  bestimmt  für 
den  Fall,  dass  ein  Hub  er  auch  im  dritten  Geding  seinen  Zins  nicht 
entrichtet : 

,, darnach  got  (gehe)  wett  darauf,  also  acht  tag  noch  (nach) 
,,disem  letsten  geding  aber  (abermals)  so  vil,  als  der  vervalnen 
,,buss  vor  was". 

Häufig  gebrauchen  die  elsässischen  Weisthümer  für  die  Bussen 
das  Wort  ,,Einung":  so  z.  B.  das  Weisthum  von  Bassen- 
heim11): 

,,Wer  (nachdem  das  Korn  etc.  in  den  Bann  gethan  ist)  darüber 
„schneidet,  mer  dan  sin  pfluc  reichet,  den  treibet  der  keller 
,,abe,  und  nimet  die  einung." 

Diese  Bezeichnung  der  Strafsätze  als  Einung  schliesset  sich 
genau  an  die  uralte  Bezeichnung  der  Lex  Salica  und  anderer  Eechts- 
bücher  als  ,,pactus"  an,  insbesondere  an  die  Bezeichnung  der  Lex 
oder  Ewa  Chamavorum  als  ,,gezunfti",  welches  Wort  (Zunft)  noch 
heut  zu  Tage  mit  Einung  oder  Innung  gleichbedeutend,  jedoch  nur 
noch  zur  Bezeichnung  der  Handwerkergilden  gebräuchlich  ist12). 
Der  Gebrauch  des  Wortes  Einung  in  dem  angegebenen  Sinne 
deutet  auf  die  ursprüngliche  Festsetzung  des  Betrages  gewisser  Straf- 
gelder durch  eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Dinghofherrn 
und  den  Hubern  hin.  Dies  wird  ausdrücklich  durch  den  Eechts- 
spruch  des  Kaisers  Rudolph  I.  über  Weissenburg  von  1275  be- 
stätigt13), worin  es  heisst: 


8)  Ueber  Wette  geben,  wetten;  siebe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  p.  837.  915.  917.  945. 

9)  Bassenheim:  J.  Grimm,  Weistb.  I.  690.  lin.  1. 

10)  Zimersheim:  ebendas.  I.  664.  lin.  11. 

11)  Bassenheim:  ebendas.  I.  744.  lin.  22.  —  Yergl.  auch:  Jura  curiae  in 
Berse,  saec.  XIII;  ebendas.  I.  693.  lin.  15. 

12)  Vergl.  meine  deutsche  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  9.  Note  10;  und 
p.  36.  Note  16.  .   /        *  '  - 

,3)  Sententia  Kudolphi  I.  a.  1275,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  765.  lin.  50. 
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, ,Item  quando  facta  fuerit  cum  consilio,  quod  dicitur  eynunge, 

„vulgiter  ordinatio  (Verordnung)  super  silvas,  transgressor  ipsius 

,,abbati  tenebitur  ad  emendam". 

Hiernach  erklärt  sich  auch,  wie  Einung  auch  häufig  das 
Verbot  (bannus)  selbst  bezeichnen  kann,  welches  über  die  Aecker, 
Weinberge,  Wälder  u.  dergl.  in  gewissen  Jahreszeiten  ausgesprochen 
wird.  Hierauf  gehen  im  Weisthum  von  Marl  ei  von  1338  ll)  die 
Ausdrücke:  „die  erste,  zweite,  dritte,  einung  thun;  die 
einung  brechen";  d.h.  das  Verbot  thun;  das  Verbot  übertreten. 
Ebendaselbst  bezeichnet  der  Ausdruck: 

,,die  einung  haben" 
das  Recht,  das  verwirkte  Strafgeld  zu  beziehen  und  dieses  Recht 
wird  ebendaselbst  bald  dem  Meier,  bald  dem  Dinghofherrn  beigelegt. 

Die  Beträge  der  Strafgelder  sind  in  den  elsässischen  Weis- 
thümern  sehr  verschieden  angegeben,  was  schon  aus  dem  Grunde 
nicht  befremden  kann,  weil  in  dieser  Beziehung  nicht  nur  das  Her- 
kommen auf  den  einzelnen  Dinghöfen  einen  grossen  Spielraum  hatte, 
sondern  auch  die  Weisthümer  selbst  einen  Zeitraum  von  mindestens 
sechs  Jahrhunderten  (vom  XII.  bis  XVIII.  Jahrhundert)  umfassen, 
in  welcher  langen  Zeitxdie  Dinghofherren  mannigfache  willkührliche 
Veränderungen  durchsetzen  konnten.  Man  findet  Strafsätze  von 
6  Pfennigen,  z.  B.  im  Weisthum  von  Waldolvisheim  von  1612,v); 
von  7!/2  Pfennigen,  z.  B.  im  Weisthum  von  Heiligenberg 
a.  1485  lß) ;  2  Schillinge,  z.  B.  in  Grussenheim  und  in  Bassen- 
heim17); 3  Schillinge  und  4  Pfennige,  z.B.  Ob  ermichelbach, 
von  1457  c.  25  18);  5  Schillinge;  z.  B.  Bassenheim,  Ekbolz- 
heim,  Hengweiler19);  10  Schillinge,  z.B.  Hengweiler20); 
15  Schillinge,  z.  B.  U et enh eim 21)  und  30  Schillinge,  z.B.  Sund- 
haus, Nothalden,  Euchhofen22)  u.  s.  w.  Mitunter  erscheint 
ein  Strafgeld  von  einigen  Pfunden  Pfennige,  z  B.  ,,drei  pfund 


14)  Marlei:  ebendas.  L  728.  lin.  37.  38. 

,5)  Waldolvisheim:  ebendas.  1.  751.  lin.  10. 

Ui)  Heiligenberg:  ebendas.  I.  702.  lin.  13.  42;  703.  lin.  5.  7. 

l7)  Grussenheim:  ebendas.  I.  674.  lin.  27;  Bassenheim  I.  690.  lin.  25. 

,8)  Obermichclba  ch:  ebendas.  I.  661. 

19)  Bassenheim,  ebendas.  I.  690.  lin.  28;  Ekbolzheim:  I.  722.  lin. 
19.  20;  Hengweil  er:  I.  745.  lin.  39. 

20)  Heng weiler:  ebendas.  I.  745.  lin.  40. 

«}  Uetcnheim:  ebendas.  %  733.  lin.  49;  734.  iin.  7. 

22)  Sun dh aus:   ebendas.  I.  677.  lin.  46;  Nothalden,  I.  6S2.  lin.  24; 

Euchhofen,  I.  686.  lin.  24. 
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und  ein  helbling"  in  Niedern-Sp  eck  bach,  Grosskems 
von  1384,  Obermichelbach  von  1457,  c.  7  und  25;  Nieder- 
Ranspaeh  von  1457  c.  7  und  14  23);  in  vereinzelten  Fällen  findet 
sich  sogar  die  Androhung  einer  Strafe  von  40  oder  50  Mark  löthigen 
Goldes;  so  z.  B.  bedroht  das  Weisthum  von  Gressweiler24)  den- 
jenigen, der  das  Asylrecht  dieses  Dinghofes  verletzt,  indem  er  einen 
Flüchtling  verfolgend  dort  eindringt,  folgendem» assen: 

,,als  manigen  trit  er  in  den  hofe  tete ,  als  manige  xxx  Schillinge 
„bessert  er  dem  rneier,  und  hat  des  kunigs  freiheit  ge- 
brochen, bei  peen  50  marks  ledigs  golds,  halb  dem 
,,kunig  in  sein  kamer  und  halb  einer  frau  ebtissin  (von 
,, Erstem)". 

In  gleichem  Falle  droht  das  Weisthum  von  Grussenheim 
a.  13  2  0  25)  eine  Strafe  von  40  Pfund  Goldes  „einem  keisere  in  sine 
kamere,  und  mime  herren  dem  appete  sine  smochh  eit2b)  und  sinen 
schaden  abe  zu  richtende  an  sine  gnade". 

Mitunter  „rutscht"  die  Busse,  d.h.  sie  verdoppelt  sich, 
oder  erhöht  sich  nach  irgend  einem  anderen  Verhältniss,  bei 
fortgesetztem  Ungehorsam ,  wiederholtem  Versäumniss  der  Gerichts- 
tage, gerade  so,  wie  nach  einigen  Weisthümern  der  Zins  (sogenannter 
Rutscherzins)  bei  Versäumung  der  Zinszahlungstage  rutscht, 
d.  h.  sich  verdoppelt.  So  besagt  das  Weisthum  von  Swindraz- 
heim27):  dass ,  wenn  der  zu  einer  Geldbusse,  Besserung,  Ver- 
urtheilte  dieselbe  nicht  noch  „bei  Sonnenschein",  d.  h.  desselben 
Tages  bezahlt,  ,,so  ist  der  besserunge  uf  morn  (auf  morgen,  d.  h. 
über  nacht,  des  anderen  Tages)  noch  als  vil  (alterum  tan- 
tum),  und  rutscht  also  bis  an  den  dritten  tag". 

Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in  den  Weisthümern  von 
Obermichelbach,  a.  1457.  c.  10.,  Zimersheim,  v.  1483. 
Euchhofen,  Wolksheim,  c.  2.,  Bibelnheim,  Hengweiler 
von  1584,  Waldolvisheim  u.  s.  w. 28). 

*23)  Niedern-Speckbach:  ebendas.  1.  654.  lin.  4;  Grosskems,  I.  654. 
lin.  35;  Obermichelbach,  I.  658.  lin.  38 ;  661.  lin.  10;  Nieder-Eanspach, 
I.  662.  lin.  29;  663.  lin.  1.  —  Das  Weisthum  von  Obermichelbach  c.  10. 
ebendas.  1. 659 ,  berechnet  das  Pfund  Pfennige  zu  32  Schilling  4Pfenning  BaselerMiinz. 

24)  Gressweiler:  ebendas.  I.  703.  lin.  46. 

25)  Gr us Senheim:  ebendas.  I.  673.  lin.  17. 

-'')  Schmochheit:  d.h.  Schmach,  frevelhafte  Beleidigung. 

v27)  Swindrazheim:  ebendas.  I.  739.  lin.  42;  740.  lin.  13. 

28)  Obermichelbach;  ebendas.  I.  659;  Zimersheim,  I.  664.  lin.  3 
Euchhofen  1.685.  lin.  31;  Wolksheim  I.  715.  lin.  1;  Bibelnheim  I. 
725.  lin.  1;  Hengweiler  I.  745.  lin.  39;  Waldolvisheim  I.  751.  lin.  18. 
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Bei  aller  dieser  Verschiedenheit  lässt  sich  jedoch  der  ursprüng- 
liche Strafsatz ,  den  der  Dinghofherr  zu  machen  berechtigt  war, 
deutlich  erkennen.  Es  zeigt  sich  nämlich  in  den  elsässischen  Weis- 
thümern  ein  Sprachgebrauch ,  wonach  schlechte,  d.  h.  geringe, 
und  grosse  Bussen  unterschieden  werden.  So  sagt  z.B.  das  Weis- 
thum von  Gre sswei  1  er 29) : 

„"Was  auch  besserung  verfeilet,  es  sei  schlechte  besserung 
„oder  frevel,  die  sind  alle  des  meiers". 

Hier  stehet  Frevel  in  der  Bedeutung  von  „höhere  Busse'' 
oder  grosse  Besserung.  Eine  ,, grosse  Besserung"  im  Betrage 
von  3  1  Helbling  für  den  Vogt,  im  Gegensatze  der  kleinen 
Besserung  im  Betrag  von  3  Schill.  4  pf. ,  die  dem  Meier  gebührt, 
erwähnt  das  Weisthum  von  Obermichelbach  a.  1457  c.  2  5  30). 

„Grosse  Frevel",  die  mit  30  Schillingen  gebüsst  werden, 
und  „kleine  Frevel",  d.  h.  Bussen  im  Betrage  von  28  pf. 
und  von  2  Schillingen,  unterscheidet  das  Weisthum  von  Drusen- 
heim31) u.  s.  w. 

Dieser  Sprachgebrauch  weiset  deutlich  darauf  hin,  dass  ur- 
sprünglich zwei  Arten  von  Strafgeldern  vorkamen ,  deren  Betrag 
fest  gestanden  haben  muss ;  dafür  spricht  noch  insbesondere  der 
auffällige  Umstand,  dass  man  es  in  vielen  Urkunden  gar  nicht  für 
nothwendig  fand,  ausdrücklich  die  Summen  zu  nennen,  welche  als 
grosse  oder  als  schlechte  Besserung  gelten  sollen.  Nun  finden  sich 
auch  regelmässig  und  massenhaft  wirklich  zwei  solche  Strafsummen, 
nämlich  die  von  2  Schillingen  als  schlechte,  d.  h.  geringe,  und 
die  von  30  Schillingen  als  grosse  Besserung.  So  zeigt  z.  B.  auch 
die  Ebersheimer  Dinghofs-Erneuerung  von  1612  diese,  und  zwar 
nur  diese  beiden  Strafsätze 32).  Man  wird  daher  wohl  nicht  irren, 
wenn  man  es  hiernach  als  Grundsatz  betrachtet,  dass  der  höchste 
Bann,  das  höchste  Strafgeld,  welches  der  Dinghofherr  kraft  eigenen 
Rechtes  zu  setzen  befugt  war,  30  Schillinge  betrug,  und  dass  die 
höheren  Bussen ,  die  sich  vereinzelt  vorfinden ,  nur  in  einem  be- 
sonderen kaiserlichen  Privileg  oder  in  der  Usurpation  einzelner 
Dinghofherren  ihren  Grund  haben  können.  Ganz  klar  ist  dies  hin- 
sichtlich der  vorgedachten  Strafe  von  40  oder  50  Pfund  löthigen 
Goldes  33j ,    welche  Strafsumme   nur   von  dem  Kaiser  oder  König 

*>)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  704.  lin.  23. 
30)  Eben  das.  I.  661. 
..    31)  Ebenda,  s.  I.  734.  lin.  29. 

•''-)  Ebersheimer  Dinghoferneuerung  von  1612.  §.  1.  2.  6.  9.  16.  19. 
33)  Siehe  oben  p.  25  bei  Note  24  und  25. 
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angedroht  werden  konnte.  Ueberhaupt  wurden  Strafsummen,  nach 
Pfunden  Goldes  berechnet,  erst  nach  dem  Vorbilde  der  lombardischen 
Praxis  in  Deutschland  eingeführt.  So  wird  z.  B.  in  den  Kaiser- 
urkunden ,  welche  in  den  Monumentis  Germaniae  zusammengestellt 
sind,  eine  Strafe  von  50  Pfund  Gold,  halb  an  die  königliche  Kam- 
mer, halb  an  die  Verwandten  des  Getödteten  fallend,  zuerst  in  einem 
Gesetze  Wido 's  von  889  c.  9  erwähnt34);  und  sodann  wird  in 
einer  für  die  Lombardei  bestimmten,  und  in  derselben  erlassenen 
Constitution  Kaiser  Heinrich's  III.  v.  1054  c.  1.  de  venefieiis  das 
Wehrgeld  eines  Vergifteten  oder  sonst  heimlich  Ermordeten  auf 
10  Pfund  Goldes  gesetzt35).  Ueber  die  Entstehung  der  Strafsumme 
von  drei  Pfund  1  Helbling  findet  sich  keine  Andeutung.  Was  da- 
gegen das  so  häufig  vorkommende  Strafgeld  von  30  Schillingen,  die 
regelmässig  höchste  Busse  des  Dinghof herrn  anbetrifft,  so  entspricht 
diese  genau  dem  halben  fränkischen  Königsbann,  bannus  dominicus 
sive  francilis 3(i) ,  so  wie  das  ebenfalls  sehr  häufige  Strafgeld  von 
1 5  Schillingen  eben  so  genau  dem  kleinen,  ein  Viertheil  des  KÖnigs- 
bannes  betragenden  fränkischen  Banne  entspricht,  unter  dessen  An- 
drohung schon  von  der  ältesten  Zeit  an  die  Grafen  ihre  Gebote 
auch  ohne  besondere  königliche  Ermächtigung  ergehen  lassen  konnten. 
Deutlich  sagt  dies  schon  Karl's  d.  Gr.  Capitulare  de  partibus 
Saxoniae  a.  785  c.  31  37): 

,,Dedimus   potestatem  comitibus  bannum  mittere  infra  suo  mi- 
,,nisterio  de  faida  vel  majoribus  causis  in  sol.  60.    De  mi- 
„noribu  s  vero  causis  comitis  bannum  in  sol.  15  constituimus". 
Die  einzige  Aenderung  bestehet  darin,  dass  auch  in  den  elsäs- 
sischen  Weisthümern,  eben  so  wie  im  Sachsen-  und  Schwabenspiegel 
die  Schillinge  an  die  Stelle  der  alten  solidi  getreten  sind38).  Be- 
merkenswerth dürfte  es  wohl  sein,   dass  die  höchste  Busse  oder 
Wette,  bei  welcher  der  Dinghofherr  als  solcher  nach  den  elsässischen 
Weisthümern  regelmässig   gebieten  oder  verbieten  konnte,  genau 


34)  Pertz,  Legg.  Tom.  I.  558. 

35)  Ebendas.  Legg.  Tom.  II.  p.  42.  ffn.  37. 

3G)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  412.  Note  29.  —  Die  Be- 
zeichnung des  Königsbannes  als  bannus  francilis  findet  sich  in  Karol.  II, 
cap.  861;  Pertz,  Legg.  I.  477.  lin.  14.  26:  „Quilibet  Francus  homo.  convictus, 
quia  bonum  denarium  .  .  .  eiecerit  (d,  h.  dessen  Annahme  weigert) ,  medietatem 
francilis  banni  componat". 

37)  Pjertz^Legg.  I.  50.  —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
pag.  918.  > 

38)  Vergl.  z.B.  Sachse  nsp.  II.  61.  §.2;  Schwabens  p.  (v.  Lassberg)  c.  236. 
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dieselbe  Summe  (30  Schillinge)  beträgt,  welche  man  nach  dem 
Sachsenspiegel  III.  64.  §.7.  einem  Markgrafen  wettete,  der 
das  Recht  hatte,  „bei  sein  selbst  hulden  zu  dingen",  d.  h.  vor 
Gericht  zu  laden m) ;  wogegen  die  übrigen  Grafen ,  einschlüssig  der 
Pfalz-  und  Landgrafen ,  die  insgesammt  im  Namen  des  Königs 
die  Rechtspflege  verwalteten,  d.  h.  unter  Königsbann  dingten,  ganz 
in  Gemässheit  der  eben  angeführten  Vorschrift  des  Capitulare  de 
partibus  Saxoniae  c.  31 ,  unter  Androhung  des  vollen  Königsbannes 
von  60  Schillingen  gebieten  und  verbieten  konnten,  wie  dies  der 
Sachsenspiegel  III.  64.  §.  4  ausdrücklich  sagt: 

,,Sestich  Schillinge  weddet  man  deme  greven  unde  ok  deme 
„vogede,  die  under  koniges  banne  dinget,  of  he  den 
,,ban  vonme  konige  selve  hevet".  §.6.  ,, Palenzgreven  unde 
„landgreven  dingen  under  koniges  banne,  als  (wie)  die 
,,greve;  den  weddet  man  ok  sestich  Schillinge". 

Die  Befugniss  der  Dinghofherren,  bei  einer  Busse  von  30  Schil- 
lingen zu  gebieten,  deutet  unverkennbar  auf  eine  ähnliche  exemte 
Stellung  derselben  innerhalb  ihrer  Herrschaftsbezirke  hin,  wie  sie 
die  Markgrafen  in  den  Markgrafschaften  hatten;  auch  waren,  wie 
später  ausführlich  gezeigt  werden  wird,  alle  Dinghöfe  wirklich 
Exemtionen  oder  Immunitäten40).  Jedenf alles  ist  die  Gleichheit 
des  Bannes  oder  der  Wette,  bei  welcher  die  Dinghof herren  gebieten 
konnten,  mit  jener  der  Markgrafen,  kein  gering  zu  achtendes  An- 
zeichen einer  hohen  Standesstellung  derselben. 

§•  8. 

f)  Der  Bann  als  Bannbezirk.   Die  Botmässigkeit.  Bannleute. 
Bannherr. 

Neben  der  subjectiven  Bedeutung  als  Befugniss  des  Gebietens 
und  Verbietens,  oder  des  Rechtes,  Verordnungen  zu  erlassen,  er- 
scheinet aber  in  den  Dinghofsurkunden  das  Wort  „Bann"  sehr 
häufig  auch  in  der  gegenständlichen  Bedeutung  von  Bannbezirk, 
d.  h.  der  Bezirk,  in  welchem  dem  Dinghofherrn  das  Recht  des  G  e  - 
bieten  s  und  Verbietens  zusteht.  In  diesem  Sinne  sagt  z.  B. 
das  Weisthum  von  Drusenheim1): 

39)  Sachsensp.  III.  64.  §.7:  „jWelkem  marcgreven  (weddet  man) 
30  Schillinge,  die  dinget  bi  sines  selvis  hulden". 

40)  Ucbcr  die  Synonymität  von  „immunitas"  oder  „emunitas"  und 
„exemtio",  siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  440;  übrigens 
hat  „exemtio"  noch  mehrere  Bedeutungen;  ibid.  p.  442. 

')  J.  Grimm,  Wcisth.  I.  734.  lin.  20. 


,,Es  ist  zu  wissen,  dass  das  die  recht  sint,  die  ein  apt  zu 
,,S  wartzach  hat  in  dem  banne  und  in  dem  gerichte  zu  Trusen- 
„heyn". 

Diesem  Rechte  des  Dinghofherrn  entsprach  selbstverständlich 
die  Verpflichtung  der  Hinter-  oder  Untersassen,  den  Geboten  und 
Verboten  Folge  zu  leisten;  daher  heisst  das  Gebot,  namentlich  wo 
es  eine  Land-  oder  Heeres  folge  betrifft,  auch  ,,volge-bot" 
wie  man  aus  dem  Vehmgerichtsbuch  des  Burckhard  von  Wollers- 
hausen ersieht -) : 

,,Item  welcher  geheischen  (d.h.  vor  das  Vehmgericht  geladen, 
,, vorgebannt)  ist  oder  im  banne  ist,  der  mag  nyinantes  geheischen, 
,,und  die  mögen  auch  kein  uolge^frot  gethun". 

Auf  die  Pflicht  der  Gutsunterthanen ,  den  Geboten  des  Ding- 
hofherrn Folge  zu  leisten,  ging  ursprünglich  der  Ausdruck  Bot- 
mässigkeit,  der  sich  noch  heut  zu  Tage  als  Bezeichnung  der 
Pflicht  der  Unterthanen  zu  staatsbürgerlichem  Gehorsam  überhaupt 
erhalten  hat3).  Eben  wegen  dieser  Unterwürfigkeit  unter  den 
Bann  des  Dinghofsherrn  heissen  die  Untersassen  in  den  Weis- 
thümern  auch  ,,die  Bannleute"4),  so  wie  der  Dinghofsherr 
wegen  der  Zuständigkeit  des  Bannes  ,,der  Bannherr"5),  welche 
Bezeichnung  noch  in  den  letzten  Zeiten  des  deutschen  Reiches  häufig 
gefunden  wird.  So  z.B.  beginnt  das  in  Strassburg  bei  Joh.  Heitz, 
Universitätsbuchdrucker,  gedruckte  Ordnung-  und  Articul-Buch 
des  Dorfes  Bischheim  am  Saum  de  anno  1771  fol.  1: 

„Wir  Franz  Friedrich  Sigmund  August,  Reichsfreiherr  von  B  ö  ck  1  in 
,,zu  Böcklinsau,  Herr  zu  Rust  etc.  Demnach  Wir,  als  Bann- 
,,Herr  des  Dorfes  Bischheim  am  Saum,  bei  Unserer  im  vorigen 
„Jahre  angetretenen  Mehrjährigkeit,  das  zuverlässige  Vertrauen 
„gehabt"  etc. 


"2)  Vehmgerichtsbuch  des  Burckhard  von  Wolmershausen  fol.  178;  im 
Anzeiger  für  Kunde  der  deutschen  Vorzeit.  1853.  Nr.  2.  col.  58. 

3)  Vergl.  meine  Grundsätze  des  allg.  u.  deutschen  Staatsrechts  4.  Auflage. 
(1856)  §.  282. 

4)  Bannleute  :  erscheint  mitunter  als  Synonym  mit  „die  huber":  z.  B.  Weisth. 
v.  Gr  ess  weil  er,  bei  J.  Grimm,  I.  705.  lin.  16;  neben  einander  nennt  „huber 
und  banleut":  Weisth.  v.  Bassenheim;  ibid.  I.  690.  lin.  16.  17;  „huber, 
gotshusleute  und  banleute":  Weisth.  v.  Gr u s s e nh eim ,  a.  1320;  ibid. 
I.  673.  lin.  32. 

5)  Bannher*:  vergl.  z.B.  Weisth.  v.  B  ass  e  n  h  e  im ,  ibi  d.  I.  689.  lin.  21; 
v.  Marl  ei,  a.  1338,  ibid.  I.  729.  lin.  26.  Synonym  steht  auch:  houpt-herr 
(hauptherr);  z.  B.  Weisth.  v.  S  windrazheim,  ibid.  I.  740.  lin.  22; 
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Die  Dinghofherren  oder  Bannherren  sind  in  den  elsässischen 
Urkunden  theils  hohe  geistliche  Würdenträger,  wie  Bischöfe,  Aebte 
und  Aebtissinnen,  theils  weltliche  grosse  Grundbesitzer 6),  gerade  so, 
wie  solche  schon  in  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit 
unter  dem  Namen  „Seniores"  und  in  den  angelsächsischen  Rechts- 
quellen unter  der  Bezeichnung  als  ,,domini"  vorkommen.  Die 
geistlichen  Würdenträger  erscheinen  in  den  erhaltenen  Urkunden 
am  häufigsten  als  Dinghofherren.  Es  erklärt  sich  dies  nicht  nur 
zum  Theile  schon  daraus,  dass  die  Kirchen  und  Klöster  weit  sorg- 
fältiger in  der  Aufbewahrung,  Sammlung  und  Erneuerung  ihrer 
Besitztitel  waren,  als  die  weltlichen  Iierrengeschlechter ,  sondern 
hauptsächlich  daraus,  dass  ei$ Bischof  oder  seine  Kirche,  oder  ein 
anderer  Prälat  und  sein  Kloster  gar  nicht  anders  zum  Besitze  eines 
Dinghofes  gelangen  konnten,  als  durch  einen  besonderen  Rechtstitel, 
Schenkung  oder  letztwillige  Vergabung,  Kauf  oder  Tausch  u.  dergl. 
Bei  den  weltlichen  Herren,  wo  die  Erbfolge  nach  Geblütsrecht, 
hereditas  im  mittelalterlichen  Sinne,  regelmässig  stillschweigend  und 
ohne  Bedürfniss  einer  besonderen  Beurkundung  den  Uebergang  des 
Besitzrechtes  von  einem  Mitgliede  der  Familie  auf  das  andere  ver- 
mittelte, und  also  nur  bei  einer  ersten  Erwerbung  die  schriftliche 
Ausfertigung  von  Besitztiteln  vorkam,  mussten  nothwendig  die  Ur- 
kunden über  die  Erwerbungen  der  Dinghöfe  seltener  sein,  und 
fehlen  häufig  ganz  und  selbstverständlich  um  so  mehr,  je  weiter 
der  Ursprung  eines  Geschlechtes  und  seines  Grundbesitzes  in  das 
Alterthum  zurückgeht.  Die  Bischöfe  und  andere  Prälaten  oder 
deren  Kirchen  und  Klöster  leiten  ihre  Dinghöfe  und  damit  ver- 
bundenen Freiheiten  und  Berechtigungen  häufig  auf  unmittelbare 
kaiserliche  oder  königliche  Schenkungen  und  Verleihungen  oder 
auch  Bestätigungen  der  Schenkungen  anderer  hochgestellter  Personen 
zurück.  So  erwähnt  z.  B.  das  Weisthum  von  Ebersheim  von 
1320  7)  die  beiden  karolingischen  Ludwige,  und  einen  Herzog 
E  t  i  c  h  o ,  der  schon  unter  dem  Merowinger  Theodorich  III.  im  VII. 
und  VIII.  Jahrhundert  gelebt  hat,  als  die  Verleiher  des  Dinghofes 
und  seiner  Freiheiten  an  das  Kloster.  Diese  Angabe  stimmt  ganz 
mit  den  Urkunden  überein,  weiche  sonst  von  diesem  Kloster  be- 


°)  Genannt  werden  z.  B.  ein  Junker  Conrad  von  Ratzen  hausen  zum  Stein, 
im  Weisthum  von  Mühl  b  ach,  ebendas.  I.  697.  lin.  2;  die  Herren  von  Och- 
senhausen, im  Hubrecht  von  Haselach  von  1350,  ebendaselbst  I.  699.  lin. 
25  u.  s.  w. 

7)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  667.  lin.  37. 
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kannt  geworden  sind s).  Wenn  nun  auch  über  die  Aechtheit  dieser 
Urkunden  Bedenken  erhoben  werden  können,  so  bestätigen  sie  doch 
mindestens  die  Sage,  welche  über  den  Ursprung  der  Erwerbungen 
des  Klosters  im  Umlauf  war,  und  vom  IX.  Jahrhundert  an  all- 
gemein als  richtig  angenommen  und  durch  spätere  kaiserliche  Be- 
stätigungen gegen  weitere  Anfechtungen  sicher  gestellt  worden  ist  ■ — 
eine  Erscheinung,  welche  sich  in  ähnlicher  Weise  bei  vielen  Kirchen 
und  Klöstern  wiederholt. 

Auch  der  Ursprung  der  Dinghöfe  der  weltlichen  Herren  gehet 
häufig,  wenn  er  nicht  ganz  im  Dunkel  der  Vorzeit  verschwindet, 
auf  solche  kaiserliche  oder  königliche  Schenkungen  und  Verleihungen 
zurück.  Häufig  haben  aber  solche  weltliche  Herren  ihre  Dinghöfe  auch 
von  den  Bischöfen  oder  anderen  hohen  geistlichen  Personen  erworben ; 
so  z.  B.  namentlich  die  Herren  von  Lands berg  den  Dinghof  zu 
Ebersheim  von  der  Aebtissin  zu  Erstem9).  Wer  einigermassen  mit 
der  Geschichte  der  sogenannten  geistlichen  Territorien  bekannt  ist, 
weiss,  dass  die  Prälaten  sich  besonders  seit  dem  XI.  Jahrhundert 
häufig  zu  solchen  Abtretungen  an  ihre  regelmässig  aus  dem  Herren- 
stande zu  nehmenden  Vögte,  meistens  in  Lehensweise,  genöthigt 
sahen,  um  sich  vor  weiteren  Anmassungen  derselben  zu- retten 10). 
Eine  derartige  Ueberlassung  einiger  Dinghöfe  (curtes  dominicae) 
des  Klosters  von  Ebersheim -Münster  an  seinen  advocatus  als  bene- 
ficium  wird  sogar  schon  in  dem  Privilegium  erwähnt,  welches  Lud- 
wig der  Fromme  im  Jahre  824  dem  Kloster  Ebersheimmünster  er- 
theilt  haben  soll11)  mit  ausdrücklicher  Anführung  des  Grundes: 
„quatenus  ad  utilitatem  ac  defensionem  ecclesiae  ac  totius  familiae 
,,studiosius  ac  sollicitius  insistat  et  ne  abbas  vel  fratres  ipsius 
,,ulterius  in  quovis  loco  de  introitu  vel  aliquo  accessu  ipsius 
,,graventur". 

Es  finden  sich  aber  auch  umgekehrt  zahlreiche  Beispiele ,  dass 
Kirchen  und  Klöster  Dinghöfe  von  weltlichen  Herren  erwarben: 
so  z.  B.  berichtet  das  Dinghofrecht  von  Oberstozheim  i2) : 

8)  Vergl.  die  Urkk.  bei  Schilt  er  jus  feudal.  Aleman.  Edit.  2.  Argentor.  1728. 
p.  362  flg. 

9)  Ebersheime r  Dinghofserneuerung  v.  1612  §.  20. 

10)  Yergl.  z.  B.  die  sehr  belehrende  Concordia  inter  abbatem  Adelgerium  et 
Marquardum  (von  Grumbach)  advocatum,  a.  1100,  in  den  diplomatischen  Nachrichten 
vom  Ursprung  und  der  Stiftung  des  Klosters  Neustadt  a.  M.  Dinkelsbühl  1768 
Nr.  7.  der  Beilagen. 

n)  Abgedruckt  bei  Schilter  Jus  feud.  Aleman.  p.  364.  col.  1.  Vergl.  über  dies 
Privilegium  unten  die  Erörterung  in  Beil.  C.  zur  ebersheimer  Dinghoferneuerung. 
")  J.  Grimm,  Weisth.  1.  687.  Un.  38. 
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„Das  ist  das  dinghofrecht  zu  Oberstotzen  S.  Peter,  und  ist 
„gestift  von   gutem   alten  adel   und  von  freier  hand 

„geben". 

Die  Erwähnung  der  „freien  Hand"  deutet,  entsprechend 
dem  Ausdruck  „manu  potestativa  tradere"  in  den  Urkunden 
der  karolingischen  Zeit,  an,  dass  der  Vorbesitzer  freier  Eigen- 
thümer  des  Dinghofs  war.  Daher  heisst  auch  der  Dinghofsherr 
zu  Haselach  im  Weisthum  von  1336  13)  selbst  „die  frige  (freie) 
hant  von  Ochsenstein". 

§•  K 

g)  Der  Bann  als  das  alte  mitium  oder  mistum    Der  Mist. 

Der  Bann,  welcher  den  Dinghofsherren  in  den  Weisthiimern 
seit  dem  XII.  Jahrhundert  beigelegt  wird,  ist  ganz  dasselbe  Recht, 
welches  schon  in  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit  unter 
der  Bezeichnung  mitium  als  ein  Hecht  der  Seniores  erwähnt  wird, 
und  in  mehrfachen  Beziehungen  als  vollkommen  gleichbedeutend  mit 
„Bann"  gebraucht  wurde.  So  heisst  z.  B.  bei  Marculf1)  der 
Zwing  und  Bann  eines  Prälaten,  der  sich  dem  König  commendirt, 
über  seine  „homines,  gasindi  et  amici",  d.  h.  über  seine  Untersassen, 
Dienstgesinde  und  Gefolgsleute,  dessen  „legitimum  mitium"2); 
eben  so  heisst  das  Volks  -  Aufgebot  oder  die  zur  Verfolgung  von 
Landfriedensbrechern  aufgebotene  Mannschaft,  der  sonst  sogenannte 
heribannus  im  subjectiven  Sinne  oder  die  trustis,  der  Volk  es  - 
Trost  oder  T r o s s ,  in  den  Capitulis  Chlodovechi  ad  legem 
Salicam  c.  1.    ,,m  itium " 3).      Ganz    besonders  tritt  aber  dieses 

I;t)  Manu  potestativa  tradere:  vergl,  Urk.  Karoli  M.  a.  770,  bei 
Schannat,  tradit.  fuldens.  p.  24.  Nr.  XLV.  —  Tradere  manu  potcnti:  Urk. 
saec.  IX.  s.  X.  Monum.  Boic.  Bd.  28.  Tbl.  II.  p.  33.  Cod.  Patav.  Nr.  XXXVI.  — 
Potestative  possidcre:  d.  h.  als  frei-eigen  besitzen;  Urk.  Henr.  II.  a.  1003. 
Mon.  Boic.  Bd  23.  I.  p.  315.  Nr.  CCIV.—  Daher  heisst  die  vorbchaltcne  Zurihk- 
fordcrung  bei  Eintritt  einer  Resolutivbedingung :  „traditionem  potestativa  manu  vin- 
dicare"  Formul.  Salom.  III.  Nr.  VI.  in  Quellen  d.  baycr.  und  deutschen  Gesch. 
Bd.  VII.  p.  200.  lin.  1. 

<)  Marc ulf.  Form.  Lib.  I.  Nr.  24. 

"2)  Vergl.  über  diese  Stelle  meine  deutsche  Rechtsgeschichte.  3.  Aull.  ls>S. 
p.  285  Note  25. 

3)  Capp.  Chlodovechi,  bei  Pertz,  Legg.  II.  p.  3.  —  Vergleiche  Uber 
das  hier  erwähnte,  auch  bei  J.  Grimm,  über  die  malbergische  Glosse,  in  der 
Vorrede  zu  Merkel 's  Ausgabe .  der  Lex  Salica  p.  XII.  u.  flg.  nicht  ganz  richtig 
erklärte  „mitium  fristitum  s.  frasatitum",  und  über  die  zweifache  Bedeutung  der 
trustis,  als  exercitus  und  comitatus,  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
p.  289  Note  47. 
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mitium  in  der  Bedeutung  von  Bann  als  Bannbezirk  oder 
geschlossenes,  umzäuntes,  in  Cultur  befindliches  Hof- 
gut hervor  in  den  Formen  misium,  mistium,  conump.  mixtum, 
meix ;  messis,  messe,  messes  cultaeu.  dergl. ,  gleichbedeutend 
mit  clausura,  curtis  u.  s.  w.  So  z.  B.  wird  in  Karo  Ii  M.  capp. 
minora  a.  803  c.  10  gesagt4): 

,,ut  nec  colonus  nec  fiscalinus  foras  mitio  possit  alicubi  tra- 

,,ditiones  facere"  (d.  h.  non  extra  domanium). 

In  gleichem  Sinne  steht  bei  der  Wiederholung  dieses  Ver- 
botes inKaroli  M.  Legg.  Langob.  c.  25  5):  „foras  mixtos"  und 
bei  Irmino:  „foras  miticum".  Du  Cange  v.  ,, foras 
in  i  x  t  o  s  "  erwähnt  dazu  eine  alte  Interlinearglosse,  welche  diesen 
Ausdruck  mit:  „(non)  extra  conservos"  übersetzt.  In  der 
Sache  selbst  macht  dies  keinen  Unterschied,  da  die  „conservi" 
nichts  anderes  sind,  als  die  Hintersassen  desselben  Herrn  auf  dem- 
selben Gute,  welche  in  den  elsässischen  Weisthümern  eben  desshalb 
häufig  „Genossen"  heissen,  z.  B.  Weisth.  von  Ebersheim- 
münster von  1320°).  Die  Etymologie  weiset  auf  „mitan7), 
mitzen8),  messen"  zurück;  mitium,  mistum  oder  messe,  hiess 
daher  der  Herrenhof,  weil  er  ein  gemessenes,  d.  h.  durch  Ab- 
messung, nämlich  durch  Umzäunung  (Etter,  Itter)  abgegränztes 
Gebiet,  also  einen  geschlossenen  Bezirk  bildete,  worin  der  Herr 
Zwing  und  Bann,  d.  h.  das  Recht  des  Gebotes  und  Verbotes  hatte. 
Diese  Bezeichnung  des  gutsherrlichen  Bannbeziikes  als  mitium 
oder  mistum,  mistium9),  hat  sich  noch  in  dem  hochdeutschen 

4)  Bei  Pertz  *Legg.  I.  115. 

5)  Georgisch,  corp.  jur.  germ.  col.  1140;  bei  Walter,  corp.  jur.  germ. 
Bd.  III.  p.  586. 

G)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  669.  671.  lin.  42.  —  Gleichbedeutend  mit  „mitium" 
im  objectiven  Sinn  ist  auch  „muzzung",  welches  Wort  als  Uebersetzung  von 
„immunitas"  in  der  altdeutschen  Uebersetzung  des  cap.  Ludov.  Pii  a.  817 
bei  Pertz,  Legg.  I.  262.  lin.  52.  erscheint;  vergl.  hierüber  meine  deutsche 
Kechtsgesch.  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  II.  p.  440.  —  In  demselben  Sinne  gebraucht 
das  Weisthum  v.  Imbsheim  a.  1559  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  752.  lin.  25.  30, 
„müsse"  für  Hof  räum. 

7)  mitan:  auch  midan,  meiden;  maiden  =  schneiden,  theilen; 
messen;  da  jedes  Messen  ein  Theilen,  Abtheilen  ist.  —  Noch  heissen  die  ver- 
pflichteten Getraide-Messer  auf  den  Fruchtmärkten  in  der  Pfalz  „miterer". 

8)  Mitzen  sagt  man  noch  in  Franken  von  dem  Abmessen  jenes  Theiles  des 
zur  Mühle  gebrachten  Getraides ,  welches  der  Müller  als  Mahl-Lohn  abmisst  und 
zurückbehält. 

9)  Die  Formen  mistium,  mistum,  zeigen  sich  z.  B.  bei  Pertz,  Legg.  T.  I. 
p.  115.  Note  o.  lin.  49. 

Zöpfl,  Alterthüiner.  I.  3 


  34   

I 

„Mist"  erhalten.  Die  alte  Bedeutung  dieses  Wortes  als  ge- 
schlossener Hof,  curia,  clausura,  ager  cultus,  tritt  noch  in  ge- 
wissen sprüchwörtlichen  Redensarten  deutlich  hervor:  wie  z.  B. 
,,der  Hahn  ist  kühn  auf  seinem  Miste",  d.  h.  Hofe;  ,,heirath' 
über'n  Mist  (d.  h.  über  den  Hofzaun,  also  aus  dem  nächsten 
Hofe),  so  weisst  du  wer  du  bist"10);  und  figürlich:  ,,das  ist 
nicht  auf  deinem  Mist  (Acker)  gewachsen",  d.  h.  das  hast  du 
nicht  erdacht.  Noch  jetzt  kann  man  von  elsässischen  und  breis- 
gauer  Edelleuten  die  Aeusserung  vernehmen:  ,,ich  setze  mich  auf 
meinen  Mist",  d.  h.  ich  ziehe  mich  auf  mein  Gut  zurück11).  Auf 
derselben  Wurzel  von  mitium,  mistum,  messe,  meix  u.  s.  w.  beruhet 
auch  die  französische  Bezeichnung  eines  Hofgutes,  meistadaria,  mei- 
taderia,  mestadaria,  jetzt  metairie.  Die  vorstehend  gegebene  Er- 
klärung des  mitium  als  „abgemessener"  abgegränzter  Be- 
zirk, erhält  ihre  volle  Bestätigung  durch  eine  Urkunde  des  Kaisers 
Otto  I.  von  946  12),  worin  berichtet  wird,  wie  gewisse  Güter,  die 
der  König  aus  dem  Reichsgut  oder  Fiscus  (,,de  regiae  potestatis 
proprietate")  einem  Grafen  geschenkt  hat,  unter  Zustimmung  des 
Volkes  in  Urtheilsform  abgemessen  und  ausgeschieden  wurden: 
„judicio  populi  excepta  et  dimensa". 

Hieraus  hat  sich  im  Mittelalter  in  Italien  für  den  Begriff  eines 
Bannbezirkes  der  Ausdruck  „demenzo"  oder  „demenzio"  ge- 
bildet, welcher  genau  dem  Begriff  von  messe,  gemessener  Bezirk, 
entspricht 13). 

Hiernach  erklärt  sich  auch,  was  unter  dem  miteban  i  meteban, 
medeban,  meydeban  oder  meziban  zu  verstehen  ist^  welcher  in  den 
deutschen  Rechtsquellen  erwähnt  wird:  ein  Wort,  von  welchem 
noch  Haltaus,  Glossarium,  v.  meteban,  sagte:  „Species  banni  se- 
cularis,  cujus  indoles  et  derivatio  latet".  Es  ist  nämlich  darunter 
nichts  anderes  als  die  Verbannung  aus 'dem  mitium,  mistium, 


10)  Fränkisches  Sprüchwort. 

11)  Die  jetzt  vorherrschende  Bedeutung  von  Mist  als  Düngerhaufen  ist  nur 
eine  abgeleitete,  weil  der  Dung  auf  dem  geschlossenen  Hofraum  (mist)  erzeugt 
wird.  Dagegen  ist  wohl  das  Wort  Mist  in  der  Bedeutung  von  Nebel,  in  welchem 
Sinne  es  sich  noch  bei  Opitz  findet,  und  noch  im  Englischen  erhalten,  in  Deutsch- 
land aber  ungebräuchlich  geworden  ist,  nicht  hierher  zu  ziehen  und  eine  andere 
Etymologie  dafür  aufzusuchen. 

12)  Mon.  Boica,  Bd.  28.  Thl.  L  p.  181.  Nr.  CXXV. 

*3)  Luigi  Cibrario,  Supplemento  ai  glossarü  dell'  infima  latinitä.  Torino 
1827  v.  demenzo:  „tertia  pars  demenzionis  castri  de  Tolmoncello",  aus  dessen 

Storia  di  Chieri,  Documenti,  p.  94.  lin.  6. 


35 


d.  h.  aus  dem  Bannbezirke  einer  Landgemeinde,  oder  aus  einem 
Stadtgebiete,  oder  sogenannten  Weichbilde  der  Stadt  zu  verstehen. 
Deutlich  erhellet  dieser  Sinn  aus  dem  Capitulare  Karo  Ii  M.  Aquis- 
granense  a.  809.  c.  3. 14): 

,,De  meziban.  i.  e.  de  latrone  forbannito.  Ut  nullus  eum  susci- 

,,pere  audeat "  15). 

Buchstäblich  stimmt  hiermit  noch  eine  von  Homeyer  aus 
dem  Magdeburger  Prozess,  „einem  Büchlein  aus  des  XVI.  Jahr- 
hunderts letztem  Viertel",  nachgewiesene  Stelle  überein16): 

,,so  thut  ihn  der  Richter  in  den  meydeban17),  und  erkendt, 

,,das  niemand  ihn  in  dem  gerichte  hausen  noch  hegen  soll ". 
So  wie  der  Ausspruch  der  Verbannung  aus  dem  Stadtgebiet 
oder  Gemeindebezirk  überhaupt  zur  Rechtsfolge  hatte,  dass  der  Ver- 
bannte (bannitus,  forbannitus),  wenn  er  sich  nachher  noch  in  dem- 
selben betreten  Hess ,  verhaftet  werden  konnte ,  und  so  wie  über- 
haupt dieses  Verbannen,  oder  das  Aechten  (in  die  Acht  thun),  die 
Vorbedingung  aller  Verhaftung  eines  ansässigen  Mannes  war,  so 
zeigt  sich  dies  ganz  eben  so  auch  bei  dem  sogenannten  meideban 
oder  miteban  in  dem  sächsischen  Weichbild18).  Hiernach 
soll  der  Richter ,  wenn  ein  Schuldner  nicht  zahlt ,  zuerst  dessen 
,, gewer  vronen",  d.  h.  dessen  Besitzthum  mit  Bestrickung  (Be- 
schlag) belegen,  was  in  den  Rechtsquellen  der  merowingischen  und 
karolingischen  Zeit  „res  in  bannum  mittere ,  res  distringere  oder 
„wifare"  heisst 19) ;  hat  der  Schuldner  aber  kein  solches  Besitz- 
thum in  dem  Weichbild  der  Stadt  (,,ne  hevet  he  der  gewere  nicht 
bynnen  wichbelde"),  so  thut  der  Richter  o^en  Schuldner  „mit  ordelen 
to  medebanne"  und  dann  „mut  (soll)  man  in  upholden  (auf- 
halten, festnehmen)  vor  dat  gelt  und  vor  dat  gewedde,  war  (wo) 


14)  Pertz,  Legg.  Tom.  I.  p.  155.  Note  f.  bei  Georgisch,  col.  739.  als 
cap.  11. 

15)  Vergleiche  über  dieses  Verbannen  des  Verbrechers  (forbannire,  expellere, 
wargare ,  utlagare)  und  das  Verbot ,  ihm  Aufenthalt  zu  geben ,  meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  939  u.  flg. 

16)  Mitgetheilt  von  J.  Grimm,  in  dessen  Abh.  über  die  malberg.  Glosse,  vor 
Merke  Ts  Ausg.  der  Lex  Salica,  p.  XIII. 

n)  Die  Form  meydeban  scheint  überdiess  nebenbei,  seit  man  die  ursprüng- 
liche Bedeutung  von  mitium,  mistum,  zu  vergessen  anfing,  den  Gedanken  auszu- 
drücken, dass  der  Yerbannte  das  Gebiet  „meiden"  —  d.  h.  davon  scheiden, 
sich  davon  trennen  soll.  Siehe  oben  Note  7.  über  die  Bedeutung  von  mitan,  meiden. 

18)  Ausgabe  von  Daniels,  c.  74.  §.  3. 

t°)  Vergl.  meine  deutsche  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  877  u.  flg. 

3* 
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man  yne  ankumt"  und  dann  folgt  zum  Schlüsse  der  charakteristi- 
sche Kechtssatz,  welchen  schon  das  angeführte  Capitulare  vom  J.  809 
aufstellte : 

„swelk  man  yne-  hir  boven  halt  (d.  h.  hiernach  noch  beherbergt) 

„die  (der)  weddet  deme  richtere". 

Ganz  auf  dieselbe  Weise  erklärt  sich  der  Meteban  oder  Me- 
deban  in  sämmtlichen  bei  Halt  aus  aufgeführten  Urkunden,  ohne 
dass  irgend  eine  Dunkelheit  zurück  bleiben  könnte.  Demnach  muss 
es  auch  für  grundlos  und  unnöthig  für  die  Ermittelung  des  rich- 
tigen Sinnes  von  miteban  oder  meydeban  betrachtet  werden,  in  das 
alte  mit  an  oder  messen  den  Begriff  von  pulsare,  an  Schilde 
oder  Glocken  schlagen,  oder  sonstigem  Lärmmachen  hineinzupressen, 
wie  dies  J.  Grimm  gethan  hat20),  obschon  richtig  ist,  dass  bei 
Verkündigung  gewisser  Arten  des  Bannes,  wie  z.  B.  beim  Aufgebot 
zum  Landsturm  bei  Feindesgefahr,  zur  Bürgerhülfe  bei  Feuers-  und 
Wassersnoth ,  zur  Gerichts-  oder  Gemeinde -Versammlung,  bei  An- 
fang und  Ende  der  Jahrmärkte,  die  eben  von  diesem  Bann  (mitium, 
messis,  messe)  noch  jetzt  mitunter  Messen  heissen21),  Zeichen 
mit  Glocken,  früher  auch  mit  Hornblasen  u.  s.  w.  gegeben  worden 
sind.  Dies  alles  hat  aber  mit  der  Etymologie  und  dem  Begriffe 
von  mitium,  mistum,  messe  u.  s.  w.  durchaus  nichts  gemein. 

Ein  sprechender  Beweis  dafür,  dass  der  Begriff  von  mitium 
oder  mistum  als  Bann  und  Bannbezirk  auf  der  einfachen  Be- 
deutung von  mitan  als  messen  beruht,  liegt  auch  noch  darin, 
dass  genau  hiermit  übereinstimmend,  noch  bis  in  die  neueste  Zeit 
und  in  einer  noch  praktischen  Eechtsquelle  die  Gerichtsbarkeit, 
welche  einer  Stadt  in  ihrem  Bannbezirke,  dem  Weichbilde  zukommt, 
eine  „gemessene"  Gerichtsbarkeit  genannt  wird;  so  z.  B.  heisst 
es  in  den  Statuten  der  Stadt  Gerau  v.  1683  art.  6  22): 

„Nachdem  dem  Kath  in  der  Stadt  und  dero  Fluhr  und  Weich- 

,, bilde  nach  buchstäblichem  Inhalt  der  vorigen  alten  Statuten  eine 


2«)  Ueber  die  malbergische  Glosse  a.  a.  0.  p.  XIII.  XLIV.  XL  VI. 

il)  Die  Messe,  Jahrmarkt,  hat  ihren  Namen  nicht  vom  lat.  missa,  obschon 
die  grossen  Jahrmärkte  sehr  häufig  mit  den  grossen  Kirchenfesten  in  Verbindung 
gebracht  wurden,  sondern  von  messe  =  mitium,  d.  h.  von  dem  Bann,  dem  Gebot 
des  Friedens  und  Verbot  des  Friedensbruches  an  den  fremden  Kaufleuten  und 
anderen  Besuchern  des  Jahrmarkts.  Die  Bezeichnung  der  Messen  als  Dulten  ist 
aus  indultum  entstanden,  da  stets  eine  kaiserliche  Genehmigung  zu  ihrer  Ab- 
haltung gehörte. 

W)  Abgedruckt  in  Schott,  Samml.  d.  Stadtrechte.  Thl.  I.  p.  152. 
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„ziemliche  (d.h.  ihm  geziemende,  gebührliche)  eingezogene 
„und  gemessene  Gerichtsbarkeit  zusteht"  u.  s.  w. 

Unter  „eingezogen"  und  unter  „gemessen"  wird  hier 
im  Geiste  des  alten  Rechtes ,  woraus  diese  Bezeichnung  geflossen 
ist,  aber  nichts  anderes  verstanden,  als  eine  auf  die  „Messe",  d.  h. 
den  Umfang  des  Stadtgebietes  beschränkte  Gerichtsbar- 
keit ;  und  somit  tritt  auch  hier  ein  uralter  deutscher  Rechtsbegriff  in 
fortwährender  praktischer  Bedeutung,  sogar  mit  Beibehaltung  des 
alten  charakteristischen  Ausdrucks  hervor. 

§•  10. 

h)  Der  Bann  des  Dinghofherrn  in  seinem  Verhältniss  zum  Banne 
des  Königs.   Bannus  aliodii. 

Der  Bann  des  Dinghofherren  waT  seinem  juristischen  Wesen 
nach  eben  so  ein  Recht  des  Gebietens  und  Verbietens ,  wie  der 
Bann  des  Königs  oder  Kaisers ,  welchen  dieser  durch  die  Grafen 
als  die  ordentlichen  Richter  in  den  Gauen  (judices  provinciae,  Land- 
richter) ausübte,  jedoch  von  niedrigerer  Art,  wie  sich  dies  aus 
den  folgenden  Ausführungen  ergeben  wird.  Namentlich  war  der 
Bann  der  Dinghofherren  beschränkt  auf  den  Dinghofsbezirk,  allo- 
dium ,  und  ihre  darin  sesshaften  Dienstleute  und  freien  >und  un- 
freien zinspflichtigen  Leute  („familia  ministerialis ,  serviles  et  cen- 
suales")  als  die  dingpflichtigen  Untersassen l).  Dieser  Unterschied 
des  königlichen  und  des  dinghofherrlichen  Bannes  war  dem  Mittel- 
alter, wie  sich  nicht  anders  denken  lässt,  sehr  wohl  bekannt:  da- 
her findet  sich  auch  eine  besondere  Bezeichnung  des  dinghofherr- 
lichen Bannes  im  Gegensatze  des  königlichen  Bannes  oder  des  bannus 
dominicus  sive  regis  der  karolingischen  Zeit,  nämlich  der  Ausdruck 
„bannus  aliodii"  oder  „bannus  generalis",  d.  h.  der  „eigen- 
thumsherrliche,  gemeine  Bann,  oder  der  Bann,  wie  ihn  die 
Dinghofherren  insgemein  haben,  im  Gegensatz  vom  Königs- 
bann. So  z.  B.  erwähnt  das  Chronicon  Ebersheimense,  das  bis 
zum  Jahre  1255  fortgeführt  wurde2)  bei  der  Aufzählung  der  Be- 
sitzungen des  Münsters  zu  Ebersheim: 

„Curtes  cum  curtificiis           aquarum  decursus  cum  molendinis  ac 

„forestis  .  ac  totus  simul  bannus  generalis...   In  Ligoltsheim, 


4)  Siehe  oben  §.8.  —  Die  genannten  drei  Klassen  der  auf  den  Dinghöfen 
dingpflichtigen  Leute  zählt  namentlich  auf:  das  Chronicon  Ebersheimense  bei 
Schilter,  jus  feudale  Aleman.  2.  Edict.  1728.  p.  362.  col.  I.  auf. 

5)  Ebendas.  p.  362.  col.  1.  und  2. 
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„curtis  dominica  . . .  medietas  banni  generalis...    In  Sermers- 
„heim  ...  cum  molendino  et  banno  ipsius  allodii", 
und  desgleichen  in  Utenheim,  Gruzenheim  und  Arcenheim. 

Da  keine  Gerichtsbarkeit  oder  Obrigkeit  ohne  ein  entsprechen- 
des Recht  des  Gebietens  und  Verbietens  gedacht  werden  kann,  so 
gewöhnte  man  sich  allmählig,  seitdem  theils  durch  die  Einflüsse  des 
römischen  Rechtes,  theils  durch  die  Umbildungen  im  Staatsleben  neue 
Bezeichnungen  für  die  verschiedenen  Thätigkeiten  der  Staatsgewalt 
aufgekommen  waren,  die  in  den  mittelalterlichen  Urkunden  so  häufig 
vorkommenden  Wörter  ,, Zwing  und  Bann"  als  gleichbedeutend 
mit  Gerichtsbarkeit  oder  Obrigkeit  und  zwar  mit  jener  Art 
derselben  zu  betrachten,  welche  nach  der  Ansicht  der  Publicisten 
aus  den  letzten  beiden  Jahrhunderten  den  Kern  der  sogenannten 
hohen  Landesobrigkeit,  Landesherrlichkeit  oder  Lan- 
deshoheit bildete.    Ganz  im  Geiste  dieser  Auffassung,  und  somit 
insbesondere   die   allgemeine  Rechtsanschauung   des  vorigen  Jahr- 
hunderts repräsentirend,  sagt  daher  Haltaus,  Glossar,  v.  Zwing: 
„Die  Worte  Zwing  und  Bann  haben  nach  verschiedener  be- 
währten Rechtslehrer  Observation,  damals  so  viel  zu  bedeuten 
„gehabt,  als  das  in  neueren  Zeiten  aufgekommene  Wort  Landes- 
hoheit, oder  Superioritas  territorialis  ". 

Da  nun  aber  „Zwing  und  Bann"  seit  dem  ersten  urkund- 
lichen Vorkommen  dieser  Wörter  notorisch  zu  den  charakteristischen 
Auszeichnungen  der  Dinghofherren  gehören ,  und  somit  viele  Jahr- 
hunderte hindurch  ausgeübt  wurden,  bevor  man  anfing,  von  Lan- 
deshoheit zu  sprechen,  und  da  für  diese  selbst,  auch  nach  ihrer 
vollständigen  Entwickelung ,  der  Zwing  und  Bann  fortwährend  ein 
wesentliches  und  die  Grundlage  bildendes  Moment  geblieben  sind, 
so  liegt  auch  hierin  ein  weiterer  Grund,  woraus  es  sich  rechtfertigt, 
wenn  die  Dinghöfe  als  der  geschichtliche  Ausgangspunkt  der  in 
späterer  Zeit  für  die  deutsche  Staatsverfassung  so  wichtig  geworde- 
nen Landeshoheit  erklärt  werden.  Die  Entwickelung  der  Landes- 
hoheit selbst  beruhte  aber  darauf,  dass  eines  Theiles  die  Dinghof- 
herren im  Laufe  der  Zeiten  immer  häufiger  noch  viele  andere  höhere 
Rechte  erwarben,  als  in  dem  ursprünglich  dinghofherrlichen  Zwing 
und  Bann  lagen,  namentlich  solche  höhere  Jurisdictionsrechte ,  wie 
sie  ursprünglich  nur  den  Grafen  als  königlichen  Landrichtern  zu- 
standen, und  dass  anderen  Theiles  die  Grafen,  so  wie  auch  die 
Herzoge,  es  dahin  zu  bringen  wussten,  dass  sie  ihre  Amtsbezirke 
und  Fürsten ämter  mit  dem  auszeichnenden  Charakter  der  Dinghöfe 
oder  Eigenthumsherrschaften,   d.  h.  in  Bezug  auf  die  weltlichen 
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Herren,  erblich  bei  ihrem  Hause,  und  in  Bezug  auf  die  geist- 
lichen Fürsten ,  bleibend  bei-  ihrer  Kirche  oder  ihrem  Kloster 
erhielten3).  # 

§.  11. 

2)  Die  Kreiling  als  Immunität. 

Mit  dem  Rechte  des  Zwinges  und  Bannes  standen  aber  von 
jeher  noch  andere  Befugnisse  als  dessen  Ausflüsse  in  selbstverständ- 
licher Verbindung,  wie  dies  auch  die  Urkunden  insgemein  zeigen. 
Dahin  gehörte  vor  allen  die  Freiung,  Freiheit  oder  Immu- 
nität, immunitas,  emunitas,  franchisia  ab  omni  introitu  judicis 
publici ,  u.  dergl. ,  d.  h.  das  Recht  des  Ausschlusses  der  Gerichts- 
barkeit des  Grafen  als  des  ordentlichen  Landrichters  (judex  pro- 
vinciae)  in  jenen  Sachen,  welche  zur  Competenz  des  Dinghofs  ge- 
hörten.   So  liest  man  im  Weisthum  von  Boffisheim  v.  1301 
,,Das  vorgen.  Kloster  hat  einen  wissenhaften  freien  dinghof 
„in  demselben  dorfe , . .  da  spricht  man  ime  recht  zu  rechte,  das 
,,da   kein   gebot  noch  kein   ge rieht  drin   gat  ...  und 
,,sulent  ...  die  vögte  helfen  twingen  und  die   frieheit  be- 
,,  h  ü  ten." 

Daher  heisst  auch  ein  Dinghof,  wie  das  eben  angeführte  Weis- 
thum von  Boffisheim  zeigt2),  ein  freier  Dinghof,  oder  ein 
freier  (,,friger")  Hof,  z.  B.  im  Weisthum  von  Grussenheim 
v.  1320  3): 

,,Zu  dem  ersten  so  sprichet  men  einem  appete  von  Ebersheim- 
,,munster  twing  und  ban,  stoc  und  stein  und  einen  fr  igen  hof 
,,mit  allem  sime  begriffe'': 

oder  auch,  ein  Fr  ei  hof,  z.  B.  in  dem  Weisthum  von  Euch- 

hofen4). 

Schon  seit  den  Zeiten  der  Merowinger  wird  das  Recht  der 
Immunität  in  den  königlichen  Verleihungs-  oder  Bestätigungs- Ur- 
kunden über  die  Schenkungen  und  anderen  Veräusserungen  von  Ding- 


3)  Vergl.  über  diesen  zweifachen  Entwicklungsgang  der  Landeshoheit  und 
der  Bildung  der  Territorien  im  neueren  Sinne  meine  deutsche  Rechtsgeschichte. 
3.  Aufl.  1858.  p.  480  u.  flg. 

*)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  679. 

2)  Eben  so  auch  ein  Weisthum  von  Scherwiler,  ebenda s.  I.  675. 

3)  Ebendas.  fr  673. 

4)  Ebendas.  I.  564. 
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höfen  an  Kirchen  und  Klöster  erwähnt5).    Der  Grund  hiervon  liegt 
theils  in  der  Sorgfalt,  mit  welcher  die  Bischöfe  und  Prälaten  da- 
rauf hielten,  dass  efn  für  sie  so  wichtiges  Recht  in  den  Urkun- 
den nicht  mit  Stillschweigen  übergangen  wurde,  theils  darin,  dass 
gar  viele  Güter,    die  bisher  keine  Exemtion  von  dem  gemeinen 
Gerichte  des  Grafen  und  seiner  Unterbeamten  genossen  hatten,  nun- 
mehr in  der  geistlichen  Hand  erst  dieses  Privilegiums  theilhaftig 
werden  sollten.    Vielleicht  liegt  der  Grund  hiervon,  besonders  in 
der  älteren  Zeit ,  auch  darin,  dass  bezüglich  der  Geistlichen,  welche 
nach  dem  Grundsatze:    ,,ecclesia  vivit  lege  Romana"  als 
Romanen  betrachtet  wurden6),  bezweifelt  werden  konnte,   ob  sie 
fähig  wären,   eine  Jurisdiction  im  germanischen  Sinne  auszuüben, 
wie  sie  im  Wesen  des  bannus  allodii  lag ,'  mit  welchem  die  Immu- 
nität zusammenhing  und  für  den  sie  den  Spielraum  oder  Wirkungs- 
,  kreis  zu  beschaffen  bestimmt  war.     Auffällig  ist  es  sicher,  dass 
bei  der  Mehrzahl  von  Höfen  (curtes,  curiae,  villae  u.  s.  w.),  welche 
sich  im  Besitze  weltlicher  Herren  befanden  und  noch  befinden, 
die  notorisch  auf  ihren  Gütern  Zwing  und  Bann  ausübten,  was  ohne 
gleichzeitigen  Besitz  der  Immunität  nicht  denkbar  war,  sich  dennoch 
keine  Immunitätsprivilegien  finden.    Hiernach  möchte  es  scheinen, 
dass  bei  den  geschlossenen  Gütern,   die  in  weltlicher  Hand  von 
germanischer  Abkunft  standen,    die  Befugniss   zur  Ausübung  von 
Zwing  und  Bann  und  somit  das  Recht ,  dem  öffentlichen  Richter  den 
Eintritt  zu  verwehren,  sich  ursprünglich  von  selbst  verstand.  Hier- 
auf deuten  nicht  nur  die  oben  erörterten  Ausdrücke  bannus  allodii 
oder  bannus  generalis  (§.  10),  sondern  es  können  sogar  auch  positivere 
Zeugnisse  dafür  angeführt  werden ,  dass  in  der  ältesten  Zeit  jeder 
fränkische  Haus-  oder  Hofbesitzer  befugt  war,  dem  Richter  den 
Eintritt  in  sein  Haus  zu  verwehren.7)    So  beschreibt  z.  B.  die  Lex 
Ripuariorum 8)  umständlich  das  Verfahren  in  solchem  Falle  und  ver- 
pflichtet den  Richter,  von  dem  Eindringen  in  das  Haus  oder  den 
Hof  abzustehen  und  sich  mit  der  Stellung  von  Bürgen  für  das  künf- 
tige Erscheinen  des  Hausbesitzers  zum  Ordale  des  Zweikampfes  zu 
begnügen,  so  wie  der  Eigenthümer  unter  der  Thüre  mit  der  blanken 
Waffe  erscheint  und  diese  zum  Zeichen,  dass  er  zum  gerichtlichen 


5)  Vergl.  z.  B.  die  Constitution  Chlotar's,  La.  560.  c.  11.,  bei  Pertz, 
Legg.  I.  p.  3.  —    Marculf.  Form.  Lib.  I.  Nr.  3.  4.  u.  s.  w. 

6)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  82.  Note  7. 

7)  Vergl.  hierüber  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  439  flg. 

8)  L,  Rip.  XXXII.  (34)  §.  4. 
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Kampfe  erbötig  sei,  vor  den  Eingang  niederlegt  oder  an  den  Thür- 
pfosten  anlehnt.  Die  Rücksicht  auf  eine  kräftigere  Handhabung  der 
Rechtspflege,  welche  seit  der  Entstehung  der  fränkischen  Monarchie 
immer  mehr  hervortrat,  musste  bald  zu  Versuchen  der  Gesetzgebung 
führen,  diese  ursprüngliche  Freiheit  des  Hofes  oder  Hauses  des 
deutschen  Grundbesitzers  immer  mehr  einzuschränken 9) ,  und  so 
musste  sie  sich  allmählig  zu  einem  Vorrecht  der  grösseren  oder 
edlen  Gutsbesitzer  umgestalten,  welches  denselben  für  ihre  geschlosse- 
nen Höfe  entweder  in  Folge  stillschweigender  Duldung  von  Seite 
der  königlichen  Regierung  oder  thatsächlicher  Anerkennung  der  Fort- 
dauer ihres  unvordenklichen  Herkommens  oder  in  Folge  neuerer 
ausdrücklicher  königlicher  Bestätigung  oder  Verleihung  zukam.  Die 
Formelbücher  aus  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit  be- 
weisen, dass  schon  seit  dem  siebenten  Jahrhundert  eben  sowohl 
weltlichen  wie  geistlichen  Herren  von  den  Frankenkönigen  die  Im- 
munität verliehen  oder  bestätigt  wurde.  So  findet  sich  z.  B.  schon 
bei  Marculf10)  eine  besondere  Formel  über  die  Verleihung  der 
Immunität  an  weltliche  Herren  unter  der  Rubrik: 

,,confirmatio  ad  secularibus  viris", 
woraus  sich  auch  deutlich  zeigt,  dass  die  ausdrückliche  Verleihung 
der  Immunität  an  einen  weltlichen  Herrn  da  vorkam  und  noth- 
wendig  war,  wo  ein  solcher  Herr  durch  die  königliche  Gnade 
mit  Gütern  aus  dem  Fiscus  beschenkt  oder  belehnt  worden 
war,  in  welchen  also  bisher  der  königliche  Richter  (judex  fis- 
calis)  selbstverständlich  alle  Gerichtsbarkeit  ausgeübt  hatte.  Hier 
war  es  auch  ganz  am  Orte,  dass  der  König  bezüglich  einer  solchen 
villa  ausdrücklich  aussprach,  dass  sie  der  neue  Erwerber 

,,in  integra  immunitate,   absque  ullius  introitu  judicum  de  quali- 

„bet  causa  freda  exigendum"  u.  s.  w. 
d.  h.  gerade  so  besitzen  solle,  wie  andere  edle  Herren  ihre  ange- 
stammten Güter  nach  uraltem  Herkommen  besassen. 

Es  erklärt  sich  hieraus ,  wie  sich  auch  allmählig  in  Bezug  auf 
die  weltlichen  Herren  die  Rechtsansicht  feststellen  musste,  dass 
auch  sie  keine  Immunität,  d.  h.  Freiheit  vom  Eintritt  des  ordent- 
lichen Richters  in  ihre  Güter,  um  Auspfändungen  u.  dergl.  darauf 
vorzunehmen,  beanspruchen  könnten,   ausser  auf  Grundlage  eines 


9)  Siehe  die  Nachweisungen  in  meiner  deutschen  Eechtsgeschichte.  3.  Aufl. 
p.  439.  Note  3.  4. 

10)  Marculf.  Form.  I.  17. —  Uebereinstimmt  Form.  Salisburg.  Nr.  XLIX. 
in  den  Quellen  der  bayer.  u,  deutsch.  Gesch.  Bd.  VII.  (1858)  p.  117. 
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königlichen  Privilegs  oder  in  Gemässheit  eines  unvordenklichen,  dessen,  i 
Stelle  vertretenden  Besitzstandes  (consuetudo) Hiernach  muss 
also  die  vielverbreitete  Ansicht,  als  sei  die  Immunität  der  adeligen 
Güter  eine  Nachbildung  der  sogenannten  kirchlichen  Immunität,  als 
unrichtig  bezeichnet  werden:  der  Sache  nach  war  die  unter  diesem 
Namen  begriffene  Freiheit  vielmehr  umgekehrt  zuerst  auf  den  Gütern 
des  Adels  und  der  Freien  überhaupt,  und  wurde  nach  diesem  Vor- 
bild erst  auf  die  Kirchen  in  der  Form  eines  Privilegiums  über- 
tragen, weil  auch  sie  ihren  Grundbesitz  mit  denselben  Rechten  und 
Freiheiten,  wie  die  Güter  des  Adels  und  der  Freien  ■ —  als  fundus 
optimo  maximo  jure  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes  —  ausgerüstet 
haben  wollten  und  sollten.  Die  ausdrücklichen  königlichen 
Immunitätsverleihungen  an  weltliche  Herren  sind  aber  schwerlich 
jüngeren  Ursprungs  als  die  an  Kirchen  und  Klöster,  indem  sie  ganz 
auf  dem  gleichen  geschichtlichen  Grunde,  nämlich  königlichen 
Schenkungen  aus  dem  Fiscus  beruhten.  Wie  zahlreich  die  Immu- 
nitäten schon  in  der  karolingischen  Zeit  waren,  ergiebt  sich  aus 
Karoli  II.  Edictum  Pistense  a.  864.  c.  512),  worin  er  vier  Klassen 
von  solchen  befreiten  Gütern  aufzählt  und  deren  Achtung  den  Grafen 
einschärft:  nämlich  die  Güter  des  Fiscus  oder  die  königlichen  Do- 
mänen, die  Güter  der  Kirchen  oder  Klöster,  die  Güter  der  könig- 
lichen Prinzen  und  Prinzessinnen  und  die  Güter  der  Vasallen  (ho- 
mines)  sämmtlicher  Mitglieder  des  königlichen  Hauses. 

Als  Ausfluss  einer  königlichen  Verleihung  heisst  die  Immunität 
der  Dinghöfe  insbesondere  ,,die  Königsfreiheit",  entsprechend 
der  Bezeichnung  in  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit  als 
,,emunitas  regis".  So  sagt  z.  B.  das  "Weisthum  von  Gressweiler 13) 
von  demjenigen,  der  einem  Verbrecher  nacheilend,  unbefugt  in  den 
Dinghof  eindringt: 

„(er)  hat  des  kunigs  freiheit  gebrochen,  bei  peen  50  marks 

„ledigs  golds". 

Die  Formeln  der  Immunitätsprivilegien  lauten  im  Wesentlichen 
alle  gleich: 

,,ut  nullus  judex  publicus  ad  causas  audiendas,  freda  exigenda 
,,[aut  mansiones  vel  paratas  faciendas,  aut  fidejussores  tollendos 


41)  Ausdrücklich  werden  die  Vorrechte  der  Barone  in  England  als  „  c  o  n  s  u  e- 
tudines"  bezeichnet,  in  Legg.  Edovard.  confess.  c.  22.  §.  4.  (al.  20.  §.  5),  bei 
Schmid,  Ges.  d.  Angelsachsen.  2.  Ausg.  1858.  p.  594. 
Pertz,  Legg.  L  489. 

«)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  703.  lin.  45. 
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,,aut  homines  ipsius  ecclesiae  tarn  ingenuos  quam  servos  ipsius 
,,distringendos ,  nee  ullas  redhibitiones  aut  illicitas  occasiones  re- 
,,quirendas  etc.  etc.]  ullc-  unquam  tempore  praesumat  ingredi  . . . 
,,sed  hoc  ipse  (pontifex  etc.)  sub  integrae  immunitatis  nomine 
,,valeat  dominare"  14). 

Die  Schlussworte  („valeat  dominare")  lassen  deutlich  das 
enge  untrennbare  Verhältniss  der  Immunität  als  Freiheit  vom  Ein- 
tritt des  öffentlichen  Eichters  und  des  Zwing  und  Bannes  des  Im- 
munitätsherrn, worauf  bereits  hingewiesen  wurde,  erkennen 15),  so  wie 
sie  auch  die  Bezeichnung  der  betreffenden  Güter  als  ,,domania"  und 
somit  auch  den  Begriff  des  domanium  als  E  igen-H  err  s  chaf  t, 
im  Gegensatze  eines  blossen  Eigenthums  (dominium)  nach  römischen 
Begriffen,  erläutern. 

Wiederholt  wurde  schon  in  der  karolingischen  Zeit  und  nach- 
her nicht  nur  in  den  einzelnen  Immunitätsprivilegien,  sondern  auch 
durch  die  Gesetzgebung  den  Grafen  und  anderen  königlichen  Eich- 
tern  eingeschärft,  sich  keinen  Eingriff  in  die  Immunitätsrechte  der 
Bischöfe  und  anderen  Herren  anzumassen:  so  z.  B.  enthält  schon 
das  Capitulare  Lotharii  I.  Olonense  a.  825  16)  die  bestimmte  Zu- 
sage des  Kaisers  an  die  Bischöfe: 

(c.  2)  „Volumus ,  ut  omnimodis  emunitates  progenitorum  nostro-> 
,,rum  seu  nostrae  pleniter  et  iuste  conserventur " 
und  dasselbe  verordnete  Karl  II.  in  dem  bereits  angeführten  Edic- 
tum  Pistense  a.  864  c.  2  n).  Insbesondere  sollten  die  königlichen 
Eichter  keine  Untersassen  solcher  Herren,  welche  -selbst  Zwing  und 
Bann  (mitium)  hatten,  unmittelbar  vor  ihr  Gericht  laden  oder  in 
Strafe  nehmen,  sondern  sie  mussten,  wo  solche  Bannleute  angeklagt 
waren,  die  Ladung  an  den  Immunitätsherrn  selbst  oder  dessen 
Vogt  ergehen  lassen,  wie  dies  K.  Karl  II.  Edictum  Carisiacense 
a.  861  18)  ausdrücklich  vorschrieb: 


14)  Vergl.  Marculf.  Form.  lib.  Form.  I.  3.  4.  17;  und  hiermit  fast  wörtlich 
übereinstimmend  die  TJrk.  Ludwig's  d.  Frommen  für  Würzburg,  a.  822  (823); 
vergl.  Regesta  Boica  I.  p.  7;  Böhmer,  reg.  Carolor.  p.  822.  Urk.  Ludov.  Pii 
a.  814,  in  Monum.  Boic.  Bd.  XXVIII.  9;  u.  unzählige  andere. 

15)  Diesen  Gegensatz  von  Freiheit  von  dem  Einschreiten  des  ordentlichen 
Richters  und  der  Eigenherrschaft  im  Immunitätsbezirk  bezeichnete  man  mitunter 
als  Passiv-Immunität  und  Activ-Immunität:  z.  B.  Montag,  Gesch.  d. 
deutschen  staatsbürgerl.  Freiheit.  Bamb.  u.  Würzb.  1812.  Thl.  I.  p.  225.  232. 

16)  P  ertz,  Legg.  1.  248. 

17)  Siehe  oben  Note  12.  Pertz,  Legg.  I.  489. 
«)  Eben  das.  I.  477.  lin.  29. 
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„Missi  autem  nostri  colonos  et  servos  pauperes  cujuslibet  potesta- 
,,tis19)  non  mallent  nec  bannum  francilem 20)  solvere  cogant,  sed 
„advocatus21)  eorum  ...  sicut  lex  est22),  malletur". 

Die  Immunitätsherren  waren  dagegen  schuldig,  ihre  Leute  in 
jenen  Fällen  vor  das  Gericht  des  Grafen,  das  Landgericht,  zu  stellen 
(,,repraesentare"),  welche  über  die'  Gränzen  ihrer  eigenen  Gerichts- 
barkeit hinausgingen.  Diese  Grundsätze  erhielten  sich  das  ganze 
Mittelalter  hindurch  als  praktisch,  und  zwar  nicht  nur  in  Deutsch- 
land, sondern  auch  in  Frankreich;  wie  z.  B.  die  Charte  com- 
munale  de  la  Bastide  l'Eveque  a.  1280  zeigt23): 

„Item  volumus,  ut  habitatores  ipsius  ville  seu  pertinentiarum 
,,ejusdem  pro  causis  suis  seu  controversiis  extra  villam  non  tra- 
,,hantur  " ; 

und  eben  so  in  England,  wie  die  Leges  Henrici  I.  c.  41. 
§.  3.  4.  und  5.  ausweisen24),  indem  die  Stellung  des  Herrenstandes 
sowohl  zum  König  als  zu  den  Untersassen  in  allen  diesen  Ländern 
durchaus  dieselbe  war. 

In  voller  Uebereinstimmung  hiermit  wird  in  den  Weisthümern 
gesagt,  das  Gericht  sei  des  Dinghofherrn;  so  heisst  es  z.  B.  im 
Weisthum  von  Boffisheim  von  1301  c.  14  25): 
•    ,,das  gerichte  ist  der  aptissin  von  S.  Stephan". 

Umständlich  wird  in  dem  Weisthume  von  Ebersheimmün- 
ster v.  1320 26)  erzählt,  dass  nach  den  Privilegien  zweier  Könige, 
die  beide  Ludwig  geheissen,  und  eines  Herzogs,  Namens  Eticho, 
,, weder  keiser.  noch  kunig,  noch  landgrave  dikein  gerichte  hinne 
„haben  sol,  der  abbet  der  lade  si  danne  har  in". 
Daher  sagt  auch  dieses  Weisthum  weiter  ausdrücklich  27) : 


19)  potestatis:  h.  e.  domini. 

20)  bannum  francilem:  h.  e.  bannum  dominicum,  sive  60  sol. 

21)  Advocatus:  steht  hier  im  Sinne  von  defensor,  d.  h.  sowohl  Vo gt ei- 
tler r ,  als  dessen  Stellvertreter ,  der  eigentliche  Vogt. 

n)  „Sicut  lex  est".  Diese  häufige  Formel  verweiset  nicht  nothwendig 
auf  ein  bestimmtes  Gesetz;  der  Sinn  ist:  „wie  es  Rechtens  ist". 

23)  Herausgegeben  von  E.  Ro ziere,  in  der  Revue  historique  de  droit  frangais 
et  etranger,  Paris  1858.  livr.  IV.  p.  165. 

24)  Bei  Schmid,  Ges.  der  Angelsachsen.  2.  Ausg.  p.  453.  —  Das  Stellen  des 
Untersassen  vor  das  gemeine  Gericht  (hundredum)  durch  den  Herrn  heisst  eben- 
daselbst c.  41.  §.  6:  „ad  rectum  eum  habeat". 

J.  Grimm,  Weisth.  I.  680. 

26)  Eben  das.  £  667.  lin.  37. 

27)  Eben  das.  I.  672.  lin.  19. 
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darnach  sol  nieman  mines  herrn  knechte  beklagen,  wandte  (ausser) 
„vor  ime"; 

auch  soll  2S)  keinem  Gotteshausmanne  Erbe  oder  Eigen  abgesprochen 
werben  dürfen  noch  auch  er  wegen  derselben  „zu  einer  notrede 
stehen",  d.  h.  einen  nothwendigen  Eid,  insbesondere  Reinigungs- 
eid zu  leisten  schuldig  sein29),  als  in  dem  „offenen  Dinge", 
d.  h.  in  dem  unter  freiem  Himmel  abzuhaltenden  Gerichte  des  Ding- 
hofherrn30); desgleichen  stehet  ein  Gotteshausmann,  wenn  ihm  das 
Hofgesind  „zürnet",  d.  h.  mit  ihm  Hader,  Streit,  wegen  einer 
Beleidigung  hat31),  nur  in  des  Herrn  Kemnaten32),  d.  h.  dessen 
Schlosse  (palatium,  Pfalz)  zur  Notrede. 

Uebereinstimmend  sagt  auch  das  Weisthum  des  ebenfalls  dem 
Abte  von  Ebersheimmünster  gehörigen  Dinghofes' zu  Grus  Sen- 
heim v.  13  2  0  33),  dass  Niemand,  die  Leute,  die  auf  dem  Hof  ge- 
sessen sind, 

,,zo  twingende  het  mit  keime  gerihte,  denne  in  einem  offen 
„gedinge34),  und  sol  sie  nieman  angriffen35)  uff  dem  hofe  um 
„keine  schulde 36)  denne  min  herre  der  appet  umb  sine  gulte  und 
„sine  schulde  und  sine  zinse". 

Der  Rechtssatz,  dass  keine  andere  Obrigkeit  ausser  dem  Ding- 
hofherrn  in  dem  Umfange  seines  Immunitätsbezirkes  zu  gebieten 
oder  zu  verbieten,  d.  h.  Verfügungen  oder  Verordnungen  zu  er- 
lassen hat,  wird  in  dem  Weisthum  von  Ebersheimmünster  v. 
1320  ausgedrückt37):' 

„so  en  gat  dikein  gebot  innerhalb  des  abbetes  etheren". 


M)  Eben  das.  I.  672.  lin.  9.  lt. 

29)  Ueber  Notrede:  siebe  die  Erörterung  unter  Nr.  XV. 

3(l)  Offen  Ding  oder  g e d i n g :  dieser  Ausdruck  entspricht  dem  mallus  pu- 
blicus  oder  placitum  publicum  der  merowingiscben  und  karolingiscben  Zeit:  gleich- 
bedeutendist „offene  Schrann";  Rechtsbuch  Ludwig's  d.  Bayern  (Ausg.  v. 
Freiberg)  c.  111;  „auf  offener  malstatt;  unter  freiem  Himmel";  A.  Gu.  Ertel, 
praxis  aurea ,  Norimberg.  1693.  p.  7.  observ.  5. 

31)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  672.  lin.  14.  15. 

32)  Kemnat;  caminata;  ein  steinernes  Gebäude.  Kamm,  =  Stein,  bat  sich 
noch  erhalten  in  „Gebirgs-Kamm." 

33)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  p.  673.  W 

34)  Siehe  Note  30:  nämlich  auf  dem  Dinghof. 

35)  angriffen,  angreifen;  d.  h.  pfänden. 

36)  schulde:  debitum,  Geldschuld. 

87)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  672.  lin.  17. 
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Unter  Etter  oder  Itter  ist  die  Umzäunung  (der  Zaun)  zu  ver- 
stehen, welcher  nach  alter  Sitte  das  gesammte  Hofgut  umgab  3S),  wie 
schon  aus  der  Lex  Bajuvariorum  zu  ersehen  ist39),  und  dies  noch 
auf  den  Bergen  des  Innthals,  und  noch  sonst  in  vielen  Gegenden 
von  Deutschland  bei  grossen  geschlossenen  Bauerngütern  gefunden 
wird40).  Diese  Umzäunung  ging  noch  im  späteren  Mittelalter  oft 
um  ganze  Dörfer  herum,  die  sich  aus  den  Ansiedelungen  um  den 
Herrenhof  herum  entwickelt  hatten,  wie  die  Bezeichnung  als  Dorf- 
Itter  im  "Weisthum  von  Imbsheim  v.  1559  bezeuget41).  Das  Land 
„binnen  Etters"  ist  also  derselbe  Bezirk,  der  in  der  mero- 
wingischen  und  karolingischen  Zeit  mistum,  mistium  (mitium 
im  objectiven  Sinne)  genannt  wurde42),  und  in  der  Sententia  Fri- 
derici  IL  a.  122243)  als  „hofmarchia"  der  Bischöfe  erwähnt  wird. 

Die  Umpfählung  oder  Umzäunung  eines  Hofes  wurde  allmählig, 
weil  man  darin  ein  augenfälliges  Zeichen  der  Eigen  -  Herrlichkeit 
sah,  in  vielen  Gegenden  als  ein  Vorrecht  der  adeligen  Grundbe- 
sitzer eben  sowohl  als  die  Umgebung  des  Hofes  mit  Wall  und  Gra- 
ben betrachtet,  und  erscheint  demnach  später  selbst,  wie  das  ge- 
sammte Immunitätsrecht,  als  ein  Privilegium,  welches  sich  sodann 
grosse  Grundbesitzer,  namentlich  Corporationen,  wie  z.  B.  der  deutsche 
Orden,  speziell  für  ihre  Besitzungen  und  namentlich  für  ihre  neuen 
Erwerbungen  ertheilen  Hessen44).  Wegen  dieser  Abmarkung  des 
Hofgutes  durch  Umpfählung  oder  Umzäunung  und  als  beschränkt 


38)  Etter,  Itter.  Man  findet  auch:  ether,  ettir,  ehthere,  ider-zoun 
(=  Itter-Zaun)  u.  dergl.  Vergl.  Gitter  (=  Ge-itter).  Vergl.  Weisth.  v.  Euch- 
hofen,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  1.684;  „der  Hof  soll  begettert  und  vermacht 
sein". —  Synonym  sind  mit  Etter  oder  Itter:  hofmarchia;  curtimarchia, 
zaunfried;  wittreiti,  hofreit,  hofraith,  Umpfählung,  Umzäunung  u.  dergl. 

39)  Lex  Bajuvar.  Tit.  IX.  c.  XI.  §.  2:  „etor-cartea,  etarchartea,  eter-garta" 
u.  dergl.;  die  Glosse  des  Cod.  Epored.  erklärt:  „Superiorem  virgam,  quae  sepis 
continet  firmitatem";  also  die  Etter-Gerte ;  die  Gerten,  Weidenruthen  u.  dergl., 
mit  welchen  die  Zaunpfähle  am  oberen  Ende  verbunden  (durchflochten)  werden. 

40)  So  z.  B.  auch  in  Oldenburg:  vergl.  die  vortreffliche  Beschreibung  der 
geschlossenen  Bauernhöfe  in  Oldenburg,  von  Mayer,  im  Mannheimer  Unter- 
haltungsblatt 1859.  Nr.  82.  Hier  steht  noch  das  Bauernhaus,  umgeben  von  den 
Wohnungen  der  Heuerlinge,  wie  bei  Tacitus  Germ.  c.  25.  das  Herrenhaus  um- 
geben von  den  Wohnungen  der  Colonen-ähnlichen  servi. 

41)  Imbsheim:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  752.  lin.  36:  „der  zu  Imbsheim  im 
dorfitter  sitzet". 

Siehe  oben  §.  9.  p.  32—36. 
Pertz,  Legg.  II.  248. 
44)  Vergl.  Besold,  thesaur.  pract.  Edit.  nov.  Ratisbon.  1740.  p.  1163,  v. 
Zaun,  Nr.  29. 
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auf  den  abgemarkten,  umpfählten  oder  umzäunten  Bezirk  hiess  die 
Gerichtsbarkeit  des  Bannhern  auch  Hof  marksgerichtsbarkeit45), 
Pfahl-  oder  Zaungerichts  barkeit46),  oder  Vogteilichkeit 
(vogteiliche  Gerichtsbarkeit)  binnen  Etters47).  Letztere  Bezeich- 
nung erklärt  sich  insbesondere  daraus,  weil  sie  von  dem  Gutsherrn 
selten  in  Person,  sondern  meistens  durch  einen  Vogt  (advocatus) 
ausgeübt  wurde ,  abgesehen  von  den  geringeren  gerichtlichen  oder 
polizeilichen  Functionen,  welche  dem  Meier  auf  dem  Gute  zuge- 
wiesen waren.  Im  Gegensatze  hiervon  hiess  sodann  die  gemeine 
oder  ordentliche  Gerichtsbarkeit  des  königlichen  Landgerichtes,  weil 
sie  ausserhalb  der  Etter  der  Immunitätsherren,  also  auf  der 
öffentlichen  Strasse  beginnt,  „die  S  tr  ass  eng  er  ich  ts  barkeit"48). 

Als  auf  den  eigenen  Grund  und  Boden  (allodium,  domanium, 
Patrimonium)  und  auf  die  eigenen,  d.  h.  gutshörigen,  wenn  gleich 
etwa  personalfreien  Leute  (homines  proprii  im  weiteren  Sinne)  be- 
schränkt, hiess  die  Gerichtsbarkeit  des  Immunitätsherrn  auch  Eigen- 
schaft (dominium)  oder  Eigengerichtsbarkeit,  genau  dem 
oben  erwähnten  alten  Ausdrucke  „bannus  allodii"  entsprechend, 
was  offenbar  nur  die  lateinische  Uebersetzung  davon  sein  will,  wo- 
für später  die  Bezeichnung  als  patrimoniale  Gerichtsbarkeit  auf- 
gekommen ist.  Es  ist  hierbei  wohl  zu  bemerken,  dass  diese  Be- 
zeichnungen ursprünglich  durchaus  nicht  darauf  deuten,  dass  die 
Gerichtsbarkeit  des  Immunitätsherrn  etwa  nur  eine  gewisse  nie- 
dere Gerichtsbarkeit  sei,  welchen  beschränkten  Begriff,  wie  später 
gezeigt  werden  wird,  die  Praktiker  seit  dem  XVII.  Jahrhundert 
mit  dem  Worte  Eigenherrschaft  oder  Eigengerichtsbarkeit  zu  ver- 
binden anfingen  und  in  welchem  man  auch  in  der  neuesten  Zeit 
das  Wort  Patrimonial-Gerichtsbarkeit  aufzufassen  sich  gewöhnt  hat.49) 
Durch  die  Bezeichnung  der  Gerichtsbarkeit  des  Immunitätsherrn  als 
eine  eigene  sollte  nämlich  ursprünglich  nur  der  Charakter  der- 
selben als  einer  realen,  mit  dem  Eigenthumsbesitz  von  Grund  und 
Boden  verknüpften  und  nicht  als  Amt  verliehenen  Gerichtsbarkeit 
angedeutet  werden,  ohne  darum  dem  Umfange  dieser  Gerichtsbar- 

45)  Sie  wird  erklärt  als  Recht  „zu  richten  ynwendig  der  rauren  des 
cloisters  zu  Langheim":  in  Urk.  K.  Ruprecht's  a.  1408.  in  v.  Schultes  hist. 
Schriften.  Bd.  I.  p.  108.  Nr.  XLIII.  und  begreift  hier  sogar  den  ganzen  Blutbann. 

46)  Vergl.  Scherz,  Gloss.  v.  Pfalgericht.  p.  1198. 

47)  J.  M.  Schneidt,  thesaur.  jur.  Francon.  Würzb.  1789.  Abschn.  I.  Heft  18. 
p.  3297. 

48)  Scherz,  Gloss.  v.  Pfalgericht.  Ueber  die  häufig  ganz  unrichtigen 
Vorstellungen  von  der  Strassengerichtsbarkeit  siehe  unten  die  Erörterung  Nr.  VII. 

49)  Vergl.  J.  M.  Schneidt,  thesaur.  jur.  Francon.  Abschn.  2.  Heft  22.  p.  4. 


keit,  der  wie  bereits  oben  §.  2  gezeigt  wurde,  ein  sehr  verschie- 
dener sein  konnte,  im  Mindesten  zu  präjudiziren.  Im  Gegensatze 
von  der  Eigen-Gerichtsbarkeit  hiessen  sodann  die  gemeinen  ordent- 
lichen Gerichte  Freigerichte50),  iudicia  liberorum,  weil  sie  ur-  ! 
sprünglich  —  als  sogenannter  mallus  comitis,  mallus  legitimus,  höchstes 
Gericht,  echtes  ding,  landtaeding  —  nur  von  den  vollkommen  Freien 
als  Urtheilern  und  Umstand  (adstantes)  besucht  wurden,  und  auch 
die  Eechtshändel  der  vollkommen  Freien  nur  an  ihnen  verhandelt 
und  entschieden  werden  konnten 5 1). 

So  wie  nun  aber  die  Immunität  einerseits  dem  Immunitäts- 
herrn, entsprechend  seinem  Eechte,  dem  öffentlichen  ordentlichen 
Richter  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  dem  befreiten  Bezirke 
zu  verwehren,  einerseits  das  Recht  gab,  ausschliesslich  eine  gewisse 
Gerichtsbarkeit,  den  dinghofherrlichen  Zwing  und  Bann,  über  seine 
Untersassen,  Colonen  oder  Huber  auszuüben,  so  entsprach  ihr  auf 
der  anderen  Seite,  wie  namentlich  das  Dinghofrecht  von  Heng- 
weiler v.  1584.  c.  5.  ausführlich  angiebt52),  die  Pflicht  der  Guts- 
angehörigen, 

,,des  dinghofs  rechten  zu  gehorchen ;  uitd  nirgends  anderswo  recht 
,,oder  hilfe  zu  suchen,  weder  (als)  bei  dem  dinghofsherrn  und 
„seinen  Schöffen,  bei  verlierung  seiner  darumb  habenden  Güter". 
Wer  sich  durch  ein  Urtheil,  welches  die  Huber  unter  dem  Vor- 
sitz des  Mejers  auf  dem  Dinghof  gesprochen  hatten,  für  beschwert 
erachtete,  konnte  nach  dem  Herkommen  einiger  Höfe  Berufung  an 
den  Dinghofherrn   selbst    einlegen.     Ausdrücklich   sagt  z.  B.  das 
Weisthum  von  Waldolvisheim  v.  1612  53): 

„wo  es  aber  endlich  sache  were,  das  die  huber  urteil  gäben, 
„darinnen  sich  ein  theil  beschwert  findet,  so  mag  derselbig  be- 
schwerte theil  sich  innerhalb  acht  tagen  an  des  dinkhofs- 
„herrn  spruch  wol  beruefen  und  appelliren,  und  was  dann 
„der  dinkhofsherr  sprechen  würde,  dabei  soll  es  endlichen 
„unweigerlichen  verbleiben". 

Nach  dem  Herkommen  anderer  Dinghöfe  war  aber  unter  mehre- 
ren derselben  eine  Art  von  Instanzenzug  eingerichtet,  so  dass  gegen- 
seitig von  dem  Urtheil  des  einen  Dinghofs  an  den  andern  Berufung 


50)  J.  M.  Sehn  ei  dt,  a.  a.  0.  Abschn.  I.  Heft  22.  p.  4194.  4196. 

51)  Vergl.  hierüber  meine  deutsche  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  860.  u.  flg. 
p.  882  u.  flg. 

52)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  746. 

53)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  752.  lin.  10. 
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geschehen  konnte,  in  oberster  Instanz  aber  die  Sache  an  einen  be- 
stimmten Dinghof  gebracht  werden  musste,  welcher  dann  im  engeren 
Sinne  Pfalz-  oder  Salhof  hiess  und  somit  die  Stelle  eines  Ober- 
hofes einnahm.  Dieses  eigenthümliche  Yerhältniss  beschreibt  z.  B. 
das  Weisthum  von  Dankrotsheim,  Trenheim  und  Dosen- 
heim54): 

„Es  ist  zu  wissen,  dass  diss  nachgeschriben  dez  closters  gerichte 
„und  dinckhoffe  sint  ...  die  allewege  zuck55)  von  eyme  zu  dem 
„andern  habent,  und  doch  zu  leste  (letzt)  yre  vrteil  nit  wytter 
„(weiter)  suchen  sollent,  dann  zu  Swartzach  vor  den  viertzehn 56) 
„vff  dem  sale". 

Dass  auch  noch  andere  Dinghöfe  den  Salhof  zu  Schwartzach 
als  ihren  Oberhof  anerkannten,  zeigt  noch  ausführlicher  das  Weis- 
thum von  Swindrazheim57).  Charakteristisch  ist  für  die  als  Ober- 
höfe dienenden  Salhöfe  oder  Pfalzen  die  grosse  Anzahl  der  Schöffen, 
welche  zur  Besetzung  des  Sal-  oder  Pfalzgerichtes  erforderlich  war. 
Während  bei  einigen  kleinen  Dinghöfen  es  in  das  Belieben  des 
Meiers  oder  Hofmannes  und  der  Dörfer  verstellt  ist,  wie  viele  Leute 
im  einzelnen  Falle  berufen  werden  sollen,  um  ,,das  Gericht  zu  be- 
sitzen", d.  h.  als  Beisitzer  zu  fungiren,  wie  z.  B.  nach  dem  Weis- 
thum des  Schiffgrabens58),  oder  schon  zwei  Huber  genügen, 
um  mit  dem  Meier  oder  Kellner  den  Dinghof  zu  besitzen,  wie  nach 
dem  Weis thum  von  Sundhaus59),  insgemein  man  aber  sechs  oder 
sieben  Schöffen  an  den  Dinghöfen  haben  sollte,  wie  z.  B.  das  Weis- 
thum von  Hengweiler60)  vorschreibt,  so  finden  sich  auf  den  Sal- 
oder  Pfalzhöfen  regelmässig,  wie  bei  dem  obengenannten  Salhofe  zu 
Schwartzach,  14  Schöffen  als  eine  verdoppelte  Siebenzahl:  so  z.  B. 
in  dem  Gerichte  von  S  e  1  s  e  nach  Ausweis  des  Weisthum  es  von 
1310 61).  Das  Pfalzgericht  des  Abtes  ven  Weissenburg  bildeten 
nach  der  Sententia  B-udolphi  I.  a.  127562)  „Septem  ex  suis  mi- 


M)  Ebendas.  I.  736.  lin.  4. 

55)  Zuck:  Zug,  d.  h.  Berufung. 

56)  Die  viertzehn  uff  dem  sale  zu  Sehwartzach  werden  abermals  er- 
wähnt in  dem  Weisthum  von  S  w  indr  azh  e  im,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  t.  741. 
lin.  21  u.  flg. 

57)  Ebendas.  I.  741.  lin.  20  u.  flg. 

58)  Eben  das.  I.  691.  lin.  30. 

59)  Ebendas.  I.  677.  lin.  18. 
co)  Ebendas.  I.  745. 

61)  Ebendas.  I.  759. 

62)  Ebendas.  I.  710.  lin.  19. 

Z  ö  p  f  1 ,  Alterthümer.  I.  4 
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nisterialibus  vel  vasallis"  und  eben  so  viele  „cives,  qui  vocantur 
„hussgenoze "63),  die  der  Abt  aus  vierzehn  Personen  auszuwäh- 
len hatte,  welche  ihm  die  Bürgerschaft  vorschlug.  Aus  dem  "Weis- 
thum von  Haselach  v.  1336  64)  siehet  man,  wie  die  vierzehn 
Schöffen  mit  dem  Dynasten  von  Ochsenstein,  der  allein  das  Kecht 
hatte,  als  Richter  in  diesem  Dinghof  den  Vorsitz  zu  führen,  neben 
ihm  zu  Gericht  sassen: 

„Der  herre  sol  ouch  sitzen  zu  gerichte,  und  sol  zu  itwedere 
„siten  (Seite)  setzen  suben  schöffel  (sieben  Schöffen),  do  sü 
„(sie)  billich  sitzen  sullent". 

Das  Weisthum  von  Hünigen65)  zeigt  eine  ganz  geordnete 
Folge  von  drei  Instanzen: 

„Der  hof  ze  Huningen  ist  zugig60)  in  den  dinckhof  gen  Bu- 
jendorf, und  do  dannen  (und  von  hier  sodann  weiter  an 
,,das  Gericht)  under  die  laimin  Stegin67)  in  des  tumprobsts 
„hof  zu  Basel  und  do  sondt  (d.  h.  an  diesem  Oberhof  sollen) 
„funfzechen68)  meiger  us  funfzechen  dinckhofen,  so  ein  thum- 
,, probst  hat,  recht  sprechen". 

Am  stattlichsten  besetzt  war  nach  dem  sächsischen  Weichbild 
cap.  1469)  die  königliche  Pfalz  zu  Magdeburg;  sie  bestand  aus 


c3)  Hussgenoze,  Husgenossen,  Hausgenossen  heissen  gewöhnlich  die  Münzer, 
monetarii,  oder  andere  Ministerialen;  vergl.  Arnold,  das  alte  mainzer  Hausge- 
nossenrecht, im  Anzeiger  f.  Kunde  d.  deutsch.  Vorzeit,  1857.  Nr.  3.  col.  85: 
hier  aber  sind  es  gerade  im  Gegensatz  der  Ministerialen  eigentliche  Voll-Bürger, 
die  mit  Häusern  angesessen  und  zur  Ausübung  des  Retractsrechtes  oder  der  Mark- 
losung befugt  sind,  wenn  ein  Haus  in  der  Stadt  verkauft  werden  soll.  Vergl. 
den  Freiburger  Stadtrodel  (saec.  XIII.) ,  bei  Gaupp,  deutsche  Stadtrechte  des 
M.-A.,  Bd.  I.  p.  31.  c.  21.  „Omnis  civis  hujus  civitatis  est  genoz  possessionis 
cujuslibet,  si  eam  sibi  voluerit  compararc."  —  In  Wien  Messen  die  Raths-  und 
Schöffenfähigen  Geschlechter  oder  Patricier  „Hausgenossen":  so  z.  B.  ver- 
macht nach  dem  Formelbuch  von  Baumgartenberg  (saec.  XVI.),  bei  Kockin- 
ger,  über  Formelbücher,  München  1853.  p.  116,  Note  227,  ein  „miles  et  civis 
wiennensis"  seinem  drittgebornen  Sohne:  „dignitatem  illam,  quae  vulgo  hausgenos- 
senschaft  dicitur,  quam  mihi  pater  meus  hereditario  jure  reliquit".  —  Aehnlich 
heissen  im  Weisthum  von  Engelberg,  Grimm,  "Weisth.  p.  1.  lin.  31.  32.  die 
Huber  „husgenoz"  im  Sinn  von  Markgenossen. 

64)  J.  Grimm,  Weisth.  L  700.  1.  37. 

65)  Eben  das.  I.  652.  lin.  8. 

66)  zugig  sein:  d.  h.  den  Instanzenzug  an  ein  gewisses  Gericht  haben. 
°7)  laimin  Stegin:  Name  einer  Localität  im  Domprobstenhof  in  Basel. 
68)  Funfzechen  =■  fünfzehn. 

60)  Sächsisches  Weichbild,  Ausgabe  von  Daniels,  cap.  XIV.  §.  1. 
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acht  und  zwanzig  Beisitzern,  also  der  vervierfachten  Sieben- 
zahl, und  zwar  1)  aus  vier  Domherren  (dem  Domprobst,  dem  Dom- 
dechant,  dem  Vicedom  und  dem  Domkellner);  2)  aus  den  vier  ge- 
bornen  d.  h.  erblichen  Dienstmannen  des  Domstifts  zu  Magdeburg 
(dem  Marschall,  Schenk,  drutste,  d.  h.  druste,  Truchsess,  und  dem 
Kämmerer);  3)  aus  den  11  Schöffen  der  Stadt  Magdeburg  und  dem 
Schultheis  als  dem  zwölften;  und  4)  aus  drei  Kurfürsten  (dem 
Markgrafen  von  Brandenburg,  dem  Herzog  von  Sachsen  und  dem 
Pfalzgrafen  bei  Bhein,  nebst  dem  Burggrafen  von  Magdeburg  als 
oberstem  Vogt  des  Domstiftes)70),  In  dem  folgenden  cap.  15  wird 
berichtet,  dass  jedem  der  (erstgenannten)  vier  und  zwanzig  Mannen 
nach  jedem  Urtheil,  als  eine  Art  von  Gebühren  oder  Präsenzgeld, 
ein  goldener  Schilling  im  Werth  von  12  Schilling  Pfenning  ge- 
geben wird:  jedem  der  vier  (letztgenannten)  hohen  Herren  aber  vier 
Mark  Goldes,  jede  im  Werth  von  zwölf  Mark  Silber71). 

Die  königliche  Pfalz  zu  Magdeburg  war  sonach  auch  im  Wesen 
nichts  anderes  als  ein  Dinghof,  jedoch  höchsten  Ranges  und  aus- 
gezeichnet dadurch ,  dass  hier  der  deutsche  König  selbst  als  der 
Dinghofherr  erschien  und  der  hohe  Rang  eines  grossen  Theiles  der 
Beisitzer  demselben  einen  ganz  besonderen  Glanz  verlieh.  Uebrigens 
war  es,  wenn  die  Besetzung  der  königlichen  Pfalz  in  Magdeburg 
wirklich  je  einmal  unter  den  Ottonen  in  der  Weise  wirklich  angeordnet 
worden  war,  wie  es  das  sächsische  Weichbild  beschreibt,  auch  auf 
nichts  weiter ,  als  auf  äusseren  und  scheinbaren  Prunk  abgesehen ; 
denn  darauf,  dass  die  genannten  drei  Kurfürsten  regelmässig  dieses 
Pfalzgericht  „besassen",  d.  h.  an  dessen  Sitzungen  Theil  nahmen, 
war  der  Natur  der  Verhältnisse  nach  nicht  zu  denken,  und  sicher 
erschienen  sie  niemals  in  demselben,  als  etwa  bei  den  seltenen 
Gelegenheiten,  wenn  der  König  in  Magdeburg  einen  Hof  hielt,  und 
ausnahmsweise  einmal  in  Person  den  Vorsitz  in  seinem  Pfalzgerichte 
führte.  Der  grösste  Theil  der  juristischen  Thätigkeit  des  könig- 
lichen Pfalzgerichtes  zu  Magdeburg  fiel  daher  ohne  Zweifel  dem 
Burggrafen  und  den  Ministerialen  des  Hochstiftes,  nebst  dem 
Schultheisen  und  den  Schöffen  von  Magdeburg  anheim;  aber  eben 
hierin,  dass  die  magdeburger  Schöffen  auch  Mitglieder  des  könig- 
lichen Pfalzgerichtes  waren,  scheint  auch  der  Grund  zu  liegen,  wess- 
halb  sie  in  den  Ländern  des  sächsischen  Rechtes  ein  so  hohes  An 


Eben  da  a.  cap.  XlY.  §.  1. 
71)  Sächsisches  Weichbild  (Daniels)  c*  XV.  (.  1.     Die  Wortfassung  dieser 
Stelle  ist  etwas  ungenau;  der  hier  angegebene  Sinn  aber  unzweifelhaft. 
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sehen  genossen  und  so  grossen  Einfluss  auf  die  Rechtsbildung  die- 
ser Gegenden  ausüben  konnten. 

In  der  Dinghofserneuerung  von  Ebersheim  wird  die  Immunität 
dieses  Dinghofs  oder  seine  Freiheit  von  dem  Eintritte  des  könig- 
lichen Richters  nicht  erwähnt.  Dass  aber  diesem  Dinghof  diese 
Freiheit  nicht  mangelte,  erhellet  daraus,  dass,  wie  später  näher  zu 
erörtern  ist,  die  Dinghofherren  zu  Ebersheim  sehr  ausgedehnte 
Jurisdictionsrechte  in  demselben  hatten,  und  dass  namentlich  die 
richterliche  Thätigkeit  eines  sogen.  Bannrichters ,  d.  h.  mit  dem 
Königsbann  beliehenen  Richters  über  das  Blut,  ausdrücklich  davon 
abhängig  gemacht  ist,  dass  derselbe  von  den  Dinghofherren  zu  ihrer 
Unterstützung  in  einzelnen  Fällen  herbeigerufen  wird72). 

§.  12. 

3)  Die  Freiung  als  Asylrocht. 

Auch  das  in  dem  Begriffe  jeder  Immunität  selbstverständlich 
enthaltene  häufig  vorzugsweise  ,,die  Freiheit  oder  Freiung" 
genannte  Asylrecht,  d.  h.  das  Recht,  auf  den  Hof  geflüchteten 
Verbrechern  oder  Verfolgten  Schutz  zu  gewähren  '),  zeigt  sich  deut- 
lich als  ein  Recht  der  Dinghofherren  in  den  über  die  Dinghöfe  im 
Elsass  erhaltenen  Urkunden.  Es  gehet  hieraus  klar  hervor,  dass 
auch  dieses  Recht,  welches  auch  schon  in  den  Urkunden  aus  der 
merowingischen  und  karolingischen  Zeit  als  ein  Ausfluss  der  Immu- 
nität, namentlich  der  Kirchen  und  Klöster,  ganz  besonders  hervor- 
gehoben wird,  sich  bis  auf  die  letzte  Zeit  des  Reiches  in  unverän- 
derter Geltung  erhalten  hatte.  Ausdrücklich  sagt  z.  B.  das  "Weisthum 
von  Grussenheim,  a.  13202): 

„waz  ein  man  hat  geton  ussewendig  des  hofes,  kumet  er  in  den 
,,hof,  er  sol  friden  han  und  sol  im  niemän  nach-volgen  in  ubeles 
,,wise  in  den  hof.  Wer  aber  so  frevel  wur^e  und  ime  nachvolgete 
„in  den  hof,  der  hette  verbrochen  einem  keyser  viertzig  pfund 
„goldes  in  sine  kamer  und  mime  herren  dem  appete  sine  schmoch- 
,,heit  (=  Schmach,  injuria)  und  sine  schaden  an  sin  gnade". 


n)  Ebersheimer  D  i  n gh of  e  rn euer ung  v.  1612.  §.  21. 

*)  In  gleichem  zweifachen  Sinn  (Immunität  und  Asylrecht  begreifend)  sprach 
man  auch  bei  den  Städten  von  Freiung;  vergl.  die  Glosse  zum  Sächsischen 
Weichbildrecht  art.  9 :  „und  bei  diesen  zeichen  (Kreutz  und  Handschuh)  ist  zu  ver- 
neinen, das  do  fronrecht  (d.  h.  jus,  Privilegium  domini,  Weichbildrecht)  sei 
und  freiung  und  rechter  friede".  —  Daher  erklärt  sich  auch  die  Bezeichnung 
der  Kirchhöfe  als  Freithöfe,  Friedhöfe. 

2)  Bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  p.  673.  lin.  15. 
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Uebereinstimmend  sagt  das  Weisthum  über  den  Dinghof  des 
Klosters  Andlau  zu  S  cherweiTer  3): 

,, welcher  darin  fleucht,  der  sol  fride  haben:  welcher  die  (dies) 
„recht  bricht  oder  Hesse  die  freiheit  zebrechen,  der  ist  in  des 
,,bapstes  ban  und  in  des  keisers  acht". 

In  dem  Weisthum  von  Boffisheim4)  wird  gesagt: 
„was  ieman  missetete  und  drin  (d.  h.  in  diesen  Dinghof)  kerne, 
,,der  soll  drinne  fride  han  und  soll  ime  auch  nieman  nachvolgend 
.  „sin  in  den  hof  mit  gerichte  noch  ohne  gerichte,  und 
„wer  das  breche  oder  andirs  nieman  (jemand)  kein  (irgend  eine) 
„unzucht5)  drinne  tete,  der  bessert  dem  kloster  von  s.  Stephan 
„lib  und  gut". 

Auf  einigen  Dinghöfen  scheint  jedoch  das  Asylrecht  nicht  in 
gleicher  Ausdehnung  anerkannt  worden  zu  sein,  sondern  nur  unter 
der  Voraussetzung,  dass  der  Verfolgte  nicht  auf  der  That  beschrieen 
und  von  dem  Gerichte  bereits  (mit  Nacheile)  verfolgt  wurde;  so 
z.  B.  heisst  es  in  de"m  Weisthum  von  Nothalden6): 

„der  auch  von  deheiner  hande  vurhte7)  .  .  .  fluhet  in  denselben 
„hove,  e  (ehe)  er  bescruwen  (beschrieen)  wirt  und  e  er  gejagt 
„wirt  mit  gerihte,  der  sol  dinne  (darinnen)  vride  han.  Swer 
„im  darubere  dehein  leid  dut ,  der  heit  gevrevelt;  für  den  frevel 
„sol  er  gen  (geben)  30  Schilling  und  die  pfenninge  sint  des  ban- 
„herren". 

Es  schliesset  sich  diese  Beschränkung  des  Asylrechtes  an  das 
gemeine  Reichsrecht  an,  wie  es  die  Rechtsbücher  des  XIII.  Jahr- 
hunderts zeigen,  wonach  die  Burg,  wohin  der  Verbrecher  geflohen 
ist,  verfestet  werden  soll,  wenn  der  Richter,  der  „mit  geruchte 
davor  geladen"  worden  war,  die  Herausgabe  des  Verbrechers 
begehrt,  („ihn  afeschet",  d.  h.  abheischet,  abfordert)  und  die 
Burgbewohner  die  Auslieferung  desselben  verweigern8).  In  ähn- 
licher Weise  zeigt  sich  eine  Beschränkung  des  Asylrechts  in  dem 
Weisthum  von  Niedern-Speckbach,  indem  den  dahin  Fliehen- 
den nur  auf  sechs  Wochen  und  drei  Tage  (also  für  drei  Gerichts- 


3)  Bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  p.  675. 

4)  Eben  das.  I.  pag.  679.  lin.  4. 

5)  Unzucht,  im  Sachsensp.  I.  53.  §.  1.  „untucht"  bezeichnet  jede  Art  von 
Unfug;  siehe  oben  §.  4.  Nr.  6. 

6)  Bei  J.Grimm,  Weisth.  I.  p.  682.  lin.  20. 

7)  von  deheiner  hande  vurhte:  d.  h.  aus  irgend  einer  Furcht ,  Be- 
fürchtung". 

8)  Sachsensp.  II.  72.  §.  I;  Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  2?5b. 
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fristen)  Schutz  verheissen  wird,  Mörder  aber  von  diesem  Schutz 
ganz  ausgeschlossen  sind9). 

In  der  Dinghofserneuerung  von  Ebersheim  v.  J.  1612  ist 
von  dem  Asylrechte  des  Hofes  nicht  ausdrücklich  die  Kede :  es  war 
aber  auch  hierzu  um  so  weniger  Veranlassung,  als  sich  dieses  Kecht 
von  selbst  verstand,  da  der  Hof  von  einer  geistlichen  Hand,  der 
Abtissinn  und  dem  Kloster  zu  Erstein,  herrührte  und  überdies  die 
Dinghofserneuerung  von  1612  nur  die  gegenseitigen  Rechtsverhält- 
nisse des  Dinghofherren  und  der  Huber,  nicht  aber  das  Verhältnisse 
des  Dinghof herren  zu  den  Reichsgerichten  festzustellen  bezweckte.  Die- 
ses letztere  Verhältniss  war  damals  längst  durch  die  besondere  Ver- 
fassung geordnet,  welche  die  reichsfreiherrliche  Familie  Böcklin 
von  Böcklinsau  durch  ein  Diplom  des  Kaisers  Karl  V.  vom  9.  Au- 
gust 1555  erhalten  hatte10).  Hierin  war  dieser  Familie  unter  vielen 
anderen  Auszeichnungen  der  höchsten  Bedeutung,  wie  sie  wohl  selbst 
die  grössere  Anzahl  der  deutschen  Reichsfürsten  nie  gehabt 
hatte,  auch  namentlich  das  Privilegium  ertheilt  worden,  ,,A echter 
und  Aber-  (Ober-)  Aechter11)  zu  beherbergen  und  mit  denselben 
Gemeinschaft  zu  haben",  was  doch  nach  dem  gemeinen  Reichsrechte 
schon  von  der  merowingischen  Zeit  an  in  zahlreich  wiederholten 
gesetzlichen  Vorschriften  strengstens  untersagt  war.  So  verbot  nament- 
lich schon  die  Lex  Salica,  Tit.  de  corporibus  expoliatis  (Herold) 
LVIII.  bei  Strafe ,  einem  Aechter  (wargus)  12) 

,,panem  aut  hospitale  dare" 
und  das  gleiche  Verbot  wiederholt  z.  B.  der  Schwabenspiegel 
(v.  Lassberg)  c.  16,  und  der  Landfrieden  K.  Albert's  I.  v.  1341 
c.  41 13). 

§.  13. 

4)    Der  Stock.  Diebstock. 

In  den  Weisthümern  wird  regelmässig  neben  dem  Zwing  und 
Bann  des  Dinghof herrn  auch  als  sein  Recht  erwähnt,  einen  Stock 


9)  Vergl.  J.  Grimm,  Weisth.  I.  p.  652. 

10)  Abgedruckt  in  der  Denkschrift  des  Freih.  Friedrich  Böcklin  von  Böck- 
linsau, Karlsruhe  1856,  p.  379  flg.;  siehe  besonders  p.  383.  388. 

11)  Aber-  oder  Ober  ächter  sind  diejenigen,  welche  in  die  schärfere  Acht 
oder  den  höheren  Bann  (excommunicatio  major  des  deutschen  Rechtes)  gethan  worden 
waren.    Vergl.  hierüber  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  939.  957. 

12)  Wargus:  der  verwirkt,  d.  h.  mit  Bann  bestrickt  worden  ist;  vergleiche 
war  gare,  wirken,  verwirken.    Vergl.  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  450.939. 

13)  Pertz,  Legg.  II.  483.  Vergl.  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  940.956. 
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auf  dem  Dinghofe  zu  haben.  So  sagt  z.  B.  das  Weisthum  von 
Boffisheim  v.  1301  c.  121):  ^ 

,,So  spricht  man  auch  zu  Rechte,  das  in  demselben  Hofe  soll 
,,stan  ein  stock". 

Ebenso  erwähnt  neben  vielen  Anderen  auch  das  Weisthum  von 
Ebersheimmünster  von  1320 2)  den  Stock,  und  desgleichen  die 
ebersheimer  Dinghoferneuerung  von  1612  §.  21. 

Dass  unter  dem  Stock  ein  Gefängniss  zu  verstehen  ist,  in 
welches  Angeschuldigte  gesetzt  werden,  welche  keine  Bürgen  stellen 
können,  ergibt  sich  deutlich  aus  dem  Weisthum  von  Marl  ei  vom 
J.  1338  3)  wo  gesagt  wird: 

„des  stokes  recht  ist,  das  man  einen  ieglichen  man,  der  be- 
,, klaget  würt,  und  nit  bürgen  hat,  soll  in  den  stok  schlahen". 

Koch  deutlicher  sagt  das  Weisthum  von  Euchhofen4): 
„In  disem  hofe  soll  ein  stock  oder  gefangnus  stehen,  und 
,,wurd  ein  böser  man  oder  Übeltäter  gefunden,  den  sol  das  gericht 
,, darin  thun  und  seiner  hüten  über  nacht". 

Uebereinstimmend  sagen  die  Jura  curiae  in  Berse  (saec. 
XIII.)5): 

,,Fures  autem  vel  alii  malefactores  .  .  .  reponantur  in  truncum, 
„qui  dicitur  cyppus,  custodiendi  ab  illis  hominibus,  qui  tenentur 
,,dare  censum". 

Das  Recht,  einen  Stock  zu  haben,  ist  also  dasselbe,  welches 
in  dem  Instrumentum  Pacis  Osnabruccensis  art.  V.  §.  44  unter  dem 
Namen  „jus  retentionis"  aufgeführt  wird. 

Die  Gefangenen  in  dem  Stock  zu  bewachen,  war,  wie  das  an- 
geführte Weisthum  von  Berse  angibt,  eine  Pflicht  der  Hübner. 
Ausführlich  beschreibt  dies  das  Weisthum  von  Ebersheim- 
münster v.  J".  1320  6): 

„Unde  ligent  hie  sechs  unde  zwenzig  hove  in  deme  rechte,  das 
„sie  des  Stockes  sollent  hueten,  einer  tages ,  zwene  nahtes  und 
„git(gibt)  man  iegelichen  ein  brot  unde  ein  trinken  winis  (Wein)". 
Ueber  die  Beschaffenheit  des  Stockes  gibt  das  Weisthum  von 
Eb er s h ei mmü ns t er  die  Andeutung7): 


*)  J.  Grimm,  Weistb.  I.  680. 

*)  Eben  das.  I.  673.  lin.  24. 

3)  Eben  das.  I.  726.  lin.  31. 

4)  Ebendas.  I.  684.  lin.  30. 

5)  Ebendas.  I.  693.  lin.  49  flg. 

6)  Ebendas.  I.  667.  lin.  43  flg. 

7)  Ebendas.  I.  667.  lin.  41  flg. 
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„Der  stok  der  sol  also  bewaret  sin  mit  slossen  (Schlössern)  unde 
„mit  nagelen,  das  es  den  reht  komme  (d.  h.  dass  es  denen  zu 
„statten  komme),  die  sin  da  huetent". 

Noch  genauer  ist  die  Beschreibung  in  dem  Weisthum  von  M  ar- 
lei  v.  J.  1338  8): 

„In  dem  hoffe  sol  ein  stock  ston  zu  rechte:  das  holz  zu  dem 
„stocke  das  sol  ein  schultheiss  geben  und  soll  den  stocke  ein 
„bumeister  9)  machen  one  myner  frowen  schade  .  .  .  und  wen  ein 
„dieb  mit  recht  wirt  begriffen,  den  soll  man  antworten  in  den 
„stadelhof 10)  und  soll  man  den  dieb  slahen  in  einwand,  dass 
„ihme  die  füss  in  (nach  innen,  einwärts)  sint  gekert  und  das 
„houbet  an  das  dachtrouff". 

Es  ist  bemerkenswerth ,  dass  sich  eine  ganz  ähnliche  Bauart 
des  Stockes  noch  jetzt  in  England  auf  den  Gütern  der  Barone  findet, 
so  dass  die  unbequeme  Stellung,  in  welcher  hiernach  der  Einge- 
sperrte verharren  muss ,  zugleich  eine  Art  von  Tortur  ist11).  Aus 
der  Bauart  des  Stockes  erhellet  von  selbst,  dass  es  nicht  auf  einen 
längeren  Aufenthalt  des  Diebes  in  dem  Stock  abgesehen  war,  son- 
dern dieser  nur  als  vorläufiger  Bewahrungsort  dienen  sollte,  bis  je 
nach  der  Art  des  Falles,  das  Meyerding  oder  Hubergericht  auf  dem 
Hofe  zusammengerufen  werden,  oder  die  Ablieferung  des  Gefange- 
nen an  den  Landrichter  erfolgen  konnte.  Da  Diebstähle  wohl  die 
häufigsten  Verbrechen  waren ,  die  auf  dem  Lande  vorkamen ,  so  er- 
klärt sich,  wie  der  Stock  gemeinhin  auch  als  Diebstock  be- 
zeichnet werden  konnte,  wie  dies  z.  B.  auch  in  der  Dinghofserneue- 
rung von  Ebersheim  v.  J.  1612  §.  21  der  Fall  ist. 

Gleichbedeutend  mit  dem  Legen  in  den  Stock  ist  auch  das 
„legen  in  isere  heilzin",  d.  h.  eiserne  Hilzen,  Hilten  oder 


8)  Ebendas.  I.  726.  lin.  28  flg. 

9)  Bei  der  sehr  einfachen  Construction  des  Stockes  ist  hier  sicher  nicht  an 
einen  Baumeister  im  Sinne  von  Architekten  zu  denken ;  sondern  der  Bau- 
meister ist  der  Oberknecht  auf  einem  Gute  (der  alte  magister  servorum,  oder 
servus  magister)  welche  Bezeichnung  noch  in  Altbayern  in  letzterem  Sinne  ge- 
bräuchlich ist. 

10)  So  heisst  der  Dinghof  zu  Marlei,  weil  das  Kloster  von  Andlau  daselbst 
einen  Stadel  (grangia,  grania,  frz.  grange),  d.h.  Scheuer,  Speicher,  Zehnt- 
scheuer, hatte. 

ld)  Vergl.  die  interessante  Beschreibung  des  Stockes  in  England  in  dem 
Roman  von  Sir  Edward  Bulwer:  My  Novcl,  book  III.  chap.  9.  —  In  der  An- 
tiquitäten-Sammlung auf  dem  alten  Rathhaus  zu  Constanz  zeigt  man  noch  einen 
solchen  Stock,  in  welchen  Huss  vor  seiner  Hinrichtung  eingesperrt  gewesen  sein 
soll.    Er  hat  die  Gestalt  einer  grossen  Hundshütte. 
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Fesseln,12)  oder  „in  plöcher",  d.  h.  Plöcke,  Pflöcke13),  oder 
„servare  compedibus  ferreis  vel  ligneis".14) 

Da  das  Legen  in  den  Stock  an  sich  schon  eine  sehr  empfind- 
liche Behandlung  war,  so  bildete  sich  an  einigen  Dinghöfen  die 
mildere  Praxis,  dass  der  Gefangene  nicht  sofort  in  den  Stock  ge- 
bracht, sondern  die  erste  Nacht  von  dem  Bannherrn  selbst  in  seiner 
Wohnung  bis  zum  Mittage  des  anderen  Tages  verwahrt  wurde,  um 
abzuwarten,  ob  über  den  Mann  nicht  ,,get  aedigt",  d.  h.  eine 
Sühne  mit  den  Verletzten  zu  Stande  gebracht  werde 15).  Ein  solcher 
Stock  oder  Gefängniss  war  auf  jedem  Dinghofe  nothwendig,  um  die 
Verhaftungen  oder  persönlichen  Verfestungen  ausführen  zu  können, 
zu  deren  Vornahme  das  Recht  in  dem  Z w i n g  (ius  distr inge ndi, 
districtio)  lag.  Uebrigens  wurden  nicht  nur  auf  der-  That  er- 
griffene auswärtige,  in  den  Hof  eingedrungene  Diebe  und  Uebel- 
thäter  in  den  Stock  gelegt,  sondern  auch  die  in  dem  Bannbezirk 
des  Gutsherrn  mit  Haus  und  Hof  ansässigen  Leute,  aber  diese  nur 
dann,  wenn  sie  zu  unvermöglich  waren,  um  Sicherheit  wegen  der 
verwirkten  Busse  zu  leisten.  Daher  sagt  das  Weisthum  von  Ebers- 
heimmünster v.  J.  1320  1G): 

,,Unde  gevrevelt  ein  man,  der  hus  und  hof  hat  in  dem  ban, 
„deme  sol  man  vorgebieten  über  14  Nacht;  hat  er  nut,  dass  er 
„ein  vrevel  gebussen  muge,  man  sol  in  v ah  en  (fangen)  und  in  (ihn) 
,,in  den  stok  legen". 

Es  zeigt  sich  also  auch  hier  ein  Anklang  an  den  gemeinen 
reichsrechtlichen  Grundsatz,  dass  ein  angesessener  („gesezzen")  Mann 
nur  einfach  vorgeboten  („maniri")  werden  soll,  wo  andere  ,,s ch ä d- 
liche  Leute"  verfestet  werden  (banniri)  müssen17). 

Liessen  die  Wächter  (,,hueter")  den  Gefangenen  entrinnen, 
so  erlitten  sie  die  Strafe ,  welcher  dieser  verwirkt  hatte 18) ;  der 


12)  Weisthnm  von  Geispolzheim,  c.  28.  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  707. 

13)  Ebendas.    Geispolzheim,  c.  28. 

14)  Jura  Curiae  in  Berse,  ibid.  I.  693.  lin.  48. 

15)  Weisthum  von  Bassenheim,  bei  J.  Grimm,  Weistb.  I.  689.  lin.  21  flg. 

16)  J.  Grimm,  Weistb.  I.  p.  669. 

17)  Vergl.  den  regensburger  Landfrieden  K.  Budolpb's  I.  a.  1281,  c.  3.  bei 
Pertz,  Legg.  II.  427;  und  besser:  in  den  Quellen  zur  bayr.  und  deut.  Gesch. 
Bd.  V.  pag.  340.  c.  5;  und  meine  Erläuterungen  hierüber,  in  den  Heidelberger 
Jahrb.  1858.  Nr.  31.  pag.  485.  486. 

18)  Weisth.  v.  Ebersbeimmünster  a.  1320,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I. 
669.  lin.  37  flg. 
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Büttel  aber  bekam  das  beste  Kleid  des  Gefangenen  für  seine  Be- 
mühung, weil  er  die  Hüter  herbeibrachte19). 

Das  Kecht,  ein  Gefängniss  zu  haben,  um  die  ergriffenen  Uebel- 
thäter  vorläufig  verhaften  zu  können,  blieb  auch  fortwährend  ein 
Recht  des  Guts-  und  Vogteiherrn,  selbst  wenn  ihm  keine  höhere 
oder  sog.  mittlere,  sondern  nur  eine  sog.  Niedergerichtsbarkeit  zu- 
stand20). 

§.  14. 

5)  Der  Stein.    Lästerstein.    Klapperstein.    Krötenstein.  Schandstein. 
Pagstein.  Meierstein.   Rabenstein.  Staffelstein.  Steingericht.  Staffel- 
gericht. 

Als  ein  Recht  des  Dinghofherrn  wird  in  den  Weisthümern 
häufig  in  Verbindung  mit  dem  Stock  auch  das  Recht  aufgeführt, 
einen  Stein  zu  haben:  jedoch  findet  sich  dies  nur  bei  den  grösse- 
ren Dinghöfen,  und  unverkennbar  ist  damit  eine  höhere,  d.  h.  wei- 
tergehende gerichtsherrliche  Befugniss  angedeutet,  als  in  dem  blossen 
Rechte,  einen  Stock  zu  haben,  begriffen  ist.  Es  sind  nun  aber  zwei 
Klassen  der  Steine  zu  unterscheiden. 

1)  Der    Lästerstein,     Klapperstein,  Krötenstein, 
Schandstein  oder  Pagstein,  und 

2)  der  S  taffe lstßin ,  [Meierstein,  Malstein  oder  Ra- 
b  enstein  1). 

Wo  das  Wort  Stein  in  den  Urkunden  allein  erscheint,  mag 
es  an  sich  als  zweifelhaft  erscheinen,  ob  die  eine  oder  die  andere 
Art  von  Steinen  gemeint  ist:  vergleicht  man  aber  die  elsässischen 
Weisthümer  mit  einander,  so  kann  wohl  kein  Zweifel  darüber  blei- 
ben, dass  in  diesen  durchgehends  die  zweite  Klasse  von  Steinen, 
nämlich  die  Staffel-,  Meier-  oder  Rabensteine  gemeint  sind, 
welche  mit  einer  höheren  Art  von  Gerichtsbarkeit  zusammenhängen ; 
selbstverständlich  begriff  aber  dies  auch  das  Recht,  Steine  der  ersten 
Art,  sog.  Lästersteine  u.  dergl.  zu  haben,  in  sich. 

Der  Lästerstein  war  ein  schwerer  Stein,  welcher  von  den 
Personen ,  namentlich  Frauenspersonen,  welche  sich  Verläum- 
dungen,  Schmähungen  und  dergleichen  ehrenrührige  Schwätzereien 
erlaubt  hatten,  zur  Strafe  bei  der  öffentlichen  Ausstellung  am  Pranger 

*9)  Ebend.  i.  669.  lin.  35.  36. 

20)  Vergl.  Ant.  Guil.  Ertel,  praxis  aurea,  de  iurisdictione  inferiori  civili, 
vulgo  von  der  Niedergerichtsbarkeit  etc.    Norimb.  1693.  Cap.  III.  p.  21  flg. 

')  Nach  der  hier  gemachten  und  begründeten  Unterscheidung  ist  zu  modifici- 
ren,  was  ich  in  meiner  deutschen  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  1858.  p.  441.  Note  41 
über  das  Steingericht  angeführt  habe. 
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oder  bei  dem  Herumführen  um  die  Kirche  oder  durch  die  Strassen 
der  Stadt  oder  des  Ortes  an  einer  Kette  um  den  Hals  getragen 
werden  musste  2),  woraus  sich  auch  seine  Bezeichnung  als  Laster- 
oder Lästerstein3),  Schandstein4)  .und  Pagstein5)  er- 
klärt. Krö'tenstein  ist  wohl  eine  von  dem  Volkswitze  aufge- 
brachte Bezeichnung,  da  man  noch  eine  verläumderische  Weibsperson 
als  eine  „giftige  Kröte"  zu  bezeichnen  pflegt.  Der  Lästerstein 
diente  also  demselben  Zwecke,  zu  welchem  man  sich  anderwärts  der 
sog.  Flasche,  Butel sflasche  (Flasche  des  Büttels,  Gerichts- 
dieners) Fidel,  Geige  oder  Pfeife  bediente6). 

Obschon  der  Lästerstein  im  Elsass  sehr  üblich  war7),  so  ist 
doch  von  ihm  in  den  Dinghofsrechten  nicht  die  Rede,  sondern  der 
Stein,  welcher  in  diesen  Rechtsquellen  regelmässig  in  unmittel- 
barer Verbindung  mit  dem  Stock  erwähnt  wird8),  hat  eine  ganz 
andere  Bedeutung.  Diese  hat  schon  Scherz  (Glossar  v.  Staffel- 
Stein)  annähernd  richtig  dahin  angegeben :  ,, locus  infamis,  per 
gradus  aliquot  elev'atus,  quo  rei  numellati  exponuntur  ludibrio 
populi:  signum  j  urisdictionis  criminalis".  Demnach  wäre 
der  Stein  ein  erhöhter  Ort,  von  Steinen  aufgemauert,  eine  Art 
von  Pranger  oder  Schrayat9),  wo  der  Schandpfahl  errichtet  ist, 


2)  Vergl.  J.  Grimm,  Eechtsalterthümer  p.  720.  —  A.  Stöber,  im  Anzeiger 
für  Kunde  der  deutschen  Vorzeit,  1857.  Nr.  3.  p.  86  flg.;  Nr.  4.  p.  119;  Nr.  5. 
p.  155;  J.  Zahn,  ebendas.  1858.  Nr.  4.  p.  86 ;  Michelet,  origines  du  droit 
francais  p.  384  flg.  („p  ort  er  la  pierre"). 

3)  Laster:  bezeichnet  sowohl  jede  Uebelthat  überhaupt,  vergl.  den  regens- 
burger  Landfrieden  K.  Eudolph's  I.  a.  1281.  c.  6  u.  7.,  bei  Pertz,  Legg.  II. 
pag.  427,  als  auch  insbesondere  jede  üble  Nachrede ,  in  welchem  letzteren  Sinne 
sich  noch  die  Worte  „Lästern,  Lästerung"  erhalten  haben. 

4)  Schänden:  wird  jetzt  noch  provinziell  (fränkisch)  für  schimpfen  oder 
schelten  gebraucht. 

5)  Pagstein:  Mühldorfer  Stadtrecht  (saec.  XIII.)  im  Auszug  mitge- 
theilt  v.  Gengier,  im  Anzeiger  f.  Kunde  der  deutschen  Vorzeit,  1858.  Nr.  9. 
p.  297)  c.  25:  „Wie  man  den  pagstain  tragen  soll".  „Pagen  mit  Worten" 
(ebendas.)  bedeutet  lästern,  scbimpfen  oder  schelten.  Gengier  hat  ebendas.  auch 
das  Vorkommen  des  Pagstein-tragens  in  Oesterreich  nachgewiesen. 

6)  Vergl.  die  Notiz  über  die  doppelte  Geige  in  Kothwiel,  unten  Nr.  XVI. 

7)  Vergl.  die  in  Note  2  angeführten  Schriften. 

8)  Z.  B.  Weisth.  v.  Ebersheim-Münster  a.  1320,  bei  J.  Grimm,  Weisth. 
I.  p.  669.  „zwa  der  abt  hat  ...  stock  und  stein  in  den  dorferen".  —  Weisth. 
v.  Grussenheim,  a.  1320,  ebendas.  I.  673;  u.  s.  w. 

9)  Schrai,  Schraiat  (=  Schrägen)  heisst  das  von  Balken  und  Brettern 
errichtete  Gerüste,  das  als  Pranger  dient;  auch  der  Schandpfahl  selbst.  Vergl. 
Passauer  Stadtr.  a.  1300  in  Monum.  Boic.  Bd.  28.  Abth.  II.  p.  512.  „(einen 
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an  welchem  die  Verbrecher  öffentlich  ausgestellt  zu  werden  pflegten. 
Es  ist  auch  gewiss  richtig,  dass  der  Stein  zu  diesem  Zweke  dienen 
konnte  und  auch  häufig  gedient  hat:  allein  es  war  dies  nicht  die 
einzige  Bestimmung  desselben,  sondern  er  diente  hauptsächlich  als 
Platz  für  die  öffentliche  Hinrichtung  zum  Tode  verurtheilter  Ver- 
brecher, sei  es  durch  Köpfen  oder  Hängen,  und  somit  war  der 
Stein  allerdings  ein  Anzeichen,  dass  dem  Gutsherrn  auch  die  Cri- 
minalgerichtsbarkeit  —  ein  Blutbann  —  wenigstens  in  gewissen 
Fällen  zustand,  also  ein  Zeichen  einer  höheren  Berechtigung  und 
Gerichtsbarkeit,  welche  keineswegs  allen  Gutsherrn  zukam.  In 
gleichem  Sinne  gebraucht  man  noch  heut  zu  Tage  das  Wort  Raben- 
stein 10),  woran  schon  in  der  Lex  salica  die  malbergische  Glosse 
„rabanat,  rabanchal" n)  anklingt.  Dass  unter  dem  Stein  in 
den  elsässischen  Dinghofrechten  eben  dieser  Rabenstein  zu  verstehen 
ist,  ergibt  sich  als  unzweifelhaft  aus  den  Beziehungen,  unter  wel- 
chen er  genannt  wird.  So  z.  B.  sagt  das  Weisthum  von  Art  Olz- 
heim v.  J.  1320  12) 

,,und  sol  der  hof  stoc  und  stein  han." 

Nachdem  nun  weitläufig  erwähnt  ist,  wie  ein  eingefangener 
Dieb  vorerst  in  den  Stock  gesetzt  werden  soll,  bis  der  Vogt  kommt, 
über  ihn  Gericht  zu  halten,  so  folgt  hierauf  die  Bestimmung:  dass 
der  Abt  „zwei  holz  er"  und  der  Vogt  ,,  eines"  zum  Galgen 
geben  soll,  der  also  hier  je  im  einzelnen  Fall  auf  dem  Stein  auf- 
gerichtet wird,  und  der  Büttel  soll  das  Seil  dazu  geben13).  Nach 
dem  Weisthum  von  Berse  (saec.  XIII)  stehet  der  Stock  (trun- 
cus,  cyppus)  super  lapidem  in  cymeterio,  et  cum  per 
sententiam  damnati  fuerint,  praesentabuntur  advocato  puniendi  ferro  vel 
aliis  tormentis,  truncationem  capitis  vel  suspensionem". 
Dass  der  Stein  mitunter  auf  dem  Kirchhofe  errichtet  wurde,  hatte 


bei  der  sohraiat  anschlagen".  —  Mühldorfer  Stadtrecht  (saec.  XIII.)  im 
Anzeiger  f.  Kunde  der  deutschen  Vorzeit,  1858  Nr.  10,  c.  64.  „(den  dieb)  an 
die  schray  binden  mit  schlegen". 

10)  So  stehet  noch  ein  solcher  Rabenstein  mit  diesem  Namen  auf  einem 
freien  Platze  vor  der  Stadt  Bamberg;  eben  so  auf  einer  Anhöhe  vor  Würzburg. 

H)  Lex.  Sal.  Herold.  XLIV.  10.  „Siquis  caput  de  homine,  quod  inimici  sui 
in  pal  um  miserunt  (d.  h.  auf  den  Pfahl,  an  die  Schreiat  gesteckt  haben),  sine 
voluntate  alterius  deposuerit  (MALB.  raba-nal). —  Raba-nal  scheint  verdorben 
aus  rab-banchal  zu  sein;  banchal,  ist  Bank,  =  staplus;  ein  gezimmer- 
tes Gerüste.  —  In  anderer  (sehr  gesuchter)  Weise  sucht  dieses  Wort  zu  erklären: 
J.  Grimm,  über  die  malberg.  Glosse,  bei  Merkel,  Lex  Salica,  Vorrede  p.  LH. 

12)  Bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  p.  698.  lin.  36  flg. 

13)  Eben  das.  I.  p.  694.  lin.  1  flg. 
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sicher  seinen  Grund  nicht  darin,  dass  sonach  die  Beerdigung  der 
Hingerichteten  leichter  hätte  vor  sich  gehen  können,  da  man  diesen 
regelmässig  kein  ehrliches  und  christliches  Begräbniss  gestattete ; 
sondern  der  Grund  hiervon  ist  darin  zu  suchen,  dass  die  Kirch- 
höfe häufig  auch  zu  den  Gemeinde-  und  Gerichtsversammlungen  be- 
nützt wurden  14) ,  wie  sich  dies  hinsichtlich  der  Gemeindeversamm- 
lungen noch  in  vielen  kleinen  Gemeinden  in  Süddeutschland  und  in 
der  Schweiz  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  hat.  Dieser  Gerichts- 
'stein  heisst  daher  auch  ,,lapis  sanguinis",  und  stand  mitunter 
unmittelbar  vor  dem  Gerichtshause  oder  der  Amtswohnung  des  Eich- 
ters 15).  An  solche  Blutsteine  ist  daher  auch  regelmässig  zu 
denken,  wenn,  wie  sehr  häufig  in  Urkunden  geschieht,  die  Abhal- 
tung von  Volks-  Gerichts-  oder  Gemeindeversammlungen  ,,bei  dem 
Steine"  (,,ad  lapidem")  eines  gewissen  Ortes  erwähnt  wird. 
So  z.  B.  sagt  eine  Urkunde  v.  1255  16): 

,,acta  sunt  haec  in  plebiscito  ad  lapidem  longum  iuxta  Bucheide". 
Eine  andere  Urkunde  von  1255  17)  verweiset  auf  das  Gericht 
bei  dem  Steine  unter  einer  Linde: 

„Cum  dominus  comes  ...  apud  lapidem  in  Narve,  sub  tilia18) 

„apud  Bermaringen  .  . .  et  apud  lapidem  apud  Eingingen  cele- 

„brabit  provincialia  judicia". 

Auch  in  England  bestand  dieselbe  Sitte.  So  z.  B.  berichtet 
eine  Urkunde  c.  a.  1038  l9): 

,,daet  an  sciregemot  saet  aet  Aegelnodes  st  an  be  Cnutes  daege" 
d.  h.  dass  ein  Shyren-Gericht  sass  bei  Aegelnod's  Stein  zu  Zeiten 
des  K.  Kanut. 

Der  Stein  auf  den  Dinghöfen  heisst  auch  der  Meierstein, 
weil  hier  der  Meier  das  Gericht  oder  Ding  mit  den  Hübnern  ab- 

,4)  Vergl.  S.  "W.  Oetter,  Erläuterung  einer  merkwürdigen  Urkunde  v.  J. 
1290.    Schwabach,  1761.  p.  13  flg. 

15)  Urk.  a.  1252.  Mon.  Boica  Bd.  XXIX.  Abth.  II.  Nr.  XLH.  „ante  cujus 
consulis  palatium  lapis  sanguinis  iacet". 

1C)  Urk.  v.  1255,  in  Gudenus,  cod.  diplom.  Tom.  IV.  p.  886. 

17)  Urk.  a.  1255,  bei  v.  Senckenberg,  select.  jur.  et  histor.  Bd.  II.  p.  264. 

,8)  tilia.  Das  Halten  des  Gerichtes  unter  einer  Linde  wird  sehr  häufig, 
besonders  in  süddeutschen  Urkunden  erwähnt.  So  z.  B. :  richtet  der  Hofmann 
unter  der  Linde  zu  Zellenwülre  über  Todschlag:  vergl.  die  Freiheit  des  Schiff- 
grabens, im  Elsass,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  691.  lin.  25;  den  Dinghof  zu 
Mölkirch  soll  man  „besitzen"  unter  der  Linde;  ebendas.  I.  695;  eben  so 
das  Yogtding  zu  Hornau  und  Kelchheim;  ebendas.  I.  562.  lin.  41;  563. 
lin.  37.  u.  s.  w.  —  An  anderen  Orten  hielt  man  das  Gericht  unter  Eichen  oder 
Tannen;  Beispiele  siehe  b^|r  Oetter,  a.  a.  0.  (Note  14)  p.  8.  14. 

*9)  J.  Kemble,  Cod.  dipl.  aevi  saxon.  Bd.  IV.  p.  54.  Nr.  755. 
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hält.  Hier  wurden  auch  die  neuen  Meier,  und,  wenn  es  nach  der 
Verfassung  des  Dinghofs  Schöffen  gab,  auch  die  neuen  Schöffen  ver- 
eidigt. Dies  beschreibt  z.  B.  das  Weisthum  von  Hengweiler 
von  1584  c.  2  20): 

„Wann  auch  ein  untermeier  oder  schöff  von  tode  abgienge ,  soll 
„ein  dinkhofherr  einen  andern  aus  gemeinen  hubern  an  des  ver- 
storbenen statt  erwehlen.    Der  den  also  erweit  würde,  derselbige 
„sol  dem  st  ab  gehorsam  sein  und  altem  brauch  nach  in  beisein 
„des  untermeiers  und  aller  schöffen  bei  dem  meierstein  einen 
„leiblichen  eid  zu  gottund  allen  seinen  heiligen  schweren,  den  ding- 
„hof  bei  seinen  rechten  und  gerechtigkeiten  hand  zu  haben"  etc. 
Staffelsteine  heissen  diese  Gerichts-  oder  Blutsteine  darum, 
weil  sie  einige  Stufen  oder  Staffeln  über  der  Fläche  erhaben  ge- 
baut sind.    Staflus,  Staphlus,  Stapplus,  bezeichnet  übrigens 
ursprünglich  jede  Art  von  hölzernem  Gerüste  oder  Gebäude 21)  da- 
her noch  das  Gerüste,  worauf  die  Schiffe  erbaut  werden,  Stappel 
heisst;  schon  sehr  früh  aber  heisst  so  jedes  Haus,  wobei  auch  Holz- 
werk verwendet  wird,  und  daher  spricht  auch  schon  die  Lex  Ripu- 
aria  XXXIII.  1;  LXXV.  LXVII.  5  vom  „stapplus  regia",  in 
dem  Sinne  von  palatium. 

In  dem  Weisthum  von  Ebershei'mmünsterv.  J.  1320  werden 
sogar  zwei  Staffelsteine  neben  dem  Stock  erwähnt22):  eine 
besondere  Bedeutung  dieser  Sonderbarkeit  ist  aber  nicht  ersichtlich : 
möglich  ist,  dass  der  eine  als  Pranger,  der  andere  als  Richtstätte 
benützt  wurde. 

Eine  Gerichtsbarkeit,  welche  den  Gerichtsherrn  berechtigt,  einen 
Stein  oder  Staffelstein  zu  haben,  d.  h.  über  das  Blut  zu  richten, 
heisst  daher  ein  Steingericht,  welches  Wort  sich  z.  B.  in  der 
ebersheimer  Dinghofserneuerung  v.  1612  §.  21  findet,  oder  auch 
ein  Staffelgericht,  wie  z.  B.  das  Gericht  zu  Weissenburg 
hiess2:*).  Die  Erklärung  dieses  Wortes  bei  Scherz,  Glossar,  voc. 
Staffelgericht,  als  „judicium,  apud  quod  provocatio  j  u- 
dicium  graduale  reddit"  d.  h.  wobei  stufenweiser  Instanzen- 
zug stattfindet,  ist  daher  nicht  richtig.  Es  handelt  sich  hier  nicht 
um  eine  stufenweise  Berufung,    sondern   um   die  stufen- 


20)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  745.  746. 

21)  Vergl.  Du  Cange,  v.  Staplus. 

22)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  667.  lin.  36.  „und  sol  dirfe  (dieser)  hof  haben 
zweine  staffelsteine  unde  einen  stock". 

23)  Vergl.  Ueber  die  Jurisdiction  des  Staf  felger&htes  zu  Weissenburg: 
Ch.  G.  Buder,  Symmicta  Observation.  Jenae,  1756.  p.  117  u.  flg. 
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artige  Erhöhung  des  Ei chtplatz es.  Uebrigens  ist  dabei 
immerhin  möglich ,  dass  sich  ein  oder  das  andere  Staffelgericht  zu 
einem  Oberhof  ausgebildet  und  somit  den  Charakter  eines  Pfalz- 
oder Salgerichtes  im.  engeren  Sinne  (staplus  regis  sive  domini)  an- 
genommen hatte,  und  daher  von  anderen  Dinghöfen  Berufungen  da- 
hin gelangen  konnten24). 

Gleichbedeutend  mit  dem  Rechte,  einen  Stein,  Steingericht 
oder  Staffelgericht  zuhaben,  ist  das  Recht  einen  Galgen  zuhaben, 
welcher  auch  mitunter  anstatt  des  Steines  erwähnt  wird,  z.  B.  in 
dem  Weisthum  von  Marl  ei  v.  J.  13  3  8  25).  Eben  so  verlieh  K. 
Friedrich  III.  i.  J.  1450  den  Herren  von  Bibra  auf  ihrem  Gute 
zu  Walbach  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  mit  der  Formel:  ,,das 
Recht,  ein  Halsgericht,  Stock  und  Galgen  aufzurichten"  2Ü), 
was  um  so  weniger  befremden  kann,  als,  wie  oben  gezeigt  wurde, 
das  Recht  einen  Stein  zu  haben,  das  Recht  einen  Galgen  zu 
haben ,  in  sich  schloss 2T).  Mitunter  wird  auch  in  gleichem  Sinne 
kurzweg  das  Recht  eine  Gerichtsstätte  oder  Richtstätte  auf- 
zurichten, erwähnt,  so  z.  B.  in  dem  Weisthum  von  Molkirch, 
v.  J.  1548  2S). 

§•  15. 
6)  Dieb.  Frevel. 

Sehr  häufig  wird  als  ein  Recht  der  Dinghofherren  in  den  Weis- 
thümern  die  Befugniss  erwähnt,  über  Diebstahl  („dieb")  und  andere 
Frevel  („vrevel,  temeritas"  u.  dergl.)  d.  h.  über  andere  geringe  oder 
polizeiliche  Vergehen,  Unfug  (,,untucht,  Unzucht")  zu  richten.  So 
z.  B.  sagt  das  Weisthum  von  Berse  (saec.  XII.) 

,,temeritatem,  quod  dicitur  f r e v e  1  a m,  componat  et  persolvat. ' ' 
Aehnlich  wird  in  der  Freiheit  des  Schiffgrabens  im  Elsass  als  Befug- 
niss des  Hofmannes  (Meiers)  aufgeführt  2) 

„unfuge  zu  richten  und  vrteile  darum  sprechen". 


24)  Vergl.  oben  §.11.  Note  52  u.  flg. 
*5)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  726.  lin.  34. 

2C)  TJrk.  a.  1450,  bei  v.  Schlütes,  histor.  Schriften  Abth.  II.  p.  384—386. 
Nr.  LVI.  und  hier  unten  Beilage  G.  zur  Erörterung  Nr.  X. 

27)  Siehe  die  in  Note  12  und  13  angeführten  Weisthümer  von  Artolzheim 
und  Berse. 

28)  Molkirch:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  695.  lin.  12.  „der  aker  zu  gerüte, 
da  sol  die  gerichtstat  uf  stan". 

*)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  692.  lin.  29. 
*)  Eben  das.  I.  691.  lin.  32. 
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Ebenso  legtauch  die  Dinghofserneuerung  von  E  bersheim  von 
1612.  §.  21  den  Dinghofherren  das  Eecht  bei,  über  „dieb  und  alle 
andere  frävel"  zu  richten. 

Unter  ,,  Frevel"  wird  übrigens  nicht  blos  die  strafbare  Hand- 
lung, wie  z.  B.  h.  z.  T.  noch  die  sog.  Waldfrevel,  Feldfrevel  u.  s.  w. 
verstanden,  sondern  auch  das  dadurch  verwirkte  Strafgeld,  welches 
selbstverständlich  der  Dinghofherr  zu  beziehen  berechtigt  war,  eben 
weil  ihm  die  Gerichtsbarkeit  über  das  betreffende  Vergehen  zustand. 
Auf  dieses  Strafgeld  gehen  auch  insbesondere  die  Ausdrücke  „grosse 
und  kleine  Frevel",  oder  Besserungen,  wie  bereits  ausführlich 
bei  der  Erörterung  des  Bannes  als  Strafgeld  nachgewiesen  worden  ist 3). 

In  ähnlicher  Weise  ist  auch  unter  dem  „dieb,  dup4),  diub5), 
deub,  dewb,  dewp  u.  s.  w. ,  welcher  Ausdruck  bekanntlich  im 
Mittelalter  insgemein  nicht  nur  die  stehlende  Person,  sondern  auch 
die  gestohlene  Sache  bezeichnete,  ohne  Zweifel  in  den  Weisthümern 
auch  das  Eecht  des  Dinghofherrn  begriffen,  die  einem  Diebe  ab- 
genommenen Sachen,  zu  denen  sich  kein  Eigenthümer  meldet,  an 
sich  zu  ziehen.  Es  folgt  dies  aus  der  Stellung  des  Dinghof herrn 
als  Richters  über  den  Diebstahl  von  selbst,  wie  sich  dies  durch 
Vergleichung  der  Grundsätze,  welche  der  Schwabenspiegel  in 
dieser  Beziehung  aufstellt,  ergibt6). 

§•  16. 
7)  Der  Spruch. 

Nach  der  Dinghofserneuerung  von  Ebersheim  v.  J.  1612 
§.  21  gehört  zu  den  dinghofherrlichen  Rechten  auch  noch  der 
„Spruch".  Hierunter  ist  das  Recht  zu  verstehen,  in  den  Sachen, 
welche  zur  Competenz  der  gutsherrlichen  Gerichtsbarkeit  gehören, 
Recht  zu  sprechen  oder  Urtheil  (Rechts-Spruch,  Urtheils-Spruch)  zu 
geben  und  beziehungsweise  durch  die  Huber  im  Huberding  Urtheil 
sprechen  zu  lassen.  In  diesem  Sinne  sagt  z.  B.  das  Weisthum  von 
Kleinfrankenheim 


3)  Siehe  oben  §.  7. 

4)  dup:  z.  B.  in  dem  Weisthum  von  Gross -Kerns,  a.  1384,  c.  11,  bei 
J.  Grimm,  Weisth.  I.  566. 

5)  diub:  K.  Kudolph's  regensburger  Landfrieden  1281.  c.  10;  Pertz, 
Legg.  II.  427. 

G)  Schwabenspiegel,  (v.  Lassberg)  c.  31".  p.  140.  col.  2. 
»)  Bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  744.  lin.  8  flg. 
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„Item,  wan  der  dinkhof  besessen  wird,  soll  der  meiger  (meier) 

„den  spruch  an  einen  huber  setzen"  etc. 
d.  h.  ihn  des  Urtheils  fragen2). 

Insbesondere  verstand  man  unter  dem  „Spruch"  das  Recht  des 
Dinghofherrn,  über  die  an  ihn  gebrachten  Berufungen  von  den  Ur- 
theilen  seiner  Dinghöfe  selbst  oder  durch  seinen  als  Oberhof  dienen- 
den Pfalz-  oder  Salhof  zu  erkennen,  wie  dies  namentlich  das  Weis- 
thum von  Waldovisheim  v.  J".  1612  zeigt3),  und  durch  die  bereits 
oben  im  §.11  angeführten  Weisthümer  der  Salhöfe  und  Pfalzgerichte 
bestätigt  wird. 

Das  Recht  des  Spruches  war  also  an  sich  schon  in  dem  Bann, 
Zwing  oder  Gericht,  d.  h.  in  der  Gerichtsbarkeit  des  Dinghofherren 
inbegriffen.    Es  war  aber  nicht  ungewöhnlich,  dasselbe  in  den  Ur- 
kunden, namentlich  bei  der  kaiserlichen  Verleihung  einer  Gerichts- 
barkeit, noch  besonders  zu  erwähnen.    Dies  erhellet  namentlich  aus 
einer  Urkunde  K.  Otto's  III.  v.  J.  1000,  Mai  30,  welche  als  der 
Typus  aller  derartigen  Verleihungen  betrachtet  werden  darf 4).  Hierin 
verleiht  der  Kaiser  der  bischöflichen  Kirche  zu  Würzburg  die  beiden 
Grafschaften  (comitatus)  Waldsassen  und  Rangau  in  Ostfranken 
„cum  omni  districtu  (Zwing),   placito  (Gericht),   et  banno 
„nostro  imperiali  (Königsbann),  lege  (Recht)  et  iudicum 
„iudicio  (Spruch),  nihil  de  his,  quae  comites  sive  aliquis  mor- 
„talium  de  placitis  habere  debuerunt,  excipientes". 

Eben  so  bestätigte  auch  K.  Karl  VI.  im  J.  1715  dem  Erz- 
bischof  von  Mainz  unter  anderen  Regalien  „den  Spruch"  in  den 
Besitzungen  seines  Erzstiftes;  die  Urkunde  ist  vollständig  in  den 
Hauptlehnbrief  des  Kaisers  Franz  I.  v.  1748  aufgenommen,  wel- 
cher sich  in  dem  (noch  ungedruckten)  mainzer  Regalienbuch  be- 
findet. 

Kicht  zu  verwechseln  mit  dem  Rechte  des  Spruches  ist  das 
gleichfalls  dem  Dinghofsherrn  zuständige  Recht  des  „Verspruch  es", 
worunter  man  das  Recht  verstand,  Gebote  und  Verbote,  insbeson- 
dere Dorf-  und  Feldordnungen  u.  dergl.  ergehen  zu  lassen ,  wovon 
bereits  oben  (§.  5)  gehandelt  worden  ist. 

Das  Recht  des  Spruches  war  von  verschiedenem  Umfange ,  je 
nachdem  die  Gerichtsbarkeit  der  Dinghofsherren  mehr  oder  minder 

2)  Ueber  dieses  „Urtheil  fragen",  siehe  meine  deutsche  Rechtsgeschichte 
3.  Aufl.  1858.  p.  894. 

3)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  752.  lin.  14  flg.  Siehe  den  Abdruck  der  hieher 
bezüglichen  Stelle  oben  §.  11.  pag.  48. 

4)  Monum.  Boica.  Bd.  28.  Tb.  I.  p.  288.  289.  Nr.  CLXXXV1. 
Zöpfl,  Alterthümer.  L  5 
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beschränkt  oder  ausgedehnt  war.  Es  gab  nämlich  kleine  Dinghö'fe, 
bei  welchen  die  Gerichtsbarkeit  des  Herrn  auf  die  Eintreibung  der 
üblichen  Getraide-  und  Geldgefälle,  die  Abmeierung  der  hiermit  in 
Rückstand  bleibenden  Hübner  und  andere  mit  der  Gutsnutzung  zu- 
sammenhängende Verhältnisse  beschränkt  war.  In  diesem  Falle 
wurde  von  den  Praktikern  der  letzten  beiden  Jahrhunderte  die  Ge- 
richtsbarkeit des  Dinghofherren  als  Eigenherrschaft  oder  Eigen- 
gerichtsbarkeit im  engeren  Sinne  bezeichnet5),  und  von  der 
vogteilichen  Geri chtsb ark e it  unterschieden,  als  welche  schon 
etwas  weiter  gehende  Befugnisse ,  namentlich  eine  ausgedehntere 
Civiljurisdiction  und  mehrfache  strafrechtliche  Zuständigkeiten,  wie 
z.  B.  das  Eecht,  einen  Stock  oder  sogar  einen  Stein  zu  haben  u.  s.  w. 
begriff6). 

Die  Gerichtsbarkeit  des  Dinghofherrn  hiess  insbesondere  D  o rf- 
gericht,  wenn  sich  der  Gerichtszwang  nur  auf  das  Uebermähen, 
Ueberzaunen,  Ueberackern,  und  andere  dergleichen  kleinere  Feld- 
und  Waldfrevel  erstreckte  und  der  Dinghofherr  nur  kleine  Geld- 
strafen verhängen  konnte ').  Schon  etwas  weiter  ging  nach  der 
Ansicht  der  Praktiker8)  die  Gerichtsbarkeit,  welche  unter  dem 
Namen  des  Ehaftgerichtes ,  Ehaftdinges  9)  oder  Malgerichtes  10)  vor- 
kam, und  worin  das  alte  karolingische  Rügengericht11)  bald 
mit  bald  ohne  diesen  Namen ,  freilich  oft  in  sehr  herabgesunkener 
Bedeutung  begriffen  war,  da  es  sich  häufig  nur  noch  darum  han- 
delte, dass  darin  jeder  Gemeindegenosse  die  gegen  die  Dorfordnung 
und  den  gemeinen  Nutzen  begangenen  und  noch  nicht  verbüssten 
Frevel  zur  Anzeige  bringen  sollte.  Regelmässig  waren  noch  im 
XIV.  Jahrhundert  die  vier  sog.  hohen  Rügen  ,,notnunfte,  furtum 


5)  Ueber  den  Begriff  der  Eigengerichtsbarkeit  im  weiteren  Sinne  siebe  oben 
§.  iL  p.  47. 

6)  Vergl.  Scbneidt,  thesaur.  jur.  Franc.  Abschn.  I.  Hft.  18.  p.  3298. 

7)  Ertel,  praxi»  aurea,  p.  6. 

8)  Ertel,  praxis  aurea,  p.  7. 

9)  Ehaft;  bedeutet  grammatisch  primitiv  „legitimus,  a,  um",  d.  h.  was  der 
E  (ewa,  ehe,  lex)  gemäss  ist.  —  Ehaftding  ist  daher  genaue  Uebersetzung  von 
placitum  legitimüm.  Vergl.  über  die  Ehaf tgerichte,  unten  die  Erörte- 
rung Nr.  VII. 

,0)  Malgerichts  entspricht  dem  alten  m a  1 1  u s ,  welches  hiervon  nur  die 
latinisirte  Form  ist.  Mal  geri  cht  heisst  z.  B.  das  Jahrding,  d.  b.  jährlich  an 
bestimmtem  Tag  abzuhaltende  Gericht  zu  Euerdorf;  Urk.  a.  1494,  in  Schult  es, 
histor.  Schriften  p.  192.    Man  findet  auch  „Mael"  u.  dergl. 

ll)  Vergl.  hierüber  m e i n e  deutsche  Rechtsgeschichte  3.  Auflage.  1858; 
pag.  929. 
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homicidium  et  vulnera  fluentia" 12)  von  der  Jurisdiction  des  Ding- 
hoflierrn  ausgenommen. 

Nicht  selten  ging  aber  auch  die  Gerichtsbarkeit  oder  der  Spruch 
des  Dinghofherrn  weit  über  die  Befugnisse  hinaus,  welche  gewöhn- 
lich die  sog.  vogteiliche  Gerichtsbarkeit  begriff.  Mitunter  wurde 
dem  Dinghofherrn,  selbst  Klöstern,  das  Kecht  verliehen,  auch  über 
die  vier  hohen  Rügen  in  ihrem  Dinghof  zu  erkennen:  so  z.  B.  be- 
stätigte K.  Karl  IV.  dem  Kloster  Bild  hausen  13)  im  J.  1359  die 
Gerichtsbarkeit  sogar  auch  in  den  „quatuor  casibus  exceptis,  homi- 
cidio ,  furto ,  stupro ,  quod  vulgariter  notzucht  dicitur  et  pro  lethali 
vulnere" ;  unter  der  Voraussetzung,  wenn  der  Thäter  ein  Angehöri- 
ger des  Klosters  ist,  oder  das  Verbrechen  ,,intra  muros  vel  sepes 
monasterii"  also  binnen  Etters  begangen  worden  war.  Anderen 
Dinghofherren  wurde  sogar  eine  vollständige  Strafgerichtsbarkeit, 
d.  h.  das  Kecht  über  alle  Verbrechen  ohne  Ausnahme,  nämlich 
ohne  Beschränkung  ihrer  Strafgerichtsbarkeit  auf  die  sog.  vier  hohen 
Rügen  verliehen,  wie  z.  B.  den  Herren  von  Bibra  auf  Walbach 
durch  eine  Urkunde  K.  Friedrich's  III.  von  1450  i4) ;  daher 
pflegten  denn  auch  die  Praktiker,  je  nachdem  einem  Dinghofherrn 
die  Strafgerichtsbarkeit  mit  oder  ohne  diese  Beschränkung  verliehen 
war,  von  einer  Zuständigkeit  der  limitirten  oder  ill imitirten 
Zent  zu  sprechen15).  Mehrfache  Beispiele  von  der  Berechtigung 
der  Dinghofherren  über  Sachen  die  ,,kampfw  iirdig"  sind,  d.  h. 
über  schwere  Criminalsachen,  bei  denen  es  zu  einem  Kampfordale 
kommen  konnte,  über  Todschlag,  über  das  Blut,  die  blutige  Hand  u.  s.  w. 
zu  richten,  sind  bereits  oben  (§.  2,  Seite  12  u.  flg.)  angeführt  worden. 

In  einigen,  jedoch  seltenen  Fällen  wurde  sogar  die  vollständige 

Gerichtsbarkeit,  wie  sie  das  Wesen  der  Grafschaft  (comitatus  im 
 • 

12)  So  sind  die  aufgenommenen  vier  hohen  Rügen  aufgeführt  in  dem  Immuni- 
täts-Privileg von  1284,  welches  Bischof  Berthold  von  Würzburg  dem  Kloster 
Langheim  für  dessen  eigene  Leute  ertheilte :  bei  v.  Schultes,  histor.  Schriften 
Bd.  I.  p.  87.  Nr.  XVIII. —  Notnunfte  erscheint  hier  noch  in  der  ächten  alten 
Form  und  Bedeutung,  wie  in  der  Lex  Frisionum,  Tit.  VIII.,  für  jede  Art  der 
Gewaltthat,  vis,  rapina  etc. ;  und  steht  daher  absichtlich  und  mit  Becht  an  der 
Spitze  und  vor  furtum:  spätere  Urkunden,  wovon  in  Note  13  ein  Beispiel  folgen 
wird,  missverstehen  dieses  Wort,  und  wandeln  es  in  Nothzucht  im  Sinne  von  stuprum. 

13)  Siehe  das  Privilegium  K.  Karl's  IV.  a.  1359  für  das  Kloster  Bildhau- 
sen, bei  v.  Schultes,  histor.  Schriften,  p.  376.  Nr.  XLIX  —  Vergl.  auch 
die  Urkunden  K.  Ludwig's  des  Bayern  v.  1329  und  v.  1331  für  das  Kloster 
Langheim,  eben  das.  p.  94.  97,  Nr.  XXX.  XXXL 

14)  Diese  in  vielfacher  Beziehung  höchst  interessante  Urkunde  findet  sich  bei 
v.  Schultes,  histor.  Schriften  p.  384—386.  und  hier  unten,  Nr.  X..  Lit.  Gr. 

15)  Yergl.  Schnei  dt,  thesaur.  jur.  Francon.  Abschn.  L  Hft  18.  p.  3295. 

5* 
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subjectiven  Sinn  als  gräfliche  Befugniss  oder  Grafenamt)  ausmachte, 
einem  Dinghofherrn  sogar  unter  dem  Namen  „  Gr af  s chaf  t " 
und  als  Pertinenz  seines  Dinghofes,  d.  h.  als  ein  darauf  haften- 
des Eealrecht  verliehen.  Dies  war  z.  B.  der  Fall  bei  dem  Dinghof 
zu  Geraha,  dem  jetzt  sog.  Gerauer  Ländchen,  nunmehr  dem 
Grossherzogthum  Hessen  einverleibt,  zu  welchem  die  Grafschaft, 
d.  h.  die  gräfliche  Jurisdiction  zu  Bessungen  als  Pertinenz 
gehörte.  Dieser  „comitatus  in  Bezzingun,  ad  curtem  Geraha  respi- 
ciens"  war  von  dem  K.  Heinrich  II.  i.  J.  1013  an  den  Bischof 
von  Würzburg  und  seine  Nachfolger  zu  vollem  freien  Eigenthum 
geschenkt  worden  1G) : 

„cum  banno  et  districtu  et  omnibus  pertinentiis  in  jus  atque  do- 
minium, ita  ut  (eam)  .  .  .  potestative  possideant,  teneant  et 
„quidquid  eis  placuerit . . .  inde  faciant". 

Unbestreitbar  gab  es  aber  viele  Dinghöfe,  deren  Herren  zu  der 
Ausübung  aller  derjenigen  Hechte  befugt  waren ,  welche  das  Wesen 
der  Grafschaft  ausmachten,  ohne  dass  jedoch  dabei  die  Bezeichnung 
dieser  hohen  Berechtigungen  als  Grafschaft  oder  comitatus  ge- 
braucht wurde.  Es  ergibt  sich  dies  deutlich,  wenn  man  die  gräf- 
lichen Jurisdictionsrechte  in  den  Urkunden,  welche  unbezweifelt  die 
Grafschaft  verleihen ,  mit  den  gerichtsherrlichen  Hechten  vergleicht, 
welche  manche  Weisthümer  über  die  Dinghöfe  aufzählen ;  so  z.  B. 
benennt  die  oben  angeführte  Urkunde  des  K.  Otto  III.  v.  J.  1000 
Mai  30  t<),  worin  dem  Bischof  von  Würzburg  die  Grafschaften  Wald- 
sassen und  Kangau  verliehen  werden,  als  die  gräflichen  Jurisdictions- 
rechte genau  dieselben  Befugnisse  in  lateinischer  Sprache,  nämlich: 

,,bannus,  districtus,  placitum,  lex,  judicum  Judicium", 
welche  die  Ebersheim  er  Dinghoferneuerung  v.   1612,   §.   21  dem 
Dinghofherrn  in  den  entsprechenden  deutschen  Bezeichnungen,  Bann, 
Zwing,  Stock,  Stein,  Gericht  und  Spruch  beilegt. 

Mit  der  Verleihung  eben  so  hoher  Jurisdictionsrechte  an  Ding- 
hofherren, als  in  dem  Wesen  der  Grafschaft  lagen,  darf  aber  nicht 
die  Verleihung  von  wirklichen  Grafschaften  als  Amtsbe- 
zirken an  einzelne  Dinghofherren  verwechselt  werden,  die  sehr 
häufig  vorkam,  weil  eben  die  Dinghofherren  den  Hauptbestandteil 
des  Herrenstandes  ausmachten,  aus  welchem  die  Kaiser  regelmässig 
die  Grafen  und  Herzoge  ernannten  und  aus  dem  die  Kaiser  selbst 
hervorgingen.    Wo  einem  geistlichen  oder  weltlichen  Dinghofherrn 


««)  Mon.  Boica.  Bd.  28.  Thl.  I.  p.  440.  Nr.  CCLXXV1I. 

47)  Siehe  oben  pag.  65; 
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eine  solche  wirkliche  Grafschaft  verliehen  wurde,  blieb  die  Grafschaft 
von  der  Eigentoerrschaft  oder  Dinghofherrlichkeit  stets  dem  Begriffe 
nach  getrennt,  wenn  auch  beide  thatsächlich  in  derselben  Hand  ver- 
einigt waren.  Ein  solches  Verhältniss  zeigt  z.  B.  das  Weisthuin 
von  Lags  v.  1313  ls): 

,,Dis  sint  die  nutze  und  die  reht,  die  die  herschaft  hat  an 
,,luten  und  an  guete  in  der  grafschaft  ze  Lags.  Du  selbü 
,,grafschaft  ist  der  herschaft  lehen  von  dem  rieh e"  etc. 
Noch  schärfer  tritt  der  Unterschied  von  Eigenherrschaft  (Ding- 
hofherrlichkeit) und  Grafschaft  bei  den  geistlichen  Fürsten  hervor. 
So  z.  B.  hat  der  Bischof  von  Würz  bürg  schon  von  K.  Otto  III. 
zwei  Grafschaften,  Waldsassen  und  Rangau  verliehen  erhalten19), 
und  K.  Heinrich  II.  verlieh  dem  Bischof  von  Bamberg  vier 
Grafschaften20),  d.  h.  das  gräfliche  Regierungsrecht  und  die 
gräfliche  Gerichtsbarkeit  in  diesen  Amtsbezirken,  alles  selbstver- 
ständlich ganz  unabhängig  von  den  Eigenherrschaften  oder  Dinghofs- 
herrlichkeiten dieser  Prälaten  und  ihrer  Kirchen.  Die  Unabhängig- 
keit der  Grafschaft  von  der  Dinghofsherrlichkeit  und  die  wesentliche 
Verschiedenheit  beider,  äusserte  sich  namentlich  in  zwei  Punkten: 
1.,  dass  die  Grafschaft  als  eine  vom  Kaiser  verliehene  Regie- 
rungsgewalt und  Gerichtsbarkeit  und  als  solche  regelmässig  Reichs- 
lehen21), dagegen  die  Dinghofsherrlichkeit  als  Recht  an  Land  und 
Leuten,  d.  h.  an  Grund  und  Boden  und  an  den  dazu  gehörigen 
eigenen  und  zinsbaren  Leuten,  regelmässig  allodial  war,  und  auch 
diese  Eigenschaft  nicht  dadurch  verlor,  dass  etwa  der  Dinghofherr 
eine  Grafschaft  erwarb,  wie  dies  insbesondere  das  angeführte  Weis- 
thum von  Lags  v.  1313  deutlich  zeigt;  und 

2.,  dass  der  Graf  als  solcher  in  der  Grafschaft  als  seinem  Amts- 
bezirk keineswegs  allgemeiner  Grundeigenthümer  war,  und  daher 
auch  in  der  Grafschaft  neben  ihm  recht  wohl  sogar  auch  andere 
Herren  als  Dinghofherren  mit  Immunitätsrechten,  Zwing  und  Bann 
und  exemter  Jurisdiction  jeden  Grades  vorkommen  konnten  und  auch 
allenthalben  vorgekommen  sind,  wogegen  der  Dinghofherr  in  seinem 
Immunitätsbezirke  durchaus  als  der  alleinige  Grundeigenthümer  er- 
scheint. 


*»)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  813.  lin.  4. 

ia)  Mon.  Boica.  Bd.  28.  Thl.  I.  p.  288.  Nr.  CLXXXVI. 

20)  Siehe  meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  480.  Note  3. 

21)  Da  im  deutschen  Beiche  alles  voll  Anomalien  war,  so  gab  es  wohl  auch 
nicht-reichslehnbare  Grafschaften :  doch  gehörten  diese  zu  den  grössten  Selten- 
heiten. 
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§•  17- 

•.tri  *;-f!H  ■  VÄ^|r*>v 

III.  Staatsrechtliche  Bedeutung  der  Rechte  der 
Dinghofherren. 

1)  Stellung  des  Dinghofes  zur  Zent  und  zum  Landgericht.  Der  Lant- 
herr  als  Grundherr  und  als  Landesfürst. 

Fasst  man  die  gerichtsherrlichen  Rechte  zusammen,  welche  die 
Urkunden  über  die  Dinghöfe  dem  Dinghofheim  regelmässig 
und  abgesehen  von  besonderen  kaiserlichen  Verleihungen  beilegen, 
so  ergibt  sich,  dass  dieses  gerade  dieselben  Rechte  sind,  welche 
den  Zentgrafen  (c  e  n  t  e  n  a  r  i  i)  in  ihren  Zenten  (c  e  n  t  a  e)  x)  als  den 
regelmässigen  politischen  Unterabtheilungen  der  Grafschaften  in  der 
merowingischen  und  karolingischen  Zeit  zustanden,  d.  h.  in  jener 
Zeit,  wo  sich  die  Zenten  noch  nicht  selbst  als  eigentliche  Criminal- 
gerichte  ausgebildet  hatten,  und  in  den  Zentgerichten  noch  nicht 
über  die  hohen  Rügen  und  über  andere  Capitalverbrechen  gesprochen 
werden  durfte,  sondern  diese  hohen  Strafsachen  insgesammt  noch 
(als  causa e  majores)  vor  das  Gericht  des  Grafen  (den  mallus 
legitimus,  placitum  publicum,  echte  ding,  landtäding, 
Judicium  provinciale)  im  ursprünglichen  Sinne  gehörten  und 
nur  an  diesem  abgeurtheilt  werden  konnten.  Dieselben  Rechte, 
wie  sie  die  Dinghofherren  nach  Ausweis  der  Urkunden  seit  dem 
XII.  Jahrhundert  hatten,  finden  sich  auch  schon,  wenn  auch  nicht 
so  umständlich  beschrieben,  doch  deutlich  genug  erkennbar,  in 
den  Quellen  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit  als  die 
Rechte  der  Seniores  auf  ihren  Gütern,  wie  bereits  bei  der  Er- 
örterung der  Immunität  gezeigt  worden  ist ,  und  eben  darum ,  dass 
sie  eine  solche  Gerichtsbarkeit  auf  ihren  Gütern  oder  Ländereien 
hatten,  hiessen  diese  Herren  schon  in  jener  alten  Zeit  „seniores 
terrae  s.  patriae  "  2)  oder  ,,domini  subditorum"  3);  seit  dem  XI.  Jahr- 

1)  Zent,  Cent ,  wird  insgemein  aus  dem  lat.  centa,  centena  hergeleitet, 
welches  "Wort  die  Uebersetzung  von  „hundredum"  ist,  wodurch  namentlich 
bei  den  Angelsachsen  eine  Unterabtheiung  im  Gau  bezeichnet  wurde.  Dagegen 
wird  das  Wort  Zent  dem  deutschen  Sprachschatze  vindicirt  und  mit  „sanna,  zanna, 
zaun  =  coadunatio  plurium  locorum  ad  unum  judicium  terrae  pertinentium"  in  Ver- 
bindung gesetzt  in  Schneidt,  thesaur.  jur.  Francon.  Abschn.  L  Hft.  18.  p.  3295. 

2)  Seniores  patriae:  erwähnt  zuerst:  Pippini  regis  cap.  a.  768.  c.  12. 
(Pertz,  Legg.  I.  p.  14.)  s.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  265. 
Note  27.  28;  Seniores  terrae:  Gregor  Tur.  Cont.  XI.  78  (ibid.  p.  488. 
Note  5). 

3)  z.  B.  im  Cap.  Ludov.  Pii,  a.  826,  c.  14;  bei  Pertz,  Legg.  I.  255. 
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hundert  wurde  die  Bezeichnung  als  ,,domini  terrae"  die  vorwiegend 
gebräuchliche4).  Gleichzeitig  findet  sich  „dominium"  und  , Rö- 
test as"  in  demselben  subjectiven  Sinne  gebraucht,  wie  man  heut 
zu  Tage  den  Gutsherrn  oder  den  Landesherrn  auch  „die  Gutsherr- 
schaft" oder  „die  Landesherrschaft"  nennt5),  und  in  gleichem  Sinne 
steht  auch  „barones  terrae"6).  Seit  dem  XIII.  Jahrhundert 
tritt  sodann  das  Wort  „lantherr"  oder  „des  landes  herre" 
hervor7).  Ohne  Zweifel  war  das  Wort  „lantherr"  oder  „des 
landes  herr"  längst  vorher  schon  gebräuchlich;  dies  lassen  die 
angegebenen  lateinischen  Bezeichnungen  selbst  erkennen,  indem  sie 
offenbar  nichts  anderes  als  buchstäbliche  Uebersetzungen  des  deut- 
schen Wortes  „lantherr"  aus  jenen  Zeiten  sind,  wo  Urkunden 
und  Rechtsbücher  noch  nicht  in  deutscher  Sprache  abgefasst  wurden. 

So  wie  Landbesitz  und  Grundbesitz  grammatisch  gleich- 
bedeutend sind,  so  ist  auch  Landherr  oder  Landesherr  gram- 
matisch dasselbe  wie  Grundherr.  Diese  Bedeutung  des  Wortes 
erscheint  z.  B.  schon  in  dem  Würzburger  Landfrieden  K.  Rudolph's  I. 
v.  1281,  wenn  man  mit  Lehmann,  Speierische  Chronik  IV.  c.  8  liest: 
„Swaz  auch  die  furste  mit  irer  lantherr en  rathe  setzent"8). 

In  demselben  Sinne  von  Grundherrn  oder  Adel  des  Landes  ist 
das  Wort  „lantherrn"  in  einem  Berichte  über  die  Schlacht  bei 


4)  „Domini  terrae"  erscheint  schon  in  den  angelsächsischen  Gesetzen 
Henrici  I.  c.  7.  §.  2;  bei  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachs.  2.  Ausg.  p.  440;  in 
der  Constit.  Utin.  Frider.  II.  a.  1232;  Pertz,  Legg.  II,  292;  —  Wilhelmi, 
reg.  confirm.  pac.  a.  1255;  ibid.  II.  375.  lin.  18:  „Nobiles  et  domini  terrae 
judiciis  suis  iuste  utantur".  —  Yergl.  meine  deutsche  Eechtsgesch.  3.  Aufl. 
p.  488.  lin.  6. 

5)  Dominium  =  dominus,  steht  z.  B.  in  der  Const.  Frider.  I.  a.  1184,  bei 
Pertz,  Legg.  II.  181.  lin.  34;  potestas,  in. gleichem  Sinn:  z.  B.  in  den  Le- 
gibus Anglosaxon.  Henr.  I.  c.  31.  §.  3;  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachs.  2.  Ausg. 
p.  449. 

6)  Barones  terrae:  z.  B.  TJrk.  a.  1216;  August.  27.  in  ßegesta  Boica 
II.  p.  75. 

7)  lantherr:  z.B.  im  regensburger  Landfrieden,  K.  Rudolph's  I.  a.  1281, 
c.  16;  Pertz,  Legg.  II.  428 ;  —  des  landes  herre:  Schwabens p.  (v.  Lass- 
berg) a.  1287.  c.  156. 

8)  Wenn  man  mit  Pertz,  Legg.  II.  452.  c.  44.  liest:  „Swaz  auch  die  furste 
oder  lantherren  in  irme  lande  mit  der  herren  rate  setzent",  so  würde  hier 
Landherr  in  der  anderen  Bedeutung,  als  politischer  Herrscher  im  Lande,  sy- 
nonym mit  Landesfürst  stehen.  Es  ist  aber  eine  solche  copulative  Zusammen- 
stellung von  Fürst  oder  Landesherr  ohne  weiteres  Beispiel  in  den  Urkunden 
des  XIII.  Jahrhunderts  und  wohl  auch  hier  nur  Folge  eines  Schreibfehlers. 
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Mühldorf  v.  1322  zwischen  K.Ludwig  von  Bayern  und  Friedrich 
dem  Schönen  von  Oesterreich  gebraucht9): 

„Da  waz  Chunig  Fridreich  van  Osterrich  hin  chomen  mit  den 

,,lantherren  von  Osterrich  und  von  Steyer". 

Ganz  unzweifelhaft  tritt  das  Wort  Landherren  in  gleichem  Sinne 
in  dem  Vertrage  hervor,  den  der  Erzherzog  Albert  von  Oesterreich 
und  der  Burggraf  Friedrich  von  Nürnberg  im  J.  1347  über 
die  Verheirathung  ihrer  Kinder  schlössen,  worin  es  unter  Anderem 
heisst : 

„Dass  Wir  durch  der  Freundschaft  Willen  . . .  Uns  zu  einander 
„nach  Rathe  Unsers  Herrn  des  Kaysers,  Unser  Freunde  und 
„Landherrn,  und  Unser  Rathes  mit  Heurath  verpflichtet  und 
vereint  haben'' 10). 

In  der  Bedeutung  von  Grundherren  erhielt  sich  auch  das  Wort 
,, Landherr"  und  seine  entsprechende  lateinische  Uebersetzung  „do- 
minus terrae",  nachdem  es  längst  noch  eine  zweite  höhere  Be- 
deutung, nämlich  die  als  politischer  Beherrscher  des  Lan- 
des oder  Landes  fürst  als  Inhaber  der  Landeshoheit,  angenom- 
men hatte. 

Die  Fortdauer  des  Gebrauches  von  „dominus  terrae"  für 
„landherr"  im  ursprünglichen  grammatischen  Sinne  erhellet  klar 
aus  der  Sententia  Rudolphi  I.  a.  1291  Hier  spricht  der  Kaiser 
prinzipiell  dem  „dominus  terrae"  das  Recht  als  ein  herkömm- 
liches zu,  die  gemeine  Mark  oder  Almend  (,,communitatem")  zu 
verpachten  oder  sonstige  Verfügungen  darüber  zu  treffen,  ein  Recht, 
welches  sich  eben  so ,  wie  später  gezeigt  werden  wird ,  als  ein 
Recht  des  Dinghofherrn  in  zahlreichen  Weisthümern  anerkannt  findet. 
In  einer  sententia  von  1294  (c.  1)  unterscheidet  K.  Adolph12) 
sehr  scharf  den  „dominus"  oder  Herrn,  der  einen  an  einem  Flusse 
angränzenden  Gutsbezirk  mit- Bann  und  Zwing  (districtus)  hat,  von 
dem  Grafen  (comes),  und  spricht  letzterem  als  dem  Stellvertreter 
des  kaiserlichen  Fiscus  die  neu  entstandenen  Inseln  zu.  Als  völlig 
gleichbedeutend  gebraucht  auch  K.  Adolph  in  seiner  confirmatio  pacis 
v.  1255  13)  abwechselnd  die  Ausdrücke  „domini  terrae"  und  „nobiles 
terrae".    Diesem  Sprachgebrauche  gemäss  hiessen  auch  fortwährend 


9)  Streit  bei   Mühldorf;  in  Böhmer,  fontes  rer.  germ.  L  p.  161. 

10)  Lud  ewig,  rel.  mscpt.  Tom.  IV.  p.  301. 
Pertz,  Legg.  IL  457.  lin.  19. 

«D  Ebendas.  II.  461. 
Ebendas.  IL  375. 
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die  Bann-  oder  Herrschaftsbezirke  der  Dinghofherren  „dominia" ; 
so  z.  B.  setzte  Konrad  von  Kalbenberg  seine  Herrschaft:  „do- 
minium illud,  quodSale  dicitur",  dem  König  Philipp  im  J.  1206 
als  Conventionalstrafe  für  den  Fall  ein,  wenn  er  das  Kloster  Lang- 
heim ferner  beeinträchtigen  würde 14).  In  gleichem  Sinne  von 
„Herrschaft"  erwähnt  eine  Urkunde  Konrad's  von  Trimberg 
v.  1292  l5)  „milites  et  militares,  ad  dominium  Trimberg  per- 
tinentes'S  und  vereint  erscheint  der  Ausdruck  „dominium"  und 
„dominus"  in  der  Sententia  Henrici  VII.  v.  1310  16),  worin  allen 
Fürsten  und  Herren  das  Recht  abgesprochen  wird,  einer  Ortschaft 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  Stadtrecht  zu  verleihen: 

„absque  manu  et  expresso  consensu  regis,  in  cujus  regno  do- 
„niinium  ipsius  domini  extitit". 

Allmählig  kam  sogar  ein  Sprachgebrauch  auf,  wonach  man 
unter  „Landherren"  nur  die  zur  Landstandschaft  berechtigten 
Grundherren  oder  den  Land-Adel  in  einem  Territorium,  unter  „Lan- 
desherr" aber  den  Inhaber  der  Landeshoheit,  oder  den  Lan- 
desfürsten verstand1'). 

So  wie  der  Dinghof herr  oder  Grundherr  auf  dem  Lande  „der 
lantherr"  genannt  wurde,  so  hiess  auch  ganz  folgerichtig  ein  Herr, 
auf  dessen  Grund  und  Boden  eine  Stadt  (civitas ,  burgus)  gelegen 
war18),  „der  stete  herre",  d.  h.  der  Stadtherr19),  dominus 
burgi  sive  civitatis20):  ein  Prädicat,  welches  sich  besonders  häufig 
bei  den  Bischöfen  findet,  weil  es  diesen  am  häufigsten  gelang,  durch 
kaiserliche  Verleihung*  sogar  freie  Reichsstädte  unter  ihre  Bot- 
mässigkeit  zu  bringen21):  übrigens  stand  der  Stadtherr  zur  Stadt 
im  Allgemeinen  in  demselben  Verhältnisse,  wie  der  Landherr  oder 


14)  v.  Schultes,  Histor.  Schriften.    Bd.  t  p.  76.  Nr.  IV. 

15)  Regesta  Boica,  Bd.  IV.  TW.  II.  p.  523. 
lfi)  Pertz,  Legg.  II.  500. 

17)  Frid.  Carol.  Moser,  de  titWo  domini.  Lips.  1751.  cap.  IX.  §.  1.  p.  115. 

18)  z.  B.  Weisthum  von  Selse,  v.  1310,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  759: 
„Sit  die  vorgenannte  stat  ze  Selse  lit  (liegt)  uffe  des  vorgenanten  klosters  eigen 
zu  Selse". 

49)  der  stete  herre:  z.  B.  Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  30.  44.  59. 
62;  K.  Albert's  nürnberger  Landfrieden ,  a.  1303.  c.  38;  Pertz,  Legg.  II.  483: 
„der  herr,  des  die  stat  is". 

20)  Dominus  burgi:  vergl.  Jura  burgi  de  Chatelblanc,  a.  1303;  bei 
J.  Grimm,  AVeisth.  I.  845.  seq.  —  „Domini  civitatum  et  oppidorum": 
z.  B.  Henrici  reg.  Sent.  1231.  contra  commun.  civit.  (Pertz,  Legg.  II.  279). 

21)  Vergl.  die  Nachweisungen  in  meiner  deutschen  Rechtsgeschichte.  3.  Aufl. 
p.  503.  Note  17. 
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Grundherr  zu  seiner  Dorfgemeinde,  wie  sich  dies  aus  den  Weis- 
thümern  klar  ergibt22). 

Fasset  man  diejenigen  Hechte  ins  Auge,  welche  die  Dinghof- 
herren sowohl  in  den  mittleren  als  auch  noch  in  den  letzten  Zeiten 
des  Reiches  regelmässig  und  abgesehen  von  besonderen  kaiser- 
lichen Privilegien  oder  örtlichem  Herkommen  hatten ,  so  lässt  sich 
recht  wohl  die  ursprüngliche  Stellung  erkennen,  welche  diese  Herren 
zu  dem  Grafen  als  königlichem  Landrichter  und  zu  den  Zentgrafen 
des  Gaues  einnahmen,  worin  ihre  Besitzungen  lagen.  Die  Gerichts- 
barkeit der  Seniores  terrae,  Guts-  oder  Landherren,  war  in  der 
älteren  Zeit  jener  der  Zentgerichte  im  Wesentlichen  coordinirt,  und 
gerade  so  wie  diese  dem  Graf  engerichte  oder  Landgerichte  sub- 
ordinirt.  Eine  Aenderung  in  dem  coordinirten  Verhältnisse  der  Zent- 
gerichte und  der  Dinghofgerichte  trat  erst  von  da  an  ein,  als  die 
Zentgerichte  sich  zu  eigentlichen  Criminalgerichten  umbildeten,  was 
gegen  das  XII.  Jahrhundert  geschehen  zu  sein  scheint,  d.  h.  als 
die  Zentgerichte  nicht  mehr,  wie  es  nach  der  karolingischen  Ver- 
fassung sein  sollte,  sich  bei  den  hohen  Rügen  auf  die  Einleitung 
des  Verfahrens,  die  Rüge,  "Wroge  oder  Frage,  inquisitio  im  Sinne 
des  deutschen  Rechtes,  beschränkten,  sondern  darüber  selbst  abur- 
theilten.  Hiernach  mussten  die  Dinghöfe ,  welche  nicht  durch  ein 
besonderes  Privilegium  dasselbe  Recht  erhielten,  alsbald  als  ein  ge- 
ringeres Gericht  als  die  Zenten  erscheinen,  während  die  Dinghöfe, 
welche  ein  solches  Privileg  erlangten,  sich  in  einer  der  Zent  völlig 
gleichen  Stellung  behaupteten23).  Auch  ergibt  sich  aus  den  er- 
haltenen Urkunden,  dass  das  Verfahren  in  den  Dinghofgerichten 
seinen  Formen  nach  ganz  dasselbe  wie  an  den  Zenten  war24).  Der 
wesentliche  Unterschied  zwischen  der  Zent  und  dem  Dinghof  be- 
stand ursprünglich  nur  darin,  dass  an  ersterer  die  freien,  keinem 
Herrn  zinspflichtigen  Grundbesitzer  des  Zentbezirks,  an  letzterer  die 
Gutshörigen  eines  gewissen  Hofes  ihren  regelmässigen  Gerichts- 
stand hatten  und  die  Beisitzer  und  den  Umstand  bildeten. 

Im  Verhältnisse  zur  Gerichtsbarkeit  des  Grafen  als  Landrich- 
ters, dessen  Gericht  als  das  ,,höchste  Gericht",  nämlich  im 
Gau,  bezeichnet  wurde25),  war  die  Gerichtsbarkeit  des  Dinghof- 


22)  Vergl.  z.  B.  die  in  Note  18  und  20  angeführten  Weisthümer. 

23)  Vergl.  die  im  §.  16  aufgeführten  Beispiele. 

24)  Vergl.  die  unten  als  Beilagen  zu  Nr.  X.  abgedruckten  Urkunden. 

25)  Sachsensp.  III.  26.  §.  2. —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  p.  321.  860.  882.  flg. 
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herrn  eben  so  wie  die  der  Zentgrafen  oder  centenarii,  eine  nied- 
rigere (jurisdictio  inferior),  aber  nicht  in  dem  Sinne,  welchen 
man  nach  der  neueren  Gerichtsverfassung  mit  einem  auf  die  Be- 
handlung geringfügiger  Sachen  beschränkten  Niedergerichte  zu 
verbinden  pflegt,  sondern  in  dem  Sinne,  dass  dahin  ausser  den 
geringfügigen  Sachen  überhaupt  alle  „causae  leviores"  im 
Sinne  der  alten  Zeit,  d.  h.  auch  alle  jene  Sachen  gehörten,  bei 
welchen  die  Beurtheilung  des  Falles  keine  Schwierigkeiten 
darzubieten  schien  und  daher  auch  unbedenklich  dem  Urtheil  ge- 
meiner, ungebildeter  Leute,  wie  die  Hübner  waren,  überlassen  wer- 
den konnte20).  Da  man  damals  überhaupt  das  Eichten  auf  ,, hand- 
hafte That,  d.  h.  wenn  der  Verbrecher  auf  der  That,  z.  B.  der 
Dieb  mit  der  gestohlenen  Sache  (,,mit  habender  Hand")  ergriffen 
worden  war 27) ,  unter  die  causas  leviores  rechnete ,  so  gehörte  zu 
der  dinghofherrlichen  Gerichtsbarkeit  sogar  auch  noch  die  Fällung 
und  Vollziehung  eines  Todesurtheils  unter  der  gedachten  Voraus- 
setzung, wie  dies  auch  die  bereits  erörterten  Ausdrücke  in  den 
Dinghofsurkunden  „der  Dieb"  und  ,,der  Stein"  deutlich  erkennen 
lassen.  Dies  konnte  auch  um  so  weniger  als  etwas  Besonderes  oder 
Auffälliges  erscheinen,  als  nach  uralter  deutscher  Praxis  eine  Art 
tumultuarischer  Bauernjustiz  für  zulässig  galt,  wenn  ein  Dieb  auf 
der  That  ergriffen  und  ein  mit  dem  Blutbann  belehnter  Richter 
nicht  auf  der  Stelle  zu  haben  war.  Dies  bezeugt  noch  der  Sachsen- 
spiegel I.  55.  §.  2. 

,,Bejegenet  aver  en  hanthaftich  dat  (That)  von  düve  oder  von 
,,rove,  dar  en  man  mede  begrepen  wird,  dar  mut  man  wol  umme 
,,kesen  (kiesen)  enen  gogreven28),  to  minnest  von  dren  (drei) 
,,dorpen29),  die  gaen  dat  (jähe  That)  to  richtene ,  of  man  des 
,, bei  enden  (belehnten)  richters  nicht  hebben  ne  mach". 


26)  Vergl.  über  den  Begriff  der  causae  majores  und  leviores  nach  altem  deut- 
schen Eecht  meine  deutsche  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  425.  428.  861.  952. 

27)  Vergl.  meine  deutsche  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  760.  763.  961.  963.  flg. 
967.  flg.  —  In  den  Legg.  Henr.  I.  c.  62.  §.  3 ,  bei  S  chmid ,  Ges.  d.  Angel- 
sachs. 2.  Aufl.  p.  466,  erscheint:  „malefactum  inter  manus  habens",  als  Syno- 
nym mit:  „für  handhab  e  ndus",  in  c.  59.  §.  20.  p.  463.  ibid. 

28)  G  o  g  r  e  v  e  :  so  heisst  im  Sachsenspiegel  der  Eichter,  welcher  die  Stellung 
des  fränkischen  Centenarius  einnimmt:  regelmässig  wurde  er  aber  nicht  wie  hier 
nur  für  einen  einzelnen  Fall,  sondern  auf  längere  Zeit  gewählt.  Vergl.  Sachsen- 
spiegel I.  58.  §.  1. 

29)  Die  „drei  Dörfer"  weisen  auf  eine  uralte,  schon  in  der  merowingi- 
schen  Zeit  bestehende  politische  und  Gemeinde- Verbindung  von  je  drei  Ortschaften 
(villae  u.  s.  w.)  hin.    So  erscheint  schon  in  der  Lex  Salica  (Emend.  III.  7.)  ein 
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War  aber  der  Dieb  nicht  auf  der  That  ergriffen  worden,  so 
musste  er  zur  Aburtheilung  an  den  Bannrichter  abgeliefert  werden. 
Sachsensp.  I.  57: 
„Ne  wirt  en  dief  oder  en  rovere  binnen  dage  unde  binnen  nacht 
„nicht  verwunnen,  so  ne  hevet  der  gogreve  (nämlich  der:  „den 
„man  küset  to  eme  ungerichte  in  der  hanthaften  dat")  nen  ge- 
wichte daran;  so  sol  richten  die  bei  ende  rieht  er  e". 

Der  „belehnte  Richter''  ist,  wie  der  Sachsenspiegel  I. 
58.  §.  1.  erklärt,  ein  solcher,  der  von  dem  Grafen  oder  Markgrafen, 
also  von  dem  ordentlichen  königlichen  Landrichter,  d.  h.  von  einem 
hohen  Herrn,  der  den  Königsbann  unmittelbar  vom  König  hat,  mit 
dem  Eechte  über  Ungericht  und  das  Blut  zu  richten  beliehen  wor- 
den ist.  Es  ist  dies  jene  Weiterverleihung  des  Bannes  an  einen 
stellvertretenden  Richter,  welche  der  Sachsenspiegel  III.  52.  §.  3. 
als  ,,s  chultheitdum",  Schultheissenthum 30),  d.  h.  als  eine  Be- 
amtung  bezeichnet,  und  dieses  Aufstellen  eines  Beamten  zur  Aus- 
übung des  Blutbannes  im  Namen  des  Landesherrn  erkennet  eben  so 
auch  , der  Schwabenspiegel  (v.  Lassberg)  c.  115.  als  ein  unbe- 
strittenes Recht  aller  weltlichen  Fürsten  an.  Bei  den  geist- 
lichen Fürsten  kam  dies  darum  nicht  in  gleicher  Weise  vor,  weil, 
wie  der  Schwabenspiegel  ausdrücklich  anführt31),  die  Ausübung 
eines  Blutbannes  für  unverträglich  mit  ihrer  geistlichen  Würde  galt, 
und  sie  sich  daher  auch  nicht  selbst  mit  dem  Blutbann  über  ihre 


taurus  trespellius,  qui  de  tribus  villis  vaccas  communes  tenuerit ,  d.  h.  ein 
Zuchtstier ,  der  den  zusammengehörigen  drei  Bezirken  (Spielen,  daher  noch : 
Kirchspielen)  gemein  ist:  diese  Lex  selbst  will  nach  ihrer  Vorrede  „in  tri- 
bus mallis"  berathen  worden  sein:  nach  angelsächsischem  Rechte  muss  ein 
übelberüchtigter  Angeklagter  die  zum  Reinigungseid  erforderliche  Anzahl  von  Per- 
sonen (Lada)  in  gleicher  Zahl  aus  drei  „hundredis"  nehmen,  welche  derselben 
„curia"  unterworfen  sind:  Legg.  Henr.  I.  c.  64.  §.  16;  c.  65.  §.3;  c.  67.  §.  1; 
je  zwei  hundreda  urtheilen  über  das  dritte  hundredum,  dessen  Mitglieder 
eines  Verbrechens  bezüchtigt  sind;  ibid.  c.  31.  u.  s.  w. 

30)  Sachsensp.  III.  52.  §.  2:  „An  die  Vierden  hand  ne  mach  nen  len 
komen,  dat  gerichte  sie  over  hals  unde  over  hant,  wen  schultheidum  allene  in 
der  grafscap". 

31)  Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  115:  „ S weihe  phaffen  fursten  so  getaniv 
gerihte  hant,  div  (über)  blut  regen  gant  (über  Blutvergiessen  gehen).  Div  gerihte 
mag  er  wol  lihen  sinem  rihter.  also  daz  er  die  rihter  sol  senden  mit  sinen  brieven 
zu  dem  kiunige.  daz  er  in  die  ban  lihe  ...  Die  leigeclichen  (die  Layen)  herren 
bedürfen  dez  nüt ,  daz  die  (ihre)  rihter  den  ban  enphangen  von  dem  kimiigo.  daz 
ist  davon,  daz  der  leige  (Laye)  selbe  vrteil  git  vmbc  den  todslag.  daz  tut  der 
phaffen  furste  nüt.  wan  damit  vcrlure  er  sin  anipt".    Siehe  noch  unten  Note  45. 
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Besitzungen  vom  Kaiser  belehnen  Hessen,  sondern  dem  Kaiser  nur 
einen  Richter,  d.  h.  den  Vogt,  ^advocatus  ,  ihrer  Kirche  präsentir- 
ten,  den  dann  der  Kaiser  unmittelbar  mit  dem  Blutbanne,  als  so- 
genannten Blutvogt,  belieh 32).  Ein  solcher  stellvertretender  Richter, 
oder  richterlicher  Beamter,  wie  ihn  die  weltlichen  Fürsten  nach 
dem  Zeugnisse  der  beiden  Spiegel  aufstellten,  richtete  daher  nicht, 
wie  in  neuerer  Zeit  behauptet  worden  ist 33) ,  ohne  Königsbann, 
sondern  er  übte  denselben  allerdings,  nämlich  mittelbar,  im  Namen 
und  im  Auftrage  seines  Fürsten  aus.  Eine  Unterscheidung  zwischen 
Königsbann  und  Blutbann,  wie  sie  hierbei  noch  gemacht  werden  will, 
ist  durchaus  nicht  gerechtfertigt34),  sondern  jeder  Blutbann  ist, 
als  in  oberster  Quelle  vom  König  ausgehend,  ein  Königsbann  oder 
bannus  imperialis,  wie  ihn  namentlich  die  angeführte  Urkunde 
K.  Otto's  III.  v.  1000,  Mai  30.  bezeichnet35).  Allerdings  gab  es, 
wie  eben  unter  Hinweisung  auf  den  Sachsenspiegel  I.  55.  §.  2.  ge- 
zeigt wurde,  Fälle,  wo  „ohne  richten  unter  Königsbann''  ein 
Todesurtheil  von  Bauern  gesprochen  werden  konnte:  allem  gerade 
in  diesen  Fällen  ist  auch  vom  ,, Blutbann''  durchaus  keine  Rede, 
und  was  die  Bauern  in  solchen  Fällen  thun  durften,  war  ihnen  nur 
ausnahmsweise  nachgelassen,  mit  der  bestimmten  Erklärung,  dass 
sie  ,,  keinen  Blut  bann",  d.  h.  keine  ordentliche,  vom  Kaiser 
bewilligte  und  herzuleitende  Blutgerichtsbarkeit  haben. 

Die  zur  Rechtfertigung  der  versuchten  Unterscheidung  von  Königs- 
bann und  Blutbann  angeführte  Stelle  des  Sachsenspiegels  III.  91. 
§.  1 3Ü)  spricht  überdies  gar  nicht  von  einem  ,, richten"  im  Go- 
ding,  sondern  vom  ,, rügen"  in  demselben,  d.h.  von  einer  Kach- 
forschung, welche  in  jedem  kleinen  Localgerichte  geschehen  kann, 
an  welchem  man  nicht  unter  Königsbann  dingt,  d.  h.  das  selbst 
keinen  Blutbann  oder  kein  Recht  über  das  Blut  zu  richten  hat  und 
wobei  es  sich  nur  darum  handelt,  zu  ermitteln,  ob  Gründe  vorhan- 
den sind,  einen  Mann  vor  den  Bannrichter  zu  stellen. 


33)  Blutvogt.  So  hiess  z.  B.  der  Advocatus  der  bischöflichen  Kirche  zu 
Strassburg.    Vergl.  die  Denkschrift  des  Freiherrn  Friedrich  v.  Böcklin,  p.  16. 

33)  F.  Walter,  de  banno  ex  praeceptis  speculi  Saxonici  et  speculi  suevici. 
Bonnae  1857.  p.  9. 

34)  Richtig  ist  nur,  dass  „Königsbann"  auch  noch  eine  zweite  Bedeu- 
tung als  Strafgeld  von  60  Schillingen  hat :  allein  dies  kommt  hier  nicht  in  Frage. 

35)  Siehe  oben  §.  16.  pag.  65. 

3G)  Sachsensp.  I.  91.  §.  1.  a.  E. :  Süsgedane  (sogethane)  ding  (d.  h.  den 
Todschlag ,  den  ein  beherbergter  Mann  verübt  hat)  sal  man  aver  to  den  godingen 
(im  Gericht  des  Gogreven)  wrügen". 
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Nach  dem  Herkommen  mancher  Dinghöfe  durfte  aber  schon 
im  XIV.  Jahrhundert  selbst  im  Falle  der  handhaften  That  nicht 
mehr  unter  dem  Vorsitze  des  Meiers,  d.  h.  des  Hofvorstehers,  so- 
genannten Hofmannes  oder  Stabhalters 37) ,  auf  dem  Hofe  abgeur- 
theilt  werden,  sondern  es  musste  auch  in  solchem  Falle  ein  Bannrich- 
ter, d.  h.  ein  mit  dem  Blutbann  belehnter  Bichter  herbeigerufen  wer- 
den. Die  Weisthümer,  welche  meistens  die  Dinghöfe  in  geistlicher 
Hand  betreffen,  nennen  daher  regelmässig  als  den  zur  Aburtheilung 
der  schweren  Verbrechen  herbeizurufenden  Kichter  den  Vogt,  ad- 
vocatus ,  des  geistlichen  Dinghofherrn 3S) ,  als  den  Richter ,  welcher 
für  den  Immunitätsbezirk  von  dem  Kaiser  unmittelbar  mit  dem 
Blutbann  belehnt  war. 

Da  die  Kaiser  nicht  leicht  geneigt  waren,  einem  Manne  von 
geringem  Geburtsstande  den  Blutbann  zu  leihen,  so  erklärt  sich, 
warum  die  Bischöfe  und  Aebte  so  sehr  darauf  hielten,  möglichst 
hohe  Herren  zu  ihren  Vögten  zu  haben,  abgesehen  davon,  dass  sie 
auch  im  Uebrigen  von  denselben  einen  mächtigen  Schutz  ihrer  Be- 
sitzungen erwarten  konnten39).  So  z.  B.  sagt  das  Weisthum  von 
Bassenheim: 

,, Dieser  Hof  ...  ist  ein  freihof  und  hat  anders  vogtes  nit,  wan 

„den  herzogen  von  Schwaben". 

Andere  grosse  Verbrecher,  ausser  den  auf  handhafter  That  er- 
griffenen Dieben,  durften  regelmässig  auf  den  elsässischen  Ding- 
höfen nur  verhaftet  (,,in  den  Stock  gelegt")  werden  und  mussten 
sodann,  ganz  nach  der  alten  karolingischen  Einrichtung,  an  das 
Landgericht  (das  alte  placitum  legitimum  sive  comitis)  abge- 
liefert worden.  Die  Zent  wird  hier  gar  nicht  erwähnt,  und  eben 
hierin  liegt  eine  Bestätigung  der  vorstehenden  Andeutungen  über 
das  ursprünglich  coordinirte  Verhältniss  von  Zent  und  Dinghof.  Auf 


37)  Das  Halten  eines  Stabes  in  der  Hand  galt  als  Zeichen  der  Gerichtsbar- 
keit: es  wird  daher  häufig  in  den  Weisthümern  erwähnt,  dass  der  Meier,  Schult- 
heis u.  s.  w.  als  Vorsitzender  den  Stab  hält,  damit  Zeichen  gibt,  auf  den  Tisch 
klopft,  Stillschweigen  zu  gebieten  oder  das  Ende  eines  Zahlungstermines,  den  Ein- 
tritt der  mora  u.  dergl.  anzuzeigen;  z.  B.  Weisth.  v.  Wal d ol  vi sh  e im  v.  1612, 
bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  751.  lin.  2;  davon  hat  sich  noch  die  Form  des  Zu- 
schlags bei  Versteigerungen  erhalten.  Bei  Condominaten  führten  die  Schultheisen 
der  mehreren  Gutsherren  abwechselnd  den  Stab;  z.  B.  Urk.  über  Euerdorf  und 
Aura  v.  1494,  in  v.  Schult  es,  Histor.  Schriften.  Bd.  1.  p.  192.  Nr.  XVII.  — 
Hiermit  hängen  die  Ausdrücke  zusammen:  „dem  Stab  gehorsam  sein;  unter  dem 
Stab  wohnen"  u.  s.  w. 

38)  Siehe  z.  B.  das  Weisthum  von  Berse  (saec.  XIII.);  oben  §.  14.  pag.  60* 

39)  Vergl.  unten  die  Erörterung  Nr.  XIII. 
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diese  Ablieferung  der  auf  den  Dinghöfen  verhafteten  Verbrecher  an 
das  Landgericht  drangen  die  Landrichter,  d.  h.  die  Grafen,  Land- 
grafen oder  andere  kaiserliche  Eichter  um  so  strenger,  seitdem  ihr 
Bestreben  dahin  ging,  ihre  Amtsgewalt  auch  in  eine  Landesherr- 
lichkeit umzuwandeln,  d.  h.  seitdem  der  Kampf  zwischen  der  Lan- 
desherrschaft oder  L andes herrlichkei t  im  grammati- 
schen Sinne,  d.  h.  der  jetzt  sogenannten  Grundherrschaft  oder 
Grundherrlichkeit,  und  der  Landesherrschaft  oder  Lan- 
desherrlichkeit im  politischen  Sinne,  d.  h.  der  jetzt  soge- 
nannten Landeshoheit  begann ,  und  somit  immer  schärfer  ein 
Gegensatz  von  „lantherr",  Landesherr,  als  Landesfürst,  prin- 
ceps  terrae,  und  von  „landherr"  als  Grundherr  hervortrat. 

Wie  lange  sich  die  aus  der   karolingischen  Zeit  stammende 
Stellung  des  königlichen  Landgerichtes  (placitum  legitimum)  zu  den 
Dinghofsgerichten    erhielt,    und  wie  dabei   der  Bauer  mit  einem 
grossen  Trotze  daran  festhielt,   in  handhafter  That  ergriffene  Ver- 
brecher selbst  aburtheilen  und  auf  dem  Hofe  mit  dem  Tode  bestrafen 
zu  wollen,  zeigt  sehr  schön  das  Weisthum  von  Gresswiler40): 
,, Wurde  auch  ein  dieb  gefangen  in  dem  bau  zu  Gressweiler,  den 
,,soll  man  furnemen  (vorführen)  uff  die  landstrass,  da  soll  man 
„den  ob erlandrichter  (d.  h.  den  Landgrafen  im  Elsass  oder 
„seinen  Stellvertreter)  drei  stund  (3mal)  ruefen.    Komt  dan  der 
„landrichter,  dem  sol  man-  den  dieb  antworten  (d.  h.  ihm 
„übergeben)  und  sol  er  mit  ihm  thun,   als  die  huber,  die  in 
„denselben  hof  gehörent,  und  die  banleut  urteilent;  ist  aber  der 
„landrichter  nit  gekomen,  so  sol  man  den  dieb  wieder  einfueren 
„(d.  h.  auf  den  Dinghof  zurückführen)  und  sollen  dan  die  hueber 
„und  die  banleut  über  in  urteilen;  und  was  andere  ubeltetige 
„leut  (d.  h.  geringere  Frevler)  gefangen  wurden  in  dem  ban  zu 
„Gressweiler,  ab  den  muss  niemand  richten,  den  der  meier  mei- 
„ner  frowen  (abtissin)". 

In  diesem  Weisthume  zeigt  sich  somit  deutlich  eines  Theiles 
das  oben  (§.  11.)  schon  erörterte  Verhältniss  des  „Strassengerichtes" 
zum  Dinghofgerichte,  und  anderen  Theiles,  der  Eintritt  der  Bauern- 
justiz wie  eine  Art  von  erlaubter  Selbsthülfe,  wenn  der  Landrichter 
nicht  gleich  zur  Stelle  ist,  und  somit  gleichsam  eine  Justizver- 
weigerung oder  Verzögerung  vorzuliegen  scheint. 

In  ähnlicher  Weise  sollen  nach  dem  Weisthum  von  Gross- 
kems  a.  1486  die  Meyer  der  Gottesheuser  (des  Domstiftes  und 


40)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  704.  lin.  12. 
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des  Stiftes  St.  Alban  zu  Basel)  über  die  ergriffenen  Verbrecher 
richten  und  die  zum  Tode  verurtheilten  an  den  Landgrafen  gegen 
Ottmarsheim  oder  an  seine  Amtleute  bei  dem  Markstein  zu  Nufar 
abliefern,  damit  diese  das  Todesurtheil  vollziehen41).  Es  schliesset 
sich  dieses  Verfahren  genau  an  eine  Sententia  Friderici  II.  a. 
1218  an,  wonach  auch  die  städtischen  Immunitäten,  d.  h.  über- 
haupt die  mit  Marktrecht  begnadigten  Ortschaften,  die  von  dem 
Ortsgerichte  zum  Tode  verurtheilten  Personen  an  den  Landrichter 
zur  Vollstreckung  des  Urtheils  abzuliefern  hatten42).  Es  liegt  hier  ohne 
Zweifel  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  vor  dem  Landrichter  und  seinem 
Gerichtshofe,  der  von  edleren  und  intelligenteren  Männern  gebildet 
wurde,  als  in  den  Dinghöfen  die  Urtheile  fanden,  eine  nochmalige 
Prüfung  der  Sache  stattfinden  sollte,  bevor  das  vom  Dinghof  ge- 
sprochene Urtheil  zum  Vollzug  käme.  Diese  Prüfung  mag  freilich 
oft  sehr  summarisch  gewesen  sein,  wie  dies  namentlich  das  Bam- 
berger Stadtrecht  aus  dem  XIV.  Jahrhundert  ausweist.  Hierin  ist 
ebenfalls  noch  eine  Stellung  des  Angeschuldigten,  welchen  das  Stadt- 
gericht für  schuldig  befunden  hat,  vor  die  Zent  und  ein  Verfahren 
vor  dem  Zentgericht  angeordnet  und  dessen  Erkenntniss  nöthig,  be- 
vor eine  Hinrichtung  oder  sonstiger  Strafvollzug  stattfinden  kann: 
es  war  aber  das  ganze  Verfahren  vor  der  Zent  in  Bamberg  doch 
kaum  mehr  als  eine  blosse  Förmlichkeit43). 

Sieht  man  auch  ganz  ab  von  jenen  besonderen  Privilegien,  wo- 
durch einzelnen  Dinghofherren  sogar  die  Zentgerichtsbarkeit  in  dem 
seit  dem  XV.  Jahrhundert  damit  verbundenen  Sinne  von  Criminal- 
jurisdiction  verliehen  erhalten  hatten,  so  ergibt  sich  nichtsdesto- 
weniger aus  den  erhaltenen  Urkunden  deutlich,  dass  die  Gerichts- 
barkeit der  Dinghofherren  regelmässig  einen  grösseren  Umfang  hatte, 
als  die  heut  zu  Tage  sogenannte  Niedergerichtsbarkeit,  mit  welcher 
unter  keiner  Voraussetzung  mehr,  also  selbst  nicht  in  gewissen 
Ausnahmsfällen,  das  Recht,  ein  Todesurtheil  oder  überhaupt  irgend 
ein  Criminalurtheil  zu  sprechen,  enthalten  ist. 

Die  althergebrachte  Gerichtsbarkeit  der  Dinghofherren  näherte 
sich  also  dem,  was  man  seit  dem  XVI.  Jahrhundert,  als  eine  mitt- 


41)  Vergl.  J.  Grimm,  Weisth.  I.  655.  c.  8. 

42)  Sententia  Friderici  II.  a.  1218.  de  immunitate  civitatum;  Pertz,  Legg. 
IL  225:  „Si  forte  latro  vel  für  vel  alius  maleficus  ad  mortem  fuerit '  c  on  il  e  m  - 
natus,  comiti  sive  iudici  provinciali  de  loco  illo  erit  pre  sentandus , 
ad  sententiae  in  eum  latae  executionem". 

43)  Yergl.  meine  Schrift:  das  alte  Bamberger  Recht ,  Heidelberg  1839.  p.  139. 
und  besonders  im  Urkundenbuch  die  prozessualischen  Formeln,  Anhang  II. 
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lere  Gerichtsbarkeit  zu  bezeichnen  anfing,  und  seit  der  Ausbildung 
der  sogenannten  Landeshoheit  als  ein  wesentliches  Attribut  derselben 
betrachtete44).  In  den  älteren  Zeiten  aber,  in  welchen  die  Bildung 
des  eigentlichen  Herren-  oder  Dynastenstandes  vor  sich  ging  und 
in  der  Blüthezeit  desselben,  d.  h.  bis  zum  Ausgange  des  XIV.  Jahr- 
hunderts, machte  eben  jene  Gerichtsbarkeit,  welche  die  Dinghofs- 
urkunden regelmässig  darstellen,  d.  h.  Zwing  und  Bann,  Stock 
und  Steingericht,  Frevel,  Dieb  und  Spruch,  das  Wesen  der  damals 
mit  der  Grundherrschaft  gleichbedeutenden  Landesherrlichkeit  oder 
das  dominium  terrae  aus.  Ganz  besonders  deutlich  zeigt  sich  dies 
in  den  geistlichen  Territorien,  da  ein  Bischof  oder  Abt,  wie  be- 
reits erwähnt  wurde,  ursprünglich  nach  dem  Grundsatze:  „ecclesia 
non  sitit  sanguinem"  die  hohe  Gerichtsbarkeit  im  Sinne  der  alten 
Zeit,  das  jus  gladii  oder  die  sogenannte  Rache  mit  dem 
Schwerte,  d.  h.  das  Recht  über  das  Blut  zu  richten  oder  den 
Blutbann,  sich  nicht  selbst  vom  Kaiser  verleihen  lassen  oder  aus- 
üben konnte,  sondern  desshalb  ein  besonderer  Vogt  (Blutvogt),  den 
der  Bischof  oder  Abt  jedoch  ernennen  durfte,  von  dem  Kaiser  mit 
dem  Blutbann  belehnt  werden  musste,  wie  dies  ausser  der  bereits 
angeführten  Stelle  des  Schwabenspiegels45)  das  Strassburger 
Stadtrecht  aus  dem  XI.  Jahrhundert  sehr  schön  beschreibt40).  Bei 
diesen  geistlichen  Territorien  zeigt  sich  recht  deutlich  die  allge- 
meine praktische  Bedeutung  des  im  sächsischen  Weichbilde47) 
vorgetragenen  Rechtssatzes,  dass  der  Landesherr  (Bischof  u.  s.  w.) 
dem  Vogte  das  Gericht,  d.  h.  den  Amtsbezirk  und  die  Be- 
amtung  darin  überhaupt,  der  Kaiser  aber  diesem  bischöflichen 
Beamten  den  Bann  verleiht,  d.  h.  ihm  die  Autorisation  ertheilt, 
darin  über  das  Blut  zu  richten. 


44)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  (3.  Aufl.  1858)  p.  570.  III. 

45)  Schwabens  p.  (v.  Lassberg)  c.  115;  siebe  oben  Note  31.  Uebereinstimmt '. 
Schwab.  Lehnr.  (v.  Lassberg)  c.  41.  —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  p.  442.  Note  21. 

46)  Strassburger  Stadtrecht,  saec.  XI,  bei  Gaupp,  deutsche  Stadtrechte 
des  M.-A.  Breslau  1851.  p.  51.  c.  XI:  „Unde  postquam  episcopus  advocatum  po- 
suerit,  imperator  ei  bannum  i.  e.  gladii  vindicta'm  tribuit".  Der  deutsche  Text 
aUB  dem  XIII.  Jahrhundert  übersetzt:  „die  räche  mit  dem  Schwerte" 
(d.  h.  das  Recht,  Todesurtheile  vollziehen  zu  lassen). 

47)  Sächsisches  Weichbild  (v.  Daniels,  nach  der  Berliner  Handschrift 
y.  1369)  art.  XII:  „Also  hat  die  burchgreve  den  ban  von  deme  koninge, 
und  dat  gewichte  von  deme  landesherren". 

Z  ö  p  f  1 ,  Alterthümer.  I.  G 


82 


§.  18. 

2)  Das  Verhältniss  des  Dinghofherrn  zum  Bannrichter  insbesondere. 

Nach  den  bisherigen  Erörterungen  lässt  sich  nun  auch  erklären, 
was  die  Ebersheimer  Dinghoferneuerung  von  1612.  §.  21,  wo- 
selbst der  Aebtissin  von  Erstem,  und  sonach  auch  den  späteren 
Dinghofherren,  Zwing  und  Bann,  Dieb,  Diebstock  und  Stein,  Frevel 
und  Spruch  beigelegt  wird,  durch  die  Beifügung  ausdrücken  wollte: 

„und  wa  sie  das  nit  gehaupten  mag,  so  sol  sie  einen  bannrichter 

„anrufen". 

Der  Bannrichter,  auf  welchen  hier  verwiesen  wird,  ist  unver- 
kennbar ein  mächtiger  Herr,  der  den  Königsbann  oder  Blutbann 
unmittelbar  vom  Könige  hat  oder  dessen  Stellvertreter;  d.  h.  über- 
haupt ein  „belehnter  Eichter"  im  Sinne  des  Sachsenspiegels  L 
art.  55.  §.  2.  und  I.  57  *). 

An  einen  solchen  Eichter  sollte  sich  nun  die  Aebtissin  von 
Er  stein  wenden,  wenn  ihre  Macht  nicht  ausreichte,  um  die  Wider- 
setzlichkeit der  Untersassen  oder  Hübner  gegen  ihre  dinghofherr- 
liche  Obrigkeit  zu  brechen.  Es  ist  dies  dasselbe,  was  die  kaiser- 
lichen Immunitätsprivilegien  der  Kirchen  und  Klöster  und  die  Weis- 
thümer  gewöhnlich  unter  dem  Ausdrucke  „advocatum  vocare" 
oder  „den  Vogt  herbeirufen"  begreifen.  So  z.  B.  sagt  das 
jus  curiae  von  Berse  (saec.  XIII.)2): 

„Et  si  quis  ...  mansionarius  sculteto  inobediens  extiterit,  tunc 
„demum  scultetus  advocatum  vocabit". 

Uebereinstimmend  heisst  es  in  dem  Weisthum  des  ebenfalls 
dem  Kloster  Erstein  gehörigen  Dinghofes  G  r  e  s  s  w  e  i  1  e  r :1) : 

„Nieman  sol  richten,  wan  ein  meier  von  meiner  fraw  (Aebtissin) 
„von  frevel  und  diebstal,  noch  von  dhein  andern  Sachen;  es  were 
„(denn),  das  er  es  niht  gerihten  mohte,  so  sol  er  einen  freien 
„vogt4)  anruefen,  der  sol  im  helfen  rihten  die  sach,  da 
„er  ime  zue  ruft  bei  dem  eide  und  hette  ouch  der  freie  vogt 
„nichts  zu  richten  furbass,  dan  er  zuo  geruofen  ward". 
Aehnlich  besagt  das  Weisthum  von  Drusenheim5): 


1)  Siehe  oben  §.  17.  pag.  76. 

l)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  692.  lin.  24. 

3)  Ebendas.  1.  704.  lin.  6. 

4)  d.  b.  den  freien  H.errn  (über  dominus,  Freiherrn),  der  des  Klosters  Vogt  ist. 

5)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  734.  lin.  28. 
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„und  was  derselbe  Schultheis  nit  getwingun  mag,  daz  solle  yme 
,,ein  vougt  helffen  twingen" : 
und  das  Weisthum  von  Neuweiler6): 

„Ist  der  man  so  gewaltig  oder  so  frevel ,  dass  er  meim  herrn  die 
„besserunge  fursacht  (versagt),  so  soll  er  meinem  herrn  (lies:  so 
„soll  es  mein  herr)  dem  vogt  verkünden  und  sol  in  der 
„zwingen  mit  seinem  leib  und  mit  seinem  gut,  also  das  dem 
„stift  gebessert  werde  nach  seinem  gefür  (Gebühr)  und  nach 
„meins  herrn  des  bischoffs  -ehren". 

Der  Gebrauch  des  Ausdruckes  „Bannrichter"  anstatt  Vogt, 
in  der  Ebersheimer  Dinghof erneuerung  von  1612.  §.  21,  kann  nichts 
Befremdliches  haben,  indem,  wie  oben  gezeigt  wurde,  eben  die 
Vögte  der  Kirchen  und  Klöster  hohe  weltliche  Herren  waren  und 
sein  mussten,  welche  mit  dem  hohen  oder  Königsbann  in  dem  kirch- 
lichen Immunitätsbezirke  vom  König  beliehen  werden  konnten ;  auch 
findet  sich  sonst  wohl  die  ähnliche  Bezeichnung  als  „Bannherr" 
für  den  Vogt  eines  Klosters :  so  z.  B.  wird  der  Herzog  von  Schwaben 
als  Klostervogt  über  den  Dinghof  zu  Bassenheim  in  dieser  Weise 
bezeichnet 7). 

Auffällig  ist  dagegen,  wie  die  Befugniss,  einen  „Bannrichter" 
herbeizurufen,  noch  in  der  Ebersheimer  Dinghofserneuerung  von 
1612  Erwähnung  finden  konnte,  da  dieser  Dinghof  längst  aus  dem 
Besitze  der  Aebtissin  von  Erstem  gekommen  und  in  das  Eigenthum 
weltlicher  Dynasten,  wie  die  Herren  von  Landsberg  und  nachher 
die  Boecklin  von  Boecklinsau,  übergegangen  war,  welche  letzteren 
namentlich  selbst  den  hohen  Bann,  „die  hohen  und  niederen 
Gerichte ",  vom  Kaiser  hatten 8) ,  und  neben  denen  eben  desshalb 
kein  mit  dem  königlichen  Banne  ausgerüsteter  Vogt,  wie  ein  Kloster- 
vogt, mehr  vorkommen  konnte.  Das  Beibehalten  der  alten,  auf  den 
Besitz  der  geistlichen  Hand  berechneten  Bestimmung  erklärt  sich 
aber  theils  durch  die  allgemeine  Scheu,  an  dem  Texte  der  alten 
Weisthümer  bei  deren  Erneuerung  etwas  zu  verändern,  um  nicht 
hierdurch  ein  möglicher  Weise  zuständiges  Recht  aufzugeben:  theils 
Hess  der  weite  Ausdruck  „Bannrichter"  auch  die  Deutung  zu, 
dass  darunter  nicht  blos  ein  Vogt,  sondern  ein  jeder  königliche 
hohe* Bich ter,  Landrichter  oder  Landesfürst  verstanden  werde,  und 
somit  mochte  es  allerdings  für  den  Dinghofherrn  vortheilhaft  sein, 


6)  Ebendas.  L  754.  lin.  19. 

7)  Ebendas.  I.  689.  lin,  17.  30;  32. 

8)  Vergl.  die  Denkschrift  des  Freiherrn  Friedrich  v.  Boecklin,  p.  9- 

6* 
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auch  das  Recht  in  der  Dinghofs erneuerung  beizubehalten,  die  be- 
nachbarten königlichen  Landrichter  oder  Landesfürsten  zur  Unter- 
stützung gegen  rebellische  Unterthanen  anrufen  zu  dürfen. 

Für  den  Fall,  dass  ein  solcher  Bannrichter  zu  Hülfe  gerufen 
wurde,  weiset  die  Ebersheimer  Dinghofserneuerung  demselben  den 
„dritten  Pfennig"  von  den  Strafgeldern  zu.  Dieselbe  Bestim- 
mung findet  sich  auch  in  dem  Weisthum  des  anderen  Kloster -Er- 
stein'schen  Dinghofes  Gressweiler9): 

,,darvon  soll  ime  (dem  vogt)  werden  der  dritte  pfenning  von  dem 
„frevel,  der  dan  dazumal  feilt10),  und  nichts  anders". 

Ebenso  begegnet  man  dieser  Bestimmung  regelmässig  in  allen 
Weisthümern,  die  von  dem  Herbeirufen  des  Vogtes  handeln,  so 
z.  B.  in  den  Weisthümern  von  Drusenheim,  Marlei,  Grussen- 
heim11) u.  s.  w.  Auch  das  Jus  curiae  in  Berse  (saec.  XIII.)  ent- 
hält dieselbe  Vorschrift 12) : 

,,Advocatus  autem,  si  pro  inobedientia  alicuius  vocatus  fuerit,  is 
,,qui  rebellis  extiterit,  XXX.  sol.  comp onat  pro  freuela,  quorum 
„duae  partes  erunt  mansionarii 13)  et  tertia  pars  advocati". 

Nur  sehr  selten  zeigt  sich  ein  umgekehrtes  Verhältniss  der 
Theilung  der  Strafgelder  zwischen  dem  Dinghofherrn  und  dem  Vogt: 
z.  B.  im  Weisthum  des  Fronhofs  (Herrenhofs)  zu  Kotzheim  v. 
1510  14): 

„Ist  es  sach  das  man  ein  kämpf  haben  soll,  von  solchem  kämpf 
„ist  der  zwenteil  eins  vogts  und  der  drittheil  eines  thumprobsts 
„in  dem  dorf  Kotzingen". 

Man  darf  aber  hieraus  nicht  etwa  schliessen  wollen,  dass  bei 
„kampfwürdigen"  Sachen15)  (d.  h.  causae  majores)  etwa  allge- 
mein das  Verhältniss  der  Theilung  der  Strafgelder  zwischen  dem 


9)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  704.  lin.  12. 

10)  F  r  e  u  e  1  bedeutet  hier  das  Strafgeld,  in  welches  der  Frevler  verfällt  wird ; 
im  Weisthum  von  Marlei,  ibid.  I.  728.  lin.  5.  steht  dafür  in  gleichem  Sinne: 
„Besserunge". 

**)  J.  Grimm,  Weisthum  I.  734.  lin.  29;  727.  lin.  13.  und  728.  lin.  4; 
674.  lin.  17. 

12)  Eben  das.  I.  693.  lin  43. 

**)  Mansionarius,  d.  h.  der  Meier;  er  erhält  die  */s  hier  als  Stellvertreter 

des  Dinghofherrn. 

**)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  663.  lin.  35. 

15)  „Kampfwürdige  Sache":  Vergl.  Sachs.  Weichbild  (Ausg.  von 
v.  Thüngen,  c.  53.  vergl.  mit  c.  41.  a.  E.;  Daniels,  c.  57.  vergl.  mit  c.  47. 
§.  4).  —  Man  verstand  darunter  solche  Verbrechen,  hinsichtlich  deren  mindestens 
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Dinghofherrn  und  dem  Vogt  das  Umgekehrte,  wie  bei  den  geringeren 
Bussgeldern,  gewesen  wäre:  dies  widerlegt  sich  sofort  durch  das 
Weisthum  von  Bülbeken  (in  der  Schweiz),  worin  es  gerade  in 
Betreff  der  kampfwürdigen  Sachen  heisst16): 

„Kompt  es  zu  einem  kämpf,  so  sol  man  kempfen  vor  einem  vogt 
,,und  propst  und  die  besserung,  die  hie  vorkommend,  sollen 
,,zwenteil  dem  probst  sein  und  das  drittheil  dem  vogt  mit  dem 
„lip  (Leib)  alsden  verfallen". 

Auch  da,  wo  Vermögensstücke  des  Verbrechers  confiscirt  wur- 
den, fand  regelmässig  dieselbe  Vertheilungsart  zwischen  dem  Ding- 
hofherrn und  dem  Vogte  statt.  So  z.  B.  sagt  das  Weisthum  von 
Artolzheim  v.  1320  17): 

,,Lat  (hinterlässt)  der  (hingerichtete)  diep  kein  (d.  h.  einiges) 
„gut18),  das  ist  des  appetes  daz  zweiteil  und  das  dritteteil  des 
„vogts". 

Auch  in  diesem  Bechte  des  Vogtes  oder  Bannrichters,  ein  Dritt- 
theil  der  Strafgelder  für  seine  Bemühung  zu  beziehen,  tritt  wieder 
eine  uralte  fränkische  Einrichtung  hervor,  die  sich  in  zahlreichen 
karolingischen  Capitularien  zeigt,  so  z.  B.  in  dem  Capitulare  Tici- 
nense  Karl's  d.  G.  v.  801.  c.  24  19),  welche  Stelle  auch  am  Ende 
der  Lex  Ripuaria  angehängt  wurde  und  nun  deren  Schlusstitel 
(LXXXIX.  91)  bildet,  und  woraus  sich  auch  ergibt,  dass  dieses 
Drittel  des  Strafgeldes,  welches  jeder  königliche  Bannrichter  (iudex 
fiscalis)  zu  beziehen  befugt  war,  dasselbe  ist,  was  in  den  fränki- 
schen Rechtsquellen  fredus  oder  fredum  (Friedensgeld)  genannt 
wurde.  Dieses  Recht  des  königlichen  Richters  auf  ein  Drittel  der 
Bussgelder  erhielt  sich  auch  unter  dem  Namen  der  Wette  oder 
Busse  an  den  Richter  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
praktisch,  und  hieraus  sind  endlich,  wenigstens  zum  Theile,  die 
jetzt  üblichen  Gerichtssporteln  hervorgegangen 20). 


eine  verstümmelnde  Strafe  eintreten  konnte.  Eine  Aufzählung  der  Fälle ,  in  wel- 
chen man  den  Kampf  zuliess,  gibt  Thalhöfe r's  Fechtbuch,  herausgegeben 
von  N.  Schlichtegroll,  München  1817.  p.  34. 

16)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  305.  lin.  7. 

«)  Ebenda s.  I.  698.  lin.  43. 

,8)  kein:  steht  für  dhein,  dehein,  welches  sowohl  kein,  als  ein, 
einiges,  bedeutet. 

*9)  Pertz,  Legg.  I.  86. 

20)  Vergl.  über  den  Fredus,  meine  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  Bd.  II.  p.  916.  917. 
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§.  19. 

3)  Die  Scheidung  von  Grundherrlichkeit  und  Landesherrlichkeit, 
a)  Einfluss  der  Verleihung:  von  Dinghöfen  als  Ritterlehen. 

Die  allmählige  Scheidung  von  Grundherrlichkeit  und  Landes- 
herrlichkeit im  Sinne  von  Landesfürstlichkeit  wurde  durch  eine 
Reihe  zusammenwirkender  Ereignisse  herbeigeführt.  Zuerst  und 
hauptsächlich  kommt  hierbei  der  Umstand  in  Betracht,  dass  die 
alten  „lantherren",  d.  h.  der  weltliche  Herren-  oder  Dynasten- 
stand, die  Bischöfe  und  andere  Prälaten,  unzählige  Höfe  oder  ge- 
schlossene Güter,  welche  sie  von  uralter  Zeit  an  als  Allodien  be- 
sessen und  darin  Zwing  und  Bann,  Stock  und  Stein,  Dieb  und 
Frevel,  Gericht  und  Spruch  ausgeübt  hatten,  als  Lehen  an  ritter- 
bürtige  Freie  und  an  ihre  Dienstleute  gaben,  was  in  gleicher  Weise 
auch  vielfach  von  den  Kaisern  mit  kleinen  Reichsgütern  geschehen 
ist,  insbesondere  zu  Gunsten  der  Reichsdienstleute  im  XIII.  und 
XIV.  Jahrhundert.  Durch  eine  solche  lehensweise  Verleihung  kam 
der  ritterliche  Mann  oder  Dienstmann  allerdings  wohl  zu  den  Hüb- 
nern oder  Zinsleuten  ganz  in  dasselbe  Verhältniss,  in  welchem  bis- 
her sein  dynastischer  Lehensherr  selbst  zu  denselben  gestanden 
hatte,  d.  h.  er  übte  jetzt  alle  Rechte  des  Dinghofherrn  als  seine 
Rechte,  als  Ausfluss  der  ihm  verliehenen  Lehensgewere  oder  des 
von  der  romanisirenden  Schule  sogenannnten  dominium  utile  aus: 
er  war  somit  den  Hübnern  gegenüber  wirklich  ihr  Herr  geworden,  aber 
dem  Lehensherrn  gegenüber  blieb  der  beliehene  Mann  oder  Dienstmann 
nach  wie  vor  Knecht,  im  mittelalterischen  Sinne,  wo  dieses  Wort 
gerade  bei  dem  ritterlichen  Vasallen-  und  Ministerialenstande  seine 
spezifische  Geltung  hatte,  um  den  Standesunterschied  vom  Herren- 
stande zu  bezeichnen  1).  Eben  so  wenig  erhöhte  sich  der  persön- 
liche Stand  eines  freien  Ritterbürtigen  oder  Ritters  dadurch,  dass 
er  'einen  Dinghof  zu  Lehen  erhielt  und  sich  dafür  als  „Mann" 


')  Knechte:  Messen  insbesondere  die  ritterbürtigen  Dienstleute,  die  nicht 
wirkliche  Ritter  waren,  gleichbedeutend  mit  juniores,  pueri,  Junker,  Knappt«. 
Vergl.  z.  B.  das  Weisthum  v.  Dankrotsheim,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  736. 
lin.  9.  36.  —  Syfrid  von  Steine,  des  Bassenheimer's  Knecht,  war  einer  der 
Schiedsrichter  zwischen  dem  Erzbischof  Heinrich  von  Mainz  und  Heinrich 
Marschalckh  zu  Walbach;  Ürk.  v.  1334' in  v.  Schultes  histor.  Schriften, 
Bd.  L  p.  374.  Nr.  XL VIII.  —  „Grafen,  Freiherrn,  Ritter  und  Knechte"  rar- 
spricht  Bischof  Julius  v.  Würzburg  in  seiner  Wahlcapitulation  ,,bei  ihren  alten 
und  vernünftigen  Rechten  zu  lassen":  J.  N.  Buching  er,  Bischof  Julius,  Echter 
von  Mespelbrunn ,  Würzburg  1843.  p.  355. 


87 


seines  Lehnherrn  erklärte.  Seitdem  sich  ein  Geburtsstand  ritter- 
bürtiger  Freien  und  Dienstleute  ^gebildet  hatte ,  konnte  die  Erwer- 
bung eines  Dinghofes  als  Ritterlehn  nicht  mehr  bewirken,  dass 
etwa  hiermit  der  Mann  auch  in  den  Herrenstand,  der  sich  gleich- 
zeitig auch  zu  einem  besonderen  Ehrenstande  ausgebildet  hatte, 
ipso  jure  versetzt  worden  wäre,  so  wenig  als  heut  zu  Tage  ein 
Bürgerlicher  dadurch  ein  Adeliger  wird ,  dass  er  ein  Rittergut  er- 
wirbt. Mit  grösster  Bestimmtheit  spricht  daher  auch  das  sächsi- 
sche Lehnrecht  den  Grundsatz  aus ,  dass  nichts  des  Mannes 
Stand  erhöht,  als  Fahnlehen,  wenn  ihm  dies  geliehen  wird2), 
d.  h.  ein  Lehen  mit  den  höchsten  Regalien,  mit  welchem  auch 
ipso  jure  die  Reichsstandschaft  verbunden  war,  und  folglich  genügte 
zu  einer  solchen  Standeserhöhung  in  keiner  Weise  eine  Belehnung 
mit  einem  Dinghof  oder  ähnlichem  Gute.  Darauf,  dass  der  alte 
Herrenstand  selbst  in  den  älteren  Zeiten  auf  dieser  realen  Grund- 
lage der  Dinghöfe  erwachsen  war,  kam  es  schon  im  XII.  Jahr- 
hundert sicher  nicht  mehr  an;  das  dingliche  Fundament  des  Herren- 
standes konnte  seit  dieser  Zeit,  wo  die  Geburtsstände  bereits  gegen 
einander  abgeschlossen  waren,  für  sich  allein  nicht  mehr  ausreichen, 
um  einen  neuen  Erwerber  jenes  höheren  Geburtsstandes  theilhaftig 
zu  machen,  und  zwar  um  so  weniger,  als  nach  der  mittelalterlichen 
Ansicht  gerade  die  feudalistische  Verleihung  dies  unmöglich 
machte.  Hiernach  blieb  nämlich  der  verleihende  Herr  noch  fort- 
während Eigenthümer,  und  das  an  einen  Vasallen  gegebene  Lehen- 
gut blieb  und  hiess  und  heisst  noch  in  Bezug  auf  ihn,  den 
Lehensherrn,  fortwährend  sein  Allod:  weggegeben  war  somit 
nichts ,  als  Besitz  und  Nutzung 3) ;  gerade  aber  das ,  was  dem 
alten  Herrenstande  zur  Grundlage  der  Entwickelung  als  Geburts- 
stand gedient  hatte ,  d.  h.  die  freie  Eigenherrschaft  über  das  Gut, 
fehlte  dem  vasallitischen  Besitzer.  Somit  hatte  der  Vasall,  des  Be- 
sitzes und  der  Nutzung,  der  sogenannten  lehnischen  Gewere4)  un- 
geachtet, doch  in  Wahrheit  nicht  das  wahre  dingliche  Fundament 
des  Herrenstandes.  Dazu  kommt  noch,  dass  sicher  nie  ein  Dynast 
bei  einer  Lehenverleihung  an  einen  ritterlichen  Mann  oder  Dienst- 


2)  Sachs.  Lehnrecht  (Horaeyer)  c.  21.  §.2:  „It  ne  hoget  nicht  des 
mannes  schilt,  denne  vanlen,  oh  ime  dat  gelegen  is". 

3)  Genau  so  unterscheidet  II.  Feud.  23.  §.  2 ,  wo  ausdrücklich  gesagt  wird, 
dass  bei  dem  Lehensherrn  „rei  beneficiatae  proprietas  remanet";  das  Recht 
des  Vasallen  heisst  daselbst  noch  schlechthin  „ususfruetu  s". 

4)  lehnische  Gewere:  vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
p.  378.  Note  5. 
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mann  daran  dachte  oder  denken  konnte,  denselben  sich  hierdurch 
im  Geburtsstande  gleichmachen  zu  wollen,  und  wenn  er  dies  auch 
gewollt  hätte,  so  wäre  ihm  dies  rechtlich  unmöglich  gewesen,  weil 
die  mittelalterliche  Voraussetzung  der  Standeserhöhung,  die  Ver- 
leihung eines  Fahnlehens,  nie  von  irgend  einem  Dynasten,  sondern 
nur  von  dem  Kaiser  allein  beschafft  werden  konnte,  und  endlich 
schon  seit  dem  XIV.  Jahrhundert,  seit  der  Einführung  der  Standes- 
erhöhung durch  Adelsbriefe,  die  Ertheilung  derselben  ein  kaiser- 
liches Reservatrecht  geblieben  ist. 

Es  konnte  daher  auch  seit  der  Ausbildung  der  Landeshoheit 
selbst  die  Erwerbung  einer  solchen  eben  so  wenig  genügen,  um 
für  den  Erwerber  den  Herrenstand  zu  begründen,  als  auf  der  an- 
deren Seite  auch  die  Eigenschaft  als  Mitglied  des  Herrenstandes 
keine  Vorbedingung  für  die  Erwerbung  einer  Landeshoheit  war5). 

Ueberdies  genügte  seit  der  Wahlcapitulation  von  1653  notorisch 
selbst  die  kaiserliche  Standeserhöhung  durch  Verleihung  des  Grafen- 
titels und  der  Besitz  einer  Landeshoheit  zusammen  nicht  mehr,  um 
eine  Familie  in  den  hohen  Herrenstand,  oder  wie  man  in  neuerer 
Zeit  sich  auszudrücken  pflegt,  in  den  hohen  Adel6)  zu  erheben; 
sondern  es  war  hierzu  noch  die  Aufnahme  in  ein  reichsständisches 
Collegium  erforderlich7).  Auch  war  dies  ganz  consequent,  indem 
es  von  den  Zeiten  der  Merowinger  an  bis  zu  den  Zeiten,  wo  man 
anfing,  Matrikeln  der  Reichsstände  anzulegen,  zu  den  auszeichnen- 
den Vorrechten  des  Herrenstandes  gehört  hatte ,  auf  den  Reichs- 
tagen erscheinen  zu  dürfen.    Dabei  war  zu  allen  Zeiten  anerkannt, 


5)  Vergl.  meine  Grundsätze  des  deutschen  Staatsrechts.  4.  Aufl.  1855.  1856. 
Bd.  I.  §.  103.  Note  20. 

6)  Hoher  Adel:  dieser  Ausdruck  wird  hier  durchgängig  absichtlich  ver- 
mieden, weil  er  den  Reichsgesetzen  durchaus  fremd  und  als  eine  willkühr- 
liche  Schöpfung  der  Doctrin  vielen  Missverständnissen  ausgesetzt  ist. 

7)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858-  p.  343.  u.  flg.;  —  und 
meine  Grundsätze  des  deutschen  Staatsrechts,  4.  Aufl.  1855.  1856.  Bd.  II.  §.  308. 
p.  282.  Note  3.  —  Beistimmend  hat  sich  neuerlich  ausgesprochen:  L.  Pernice, 
die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  Hauses  Giech,  Halle  1859.  p.  30.  —  Hätte 
der  Freiherr  Friedrich  v.  Böcklin  in  seiner  oben  §.  t.  Note  6.  angeführten 
Denkschrift  den  Unterschied  von  altem  Herrenstande  und  neu  in  den  Reichs- 
grafenstand erhobenen  Familien  gehörig  erwogen ,  so  würde  sich  derselbe  wohl 
schwerlich  zu  der  daselbst  theilweise  gegen  meine  Schriften  versuchten,  ganz  un- 
nöthigen  Polemik  veranlasst  gefunden  haben.  Auch  bei  Hüllmann,  Ursprung 
der  deutschen  Fürstenwürde,  Bonn  1842,  ist  die  Umbildung  seit  dem  XIII.  Jahr- 
hundert ganz  übersehen,  im  Uebrigen  aber  die  Stellung  und  Bedeutung  des  alten 
Herrenstandes  sehr  richtig  erkannt. 
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.  dass  eine  Familie ,  die  von  Alters  her  dem  Herrenstande  angehörte, 
diesen  Geburtsstand  nicht  dadurch  verlor ,  dass  sie  von  ihrem  ur- 
sprünglichen Standesrechte ,    auf   den  Eeichstagen   zu  erscheinen, 
keinen  Gebrauch  mehr  machte,  und  daher  allmählig  ihre  Reichs- 
standschaft  als  durch  Nichtgebrauch  erloschen  betrachtet  wurde.  Auch 
der  Standesunterschied  zwischen  dem  Herrn  oder  Dynasten  und  dem 
von   ihm   mit    einem  Dinghof  beliehenen  ritterlichen  Mann  oder 
Dienstmann   wurde   strenge  festgehalten,    so  dass  es  fortwährend 
als  ein  besonderes  Kennzeichen  des  Herrenstandes  galt,  ritterliche 
Vasallen  und  Dienstleute  zu  haben  und  haben  zu  können,  wie  dies 
schon  der  Schwabenspiegel8)  ausdrücklich  angibt,    indem  er  lehrt: 
„Semper  vrien  (Semper- oder  Höchstfreie) :  das  sind  die  vrien 
,,herren  als  fursten  und  die  ander  vrien  ze  man  habent.  So 
,,haizent  die  andern  mitel  vrien:  daz  sint  die  ander  vrien  man 
sint". 

§.  20. 

b)  Einfluss  der  Entstehung:  grosser  Territorien  auf  die  Scheidung 
von  Gutsherrlichkeit  und  Landesherrlichkeit.  Mehrfache  Bezeich- 
nungen der  Landesherrlichkeit  als  Gutsherrlichkeit  und  politische 

Herrschaft. 

Ausser  der  Verleihung  von  Domainen  des  Herrenstandes  an 
Ritterbürtige  als  Ritterlehen  wurde  aber  die  Scheidung  von  Grund- 
herrlichkeit und  Landesherrlichkeit  im  Sinne  von  Landesfürstlich- 
keit noch  wesentlich  gefördert  durch  die  allmählige  Erweiterung 
der  politischen  Gewalt  der  Inhaber  der  alten  Fürstenämter  des 
Reichs,  namentlich  der  Herzoge,  über  die  in  ihrem  Herzogthume 
sitzenden  Landherren  oder  Dynasten ,  so  wie  überhaupt  durch  die 
Bildung  neuer  grösserer  Territorien  oder  Fürstenthümer.  Auch  der 
Amtsbezirk  eines  Herzogs ,  sein  Herzogthum ,  war  und  hiess  näm- 
lich ein  Land,  und  sein  Fürstenamt,  das  in  der  Ausübung  des 
königlichen  Heerbannes  und  der  Aufsicht  über  die  Grafen  in  dem- 
selben bestand,  war  eine  Herrschaft:  sonach  konnte  alsbald  der 
Herzog  des  Landes  Herr  oder  der  Landherr  in  einem  höheren 
Sinne  heissen,  als  der  in  seinem  Fürstenthume  sitzende  seinem 
Heerbann  untergebene  Dynast1).  Ganz  dasselbe  war  der  Fall  bei 
den  Grafschaften  als  Amtssprengeln  der  Grafen,  welche  den  Königs- 
bann in  den  Gauen  kraft  unmittelbarer  königlicher  Verleihung  aus- 


8)  Schwab  ensp.  (v.  Lassberg)  Vorrede  h. 

*)  Siebe  die  urkundlichen  Nachweisungen  unten  im  §.  21. 
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zuüben  hatten;  auch  die  Grafschaft  war  ein  Land  und  folglich 
auch  das  Grafen-Amt  eine  Landesherrschaft  und  der  Graf  ein  Lan- 
desherr, freilich  ebenfalls  in  einem  anderen  Sinne,  als  die  alten 
Dinghofherren,  die  auf  ihren  Immunitäten  in  der  Grafschaft  sassen. 

Der  mehrfache  Sinn,  in  welchem  sonach  die  Wörter  Land- 
herr oder  Landesherr  und  Landesherrlichkeit  gebraucht 
werden  konnten  und  wirklich  gebraucht  wurden,  musste  mancherlei 
Verwirrung  erzeugen.  Um  diesem  Missstande  einigermassen  abzu- 
helfen und  den  Gegensatz  von  Eigenherrschaft  und  höherer  politi- 
scher Herrschaft  schärfer  zu  bezeichnen,  bemühte  sich  die  Doctrin 
seit  dem  XVII.  Jahrhundert,  einem  angemessenen  Sprachgebrauche 
Eingang  zu  verschaffen.  Die  dinghof herrlichen  Eechte  wurden  so- 
nach insgemein  als  ,,H  errlichkeit  en"  2),  die  höheren  Jurisdictions- 
und  Regierungsrechte  dagegen  als  „Hoheiten"3),  der  Inbegriff 
der  ersteren  als  Grundherrlichkeit  oder  jus  patrimoniale4), 
der  Inbegriff  der  letzteren  als  „jus  territoriale"5)  oder  hohe 
Landesobrigkeit0),  jus  territorii  et  sup  erior  itatis 7) 
oder  Landeshoheit8)  bezeichnet,  und  meistens  wurde  auch  das 
Wort  Landesherrlichkeit  auf  letzteren  Begriff  eingeschränkt, 
und  wollte  somit  häufig  von  den  Praktikern  nur  noch  Ms  gleich- 
bedeutend mit  Landeshoheit  gebraucht  werden.  Am  bezeichnendsten 
würde  das  Wort  „Landesfürstlichkeit"  gewesen  sein;  auch 
wird  der  Ausdruck  „landesfürstliche  Jura"  wirklich  in  diesem 
Sinne  in  der  kaiserlichen  Wahlcapitulation  gebraucht;  da  aber  der 
Fürstentitel  nicht  von  allen  Landesherren  geführt  wurde,  so 
schien  es  bedenklich,  diese  Bezeichnung  als  die  allgemeine  für 
die  Regierungsgewalt  sämmtlicher  Landesherrn  im  politischen  Sinne 
zu  gebrauchen.  Aus  gleichem  Bedürfniss  einer  entsprechenden  Ter- 
minologie wurde  auch  von  den  Praktikern,  wie  bereits  erwähnt 


2)  Siehe  oben  §.  2.  pag.  13.  14. 

3)  Kais.  Wahlcapitulation,  art.  I.  §.  2. 

4)  Siehe  oben  §.  II.  pag.  47. 

5)  Dieser  Ausdruck  wurde  officiell  in  den  Reichsgesetzen  gebraucht :  Instrum. 
pac.  Osnabruc.  art.  VIII.  {.  1.  —  Vergl.  überhaupt:  Sehn  ei  dt,  thesaur.  jur. 
Francon.  Abschn.  I.  Hft.  18.  p.  3291. 

6)  Dieser  Ausdruck  erscheint  schon  in  den  gleichzeitigen  Uebersetzungen  des 
westphälischen  Friedens.  Auch  die  Kais.  Wahlcapitulation ,  art.  XV.  §.  1 ;  XIX. 
§.  6.  gebraucht  den  Ausdruck  „Landesobrigkeit". 

7)  Ebenfalls  offiziell  gebraucht  im  Instr.  pac.  Osnabr.  art.  V.  §.  30. 

8)  Landeshoheit:  erscheint  im  Rubrum  der  kais.  Wahlcap.  art.  I.  §.  8  ; 
XV.  §.  8. 

9)  Kais.  Wahlcap.  art.  XV.  §.  8. 
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worden10),  das  Wort  „Landherr"  auf  den  landsässigen,  landstand- 
schaftsfähigen  Adel  eingeschränkfc-und  unter  einem  Landesherrn 
insgemein  nur  der  Inhaber  einer  Landeshoheit  verstanden. 
Es  stand  jedoch  aller  dieser  Sprachgebrauch  keineswegs  unbedingt 
fest,  noch  konnte  er  in  allen  Bezeichungen  genügen,  da  die  Rechte 
der  Dinghofherren,  sowie  auch  die  der  Landesherrn,  je  nach  dem 
Inhalte  ihrer  Privilegien  oder  ihres  Herkommens  sehr  verschieden 
und  keineswegs  durchweg  und  völlig  die  nämlichen  und  gleichen 
waren;  somit  blieb  eine  Unsicherheit  in  den  Bezeichnungen,  die  nach 
der  Natur  dieser  so  vielfach  abgestuften  und  von  Anomalien  strotzen- 
den Verhältnisse  auch  gar  nicht  zu  beseitigen  war.  Aus  gleichem 
Grunde  blieb  fortwährend  streitig,  welche  Hechte  die  Landeshoheit 
oder  Landesherrlichkeit  im  politischen  Sinne  ausmachen  und  als 
entschiedene  Kennzeichen  derselben  zu  betrachten  seien11).  Insbe- 
sondere stritt  man  in  den  letzten  Zeiten  darüber,  welchem  Herrn 
die  Landeshoheit  zustehe ,  wenn  der  Eine  in  einem  Bezirke  den 
Blutbann,  der  Andere  aber  die  bürgerliche  Gerichtsbarkeit  hatte  12) ; 
insgemein  hielt  man  zuletzt  die  niedere  Civilgerichtsbarkeit  und  Orts- 
polizei mit  dem  Rechte  des  Stockes,  d.  h.  der  vorsorglichen  Verhaftung 
von  Verbrechern  ohne  Blutbann,  oder  die  sog.  Niedergerichtsbarkeit 
oder  vogteiliche  Gerichtsbarkeit  nicht  für  genügend  zur  Begründung 
einer  Landeshoheit  und  fand  daher  meistens  ihr  Kriterium  in  der 
Zuständigkeit  einer  sog.  mittleren  Gerichtsbarkeit,  d.  h.  einer  bürger- 
lichen Gerichtsbarkeit  zweiter  Instanz,  welche  regelmässig  eine  Cri- 
minalgerichtsbarkeit  erster  Instanz  in  sich  schloss  13). 

So  viel  blieb  aber  anerkannt,  dass  die  alten  Landherren  oder 
Dynasten,  welche  unter  einem  Herzog  oder  anderen  Fürsten  sassen, 
fortwährend  scharf  von  dem  ritterlichen  Adel  unterschieden  werden  muss- 
ten  und  daher  nicht  selten  auf  den  Landtagen  eine  besondere  Herren- 
Curie  neben  der  Ritter-Curie  bildeten14),  und  dass  sie  ihrer 
eigenen  Unterordnung  unter  die  Landeshoheit  der  Herzoge  und  Für- 
sten ungeachtet,  doch  in  ihren  Herrschaften  auch  als  Landesherren, 
gleichsam  als  Unterlandesherren,  zu  betrachten  waren.  Aber 


*°)  Siehe  oben  §.  17.  pag.  73. 

ll)  Vergl.  D.  G.  Struben,  vom  Beweis  der  Landeshoheit,  in  s.  Nebenstün- 
den, Bd.  IV.  Abthl.  XXV.  p.  142. 
**)  Siehe  unten  Note  15. 

13)  Beichsdeput.  Abschied  v.  1600.  §.  15.  Reichsd  eput.  Hauptschluss 
v.  25.  Febr.  1803.  §.  27.  —  Siehe  meine  Grunds,  des  deutschen  Staatsrechts. 
4.  Aufl.  1855.  1856.  Bd.  I.  §.  103.  Note  6.  p.  224.  225. 

14)  So  z.  B.  in  Steiermark. 
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auch  in  Bezug  auf  jene  Mitglieder  der  freien  Reichsritte t- 
schaft,  welche  nicht  aus  dem  alten  Herrenstande ,  sondern  aus 
dem  Reichsdienstmannenstande  hervorgegangen  waren ,  behielt  man 
doch  die  Bezeichnung  ihrer  gutsherrschaftlichen  Gerechtigkeiten  als 
landesherrliche  oder  territoriale  (jus  territoriale)  fortwährend  hei. 
So  z.  B.  rescribirte  der  kaiserliche  Reichshofrath  im  J.  1766  Nov.  20 
in  Sachen  der  Reichsritterschaft  in  Schwaben  Bezirks  Hegau  gegen 
die  von  Enzbergischen  Unterthanen :  , ,dass  die  niedere  Gerichts- 
barkeit oder  Vogteilichkeit  bei  denen  der  unmittelbaren  Reichs- 
ritterschaft collectablen  Gütern  von  jeher  die  territoriale  Ge- 
rechtigkeit involvirt  habe,  dagegen  solche  der  hohen  Gerichtsbar- 
keit oder  Cent  bei  derlei  Gütern  niemals  anklebe"15),  d.  h.  nicht 
Der  sei  bei  den  reichsfreien  Rittergütern  als  der  Landesherr  zu  be- 
trachten, der  den  Blutbann  oder  die  Centgerichtsbarkeit  darüber 
hat,  sondern  Der,  dem  die  vogteiliche  Gerichtsbarkeit  darin  zusteht. 

§■  21. 

c)  Urkundliche  Nachweisungen  über  die  Verbindung  des  politischen 
Begriffes  von  Landeshoheit  mit  dem  Ausdruck  dominus  terrae  oder 
Landherr.   Verhältniss  der  Landeshoheit  zur  alten  Grafschaft 

und  Cent. 

«)  Erklärung  der  kaiserlichen  und  bayerischen  Land- 
frieden und  des  Schwabenspiegels. 

Je  nachdem  man  die  Landesherrlichkeit  in  dem  ursprüng- 
lichen grammatischen  oder  in  dem  späteren  politischen  Sinne  auf- 
fasst,  muss,  wie  die  vorstehenden  Ausführungen  ergeben,  auch  die 
Frage  nach  ihrer  Entstehung  verschieden  beantwortet  werden. 
In  dem  ersteren  Sinne  ist  die  Landesherrlichkeit  schon  in  der  mero- 
wingischen  und  karolingischen  Zeit  vorhanden,  wie  das  frühzeitige 
urkundliche  Vorkommen  des  Ausdruckes  „dominium"  für  den  guts- 
herrschaftlichen Bezirk  *)  und  der  entsprechende  Ausdruck  für  die 
,,  lan  therr  en ",  nämlich  „seniores  terrae  sive  patriae"2)  darthut, 
und  ihr  Ursprung  reicht  sicher  über  die  genannte  Zeit  hinauf  und 
verschwindet  im  Dunkel  der  Urgeschichte3).     Einen  historisch  er- 


l5)  J.  J.  Moser,  von  der  Landeshoheit  in  Justizsachen.  cap.  IL  §.  26.  p. 68 flg. 
*)  Vergl.  z.  B.  Karoli  M.  Capp.  addenda,  a.  803.  c.  15;   Pertz,  Legg.  I. 
121.  „Fiscalini,  coloni,  servi,  in  alienum  dominium  commorantes". 

2)  Siehe  ohen  §.  17.  pag.  70. 

3)  Vergl.  meine  deut.  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  267.  Nr.  IX.;  p.  277. 
Nr.  XIX. 
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kennbaren  Ausgangspunkt  hat  aber  diese  Landesherrlichkeit  in  den 
zahlreichen  Schenkungen  der  Merowinger  und  Karolinger  von  Allo- 
dien  aus  dem  königlichen  Fiscus  an  Kirchen  und  weltliche  Grosse 
mit  der  Verleihung  oder  Bestätigung  des  Zwinges  und  Bannes  in 
denselben i).  Die  Erweiterung  und  Umbildung  des  ursprünglichen 
grammatischen  Begriffes  aber,  auf  welchem  der  alte  Herren-  oder 
Dynastenstand  beruhte .  der  gerade  von  dieser  Art  der  Herrschaft 
über  seine  geschlossenen  Güter  seinen  Namen  hat,  muss  seit  den 
Zeiten  der  Kaiser  aus  dem  sächsischen  Hause  allmählig  vor  sich 
gegangen  sein,  da  sie  urkundlich  nachweisbar  bereits  in  der  Zeit 
der  Staufen  vollendet  war. 

Von  hier  an  erschienen  nämlich  auch  die  mit  hohen  Regalien 
über  politische  Gebiete  vom  Kaiser  beliehenen  Reichsfürsten  unter 
der  Bezeichnung  ,,domini  terrae"  oder  „lantherren",  ohne  dass 
deshalb,  wie  schon  bemerkt  wurde,  die  Bezeichnung  der  alten 
Dynasten  oder  Grundherren  als  „lantherrn"  oder  domini  terrae  und 
ihrer  Gutsherrschaften  als  dominia  terrae  aufgehört  hätte 5).  Die- 
ser, zweifachen  Bedeutung  des  Wortes  „lantherr"  oder  Landes- 
herr entsprechend,  unterschied  man  daher  auch  ,, lantherr en  des 
Kaisers",  d.  h.  die  reichsständischen  Fürsten  und  Herren,  und 
,,lantherren  der  fürsten",  d.  h.  die  Grundherren  in  den 
Territorien.  Die  erstere  Bezeichnung  findet  sich  z.  B.  in  einem 
angeblichen  Landfrieden  eines  K.  Otto  (II.  des  Rothen) °),  welcher 
aber  nichts  anderes  ist,  als  eine  deutsche  Version  und  etwas  ab- 
weichende Recension  des  mainzer  Landfriedens  K.  Fr  i  edrich's  II. 
v.  1235,  wie  solche  besonders  seit  den  Zeiten  des  K.  Albert  I. 
(seit  1292  und  1298)  in  Umlauf  kamen7).    Hier  heisst  es: 

,,Hy  vahen  sich  an  die  kayserlichen  recht  dy  aufgesatzt  sint  von 

,,Keyser  Otten  und  durch  seyne.  lantherrn". 

In  derselben  Bedeutung  erscheint  auch  das  Wort ,,  Lantherren" 


4)  Siehe  oben  §.  8.  pag.  30.  31  und  §.11.  pag.  41. 

5)  Siehe  oben  §.  17.  pag.  72. 

6)  Dass  der  Schreiber  des  Codex  (siehe  Note  7)  an  den  Kaiser  Otto  II.,  den 
Rothen,  dachte,  ergibt  sich  aus  der  Verbindung,  in  welche  dieser  Landfrieden  in 
der  Handschrift  mit  dem  sächsischen  Weichbild  gesetzt  ist,  welches  man  demselben 
Kaiser  beizumessen  pflegte.  Yergl.  meine  Erörterung  über  die  sog.  constitutio 
Alberti,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  1858.  Nr.  41.  p.  643. 

7)  Cod.  Palatin.  Germ.  Mscpt.  auf  der  Heidelberger  Universitätsbibliothek  Nr.  461. 
fol.  65  b-  u.  flg;  und  hiernach  zum  erstenmal  von  mir  herausgegeben  in  den  Heidel- 
berger Jahrbüchern,  1858.  Nr.  41.  p.  655  u.  flg. 
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in  dem  Würzburger  Landfrieden  K.  Rudolph's  I.  c.  44,  v.  1287, 
wenn  man  mit  Pertz8)  liest: 

,,Swaz  ouch  die  fürst e  oder  die  lantherren  in  irme  lande 

„mit  der  herren  rate  sezzent  und  machent" ;  etc. 
liest  man  aber,  was  richtiger  ist,  mit  Lehmann9): 

„Swaz  ouch  die  furste  mit  irer  lantherren  rathe  sezzenta 
so  wäre  in  dem  Würzburger  Landfrieden  ein  weiteres  Beispiel  von 
dem  Fortgebrauche  des  Wortes  lantherren  im  grammatischen 
Sinne  zu  erkennen  10). 

Uebrigens  wurde  auch  das  Wort  ,,herren"  in  den  beiden  Be- 
deutungen von  Grundherr  und  Landesfürst  gebraucht,  wie  das  Wort 
Landherr ,  wie  sich  dies  aus  der  Vergleichung  des  eben  angeführten 
Würzburger  Landfriedens  K.  Rudolph's  I.  v.  1287  nach  der  Lesart 
bei  Pertz  und  einer  Urkunde  des  K.  Albert's  I.  v.  1303  ll)  er- 
gibt, worin  sogar  die  Herzoge  von  Bayern  nur  kurzweg 

„die  herren  von  Bayern" 
genannt  werden. 

Die  TJeb ertragung  der  Bezeichnung  als  Landesherr  auf  die 
Inhaber  der  hohen  Regalien,  d.  h.  hohen  Jurisdiction  und  anderen 
hohen  politischen  Gewalten,  scheint  zuerst  bei  den  Herzogen,  und 
namentlich  in  Sü'ddeutschland ,  in  Bayern  und  Oesterreich, 
stattgefunden  zu  haben,  wo  die  Herzoge  von  jeher  mit  königlicher 
Gewalt  und  grosser  Unabhängigkeit  vom  Kaiser  regierten.  Bekannt 
ist  die  ausgezeichnete  Stellung,  welche  die  Bayernherzoge,  die  noch 
in  der  merowingischen  Zeit  sogar  den  Königstitel  geführt  hatten12), 
unter  den  fränkischen  Königen  einnahmen  1:{),  und  wie  sie  gerade 
so,  wie  die  Frankenkönige,  edle  Herren  als  Vasallen  und  Dienst- 
leute (Fideles,  Adelschalke)  hatten  l4)  und  mit  den  Bischöfen  und 
weltlichen  Herren  in  ihrem  LanjLe  Landtage  hielten,  welche  im 
Wesen  nichts  anderes  waren,  als  bayerische  Reichstage  und  sich  noch 
in  der  Zeit  Thassilo's  HL  selbst  nicht  einmal  dem  Namen  nach 
von  den  fränkischen  Reichstagen  unterschieden  l5).    Eben  so  bekannt 


8)  Pertz;  Legg.  Tom.  IL  p.  452. 

9)  Speierische  Chronik.  Buch  V.  c.  8. 
,0)  Siehe  oben  §.  17.  Note  8.  pag.  71. 
**)  Pertz,  legg.  T.  Et.  486,  lin.  22. 

12)  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  41.  Note  7. 
«)  Eben  das.  p.  272.  273.  508.  Note  9. 

14)  Decretum  Thassilonis  II.  c.  7;    bei  Walter,  Corp.  jur.  german. 

I.  293. 

15)  Meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  443.  Note  t. 
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ist,  dass  diese  königliche  Stellung  den  Bayernherzogen  gewahrt  blieb, 
als  sie  sich  in  den  Zeiten  der  Kaiser  aus  dem  sächsischen  Hause 
genöthigt  sahen,  in  den  Reichslehenverband  einzutreten10),  und  als 
Bayerns  Ostmark  durch  Friedrich  I.,  den  Rothbart  (a.  1156) 
von  Bayern  abgerissen  und  zu  einem  eigenen  Herzogthume  erklärt 
worden  war,  traten  auch  sofort  die  neuen  Herzoge  von  Oesterreich 
in  dieselbe  königliche  Stellung  und  fast  vollständige  Unabhängigkeit 
vom  Reiche  ein.  Dies  ergibt  sich  aus  dem  berühmten  Privilegium 
K.  Friedrich's  I.  v.  1156,  welches  den  im  XII.  und  XIII.  Jahr- 
hundert factisch  bestehenden  Zustand  und  die  Art  und  Weise, 
wie  die  Erzherzoge  von  Oesterreich  damals  ihre  Stellung  zu  Kaiser 
und  Reich  auffassten,  unbestreitbar  beurkundet,  man  mag  es  für 
ächt,  oder  für  ein  im  XIII.  Jahrhundert  unterschobenes  Diplom  er- 
achten lT).  Von  den  Bayernherzogen  stehet  aber  fest,  dass  sie  auch 
im  XIII.  Jahrhundert  noch  fortfuhren,  mit  ihren  Bischöfen  und  den 
Grafen  und  Herren  in  ihrem  Lande  Landesversammlungen  zu  halten 
und  Landfrieden  zu  errichten,  gerade  so,  wie  es  die  Kaiser  in  dem 
übrigen  Deutschland  thaten.  Die  noch  vollständig  erhaltenen  bayer- 
ischen Landfrieden  von  1244  und  1255,  die  selbst,  wie  deutlich 
erkennbar  ist,  nur  Erneuerungen  und  Fortbildungen  älterer,  zur 
Zeit  noch  nicht  aufgefundener  bayerischer  Landfrieden  sind,  tragen 
den  Stempel  der  vollständigsten  Originalität  an  sich,  so  dass  darin 
nirgends  auch  nur  eine  Spur  von  Nachbildung  der  gemeinen  kaiser- 
lichen Landfrieden  für  Deutschland  zu  entdecken  ist.  Von  beson- 
derer Wichtigkeit  ist  aber  der  für  die  Rechtsgeschichte  überhaupt 
höchst  bedeutende  regensburger  Landfrieden  vom  6.  Juli  1281,  den 
man  früher  allgemein  irrig  als  einen  allgemeinen  kaiserlichen  Land- 
frieden betrachtete,  der  aber  nichts  anderes  ist,  als  eine  neue  Recen- 
sion  der  alten  bayerischen  Landfrieden  von  1244  und  1255,  welche 
bei  der  Anwesenheit  des  Kaisers  Rudolph  I.  vorgenommen  und 
durch  seine  Bestätigung,  gleichsam  wie  durch  ein  Privilegium ,  be- 
kräftigt wurde.  Hieraus  erklärt  sich  auch,  warum  dieser  sogen, 
regensburger  Landfrieden  K.  Rudolph's  I.  so  stark  gegen  alle 
übrigen,  für  das  gesammte  Reich  verkündigten  Landfrieden  dieses 
Kaisers,  namentlich  gegen  den  kurz  nachher  noch  in  demselben  Jahre 
1281  zu  Nürnberg  (Juli  25.)  und  den  zu  Mainz  (December  13.)  er- 


*6)  Eben  das.  p.  471.  —  Ausdrücklich  wurde  dem  Bayernherzog  Arnulph 
von  K.  Heinrich  I.  das  königliche  Vorrecht  zugestanden:  die  bayerischen  Bi- 
schöfe unter  seiner  Hoheit  zu  behalten.    Luitprand.  II.  c.  23. 

**)  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl   1858.  p.  490  u.  flg. 
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richteten  Landfrieden  absticht,  welche  insgesammt  nichts  anderes 
sind,  als  Copieen  und  Erneuerungen  des  mainzer  Landfriedens  des 
K.  Friedrich  IL  von  1235  18). 

Die  Yergleichung  der  drei  vorgenannten  bayerischen  Landfrieden 
von  1244.  1255  und  1281  zeigt  deutlich,  wie  nun  allmählig  das 
"Wort  ,,lantherru  dem  "Worte  „Herzog"  als  gleichbedeutend 
substituirt  wurde.  Im  bayerischen  Landfrieden  von  1244  c.  44  19) 
heisst  es  nämlich: 

„De  conductu.  Item  nullus  conductum  prebeat  altericunque, 
„sed  quilibet  securus  vadet  (lies:  vadeat)  auctoritate  du  eis  et 
„hujus  statutiu. 

Diesen  Satz  gibt  der  bayerische  Landfriede  von  1255  c.  39  20) 
folgendermassen  wieder : 

„Conductus.    Nieme  soll  dehein  geleitte  geben  ...  wan  ein 

„islich  man  sol  von  des  herzöge  gewalt  und  von  disem  satze 

„sicherlich en  varn." 

In  dem  regensburger  Landfrieden  vom  6.  Juli  1281  c.  21  lautet 
aber  dieser  Satz  21) : 

„Ez  ensol  nieman  dhein   geleitte   geben   dann  der  lantherre 

„oder  dem  er  es  bevilhet". 

Gleichzeitig  erscheint  das  Wort  lantherr  oder  Landesherr 
in  österreichischen  Urkunden  gleichbedeutend  mit  Herzog ;  so  z.  B. 
heisst  es  in  einer  Urkunde  von  12  5  4  22): 

„den  schaden   klaget   der  Bischof  dem  herzogen  Otakern,  des 

„landes  herren": 
und  in  dem  lateinischen  Texte  dieser  Urkunde  erscheinen  als  Ueber- 
setzung  hiervon  abwechselnd:  „terrae  prineeps"  und  „domi- 
nus terrae"23).  Ebenso  wird  in  einem  Sühnebrief  v.  1281  24) 
einigen  österreichischen  Herren  imd  Rittern  die  Zusicherung  ertheilt, 
dass  sie  wieder 

„habent  des  1  an  therm  huld  von  Oesterreich". 


18)  Vcrgl.  über  den  regensburger  Landfrieden  K.  Rudolph's  v.  6.  Juli  1281, 
meine  Erörterung  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1858.  Nr.  31.  32.  pag.  481 
und  flg. 

19)  Quellen  der  bayer.  und  deut  Geschichte  Bd.  V.  (München  1857);  auch 
unter  dem  Titel:  Monumenta  Wittelsbacensia,  p.  84. 

20)  Eben  das.  p.  147. 

21)  Eben  das.  p.  343;  bei  Pertz,  legg.  EL  p.  428  als  cap.  16. 

22)  Monum.  Boic.  Bd.  29.  Thl.  II.  p.  404.  Nr.  XLV. 

23)  Eben  das.  p.  405.  406. 

24)  Eben  das.  Bd.  29.  Thl.  II.  p.  540.  Nr.  CXL. 
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In  demselben  Sinne  bezeichnet  auch  K.  Rudolph  I.  in  einer 
sententia  von  1288  25)  den  neu  zu  ernennenden  Herzog  von  Oester- 
reich und  Steyermark  als: 

,,illum  quem  eisdem  terris  daremus  in  dominum". 

Uebereinstimmend  mit  diesem  bayerischen  und  österreichischen 
Sprachgebrauche  erscheint  das  Wort  Landesherr  auch  in  derselben 
neueren  und  höheren  Bedeutung  in  dem  sog.  Schwabenspiegel, 
diesem  höchst  wahrscheinlich  auf  bayerischem  Boden  erwachsenen 
Rechtsbuche,  welches  so  manchen  seiner  Sätze  unmittelbar  aus  dem 
regensburger  Landfrieden  von  1281  geschöpft  zu  haben  scheint26). 

Hier  wird  nämlich  gesagt  (v.  Lassberg,  c.  156;  Wackernagel, 
c.  136): 

,,Zergent  (zergehen)  die  gebutel  in  einer  graveschaft,  des  1  and  es 
,,herre  sol  siner  eigen  lute  vri  lazen,  daz  er  gebutel  davon 
,, mache,  die  vri  sin". 

Im  Sachsenspiegel  III.  81.  §.  1.  lautet  dagegen  die  entspre- 
chende Stelle: 

,,Togat  aver  die  scepenen  binnen  ener  grafscap,  die  Koning 
,,mut  wol  des  rikes  dienstmann  mit  ordelen  vri  laten,  unde  scepenen 
,,dar  maken,  dur  da  man  rechtes  bekome  unde  Koninges  ban  dar 
,,halden  möge". 

Unverkennbar  ist  in  beiden  Spiegeln  t.nicht  von  einem  dinghof- 
herrlichen  Gerichte,  sondern  von  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  oder 
dem  echten  Ding  in  der  Grafschaft  die  Rede,  welches  niemals  zu 
den  grund-  oder  dinghofherrlichen  Rechten  gehört  hat,  und  ursprüng- 
lich nur  vom  König  verliehen  werden  konnte.  Wenn  der  Schwa- 
benspiegel aber  hier  anstatt  des  Königs  den  Landesherrn  als 
denjenigen  nennt,  dem  die  königliche  Pflicht  oblag,  für  die  tüch- 
tige Besetzung  des  Grafendinges  Sorge  zu  tragen,  so  kann  hier  kein 
Landesherr  jm  alten  grammatischen  Sinne  als  Dinghof herr  gemeint 
sein ,  sondern  nur  ein  Territorialherr  höchsten  Ranges ,  d.  h.  ein 
Herzog  oder  Fürst,  der  vom  Kaiser  auch  die  Grafschaften  in  seinem 
Herzogthum  oder  Fürstenthum  zu  Lehn  erhalten  hatte.  Dass  der 
Schwaben spiegel  aber  hier  anstatt  des  Königs  den  Landesherrn 
nennt,  erklärt  sich,  wenn  man  damit  die  vorstehenden  bayerischen 
Urkunden  zusammenhält,  eben  so  einfach  als  nothwendig  daraus, 
dass  die  Herzoge  in  Bayern  und  in  Oesterreich ,  welche  das  süd- 


*5)  Pertz,  Legg.  II.  453.  lin.  52. 

26)  vergi.  meine  Erörterung  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1858.  Nr.  31, 
p.  492. 

Z  8p  fl,  Alterthüiner.  I.  7 
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deutsche  Rechtsbuch  hier  unter  dem  ,, Landesherrn''  zunächst  im 
Auge  hatte,  in  ihren  Herzogthümern  längst  die  Stellung  des  Königs 
gegenüber  von  den  Landgerichten  eingenommen  hatten  ,  und  somit 
ihnen  daselbst  die  Vorsorge  für  die  gehörige  Besetzung  des  Gerich- 
tes obliegen  musste. 

"Wenn  der  Schwabenspiegel  ferner  anstatt  der  im  Sachsenspiegel 
genannten  Schöffen  die  „gebutel"  nennt,  d.  h.  die  Büttel  oder 
Schergen ,  so  hängt  dies  mit  der  bayerischen  Gerichtsverfassung  zu- 
sammen, wonach  die  Schergen  als  kleine  Ortsrichter,  ähnlich  den 
Centenariis  in  der  alten  karolingischen  Eechtsverfassung  oder  den 
sächsischen  Gogreven  erscheinen,  wie  die  lange  in  Bayern  erhaltene 
Bezeichnung  der  Ortsgerichte  als  Schergen-Aemter  beweist27). 
Diese  Schergen  bildeten  zugleich  auch,  wie  der  Schwabenspiegel  andeu- 
tet, die  Schöffen  am  Landgerichte  gerade  so,  wie  die  fränkischen  cen- 
tenarii  als  sagibarones  am  Gerichte  des  Grafen  zu  erscheinen  hatten, 
und  noch  heut  zu  Tage  jeder  Landbeamte  die  Schultheissen ,  Bür- 
germeister oder  Vögte  der  in  seinem  Amtssprengel  liegenden  Dörfer 
nach  Bedürfniss  zu  versammeln  pflegt.  Somit  sagt  der  Schwaben- 
spiegel im  Wesentlichen  hier  nichts  anderes ,  als  was  der  Sachsen- 
spiegel sagt,  nur  dass  er  den  Rechtssatz  localisirt  vorträgt,  d.  h. 
seine  Ausdrucksweise  den  süddeutschen  Einrichtungen  anpasst.  Hier- 
nach kann  auch  sicher  kein  Zweifel  darüber  bleiben,  dass  auch  der 
Schwabenspiegel  schon  das  Wort  Landesherr  in  der  neueren, 
erweiterten  und  höheren  Bedeutung  als  Landesfürst  oder  Inhaber 
der  jetzt  sog.  Landeshoheit  gebraucht. 

§.  22. 

ß)  Erklärung  der  Constitutio  Utinensis  K.  Fried- 
richs I.  a.  1232. 

Unter  den  Urkunden  der  Kaiser  aus  dem  staufischen,  Hause  zeigt 
insbesondere  eine  berühmte  Urkunde  den  Ausdruck  ,,domini  terrae" 
in  der  neueren  und  höheren  Bedeutung  von  Territorialherren  im 
politischen  Sinne,  insbesondere  in  der  Bedeutung  von  Landes- 
fürsten, welche  zugleich  Reichsstände  sind.  Es  ist  dies  die  Ur- 
kunde des  jungen  römischen  Königs  Heinrich  v.  1231  bekannt 
unter  dem  Namen.  „Statutum  in  favorem  principum",  welche  sodann 
in  dem  folgenden  Jahre,    1232,   von  dessen  Vater,   dem  Kaiser 


27)  Viele  Schergeilämter  sind  aufgeführt  in  dem  ältesten  Urbarium  ducatus 
Bavariae,  c.  a.  1240,  in  Mo.num.  Boic.  Bd.  36.  Thl.  I.  p.  13.  15.  30  u.  s.  w. 
*)  Pertz,  Legg.  II.  282. 
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Friedrich  II.  buchstäblich  bestätigt  und  unter  dem  Namen  der 
,,Constitutio  Utinensis"  2)  insgemein  von  den  Publicisten  in  der 
Reichszeit  zu  den  Reichsgrundgesetzen  gerechnet  wurde.  Der  Be- 
weis hierfür  liegt  in  den  Angaben,  welche  diese  Urkunde  über  das 
Verhältniss  der  Zenten  zu  den  ,,dominis  terrae''  enthält.  Hier 
wird  nämlich  gesagt: 

„Centumgravii  recipiant  centas  a  dorn  in o  terr  ae  vel  ab  eo,  qui 

„per  dominum  terrae  fuerit  infeodatus". 

,,Item  locum  centae  nemo  mutabit  sine  consensu  domini  terrae'4. 

Eine  solche  Bestimmung  setzt  voraus ,  dass  der  dominus 
terrae  die  Zenten  (die  Zentgerichtsbarkeit)  hatte,  da  ausserdem 
auf  der  einen  Seite ,  er  sie  anderen  Personen  nicht  hätte  leihen 
können ,  auf  der  anderen  Seite  aber  auch  keine  Zusicherung  eines 
kaiserlichen  Schutzes  bei  dieser  Berechtigung  nöthig  oder  motivirt 
gewesen  wäre.  Dies  hat  auch  Walter  richtig  bemerkt:  er  sucht 
aber  dann  diese  Erscheinung  daraus  zu  erklären,  dass  er  annimmt, 
auch  die  Zenten  wären  ursprünglich  vom  Kaiser  unmittelbar 
an  die  Zentgrafen  verliehen  worden;  später  aber  wären  die  Zen- 
ten zertheilt4)  und  den  grossen  Herren  zu  bleibendem  (erblichem 
oder  ewigem)  Besitz  verliehen,  sodann  mit  ihren  Grundbesitzungen 
verschmolzen  und  so  die  Zentgerichtsbarkeit  in  eine  Eigengerichts- 
barkeit der  domini  terrae  verwandelt  worden. 

Diese  Auffassung,  welche  Walter  ausdrücklich  als  eine  neue 
Entdeckung  über  die  Umbildung  der  Zentverfassung  ankündigte 5), 
beruht  aber  auf  ganz  irrigen  Voraussetzungen  6). 

Die  Zent  war  nämlich  vor  ihrer  Umbildung  zu  einem  eigent- 
lichen Criminalgerichte  d.  h.  vor  dem  XIV.  Jahrhundert,  nie  ein 
selbstständiger  Bezirk,  sondern  eine  Unterabtheilung  der  Grafschaft; 
der  Zentrichter  erschien  daher  in  der  merowingischen  und  karolin- 
gischen  Zeit  nur  als  ein  Unterbeamter  (vicarius)  des  Grafen,  den 
dieser,  nach  den  bestimmtesten  Quellenzeugnissen,  nach  seinem  be- 
liebigen Ermessen  ernannte  oder  durch  die  Gemeinden  wählen  Hess 


2)  Eben  das.  iL  291.  lin.  1. 

3)  F.  Walter,  de  banno  ex  praeceptis  speculi  Saxonici  et  speculi  Suevici, 
Bonnae  1857.  p.  5. 

4)  Ebenda s. :  „sed  centenae  in  frusta  concisae". 

6)  E  b  e  n  d  a  s. .  „Haec  est  insignis  centarum  mutatio,  a  nenrine  adhuc  obser- 
Vata"  1 

6)  Dies  habe  ich  schon  in  meiner  deutschen  Kechtsgesch.  3.  Auflage.  1858» 
p.  861.  Note  13  in  der  Kürze  angedeutet. 

7* 
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und  bestätigte.  Ausdrücklich  sagt  schon  das  Edictum  Guntchrammi 
von  585  7): 

,,Comites  ...  non  vicarios  nec  quosque  de  latere  suo  per 
„regionem  sibi  commissam  instituere  .  .  .  praesumant,  qui  malis 
,,operibus  consentiendo   venalitatem  exerceant  aut  iniqua  quibus- 
,,cunque  spolia  inferre  praesumant;" 
und  bei  der  Einführung  der  Zentverfassung  in  den  Ländern  an  der 
Loire  bezeichnet  Chlotar  II.  in  seinem  Edictum  um  596  c.  8  aus- 
drücklich die  Wahl  als  den  modus  der  Aufstellung  der  centenarii 8) 
—  ,,ut  in  truste  electi  centenarii  ponantur". 

Auch  in  der  karolingischen  Zeit  blieb  es  Grund  satz,  dass  die  Wahl 
der  Stellvertreter  oder  Unterbeamten  den  Gerichtsherrn  überlassen 
sei,  sie  mochten  geistliche  oder  weltliche  Herren  oder  königliche  Be- 
amte, Grafen,  sein ;  jedoch  sollten  sie  nur  tüchtige  Leute  als  Unter- 
beamte aufstellen.  So  sagt  z.B.  ein  Capitulare  Karo  Ii  M.  a.  802. 
c.  20  (21)  9) 

,,De  episcopis,  abbatibus,  comitibus,  abbatissis  nostris .  .  .  ut  omnes 
„habeant  bonos  et  idoneos  vicedominos  et  advocatos". 

Die  Unterstellung,  dass  die  Zentrichter  ursprünglich  wie  die 
Grafen  von  dem  König  ernannt  worden  wären,  so  etwa,  wie  heut 
zu  Tage  ein  Souverain  eben  so  die  niederen  wie  die  hohen  Staats- 
beamten zu  ernennen  pflegt,  ist  somit  unrichtig.  Auch  wurden  im 
Laufe  der  Zeit  nie  die  Zenten  in  Stücke  zertheilt  oder  zerrissen, 
sondern  die  Grafschaften  wurden  mitunter  zersplittert  und  zwar 
eben  dadurch,  dass  die  Zenten  derselben  an  verschiedene 
Herren  gegeben,  d.  h.  vertheilt  wurden.  Eben  so  wurde  nie 
eine  Zentgerichtsbarkeit  mit  einer  Eigengerichtsbarkeit  so  verschmol- 
zen, dass  sie  in  derselben  unterging,  sondern  wenn  auch  die  Zent 
von  einem  Herrn,  der  eine  Eigengerichtsbarkeit  hatte,  erworben 
und  wie  diese  vererbt  wurde,  so  blieb  sie  nichts  desto  weniger  eben 
so  im  Wesen,  wie  dem  Namen  nach  von  der  Eigengerichtsbarkeit 
stets  scharf  unterschieden  und  bestand  als  etwas  Besonderes  neben 
derselben ,  namentlich  in  Franken  und  in  der  Rheinpfalz ,  bis  zur 
Einführung  der  modernen  Justizorganisationen  fort,  wie  dies  die 
vorhandenen  Urkunden  zeigen  10)  und  überdies  in  den  genannten 


7)  Pertz,  Legg.  I.  4. 

8)  Pertz,  Legg.  I.  13.  Vergl.  hierüber  meine  deut.  Rechtsgesch.  p.  429, 
Nr.  VII. 

<»)  Pertz,  Legg.  II.  16. 

10)  Vergl.  die  unten  als  Beilagen  zu  Nr.  X.  zusammengestellten  Urkunden. 
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Gegenden  noch  volkskundig  ist.  Es  waltete  sogar  ein  besonderes 
Interesse  des  Inhabers  der  Zentgerichtsbarkeit  ob,  deren  Verschmel- 
zung mit  seiner  Eigengerichtsbarkeit  nicht  zuzulassen  und  die  Zent- 
gerichtsbarkeit nicht  unter  letzterem  Namen  auszuüben,  weil  man  sich 
gewöhnt  hatte,  sie  als  etwas  Höheres  als  die  Eigengerichtsbarkeit 
zu  betrachten,  und  aus  der  Innehabung  der  Zent  sehr  gerne  auf 
den  hohen  Stand  ihres  Inhabers  zurückgeschlossen  werden  wollte 
Auch  kamen  durchaus  nicht  alle  domini  terrae  oder  Landherren  im 
alten  Sinne  des  Wortes  in  den  Besitz  von  Zenten,  und  diejenigen, 
welche  dazu  gelangten ,  kamen  noch  in  der  staufischen  Zeit  hierzu 
nur  dadurch,  dass  sie  die  Grafschaft  vom  Kaiser  erwarben,  wo- 
nach sich  sodann  der  Besitz  der  damit  verbundenen  Zenten  von 
selbst  verstand. 

"Wenn  man  daher  in  Urkunden  findet,  dass  mit  der  Verleihung 
von  Grafschaften  an  einen  Bischof  oder  weltlichen  Herrn ,  diesem 
auch  das  Kecht ,  die  Zentgrafen  zu  ernennen ,  verliehen  wurde ,  so 
hat  dies  nicht  den  Sinn,  als  ob  hiermit  dem  Bischof  oder  weltlichen 
Herrn  durch  die  besondere  Benennung  der  Zenten  als  mitverliehen 
ein  besonderes  von  der  Grafschaft  unabhängiges  Recht  habe  ver- 
liehen werden  wollen,  sondern  die  Zenten  wurden  ihm  darum  mitver- 
liehen, weil  sie  ein  Bestandtheil  und  zwar  ein  höchst  wesentlicher  der 
Grafschaft  waren,  und  es  allgemeine,  durch  Tausende  von  Urkunden 
nachgewiesene  Sitte  war,  bei  Verleihung  einer  Hauptsache  deren 
Zubehörden  möglichst  speciell  aufzuzählen. 

Wenn  dies  an  sich  notorische  Verhältniss  noch  eines  Beweises 
bedürfte,  so  liegt  derselbe  vollständig  in  dem  Urteilsspruche11), 
durch  welchen  K.  Friedrich  1.  im  J.  1160  den  Streit  entschied, 
welcher  zwischen  dem  Bischof  von  Würzburg  als  Herzog  in  Fran- 
ken und  der  bischöflichen  Kirche  von  Bamberg,  als  Inhaber 
mehrerer  in  diesem  Herzogthume  belegenen  Grafschaften ,  insbeson- 
dere wegen  des  Rangaues,  darüber  entstanden  war,  wem  das  Recht 
zustehe : 

,,allodiorum  placita.  centuriones  poneie.  de  fracta  pace  judi- 

,,care  et  alia  quaeque"  — 
d.  h.  wem  die  Gerichte  gehören,  an  denen  über  Erbe  und  Eigen 
erkannt  werden  kann,  d.  h.  das  echte  Ding  12) ;  wer  das  Recht  habe, 


u)  Urkunde  Nr.  60,  in  dem  Urkundenbuche  zur  Bamberger  Deduction,  Fürth 
betreffend.    Bamberg,  1774. 

l2)  Dass  dies  der  Sinn  von  „allodiorum  placita"  ist,  ergibt  sich  aus  der  in 
Note  13  anzuführenden  Urkunde  K.  Friedrich's  Vi  1168. 
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die  Zentgrafen  anzustellen,  über  Landfriedensbruchsachen  zu 
erkennen  u.  s.  w.  Alle  diese  Rechte  wurden  durch  ein  förmliches 
Urtheil  des  kaiserlichen  Hofgerichtes  nach  geschlossenem  Verfahren 

—  (,,auditis  quoque  sufficienter  utriusque  partis  assertionibus  ex 
,,sententia  omnium  procerum  sacri  nostri  palatii,  qui  aderant")  — 

als  wesentlich  in  der  Grafschaft  inbegriffene  Rechte 

—  ,,plenarie  comitatus  jura"  — 

dem  Bischof  von  Bamberg  und  beziehungsweise  den  von  ihm  er- 
nannten oder  künftig  zu  ernennenden  Grafen 

—  ,,comiti  Rapponi  et  eis,  qui  eundem  comitatum  ab  episcopis 
,,Babenbergensis  ecclesiae  pro  tempore  forent  habituri" 

einhellig  urtheilsmässig  zugesprochen. 

Ganz  genau ,  stimmt  hiermit  eine  Urkunde  desselben  Kaisers 

Friedrich  I.  von  1168  überein13),  worin  er  dem  Bischof  von 

Würzburg  bestätigt: 

„omnem  jurisdictionem  seu  plenam  potestatem  faciendi  iustitiam 
„per  totum  episcopatum  et  ducatum  Wirzeburgensem ,  et  per 
„omnes  cometias  in  eodem  episcopatu  sitas,  de  rapinis  et 
„incendiis,  de  allodiis,  de  beneficiis,  de  hominibus  et  de  vindicta 
„sanguinis". 

Hieran  reihet  sich  die  weitere  Vorschrift: 
„Imperiali  quoque  precepto  inhibemus,  ne  aliquis  in  prefato  epis- 
„copatu  et  ducatu  vel  in  cometiis  in  eis  sitis  aliquos  centu- 
„rios  faciat  vel  Zentgrauios  constituat,  nisi  concessione 
„episcopi"  etc. 

Es  werden  also  in  dieser  Urkunde  dem  Bischof  von  Würzburg 
die  Zenten  nicht  einmal  ausdrücklich  oder  als  etwas  Besonderes  ver- 
liehen, denn  dies  war  schon  selbstverständlich  durch  die  Verleihung 
der  Grafschaften  (cometiae)  geschehen,  sondern  es  wird  nur  zur 
Sicherung  des  Bischofs  in  dem  implicite  verliehenen  Rechte ,  die 
Zentgrafen  an  den  Zenten  seiner  Grafschaften  zu  ernennen,  das  Ver- 
bot beigefügt,  dass  sich  Niemand  beigehen  lasse,  in  dieses  Recht 
des  Bischofs  als  Inhabers  der  Grafschaften  einzugreifen,  und  sich 
die  Ernennung  von  Zentgrafen  und  beziehungsweise  die  Zenten 
selbst  anzumassen.  Die  Personen,  die  der  Kaiser  bei  diesem  Ver- 
bot als  diejenigen  im  Auge  hat,  von  welchen  solche  Anmassungen 
zu  befürchten  sein  könnten,  sind  aber  unverkennbar  die  in  dem 


,3)  Abgedruckt  bei  S.  W.  Oetter,  Wappenbelustigungen,  2.  Stück.  Augsburg, 
1762.  p.  94.,  auch  bei  Schannat,  vind.  Coli.  II.  p.  116.  Leuckfeld,  antiq. 
Poeld.  p.  254;  Regesta  Boica,  L  p.  265. 
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Bisthum  und  Herzogthum  Würzburg  begüterten  Abteien  und  welt- 
lichen Herren  oder  Dynasten  oder  auch  weltliche  Fürsten,  wie 
z.  B.  die  Markgrafen  von  Brandenburg,  hinsichtlich  deren  es 
nicht  an  Beispielen  fehlt,  dass  sie  solche  Eingriffe  in  die  Juris- 
dictionsrechte  des  Bischofs  von  Würzburg  sich  erlaubten.  Dass  aber 
sogar  die  eigentlichen  kaiserlichen  und  Keichsbeamten ,  die  Reichs- 
vögte,  den  Landesherren,  insbesondere  den  geistlichen  Fürsten,  viel- 
fachen Grund  zur  Beschwerde  durch  ihre  Jurisdictionsübergriffe  und 
namentlich  durch  die  Versuche  des  ,,locum  centae  mutare" ,  d.  h. 
die  Zenten  auf  reichsvogteilichen  Grund  und  Boden  zu  verlegen, 
gegeben  haben,  und  zwar  gerade  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Con- 
stitutionen des  Königs  Heinrich  und  des  Kaisers  Friedrich  II. 
(die  Constitutio  Utinensis)  ergangen  waren,  zeigt  deutlich  eine  Ur- 
kunde des  Königs  Heinrich  von  1234  14),  worin  einigen  solchen 
Keichsbeamten  in  Franken  derartige  Eingriffe  in  Folge  einer  von 
dem  Bischof  von  Würzburg  erhobenen  Beschwerde  auf  das  Schärfste 
und  zwar  zum  Theil  mit  den  Worten  der  Constitutio  Utinensis  ver- 
boten wurden. 

Um  den  Sinn  der  Constitutio  Utinensis  richtig  zu  erfassen,  muss 
man  sich  daran  erinnern ,  dass  die  Grafschaft  (comitatus ,  Judicium 
provinciale),  als  subjective  Berechtigung  aufgefasst,  ein  Regale,  und 
als  Amtsbezirk  ein  politisches  Gebiet  oder  Territorium,  ein  Land, 
war.  Durch  den  Erwerb  von  Grafschaften  wurde  aber  ein  Herr, 
der  bisher  nur  dominus  terrae ,  Landherr  im  alten  grammatischen 
Sinne  oder  Grundherr  gewesen  war,  wie  namentlich  die  Bischöfe 
anfänglich  nichts  anderes  waren,  nunmehr  dominus  terrae  im 
neueren  und  höheren  Sinne,  d.  h.  Landherr  des  Kaisers  oder  regie- 
render Territorialherr  oder  Landesfürst,  und  nur  von  diesen 
,,dominis  terrae"  sprechen  die  staufischen  Constitutionen  von  1231 
und  1232.  Diese  Constitutionen  König  Heinrich's  und  Kaiser 
Friedrieh's  II.  hatten  notorisch  den  Zweck,  die  politischen  Rechte, 
welche  die  deutschen  Reichsfürsten  bezüglich  der  Regierung  ihrer 
Territorien  bereits  hergebracht  hatten,  urkundlich  festzustellen 
und  sie  denselben  für  ewige  Zeiten  zu  sichern:  sie  waren  nach  der 
Sprachweise  jener  Zeiten  Privilegien;  nach  der  neueren  publi- 
cistischen  Auffassungsweise  müssten  sie  aber  als  Verfassungs- 
gesetze bezeichnet  werden,  und  dies  ist  auch  von  den  Publicisten 
schon  in  der  Reichszeit  immer  geschehen.  Dass  in  den  angeführten 
Stellen  dieser  Constitutionen  eine  höchst  bedeutende,  und  zwar  die 


l4)  Böhmer,  regesta  Stauf,  p.  252. 
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erste  und  fundamentale  kaiserliche  Anerkennung  der  Landeshoheit 
enthalten  ist,  und  deren  ganze  weitere  Entwicklung  auf  dieser 
Grundlage  ruht,  ist  von  den  Publicisten  aller  Zeiten  anerkannt  und  nie 
anders  gelehrt  worden.  Das  was  aber  in  diesen  Constitutionen  den 
Reichsfürsten,  die  darin  bald  principes,  bald  domini  terrae 
genannt  werden,  d.  h.  jenen  Herren,  die  vom  Kaiser  Landesregie- 
rungen unter  dem  Namen  von  Grafschaft,  Herzogthum  oder  Fürsten- 
thum hatten,  gewährleistet  werden  sollte  und  auch  wirklich  ge- 
währleistet wurde,  war  eben  die  Zusage,  dass  der  Kaiser  ihre 
hohen  Jurisdictionsbefugnisse  nicht  durch  Verleihung  der  Zenten 
an  dritte  Personen  schmälern  und  praktisch,  wenigstens  theilweise, 
bedeutungslos  machen  wollte,  sondern  dass  es  bei  dem  alten  her- 
kömmlichen Rechte  verbleiben  solle,  wonach  der  Herr, 
welcher  die  Grafschaft  erworben  hat,  oder  sein  Stellvertreter  oder 
Afterlehensmann  auch  die  Zentgrafen  ernennt.  Sonach  können 
diese  hohenstaufischen  Constitutionen  höchstens  nur  als  ein  Zeugniss 
dafür  angezogen  werden,  dass  etwa  einige  Kaiser  bereits  in  einzelnen 
Fällen,  gegen  das  alte  Herkommen,  Zenten  an  andere  Herren 
als  an  den  Landesfürsten,  der  die  Grafschaft  hatte,  verliehen  und 
dadurch  die  gräflichen  Rechte  der  Landesfürsten  geschmälert  hatten, 
oder  dass  wenigstens  ein  solches  Verfahren  von  den  staufischen  Kaisern 
befürchtet  wurde.  Das  Wahre  und  Richtige  aber  ist,  wie  die  ange- 
führte Urkunde  des  Königs  Heinrich  v.  1234  darthut,  dass  die 
steigenden  Anmassungen  und  fortwährenden  Uebergriffe  der  Reichs- 
vögte —  die  übrigens  auch  nicht  die  Ehre  und  Macht  des  Kaisers, 
sondern  nur  ihre  eigene  Erhebung  im  Auge  hatten  —  den  Landes- 
fürsten, insbesondere  den  geistlichen,  unerträglich  geworden  waren, 
und  dass  daher  die  Fürsten  von  dem  König  Heinrich  und  dem 
Kaiser  Friedrich  II.  die  feierliche  Zusage  verlangt  und  erhalten 
hatten,  gegen  diesen  Unfug  mit  aller  Macht  des  kaiserlichen  An- 
sehens einzuschreiten.  In  diesem  Sinne  hat  die  ältere  Publicistik 
stets  die  Constitutio  Utinensis  aufgefasst  und  zwar  mit  vollem  Rechte, 
wie  sich  aus  der  Erwägung  der  Umstände  ergibt,  durch  welche  die 
Erlassung  dieser  Constitution  veranlasst  worden  war. 

Mit  den  Zenten  darf  man  auch  nicht  das  judicium  sangui- 
nis verwechseln,  welches  die  Kaiser  mitunter  einzelnen  Grund- 
herren, Bischöfen,  Klöstern  u.  s.  w.  als  ein  Privilegium  verliehen, 
wobei  aber  regelmässig  die  vier  hohen  Rügen  als  zur  Jurisdiction 
der  Zenten  eines  benachbarten  Landesherren  gehörig,  ausdrücklich 
ausgenommen  sind.  Wo  ein  solches  judicium  sanguinis  einem 
Grundherrn  ausnahmsweise  verliehen,  oder  er  in  dem  seit  undenk- 
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licher  Zeit  hergebrachten  singulären  Besitzstande  durch  eine  kaiser- 
liche Bestätigungsurkunde  geschützt  wurde ,  musste  freilich  der 
Gutsherr  oder  sein  Vogt  den  Blutbann  von  dem  Kaiser  direct  em- 
pfangen, eben  darum,  weil  er  ihn  hier  ausnahmsweise  nicht 
mittelbar  aus  der  Hand  eines  Landesfürsten  empfangen  wollte. 
Wo  man  im  Stande  ist,  den  Ursprung  eines  solchen  anomalen 
Verhältnisses  oder  sogenannter  exemter  peinlicher  Gerichtsbar- 
keit noch  zu  entdecken,  liegt  derselbe  entweder  geradezu  in 
einem  kaiserlichen  Privilegium 15)  oder  die  Spuren  führen  darauf 
zurück,  dass  in  früherer  Zeit  das  Judicium  sanguinis  von  einem 
mit  der  Grafschaft  beliehenen  Inhaber  desselben  weiter  verliehen 
worden  war,  als  dies  nach  dem  Reichsrechte  hätte  geschehen  sollen. 
Hiernach  sollte  bekanntlich  ein  Gericht  über  Hals  und  Hand  nicht 
an  die  vierte  Hand  kommen,  d.  h.  es  durfte  von  demjenigen  Herrn, 
der  das  Gericht  aus  der  ersten  Hand,  nämlich  aus  der  des  Kaisers, 
und  somit  selbst  in  zweiter  Hand  hatte ,  nur  noch  einmal  als 
Afterlehen  an  einen  anderen  Herrn ,  die  dritte  Hand ,  zu  Lehen 
gegeben  werden ;  dieser  letztere  war  aber  nicht  befugt ,  das  Ge- 
richt abermals  weiter  als  Afterlehen  an  eine  vierte  Hand  zu 
geben Sehr  belehrend  ist  in  dieser  Beziehung  eine  Urkunde 
K.  Ludwig's  v.  J.  1329  1T),  worin  der  Kaiser  dem  Kloster  Lang- 
heim das  judicium  sanguinis  in  mehreren  Ortschaften,  wo 
es  dasselbe  von  undenklicher  Zeit  hergebracht  haben  wollte,  jedoch 
mit  Ausnahme  der  vier  hohen  Rügen,  welche  an  die  Zenten  des 
Bischofs  von  Bamberg  verwiesen  bleiben,  bestätigt  und  verleiht, 
mit  dem  ganz  richtigen  Beifügen,  dass  ein  solches  exemtes  judi- 
cium sanguinis 

,,a  nostra  et  imperiali  magnificentia  tenetur  et  teneri  debet  titulo 
„feudali". 

Insbesondere  ersieht  man  aus  dieser  Urkunde,  dass  sich  das 
Kloster  Langheim  zur  Begründung  seines  Gesuches  um  die  kaiser- 
liche Bestätigung  dieses  singulären  Rechtes  in  Bezug  auf  zwei  Ort- 
schaften ,  Teuschnitz  und  Lubegast,  namentlich  darauf  bezogen 


15)  Vergleiche  z.  B.  das  oben  Seite  63  angeführte  Privilegium  K.  Fried- 
rich's  III.  a.  1450  für  die  Herren  von  Bibra  auf  Ober-  und  Nieder-Walbach,  in 
Schuttes  histor.  Schriften,  Thl.  IL  p.  348  folg.  Nr.  LVI.  —  Auf  solchem  kai- 
serlichen Privileg  beruht  auch  die  bereits  oben  besprochene  Verleihung  des  Blut- 
bannes an  die  Vögte  der  bischöflichen  Kirchen. 

16)  Sachs ensp.  III.  52.  §.  3.  „An  die  Vierden  hant  ne  mach  nen  len  komen, 
dat  gericht  si  over  hals  und  hant,  wen  scultheidum  allene  in  der  grafscap". 

17)  v.  Schulte s,  histor.  Schriften,  Bd.  I.  p.  94.  Urk.  Nr.  XXX. 


  106 


hatte,  dass  es  vor  undenklicher  Zeit  das  Judicium  sanguinis 
in  denselben  von  den  Herzogen  von  Meran  erhalten  hatte,  die 
bekanntlich  die  ältesten  Schirmvögte  des  Hochstiftes  Bamberg  und 
bis  zu  ihrem  Erlöschen  von  dem  Bischof  mit  dem  comitatus ,  d.  h. 
mit  der  Ausübung  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  in  seinen  Graf- 
schaften belehnt  gewesen  waren18)  und  also  nach  der  mittelalter- 
lichen Vorstellung  das  Gericht  in  dritter  Hand  gehabt  hatten, 
wenn  sie  auch  den  Bann  zu  dessen  Verwaltung  vom  König  selbst 
zu  empfangen  hatten 19).  Es  zeigt  dieses  Beispiel  zugleich ,  wie 
frühzeitig  der  reichsrechtliche  Grundsatz,  wonach  kein  Lehen,  das 
Gericht  ist  über  Hals  und  Hand,  an  die  vierte  Hand  kommen  sollte, 
ungeahndet  durchbrochen  werden  konnte  und  dadurch  Anomalien 
entstanden,  welchen  eben  durch  die  Constitutio  Utinensis  vorgebeugt 
werden  sollte. 

Die  stufenweise  Entwickelung  der  Landesherrlichkeit  im  neue- 
ren Sinne  oder  der  sogenannten  Landeshoheit  im  Gegensatze  der 
Landesherrlichkeit  im  älteren  Sinne  oder  der  jetzt  insgemein  soge- 
nannten Grundherrlichkeit  noch  weiter  ins  Einzelne  zu  verfolgen, 
liegt  ausserhalb  der  Aufgabe  dieser  Blätter.    Es  handelt  sich  viel-  ' 
mehr  hier  nur  darum,  die  Thatsache  nachzuweisen  und  festzustellen, 
dass  kein  Dynast  oder  freier  Herr  des  Reiches,  geistlich  j 
oder  weltlich,  als  solcher  und  ohne  besondere  kaiserliche  Ver-  | 
leihung  jemals  eine  höhere  Jurisdictionsbefugniss  in  seinem  Herr-  j 
Schaftsbezirke  gehabt  hat  oder  haben  konnte,  als  jene  Rechte,  welche 
in  den  Weisthümern  der  Dinghöfe  unter  dem  Namen  Zwing  und  \ 
Bann,  Stock  und  Stein,  Dieb,  Frevel,  Gericht  und  Spruch  aufge- 
führt zu  werden  pflegen  und  dass  daher,  wenn  es  sich  um  die  i 
Nachweisung  des  alten,  schon  vor  dem  XV.  Jahrhundert  vorhan- 
denen Herrenstandes  einer  Familie  handelt,  in  dinglicher  Beziehung  I 
keine  andere  Grundlage  gefordert  werden  kann,  als  ein  Grundbe- 
sitz  mit  den  eben  genannten  Berechtigungen. 

§.  23. 

4)  Das  Verhältnis*  der  gerichtsherrlichen  Rechte  des  Dinghofherrn  in 
seinem  Grundbesitz,  Land  und  Leuten,  im  Allgemeinen. 

Der  Zwing  und  Bann  des  Dinghofherrn,  nebst  den  ihm  an- 
klebenden Befugnissen ,  wie  Stock ,  Stein ,  Dieb  ,  Frevel ,  Spruch 
und  Gericht,  erscheint,  wie  schon  seine  Bezeichnung  als  bannus 

,8)  M.  H.  Schuberth,  bist.  Versuch  über  die  geistl.  und  weltl.,  Staats-  und 
Gericbtsverf.  des  Hocbstifts  Bamberg.    Erlangen,  1790.  p.  32. 
19)  Siebe  hierüber  oben  §.  17.  Note  47.  pag.  81. 
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allodii  (§.  10)  erkennen  lässt,  in  den  Weisthümern  durchaus  in 
der  engsten  Verbindung  mit  der  ,,  rechten  Eigenschaft", 
d.  h.  dem  rechten,  wahren  oder  vollen  Eigenthume  an 
einem  geschlossenen  Gutscomplexe,  womit  genau  die  mittelalterliche 
Uebersetzung  ,,vera  proprietas"  übereinstimmt1).  So  z.  B.  sagt 
das  Weisthum  von  Höngg  in  der  Schweiz  v.  1338 2): 

,,(ze  wissent),  das  der  meigerhof  ze  Hoengg  von  rechter  eigen- 
,, schaft  zu  gehöret  der  kilchen  und  der  propstye  Zürich,  und 
„das  . . .  der  probst  ...  in  dem  dorf  und  in  dem  bann  ze  Hö'ngg 
,,hat  alle  gerichte  und  zwing  und  bann  von  des  keisers 
,,gewalt  aller  sachen  und  twingnüst  aller  lüte,  ane  (ohne)  dieb 
„und  fräuelinan  (frevel),  die  einem  vogt  desselben  dorfe  zu  * 
„gehörend". 

Eine  solche  Zersplitterung  oder  Vertheilung  der  Jurisdictions- 
befugnisse  findet  sich  sehr  häufig  und  in  verschiedener  Weise.  In 
Höngg  war  also  dem  Vogt  ein  Theil  der  niederen  Straf Justiz  zuge- 
wiesen: die  „alle  Gerichte"  aber,  der  Zwing  und  Bann,  welche 
das  Wesen  der  alten  Landherrlichkeit  ausmachen,  gehörte  dem 
Probst  zu  Zürich  als  dem  Dinghofherrn. 

Das  Gut  selbst,  woran  der  Dinghof herr  die  „rechte  Eigen- 
schaft" hat,  wird  bis  in  das  vierzehnte  Jahrhundert,  wie  in  der 
merowingischen  Zeit,  als  „terra  salica"  oder  „bona  salica"  bezeich- 
net3); seit  dem  XIII.  Jahrhundert  erscheint  dieses  Wort  in  der 
Form  „Seiegut,  Selhof,  Salgut,  Saliland"  u.  dergl.,  wo- 
mit immer  der  Begriff  von  frei-eigenthümlich  zustehendem  Gut  ver- 
bunden ist.  Daher  heisst  z.  B.  der  Herrnhof  in  dem  Weisthum 
von  Ingemersheim4)  „Seiegut  und  alteigen  der  abtissin"; 
insbesondere  heisst  so ,  was  nicht  in  der  Hand  eines  Hubers  ist, 
sondern  der  Herr  durch  seine  Dienstleute  oder  den  Meier  selbst 
bewirthschaften  lässt.  In  diesem  Sinne  wird  daher  nach  demselben 
Weisthum  das  Gut,  welches  einem  Huber  wegen  Zinsrückstand  ab- 
genommen wird,  wieder  „seiegut"5).    Oft  wird  das  Gut  einfach 


«)  Vergl.  z.  B.  Utk.  v.  1290;  bei  v.  Schultes,  histor.  Schriften,  Bd.  I. 
pag.  89.  Nr.  XXII.  Der  Graf  Herman  von  Orlamünde  schenkt  Güter  an 
das  Kloster  Langheim:  „in  veram  proprietatem  dedimus"  etc. 

2)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  5. 

3)  Curia  in  Berse,  saec.  XIII.  eben  das.  t  692.  lin.  4;  693.  lin.  6. 

4)  Eben  das.  I.  749.  lin.  50. 

5)  Ebendas.  I.  748.  lin.  27;  ebenso  Weisth.  von  Boffisheim,  a.  1301. 
c.  8  und  20;  ebendas.  Ii  679.  681. 
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als  eigen  bezeichnet;  so  z.  B.  im  Weisthum  von  Selze  von 
13106): 

(c.  25)  „wer  in  dem  eigen  (des  probstes)  gesessen  ist: 

(c.  39)  ,,der  abbet  sol  den  vogt  geleiten  (d.  h.  ihm  geleit  geben) 

„in  dem  eigen  und  also  verre  also  daz  eigen  gat." 

Sehr  häufig  erscheint  die  Bezeichnung  als    ,,frei  eigen"; 
z.  B.  in  dem  Weisthum  von  Obernstozheim7): 
„der  dinkhof,  der  ist  frei  eigen". 

In  den  angelsächsischen  Urkunden  entspricht  genau  „fredom, 
freodom,  fridoni",  d.  h.  Freithum.8)  Der  von  den  neueren  Schrift- 
stellern häutig  gebrauchte  Ausdruck  „echtes  Eigen"  findet  sich 
aber  in  den  Weisthümern  nicht  und  kann  sich  auch  wohl  aus 
grammatischen  Gründen  nicht  finden. 

In  gleichem  Sinne  von  Herrenrecht  über  das  Gut  stehet  auch 
oft  Herrlichkeit:  z.  B.  in  dem  Weisthum  von  Mühlbach9). 
Danach  hat  dort  der  Junker  Conrad  zu  Betzenhausen  zum  Stein: 
„zwing,  ban,  gericht,  frevel,  gebot  und  alle  Herrlichkeit";  und 
dieser  „Herrlichkeit"  entspricht  sodann  wieder  genau  der  Ausdruck 
„plenum  dominium"  in  einer  Urkunde  K.  Albert's  v.  1305  10). 

Dieses  Eigen  erstreckte  sich  aber  ursprünglich  nicht  nur  auf 
die  Grundstücke,  sondern  auch  auf  die  darauf  sitzenden  Colonen, 
Hintersassen,  Huber  oder  Hübner.  Dies  drückt  die  Formel  aus, 
dass  dem  Dinghof  gehören 

„bann  und  mann,  leib  und  gut";  oder:  „grünt  und  lute, 
„Land  und  Leute,  Lut  und  Gut". 

So  z.  B.  sagt  das  Weisthum  von  Gr  ess  w eiler  u): 
„Zum  ersten  ist  ban  und  man,  leib  und  gut,  wald  und  weid, 
„acker  und  matten,  wasser  und  wasserfluss,  klein  und  gross,  ge- 
„ sucht  und  ungesucht,  nichts  ussgenomen  in  dem  bann  zu  Gress- 
„weiler,  das  ist  alles  des  closters  zu  Erstem  eigen". 

Im  Weisthum  von  Drusenheim  heisst  es  12) : 
„Item,   zum   ersten   spricht  man  zum   rechten   eyme  apte  von 


6)  Ebendas.  I.  762.  764. 

T)  Ebendas.  I.  p.  687.  lin.  40. 

8)  Vergl.  z.  B.  die  Urkunden  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  aevi  Saxon.  Lon- 
don, 1847.  Bd.  IV.  p.  202.  215.  221. 
°)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  697. 
10)  Pertz.  Legg.  II.  486.  lin.  49. 
M)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  703.  lin.  35. 
12)  Ebendas.  I.  743.  lin.  23. 
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„Swartzach  twing  und  banne  und  grünt,  lute  und  alle  ey gent- 
schaft". 

Seit  dem  XV.  Jahrhundert  wurde  die  Formel  „Land  und  Leute" 
die  gewöhnliche  und  findet  sich  seitdem  regelmässig  in  den  kaiser- 
lichen Lehenbriefen  über  Dinghöfe,  die  dem  Eeiche  gehörten.  Buch- 
stäblich übereinstimmend  zeigen  auch  die  angelsächsischen  Urkunden 
dieselbe  Formel;  so  verleiht  z.  B.  K.  Eduard  im  XI.  Jahrhundert 
einem  Abte  die  gerichtsherrlichen  Befugnisse  13) : 
,,ofer  alle  his  mannen  and*ofer  his  londe". 

Dieser  Ausdruck  ging  ursprünglich  nur  auf  das  guts-  und  leib- 
herrliche Verhältniss ,  und  wurden  daher  unter  den  , ,  L  e  u  t  e  n  " 
nur  die  Blut-  oder  Leibeigenen  und  die  gutshörigen  und  personal- 
freien Zinsleute  verstanden,  für  welche  letzteren  mitunter  noch  in  Ur- 
kunden des  XIII.  Jahrhunderts  die  aus  der  merowingischen  Zeit  her- 
stammende Bezeichnung  als  ,,lidi"  gefunden  wird,  z.  B.  in  einer 
Urkunde  von  1245  14).  Erst  in  späterer  Zeit,  d.  h.  erst  nach  der 
Entwickelung  der  Landesfürstlichkeit  oder  Landeshoheit  im  Gegen- 
satze der  Land-  oder  Grundherrlichkeit  übertrug  man  denselben  Aus- 
druck auch  auf  die  politische  Unterthanschaft.  Wo  daher  ein  Ding- 
hof verkauft  oder  zu  Lehen  gegeben  wurde ,  wurden  selbstverständ- 
lich auch  die  dazu  gehörigen  eigenen  Leute  mit  verkauft  oder 
übergeben;  so  z.  B.  wurden  in  einer  Urkunde  von  1277  15)  mit 
der  Burg  Trimberg  auch  verkauft: 

,,homines  Castro  Trimberg  attinentes". 

Die  Mitverleihung  der  ,, Leute"  in  dem  angegebenen  Sinne  von 
Gutshörigen  u.  dergl.  ist  überdies  in  den  Lehenbriefen  über  die  Ver- 
leihung von  Dinghöfen,  Rittergütern  oder  «Herrschaften  zur  stehen- 
den Formel  geworden  16).  Die  Befugniss  des  Grundherrn,  den  Zwing 
und  Bann  über  seine  Untersassen  auszuüben  und  sie  mit  dem  Gute 
zu  veräussern,  blieb  auch  da  unverändert,  wo  die  alte  strenge  Un- 
freiheit aufhörte  und  sich  ein  milderer  Begriff  der  Gutshörigkeit 
entwickelte  oder  auch  die  Hintersassen  (was  schon  in  der  mero- 
wingischen und  karolingischen  Zeit  oft  vorkam)  Freigelassene  waren 
(homines  tabularii  u.  dergl.)  oder  als  geburtsfreie  arme  Leute 


*3)  J.  Kemble,  Cod.  diplora.  aevi  Saxon.  Bd.  IV.  p.  207.  lin.  7.  Nr.  849. 
i4)  Regesta  Boica,  II.  p.  357. 
•    15)  Reges ta  Boica,  IV.  p.  47. 

le)  Vergl.  z.  B.  die  kaiserlichen  Lehnbriefe  v.  1411  und  1419,  in  der  Denk- 
schrift des  Freiherrn  Friedrich  von  BÖcklin,  p.  9.  10. 

")  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  261.  286.  367. 
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(homines  in  terra  alterius  residentes,  sive  in  obsequio) 
auf  den  Gütern  eines  Gutsherrn  sassen ls).  Unverkennbar  hatten 
alle  diese  Berechtigungen  des  Grundherrn  über  seine  Hintersassen 
ihren  Ausgangspunkt  und  ihr  bleibendes  Vorbild  in  der  alten  strengen 
Unfreiheit,  mochte  diese  wie  immer,  gleichviel  ob  durch  kriege- 
rische Unterwerfung  oder  durch  freiwillige  Ergebung  entstanden 
sein.  Ueber  die  eigentlichen  Unfreien  (mancipia)  hatte  aber  be- 
kanntlich der  Herr  in  der  ältesten  Zeit  eine  unbegränzte,  bis  zur 
Verhängung  der  Todesstrafe  gehende  Strafgewalt  und  das  Eecht, 
sich  der  Eigenmacht  gegen  seinen  eigenen  Mann  zu  bedienen,  um 
von  demselben  die  schuldigen  Leistungen  einzutreiben;  er  konnte 
ihn  beliebig  vom  Gute  treiben  und  dessen  sonstiges  Vermögen  nach 
Gefallen  an  sich  ziehen19).  Daneben  war  schon  in  der  merowingi- 
schen  und  karolingischen  Zeit  das  Recht  des  Herrn  anerkannt,  seine 
eigenen  oder  hörigen  Leute  oder  freien  Hintersassen  vor  den  Ge- 
richten des  Königs,  d.  h.  vor  der  Zent  und  dem  Landgerichte  zu 
vertreten  und  für  sie  zu  schwören  20)  und  überhaupt  dem  könig- 
lichen Richter  den  Eintritt  in  seinen  Hof  zu  verwehren,  wenn  er 
die  Vertretung  seiner  Leute  zusicherte21).  Es  war  also  schon  in 
der  ältesten  Zeit  mit  der  rechten  Eigenschaft,  dem  vollen  Eigen- 
thume  (proprietas  fundi),  eine  Art  von  imperium,  eine  gewisse 
Herrschaft  oder  Obrigkeit  über  die  Untersassen  verbunden,  welche 
damals  als  Ausfluss  des  Grundeigenthums  erschien. 

Da  aber  die  Gesetzgebung  schon  in  sehr  früher  Zeit  sich  be- 
mühte, die  Gewalt  des  Leibherrn  über  seine  Leibeigenen  (mancipia, 
servi)  einzuschränken,  um  deren  Missbrauche  entgegenzuwirken, 
und  da  man  im  Mittelalter  überhaupt  gewohnt  war,  alle  oberherr- 
liche  Gewalt  oder  Herrlichkeit  über  Personen  als  eine  Gerichtsbar- 
keit (iurisdictio  oder  bannus)  zu  bezeichnen,  so  erklärt  es  sich, 
dass  die  dem  Gutsherrn  belassenen  strafrechtlichen,  polizeilichen  und 
civilrechtlichen  Befugnisse  über  seine  Leute  bald  für  eine  niedere, 
ihm  in  seinem  Immunitätsbezirke  zuständige  Gerichtsbarkeit 
geachtet  werden  mussten.  Da  man  überdies  seit  der  Entstehung  der 
fränkischen  Monarchie  den  König  als  die  Quelle  aller  Gerichtsbar- 


«)  Eben  das.  p.  274.  276.  366. 

19)  Vergl.  die  Nachweisungen  in  meiner  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
p.  357  u.  folg. 

2°)  Ebendas.  p.  359. 

21)  Ebendas.  p.  439.    Siehe  auch  oben  pag.  40. 
*2)  Ebendas.  p.  357.  358.  387. 
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keit  betrachtete,  so  musste,  wie  bereits  erwähnt23),  die  Gerichts- 
barkeit und  Immunität  des  Gutsherrn,  als  eine  von  dem  König 
tlieils  wegen  des  alten  Herkommens  geduldete  und  bestätigte, 
theils  von  ihm  den  neuen  Erwerbern  geschlossener  Qrüter  ausdrück- 
lich ,  gleichsam  als  Privileg,  verliehene  Gerichtsbarkeit  und  Im- 
munität erscheinen.  Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  hier  die  zahl- 
reichen königlichen  Schenkungen  aus  den  königlichen  Domänen  oder 
anderen  Gütern,  die  dem  königlichen  Fiscus  durch  Confiscationen 
oder  als  erblose  Güter  zugefallen  waren.  Bei  diesen  königlichen 
Schenkungen  selbst  zeigt  sich  aber  theilweise  eine  Verschiedenheit, 
je  nachdem  dieselben  an  bischöfliche  Kirchen  und  Abteien  oder  an 
weltliche  Herren  gemacht  worden  waren. 

§•  24. 

5)  Von  dem  Verhältnis*  der  geistlichen  Dinghofherren  zu  ihren  Ding- 
höfen insbesondere. 

Bei  den  königlichen  Schenkungen  an  bischöfliche  Kirchen  und 
Abteien  tritt  durchgängig  die  Absicht  hervor,  dass  dieselben  diese 
Güter  mit  allen  Rechten  an  Grund  und  Leuten  so  besitzen  sollten, 
wie  sie  der  königliche  Fiscus  selbst  besessen  hatte.  Es  ist  eine  no- 
torische, unbestreitbar  feststehende  Thatsache,  dass  bis  zum  XIV.  Jahr- 
hundert alle  Schenkungen  von  Land  und  Leuten  in  dem  oben  (§.  23) 
angegebenen  Sinne,  d.  h.  alle  Schenkungen  von  Dinghöfen  odei 
anderen  dergleichen  geschlossenen  Gutscomplexen ,  wie  sie  auch 
Namen  haben  mögen,  so  wie  auch  alle  Schenkungen  von  einzelnen 
Grundstücken,  welche  von  den  fränkischen  und  deutschen  Königen 
und  Kaisern  an  bischöfliche  Kirchen  und  Abteien  gemacht  wurden, 
ausnahmslos  das  freie  Eigenthum,  so  wie  auch  die  ding- 
hofherrlichen  Gerechtsame,  Zwing,  Bann  u.  s.  w. ,  als  allodiale 
Hechte  an  die  Kirchen  oder  Abteien  übertrugen.  Diese  Thatsache 
stehet  nicht  nur  für  alle  diejenigen  Länder  unanfechtbar  fest,  welche 
zur  fränkischen  Monarchie  oder  dem  deutschen  Reiche  gehörten, 
sondern  ganz  dasselbe  war  auch  von  den  Zeiten  der  ersten  angel- 
sächsischen Könige  an  in  England  der  Fall,  wie  dies  durch  Tausende 
von  Urkunden  nachgewiesen  werden  kann  *),    Es  ist  auch  in  diesen 


23)  Siehe  oben  pag.  30.  31.  40—42. 
*)  Beweise  liefert   in   Bezug  auf  England  jede   Seite    von   J.  Kemble's 
Codex  diplomaticus  aevi  Saxonici.    Vergl.  unten  den  Anhang  zu  dieser  Abhand- 
lung über  die  Herrenrechte  der  Barone  und  Prälaten  in  England.  —    Nicht  zu 
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Ländern  bis  zum  XIV.  Jahrhundert  kein  Beispiel  nachzuweisen,  dass 
Kirchen  oder  Abteien  von  Fürsten  und  Herren  oder  Privatpersonen 
je  Güter  zu  Lehen  erhalten  hätten,  sondern  auch  alle  zahllose  Guts- 
übergaben von  dieser  Seite  waren  ausnahmslos  nur  Schenkungen  zu 
freiem  Eigenthumsbesitze.  Sonach  war  es  bis  zum  XIV.  Jahrhundert 
nicht  nur  ein  fränkischer  oder  deutscher,  sondern  ein  europäi- 
scher Rechtsgrundsatz,  so  weit  als  in  Europa  die  christliche  Kirche 
Aufnahme  gefunden  hatte,  dass  Kirchen  oder  Abteien  ihre  Besitzungen 
als  Allodien  inne  haben.  Hieran  hatte  auch  das  wormser  Con- 
cordat,  zwischem  dem  Papste  Caiixtus  II.  und  dem  Kaiser  Hein- 
rich V.  im  J.  1122  abgeschlossen,  nicht  das  Mindeste  geändert, 
da  es  den  Bischöfen  nur  zur  Pflicht  machte,  bezüglich  ihrer  ,,re- 
galia",  d.  h.  Grafschaften,  Herzogthümer  und  hohen  Jurisdictions- 
rechte,  die  Investitur  durch  den  Scepter  vom  Kaiser  nachzusuchen 
und  anzunehmen'2),  davon  aber  scharf  die  „possessiones"  der  Kirchen 
unterschied 3) ,  hinsichtlich  deren  es  ganz  bei  dem  alten  Rechte 
blieb ;  eine  Unterscheidung,  welche  schon  mit  gleicher  Schärfe  in  dem 
von  dem  Papste  Paschal  II.  mit  dem  Kaiser  Heinrich  V.  beab- 
sichtigten Vertrage  v.  1111  gemacht  worden  war,  der  aber  wegen 
des  Widerspruches  der  deutschen  Fürsten  nicht  zum  Vollzuge  kam, 
und  der  sich  von  dem  Concordatum  Calixtinum  nur  in  einem,  zwar 
an  sich  sehr  wesentlichen,  aber  für  die  vorliegende  Untersuchung 
ganz  bedeutungslosen  Punkte  unterscheidet,  dass  nach  diesem  Projecte 
die  Bischöfe  ihre  regalia  sogar  ganz  hätten  in  die  Hände  des 
Kaisers  zurückgeben  und  darauf  verzichten  sollen 4) : 

,,regno  regalia  dimittenda  praecipimus,  quae  ad  regnum 
,, manifeste  pertinebant  temporibus  Karoli,  Lodoyci  et  ceterorum 
,,praedecessorum  tuorum"; 
wogegen  aber  ausdrücklich  hinsichtlich  der  Güter,  welche  die  Kirchen 
durch  Schenkungen  oder  sonst  als  Eigenthum  erworben  hatten,  und 
die  also  notorisch  nicht  zum  Reichsgut  gehörten,  bestimmt  war, 
dass  sie  ihnen  als  Allod  verbleiben  sollten5): 


verwechseln  sind  mit  den  Schenkungen  an  Kirchen  und  Abteien  die  Guts- 
verleihungen an  einzelne  Geistliche,  wie  z.  B.  Hofcapläne,  für  ihre  Per- 
son; diese  geschahen  mitunter  auch  als  beneficia;  vergl.  z.  B.  Urk.  des  K. 
Arnulph  v.  889;  Monum.  Boica,  Bd.  28.  Thl.  1.  p.  84.  Nr.  LXII;  dies  be- 
rührt aber  die  gegenwärtige  Untersuchung  nicht. 

2)  Pertz,  Legg.  II.  75.  lin.  34. 

3)  Eben  das.  IL  76.  lin.  13. 

4)  Ebendas.  II.  69.  lin.  20. 

5)  Ebendas.  II.  69.  lin.  27. 
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,,Porro,  ecclesias  cum  oblationibus  et  hereditariis  possessionibus 6), 
,,quae  ad  regnum  manifeste  (not)")  pertinent,  liberas  man  er  e 
„decernimus,  sicut  in  die  coronationis  tuae  in  conspectu  totius 
„ecclesiae  promisisti". 

Dass  unter  dem  ,, liberas  manere"  nur  das  freie  Eigenthums- 
recht der  Kirchen  an  ihren  Besitzungen,  die  nicht  „regalia"  sind, 
zu  verstehen  ist,  zeigt  aber,  abgesehen  davon,  dass  nach  der 
Fassung  der  angeführten  Stelle  selbst  schon  kein  Zweifel  hierüber 
obwalten  kann,  und  „libere  possidere,  tenere"  notorisch  sehr  oft 
synonym  für  ,,als  freies  Eigen  haben"  steht,  der  Revers, 
welchen  K.  Heinrich  V.  vor  der  Krönung  dem  Papste  ausgestellt 
hatte8): 

,,Et  postquam  domnus  papa  fecerit  de  regalibus ,  sicut  in  alia 
„carta  (dem  vorgedachten  Project)  scriptum  est,  (rex)  sacramento 
„firmabit,  quod  nunquam  se  de  investituris  ulterius  intromittet, 
„et  dimittet  ecclesias  liberas  cum  oblationibus  et  posses- 
,,sionibus,  quae  ad  regnum  manifeste  non  pertinent". 

Den  bischöflichen  Kirchen  soll  also  hiernach  der  Kaiser  ihre 
Besitzungen,  die  nicht  ,,regalia"  sind,  so  als  freies  Eigenthum 
lassen,  wie  sie  es  bis  dahin  schon  (dem  Rechte  nach)  waren, 
und  wie  sie  es  notorisch  auch  heut  zu  Tage  und  nach  dem  Inhalte 
aller  neueren  Concordate  und  Verfassungsgesetze  der  deutschen  Staa- 
ten sind9). 


6)  Hereditaria  possessio:  ist  notorisch  eines  der  Synonyma,  wodurch 
in  der  mittelalterlichen  Latinität  der  Begriff  des  vollen  Eigenthums,  der  rechten 
Eigenschaft,  im  Gegensatz  von  heneficium  oder  Lehen  ausgedrückt  wurde,  womit 
sich  auch  zugleich  erklärt,  wie  die  Kirche,  die  doch  als  Corporation  unsterblich 
ist,  von  ihren  „hereditariae  possessiones"  sprechen  kann.  In  gleichem  Sinne 
schenkt  und  tradirt  z.  B.  der  Vogt  Albert  von  Herlingsberg  dem  Kloster 
Frauenrode  1264  ein  Gut  zum  „hereditarie  possidere";  Jäger,  Gesch. 
des  Frankenlandes,  Bd.  III.  Beil.  LX.  p.  430. 

7)  Das  Wort  „non"  fehlt  in  dem  Abdrucke  bei  Pertz,  Legg.  II.  69.  lin.  28. 
Dass  es  aber  hier  stehen  muss  und  nur  durch  einen  Schreibfehler  in  der  Urkunde 
oder  Copie  ausgeblieben  sein  kann,  lehrt  der  Zusammenhang,  namentlich  der  Gegen- 
satz ,  in  welchen  hier  das ,  was  zum  Reiche  (Reichsgut)  gehört  und  was  nicht, 
gestellt  werden  wollte  und  musste.  Auch  stehet  die  richtige  Lesart:  „quae  ad 
regnum  manifeste  non  pertinent",  durch  den  sogleich  anzuführenden  Revers  des 
K.  Heinrich  V.  fest,  welchen  das  päpstliche  Project  ausdrücklich  als  die  Quelle, 
bezeichnet,  woraus  dieser  Satz  genommen  ist. 

8)  Pertz,  Legg.  II.  66.  lin.  24.  25. 

9)  Vergl.  über  den  wahren  Sinn  des  gewöhnlich  sehr  missverstandenen  Ver- 
tragsprojectes  zwischen  Paschal  und  K.  Heinrich  V.,  meine  deutsche  Rechts- 
gesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  509.  Note  12. 

Z  Öpfl,  Alterthümer.  I.  8 
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Dabei  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  notorisch  kein  Bi- 
schof, auch  nicht  einmal  ausnahmsweise,  durch  eine  singulare  kaiser- 
liche Verleihung  vor  dem  XI.  Jahrhundert  ein  hohes  regale,  wie 
eine  Grafschaft  oder  ein  Herzogthum,  inne  gehabt  hat,  sondern 
nur  allein  den  mit  dem  freien  Eigenthum  und  der  Immunität  noth- 
wendig  verbundenen  dinghofherrlichen  Zwing  und  Bann  ausüben 
konnte  10) ,  und  dass  der  Eid ,  welclftn  die  Bischöfe  dem  König  in 
jenen  Zeiten  leisteten,  wo  sie  noch  keine  hohen  regalia  von  ihm 
hatten,  niemals  ein  Lehenseid,  sondern  nur  ein  einfacher  Unter- 
thanen-  und  Amtseid  gewesen  ist 

§.  25. 

6)  Von  dem  Verhältniss  der  weltlichen  Dinghofherren  zu  ihren  Ding- 
höfen: allodialer  oder  feudaler  Besitz. 

Wo  weltliche  Herren  von  den  Königen  und  Kaisern  mit  Gütern 
aus  dem  Fiscus  beschenkt  wurden,  standen  sie  zu  denselben  im 
Allgemeinen  in  demselben  Verhältniss  wie  die  geistlichen  Herren, 
nur  dass  bei  ihnen  die  Erblichkeit  des  Besitzes  und  der  damit 
verbundenen  dinghofherrlichen  Berechtigungen  in  den  Urkunden  regel- 
mässig besonders  ausgesprochen  wurde,  während  bei  den  Schenkungen 
an  die  Kirchen  der  Uebergang  derselben  von  dem  beschenkten  Bi- 
schof auf  seine  Nachfolger  im  Amte  (successores)  nur  dann  erwähnt 
zu  werden  pflegte,  wenn  nicht  die  Kirche  selbst  als  beschenkt 
bezeichnet  worden  war,  wonach  sich  der  Uebergang  des  Gutes  von 
einem  Bischof  an  den  andern  von  selbst  verstand.  Mit  Unrecht  hat 
man  in  der  neueren  Zeit  die  Behauptung  aufgestellt,  als  wenn  in 
den  merowingischen  und  karolingischen  Zeiten  die  Schenkungen  der 
Könige  an  weltliche  Herren  immer  den  Charakter  von  Benefizien 
an  sich  getragen  hätten1).  Schon  die  Formula  Marculfi  I. 
Nr.  XVII.  confirmatio  de  secularibus  viris2),  stehet  dieser  Be- 
hauptung direct  entgegen,  indem  das  Eecht,  welches  der  mit  einer 
villa  beschenkte  weltliche  Herr  an  derselben  hat,  ausdrücklich  als 
„iure  proprietario  possidere"  bezeichnet  wird,  durch  welchen  keinem 
Zweifel  unterliegenden  Ausdruck  im  Mittelalter  lediglich  und  allein 


*°)'  Eben  das.  p.  480.  Nr.  HL 
")  Ebendas.  p.  305.  Nr.  XIV. 

1)  Dies  behauptet  Waitz,  in  der  Abhandlung  über  die  Vasallität,  Gottingen 

1856. 

*)  Walter,  corp.  Jur.  germ.  Bd.  III.  p.  298.  299. 
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das  volle  Eigenthum  bezeichnet  und  jeder  Gedanke  an  eine  Ver- 
leihung als  beneficium  oder  Lehen  absolut  ausgeschlossen  wird.  Auch 
wird  daselbst  die  Schenkung  als  für  die  Nachkommenschaft  (,,poste- 
ritas")  des  Beschenkten  geschehen  bezeichnet,  was  in  einer  Zeit, 
welche  noch  lange  keine  Erblichkeit  der  Benefizien  anerkannte, 
um  so  bedeutungsvoller  ist,  als  die  Erblichkeit,  wie  im  §.  24  ge- 
zeigt wurde,  in  dem  Mittelalter  für  ein  so  charakteristisches  Merk- 
mal des  Eigenthums  geachtet  war,  dass  „hereditarie  possidere"  und 
als  freies  Eigenthum  besitzen,  noch  bis  zum  XIV.  Jahrhundert  un- 
bestreitbar synonym  geblieben  sind,  und  daher  auch  nach  fest- 
stehendem karolingischen  Sprachgebrauche  durch  ,,alodes  de  he- 
reditate"  das  frei  eigene  Vermögen  eines  Mannes,  im  Gegen- 
satz von  ,,alodes  de  donatione"  d.  h.  der  nicht  vererblichen 
vom  König  aus  seinem  Kron-Allodium  (dem  Fiscus  oder  königlichen 
domanium)  verliehenen  Benefizien  bezeichnet  wurde3).  Dass  sich 
aber  in  der  gedachten  markulfischen  Formel  der  Besitzer  der  villa, 
die  von  einem  früheren  König  ihm  gemachte  Schenkung  durch  den 
nachfolgenden  König  bestätigen  lässt,  berechtiget  keineswegs  zu  dem 
Schlüsse,  dass  sonach  alle  königliche  Schenkungen  an  weltliche 
Herren  den  Charakter  der  Widerruflichkeit  wie  Benefizien  an  sich 
getragen  hätten,  also  gleich  den  letzteren  bei  dem  Tode  jedes  Königs 
erloschen  wären,  und  daher  von  dem  Nachfolger  neu  hätten  er- 
beten werden  müssen.  Die  Nachsuchung  der  Bestätigung  der  vom 
vorigen  König  gemachten  Eigenthums  -  Verleihung  bei  dem  neuen 
Könige  erklärt  sich  vielmehr  einfach  daraus,  dass  die  mit  der  villa 
verliehenen  Immunitätsrechte  den  Charakter  eines  Privilegiums 
an  sich  hatten  und  es  von  der  merowingischen  Zeit  an  bis  zur 
Auflösung  des  Reiches  Sitte  blieb,  aus  Vorsorge,  damit  nicht  solche 
Privilegien  in  Vergessenheit  gerathen  oder  die  erste  Verleihungs- 
urkunde durch  das  Alter  unleserlich  werden  oder  sonst  zu  Grunde 
gehen  könnte,  dergleichen  Schenkungen,  so  wie  auch  alle  Arten 
von  anderen  allodialen  und  feudalen  Besitztiteln  durch  die  Kaiser 
bei  ihrer  Thronbesteigung  erneuern  und  bestätigen  zu  lassen,  wovon 
z.  B.  die  Privilegien  der  Zollner  auf  dem  Brand  in  Bamberg  ein 
sprechendes  Beispiel  geben4).  Auch  ist  es  ganz  unstatthaft,  daraus, 
dass  eine  königliche  Confirmation  eines  Geschäftes  im  Mittelalter 
nachgesucht  wurde  oder  nachzusuchen  rechtlich  nothwendig  war. 


3)  Vergl.  Ludovici  German,  capp.  a.  860.  c.  7,  bei  Pertz,  Legg.  I.  472; 
und  Karoli  XI.  capp.  a.  860.  c.  4,  ibid.  p.  473. 

4)  Cod.  manuscript.  Palat.  Nr.  835.  —  Siehe  unten  Nr.  XX. 

8* 
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schliessen  zu  wollen,  dass  das  Object  in  einer  feudalistischen  Be- 
ziehung zum  Könige  gestanden  habe.  Viele  Geschäfte  bedurften 
nämlich  nach  dem  mittelalterlichen  Rechte  der  richterlichen  Be- 
stätigung, ja  oft 'sogar  der  Form  eines  richterlichen  Urtheils ;  der 
König  aber  war  nicht  nur  überhaupt  im  Eeiche  der  oberste  Kichter, 
sondern  vor  ihm  hatten  die  hohen  weltlichen  Herren  ihren  ordent- 
lichen Gerichtsstand  und  konnten  daher  die  Confirmation  ihrer  Rechts- 
geschäfte und  Urkunden  an  keiner  anderen  Stelle  nachsuchen ,  als 
unmittelbar  bei  dem  Könige  selbst  und  beziehungsweise  bei  dem 
von  seiner  Person  untrennbaren  königlichen  Hofgerichte5). 

Endlich  kann  auch  das  nicht  als  ein  Grund  angeführt  werden, 
wesshalb  die  königlichen  Verleihungen  von  Gütern  überhaupt  nur 
den  Charakter  von  Benefizien  hätten  haben  können,  weil  dieselben, 
wenn  sie  auch  ,,in  proprietatem"  oder  ,,de  nostro  dominio  in  jus 
et  dominationem"  dem  Empfänger  überwiesen  worden  waren,  doch 
dem  Rückfall  an  den  Fiscus  unterlagen,  wenn  der  Beschenkte  einen 
Treubruch  oder  Hochverrath  gegen  den  König  beging.  Es  verfiel 
nämlich  in  solchem  Falle  schon  nach  dem  alten  fränkischen  Rechte 
das  sämmtliche  Vermögen  des  Treulosen  oder  Hochverräthers  der 
Confiscation °) ,  ohne  allen  Unterschied,  ob  es  dessen  freies  Erbeigen 
(alodis  de  hereditate)  oder  frei  eigen  neu  von  dritten  Personen  er- 
worbenes Vermögen  (alodis  de  conquisitu)  oder  endlich  ein  aus  dem 
königlichen  Kron-Allod,  d.  h.  aus  dem  Fiscus  gegebenes  Benefizium 
(alodis  de  donatione  regis)  gewesen  war,  wie  dies  durch  die  karo- 
lingische  Praxis  vielfach  bestätigt  wird7). 

Richtig  ist  nur  so  viel,  dass,  abgesehen  von  den  hohen  Re- 
galien der  Bischöfe  und  anderer  Prälaten,  die  Kirchen  und  Abteien, 
wie  im  §.  24  gezeigt  wurde,  vor  dem  XIV.  Jahrhundert  niemals 
und  auch  nachher  nur  in  höchst  seltenen  Ausnahmsfällen  einen 
Dinghof  oder  ähnliches  Gut  vom  Kaiser  oder  anderen  Fürsten  zu 
Lehen  getragen  haben,  dass  aber  weltliche  Herren  Dinghöfe  und 
ähnliche  Herrschaften  mit  Immunitätsrechten,  Zwing,  Bann  u.  s.  w. 
sowohl  als  A 1 1  o  d ,  als  auch  als  Lehen  haben  konnten  und  auch 
häufig  hatten,  je  nachdem  es  dem  Kaiser  oder  einem  anderen  geist- 
lichen oder  weltlichen  Herren  beliebte ,  ihnen  Güter  in  der  einen 
oder  der  anderen  Weise  zu  verleihen.    Deutlich  zeigen  dies  die 


6)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  409.  410. 

6)  Lex  Ripuaria.  69.  (71.)  §.  1:  „Si  quis  homo  regi  infidelis  extiterit,  de 
Vita  componat,  et  omnes  res  ejus  fisco  censeantur". 

7)  Vergl.  z.  B.  die  in  Note  3  angeführten  Capitularien. 
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Urkunden,  in  welchen  die  Könige  Güter,  die  sie  bisher  einer  Person 
als  „beneficium"  geliehen  hatten,  nunmehr  derselben  als  ,, proprium" 
oder  ,,proprietas"  verliehen,  so  z.  B.  König  Arnulph  einem  Grafen 
Sighart  in  einer  Urkunde  v.  888 8).  Ging  die  Verleihung  oder 
Schenkung  vom  König  aus ,  so  konnte  in  den  älteren  Zeiten ,  wo 
nicht  selten  sogar  königliche  Leibeigene  zu  hohen  Hofstellen ,  ja 
sogar  zu  Grafen  emporstiegen  °)  ,  wohl  für  eine  Familie ,  wenn  sie 
sich  in  dem  Besitze  eines  solchen  Gutes  behauptete,  hierin  das 
dingliche  Fundament  liegen,  wegen  dessen  man  sie  in  späterer  Zeit, 
als  ihr  niederer  Ursprung  vergessen  war,  zum  Herrenstande  rechnete : 
seit  der  schärferen  Scheidung  der  Stände  reichte  aber  selbst  die 
kaiserliche  Verleihung  eines  Dinghofes  aus  dem  Beichsgut  nicht 
mehr  hin,  für  sich  allein  eine  Standeserhöhung  zu  bewirken,  wie 
bereits  im  §.  19  erwähnt  wurde,  und  sich  dies  deutlich  bei  den 
mit  Beichsgut  beliehenen  Beichsdienstmannen  schon  im  XIV.  Jahr- 
hundert zeigt. 

An  den  dinghofherrlichen  Immunitätsrechten,  dem  Zwing,  Bann 
u.  s.  w.,  wurde  durch  die  lehensweise  Verleihung  des  Dinghofes, 
sei  es  an  einen  Dynasten  oder  an  einen  ritterbürtigen  Mann,  eben 
so  wenig  etwas  verändert,  als  durch  eine  allodiale  Schenkung 
oder  allodialen  Kauf,  welcher  letztere  als  Erwerbtitel  von  Schlössern 
und  Herrschaften  sehr  häufig  in  den  Urkunden  unter  dem  Namen 
,,vrtat,  urthad,  urthed ,  urtöde",  d.  h.  Todkauf,  Kauf  um  ,,here- 
ditarie  possidere"  zu  können,  oder  Erbkauf,  erwähnt  wird10),  und 
zwar  insbesondere  da,  wo  Kirchen  eine  Herrschaft  oder  ein  Schloss 
erkaufen:  so  z.  B.  erzählt  Michael  de  Leone,  ein  Chronist  aus 
dem  XIV.  Jahrhundert: 

„Otto  (episcopus  Würzeburgensis)  dominium  Bothenfels  compa- 
,,rando  zu  vrtat  suae  ecclesiae  acquisivit" 

Es  konnte  daher  auch  jeder  Bechtsnachf olger ,  gleichviel  ob 
sein  Erwerbtitel  ein  allodialer  oder  feudaler  war,  die  dinghofherr- 
lichen Bechte  ausüben,  wenn  er  nur  eine  zur  Ausübung  dieser 
Rechte  befähigte  Person  war.  Als  eine  zur  Ausübung  dinghofherr- 
licher  Rechte  qualifizirte  Person  galt  aber  nach  dem  Sachsen- 
spiegel schon  jeder  schöffenbar  freie  Mann: 

8)  Monum.  Boic.  Bd.  28.  TW.  I.  p.  79.  80.  Nr.  LIX. 

9)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  266.  Note  16. 

,0)  Tod,  Todleib,  steht  häufig  im  Sinn  von  hereditas;  eben  das.  p.  816. 
926;  Urtad,  UrtÖd,  daher  als  Erbkauf.    Vergl.  Haltaus,  h.  v. 

*»)  Böhmer,  fontes  rerum  german.  Bd.  I.  458,  wo  aber  „zuvrtat"  steht 
was  in  „zu  vrtat"  aufgelöst  werden  muss. 
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(III.  54.  §.  1)  „Len  an  gericht  ne  mut  ne  man  hebben,  he  ne 

,,si  scepenbare  vri"12). 

Der  Schwabenspiegel  setzt  zwar  in  der  correspondirenden 
Stelle  dafür  „semper  vri"13),  worunter  sein  Compilator  die 
Fürsten  und  freien  Herren  versteht,  welche  andere  Freie  zu  Mann,- 
d.  h.  Vasallen,  haben  14),  und  diese  Bedeutung  ist  auch  seitdem  diesem 
Worte  in  der  Praxis  geblieben  15).  Da  jedoch  durch  die  Vergleichung 
der  verschiedenen  deutschen  Uebersetzungen  des  mainzer  Landfriedens 
K.  Friedrich's  II.  von  1235  feststeht,  dass  „semperfrei"  aus 
,,sendbarfrei"  verdorben  ist,  und  letzteres  nichts  ist,  als  die  süd- 
deutsche Uebersetzung  von  homo  synodalis,  während  die  norddeutsche 
dasselbe  Wort  durch  ,,schöifenbar  frei"  wiedergibt16),  so  ist  offen- 
bar ,  dass  der  Schwabenspiegel ,  richtig  verstanden ,  nichts  anderes 
bezüglich  der  Qualifikation  zum  Besitz  von  Lehen  mit  Gerichts- 
barkeit sagt,  als  der  Sachsenspiegel,  und  dass  sonach  nur  der 
Missverstand  eines  Ueberarbeiters  oder  Glossators  das  Wort  „sem- 
perfrei" in  der  angeführten  Stelle  der  Vorrede  zur  exclusiven  Be- 
zeichnung des  Fürsten-  und  Herrenstandes  hinaufgeschraubt  hat 17). 
Mit  dem  Sachsenspiegel  stimmt  in  dieser  Beziehung  auch  die  ge- 
sammte  deutsche  Praxis  überein,  indem  die  Erwerbung  von  Ding- 
höfen, namentlich  als  Eitterlehen  aus  dynastischer  oder  hoher  geist- 
licher Hand,  durch  Ritterbürtige,  d.  h.  durch  die  Mitglieder 
eines  Geburtstandes,  der  sich  durch  die  Einflüsse  des  Lehenwesens 
und  der  Ministerialität  aus  den  Schöffenbarfreien  entwickelt  hat, 
jederzeit  für  zulässig  geachtet  und  denselben  unbedenklich  die  Aus- 
übung der  Dinghofherrlicbkeiten ,  Zwing,  Bann  u.  s.  w. ,  gestattet 


12)  d.  h.  „Lehen  an  (mit)  einem  Gericht  soll  niemand  haben,  als  ein  schöffen- 
bar Freier". 

13)  Schwabensp.  (v.  Lassb.)  c.  121.  I. 

14)  E  b  e  n  d  a  s.  Vorrede,  h. 

15)  Vergl.  Petrus  ab  Andlo,  de  imper.  Germ.  (saec.  XV.)  Hb..  II.  c.  12: 
„Semper  baro  is  esse  fertur  qui  a  nullo  horum  (sc.  von  keinem  andern  Baron) 
feudum  habet,  sed  alii  ab  ipso"  etc.  —  Noch  im  Jahre  1627  hat  Kaiser  Ferdi- 
nand II.  dem  Grafen  Hans  Ulrich  Schaffgotsch  ein  Diplom  über  das 
Praedikat  „des  hl.  römischen  Reichs  Semperfrei"  ertheilt.  Lünig,  Hauptregister, 
p.  737. 

w)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  661.  Note  26v  U  (• 
")  Bemerkenswerth  ist,  dass  in  einem  vom  Kaiser  unmittelbar  ausgegangenen 
Actenstücke,  dem  Achtserkenntnisse  des  Kaisers  Heinrich  VII.  über  die  Mörder* 
des  K.  Albert's  I.  v.  1309,  auch  das  correspondirende  Wort  „Semperlut",  Sem- 
perleute, nur  in  der  Bedeutung  von  homo  synodalis  gebraucht  wird.    Siehe  diese 
Urkunde  bei  Pertz,  Legg.  II.  497.  lin.  15. 


119 


worden  ist.  Eben  dadurch,  dass  jeder  Erwerber  aus  dem  Herren- 
stande wie  aus  dem  Bitterstande  zur  Ausübung  der  Dinghofherrlich- 
keit befähigt  war,  stellte  sich  allmählig  die  Rechtsansicht  fest ,  dass 
die  dinghofherrlichen  Berechtigungen  als  dingliche  oder  reale  Ge- 
rechtigkeiten auf  dem  Gute  selbst  haften,  und  nur  dann  nicht  oder 
nicht  vollständig  von  dem  Erwerber  ausgeübt  werden  können,  wenn 
derselbe  nicht  mindestens  von  ritterlichem  Adel  ist:  ein  Grundsatz, 
der  in  manchen  Staaten  bis  auf  die  neueste  Zeit,  beziehungsweise 
bis  zur  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  beibehalten  wor- 
den ist. 

§•  26. 

7)  lieber  den  Einfluss  der  feudalen  Erwerbung  von  Dinghöfen  auf 
das  dynastische  Standesrerhältniss. 

Es  ist  bereits  nachgewiesen  worden  *),  dass  schon  seit  dem 
XIII.  Jahrhundert  weder  der  lehenweise  noch  der  allodiale  Erwerb 
eines  Gutes,  worauf  die  dinghofherrlichen  Rechte,  Zwang  und  Bann 
u.  s.  w.  hafteten,  einen  Mann  in  den  Herrenstand  erhob,  der  nicht 
dazu  geboren  war,  sondern  dass  nur  allein  noch  die  Erwerbung 
eines  Fahnlehens  und  somit  der  Reichsstandschaft,  und  in  späterer 
Zeit  nur  noch  die  kaiserliche  Standeserhöhung,  wenn  die  Aufnahme 
auf  den  Reichstag  dazu  kam ,  eine  Familie  in  den  Herrenstand 
oder  insgemein  sog.  hohen  Adel  erheben  konnte.  Es  ist  nunmehr 
noch  der  Einfluss  zu  betrachten ,  welchen  der  Erwerb  eines  Ding- 
hofes auf  die  Standesstellung  haben  konnte,  wenn  ein  Dynast 
einen  Dinghof  als  Lehen  annahm.  In  dieser  Beziehung  war  schon 
im  XIII.  Jahrhundert,  in  welchem  die  anfängliche  Abneigung  des 
deutschen  Herrenstandes  gegen  den  Eintritt  in  den  Lehenverband 
überhaupt  längst  überwunden  war2),  anerkannt,  dass  es  den  Her- 
renstand nicht  erniedrigte,  wenn  ein  Herr  von  dem  Kaiser  oder 
einem  geistlichen  Fürsten  ein  solches  Gut  zu  Lehen  empfing. 
So  z.  B.  sagt  der  Schwabenspiegel  (v.  Lassberg)  c.  123,  bei  der 
Erörterung,  wer  zum  König  edel  genug  sei,  dass  hierzu  nur  ein 
freier  Herr  gewählt  werden  solle,  der  Kiemands  Mann  (Vasall)  sei, 
als  der  „Pfaffenfürsten",  und  der  selbst  mittlere  Freie  zu  Man- 
nen (Vasallen)  habe,  also  die  Eigenschaften  habe,  welche  die  Sem- 
perfreiheit im  neueren  oder  höheren  Sinne  ausmachten  3).  Aber  auch 


»)  Siehe  §.  19.  u.  25. 

2)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  ?.  Aufl.  1858.  p.  305.  Note  118. 

3)  Vergl.  oben,  pag.  118. 
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darüber  bestand  mindestens  seit  dem  XIII.  Jahrhundert  kein  Zwei- 
fel mehr,  dass  auch  die  Annahme  eines  Lehens  von  einem  weltli- 
chen Fürsten  oder  Standesgenossen  den  Geburtsstand  nicht  er- 
niedrigte, wenn  gleich  selbstverständlich  der  Vasall  seinem  Lehns- 
herrn in  lehnrechtlichem  Range  nachstehen  musste.  Ganz  bestimmt 
erklärt  daher  schon  der  Sachsenspiegel  III,  65.  §.  2: 

„"Wirt  en  man  sines  genoten  man,  sine  bord  (Geburtsstand)  noch 
„sin  lantrecht  ne  hevet  he  nicht  gekrenket  dar  mede,  sinen 
„herschilt  hevet  he  aber  genedert." 
Aber  auch  dieses  „Niedern  des  Heerschildes"  durch  Eintritt  in  einen 
Lehenverband  verlor  allmählig  seine  Bedeutung,  seitdem  sogar  die 
ersten  Fürsten  des  Reichs  kein  Bedenken  mehr  trugen,  von  einfa- 
chen Herren  Lehen  anzunehmen:  waren  doch  z.  B.  die  Markgra- 
fen von  Brandenburg- Anspach,  nachher  die  Könige  von  Preus- 
sen,  wegen  vierzig  Morgen  Landes  zu  Doberndorf  bei  Fürth,  Va- 
sallen der  Herren  von  Geuder,  genannt  Rabensteiner  auf  He- 
roldsberg, über  welche  sie  die  Landeshoheit  behaupteten4). 

Besonders  häufig  erscheinen  Fürsten  und  freie  Herren  als  Va- 
sallen, ja  .sogar  als  Ministerialen  der  Bischöfe.  So  war  z.  B.  der  Erz- 
herzog von  Oesterreich  als  ge fürsteter  Graf  von  Tyrol, 
Vasall  der  Bischöfe  von  Trient  undBrixen7);  die  Grafen  von  Hen- 
neberg  und  die  Grafen  von  Ca  st  eil  erscheinen  als  „fidel  es 
et  officiati"  des  Bischofs  von  "Würzburg  schon  in  einer  Urkunde 
von  1230 6);  Graf  Gottfried  von  Richenbach  erhielt  im  J.  1234 
von  demselben  Bischof  ein  Burglehn  und  wurde  zugleich  in  die 
„familiaritas"  d.  h.  in  die  Ministerialität  der  Kirche  aufgenommen7); 
schon  im  J.  1179  erscheint  ein  „comes  Erardus"  unter  den  Ministe- 
rialen dieses  Bischofs8):  ein  „Gerardus  nobilis"  stehet  unter  den  Zeu- 
gen einer  Urkunde  aus  dem  XII.  Jahrhundert  als  Ministerial  der 
Hochkirche  zu  Passau,  neben  einem  carp entarius  "  derselben9) 
u.  s.  w. 10).    Der  Grund  dieser  auffälligen  Erscheinung  lag  zum 


4)  Kl  üb  er,  Abhandlungen,  Frankfurt  a.  M.  1830.  Bd.  I.  p.  19.  Note  3. 

5)  Klüber,  a.  a.  0.  p.  19. 

6)  Regesta  Boica,  II.  425. 

Jäger,  Gesch.  des  Frankenlandes.  Bd.  III.  p.  379.  Nr.  XXXIV. 

8)  Ebends.  p.  337.  Nr.  XV. 

9)  Monum.  Boica,  Bd.  28.  Tit.  II.  p.  89.  90.  Nr.  CXVIII. 

10)  Viele  andere  Beispiele  von  Herzogen ,  Landgrafen ,  Grafen  und  edlen  Her- 
ren, welche  Vasallen  und  Ministerialen  von  Bischöfen  waren,  siehe  bei  Hüll- 
mann,  Ursprung  der  Fürstenwürde,  Bonn  1842.  p.  174.  und  bei  von  Scheie, 
über  die  Abstufungen  der  Ministerialität,  Hannover,  1857.  p.  32  u.  flg. 
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Theile  in  den  religiösen  Ansichten  des  Mittelalters,  wornach  selbst 
die  mächtigsten  Fürsten  des  Reiehes  sich  als  Vasallen  oder  auch 
als  Ministerialen  von  Hochkirchen  erklärten,  wie  z.  B.  sogar  die  vier 
weltlichen  Kurfürsten  auf  den  "Wunsch  des  Kaisers  Heinrich  II. 
die  Hofämter  bei  dem  Bischof  von  Bamberg  übernahmen  11) ;  haupt- 
sächlich aber  lag  der  Grund  darin,  dass  der  weltliche  Herrenstand 
mit  besorglichen  Blicken  die  immer  grössere  Anhäufung  der  schön- 
sten und  einträglichsten  Güter  bei  den  Hochkirchen  und  Abteien  be- 
trachtete und  in  der  Annahme  von  Lehen  aus  geistlicher  Hand  das 
einfachste  Mittel  erkannte,  sich  selbst  in  den  Besitz  derselben  zu  setzen. 
Die  Bischöfe  dagegen,  häufig  von  den  weltlichen  Herren,  ja  von  ihren 
mächtigen  Advocaten  selbst  in  ihrem  Grundbesitz  bedrängt  und  be- 
raubt, hatten  in  solchen  .Fällen  meistens  keinen  andern  Ausweg,  der 
Hochkiiche  wenigstens  doch  das  nackte  Eigenthumsrecht  zu  erhal- 
ten ,  als  dass  sie  die  Bedränger  und  Räuber  der  Kirchengüter  selbst 
mit  denselben  belehnten,  was  ihnen  schon  von  Innocenz  III. 
(a.  1212)  für  diesen  Nothfall  ausdrücklich  gestattet  worden  war 11  a). 
Mitunter  wurde  das  von  einem  geistlichen  Herrn  erhaltene 
Lehen  für  eine  adelige  Familie  sogar  der  Rechtstitel  und  die  ding- 
liche Grundlage,  auf  welcher  sie  selbst  zur  Reichtsstandschaft  ge- 
langte ,2).  Schon  im  XIII.  Jahrhundert  war  es  überdies  sehr  häufig 
der  durch  übermässigen  Aufwand  oder  durch  grosse  Verluste  in  den 
Reichskriegen  und  Privatfehden  herbeigeführte  Vermögensverfall  man- 
cher edlen  Geschlechter,  was  sie  veranlasste,  gegen  bedeutende 
Gelddarlehen  oder  ohne  Bedingung  einer  Rückerstattung  ausbezahlte 
Geldsummen  den  Bischöfen,  die  sich  zu  solchen  Vorschüssen  oder 
Zahlungen  stets  bereit  finden  Hessen,  ihre  Grundherrschaften,  ja  so- 
gar ihre  Grafschaften  mit  oder  ohne  Vorbehalt  einer  Wiedereinlö- 
sung zu  Lehen  aufzutragen.  So  z.  B.  verkaufte  Albert  von  Entse 
1231  sein  Gut  an  den  Bischof  von  Würzburg,  und  Hess  es  sich 
sofort  von  demselben  als  Lehen  zurückgeben  13).  Sehr  merkwürdig 
und  bezeichnend  ist  eine  Urkunde  von  1457  14),  worin  dem  Gra- 
fen Wilhelm  von  C  a  s  t  e  1 1 ,  seiner  Gemahlin  und  seinem  Sohne,  bei 
einer  solchen  Lehenauftragung  wegen  Ueb  er  schuldung  von  dem  Bi- 


41)  Struv.  Corp.  Mstor.  Period.  V.  sect.  5.  §.  10.;  —  Schuberth,  histor. 
Versuch  über  die  weltl.  und  gcistl.  Gerichtsverf.  von  Bamberg,  p.  122. 
"*)  Cap.  2.  X.  de  feudis  (3,  20). 

,2)  Beispiele  siehe  bei  Hü  11  mann,  Ursprung  der  Fürstenwürde,  p.  183  u.  flg. 

Jäger,  Gesch.  des  Frankenlandes,  Bd.  III.  p.  365.  Beil.  Nr.  XXVIII. 
14)  v.  Schulte s,  histor.  Schriften,  Bd.  I.  p.  185.  Nr.  XVa. 
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schof  von  Würzburg  sogar  ein  Leibgeding  von  jährlichen  500  Fl., 
„dieweilen  derselben  dreier  leiber  einer  oder  mer  bei  leben 
sind",  verliehen  wird.  Ganz  ähnlich  verspricht  der  Bischof  Mel- 
chior von  Würzburg  dem  Grafen  Berthold  von  Henneberg  in  einer 
Urkunde  von  1546  15)  nicht  nur  seine  Schulden  gegen  Lehenma- 
chung  seiner  Allodialgüter  zu  bezahlen,  sondern  überdies  ,,ime  ein 
ehrlich  dienstgeld  jährlich  (zu)  geben,  oder  ein  amt,  als 
Königshofen,  Munerstadt,  sein  leben  lang  amtsweis  zu  verlassen". 

Mitunter  wurden  auch  edle  Herren  veranlasst,  ihre  Allodien 
einem  Bischof  zur  Sühne  des  in  einer  Fehde  angerichteten  Scha- 
dens aufzutragen,  so  z.  B.  der  Graf  Rupert  von  Ca  stell  dem 
Bischof  von  Würzburg  i.  J.  1230  sein  Schloss  Hallberg16);  oder 
die  Lehensauftragung  geschah  zum  Zwecke* einer  Lehn-Surrogirung, 
d.  h.  um  die  Ermächtigung  des  Bischofs  zur  Veräusserung  eines  Le- 
hens zu  erhalten;  so  z.  B.  trug  Graf  Mangold  von  Wiltperg 
dem  Bischof  von  Würzburg  seine  ,,proprietas"  in*  Hagenbach  im  J. 
1264  zu  Lehen  auf  „nomine  restauri",  d.  h.  als  Ersatz  für  einen 
stiftslehnbaren  Zehnt,  den  ihm  der  Bischof  erlaubt  hatte,  an  das 
Kloster  Marburghausen  zu  veräussern  17). 

Auf  der  andern  Seite  konnten  die  Bischöfe  und  Prälaten  schon 
seit  der  merowingischen  Zeit  Und  bis  zum  XV.  Jahrhundert,  bis 
wohin  sie  meistens  selbst  zu  grossen  Landesherren  und  Landesfür- 
sten empor  gestiegen  waren,  einen  mächtigen  weltlichen  Schutz  nicht 
entbehren,  und  suchten  daher  durch  Verleihung  von  bedeutenden 
Gütern  ihrer  Kirche  nicht  nur  überhaupt  ihre  ritterliche  Dienst- 
und Lehensmannschaft  zu  vermehren,  sondern  insbesondere  mächtige 
Herren  für  die  Uebernahme  der  Advocatie  ihrer  Kirchen  zu  ge- 
winnen l8). 

So  führte  das  gegenseitige  Interesse  den  immer  häufigem  Ein- 
tritt des  hohen  Herrenstandes  in  den  Lehn-  und  Dienstverband  der 


15)  Eben  das.  p.  196.  Nr.  XXI. 

46)  Urk.  v.  1230  (1235)  bei  Jäger,  Gesch.  des  Frankenlandes,  Bd.  III.  p. 
357.  Nr.  XXIV.  „pro  plena  itaque  satisfactione  excessuum,  quos  sepe  nominatus  co- 
mes  Eupertus  contra  episcopum  et  ecclesiam  temere  rapinis  et  incendiis  attemptavit, 
Castrum  Hallberc ...  in  proprietatem  herbipolensi  ecclesiae  tradidit ,  et  ab  episcopo 
in  feodo  suscepit". 

*9  Eben  das.  Bd.  III.  p.  428.  Nr.  LIX. 

18)  Vergl.  z.  B.  s.  das  oben  §.  17  bei  Note  39  pag.  78  angeführte  Weisthura 

von  Bassenheim. 
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Bischöfe  und  anderer  Prälaten  herbei,  und  ist  eben  hieraus  voll- 
kommen erklärlich,  dass  derselbe-4n  keiner  Weise  als  erniedrigend 
betrachtet  werden  konnte.  Dies  war  um  so  weniger  möglich ,  als 
selbst  deutsche  Kaiser  kein  Bedenken  trugen,  neben  ihrer  höch- 
sten Keichswürde  die  Eigenschaft  als  Lehnleute  oder  Ministesialen 
von  bischöflichen  Kirchen  beizubehalten.  So  war  z.  B.  Kaiser  Fried- 
rich II.  Truchsess  (dapifer)  des  Bischofs  von  Bamberg 19),  und  sein 
Sohn,  der  römische  König  Heinrich  lag  mit  dem  Bischof  von 
Würzburg  in  einem  Eechtsstreit  über  ein  bischöfliches  Lehen,  wel- 
ches von  seinen  Vorältern  (progenitores)  auf  ihn  als  Vasallen  ver- 
derbt war ,  welcher  Rechtsstreit  durch  einen  Spruch  der  Vasallen  des 
Bischofs  als  Lehnscurie  im  Jahre  1225  entschieden  wurde20).  Auch 
der  König  Philipp  hatte  ein  Lehen  vou  dem  Bischof  von  Würz- 
burg, das  von  seinen  Vorältern  auf  ihn  vererbt  war,  worauf  er 
aber  im  J.  1199  Verzicht  leistete21).  Somit  wird  durch  eine  Reihe 
von  Beispielen  die  oben  erwähnte  Angabe  des  Schwabenspiegels  (v. 
Lassberg)  c.  123  bestätigt,  dass  durch  die  Annahme  eines  Le- 
hens von  einem  geistlichen  Fürsten  der  freie  Herrenstand  und  so- 
mit die  Fähigkeit ,  zum  Kaiser  gewählt  zu  werden ,  welche  diesen 
Stand  besonders  auszeichnet,  vollkommen  unberührt  und  ungeschmä- 
lert blieb. 

Sehr  viele  Herren  erhielten  sich  jedoch  in  dem  freien  allodialen 
Besitze  ihrer  angestammten  Güter,  Dinghöfe  oder  Herrschaften  bis  zur 
Auflösung  des  Reiches  und  bis  auf  den  heutigen  Tag,  und  selbst 
die  reichsständischen  Fürsten  und  Grafen  unterschieden  fortwährend 
ihre  angestammten  frei  eigenen  Güter  oder  Herrschaften  von  ihren 
Reichslanden,  worin  sie  nur  die  politische  Herrschaft  oder  Landes- 
hoheit hatten.  Selbst  die  souveränen  deutschen  Fürsten  führen  noch 
jetzt  den  Titel  als  „freier  Herr"  von  ihren  alten  angestammten  al- 
lodialen Herrschaften  neben  ihren  hohen  Staats-  und  Regententiteln 
als  Erinnerung  an  den  alten  dynastischen  Ursprung  ihrer  Häuser. 

Von  welchem  grossen  Umfange  diese  Allodien  der  edlen  Her- 
ren und  der  Bischöfe  mitunter  waren,  erhellet  z.  B.  aus  der  Schen- 
kung eines  solchen  Gütercomplexes ,  der  jetzt  sog.  Hard,  welcher 


19)  Urk.  des  Bischofs  Berchtold  von  Bamberg,  bei  Falkenstein, 
cod.  diplom.  antiqu.  Nordgav.  p.  59. 

20)  Lang,  Eegesta,  II.  pj  153.  —  Böhmer,  regesta  Stauf,  p.  222.—  Voll- 
ständig abgedruckt  ist  die  betreffende  Urkunde  v.  27.  Juli  1225  bei  Jäger,  Gesch. 
des  Frankenlandes,  Bd.  III.  p.  346.  Nr.  XIX. 

21)  Regesta  B  oica,  t  p.  383. 
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sich,  damals  grösstenteils  "Wald,  von  Basel  bis  nach  Colmar  er- 
streckte, und  von  K.  Heinrich  II.  im  J.  1004  dem  Bischof  von 
Basel  gescheukt  worden  war22).  Aehnliches  erhellet  aus  der  Ur- 
kunde K.  Friedrichs  II.  v.  1235  über  die  Errichtung  des  Her- 
zogthums Braunscbweig,  woraus  sich  ergibt,  dass  das  gesammte  Land 
Lüneburg  bis  dahin  ein  Allod  („proprium,  eygen")  des  hier  zum 
Herzog  erhobenen  Otto,  des  Enkels  von  Heinrich  dem  Löwen, 
gewesen  war,  bei  dieser  Gelegenheit  aber  dem  Kaiser  und  Reich 
zu  Lehen  aufgetragen  wurde 23).  "Weitere  Beispiele  so  grosser  Al- 
lodien  waren  auch  die  Herrschaft  Je v er  mit  6^2  Quadratmeilen  und 
20,000  Einwohnern,  die  freie  Herrschaft  Kniphausen,  mit 
einer  Quadratmeile  und  3000  Einwohnern,  u.  s.  w.  Dagegen  gab 
es  aber  auch  so  kleine  Allodien,  die  von  Dynasten  ganz  mit  dem 
Eechte  eines  freien  Reichsallods  besessen  wurden,  dass  sich  mitunter 
darauf  gar  keine  Unterthanen  oder  Hintersassen  befanden,  wie  z.  B. 
die  Herrschaft  S  chö  n  au  in  der  Jülichschen  Herrschaft  Weiden  ge- 
legen, oder  dass  nicht  einmal  ein  herrschaftliches  Haus  darauf  stand, 
wie  dies  bei  der  Herrschaft  Mechernich  der  Eall  war24). 

§.  27. 

8)  Von  der  Entwickelung  des  sog.  Nutzeigenthums  und  des  kleinen 
allodialen  Grundbesitzes  auf  dem  Areal  der  Dinghöfe  oder 
Grundherrschaften. 

Wo  die  freie  Herrschaft  oder  der  Immunitätsbezirk,  domanium, 
des  Dinghofherrn  so  gross  war,  dass  sie,  wie  in  den  im  §.  26  an- 
geführten Beispielen ,  ganze  Quadratmeilen  Landes  umfasste  und 
an  Umfang  oft  einer  Grafschaft,  ja  selbst  einem  Fürstenthume 
gleich  kam,  musste  sich  die  Landherrlichkeit  im  alten  grammati- 
schen Sinne  auch  bald  in  eine  Landesherrlichkeit  im  neueren  Sinne 
oder  zu  einer  Landeshoheit  umbilden.  In  solchen  Fällen  konnte  der 
Landherr  den  höheren  Bann  oder  die  höhere  Gerichtsbarkeit  eben 
so  wenig  entbehren ,  und  musste  deren  Verleihung  als  exemte  Ge- 
richtsbarkeit eben  so  dringend  bei  dem  Kaiser  nachsuchen,  als  der 


22)  Siehe  diese  bisher  noch  in  keiner  Sammlung  erschienene,  und  nur  einmal 
in  einer  nicht  in  den  Buchhandel  gekommenen  Prozessschrift  gedruckte  Urkunde, 
hier  unten  Nr.  XI.  Beilage  A. 

23)  Siehe  das  seinem  ganzen  Inhalte  nach  sehr  merkwürdige  Diplom,  welches 
zugleich  die  Fortdauer  der  in  der  karolingischen  Zeit  üblichen  Formen  der  Com- 
mendation  beurkundet,  bei  Pertz,  Legg.  II.  318. 

24)  Büschin g,  (7.  Aufl.)  Bd.  IX.  p.  617  u.  flg. 
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Kaiser  in  solchem  Falle  keinen  Anstand  nehmen  konnte,  einem 
solchen  Herrn  den  Bann  zu  leihen^  In  diesem  Sinne  sagt  schon 
der  Sachsenspiegel  III.  62.  §.  5: 

„Die  Koning  ne  mach  mit   rechte  nicht  weigeren  den  ban  to 

„liene,  deme  it  gerichte  gelegen  is". 

Durch  die  Annahme  des  hohen  Bannes  ^m  Könige  erlitt  aber 
der  freie  Herrenstand  ebenfalls  nicht  den  mindesten  Abbruch,  da 
nach  derselben  Stelle  des  Sachsenspiegels  der  Grundsatz  galt: 

,,ban  liet  man  ane  manscap" 
d.  h.  obschon  die  Verleihung  des  hohen  Bannes  in  der  Form  einer 
Belehnung,  meistens  mit  einer  rothen  Fahne,  der  sog.  Blutfahne, 
geschah,  so  wurde  dadurch  doch  an  sich  kein  eigentliches  Lehen- 
verhältniss  begründet,  und  die  Herrschaft  blieb  nach  wie  vor  al- 
lodial l), 

Der  grosse  Umfang  mancher  Bann-  und  Immunitätsbezirke  und 
die  Erwerbung  der  hohen  Jurisdiction  in  denselben  durch  den  Land- 
herrn ,  der  eben  hierdurch  zu  seinen  Unterthanen  auch  in  die  Stel- 
lung als  hohe  Landesobrigkeit  kam ,  blieb  aber  nicht  ohne  Einfluss 
auf  die  Entwickelung  der  Eechte  dieser  letzteren  an  ihrem  von 
dem  Landherrn  als  Grundherrn  abgeleiteten  Grundbesitz.  Ursprüng- 
lich erschien  aller  Grundbesitz  der  Untersassen  unter  dem  "Namen 
precarium,  precaria  oder  prestaria 2),  wodurch  bald  eine  eigentliche 
Zeitpacht,  meist  auf  fünf  Jahre,  bald  eine  dem  römischen  preca- 
rium ähnliche  Verleihung  von  Grundstücken  auf  Wiederruf,  bald 
die  Verleihung  zu  lebenslänglichem  Niesbrauch,  ususfructus,  bezeich- 
net wurde ,  welchen  letzteren  sich  regelmässig  die  Schenkgeber  von 
freiem  Eigenthum ,  curtes ,  yjllae  u.  s.  w. ,  an  die  Kirche  vorbe- 
hielten, und  in  der  Form  einer  Rückverleihung  des  Gutes  zu  sol- 
chem Besitze  bewilligt  erhielten.  Mochte  aber  die  Verleihung  oder 
Bückverleihung  in  der  einen  oder  andern  Weise  geschehen  sein,  so 
hatte  der  Empfänger  oder  Beliehene  regelmässig,  je  nachdem  es 
ausbedungen  war,  einen  gewissen,  bald  grösseren,  bald  kleineren, 
oft  nur  höchst  geringen  Zins,  census,  an  die  Kirche  zu  bezahlen, 
Was  sogar  für  juristisch  nothwendig  geachtet  wurde,  um  den  Erwerb 
des  Eigenthums  bei  Schenkungen  an  die  Kirche  zu  constatiren,  oder 


*)  Vergl.  meine  deutsche  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  488. 

2)  Ueber  das  Wesen  der  precaria,  prestaria  u.  s.  w.,  siehe  nie  ine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  299.  708.  und  meine  Erörterungen  über  die  Salzburgi- 
schen Formeln,  in  den  heidelberger  Jahrbüchern,  1859.  Nr.  13.  p.  205. 
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das  Eigenthumsrecht  an  dem  Gute ,  dessen  Besitz  und  Nutzung  an 
Censualen  hinausgegeben  wurde,  zu  erhalten3).  Das  durch  Ver- 
leihung eines  Grundstückes  zu  lebenslänglichem  Besitz  und  Nutzung 
erlangte  Recht  hiess  aber  schon  in  der  karolingischen  Zeit  bald 
ususfructus ,  bald  proprietas  ad  dies  vitae ;  synonym  erscheinen  oft 
in  einer  und  derselben  Urkunde  „concedere  ad  dies  vitae"  und 
,,sub  usu  fructuario",  er  auch  „proprium  ad  dies  vitae' '  und  „be- 
neficium"4).  Es  wurde  also  von  der  deutschen  Praxis  der  lebens- 
längliche ususfructus  von  Anfang  an  als  eine  Art  von  Eigenthum, 
aber  als  ein  auf  die  Lebensdauer  des  Empfängers  beschränktes  Ei- 
genthum, d.  h.  als  ein  eigenthums  ähnlich  es  dingliches  Recht  auf- 
gefasst,  wie  auch  das  in  der  karolingischen  Zeit  übliche  Synonym 
von  beneficium,  das  schon  erwähnte  allodis  de  donatione,  erkennen 
lässt5).  Auf  der  andern  Seite  wurde  aber  auch  umgekehrt  jedes  eigen- 
thumsähnliche  dingliche  Recht  als  ususfructus  bezeichnet,  daher  also 
auch  das  eigentliche  feudum  oder  Ritterlehen,  wie  dies  in  II.  Feud. 
23  §.  2  ausdrücklich  gesagt  ist.  Es  lag  daher  sehr  nahe,  ja  es 
war  eine  hiermit  schon  angebahnte,  alsbald  mit  innerer  Nothwen- 
digkeit  eintretende  Fortbildung,  dass  die  Glossatorenschule  auf  sol- 
che Rechtsverhältnisse,  welche  die  germanische  Praxis  als  proprietas 
ad  dies  vitae  bezeichnete,  die  romanisirende  Bezeichnung  „domi- 
nium utile''  übertrug.  Die  Glossatorenschule  fasste  nämlich  das 
Wort  „dominium"  im  römischen  Sinne  als  Eigenthum  an  Sa- 
chen auf,  Und  substituirte  daher  auch  dieses  Wort  dem  in  den 
germanischen  Urkunden  zur  Bezeichnung  desselben  Begriffes  recipir- 
ten  Ausdrucke  „proprietas",  während  „dominus"  nach  dem  Sprach- 
gebrauche der  germanischen  Latinität  wesentlich  auf  das  imperium 
über  Personen  und  Sachen  im  politiÄhen  Sinne ,  als  König  oder 
als  Landherr,  bezogen  wurde,  und  daher  durch  „dominium"  in 
der  germanischen  Latinität  nicht  das  einfache  sachliche  Eigenthum, 
sondern  der  Begriff  von  Landes-  und  Grundherrschaft  repräsentirt 
wurde.  Vollkommen  berechtigt  musste  aber  die  Bezeichnung  der  in 
der  germanischen  Praxis  aufgekommenen  nicht  nur  einem  römi- 
schen ususfructus  ähnlichen,  sondern  häufig  noch  viel  weiter  ge- 
henden, zum  Theil  sogar  vererblichen  dinglichen  Gerechtigkeiten 


3)  Vgl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  824.  VI.  VII. 

4)  Vergl.  z.  B.  Urk.  K.  Arnulph's  a.  889  in  Monum.  Boic.  Bd.  28.  Thl. 
I.  p.  91.  nr.  LXVII.  Urk.  desselben  Kön  igs  a.  895.  ibid.  p.  106.  nr.  LXXVU. 
Urk.  K.  Otto's  II.  a.  967  ,  ebendas.  p.  190.  Nr.  CXXXI. 

5)  Siehe  oben  §.  25.  pag.  115. 
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als  „proprietas  ad  dies  vitae"  erseheinen,  da  das  lombardische 
Lehnrecht  selbst  die  Klage  des  Lehensmannes  als  eine  ,, quasi  vin- 
dicatio" oder  ,,rei  vindicatio  utilis"  bezeichnete,  indem  es  ihm  die 
Befugniss  beilegt ,  II.  Feud.  8.  pr.  und  43 : 

,,(feudum)  . .  .  tanquam  dominus  a  quolibet  possidente  sibi  quasi- 
*,vindicandi",  und:  ,,ipse  solus  utiliter  agendi  et  excipiendi". 
In  den  "Weisthümern  über  die  Dinghöfe  aus  dem  XIII.  und 
XIV.  Jahrhundert  erscheint  aber  das  Besitz-  und  Nutzungsrecht  der 
Huber  oder  Untersassen  regelmässig  unter  dem  Namen  Lehen, 
lechen6),  sel-lechen7)  u.  dergl.  und  der  Huber  selbst  häufig 
unter  der  Bezeichnung  als  Lehensmann8),  so  wie  man  noch 
heutzutage  von  Bauerleihe  oder  Bauernlehn  spricht. 

In  dem  XIII.  und  XIV.  Jahrhundert  hatte  sich  das  Besitz- 
und  Nutzungsrecht  der  Huber  an  ihren  Huben  regelmässig  schon 
als  ein  vererbliches  Recht  ausgebildet,  und  dabeiblieb  es,  wie 
dies  auch  die  Ebersheimer  Dinghofserneuerung  von  1612  §.  12.  deut- 
lich zeigt.  Es  heisst  aber  das  Besitzrecht  der  Huber  an  ihren  Huben 
sogar  mitunter  „Eigen  oder  Eigenschaft"  in  demselben  Sinne, 
wie  man  früher  von  ,,alodis  de  donatione"  oder  „proprium  ad  dies 
vitae"  und  in  der  Glossatorenschule  von  dominium  utile  sprach,  und 
konnte  um  so  mehr  so  genannt  werden,  als  im  Laufe  der  Zeit, 
gerade  so  wie  bei  den  Benefizien  oder  Bitterlehen  (feuda),  zu  dem 
lebenslänglichen  ususfructus  noch  ein  weiteres ,  ursprünglich  dem 
Eigenthum  allein  und  charakteristisch  zugehöriges  Recht,  nämlich, 
wie  eben  erwähnt,  die  Vererblichkeit,  hinzugekommen  war.  So 
sagt  z.  B.  das  Weisthum  von  Wrazhoven9): 

„Es  ist  auch  zu  wissende,  wöller  (welcher)  hüb  er  oder  lehen- 
,,man  die  zinse  nit  entrichtet,  also  vorgeschrieben  stet,  so  mügent 
„die  herren  zu  st.  Th.  ob  sie  wöllent,  der  eygenschafft  der 
„güter  noch  gon  (nachgehen)  10)  und  die  guter  ziehen  in  iren  ge- 

c)  Lechen,  z.  B.  Weisthum  von  Niederspeckbach  bei  J.  Grimm, 
Weisth.  I.  633.  1.  19. 

7)  Sel-lechen,  Urk.  v.  1253  in  Mon.  Boic.  Bd.  29.  Thl.  IT.  p.  395.  Nr. 
XLIY;  ein  Bauernlehn,  das  von  einer  Sala,  Selhof,  gegeben  wird.  Man  findet 
auch  „ein  seiden",  d.  h.  Soeldengut,  z.  B.  Urk.  a.  1253  in  Mon.  Boic.  Bd. 
29.  Thl.  II.  p.  388.  Nr.  XLIV.  d.  h.  Gut,  wovon  Sold,  census,  gegeben  wird. 

8)  Siehe  z.  B.  das  Weisthum  von  Wratzhoven  unten  bei  Note  9. 

9)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  720.  lin.  10.  —  Aehnlich  Weisth.  von  Euchho- 
ven,  ebendas.  I.  686.  lin.  12. 

10)  der  eigenschaft  der  Güter  nachgehen:  bedeutet  hier:  der  Guts- 
herr kann  sich  unmittelbar  an  die  zum  dominium  utile  ausgethanen  Güter  halten; 
dominium  utile  i-evocare,  vindicare.  —    Ueber  das  Einziehen    des  Gutes  durch 
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„walt . . . ,  oder  aber  die  zinse  vordem  an  die  lüte,  der  die 
„eygensch  äfft  ist  derselben  guter  (d.  h.  an  die  Huber 
„oder  Lehensleute,  die  das  dominium  utile  haben),  und  sie  be- 
kümmern (d.  h.  in  Gefängniss  setzen)  also  lange,  untze 
„(bis)  die  versessene  (d.  h.  rückständige)  zinse  bezalt  werden". 
Hieraus  erklärt  sich  auch,  was  darunter  regelmässig  zu  ver- 
stehen ist,  wenn  die  Weisthümer  berichten,    dass  in  den  Ding- 
höfen über  Eigen  und  Erbe  der  Huber  gerichtet  werde.  Eben 
so  erklärt  sich  hieraus,  dass  die  deutsche  Praxis  bald  nach  einem 
Ausdrucke  suchen  musste,  um  das  dingliche  und  vererbliche  Recht, 
„die  sog.  Eigenschaft"  der  Huber,  so  wie  der  Lehenleute  überhaupt, 
an  ihren  Lehengütern   von  der  „rechten  Eigenschaft"  des 
Grundherrn  zu  unterscheiden ,  und  dieser  Ausdruck  fand  sich  als- 
bald in  einer  Nachbildung  des  in  der  Glossatorenschule  aufgebrach- 
ten Ausdruckes  dominium  utile  durch  die  Worte  Nutz-Eigen- 
thum oder  Untereigenthum. 

In  den  grösseren  Domanien  oder  Herrschaften  aber,  wo  der 
Landherr  meistens  schon  frühzeitig  in  die  Stellung  eines  Landes- 
herrn im  neueren  Sinne  kam ,  zeigt  sich  noch  eine  andere  Fortbil- 
dung des  Besitzrechtes  der  Untersassen.  Hier  nämlich  findet  man 
sehr  früh,  dass  der  Landherr  einzelne  kleine  Stücke  seines  grossen 
Areals  an  einzelne  Personen  zu  vollem  freien  Eigenthum  in  rein 
privatrechtlichem  oder  römisch-rechtlichem  Sinne  veräusserte  oder  ver- 
schenkte. Wenn  der  Landherr  auch  hierbei  sich  in  den  älteren  Zeiten 
noch  oft  einen  kleinen  Census  ausbedingte,  so  nahm  dieser  doch  häufig 
bald  mehr  den  Charakter  einer  kleinen  Grundsteuer  an,  so  dass 
das  Eigen  in  der  Hand  des  Bauern  oder  Bürgers  nichts  desto  weni- 
ger doch  als  ein  vollkommen  freies ,  d.  h.  frei  veräusserliches  und 
frei  vererbliches  Besitzthum  erschien,  und  somit  auch  nicht  jenen 
Beschränkungen  unterlag,  welche  das  römische  Recht  bei  der  Em- 
phyteusis zu  Gunsten  des  dominus  anerkennt.  Somit  gab  es  all- 
mählig  immer  häufiger  in  den  grossen  Herrschaften  ein  einfaches 
Grundeigenthum,  im  Gegensatz  zu  der  „rechten  Eigenschaft", 
welche  der  Landherr  an  seiner  Herrschaft  hatte.  Eben  hierdurch 
wurde  aber  die  Herrschaft,  das  alte  dominium  oder  der  Bannbezirk 
des  Landherrn,  einer  Grafschaft,  wenn  auch  ohne  diesen  Namen,  immer 
ähnlicher,  d.  h.  sie  wurde  immer  mehr  zu  einem  politischen  Terri- 
torium umgebildet ;  es  entstand  aber  auch  zugleich  ein  neuer  enge- 


den  Gutsherrn  siehe  besonders  unten  §.  29.  —  Buchstäblich  entspricht  „alodem 
tollere"  in  Karol.  II.  cap.  a.  853.  7.  bei  Pertz,  Legg.  I.  425. 
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rer  Begriff  von  landherrlichem  dominium,  Domänen  oder  Kammer- 
gütern, als  solchen  Gütern,  die  der  Landherr  oder  Landesherr  in 
der  Selbstadministration  und  Nutzung  seiner  Kammer  behielt. 

Das  einfache  Grund eigenthum  innerhalb  der  allodialen  Herr- 
schaft zeigte  aber  alsbald  zwei  hervorstechende  Eigentümlichkeiten 
und  beziehungsweise  Neuerungen.  Die  erste  dieser  Neuerungen 
bestehet  darin,  dass  es  auch  von  ganz  freien  Personen  erworben 
werden  konnte,  die  durch  diesen  Erwerb  nicht  in  das  Verhältniss 
der  alten  Untersassen  oder  Zinsleute  (Censuales  u.  dergl.)  zu  dem 
Landherrn  traten,  sondern  nur  als  politische  Unterthanen  in 
seinem  Gebiete  sassen  und  nur  seiner  Gerichtsbarkeit  als'  politi- 
scher Landesobrigkeit  unterworfen  waren:  oder,  soferne  sie  etwa 
schon  Unterthanen  eines  andern  Landesfürsten  waren  und  blieben, 
nur  in  dinglicher  Beziehung  als  sog.  Forenses"  die  Jurisdiction 
des  Landherrn  anerkennen  mussten,  wodurch  sich  der  sog.  Land- 
sassiat  im  neueren  Sinne,  im  Gegensatz  des  alten  Landsassiates, 
oder  des  Untersassenverhältnisses  entwickelte. 

Der  Uebergang  zu  diesem  Verhältnisse  wurde  dadurch  vermittelt, 
dass  schon  frühzeitig  Edelleute  und  Bürger ,  Geistliche  und  Laien, 
Huben  innerhalb  der  grossen  Herrschaften  von  dem  Landherrn  so  er- 
warben, wie  sie  bisher  und  auch  fortwährend  neben  ihnen  gemeine 
Landleute  hatten,  und  also  auch  dem  Dinghof  wie  die  gemeinen  Huber 
schwuren  und  zu  allen  Leistungen  und  Diensten,  auch  zum  Besitzen  des 
Dinghofs  als  Stuhlgenossen,  Schöffen  u.  s.  w.  verpflichtet  waren, 
jedoch  sich  in  allen  diesen  Beziehungen  durch  gemeine  Leute  vertreten 
lassen  durften,  welchen,  als  den  wirklichen  Hubern,  sie  die  Huben 
zum  Bau  überliessen  und  zu  denen,  als  ihren  Lehensleuten,  sie  somit 
in  das  Verhältniss  als  After lehnsherrn  traten.  Sehr  beleh- 
rend ist  hierüber  das  Weisthum  von  Dankrotsheim ,  welches  ein 
Reichsdorf  war  und  unter  dem  schon  oben  genannten  Saale  zu 
Schwarzach  stand,  woraus  man  zugleich  ersieht,  dass  ganz  dasselbe 
Verhältniss  auch  auf  den  Dinghöfen  zu  Trenheim,  Dossenheim,  Kutz- 
elsheim  und  Swindratzheim  bestand lr). 

Die  zweite  Neuerung,  welche  im  Gefolge  der  Verleihungen 
von  einzelnen  Grundstücken  aus  dem  Areal  der  freien  Herrschaften 
oder  alten  domania  zu  freiem  Eigenthum  an  Privatleute  eintrat, 
hängt  damit  zusammen,  dass  dem  Erwerber  eines  solchen  Grund- 
Stückes  nicht  alle  die  Rechte  zukamen,  die  in  dem  altdeutschen 
Begriffe  der  ,, rechten  Eigenschaft"  oder  „vera  proprietas" 


«)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  736.  737. 
Zöpfl,  Alterthümer.  I. 
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d.  h.  in  der  alten  Land-  oder  Grundherrlichkeit  lagen.  Ein  solcher 
Eigenthumsbesitzer  hatte  nämlich  die  Herrlichkeiten  und  Im- 
munitätsrechte,  Zwing,  Bann  u.  s.  w.  nicht,  welche  ein  Land- 
herr im  alten  Sinne  des  "Worts  hatte,  er  hatte  also  überhaupt  keine 
,, Obrigkeit*'  auf  seinem  Grundeigenthum  e ,  sondern  diese  ver- 
blieb bei  dem  Landherrn,  er  mochte  als  solcher  im  alten  Sinne 
fortbestehen,  oder  sich  zum  Landesherrn  im  neueren  Sinne  empor- 
geschwungen haben.  Auch  begriff  dieses  einfache  Grundeigenthum 
vielerlei  Nutzungsrechte  des  Grund  und  Bodens  ni cht,  welche 
ein  alter  Landherr  kraft  seiner  ,, rechten  Eigenschaft"  hatte, 
z.  B.  das 'Eecht  der  Jagd,  der  Fischerei  u.  s.  w.  Dergleichen  Hechte 
galten  bei  der  Verleihung  von  einfachem  proprium  aus  dem  Areal 
der  freien  Herrschaft  immer  als  ausdrücklich  oder  selbstverständlich 
dem  Grundherrn  vorbehalten,  indem  es  auch  gar  nicht  in  seiner 
Absicht  lag ,  diese  Eechte  dadurch  aufzugeben ,  dass  er  einzelne 
Grundstücke  an  Privatpersonen  zu  dem  meistens  bestimmt  benann- 
ten Zwecke  veräusserte,  darauf  ein  Haus  oder  eine  Hofraith  anzu- 
legen, oder  sie  in  landwirthschaftliche  Cultur  zu  nehmen.  Somit 
standen  in  vielen  Gegenden  allmählig  zwei  Arten  von  Eigen- 
thum einander  gegenüber:  die  alte  „rechte  Eigenschaft", 
Vera  proprietas,  domanium,  und  das  neuere  kleine  Privateigenthum, 
dominium,  proprium,  im  römischen  Sinne.  So  lange  dergleichen  Ver- 
leihungen aus  dem  Areal  der  allodialen  Herrschaften  unentgeldlich 
und  schenkungsweise  geschahen,  was  in  den  älteren  Zeiten  bei  dem 
damaligen  Ueberflusse  an  uncultivirtem  Land  und  bei  dem  Inter- 
esse des  Landherrn,  eine  Bevölkerung  heranzuziehen,  sehr  häufig, 
ja  regelmässig  der  Fall  war,  und  so  lange  noch  bei  einem  solchen 
Grundeigenthumserwerb ,  mochte  er  in  Schenkungs  -  oder  in  Kaufs- 
"Weise  stattgefunden  haben,  dem  Erwerber  die  Gnade  des  Herrn 
bei  einer  solchen  Eigenthumsverleihung  und  der  ursprüngliche  Zweck 
derselben  wohl  bewusst  blieb,  entstanden  auch  keine  Streitigkeiten 
über  den  Umfang  der  Berechtigungen  des  Grundherrn  und  des  klei- 
nen Eigenthumsbesitzers.  Als  aber  das  kleine  Privateigenthum  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  seine  Besitzer  mehrmals  gewechselt  hatte, 
von  Hand  zu  Hand  veräussert  und  bei  dem  fortwährend  steigenden 
Werth  der  Grundstücke  von  den  neuen  Erwerbern  zu  immer  höhe- 
ren Preisen  angekauft  und  jede  Spur  von  Erinnerung  an  eine  dem 
ersten  Verleiher  schuldige  Dankbarkeit  längst  erloschen  war,  und 
als  noch  dazu  das  römische  Recht,  welches  von  der  alten  deutschen 
^rechten  Eigenschaft"  keinen  Begriff  hat,  sich  als  das  ge- 
meine Recht  verbreitete,  Und  damit  die  Lehre  Eingang  fand,  dass 
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jedem  Eigenthümer  eines  Grundstückes  die  ganze  Luftsäule  aufwärts, 
und  der  Boden  in  infinitum  abwärts  und  jede  Benutzung,  auch 
zur  Jagd,  Fischerei  u.  s.  w.  zustehe,  so  mussten  die  Rechte  des 
alten  Landherrn ,  die  er  als  nicht  mitveräusserte ,  gleichsam  als 
grundherrliche  Reservatrechte,  oder,  wenn  der  alte  Land- 
herr sich  zum  Landesherrn  im  neueren  Sinne  umgestaltet  hatte,  un- 
ter dem  Namen  von  ,,  landesherrlichen  Regal i  e n "  auszuüben 
fortgefahren  hatte ,  allmählig  als  Anmassungen  von  drückenden 
Zwangsrechten  auf  fremdem  Grund  und  Boden  empfunden 
werden.  Somit  begann  der  Kampf  des  kleinen  Grundeigenthums 
gegen  die  Grundherrschaft,  in  welchem  die  letztere  aus  Gründen, 
die  keiner  weiteren  Auseinandersetzung  bedürfen,  bereits  fast  über- 
all unterlegen  ist. 

Die  ältesten  Beispiele  der  Verleihung  von  einzelnen  Grund- 
stücken aus  dem  Areal  der  domania  oder  allodialen  Herrschaften  zu 
Privateigenthum  finden  sich  da,  wo  ein  Landherr  auf  seinem  Grund 
und  Boden  eine  Stadt  zu  gründen  beschloss.  Sehr  belehrend  ist 
hierfür  der  Stiftungsbrief  Conrads  von  Zähringen  für  Freiburg  im 
Breisgau  v.  1120  12).  Hier  wird  der  Ort ,  welcher  zur  Stadt  erho- 
ben werden  soll,  ausdrücklich  als  ,, locus  proprii  fundi"  d.h.  als  dem 
Landherrn  nach  rechter  Eigenschaft  zugehörig,  bezeichnet.  Der 
Gründer  der  Stadt  wünscht  von  allen  Seiten  Kaufleute  herbeizuzie- 
hen und  zur  Niederlassung  zu  bestimmen,  und  zu  diesem  Behufe 
weiset  er  zu: 

„unicuique  mercatori  haream  (aream)  in  constituto  foro,  do- 

,,mos  in  proprium  jus  aedi ficandas " 
d.  h.  jedem  Kaufmann,  der  sich  daselbst  niederlassen  will,  einen 
Bauplatz ,  um  sich  ein  eigentümliches  Haus  darauf  zu  er- 
bauen; jede  area  sollte  aber  dem  Gründer  und  seinen  Nachkom- 
men jährlich  an  Martini  einen  solidus  als  „census"  d.  h.  als  Grund- 
steuer bezahlen. 

Ganz  dasselbe  lässt  sich  aber  auch  in  einer  ReiKe  anderer 
Städte  nachweisen13).  Die  häufige  Bezeichnung  dieses  census  areae 
als  Wort- Zins,  wortgefd14),  drückt  deutlich  aus,  dass  es  sich 
hier  nur  um  eine  Abgabe  handelte,  welche  der  Hauseigenthümer 

12)  Gaupp,  deutsche  Stadtrechte  des  M.-A.  Bd.  I.  p.  19. 

13)  Vergl.  die  Nachweisungen  bei  Mittarmeier,  deutsches  Privatrecht,  7. 
Auflage,  p.  508.  Note  7. 

14)  Wortzins,  Wortgefd.  Unter  Wort  ist  hier  das  Wort,  verbum, 
consensus,  des  Grund-  oder  Landherrn  zu  verstehen.  Zins,  census,  bezeichnet 
eben  so  allgemein  jede  Abgabe,  wie  gefd,  d.  h.  Gift,  Gabe. 

9* 
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(dominus  im  römischen  Sinne)  für  die  grund-  oder  landesherrliche 
Erlaubniss  des  Bauens  zahlen  musste,  keineswegs  war  aber  die 
Zahlung  als  ein  canon,  wie  bei  der  römischen  Emphyteusis,  aufzu- 
fassen, welcher  als  Kennzeichen  eines  sog.  beschränkten  Eigen- 
thums oder  dominium  utile  zu  betrachten  gewesen  wäre. 

§.  28. 

IV.  Von  den  Rechten  des  Dinghofherrn,  die  sich  auf 
die  Gutseinkünfte,  sog.  Rusticalien,  und  Leistungen 
der  Hübner  beziehen. 

1)  Das  Pfändungsrecht. 

Als  ein  Recht  des  Dinghofherrn  erscheint  in  den  Urkunden 
regelmässig  das  Recht,  die  Huber  um  ihren  rückständigen  Zins 
(c  e  n  s  u  s)  zu  pfänden.  Zur  Vornahme  einer  solchen  Pfändung  be- 
durfte der  Land-  oder  Grundherr  des  königlichen  Richters  in  der 
Grafschaft,  des  Grafen  oder  Landrichters  oder  dessen  Frohnboten 
nicht,  ohne  deren  Mitwirkung  ausserdem  keine  Pfändung  vorge- 
nommen werden  sollte 1).  So  z.  B.  sagt  der  regensburger  Land- 
frieden K.  Rudolph's  I.  a.  1281.  c.  67.  ausdrücklich2): 

„Es  pf endet  ein  iglich  man  sinen  holden  und  hindersaetzen  wol  an 
„(ohne)  vronboten  umb  sinen  zins  unde  umb  sin  gult". 

Eine  ähnliche  Bestimmung  findet  sich  im  Landfrieden  K.  Al- 
bert's I.  a.  1301  ;})  und  im  Sachsenspiegel4).  Der  Schwab en - 
spiegel  beschränkt  dieses  Pfändungsrecht  ausdrücklich  auf  die 
eigenen  Leute  des  Gutsherrn  5).  Ausdrücklich  ist  mitunter  erwähnt, 
dass  nur  der  Gutsherr  das  Recht  hat,  auf  seinem  Gute  zu  pfänden. 
So  z.  B.  sagt  das  Weisthum  von  Grussenheim  a.  1320,  dass 
Niemand  diejenigen,  die  auf  dem  Hofe  gesessen  sind,  „angrif- 
fen", d.  h.  pfänden  soll, 


*)  Vergleiche  meine  deutsche  Eeclitsgeschiclite.  3.  Auflage.  (1858.)  Bd.  EL 
p.  854. 

2)  Quellen  der  bayer.  u.  deut.  Gesch.  Bd.  I.  p.  349;  weniger  gut  bei  Pertz, 
Legg.  II.  430.  c.  59. 

3)  Pertz,  Legg.  IL  476.  i  21. 

4)  Sachs  ensp.  L  a.  54.  §.  4:  „Die  herre  mut  wol  panden  uppe  sine  gude 
•  urame  sin  geld ,  dat  man  ime  von  sime  gude  gelovet  hebbet ,  ane  des  richtercs 

orlof." 

5)  Schwab  ensp.  (v.  Lassberg)  c.  85:  „...  Und  ist  der  man  nüt  sin,  so 

sol  erz  dem  rihter  clagen". 
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„denne  min  herre  der  appet  umb  sin  gnlte  und  sine  schulde 

„und  sine  zinse"  6). 

Bei  jenen  Grundherren,  welche,  wie  die  Dinghof herren,  selbst 
Zwing  und  Bann  hatten ,  galt  also  das  Pfändungsrecht  als  inbe- 
griffen in  diesem  Herrschaftsrechte,  und  wurde  von  ihnen  in  ihren 
Hofmarken  oder  Herrschaftsbezirken  durch  ihre  Meyer  und  andere 
niedere  Beamte,  wie  Büttel,  Weibel,  exactores,  u.  dergl.  ausgeübt. 
So  z.  B.  pfändet  nach  dem  Weisthum  von  Niedern-Speckbach 
der  Meyer  nach  wiederholter  vergeblicher  Mahnung  ,,umb  zins 
und  kosten"7).  Nach  dem  Weisthum  v.  Geispolzheim  sollen 
,,der  Vogt,  der  Meyer  und  der  Schultheis  pfenden  für  die  ver- 
sessene (d.  h.  rückständige)  zins  und  frävel"8);  ebenso  pfändet 
auch  nach  dem  Weisthum  von  Boffisheim  a.  1301  der  Meyer 
,,umb  die  pfenninge,  und  umb  das  korn  und  auch  umb  die 
wette"9).  Auch  wo  ein  Vogt  eine  besondere  Abgabe  aus  dem 
Gute,  Vogtsteuer,  Vogtgeld,  Vogthaber,  Vogtrecht  u.  dergl.  zu  be- 
ziehen hat,  ist  es  meistens  der  Meyer,  der  auf  des  Vogtes  Anrufen 
die  Auspfändung  des  Säumigen  vorzunehmen  hat.  So  z.  B.  sagt 
das  Weisthum  des  Dinghofs  von  Obermichelbach  a.  1457.  c.  10 
in  Bezug  auf  die  rückständige  „Vogt-stür"  und  den  ,,gesazten 
Hofzins10): 

„Und  darnach  mag  der  vogt  den  meyer  anruffen,  dass  er  im 
„gebe  fahrende  pfand  (d.  h.  eine  bewegliche  Sache  als  Pfand), 
,, . . .  die  er  in  den  nächsten  acht  tagen  vertriben  und  verkaufen 
„mag,  glicher  wis,  als  ob  er  sie  mit  vollen  Rechten  erklagt  hatt". 
Jedenfalls  musste  mindestens  eine  Weisung  des  Meyers  an  den 
säumigen  Zinspflichtigen  vorausgegangen  sein,  bevor  der  Vogt  selbst 
wegen  seines  Vogtgeldes  oder  der  Gutszinsen  überhaupt  pfänden 
durfte.    In  diesem  Sinne  sagt  das  bisher  ungedruckte  Weisthum 
von  Nonnenweiler,  welches  dem  Vogt  einen  Theil  der  Guts- 
zinsen als  Vogtrecht  zuweist11): 

„Man  soll  auch  wissen  daz  der  vorgenannt  vogt,  wo  einer  die 
„zins  nit  richten  oder  bezahlen  will,  und  der  meyer  ihn  dahin 
„weiset,  den  selbigen  on  (ohne)  gericht  pfenden  sol". 


6)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  673.  lin.  24. 

7)  Ebendas.  I.  653.  1.  33. 

8)  Ebendas.  I.  706.  c.  15. 

9)  Ebendas.  I.  679.  c.  8. 

10)  Ebendas.  I.  659.  L  22. 

i4)  Siebe  den  Abdruck  unten  als  Beilage  B.  zu  dieser  Abhandlung. 


  134  

Die  ebersheimische  Dinghofserneuerung  v.  J.  1612.  §.  7 
erwähnt  ebenfalls  das  Recht  des  Dinghofherrn,  aber  mit  einem  Bei- 
satze : 

,,dass  sie  mögen  um  pfenning-zinss  (d.  h.  in  Geld  bestimm- 
ten census)  angreifen  (d.  h.  pfänden)  mit  geistlichem  oder 
,, weltlichem  gericht", 

Letztere  Formel  findet  sich  auch  in  anderen  Weisthümern,  z.  B. 
im  Weisthum  von  Wolksheim,  c.  1412): 

„das  ein  abt  oder  meyer  ...  mög  (d.  h.  Vermögen,  Befugniss) 
„und  Macht  haben,  ire  zins  zu  zwingen  mit  geistlichen  und  weit- 
„liehen  Rechten". 

Aehnlich  bestimmt  das  Weisthum  von  Bibelnheim  v.  1529  13) 
für  den  Fall,  dass  sogar  die  Einziehung  der  Güter  wegen  deren 
schlechter  Beschaffenheit  („weil  die  güter  zu  krank  sind") 
nicht  ausreicht,  um  den  rückständigen  Zins  zu  decken,  dass  der 
Meyer  dem  säumigen  Huber  „mag  nachgahn  mit  geistlichem 
oder  weltlichem  gericht,  bis  seinem  herrn  und  den  hubern 
alle  volle  (d.  h.  volle  Genüge)  geschieht' 

Aus  der  zuletzt  angeführten  Stelle  ergibt  sich  klar,  dass  der 
Sinn  der  Formel  „angreifen  mit  geistlichem  oder  welt- 
lichem gericht'1,  nicht  der  ist,  als  wenn  an  den  gedachten 
Dinghöfen  dem  Gutsherrn  das  Recht  nicht  zugestanden  hätte,  durch 
seinen  Meyer  ohne  Weiteres  selbst  die  Auspfändung  der  Hinter- 
sassen wegen  des  rückständigen  Zinses  vornehmen  zu  lassen,  wie 
dies  ja  gemeinen  Rechtens  war.  Denn,  wie  die  zuletzt  angeführte 
Stelle  zeigt,  ist  hier  die  Voraussetzung  sogar  die,  dass  der  Säumige 
bereits  aus  dem  Gute  ausgewiesen,  also  ihm  sogar  die  Liegenschaft 
abgepfändet  ist,  aber  dieselbe  zur  Deckung  des  rückständigen  Zinses 
nicht  ausreicht.  Der  Sinn  der  Formel  kann  daher  nur  der  sein, 
dass  in  dem  Falle,  wo  überhaupt  die  Macht  des  Dinghofherrn  nicht 
ausreicht,  z.  B.  wegen  Widersetzlichkeit  der  Säumigen,  derselbe 
sowohl  ein  weltliches  als  geistliches  Gericht  anrufen  durfte,  um 
durch  dessen  Einschreitung  die  Auspfändung  durchzusetzen,  wie  dies 
namentlich  die  ebersheimer  Dinghofserneuerung  von  1612.  §.  21 
noch  weiter  und  deutlicher  besagt,  und  dies  bereits  oben  (§.  18) 
ausführlich  erörtert  worden  ist. 


**)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  716. 
*3)  Ebendas.  L  725.  lin.  6—11. 
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§.  29. 

2)  Das  Rechte  das  Gut  zu  verbieten. 

An  das  Pfändungsrecht  wegen  rückständigen  Zinses  reihet  sich 
unmittelbar  die  Befugniss  des  Dinghof h errn ,  den  Huber,  der  mit 
seinem  Zins  längere  Zeit  in  Kückstand  bleibt,  von  der  Hube  zu 
vertreiben  und  sie  an  sich  zu  ziehen,  was  man  jetzt  die  Ab- 
meierung zu  nennen  pflegt;  eine  Bezeichnung,  die  daher  ent- 
standen zu  sein  scheint,  weil  die  Ausweisung  des  Hubers  ordnungs- 
mässig  durch  den  Meier  vollzogen  zu  werden  pflegte,  wenn  auch 
die  Entscheidung  über  die  Frage ,  ob  die  Ausweisung  stattfinden 
solle,  dem  Ermessen  des  Herrn  oder  eines  höher  gestellten  herr- 
schaftlichen Beamten,  wie  z.  B.  des  Vogtes,  Schaffners,  Amtskellners 
u.  s.  w.  vorbehalten  war.  So  sagt  z.  B.  das  jus  advocati  Passa- 
viensis  v.  1277  *): 

„ius  instituendi  et  destituendi  (rusticos)  manet  apud  cellarium 

,,nostrum  et  officiales". 

Das  Eecht  des  Gutsherrn,  die  Hintersassen  wegen  rückstän- 
digen Grundzinses  vom  Gute  zu  vertreiben,  findet  sich  schon  in 
den  Kechtsquellen  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit  viel- 
fach erwähnt:  so  z.  B.  sagt  schon  die  LexWisigothorum,  lib.  X. 
Tit.  I.  c.  11: 

,, . . .  Quod  si  canonem  constitutum  singulis  annis  implere  neglexe- 
,,rit,  terras  dominus  pro  suo  iure  defendat  (d.  h.  er  mag 
,,die  Grundstücke  in  seine  Gewalt  zurückziehen):  quia  sua  culpa 
,,beneficium ,  quod  erat  consecutus ,  amittat,  quia  (lies:  amittit, 
,,qui)  placitum  (d.  h.  placitationem  s.  pactum)  non  implesse  con- 
„vincitur". 

Eben  so  bedroht  ein  Capitulare  Ludwig's  d.  Fr.  v.  J.  829. 
c.  5 2)  diejenigen ,  welche  längere  Zeit  mit  der  Entrichtung  der 
Zehnten  (nonae  et  decimae)  an  die  Kirchen  in  Bückstand  geblieben 
sind,  mit  dem  Verluste  des  Gutes  (beneficium),  wovon  diese 
Abgaben  zu  leisten  gewesen  wären.  In  einem  Capitulare  K.  Karl's  II. 
dat.  Sparnaco  a.  846.  c.  63  3),  wird  es  als  ein  alter  bekannter 
Bechtsgrundsatz  („legale  et  antiquum  dictum")  aufgeführt: 
„qui  negligit  censum,  perdat  agrum", 


*)  Monura.  Boica.  Bd.  29.  TM.  II.  p.  525.  Nr.  CXXV. 

2)  Pertz,  Legg.  I.  p.  350. 

3)  Eben  das.  I.  p  392. 
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wenn  die  Unterlassung  der  Leistung  sieh  wiederholt  hat  („si  iterum 
iteraverint"). 

Dieses  Austreiben   „expellere"   oder   „destituere"  des 
säumigen  Hintersassen  heisst  in  den  lombardischen  und  bayerischen 
Eechtsquellen  insbesondere  wifare4),  weil  der  gutsherrliche  oder 
gerichtliche  Zugriff  auf  das  Gut  und  somit  auch  das  Verbot  für  den 
ausgewiesenen  Besitzer,  das  Gut  wieder  zu  betreten,  durch  das  Auf- 
stecken einer  wifa,  wiffa,  d.  h.  einer  Weife,  eines  Wipfels  oder 
Wimpels  kenntlich  gemacht  wurde 5).    Die  unbefugte  Rückkehr  des 
Ausgewiesenen  in  das  Gut  hiess  ,, super  wifam  introire"  und  hatte 
persönliche  Verhaftung  zur  Folge.    So  z.  B.  verordnete  Ludwig 
d.  Fr.  namentlich  in  Bezug  auf  die  säumigen  Zehntpflichtigen 6) : 
„Nam  si  iterum  contemtores  existant,  tunc  per  publicam  autori- 
,,tatem  domus  vel  casae  eorum  wifentur,  quousque  pro  ipsa 
,,decima  . . .  satisfaciant.    Quod  si  denuo  rebelles  et  contradictores 
„esse  voluerint,  et  super  ipsam  wifam  sua  autoritate  (eigen- 
„mächtig)  praesumserint  introire,  tunc  a  ministris  regis  in  custo- 
„diam  mittantur,  usque  dum  ad  Judicium  publicum  perducanturu. 
Gleichbedeutend  mit  diesem  ,, super  wifam  introire"  steht  in 
den  karolingischen  Capitularien  auch  „super  bannum  intrare"  '). 

Das  Austreiben  des  Hubers  wegen  rückständigen  Grundzinses 
findet  sich  in  den  Weisthümern  der  späteren  Jahrhunderte  unter 
sehr  verschiedenen  Bezeichnungen,  wie  z.B.  „das  Gut  verpfählen", 
d.  h.  einen  Pfahl,  die  alte  wifa,  auf  dasselbe  stecken8);  oder  „einem 
seine  Gewere  frohnen";  so  z.  B.  im  sächsischen  Weich- 
bild (Ausgabe  von  v.  Daniels)  c.  51: 

„Swar  einem  manne  sine  gewere  gevronet  wert  mit  rechten 
„ordelen,  also  dicke  he  üt  und  in  gat ,  also  dike  mut  he  wedden 


4)  Vergl.  über  wifare  und  wifa  meine  deutsche  Kechtsgeschichte.  3.  Aufl. 
Bd.  II.  p.  409.  878.  u.  flg.  920.  939. 

5)  Noch  heut  zu  Tage  hat  sich  die  Sitte  erhalten,  durch  das  Aufstecken  eines 
Baum wipfels ,  eines  Heises ,  eines  Strohwisches ,  oder  durch  Anbinden  desselben 
an  einen  Baumast,  das  Verbot  der  Betretung  von  Feld,  Weg  oder  Weinberg  an- 
zudeuten. Daher  befiehlt  auch  das  Weisthum  von  Ebersheimmünster  v.  1320 
(J.  Grimm,  Weisth.  I.  671)  den  Bannwarten,  d.  h.  Wald-  und  Feldhütern,  wenn 
das  Betreten  des  Waldes  zu  verbieten  ist,  dass  sie:  „an  iedwedern  brugil  (Brühl) 
ein  ris  (Reis)  stecken,  und  sullent  damitte  künden,  dass  sie  ze  banne  sint  getan". 

c)  Ludov.  Pii,  Legg.  Langobard.  c.  34,  bei  Walter,  corp.  Jur.  germ.  Bd.  III. 
p.  632. 

7)  Karoli  M.  cap.  de  partib.  Saxon.  a.  785.  c.  27;  bei  Pertz,  Legg.  I.  50. 

8)  Weisth.  v.  Ziemersheim,  a.  1483,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  644. 
lin.  17, 
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„deme  richtere,  die  vronunge  ne  si  denne  mit  rechte  ave 
„(d.  h.  ab)  genomen". 
Dasselbe  besagt  der  Ausdruck:  „das  Gut  zu  frone  hand 
ziehen0),  d.  h.  zur, Hand  des  Gutsherrn  ziehen10).  Daher  heisst 
auch  der  Act  der  Abmeierung  selbst  und  das  darin  begriffene  Ver- 
bot „die  Vronung"11)  oder  „der  Zug";  so  z.  B.  heisst  „die  Ab- 
meierung fordern":  „den  zug  fordern  und  begehren"12);  die  Ein- 
leitung hierzu  heisst :  „da  es  an  den  zug  gat  (geht)"  13);  und  dieser 
„Zug"  wurde  häufig  mit  gewissen  Förmlichkeiten  vorgenommen, 
so  z.  B.  durch  Verkünden  mit  einer  Glocke,  d.  h.  ausschellen  im 
Orte,  wie  es  jetzt  noch  an  vielen  Orten  gebräuchlich  ist,  obrigkeit- 
liche Bekanntmachungen  durch  einen  mit  einer  Glocke  oder  Schelle 
herumgehenden  Amtsdiener  verkünden  zu  lassen.  So  z.  B.  heisst  es 
in  dem  Weisthum  von  Euchhofen  14): 

„Und  welches  Gut  auf  ietzt  gemelten  tag  unverzinset  bleibt,  sol 
„der  meier  solches  ziehen  mit  der  glocken ,  vnd  der  darnach 
„darauf  faret  oder  wolde  unterziehen  wider  des  meiers  willen, 
„der  verfallt  einen  frevel  also  dick  (oft)  er  das  tete". 

Dieses  Ausweisen  aus  dem  Gute  hiess  auch  „dismanire", 
d.  h.  ausbieten,  ausgebieten15),  oder  „mansum  sasire",  franz. 
„  s  ai  s  i r  ",  so  z.  B.  in  dem  Weisthum  von  B  e  r  s  e  aus  dem  XIII.  Jahr- 
hundert16): 

„advocatus  per  sententiam  latam  a  mansionariis  mansum  ad  usum 
„curiae  sasire  debet". 

Am  häufigsten  ist  der  Ausdruck:  (dem  Säumigen)  „das  gut 
verbieten"17),  worin  man  die  alte  karolingische  Formel:  „res 


9)  Weisth.  v.  Swindrazheim ,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  740.  lin.  26. 

10)  Fron,  steht  hier  in  der  Bedeutung  von  Herr,  wie  „Frohndienste" 
für  „Herrendienste". 

n)  Vergl.  das  eben  angef.  Sächsische  Weichbild,  c.  51. 

'*)  Weisth.  v.  Ütenheim,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  730.  lin.  19. 

ia)  Weisth.  v.  Ebersheimmünster  v.  1320,  ebendas.  I.  672.  lin.  26. 

14)  Euchhofen:  ebendas.  I.  686.  lin.  7.  —  Vergl.  Weisth.  v.  Bassen- 
heim, ebendas.  I.  690.  lin.  21. 

15)  Dismanire,  dismannire;  corrump.  „dismanare,  dismanuare";  vergl. 
Form.  Lindenbrog.  Nr.  177;  Marculf.  append.  Nr.  31;  ist  der  Gegensatz  von 
manire,  mahnen,  gebieten,  vorgebieten. 

Jura  curiae  de  Berse,  bei  J.  Grimm,  I.  692.  lin.  26.  —  Vergl.  eben- 
das. lin.  27.  „mansus  sasitus".  , 

17)  Vergl.  z.  B.  Weisth.  v.  Ütenheim,  ibid.  I.  731.  lin.  I;  Weisth.  von 
Waldolvi  sh  eim,  ibid-  I.  751.  lin.  27. 
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in  bannum,  sive  in  forbannum  mittere"18)  wiedererkennt.  Buch- 
stäblich entspricht  auch  die  Formel:  ,,das  Gut,  oder  mitunter  vor- 
läufig nur  die  Früchte,  das  Korn,  wegen  der  rückständigen  Zinsen 
,,in  bann  thun", 19)  und  hieran  anschliessend,  sagt  das  Weisthum 
von  Wolksheim20)  von  den  Gütern,  die  ein  Hub  er  für  den  rück- 
ständigen Zins  aufgibt,  dass  sie  ,,in  gutem  ban,  nach  bannerrecht 
liegen  sollen",  d.  h.  dass  dem  Aufgebenden  der  Wiederantritt  des 
Gutes  untersagt  ist. 

Die  Eechtswirkung  der  Abmeierung  und  des  Einziehens  des 
Hubgutes  ist,  dass  es  in  die  unbeschränkte  Verfügungsgewalt  des 
Gutsherrn  zurückkehrt  und  sich  das  volle  Eigenthum  desselben  durch 
das  Erlöschen  der  Rechte  des  Hubers,  also  durch  Consolidation, 
wieder  herstellt.  Dies  wird  häufig  durch  die  Formel  ausgedrückt, 
dass  das  Gut  wieder  ,, seiegut",  terra  salica,  geworden  ist:  so  z.  B. 
sagt  das  Weisthum  von  Boffisheim,  um  1301,  c.  8.  und  20 21), 
dass  das  Gut,  welches  man  ,,mit  der  vögete  hande  gezogen"  hat, 
sein  soll:  „als  ander  seiegut  der  eptissin";  und  das  Weisthum 
von  Ingemersheim22)  erklärt  übereinstimmend  von  dem  gezoge- 
nen Gute:  „und  ist  ouch  danne  sele-gut".  Dasselbe  bezeichnet  das 
Weisthum  von  Ütenheim23)  mit  der  Formel,  dass  die  Herren 
(vonHanow)  die  Güter  sollen  „ziehen  mit  friger  (freier)  hand 
in  ihren  gewalt",  und  in  gleichem  Sinne  erklärt  es  das  Weis- 
thum von  Euchhofen24)  und  das  Weisthum  von  Wr atzhoven25) 
als  ein  Recht  des  Hofes  „der  eigens  chaft  des  gutes  nachzu- 
fahren"26), so  lange  als  das  Gut  „unverzinset",  d.  h.  der  Zins 
rückständig  ist. 


18)  Vergleiche  z.  B.  Ludov.  Pii,  Legg.  Langobard.  Formula,  ad  c.  20.  „per 
istum  fustem  et  istum  wantonera  mitto  omnes  res  de  Martino  in  banno" 
(lies:  bannum).  —  Vergl.  Karol.  M.  cap.  Ticin.  a.  801.  c.  12;  bei  Pertz,  Legg. 
1.85.  —  „Res  in  forbannum  (in  furbanno)  mittantur";  Karol.  M.  cap.  de  partib. 
Saxon.  a.  785.  c.  27  ;  ibid.  I.  50.  Synonym  ist  auch:  ,,ei  allodem  tollat"; 
in  Karol.  II.  cap.  a.  853.  c.  7;  ibid.  p.  425.  —  Vergl.  meine  deut.  Rechts- 
gesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  837.  877.  941. 

*9)  Weisth.  v.  Bassenheim,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  L  690.  lin.  21. 

20)  Wolksheim:  ebendas.  I.  716. 

2»)  Boffisheim:  ebendas.  L  679.  lin.  46;  p.  681.  lin.  11. 

22)  Ingemersheim:  ebendas.  I.  748.  lin.  27. 

23)  Ütenheim:  ebendas.  I.  730.  lin.  17.  —  Vergl.  auch  Gressweiler, 
ebendas.  I.  705.  lin.  34:  „das  gut  ziehen  mit  einer  freien  hand".  —  Freie 
Hand  haben,  bedeutet  noch  jetzt,  unbeschränktes  Verfügungsrecht  haben. 

24)  Euchhofen:  ebendas.  I.  686.  lin.  12.  28. 

25)  Wratzhoven:  ebendas.  L  720.  lin.  10. 

ie)  Eigenschaft:  vergl.  hierüber  oben  §.  27.  pag.  127. 
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In  dein  Weisthum  von  Ebersheimmünster  v.  1320  27)  wird 
das  Abmeiern  bezeichnet  als  „einem  das  gut,  den  hoven  (Hof)  us- 
gedingen"  2S),  d.  h.  im  Hübnergericht  (D  i n g)  absprechen  lassen, 
und  der  Hergang  dabei  wird  folgendermassen  beschrieben: 

„und  swa  dick  (oft)  ein  meiger  eime  gut  usgedinget,  das  es  an 
„den  zuc  gat  (geht),  das  sol  (er)  künden  in  deme  offenen 
„dinge,  und  sol  es  der  voget  dem  abbete  ziehen  in  des  gotshus 
„gewalt.    Und  swa  min  herre  der  abbet  sinen  hoven  uzgedinget, 
„si  ligen  in  verten  (Fahrten)  oder  vmbe  zins29),  die  sol  der 
„vrige  (freie)  vogt  deme  abbete  ziehen  in  des  gotshus  gewalt, 
„und  sol  im  fride  beren30)  und  beschirmen,  also  daz  der  abbet 
„geruwet  (ruhig)  sitze  und  frideliche  uf  deme  selben  gute". 
Hieraus  ersieht  man ,    dass  ein  förmliches  gerichtliches  Ver- 
fahren, dingen,  thingare,  in  dem  Hübnerdinge,  d.  h.  dem  von  den 
Hübnern  selbst  gebildeten  Dinghofsgerichte  unter  dem  Vorsitze  des 
Vogtes  statt  fand,  wobei  der  Meier  als  Kläger  für  den  Herrn  auf- 
trat, die  Hühner  als  die  Gerichtsgemeinde  das  Urtheil  fanden31) 
und  der  Vogt  sodann  auf  Grundlage  des  von  den  Hübnern  gefunde- 
nen Urtheils  die  Ausweisung  des  Hubers  und  die  Einweisung  des 
Herrn  in  den  Besitz  des  Hubgutes  aussprach  und  dem  Herrn  „Frie- 
den wirkte";  d.  h.  es  fand  ein  Verbieten  von  Besitzstörungen 
durch  den  Vogt  in  derselben  Weise  statt,  wie  dies  bei  den  Ein- 
weisungen („inwisunge")  in  Güter  nach  den  Rechtsbüchern  über- 
haupt durch  den  Richter  statt  fand 3.2).     Dies   wird   durch  zahl- 
reiche Urkunden  bestätigt ,  von  welchen  hier  nur  die  Entscheidung 
eines  vor  dem  Markgrafen  Engelbert  v.  Chreiburg  im  XII.  Jahr- 
hundert verhandelten   rei  vindications  -  Prozesses  angeführt  werden 
soll,  welche  schon  genau  dieselbe  Formel  des  Frieden-Wirkens,  nur 


27)  Ebersheimmünster:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  672.  lin.  26.  28. 

28)  usgedingen,  aus-dingen:  Dingen,  lombard.  thingare,  ist  allgemeiner 
Ausdruck  für  jede  gerichtliche  Verhandlung,  sowohl  in  Sachen  der  streitigen  als 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

29)  V  e  r  t  e  n ,  d.  h.  Fahrten  ;  nämlich  Frohnfahrten ,  Frohndienste  als  Schiff- 
leute; vergl.  das  Weisth.  v.  Ebersheimmünster,  ebenda s.  p.  668.  lin.  1. — 
Der  Sinn  ist:  „Die  Höfe  mögen  gegen  Frohnfahrten  oder  gegen  einen  census  ver- 
liehen sein." 

30)  Fride  beren  (weren,  wehren):  d.  h.  Frieden  wirken;  vrede  werken. 

31)  Nirgends  konnte  der  Herr,  der  Vogt  oder  Meier  ohne  vorgängiges  Urtheil 
der  Hübner  eine  Abmeierung  oder  eine  Strafe  aussprechen;  vergl.  z.  B.  Weisth. 
v.  Br  usch  wickersh  ei  m,  ebendas.  I.  713.  lin.  13. 

32)  Sachsensp.  III.  20.  §.  3;  III.  56.  §.  3.  Vergl.  meine  deutsche  Bechts- 
gesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  714.  941. 
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in  lateinisoher  Sprache,  zeigt,  wie  das  eben  angeführte,  um  fast 
zwei  Jahrhunderte  jüngere  "Weisthum  von  Ebersheimmünster. 
Von  dieser  markgräflichen  Entscheidung  wird  nämlich  berichtet33): 
„Dicto  igitur  legitimo  testimonio  sententia  judiciaria  praeposita 
,,et  fratribus  (perhtherscadmensibus)  adjudicata  est  deinceps  quies 
,,et  libera  possessio". 

In  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung  v.  1612.  §.2  findet 
sich  die  nähere  Bestimmung,  dass  der  Meier  demjenigen,  der  mit 
seinem  Zins  drei  Jahre  lang  im  Kückstand  geblieben  ist  („seinen 
zins  versesse  zu  geben  untz  an  das  dritte  iar") 34) ,  und  ihn  auch 
dann  nicht  „richtet",  d.  h.  entrichtet,  das  Gut  verbieten  soll  („ziehen 
mit  einer  freien  hand  in  des  dinkhoffsherren  gewalt").  Versucht 
der  Ausgewiesene  des  Verbotes  (Bannes)  ungeachtet  in  das  Gut 
wieder  einzudringen  (das  „introire  super  bannum  sive  super  wifam" 
der  karolingischen  Zeit),  so  wird  er,  so  oft  er  dies  thut  („also  dik 
einer  darauf  führe"),  um  30  Schilling  Pfenninge,  den  halben  karo- 
lingischen bannus,  somit  wegen  eines  grossen  Frevels35)  gebüsst; 
eine  Strafsumme,  welche  auch  in  anderen  Weisthümern  häufig  auf 
diese  unbefugte  „keer"  oder  „an-kere,  d.  h.  Wiederkehr,  Zu- 
rückkehr  des  Ausgewiesenen  auf  sein  Hubgut,  gesetzt  ist.  So  sagt 
z.  B.  das  Weisthum  von  Wal  dol  vis  heim  v.  16  1  2  36): 

„Wen  der  meiger  ein  gut  verbieten  lässt,  so  mancher  keer  über 
„das  gebot  uf  demselbigen  guet  beschicht,  also  dick  bessert  der 
„ungehorsam,  der  den  keer  thut,  dem  dinkhofsherren  30  Schill. 
„den.37). 

Nach  dem  Weisthum  von  Ekboltzheim  v.  1532.  1542  38) 
musste  sogar  von  jeder  Furche,  die  nach  einem  solchen  Verbote  noch 

33)  Schenkungsbuch  der  Propstei  Berchtesgaden  in  den  Quellen  der  bayer. 
und  deutseben  Gesch.  Bd.  I.  p.  318.  319. 

34)  Versitzen:  vergl.  Weisth.  v.  Ütenheira,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I. 
730.  lin.  34 :  „versessene  zinsen",  d.  h.  rückständige  Zinsen. —  Dem  „ver- 
sitzen des  zinses"  entspricht  genau  das  „sup  ers  e  d  er  e"  in  der  fränkischen 
und  angelsächsischen  Latinität.  In  dem  Weisth.  v.  Grussenheim  v.  1320  er- 
scheint in  gleichem  Sinne  „ü  ber  s  i  tzen". 

35)  Siehe  oben  §.  7.  pag.  26. 

36)  J.  Grimm,  Weisth.  L  751.  lin.  2. 

37)  Aehnliche  Bestimmungen  enthalten :  Weisth.  v.  Osthausen,  ebenda s. 
I.  710.  lin.  21;  G  ei  sp  Olzheim,  I.  706.  c.  14;  Gr  essweil  er,  I.  704.  lin.  41; 
Bibelnheim,  I.  725.  lin.  I;  Ütenheim,  I.  731.  lin.  4;  Grussenheim, 
a.  1320,  I.  674.  lin.  10;  Sundhaus,  I.  677.  lin.  46;  Stozheim,  v.  1412.  I. 
687.  lin.  24;  Wrazhoven,  I.  719.  lin.  15.  u.  s.  w. —  An-kere,  schreibt  das 
Weisth.  v.  Swindrazheim,  I.  714.  lin.  21. 

38)  Eben  das.  I.  722.  lin.  20. 
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auf  dem  Acker  gepflügt  wurde,  „ein  frevel",  d.  h.  30  Schilling 
Pfenninge  gebüsst  werden. 

Schon  das  Weisthum  von  Ebersheimmünster  v.  1320  39> 
erwähnt,  dass  der  wegen  Zinsrückstandes  ausgetriebene  Hübner  durch 
die  Gnade  des  Herrn  das  Gut  wieder  erlangen  kann,  doch  musste 
er  auch  in  diesem  Falle  das  verwirkte  Strafgeld  an  den  Meier  be- 
zahlen, oder  sich  hierüber  mit  demselben  verständigen  („überein 
komen  umb  sinu  wette").  Aehnlich  sagt  die  Dinghofserneuerung 
von  1612.  §.  2,  dass  das  Gut  so  lange  „in  des  Meyers  Hand 
stehen"  soll,  bis  man  mit  ihm  ,,uberkomt  umb  sein  recht"40). 
Es  liegt  diesen,  auch  in  anderen  Weisthümern  häufigen  Bestim- 
mungen offenbar  dieselbe  Rücksicht  zu  Grunde,  aus  welcher  in  dem 
mainzer  Landfrieden  K.  Friedrich' s  II.  v.  1235.  c.  12  verordnet 
ist41),  dass  ein  Aechter,  der  aus  der  Acht  gethan  wird,  doch  dem 
Hofrichter  seine  Wette  bezahlen  muss,  damit  man  sich  desto  mehr 
scheue,  in  die  Acht  zu  kommen. 

Die  ebersheimer  Dinghofserneuerung  von  1612  fügt  in  §.  3. 
4.  und  5.  bezüglich  der  Begnadigung  eines  zahlungssäumigen  Hübners 
noch  eine  Unterscheidung  bei.  Wäre  nämlich  derselbe  ,,nit  im 
land",  d.  h.  ausser  Landes  abwesend,  so  soll  man  das  Gut 
Jahr  und  Tag  „liegen"  lassen,  und  bis  die  „Brömen"  (Brom- 
beeren) wachsen,  d.  h.  bis  zum  Herbst,  wo  die  Arbeit  zur  Be- 
stellung der  Wintersaat  beginnt.  Kommt  der  Mann  in  dieser  Zeit 
zurück  und  bittet  um  Gnade ,  so  muss  sie  ihm  gewährt  werden. 
War  aber  der  Abgemeierte  während  dieser  Zeit  im  Lande  anwesend, 
so  stehet  es  lediglich  im  Belieben  der  Dinghof herren ,  ob  sie  ihm 
Gnade  erzeigen  wollen.  Eine  ähnliche  Bestimmung  zeigt  auch  das 
Weisthum  von  Gressweiler42),  welcher  Dinghof  eben  so,  wie 
der  zu  Ebersheim,  dem  Kloster  Erst  ein  gehörte: 

„Ist  einer  uss  dem  lande,  das  gut  hat  iar  und  tag  frist,  eh  es 

„ziegig  (zugig)  wird". 


39)  Eben  das.  I.  672.  lin.  32. 

40)  Ueberhaupt  werden  die  Huber  in  den  Weisthümern  häufig  auf  ein  solches 
„Uebereinkommen"  mit  dem  Meier  hingewiesen;  z.  B.  Weisth.  v.  Scher- 
Wiler,  ibid.  I.  675.  lin.  22.  „Und  die  besserung,  die  die  gotteshausleut  und 
hueber  (zu  zahlen)  haben ,  sollen  dieselben  mit  einem  meier  übereinkommen ,  und 
sol  er  milt  (mild)  sein";  —  v.  Stozheim,  ibid.  I.  687.  lin.  25;  v.  Üten- 
heim,  ibid.  I.  733.  lin.  7.  u.  s.  w. 

«)  Pertz,  Legg.  II.  316. 

42)  J.  Grimm,  Weisth.  L  705.  lin.  28. 
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Was  das  „liegen  lassen''  des  Gutes  während  des  Jahres  der 
Abwesenheit  bedeutet,  zeigt  das  Weisthum  von  Sundhaus43), 
•welches  für  jedes  gezogene  Gut  vorschreibt,  dass  es  ,,sol  ior  und 
tag  bliben  ligen  ungebuwen",  d.  h.  ungebaut.  Nach  anderen 
Hofrechten,  wie  z.  B.  zu  Niedernspeckbach44),  musste  aber 
der  Meier  während  des  gedachten  Jahres  der  Abwesenheit  das  Gut 
selbst  ,,under  sinen  buw  (Bau)  nemen  vnd  es  truwlich  buwen 
(bauen)." 

Vertreibung  der  Huber  wegen  „missbau",  d.  h.  schlechter 
Bewirthschaftung  des  Hubgutes,  wird  in  der  Dinghofs  erneu  erung 
von  Ebersheim  nicht  erwähnt :  dass  aber  der  Gutsherr  auch  aus 
diesem  Grunde  zur  Abmeierung  des  Hubers  berechtigt  war,  kann 
nicht  bezweifelt  werden,  auch  wird  dies  in  den  Weisthümern  anderer 
elsässischer  Dinghöfe  ausdrücklich  erwähnt.  So  z.  B.  sagt  das  Weis- 
thum von  Euchhofen45): 

,,Der  meiei  ...  sol  auch  sorge  tragen  das  die  gueter,  die  zu  ge- 
,,meltem  hof  Zinsen,  in  keinen  misbau  gerathen,  damit  sie  den 
„zins  wol  ertragen  mögen,  und  wo  solche  gueter  in  misbauw 
„gerathen,  sol  er  dieselben  mit  rechte  ziehen  und  solche  gezogene 
„guter  mag  der  her  abt  wider  hinweg  lihen". 

Ueberdies  lag  wohl  der  Beweis  einer  schlechten  Bewirthschaf- 
tung des  Gutes  schon  darin,  wenn  ein  Huber,  den  keine  Unglücks- 
fälle betroffen  hatten,  seinen  Zins  nicht  aufbrachte,  und  dies  ist 
wohl  auch  der  Grund,  warum  in  den  meisten  Weisthümern  der 
Missbau  gar  nicht  besonders  als  Abmeierungsgrund  erwähnt  wird. 

§•  30. 

3)  Die  Beherbergung  des  Gutsherrn  mit  dreizehn  Halbrossen. 

Auch  das  uralte,  schon  in  der  merowingischen  und  karolingi- 
schen  Zeit  bestandene  Herrenrecht  des  ,,heribergareu  *)  oder 
„herwergen2),  herb  er  gen",  d.  h.  eine  Beherbergung  zu  ge- 
wissen Zeiten  oder  bei  gewissen  Veranlassungen  mit  einem  beritte- 


43)  Eben  das.  I.  677.  lin.  44. 

44)  Eben  das.  I.  653.  lin.  21. 

45)  Ebendas.  L  684.  lin.  12. 

1)  her  ib  er  g  ar  e:  so  schreibt  z.  B.  Cap.  K  ar  oli  M.  a.  81 1.  c.  2  ;  bei  P  ertz, 
Legg.  I.  173. 

2)  Herwergen:  so  schreibt  z.  B.  der  regensburger  Landfrieden  K.  Ru- 
dolph'« I.  v.  1281.  c.  18.  30.  in  den  Quellen  der  bayer.  und  deutschen  Gesch. 
Bd.  V.  p.  342;  bei  Pertz,  Legg.  I.  427.  428.  c.  13.  25. 
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nen  Gefolge  von  den  Hubern  zu  fordern,  tritt  in  den  Dinghofs- 
urkunden fortwährend  als  practisch  hervor  und  erscheint  in  den 
Urkunden  unter  den  mannigfachsten  Bezeichnungen,  wie  z.  B.  alber- 
gare  (daher  franz.  au  berge);  soniare  (franz.  soigner,  be- 
sorgen, versorgen),  mansio,  convivium,  prandium,  tractoria, 
servitium,  hospitium,  parata,  jus  gisti  et  procuratio- 
n  i  s ,  Zehrung  oder  Zoeren,  Essen,  Ezzen,  Atzung,  Tag-  oder  Nacht- 
Essen;  Imb  (Imbiss),  Leger,  Lager,  Naht-sedele  (Nachtlager),  Besse- 
rung, Dienst  u.  s.  w. 

Bezüglich  der  Guts-  oder  Landherren  war  dieses  Recht  ein 
Ausfluss  der  Gutsherrlichkeit  selbst,  d.  h.  eine  der  contractlichen 
oder  herkömmlichen  und  somit  selbstverständlichen  Bedingungen, 
unter  welchen  den  Hubern  die  Huben  überlassen  wurden,  also  eine 
Reallast,  wogegen  die  kaiserliche  oder  landesfürstliche  Gesetzgebung 
nichts  einzuwenden  hatte.  Dagegen  war  es  eine  Quelle  unerschöpf- 
licher Beschwerden  des  gemeinen  Mannes  geworden,  dass  auch  die 
Grafen  und  anderen  Richter,  wie  namentlich  die  Vögte  der  kirch- 
lichen Immunitäten,  die  kaiserlichen  Missi  u.  s.  w.  auch  eine  solche 
Beherbergung  und  Bewirthung  für  sich  und  ihr  Gefolge  an  den 
Orten  beanspruchten,  wo  sie  einen  Gerichtstag  abhielten.  Schon 
die  fortwährende  Wiederholung  des  Verbotes  solcher  Bedrückungen, 
so  wie  die  häufige  Erlassung  kaiserlicher  Vorschriften  über  das 
Maas,  in  welchem  von  den  Beamten  solche  Zehrungen  verlangt  wer- 
den durften,  zeigen  aber  deutlich,  wie  wenig  die  Gesetzgebung 
gegen  diesen  Missbrauch  auszurichten  vermochte.  Man  kann  sich 
beiläufig  eine  Vorstellung  davon  machen,  wie  lästig  diese  Zehrungen 
den  Gerichtsinsassen  fallen  mussten,  wenn  man  sieht,  dass  nach 
einem  von  K.  Heinrich  IV.  im  J.  1104  gestifteten  Vergleiche 
die  Gerichtspflichtigen  dem  Advocatus  von  Regensburg  an  einem 
Gerichtstage  als  -„jg-er  Vitium"  liefern  mussten3): 

„duos  modos  tritici  et  duos  porcos,  tres  cados  vini  vel  medonis, 
„decem  cados  cerevisiae,  quinque  modos  avenae,  in  pabulum 
„triginta  equorum"; 
oder  dass  nach  einem  Schiedssprüche  vom  J.  1235  der  Vogt  in 
Oehringen  dreimal  im  Jahre  mit  32  Rittern,  jeder  mit  zwei 
Knechten,  bewirthet  oder  für  die  Bewirthung  abgefunden  werden 
musste  4). 


3)  Kotae  Herrn.  Altah.  bei  Böhmer,  fontes  rer.  germ.  III.  p.  567;  auch 
bei  Pertz,  Legg.  II.  62. 

4)  Hans  selmann,  dipl.  Beweis  d.  Landeshoheit  von  Hohenlohe,  p.  412.  413. 
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Das  Weisthum  von  Ebersheimmü nster  v.  1320  enthält  die 
Bestimmung,  dass  die  Huber  dreimal  im  Jahr  des  Herrn  Gäste, 
ohne  Beschränkung  auf  eine  Zahl,  beherbergen,  deren  Rossen  Stroh 
und  Heu  geben  und  ihre  Betten  in  den  Dinghof  leihen  müssen 5) ; 
eine  Einrichtung,  welche  noch  in  vielen  anderen  Weisthümern  er- 
wähnt wird6).  Ein  solches  Bette  hiess  ein  „müglich"  oder  ein 
geschunden",  auch  ,,beschunden"  Bette7),  d.  h.  ein  mög- 
lichst gutes,  abgezogenes  Bett,  ein  Bett  mit  frischem  Bettzeug,  so- 
fern sich  nicht  der  Herr  für  sich  und  seine  Gäste  seines  eigenen 
Bettleinen  zu  bedienen  pflegte,  wie  dies  auch  heut  zu  Tage  noch  ge- 
bräuchlich ist,  wenn  Jemand  wegen  grosser  Zahl  von  Gästen  Betten 
entleiht.  Die  Erwähnung  des  ,, dreimal  im  Jahr"  deutet  auf 
einen  Zusammenhang  dieses  Beherbergungsrechtes  mit  der  alten  Ge- 
richtsverfassung, den  drei  jährlichen  Gerichtstagen  oder  Jahrdingen 
hin,  welche  ursprünglich  auf  jedem  Dinghof  gehalten  zu  werden 
pflegten  8). 

Die  ebersheimer  Dinghofserneuerung  v.  1612.  §.  17  führt  es 
insbesondere  als  ein  Recht  der  Dinghofherren  auf,  welches  sich  noch 
von  der  Aebtissin  von  E r s t e i n  herschreibe ,  dass  sie  mit  drei- 
zehn Halbrossen  nach  Ebersheim  ,, fahren",  d.  h.  überhaupt 
reisen,  kommen,  dürfen9),  welche  sie  dem  Meier  „befehlen", 
d.  h.  anempfehlen,  und  dieser  soll  sie  auf  den  Höfen  der  Hübner 
unterbringen.  Uebereinstimmend  heisst  es  in  dem  Weisthum  des 
ebenfalls  der  Aebtissin  von  Erstein  gehörigen  Gre  s  sw  eil  er 10): 
,,Mein  Frau  (die  Aebtissin)  sol  auch  aufFaren  an  dem  vierten  Jar, 
,,ob  sie  will,  mit  rittern  und  mit  knechten  13  halbross". 

Halbross,  Halbpferd,  heisst  überhaupt  ein  verschnittener 
Hengst  oder  sog.  Wallach 1 1) ,  was  auch  sonst  im  Elsässischen  ein 

5)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  688.  lin.  8—10. 

6)  Vergl.  z.  B.  Jura  Curiae  in  Berse,  Saec.  XIII.  „lectos  congregare  a  nian- 
sionariis",  ibid.  I.  694.  lin.  23;  Bassenheim,  I.  691.  lin.  3;  Nothalten, 
I,  682.  lin.  41;  Boffisheim,  I.  680.  lin.  10. 

7)  Jahrsspruch  im  Uffried,  ibid.  I.  759.  lin.  3:  „(Der  heimburg)  soll  den 
herrn  legen  unter  ein- mü  gl  ich  bett,  nennt  man  ein  geschunden  bett".  — 
Vergl.  Weisth.  von  Hohen  fr  ankenheim,  I.  743.  —  „Beschunden  bett", 
schreibt  "Weisth.  von  Dankrotzheim,  I.  738.  —  Das  in  Note  6  erwähnte  Weis- 
thum  von  Berse  schreibt  die  Erneuerung  der  Betten  (des  Bettzeuges)  durch  die 
Huber  alle  14  Tage  vor. 

8)  Siehe  unten  §.  35. 

9)  Fahren  (faran)  drückt  bekanntlich  jede  Art  der  Bewegung  aus,  so  z.  B. 
noch  in  „wallfahren." 

10)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  704.  lin.  26. 

H)  Scherz,  Glossar,  v.  Halbpferd;  equus  castratus. 
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ein  „Meiden"12).  Es  will  damit  aber  keineswegs  in  den  Weis- 
thümern  gesagt  sein,  dass  der  Gutsherr  nur  Wallachen  mit  sich 
führen  dürfe,  sondern  diese  Art  von  Pferden  wird  nur  darum 
gewohnlich  genannt,  weil  sie  sich  am  besten  zu  Keitpferden  bei 
Auszügen  in  grösserer  Anzahl  eignen  und  besonderen  Werth  hatten, 
so  dass  damit  gewissermassen  auf  den  Reichthum  oder  hohen  Stand 
des  Gutsherrn  hingewiesen  wurde,  der  dreizehn  Wallachen  halten 
konnte.  Dass  auf  das  Wort  Halbross  kein  weiteres  Gewicht  zu 
legen  ist,  ergibt  sich  daraus,  dass  in  ähnlichen  Urkunden  die  Be- 
zeichnungen „Hengste,  Rosse,  Pferde,  Meiden  u.  s.  w.  ganz  will- 
kührlich  wechselnd  gebraucht  werden  Uebrigens  wurde  der  Aus- 
druck Halbross  oder  Halbpferd  bald  ungebräuchlich  und  an  manchen 
Orten  von  den  Schreibern  nicht  mehr  verstanden;  daher  die  sinn- 
losen Angaben  in  manchen  Weisthümern  von  dem  Rechte  des  Herrn 
oder  des  Vogtes  auf  dem  Gute  zu  erscheinen  mit  dritthalben  pferd  14), 
oder  mit  drithalbros  l5) ,  mit  6^2  rosse1'3),  mit  drizehenthalben 
man  zu  rosse 17) ,  mit  sechstehalben  pferden ls)  u.  s.  w.  Mitunter 
begegnet  man  einem  Versuche  des  Schreibers,  den  ihm  Unverstand- 
liehen  Ausdruck  dadurch  zu  erläutern,  dass  er  auf  „Mäuler" 
(Maulthiere  oder  Maulesel)  hinweist;  so  z.  B.  heisst  es  im  Weis- 
thum von  Selse  v.  1310.  c.  37 10):  „Der  vogt  sol  kumen  mit 
attimhalbe  rhusse  (achthalb  rossen),  daz  sulent  siben  phert  sin 
unt  ein  mul".  Desgleichen  soll  nach  dem  Weisthum  von  Brusch- 
wickersheim 20)  der  Freivogt  kommen  ,, mit  nundehalben  ros, 
dasz  ist  mit  acht  rossen  und  mit  einem  mule". 

Die  Anerkennung  der  Befugniss,  mit  einem  berittenen  Gefolge 
zu  erscheinen ,  enthält  eine  sehr  beachtenswerthe  Andeutung  über 
das  hohe  Standesrecht  des  Dinghofherrn.  Ein  bewaffnetes,  nament- 
lich ein  berittenes  Gefolge  zu  haben,  war  schon  in  der  karolingi- 


12)  Scherz,  Grloss.  v.  „Meiden"  und  „Heyden".  —  Weisth.  v.  Fegers- 
heim,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  709.  lin.  36:  „Der  vogt  sol  ouch  haben  einen 
meiden"  etc.  —  Meiden  (mähen)  bedeutet  „schneiden,  verschneiden". 

ri)  Vergl.  Scherz,  Gloss.  v.  Meyden;  siehe  auch  den  unten  Note  24  er- 
wähnten regensburger  Landfrieden  K.  Rudol^h's  I.  a.  1281.  c.  26. 

,4)  Weisth.  von  Marl  ei,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  L  728.  lin.  23. 

15)  Weisth.  von  Mülbach,  ibid.  I.  697.  lin.  21. 

16)  Weisth.  von  Drusenheim,  ibid.  I.  735.  lin.  9. 

17)  Weisth.  von  Hüningen,  ibid.  I.  651.  lin.  13. 
<8)  Weisth.  von  Pegersheim,  ibid.  I.  709.  lin.  23. 

19)  Ebendas.  I.  763.  lin.  ult. 

20)  Ebendas.  I.  713.  lin.  38. 

Zöpfl,  Alterthiimer.  I.  10 
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sehen  Zeit  ein  besonderer  Vorzug  der  Landrichter  oder  Grafen, 
wie  dies  ein  Capitulare  Ludwig's  des  Frommen  v.  823  ausdrück- 
lich sagt,  welches  den  Grafen  in  der  Lombardei  dieses  Recht  be- 
stätigt21): 

,,(c.  13)  ,,Liceat  comiti  scusatos22)  habere,  sicut  Lex  Lango- 
,,bardorum  continet"  23). 

Hieran  anschliessend  verordnet  der  regensburger  Landfrieden 
K.  Rudolph's  I.  v.  1281.  c.  2  6  24): 

,,Ez  ensol  nieman  dheinen  schützen  füren,  er  hab  dann  drizzich 
,,phunt  gült  oder  er  siein  rihter.  Sw  er  anders  sogetan  schützen 
„begreifet ,  der  sol  in  die  hengest  (Hengste) 25)  und  die  ärmst 
,,(armbrust)  nemen  und  sol  di  schützen  an  das  geriht  antwurten 
„für  schedlich  leut". 

Unter  einem  Herrn,  der  dreissig  Pfund  als  jährliches  Einkom- 
men aus  Grundrenten  hat,  wird  hier  unverkennbar  ein  Mitglied 
des  Herrenstandes ,  d.  h.  ein  Grund-  oder  Landherr  verstanden,  der 
ähnlich  wie  der  Graf  ein  Richter  ist,  d.  h.  Gerichtsbarkeit  auf 
seinem  Dinghof  hat.  Da  sonach  den  Inhabern  einer  Gerichtsbar- 
keit überhaupt  das  Recht  zustand,  ein  berittenes  und  bewaffnetes 
Gefolge  zu  haben,  so  erklärt  sich  auch,  warum  die  Vögte  der  Kirchen 
und  Klöster  ebenfalls  an  den  Gerichtstagen  auf  den  Dinghöfen  mit 
einem  solchen  Gefolge  erschienen:  überdies  wurden  auch  diese  Vögte 
im  Interesse  der  Kirchen  meistens  nur  aus  dem  hohen  Herrenstande, 
„den  freien  Herren",  genommen,  wie  dies  auch  die  häufige  Be- 
zeichnung derselben  als  Freivögte  andeutet2*').  Die  Befugniss, 
ein  solches  bewaffnetes  und  berittenes  Gefolge  zu  haben,  ist  aber 


*»)  Pertz,  Legg.  I,  235. 

**)  Scusati  (corrump.  excusati;  franz.  escusson,  ecusson)  sind  nach  gemeiner 
Meinung  scutarii,  Schildträger;  richtiger,  das  latinisirte  Schützen,  d.  h.  über- 
haupt „Bewaffnete".  In  gleichem  Sinn  steht  auch  „scuta":  z.  B.  Urk.  des 
K.  Coenulf  v.  Mercia,  a.  821,  bei  J.  Kemble,  Cod.  dipl.  aevi  Saxon.  I.  271  ; 
„expeditionem  cum  XII.  vasallis  et  tantis  s cutis  exerceant". —  Gleichbedeutend  sind: 
Lanzen,  im  Gegensatz  von  Helmen,  d.  h.  Rittern  oder  ritterlichen  Lehnsleuten. 

23)  Die  Lex  Langobardorum  gebraucht  das  Wort  scusati  nicht:  sondern 
nennt  in  der  gleichen  Function  die  arimanni;  man  findet  auch  dafür  caballi- 
cator,  bei  den  Westgothen  Sajo  u.  s.  w. 

24)  In  den  Quellen  der  bayer.  und  deutschen  Gesch.  Bd.  V.  pag.  343;  bei 
Pertz,  Legg.  II.  p.  428.  c.  21. 

25)  Pertz  1.  c.  liest:  „pfärde"  (Pferde). 

2G)  Yergl.  die  Erörterung  unten  Nr.  XIII.  Den  Gegensatz  bildet  der  (Bauern-) 
Yogt,  welche  Bezeichnung  oft  mit  Meier  gleichbedeutend  ist,  der  häufig  zu  den 

eigenen  Leuten  oder  Gutshörigen  gerechnet  wurde. 
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um  so  mehr  ein  Beweis  für  den  Herrenstand  eines  Dinghofherrn, 
als  kein  Herr  in  ein  solches  Gefolge  (militia)  gemeine,  hörige  oder 
zinspflichtige  oder  gar  anrüchige  Leute  aufnehmen  durfte  und  daher 
das  Gefolge  selbst  als  ein  Ehrenstand  von  Ritterbürtigen,  cingulum 
militare,  oder  eine  Ritterschaft  erschien.  Ausdrücklich  wurde  dies 
schon  von  K.  Friedrich  I.  in  der  Constitutio  contra  incendiarios 
a.  1187  verordnet27): 

„De  filiis  quoque  sacerdotum,  diaconorum28)  et  rusticorum  statuimus, 
,,nc  cingulum  militare  aliquatenus  assumant,  et  qui  iam  assumse- 
,,runt,  per  iudicem  provinciae  a  militia  repellantur.  Quod  si 
„ dominus  alicuius  eorum  in  militia  eum  contra  iudicis  interdictum 
,,retinere  contenderit,  ipse  dominus  in  10  libris  iudici  condem- 
,,netur,  servus  autem  omni  iure  militiae  privetur". 

Dass  auch  in  der  Praxis  darauf  gehalten  wurde,  nur  Ritter- 
bürtige  im  eigentlichen  Gefolge  zu  haben  und  die  gemeinen  Knechte 
von  diesen  (den  Rittern  und  „edlen"  Knechten,  d.  h.  den  ritter- 
bürtigen Dienstleuten)  genau  unterschieden  wurden,  ersieht  man  aus 
dem  oben  angeführten  ö'ttinger  Schiedspruch  von  1235,  wornach 
jeder  der  32  Ritter  im  Gefolge  des  Vogtes  noch  zwei  (gemeine) 
Knechte  bei  sich  hatte  20).  Ganz  eben  so  unterscheiden  auch  die  Kriegs- 
artikel, welche  K.  Friedrich  I.  a.  1158  seinem  Heere  zu  Brixen 
verkündigte,  ,,milites  et  servientes,  sive  servo s und  machen 
namentlich  hinsichtlich  der  Bestrafung  sehr  grosse  Unterschiede, 
ob  eine  verbotene  Handlung  von  einem  miles,  d.  h.  hier  von 
einem  ritterlichen  oder  ritterbürtigen  Manne,  oder  von  einem  ge- 
meinen Kriegsknecht  begangen  wird 3Ü).  Auch  gibt  hiermit  über- 
einstimmend der  Schwabenspiegel,  wie  schon  erwähnt  worden,  es 
als  ein  charakteristisches  Merkmal  der  Semperfreien,  worunter  er 
den  Herrenstand  versteht,  an,  dass  sie  andere  Freie,  die  sogen. 
Mittelfreien,  d.  h.  Rittermässige  zu  Mann  haben31). 

Hieran  reiht  sich  zunächt  die  Frage,  ob  etwa  der  Zahl  von 
dreizehn  Halbrossen,  womit  die  Dinghofherren  zu  Ebersheim 
aufzuziehen  befugt  waren,  eine  Bedeutung  beizulegen  ist?  Dies 
dürfte  unbedenklich  zu  bejahen  sein.  Ebenso  wie  überhaupt  die 
Befugniss,  mit  einem  ritterlichen  Gefolge  auf  den  Malstätten  zu  er- 


27)  Bei  Pertz,  Legg.  fr.  p.  185.  lin.  24. 

28)  „Pfaffenkinder"  im  Sachsp.  III.  45.  §.  9. 

29)  Siehe  Note  4.  p.  143. 

30)  Fr  id.  I.  convent.  Brix.  bei  Pertz,  Legg.  II.  107.  c.  Ii 
**)  Siehe  oben  §.  19,  pag.  89. 
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scheinen,  mit  der  alten  Gerichtsverfassung,  insbesondere  mit  der 
Eigenschaft  als  Eichter,  zusammenhängt,  wie  eben  gezeigt  wurde, 
so  deutet  auch  die  Zahl  dreizehn  auf  einen  Zusammenhang  mit  dem 
alten  Gerichtswesen  hin.  Schon  nach  einer  Verordnung  Ludwig's 
d.  Fr.  sollte  das  Gericht  des  Grafen  mit  12  Schöffen  (scabini) 
besetzt  sein  32)  und  überhaupt  musste  der  Graf,  wo  er  richten  wollte, 
die  gesetzliche  Zahl  von  Schöffen  um  sich  haben  und  beziehungs- 
weise mit  sich  bringen 33).  Dasselbe  that  daher  auch  der  Vogt 
einer  Kirche  oder  eines  Klosters  und  eben  so  der  weltliche  Ding- 
hofherr, wenn  er  die  höhere  Gerichtsbarkeit  über  seine  Hintersassen 
vom  König  verliehen  erhalten  hatte.  Ebenso  wie  es  in  der  e  b  e  r  s  - 
heim  er  Dinghofserneuerung  v.  1612.  §.  17.  als  ein  von  der  Aeb- 
tissin  zu  Erstem  herstammendes,  auf  die  nachfolgenden  Dinghofs- 
herren übergegangenes  Eecht  derselben  bezeichnet  wird,  mit  dreizehn 
Halbrossen  auf  dem  Dinghofe  zu  erscheinen,  so  wird  auch  von  dem 
benachbarten  Abte  von  Ebersheimmünster  ein  hieran  anklingen- 
des Eecht  schon  in  dem  Weisthum  seines  Klosters  von  1320  er- 
wähnt, nämlich  ein  Weiderecht  mit  dreizehn  Eossen  auszu- 
üben 34). 

Deutlich  tritt  aber  der  Zusammenhang  der  dreizehn  Eosse  mit 
dem  Gerichtsverfahren  in  dem  Hubrecht  von  Haselach  v.  1336 
hervor35).    Hier  wird  gesagt: 

„Wenne  ouch  das  ding  (gehalten)  werden  sol,  so  sol  der  von 
i, Ohsenstein  (als  Vogt),  der  das  geriht  besitzen  sol,  komen  an 
,,dem  montage  dauor  zu  naht  in  des  egen.  sines  vogtes  hof  mit 
,,dritzehenden  halben  rosse". 

Dass  die  Zahl  der  dreizehn  Eosse  ursprünglich  eine  juristi- 
sche Bedeutung  hatte,  erhält  auch  seine  Bestätigung  durch  ein  altes 
nürnberger  Volkslied,  welches  von  dem  bekannten  fränkischen 
Eaubritter  Eppo  vonGailingen  als  etwas  ganz  besonderes 
berichtet : 

„Eppela  Gaila  von  Dramaus 

„Keitet  alle  Zeit  zu  Vierzehnt  aus." 

Dieser  gefürchtete  Todfeind  der  Nürnberger  hatte  also  der  Sage 
nach  (d.  h.  es  wurde  ihm  angedichtet)  stets  einen  Gefährten 
mehr,  als  die  gesetzliche  Zahl  von  zwölf  Begleitern,  die  ein  Graf, 


32)  Cap.  Ludov.  Pii  a.  819.  c.  2.  bei  Pertz,  Legg.  I.  227. 

33)  Cap.  Ludov.  Pii  a.  821.  c.  5.  bei  Pertz,  Legg.  I.  230;  Gap.  Missor. 
a.  825.  c.  4.  ibid.  I.  427. 

34)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  671.  lin.  8. 

35)  Ebendas.  I.  700.  lin.  19. 
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Dinghofherr  oder  Vogt  haben  durfte.  Wenn  man  nun  weiss ,  dass 
der  Volksglaube  dem  Eppo  von  Gailingen,  der  sich  besonders 
durch  den  kühnen  Sprung  mit  seinem  Rosse  über  den  Burggraben 
von  Nürnberg  verewigt  hat,  ein  Bündniss  mit  dem  ,,BÖsen"  zu- 
schrieb, so  wird  unschwer,  zu  errathen  sein,  wer  unter  dem  vier- 
zehnten Reiter  bei  seinen  Ritten  gemeint  war.  Ein  solcher  Aus- 
druck konnte  aber  nur  verstanden  werden,  wenn  mit  dem  Ritt  „zu 
dreizehen"  ein  fester  Begriff  verbunden  war,  und  dies  kann  nur 
durch  die  Beziehung  zu  dem  alten  Gerichtsverfahren  bewirkt  worden 
sein.  Später  wurde  allerdings  wohl  diese  Beziehung  vergessen  und 
erscheinen  dann  zum  Theil  willkiihrliche  Zahlen  der  Begleiter,  welche 
der  Dinghofherr  oder  sein  Vogt  mitzubringen  befugt  ist,  wie  z.  B. 
die  oben  (S.  143)  erwähnte  Zahl  von  30  und  32  Rossen.  Doch  fällt 
die  Beziehung  zum  Gerichtsverfahren  nie  ganz  hinweg,  wenn  gleich 
weniger  die  Rücksicht  auf  die*  B  es  etzung  des  Gerichtes,  als  viel- 
mehr die  Rücksicht  auf  die  bewaffnete  Hülfe  des  Vogtes  hindurch- 
blickt.   So  z.  B.  sagt  das  Weisthum  von  Geispolzheim,  c.  20  36): 

„Item  wan  der  meier  nach  dem  vogt  schickt  und  sein  bedarf, 

,,so  soll  der  vogt  komen  s  elbz  wö'lft". 

Ohne  eine  Zahl  der  Begleiter  ausdrücklich  zu  benennen,  sagt 
in  gleichem  Sinne  das  Weisthum  von  Neu  weil  er 37): 

,,Gat  S.  Petersleut  ein  not  an,   er  (der  vogt)  sol  uf  sitzen  mit 

,,sinen  knaben38)  und  sol  inen  helfen  mit  sinem  libe  und  sime 

,,gute  so  er  best  mag"39). 

Die  Zwölf-Zahl  erwähnt  aber  wieder  das  Weisthum  von  Not- 
halden40): 

„desselben  dages  sol  min  frowe  die  ebtischin  mit  zwelf  rossen 

,,hie  sin  ob  sie  wil". 

Sehr  wahrscheinlich  ist  die  Zwölfzahl  aus  der  Zahl  drei- 
zehn entstanden ,  indem  hier  wohl  anfänglich  nur  die  Zahl  der 
Rosse  der  Begleiter  gemeint  war,  oder  es  brauchte  der  Vogt  nur 
selbstzwölft  zu  erscheinen,   da  der  Meier,  wo  er  ein  freier  Mann 


36)  Geispolzheim:  ebenda s.  £  707.  c.  20. 

37)  Neuweiler:  ebenda s.  I.  757.  lin.  10. 

38)  Knaben,  Knappen:  sonst  pueri ,  juniores ,  daher  Junker  u.  s.  w. 

39)  Die  Weisthümer  machen  dem  Vogt  oft  die  eiligste  Hülfe  zur  Pflicht, 
so  dass  er  aufsitzen  soll,  wenn  auch  das  pferd  nicht  gesattelt  ist,  und  sich  auch 
nicht  die  Zeit  gönnen  soll,  den  anderen  Schuh  anzulegen,  wenn  er  etwa  an  dem 
einen  Fuss  barfuss  ist,  weil  er  zu  Bette  gehen  wollte".  Vergl.  Weisth.  v.  Scher- 
wiler,  ibid.  I.  675.  lin.  28;  von  Haselach,  ibid.  I.  701.  lin.  21. 

40)  Nothalden:  ebendas.  I.  682.  lin.  34. 
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war,  als  der  dreizehnte  Gerichtsbeisitzer  eintreten  konnte,  und  auch 
wirklich  regelmässig  als  solcher  und  namentlich  in  der  Function 
des  alten  Schultheisen  neben  dem  Dinghofherrn  oder  dem  Vogt  in 
den  Weisthümern  erscheint,  wenn  dieser  zu  Gericht  sitzt. 

Nach  dem  Weisthum  von  Dankrotzheim  sollte  der  Vogt, 
wenn  ein  Meier  nach  ihm  schickte,  kommen  ,,mit  VII  rossen"41). 

Auch  die  Erwähnung  dieser  Siebenzahl  hängt  wohl  noch 
mit  der  alten  Gerichtsverfassung  zusammen,  da  schon  die  Lex  Sa- 
lica,  Tit.  de  flde  facta  (Herold.  LIII.  3)  nur  sieben  Bachim- 
burgen  verlangt  und  auch  in  der  karolingischen  Zeit  und  bis  her- 
aus viele  Gerichte  nur  mit  sieben  scabinis  oder  Schöffen  besetzt 
waren42). 

Da  wo  Aebtissinen  auf  dem  Dinghof  persönlich  erscheinen, 
sind  die  Huber  oft  nur  für  verpflichtet  erklärt,  deren  „zwei"  oder 
,,vier"  Bosse  unterzubringen43).  Dies  scheint  sich  nur  auf  die 
Bespannung  des  Wagens  der  Aebtissin  zu  beziehen.  In  der  ebers- 
heim  er  Dinghofserneuerung  v.  1612.  §.  19  wird  auch  ein  solcher 
Wagen  der  Aebtissin  unter  der  Bezeichnung  „Segel",  d.  h.  ein 
mit  einem  Tuch  (Segeltuch)  oder  sog.  Plane  überspannter  oder  ver- 
hängter Wagen  erwähnt  und  ihr,  und  desgleichen  den  nachfolgen- 
den Dinghofherren,  das  Eecht  eingeräumt,  auf  einem  Wege  zu 
fahren,  welcher  anderen  Personen  nicht  gestattet  ist.  Eine  ähnliche 
Gestattung  eines  besonderen  Fussweges  für  die  Aebtissin  zeigt  das 
Weisthum  von  Scherweiler44): 

„Wenn  die  eptissin  von  Andlau  komt  in  iren  hof  zu  Scherweiler, 
,,so  sol  sie  ein  strass  haben  zue  der  Kirchen  durch  den  hof  von 
,,Lar,  also  weit,  das  uf  jeder  seiten  ein  ritter  neben  ir  mag 
„gehen". 

Mitunter  war  offenbar  die  Begleitung  des  Dinghofherrn  oder 
Vogtes  nur  auf  seine  persönliche  Bedienung  berechnet.  So  z.  B. 
soll  der  Vogt  nach  dem  Weisthum  von  Sigolzheim  v.  1320 4b), 
wenn  er  dort  am  Abend  vor  dem  Gerichtstag  (Ding)  eintrifft,  nur 
mit  sich  bringen  „einen  gerittenen  Knecht  und  ein  Boss  und  ein 
Pferd  (d.  h.  sein  und  seines  Knechtes  Pferd)  und  zwen  Winde 


4*)  Eben  das.  t.  738.  lin.  6. 

42)  Vergl.  z.  B.  Karoli  M.  Capp.  min.  a.  803.  c.  20.  Tertz,  Legg.  I.  115.  — 
Weisth.  von  Dankrotzheim,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  L  736.  lin.  18. 

43)  Z.  B.  Weisth.  v.  Bassenheim,  ibid.  I.  691.  lin.  4;  v.  Boffishcim, 
ibid.  I.  680.  c.  9. 

44)  Scherweiler:  eben  das.  L  695.  lin.  14. 
43)  Sigolzheim:  eben  das.  I.  667.  lin.  7. 
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(Windhunde)  und  einen  Habicht.  Uebereinstimmend  heisst  es  in 
dem  Weisthum  von  Obermichelb  ach  v.  1457.  c.  8  46) : 

„Wann  das  Jahrgeding  (jährliche  Gericht)  also  verkündet  wird, 
„so  soll  ...  der  vogt  selbdritt  mit  einem  vogel  und  zweien 
„winden  darkommen,  und  den  (die)  hund  sol  man  bändig  machen 
„(anbinden),  das  sy  niemand  keinen  schaden  tagend  (thun) ;  und 
„die  huber  sollen  sy  gütlich  empfahen ,  und  ihnen  wohl  bietten 
„und  den  hunden  roggenbrot  genug  geben  und  dem  vogel  ein 
„hun ,  und  den  pf erden  wiss  (weisses)  strow  bis  an  den  buch 
„(Bauch)  und  vier  sester  haber". 

Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  der  Engelberger  Hofrodel 
aus  dem  XIII.  Jahrhundert 17).  Hiernach  kann  der  Abt  von  Engel- 
b  e  r  g  in  der  Schweiz ,  wenn  er  zu  den  beiden  Gerichten  im  Früh- 
ling und  Herbst  (dem  „meien-tegeding"  und  dem  „herbst-tegeding") 
auf  dem  Hof  erscheint ,  mit  sich  führen  seinen  Kaplan ,  den  Probst 
und  einen  Leutpriester  (d.  h.  Pfarrer)  von  Stanz,  und  einen  Ritter, 
dazu  zwei  Windhunde  („winten"),  einen  Vogelhund  und  einen 
Habicht;  und  wenn  er  auf  den  Hof  kommt,  soll  ihn  die  Meierin 
empfangen,  in  der  einen  Hand  ein  Brod  für  die  Hunde  und  in  der 
andern  Hand  ein  Huhn  für  den  Habicht  tragend.  Man  sieht  hier- 
aus ,  dass  der  Herr  mit  seinem  Erscheinen  auf  dem  Dinghof  an 
den  Gerichtstagen  ein  Jagdvergnügen  zu  verbinden  pflegte.  Aehn- 
liches  besagen  auch  die  Lehenbriefe  über  ein  gräflich  Castell'sches 
Lehen  zu  Randesacker  bei  Würzburg,  welches  die  Herren  von  Ber- 
lichingen  und  nachher  die  Herren  von  Hassberg  trugen.  Hier- 
nach hatte  der  Vasall  das  Recht,  alle  Jahre  eine  Atzung  und 
gutes  Mahl  auf  dem  Hofe  und  Futter  für  12  Pferde,  für  einen 
Habicht  ein  Huhn  und  für  drei  Windhunde  einen  Brei  zu  ver- 
langen; darzu  „ein  schön  Frawen".  Ueber  die  Bedeutung  dieser 
„schönen  Frau"  ist  viel  geschrieben  worden48):  richtig  ist,  dass 
die  noch  vorhandenen  Urkunden,  die  aber  nur  Lehenbriefe  jüngeren 
Datums  sind ,  so  lauten 49) :  sehr  wahrscheinlich  ist  aber ,  dass  die 


4C)  Obermichelbach:  ebendas.  I.  658.  c.  8. 

47)  Engelberg:  ebendas.  I.  1.  lin.  5.  . 

48)  Vergl.  Buder,  amoenit.  jur.  feud.  Nr.  26.  —  Bocris,  observ.  jur.  feudal. 
Nr.  25.  —  Zepernick,  Samml.  auserl.  Abb..  III.  Nr.  VIII.  p.  139.  —  Weber, 
Handbuch  des  Lehnr.  II.  p.  534;  besonders  aber  Schnei  dt,  thesaur.  jur.  Francon. 
Abschn.  I.  Heft  24.  p.  4780  u.  flg. 

49)  Vergl.  den  (theilweisen)  Abdruck  eines  Lehenreverses  von  Götz  (dem 
Aelteren ?)  von  Bcrlichingen,  nach  dem  Original ,  in  dem  Anzeiger  für 
Kunde  der  deutschen  Vorzeit.  1859.  Nr.  4.  col.  136. 
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noch  nicht  aufgefundenen  älteren  Lehenbriefe  anderes  enthielten 
und  „Frawen"  aus  „Strawen"  (Strow,  Stroh,  Streu)  verdorben 
ist50),  da  eine  schöne  oder  gute  Streu  für  die  Pferde51)  in  den 
Weisthiimern  regelmässig  als  eine  dem  Gutsherrn  bei  seinem  Er- 
scheinen auf  dem  Dinghof  gebührende  Leistung  erwähnt  wird52). 

Die  ebersheimer  Dinghofs erneuerung  v.  1612  weiss  nichts 
von  einem  Mahle,  Atzung  oder  Zehrung,  welche  der  Dinghofherr 
selbst  zu  empfangen  gehabt  hätte:  nur  in  Bezug  auf  die  Pferde  ist 
darin  (§.  17)  bestimmt,  dass  der  Meier  sie  auf  die  Höfe  der  Huber 
stellen  soll,  und  diese  den  Pferden  Haber,  Heu  und  Stroh  geben 
müssen,  der  Meier  aber  das  ,,  Futter"  geben  soll.  Hier  muss  bei 
der  Eedaction  eine  Ungenauigkeit  unterlaufen  sein ;  denn  wenn  die 
Huber  schon  den  Pferden  Haber  und  Heu  zu  geben  hatten,  so  ist 
nicht  wohl  einzusehen,  was  für  „Futter"  dann  noch  der  Meier 
geben  sollte,  besonders  da,  wie  sich  aus  den  elsässer  Weisthümern 
ergibt,  in  jener  Gegend  ein  anderes  Pferdefutter  gar  nicht  üblich 
war.  Wahrscheinlich  wurde  es  auf  dem  Dinghof  zu  Ebersheim 
eben  so  wie  auf  den  anderen  elsässer  Dinghöfen  gehalten,  wo  regel- 
mässig die  Huber  nur  den  trockenen  Stall 53),  oder  Stall  und  Stroh 54), 
oder  höchstens  Stall,  Heu  und  Stroh  zu  stellen  hatten,  der  Meier 
aber  das  Futter,  d.  h.  den  Haber  gab55);  dafür  spricht  auch,  dass 
nach  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung  der  Meier  für  das 
Verabreichen  des  ,, Futters"  eine  besondere  Vergütung  bekam,  näm- 
lich jedes  vierte  Jahr,  nach  der  Quantität  des  Zinsrocken  berechnet, 
von  jedem  Viertel  Rocken  einen  Sester  Haber.  Dies  bestätigt  auch 
das  Weisthum  des  derselben  Aebtissin  von  Erstem  gehörigen  Ding- 
hofes von  Gressweiler,  welches  auch  sonst,  wie  schon  mehrfach 


50)  Diese  Vcrmuthung  hat  neuerlich  Herr  Archivdirector  v.  Kaussler  in 
Stuttgart  aufgestellt:  vergl.  den  angef.  Anzeiger.  1859.  Nr.  6.  col.  213. 

51)  Nicht  für  die  Windhunde,  wie  Herr  Professor  Fi  ekler  in  Mannheim 
(Anzeiger,  a.  a.  0.  col.  213)  meint!  Die  durchaus  confuse  Construction  des 
Satzes  berechtigt  so  wenig,  die  Streu  auf  die  Hunde,  als  das  „Mahl"  auf  die 
Pferde  zu  beziehen. 

52)  Siehe  oben  Note  47  und  unten  Note  54.  55. 

53)  Siehe  Note  56. 

54)  Weisth.  v.  Haselach,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  L  700.  lin.  22:  „stal 
und  stro";  v.  Brusch wickersheim,  ibid.  L  713.  lin.  40:  „stro  und  stall, 
und  nichts  anders". 

55)  Weisth.  v.  Oberstozheim,  ibid.  I.  688.  lin.  11:  „das  futter  sol  vom 
hof  (Herrenhof)  kommen".  —  Jura  curiae  in  Berse,  ibid.  I.  692.  lin.  37: 
„stramen  et  fenum";  v.  Boffisheim,  ibid.  I.  680.  c.  9:  „höwe  und  stro  und 
druckenen  stall". 
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bemerkt  wurde,  mit  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung  genau 
übereinstimmt  und  worin  es  ausdrücklich  heisst56): 

,,die  hueber  sollen  geben  den  rossen  dürre  K rupfen  (leere 
Krippe)57)  und  trucken  (trockenen)  stall". 
Dagegen  ist  es  auch  hier58)  als  die  Schuldigkeit  des  Meiers 
erwähnt,  den  13  Halbrossen,  mit  welchen  die  Aebtissin  aufgefahren 
ist,  „Heu  und  Futter"  zu  geben. 

Nach  dem  Weisthum  des  benachbarten  JS  oth  alden  5!>)  mussten 
die  Hübner  die  zwölf  Bosse,  mit  denen  die  Aebtissin  von  Andlau 
erscheinen  durfte,  auch  nur  ,,mit  strowe  und  druck eneme  stalle 
bewaren";  der  Meier  aber  hatte  sie  auf  Kosten  der  Aebtissin  selbst 
mit  ,, Futter  und  Heu"  zu  versehen. 

Sodann  bestimmt  die  ebersheimer  Dinghofserneuerung  von 
1612.  §.  17  noch,  dass  der  Huber  das  bei  ihm  eingestellte  Pferd 
„gelten",    d.  h.   ersetzen  muss,    wenn  es  „hinten  hinaus" 
verloren  geht;  er  haftet  aber  dafür  nicht,  wenn  es  „vorne  hin- 
aus verloren  geht".     Auch  diese  Bestimmung  findet  sich  fast 
wortlich  in  dem  verwandten  Weisthum  von  Gressweiler  wieder()0): 
„Der  huobhof  sol  auch  also  gebauwen  stan,  beschehe  ein  schad 
„after-raus,  den  schaden  sol  gelten  der  huber,  des  der  hof 
„ist:  beschieht  der  aber  vornen  uss,  den  schaden  sol  min  fraw 
„selber  han". 

Der  Grund  dieser  Unterscheidung  liegt,  wie  das  Weisthum  von 
Gressweiler  andeutet,  darin,  dass  es  als  eine  Folge  des  schlech- 
ten Zustandes  der  Gebäude  betrachtet  wird,  wenn  ein  Pferd  „hinten 
hinaus"  aus  dem  Stall  entkommen  oder  gestohlen  werden  kann, 
also  den  Hub  er  der  Vorwurf  einer  Vernachlässigung  seiner  Pflicht 
trifft,  die  Gebäude  in  gutem  Stand  zu  erhalten:  dagegen  musste 
der  Gutsherr  oder  Vogt  selbst  dafür  sorgen ,  dass  seine  Pferde  nicht 
vorne  durch  die  Stallthüre  entkamen.  Daher  sagt  auch  das  Weis- 
thum von  Fegersheim01): 


56)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  705.  lin.  2. 

57)  Krupf,  Kripf,  ist  die  Krippe,  woraus  die  Pferde  fressen.  Vergl. 
Weisth.  v.  0  b  er  fra  nk  e  nh  eim,  ibid.  I.  743:  „Kripf  und  rauf"  (d.  b.  die 
Leiter,  oberhalb  der  für  den  Haber  bestimmten  Krippe,  woraus  das  Pferd  das  Heu 
„rauft"). 

38)  Eben  das.  I.  704.  lin.  48.  49. 

59)  Nothalden:  ebendas.  I.  682.  lin.  37. 

60)  Gressweiler:  ebendas.  I.  704.  lin.  49. 

61)  Fegersheim:  ebendas.  I.  709.  lin.  27, 
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„Des  vogets  knecht  sol  ouch  ligen  vor  der  stalthüre ;  und  wurde 
,,der  pferde  dheines  (eines)  verloren  zu  der  türen  uss,  so  het  ein 
„eptischen  nit  dazu  zu  antwurten,  wurde  es  aber  durch  die  zune 
„(zäune)  oder  die  wende  (Wände)  verloren,  so  sol  es  ein  epti- 
,,schin  (hier  als  Gutsherrin  und  Vertreterin  ihrer  Hübner  ge- 
genüber vom  Vogt)  gelten''. 

Aehnlich  heisst  es  im  Weisthum  von  Höh  enf  rank  enh  eim,i2): 
„wenn  er  (der  Vogt)  sein  pferd  oder  hengst  widergestellet ,  so 
„soll  im  der  hofmann  (Hofbauer,  Hof-Huber)  ein  geschunden  bctt 
„vor  die  tür  legen,  daruf  er  ligen  mag,  und  wurde  im  sein 
,, pferd  hindenuss  gestolen,  so  bezalt  es  ime  der  hofman  also 
„lieb  es  im  ist  (d.  h.  so  hoch  es  der  Vogt  anschlägt)  ;  wurde  es 
„aber  vornen  uss  gestolen,  so  hat  es  der  vogt  verloren  und  nit 
„der  hofman 

§.  31. 

4)  Das  Recht  des  Dinghofherrn ,  eine  gewisse  Anzahl  Schweine  zur 
Eichelmast  in  den  Wald  treiben  zu  lassen. 

Als  ein  Recht  des  Dinghofherrn  wird  in  der  ebersheimer 
Dinghofserneuerung  v.  1620  §.  20.  die  Befugniss  erwähnt,  „auf  den 
Hochwald  zu  fahren  mit  achtzig  Schweinen"  d.  h.  acht- 
zig Schweine  dahin  zur  Eichelmast  treiben  zu  lassen.  Es  ist  dies 
unverkennbar  eine  neuere  Beschränkung  eines  in  älterer  Zeit  dem 
Dinghofherrn  ohne  alle  Einschränkung  zustehenden  Rechtes  zu  Gun- 
sten der  Huber;  denn  in  den  meisten  älteren  Weisthümern  wird 
die  Eichelmast  oder  Eichellcse  dem  Gutsherrn  ausschliesslich  zuge- 
sprochen, oder  er  wird  doch  mindestens  als  der  Eigenthümer 
der  gemeinen  Mark,  gemeinen  Weide,  des  Gemeinholzes,  silva  com- 
munis u.  s.  w.  aufgeführt,  so  dass  die  Benutzung  dieser  „com. 
munitas"  durch  die  Hübner  als  eine  Vergünstigung  durch  den 
Gutsherrn  erscheint.  So  z.B.  sagt  das  Weisthum  von  Ebersheim- 
münster von  1320  *): 

,,So  hat  min  herre  fünf  holzer,  da  en  sol  nieman  inne  nemen 
„wedir  holze  noch  akeran 2)  an  (ohne)  sinen  urloup  (Erlaubniss)"  ; 
und  das  Grussenheimer  Weisthum  von  1320  3)  spricht  (wie  viele 


62)  Hohenfrankenheim,  ebendas.  I.  743.  lin.  37. 
*)  J.  Grimm,  Weisth.  Bd.  I.  p.  670.  lin.  27. 

2)  Akeran:  d.  h.  Eckeren,  Bucheckeren,  Buchein;  die  Früchte  (Eicheln) 
der  Buchen. 

s)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  p.  674. 
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andere)  dem  Abte  als  Dinghofherrn  allein,  wunne 4)  und  weide,  Was- 
ser und.  woge  und  alle  frige  nutze"  5)  zu. 

Eigentümlich  ist  in  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung 
v.  1612  §.  20  die  Belohnung  der  Förster  bestimmt,  welche  die  Schweine 
im  Walde  zu  behüten  und  zu  pferchen  haben.  Ausser  einem  Mei- 
nen Lohne  in  Geld  (sechs  Pfenninge)  erhalten  sie  nämlich,  wenn 
die  Schweine  in  den  Pferch  gehen, 

„ohne  einss  das  vorderst" 
d.  h.  das  zweite,  das  in  den  Pferch  geht;  und  wenn  die  Schweine 
wieder  heimgetrieben  werden,  und  in  Erstheim  durch  das  Thor  ge- 
hen ,  erhalten  sie  davon 

„ohne  eins  das  hundertste", 
d.  h.  das  neun  und  neunzigste. 

Diese  Zählungsart,  welche  in  dem  Zeiträume  von  der  mero- 
wingischen  Zeit  bis  in  das  XIV.  Jahrhundert  gebräuchlich  war, 
weiset  somit  auf  ein  hohes  Alterthum  der  ursprünglichen  Bestimmung 
über  die  Belohnung  der  Förster  zurück ,  die  dann  in  gleicher  Form 
bis  auf  die  neuere  Zeit  bei  der  Erneuerung  der  Urkunden  beibe- 
halten wurde. 

Ausserdem  erhielten  aber  die  Förster  bei  dem  Eintreiben  der 
Schweine  noch  einen  „Imbiss",  nämlich 

„brod  das  nicht  hendigeta 
d.  h.  Brod,  das  nicht  bitter,  sauer,  oder  wie  man  jetzt  sagt,  schim- 
melig geworden  ist G)  ,  und 

„wein  der  nicht  kaupf  f i get "  7) 
d.  h.  Wein,  der  nicht  kahnig,  kahmig,  kaumig  oder  kaum- 
pfig  ist s) ,  und  dazu  einen 

„fuderigen  vass-böden (Fass-boden)  voller  gutter  Ruffelcken  vische9), 

„also  voll  dass  die  Schwäntz  darüber  abhangendt". 

Man  sieht  daraus,  wie  häufig  in  früherer  Zeit  diese  jetzt  sehr 
geschätzten  und  seltenen  Fische  in  der  Gegend  von  Ebersheim 
gewesen  sein  müssen.    Nach  dem  Weisthum  von  Molkirch  von 


4)  Wunne,  Wonne  =  pratum,  Wiese. 

5)  Frige  Nutze  =  freie  Nutzung ,  nämlich  der  Wälder  u.  s.  w. 
ü)  Scherz,  glossar.  v.  handig,  acer,  bitter. 

7)  Die  Urkunde  hat  „ kaupf f iget",  es  muss  aber  wohl  gelesen  werden: 
„kanpffiget  oder  kaumpffiget". 

8)  Wächter,  glossar.  v.  Kaum;  Adelung,  v.  Kahm. 

9)  Eu -feigen,  oder  Eothfelgen,  eine  Salmenart.  Im  Weisthum  von  Not- 
halden (Grimm,  Weisth.  I.  p.  683.  lin.  42.)  heissen  sie  „valhenu. 
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1548  erhalten  die  Förster  dagegen  an  der  Fastnacht  ein  halb  hun- 
dert H  ä  r  i  n  g  e  und  zwei  Maas  0  e  1 10).  Die  eigenthümliche  Art, 
das  Keichliche  des  Imbisses  auszudrücken,  welche  die  ebers- 
heimer  Dinghofserneuerung  zeigt,  findet  sich  auch  in  einigen  an- 
deren elsässer  Weisthümern;  so  z.  B.  soll  der  Meier  zu  Scher- 
wiler11)  seinem  Ehalt  (Gesind)  am  Freitag  „ein  schüssel  mit 
fisch  geben,  das  iewedert  halben  (d.  h.  auf  beiden  Seiten)  über  die 
schüssel  gange";  und  nach  dem  Weisthum  von  Hausbergen  von 
1408  12)  soll  der  Meier  den  Leuten,  welche  die  Aecker  ,,  ehren" 
d.  h.  zur  Frohne  bearbeiten,  jährlich  einmal  ein  Essen  geben,  mit 
zwei  Fleischspeisen ,  ,,und  soll  das  fleisch  an  zwei  enden  racken 
(d.  h.  hervorragen)  über  den  schüsselbordt  (d.  h.  den  Eand  der 
Schüssel)  vier  finger  breit". 

§.  32. 

5)  Das  Retractsrecht  und  Eiiiwilligungsrecht  des  Dinghofherrn  bei 
Veräusserungen  von  Hubgütern. 

a)  Das  gutsherrliche  Recht  zu  retrahiren  oder  die  Veräusserung 
zu  gestatten  überhaupt. 

Nach  der  eber'sheimer  Dinghofserneuerung  v.  1612  §.  10. 
ist ,  wie  nach  vielen  andern  solchen  Weisthümern ,  ein  Huber ,  der 
sein  Hub-Gut  verkaufen  will ,  schuldig,  es  dem  Schaffner  und  Meier 
des  Dinghofherrn,  beziehungsweise  diesem  selbst,  voher  anzubie- 
ten. Man  könnte  darüber  im  Zweifel  sein,  ob  hier  nur  ein  Vor- 
kaufsrecht, oder  ein  wirkliches  Retractsrecht  des  Herrn  ge- 
meint ist.  Es  ist  aber  hierbei  schon  im  Allgemeinen  zu  erwägen, 
dass  in  derartigen  Weisthümern  meistentheils  das  Retractsrecht  und 
das  Vorkaufsrecht  nicht  in  der  Weise  scharf  geschieden  werden, 
wie  dies  in  den  neueren  Lehrbüchern  zu  geschehen  pflegt,  sondern 
das  Retractsrecht  wurde  häufig  mit  dem  Vorkaufsrecht  zusammen- 
geworfen und  Letzteres  als  inbegriffen  in  dem  ersteren  dargestellt. 
Dies  ist  auch  der  Fall  in  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung  v. 
1612  §.  10.  Dass  eigentlich  das  Retractsrecht  gemeint  ist,  ergibt 
sich  aus  dem  Beisatze,  dass  der  Huber  das  Gut  den  genannten 
Beamten  des  Dinghofherrn  um  fünf  Schilling  Pfenning  ,,neher 
(näher)"  d.  h.  wohlfeiler  geben  soll,  als  einem  Andern,  was  vor- 


»0)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  696.  lin.  16. 
»«)  Ebendas.  I.  676.  lin.  9. 
12)  Ebendas.  I.  717.  lin.  47. 
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aussetzt,  dass  er  sich  mit  einem  Andern  bereits  über  den  Kauf- 
preis geeinigt,  d.  h.  den  Verkauf- abgeschlossen  hat.  Das  Zuwider- 
handeln gegen  diese  Vorschriften  ist  mit  einer  Strafe  von  30  Schil- 
lingen, (dem  halben  karolingischen  Königsbanne)  bedroht.  Dass 
überdies  das  Kaufgeschäft  mit  dem  Dritten  überhaupt  gar  nicht 
zum  Vollzug  kommen  konnte,  wenn  der  Huber  das  Gut  ohne  Ge- 
nehmigung des  Herrn  an  einen  Dritten  verkaufen  wollte,  verstand 
sich  von  selbst,  da  kein  dritter  Käufer  ohne  Einweisung  oder  Be- 
lehnung durch  den  Meier  in  den  Besitz  eines  Hubgutes  kommen 
konnte. 

Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  vielfach  in  den  elsässi- 
schen  Weisthümern:  so  z.  B.  sagt  das  Weisthum  von  Boffisheim 
v.  1301  c.  17  l): 

„Was  gutes  der  vorgen.  huber ...  veile  (feil)  wirt,  das  sol  man 
„bieten  einem  meier  und  sol  der  drie  vierzehen  nacht  (d.  h.  bin- 
,,nen  sechs  wochen)  irvaren  (d.  h.  erfahren,  erkundigen)  vmb 
,,eine  eptissin,  ob  sie  es  koufen  welle,  und  sol  ir  ie  die  hübe 
„5  Schilling  bas  (d.  h.  besser,  wohlfeiler)  geben,  denne  eine(m) 
„andere(n). 

Noch  deutlicher  tritt  der  Charakter  des  Eetractes  in  dem 
folgenden  c.  18  hervor: 

„Verkoufet  aber  er  do  zwüschent  (d.  h.  innerhalb  der  6  Wochen), 
„und  das  auch  nit  lasst  wissen  den  meier,  so  soll  doch  die  ep- 
tissin, ob  sie  will,  oder  ir  meier,  gelten  das  gut  fünf  Schillinge 
„bas  (d.  h.  es  um  5  Schillinge  besser,  wohlfeiler  an  sich  kau- 
„fen,    retrahiren)  und   solle  denne    sin  des  klosters   oder  irs 
„meiers ,  es  si  jeneme  (dem  Verkäufer)  lieb  oder  leit  (leid)". 
In  dem  Weisthume  von  Niederspeckbaeh2)  tritt  schon  die 
Jahresfrist  als  der  Zeitraum  hervor,  innerhalb  dessen  das  Re- 
tractsrecht  auszuüben  ist,  welche  Frist  überhaupt  die  gemein  üb- 
liche geworden  ist.    In  anderen  Weisthümern  waren  auch  höhere 
Bussen  hestimmt,  wenn  der  Meier  nicht  von  dem  beabsichtigten 
Verkaufe  eines  Hubgutes  benachrichtigt  wurde,  so  z.  B.  nach  dem 
Weisthum  von  Osthausen  fünf  Pfund  Pfenninge:  das  Gut  wurde 
überdies  in  diesem  Falle  als  „dem  Dinghof  entführt"  und 
als  „verfallen  Gut"  betrachtet,  und  daher  konnte  es  der  Meier 


4)  J.  Grimm,  Weisth,  I.  680.  —    Vergl.  auch  Weisth.  von  Obermichel' 
bach,  V.  1457  c.  20.;  ibid.  I.  660.;  Weisth.  von  Gruss  enh  eim  v.  1320 
ibid.  I.  673.  lin.  39. 

2)  Ebenda.s.  I.  653.  lin.  9. 
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anstatt  der  Einhebung  des  Strafgeldes  auch  „verbieten  und  zie- 
hen" d.  h.  den  Huber  abmeiern,  und  das  Gut  in  die  Hand  des 
Herrn  zurückziehen  3). 

Aus  dem  natürlichen  Interesse,  welches  der  Herr  daran  hatte, 
dass  die  Hubgüter  dem  Dinghof  nicht  entführt  würden ,  erklärt  sich 
auch  die  mitunter,  z.  B.  im  Weisthum  von  Ingemersheim4), 
vorkommende  sehr  zweckmässige  Bestimmung,  dass  jeder  Huber 
nach  gewissen  Jahren  ,,sein  erbe  weisen"  d.  h.  sich  über 
den  Fortbesitz  seines  erblichen  Hubgutes  ausweisen  musste,  wi- 
drigenfalls der  Dinghof  ,,das  nächste  eigen",  das  der  Huber  be- 
sass,  an  sich  zog.  Es  wurde  daher  auch  von  dem  Dinghofherrn, 
wenn  er  das  Vorkaufs-  oder  Retractsrecht  nicht  ausüben  wollte,  der 
Verkauf  des  Hubgutes,  wie  das  Weisthum  von  Grussenheim  v, 
1320  zeigt5),  doch  nur  an  solche  Leute  gestattet,  bei  denen  er 
seines  rechtes  und  seines  zinses  sicher"  war. 

§•  33. 

b)  Der  Ehrschatz  und  der  Weinkauf. 

Wenn  der  Dinghofherr  das  Eetractsrecht  nicht  ausübte  und 
die  Veräusserung  des  Hubgutes  gestattete,  so  musste  der  Käufer 
des  Hubgutes,  wie  man  aus  der  ebersheimer  Dinghoferneue- 
rung v.  1612  §.  11.  ersieht,  das  erkaufte  Hubgut  von  dem  Meier 
„empfangen",  d.  h.  voll  dem  Meier  damit  belehnt  oder  darin  ein- 
gewiesen werden,  so  dass  also  hiernach  dem  Meier  zugleich  der 
Charakter  eines  sog.  Lehensschulzen  zukam.  Der  neu  eintre- 
tende Käufer  musste  dabei  dem  Meier  einen  „Ehrschatz"  und 
den  Hub  er  n  einen  „Weinkauf"  geben. 

Der  Ehrschatz,  den  der  Meier  bekam,  erklärt  sich  als  Eh* 
rengabe,  Verehrung,  honorarium;  er  gebührte  eigentlich  dem 
Herrn,  wegen  seiner  Zustimmung  („loben,  laudare")  zum  Verkaufe, 
wurde  aber  regelmässig  dem  Meier  (mansionarius)  als  Vergütung 
seiner  Bemühung  bei  der  Belehnung  oder  Einweisung  des  Käufers 
überlassen.  Ersteres  bezeugen  die  Jura  burgi  de  Chatelblanc 
v.  1303  l): 

„Si  quis  burgensis  domum  suam  vel  aedincium  vendere  voluerit, 
„libere  poterit  burgensibus  tantum  dicti  burgi,  dum  tarnen  hoc  fiat 


»)  Eben  das.  I.  710.  lin.  43. 

«)  Eben  das.  I.  750.  lin.  3. 

5)  Eben  das.  I.  673.  lin.  45. 

«)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  847.  lin.  16. 
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„de  laude  et  consensu  domini,  qui  pro  laude  et  con- 
sensu  suo  debet  accipere  afr  emtore  pro  qualibet  libra  duode- 
„cim  denarios". 

und  gleichsam  ergänzend  sagen  die  Jura  curiae  in  Berse  (saec. 
XIII.)  2) : 

,,Denarii  autem,  qui  dabuntur  causa  honoris,  qui  dicuntur 
,,herschatz,  cedent  mansionar  io 

Der  Ehrschatz  erscheint  unter  sehr  verschiedenen  Bezeichnungen, 
wie  erarium8),  laudemium 4),  Handlohn5),  relevium0), 
accapitum,  reaccapitum7),  anlait8),  Weihsteuer0),  Am- 
mansgeld10), Empf angnus  u)  u.  s.  w. 

Der  Ehrschatz,  oder  Handlohn  findet  sich  schon  in  sehr  alter 
Zeit;  so  z.  B.  kennt  ihn  schon  eine  angelsächsische  Urkunde  des 


2)  Eben  das.  I.  694.  lin.  9. 

3)  Siehe  B.  Stocker,  vocab.  diplom.  Nordlingae,  1805.  (v.  „Erarium".) 

4)  Vergl.  J.  Schilt  er,  Jus  feud.  Alem.  1728  p.  179:  „  de  bonis  laudemia- 
libus ,  quae  Ehrschatzica  vocamns". 

5)  Vergl.  J.  Schmidt,  Thesaur.  jur.  Prancon.  Abschn.  I.  Hft.  7.  p.  1187.— 
Handle- h  n  erklärt  sich  als  Lohn,  pretium ,  für  die  Behändigung,  Ueberwei- 
sung  des  Gutes. 

G)  So  heisst  der  Ehrschatz  besonders  da,  wo  er  von  den  Gutserben  zu  geben, 
also  mit  dem  Sterbfall  oder  Todfall,  mortuarium,  verschmolzen  ist. 

7)  Accapitum,  heisst  der  Ehrschatz  bei  der  ersten  Verleihung  eines  Gu- 
tes, sonst  reaccapitum  =  relevium;  doch  werden  beide  Bezeichnungen  auch  ver- 
mischt gebraucht.  Vergl.  Charte  communale  de  Bastide  l'eveque,  a.  1280,  in 
der  Kevue  historique  de  droit  franc,ais  et  etranger  1858.  Hft.  2.  p.  166.  lin.  2.  5. — 
Accaptare,  adeaptare,  scheint  in  das  franz.  acheter  übergegangen  zu 
sein.  Es  darf  vielleicht  dabei  an  das  deutsche  cop,  Kauf,  Erkoberung,  gedacht 
werden,  oder  an  cap,  Gabe,  überhaupt. 

8)  Anleiten  ist  =  einweisen,  in  das  Gut:  man  unterschied  „Herren- 
anleit",  die  bei  dem  Eintritt  eines  neuen  Gutsherrn  nach  dem  Tode  des  bishe- 
rigen Herrn  (beim  Herrenfall)  zu  zahlen  ist:  „  Todfalls  -anleit",  die  der  Guts- 
erbe zahlen  muss;  Uebernahms-anleit,  die  der  Erwerber  unter  Lebenden  zahlt; 
Nachanleit,  die  Gebühr  des  Beamten,  der  die  Einweisung  vornimmt.  Vergl. 
Mathias  Koch,  Reise  im  Salzburg.  1846.  p.  508  flg. 

9)  Weihsteuer.  So  hiess  die  in  Note  8  erwähnte  Herren-anleit,  wenn  der 
Gutsherr  ein  Geistlicher  war;  M.  Koch,  1.  c.  p.  512. 

10)  Ammansgeld,  M.  Koch,  1.  c.  p.  512. —  Die  Bedeutung  ist:  Meier- 
geld. Der  Meier  war  und  hiess  nämlich  ammann,  Amtmann,  als  Beamter  des 
Gutsherrn. 

u)  Empfangnus:  z.  B.  Weisth.  v.  Waldol  vishei  m  v.  1612,  bei  J. 
Grimm,  Weisth.  I.  750.  lin.  38:  „Empfangnuss  und  todfälle  abrichten  und  geben". 
Diese  Bezeichnung  des  Ehrschatzes  deutet  darauf,  dass  er  wegen  des  L eh  e  n  em- 
pf an  ges,  d.  h.  der  Investitur,  sog.  Einfestung,  gegeben  wurde. 
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Grafen  Abba  v.  835  12)  als  eine  Abgabe  des  Gutserben  bei  dem 
Antritte  der  Erbschaft: 

,,se  mann,  se  to  lande  foe13),  agefe  hire  erfehonda  XIII.  pund 

„pendinga": 

d.  h.  „der  Mann,  der  zum  Lande  greift,   d.  h.  es  erbt,  gebe  ihm 

(dem  Kloster)  als  Erb -Handlohn  dreizehn  Pfund  Pfenninge". 

Hierauf  geht  auch  in  der  fränkischen  Latinität  der  Ausdruck 

,,cultura  (=  mansus,  ager,  messis)  manufirmata,  so  z.  B.  in 

Karoli  II.  Cap.  a.  869  c.  12  14): 

„De . . .  culturis  indominicatis  et  absitatibus  etmanufir- 
„matis  major  ecclesia,  quae  caput  episcopatus  est,  decimam  ac- 
„cipiat" : 

d.  h.  die  bischöfliche  Kirche  soll  den  Zehnten  erhalten  vom  Ertrage 
der  Kron-Domänen  (culturae  indominicatae),  sie  mögen  gleichwohl  ge- 
genwärtig nicht  mit  Colonen  besetzt  (mansus  absus ,  absitas),  oder 
als  handlohnbare  Güter  (cultura  manufirmata) 15)  an  Zinsleute  aus- 
gegeben sein. 

Nach  der  eb er s h  eim e r  Dinghofserneuerung  von  1612  §.  12 
erhält  der  Meier  nur  dann  einen  Ehrschatz,  wenn  das  Gut  durch  Kauf, 
nicht  aber  wenn  es  in  Erbs weise  „verändert"  wird,  d.  h.  an 
einen  neuen  Besitzer  übergeht.  Der  Grund  dieser  Unterscheidung  lag 
wohl  darin,  dass  nur  in  dem  ersteren  Falle,  nicht  aber  auch  in 
dem  anderen,  eine  förmliche  Belehnung  und  somit  eine  besondere 
Bemühung  des  Meiers  stattfand.  Dasselbe  Eecht  galt  auch  auf  meh- 
reren anderen  elsässischen  Dinghöfen  ,  z.  B.  zu  Obernstoz- 
heim10),  zu  Zimersheim  1T)  u.  s.w.:  auf  andern  Höfen  musste 
aber  auch  bei  dem  Uebergange  des  Gutes  durch  Erbschaft  dem  Meier 
ein  Handlohn  von  dem  Gutserben  gegeben  werden,  wie  z.  B.  zu 
Hausbergen18),  jedoch  mitunter  in  geringerem  Betrage,  wie  bei 


*2)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  p.  312.  lin.  17. 

,3)  foan,  fongan,  entspricht  dem  hochdeutschen  fangen;  etwas  an  sich  fan- 
gen ,  nehmen ,  greifen. 

14)  Pertz,  Legg.  I.  p.  511. 

45)  Manufirmare,  geht  sowohl  auf  das  geloben,  gewähren,  investire,  Ein- 
festen mit  Hand  und  Mund,  als  auf  das  Unterzeichnen  der  hei  solchen 
Gutsverleihungen  gewöhnlich  ausgefertigten  Urkunden. 

lc)  Obernstozheim:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  688.  lin.  39;  699.  lin.  6. 

17)  Zimersheim:  Ebenda s.  I.  664.  —  Zu  Zimersheim  hatte  dabei 
der  Gutserbe  das  Wahlrecht,  durch  die  Bezahlung  des  Ehrschatzes  sich  von  äeM 
Geben  des  Todfalles  (mortuarium)  zu  befreien. 

18)  Hausbergen:  Ebendas.  I.  717.  lin.  50. 
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einem  Verkaufe  an  einen  Fremden;  so  z.  B.  erhielt  auf  „Wratz- 
hoven19)  der  Meier  bei  einer  Veränderung  von  „lebendiger 
Hand",  d.  h.  unter  Lebenden,  nur  halb  so  viel  als  Ehrschatz, 
wie  bei  einer  Veränderung  „nach  todter  hand",  d.  h.  durch 
Erbgang. 

Die  ebersheimer  Dinghofserneuerung  von  1612  enthält  keine 
Bestimmung  über  die  Grösse  des  Ehrschatzes,  und  setzt  daher  ein 
Herkommen  auf  diesem  Dinghofe  voraus,  wonach  der  Betrag  des 
Ehrschatzes  unzweifelhaft  feststand.  Nach  Ausweis  der  übrigen 
Weisthümer  war  dieser  Betrag  meistens  sehr  bedeutend,  und  be- 
griff auf  einigen  Dinghöfen  einen  ganzen  Jahreszins 20),  auf  anderen 
einen  halben  Jahreszins  der  veränderten  Hufe21):  doch  finden  sich 
auch  Weisthümer,  wonach  als  Ehrschatz  nur  geringe  Summen  zu 
zahlen  waren;  so  z.B.  wurde  nach  dem  Weisthum  von  Heiligen- 
berg von  einem  Hubgut  nur  1  Pfenning  zu  Ehrschatz  gegeben22). 

Unter  dem  Weinkauf,  welchen  der  neue  Erwerber  eines 
Hubgutes  oder  Hubrechtes,  wie  ein  solches  Gut  auch  genannt 
wird 23) ,  nach  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung  von  1612 
§.  11.  den  Hubern  zu  geben  hat,  ist  nichts  anderes  zu  verstehen, 
als  die  Verpflichtung  des  neu  eintretenden  Besitzers,  die  Huber 
mit  einer  gewissen  Quantität  Wein  zu  bewirthen,  welche  durch 
Herkommen  oder  ausdrücklich  in  den  Weisthümern  festgestellt  ist. 
Auch  dieser  Weinkauf,  der  in  den  elsässer  Weisthümern  bei 
derselben  Veranlassung  sehr  häufig  erwähnt  wird,  erscheint  unter 
vielerlei  Namen,  wie  Hubrecht24),  der  Huber  recht25),  Satz- 


,9)  Wratzhoven:  Ebendas.  I.  719.  lin.  33. 

"20)  So  z.  B.  nach  dem  in  Note  1 9  angef.  Weisthum  von  Wratzhoven,  bei  Verän- 
derung in  lebender  Hand;  —  E  b  er  s he i m  müns t  er ,  bei  J.  Grimm,  Weisth. 
I.  672.  lin.  3;  Grussenheim,  ibid.  I.  673.  lin.  36;  Sundhaus,  ibid.  I. 
677.  lin.  9.  „als  vil ,  als  ein  gut  pfenning  zu  zinse  (gibt)". 

21)  So  z.  B.  nach  dem  Weisthum  von  Nonnenweiler;  siehe  unten  Beil.  B.  — 
Weisth.  von  Hausbergen,  s.  Note  18;  Weisth.  v.  Wratzhoven,  bei  Verände- 
rung nach  todter  Hand,  s.  Note  19;  Ebersheimmünster  und  Grussen- 
heim, (Note  20)  in  dem  Fall,  wenn  der  Käufer  ein  „Gotteshausmann",  d.h.  hö- 
riger desselben  Klosters  war;  Obernstozheim,  s.  Note  16. 

22)  Heiligenberg:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  702,  lin.  28. 

23)  Hubrecht,  in  der  Bedeutung  von  Hub  gut:  siehe  ebersheimer 
Dinghofserneuerung  v.  1612  §.  22;  Weisth.  v.  Heiligenberg  (s.  Note  22). 

24)  Hubrecht,  in  der  Bedeutung  von  Weinkauf,  z.  B.  Weisth.  v.  Ue- 
tenheim,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  731.  lin.  34:  „so  sol  iegliche  hand...  ein 
halb  fiertel  wins  geben  zu  hubrechte."  —    Siehe  auch  Note  26. 

25)  Z.  B.  Dinghofserneuerung  von  Ebersheim  v.  1612  §.  12. 
Z  ö  p  f  1 ,  Alterthümer.  I.  1 1 
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wein26),  Kaufschatz  27)  u.  s.  w.  Nach  der  ebersheimer 
Dinghoferneuerung  v.  1612  §.  11.  u.  12.  ist  dieser  Weinkauf  den 
Hubern  zu  geben,  gleichviel,  ob  die  Besitzveränderung  in  Kaufs- 
oder in  Erbweise  geschieht  —  also  auch  in  dem  Falle,  in  welchem 
der  Meier  keinen  Anspruch  auf  einen  Ehrschatz  hat.  Dieses  „Wein- 
setz en"  oder  sog.  „beweinen"  der  Huber,  bei  dem  Antritte 
eines  neuen  Hubers  ist  auch  nur  ein  Ueberrest  der  uralten,  schon 
in  der  Lex  Salica  erwähnten  Sitte ,  bei  Gutsübergaben  oder  An- 
wünschung  oder  Aufahme  eines  Erben  in  die  Gewer  des  Gutes 
ein  Gastmahl  zu  veranstalten  und  die  Zeugen,  die  bei  der  ge- 
richtlichen Verhandlung  und  Bestätigung  des  Geschäftes  gegenwär- 
tig gewesen  waren,  zu  bewirthen  28). 

§•  34. 

6)  Bas  Recht  des  Dinghofherrn  auf  das  Erscheinen  der  Hübner  im 

Huberding. 

a)  Von  der  verminderten  Bedeutung  des  Huberdinges  in  den  letz- 
ten Jahrhunderten. 

Die  ebersheimer  Dinghofserneuerung  v.  1612  legt,  wie  viele 
andere  Weisthümer,  ein  grosses  Gewicht  auf  die  Dingpflichtigkeit 
der  Hübner,  obschon  die  Bedeutung  des  Hübnerdinges  als  eines 
eigentlichen  Gerichtes ,  welche  es  in  den  älteren  Zeiten  hatte,  auch 
hier,  wie  fast  überall  seit  dem  XVII.  Jahrhundert,  schon  sehr  in 
den  Hintergrund  tritt.  Es  wird  vorerst  (§.  6.)  darauf  gedrun- 
gen, dass  jedes  Gut,  das  hubig  ist,  und  „ihme  eines  Hubers  ge- 
prustet" d.  h.  das  keinen  Huber  hat,  binnen  eines  Monats  einen 
„huber  geben"  d.  h.  anzeigen  soll,  wer  es  als  Huber  überneh- 
men und  bauen  will»  Jeder  Hüber  muss  sodann  bei  dem  Antritte 
des  Gutes  schwören: 

,,zü  Gedinge  und  zu  Hinge  zu  gahn  (gehen)  Ihr  Recht  zu  sprechen", 
welche  Vorschrift  in  §.  8.  mit  den  Worten  wiederholt  wird: 

„Ein  jeglicher  Huober  soll  auch  gehorsam  sein,  Recht  zu  sprechen". 


*6)  z.  B.  Weisth.  v.  Bibelnheim,  a.  1529,  bei  J.  Gnram,  Weisth.  L 
725.  lin.  14:  „hubrecht,  das  ist  ein  mass  wein  den  hubern  und  dem  meyger 
ein  mass  wein ,  heisset  Satewein". 

27)  Weisth.  v.  Hengweiler,  a.  1584.  §.  4.  ibid.  L  746:  „Welcher  hueber 
ein  huebig  gut  kaufet,  der  sol  zu  einem  kaufschatz  geben  vier  masse  wein"  etc. 

S8)  Vergl.  L.  Sal.  Herold.  Tit.  XLIX.  de  adframire.  —  L.  Sal.  emend. 
de  affatomie.  —  Vergl.  Qt.  L.  v.  Maurer,  über  das  gerichtliche  Weinen  und  Be- 
weinen. München  1848;  siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  630. 
711.  794. 
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Aehnliche,  fast  wörtlich  gleichlautende  Bestimmungen  rinden 
sich  in  mehreren  elsässischen  Weisthümern,  z.  B.  im  Weisthum 
von  Wolksheim1)  und  im  Weisthum  von  Swindrazheim2). 

Das  unbefugte  Ausbleiben,  wenn  der  Hübner  das  Ding  weiss, 
und  es  ihm  verkündet ,  d.  h.  er  dazu  geladen  wurde ,  wird  nach 
§.  6.  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung  von  1612  mit  zwei  Schil- 
ling Pfenning  dem  Meier  gebüsst;  ausdrücklich  aber  ist  beigefügt, 
dass  dieses  Ausbleibens  wegen  ein  Huber  nicht  als  meineidig 
betrachtet  werden  solle :  eine  humane  Beifügung,  die  wohl  ein  neue- 
rer Zusatz  war,  indem  sich  aus  der  Vergleichung  mit  anderen  el- 
sässer  Weisthümem  ergibt ,  dass  man  ursprünglich  die  ungehorsam 
Ausbleibenden ,  ja  sogar  die  zu  spät  an  dem  Ding  Erscheinenden 
wirklich  für  meineidig  erklärte ;  so  z.  B.  nach  dem  Weisthum  von 
Euchhofen3)  und  von  Uetenheim4),  welches  letztere  Weis- 
thum aber  zugleich  ausdrücklich  berichtet,  dass  die  Dinghofherren 
auf  Bitte  der  Huber  bewilligt  haben, 

,, diesen  puncten  zu  aendern,  umb  das  niemand  vergesslich* 
„keit  halb  meineidig  oder  erlös  erkannt  würde". 

Das  Weisthum  von  Heiligenberg  v.  J.  i4865)  unterschei- 
det in  ähnlicher  Weise  das  Ausbleiben  und  zu  spät  Kommen  ohne 
Gefährde  und  m  i  t  Gefährde  („geverde",  d.h.  dolus)und  lässt 
nur  im  letzteren  Falle  die  Erklärung  als  meineidig  zu,  wogegen  im 
ersten  Falle  nur  eine  kleine  Geldbusse  von  acht  Pfenningen  ein- 
treten sollte. 

Selbstverständlich  konnte  der  ebersheimer  Meier  die  Huber  zu 
Ding  und  Ring  laden,  so  oft  er  es  für  nöthig  fand.  Eine  Ver- 
sammlung ohne  vorgängige  besondere  Verkündung,  was  in  der  al- 
ten Rechtssprache  ein  ungebotnes  Ding  hiess,  sollte  aber  nach 
einem  Beschlüsse  der  Huber  vom  18.  December  1600,  welcher  im 
§.  18.  der  Dinghofserneuerung  von  1612  aufgenommen  ist,  nur 
einmal  im  Jahre,  am  Set.  Nicolaus  -  Abend ,  d.  h.  am  Vorabend 
dieses  Tages,  nach  dem  neuen  Kalender,  also  am  fünften  Decem- 
ber gehalten  werden.  Es  war  somit  die  regelmässige  Haltung  des 
Dinghofes  zu  Ebersheim  als  ein  sog.  Jahrding  beschlossen  wor* 


*)  Wolksheim:  S.  Grimin,  Weisth.  Bd.  1.  p.  714;  lin.  35.  flg. 

2)  Swindrazheim:  eben  das.  Bd.  I.  p.  740.  lin.  27  ü.  flg. 

3)  Euchhofen!  ebendas.  Bd.  I.  pag.  685.  lin.  ult.;  p.  686.  lin.  1.  Die 
Busse  beträgt  hiernach  zwei  Schilling  Pfenning  an  den  Meier  und  an  jeden  Huber, 

4)  Uetenheim:  ebendas.  Bd.  I.  733.  lin.  30. 

*)  Heiligenberg:  ebendas.  Bd.  I.  p.  702.  lin.  14.  15. 
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den welche  Bezeichnung  mehrfach  für  ähnliche  Gedinge  in  den 
elsässischen  Weisthümern  erscheint,  z.  B.  im  Weitshum  von  Ober- 
michelbach a.  1457.  c.  4.6),  von  Neuweiler7)  u.  s.  w. 

Die  Versammlung  der  Huber  hatte  auch  nach  der  ebersheimer 
Dinghofserneuerung  von  1612  den  uralten  Charakter  einer  kleinen 
Gemeinde-  und  Gerichtsversammlung,  eines  kleinen  placitum  oder 
mallus  beibehalten,  worin  jeder  Huber  Stüh  1  genösse",  d.  h. 
Sitz  und  Stimme  zu  führen  berechtigt  war8).  Daher  erscheinen  auch 
die  Beschlüsse  dieses  Meier-  oder  Hübner-Dinges  in  der  Form  von 
gerichtlichen  Urtheilen  oder  Erkenntnissen,  die  auf  Frage 
des  Meiers  (,,mit  gemeiner  Umfrage")  gefasst  wurden;  so 
z.  B.  der  eben  angeführte  Beschluss  über  die  Bestimmung  eines  festen 
Tages  für  die  Abhaltung  des  Dinges  im  §.  18.  der  ebersheimer 
Dinghofserneuerung.  Desgleichen  berichtet  dieselbe  in  §.  22 ,  dass 
auf  Montag  nach  S.  Ambrosii  Tag  a.  1524  von  den  Hubern  ,,  er- 
kannt" worden  ist,  dass  kein  Huber  mehr  als  drei  Hubrechte  (Hub- 
güter) haben  solle  9)  und  was  er  mehr  (als  bäuerliche  Lehen)  ,,trüg", 
d.h.  hätte,  das  sollte  er  einem  andern  ,,  dingen",  d.  h.  an  einen 
anderen  vertragsmässig  abtreten  und  an  ihn  im  Meierding  auflassen, 
so  dass  also  auch  hier  wieder  die  alte  Bedeutung  des  ,,th in- 
gare" als  vollkommen  praktisch  hervortritt.  Eben  so  wird  es  als 
ein  „  erkennen"  (d.  h.  judicare)  der  Huber  in  der  ebers- 
heimer Dinghofsordnung  von  1612,  §.  12.  bezeichnet,  wenn  sie 
von  einem  neu  eintretenden  Huber  „ihr  Recht",  d.  h.  den  Wein- 
kauf begehren.  Durch  ein  solches  „gemeines  Urtheil"  d.  h. 
einstimmigen  Beschluss  der  Huber  ist  ferner  nach  der  ebers- 
heimer Dinghofserneuerung  v.  1612  §.  17  am  St.  Nicolaus -Abend 
(d.  h.  Vorabend)  von  1558  die  Fütterung  der  dreizehn  Halbrosse  ge- 
ordnet worden,  mit  welchen  der  Gutsherr  auf  dem  Dinghof  zu  er- 
scheinen berechtigt  war.  Auch  die  jährliche  Wahl  des  Bannwar- 
tes,  d.  h.  Feldhüters,  durch  die  Huber  aus  drei  von  dem  Meier 
vorzuschlagenden  Männern  erscheint  nach  der  ebersheimer  Ding- 
hofserneuerung v.  1612  §.  15.  als  ein  Erkenntniss,  indem  die  Hu- 
ber „bei  ihren  Eiden"  also  wie  die  Schöffen  eines  Gerichtes 


6)  Obermichelbach:  ebenda s.  Bd.  1.  p.  658.  lin.  17.  flg. 

7)  Neuweiler:  ebendas.  Bd.  I.  p.  753.  lin.  24;  757.  lin.  32. 

8)  Stuhlgenosse:  so  heissen  die  Huber  z.  B.  Weisth.  v.  Wratzhoveh, 
ebendas.  L  719.  lin.  3.  30;  Klein frankenheim,  ebendas.  I.  744.  755. 

9)  Dieselbe  Bestimmung  hat  auch  das  Weisth.  v.  Geispolzheim,  bei  Er- 
stein  gelegen,  c.  12.    Ebendas.  I.  p.  706. 


165 


bei  der  Urtheilsfällung  in  einer  Rechtssache ,  erklären  müssen ,  wer 
ihnen  der  „böste"  d.  h.  Beste,  Tauglichste  zu  sein  dünkt. 

Ganz  in  derselben  Weise  bezeichnen  auch  durchgängig  die  Weis- 
thiimer  anderer  Dinghofe  die  Beschlüsse  der  Huber,  was  sie  auch 
betreffen  mögen,  als  Spruch,  Urtheil  oder  Erkenntniss,  so 
z.B.  das  "Weisthum  von  Niedernspeckbach10),  von  Euchho- 
fen11),  von  Bruschwickersheim  12)  u.  s.  w. 

In  dieser  Auffassung  der  Hübnerversammlung  als  Gerichtsver- 
sammlung lag  eine  grosse  Garantie  derselben  gegen  willkührliche 
Bedrückungen  und  Anforderungen  des  Gutsherrn  oder  des  Meiers 
und  gegen  willkührliche  Vertreibung  vom  Gute,  indem  es  sonach 
die  Dinghofsgemeinde  war,  die  allein  erkannte  und  aussprach,  was 
nach  Hofrecht  Recht  und  billig  sei,  der  Gutsherr  und  sein  Meier 
oder  der  Vogt  aber  nur  Anträge  auf  den  Spruch  der  Hübner  stellen 
konnten,  gerade  so,  wie  jeder  Richter  nach  dem  alten  Gerichtsverfahren 
auf  das  Befragen  der  Schöpfen  und  des  Umstandes  beschränkt  war  13). 
Auf  der  anderen  Seite  hatte  aber  auch  diese  Form  der  Beschluss- 
fassung der  Hübner  für  den  Gutshern  den  Vortheil,  dass  das,  was 
durch  einen  solchen  Spruch  oder  Urtheil  der  Hübner  einmal  zu  sei- 
nen Gunsten  festgestellt  worden  war,  auch  unzweifelhaft  alle  spä- 
ter als  Huber  eintretenden  Personen  als  ein  bereits  judicatmässig 
festgestelltes  Recht  verpflichtete,  und  solche  Bestreitungen  der  guts- 
herrlichen Gerechtsame,  wie  sie  von  Seiten  neuer  Erwerber  von 
Hubgütern  in  der  neueren  Zeit  nicht  selten  erhoben  werden,  wo 
der  Gutsherr  lediglich  darauf  angewiesen  ist,  durch  Verträge  mit 
den  Pflichtigen  seine  Rechte  zu  sichern,  gar  nicht  vorkommen  konn- 
ten. Die  jetzt  häufig  von  solchen  neuen  Ansiedlern  in  Dorfge- 
meinden erhobenen  Einwendungen,  dass  die  Hübner  keine  Corpora- 
tion im  Sinne  des  römischen  Rechtes  bilden,  dass  ihre  Verträge  mit 
dem  Gutsherrn  nur  die  Consentirenden  und  deren  Universalsuccessoren, 
nicht  aber  die  Dissentirenden  oder  die  Singularsuccessoren  der  Con- 
sentirenden binden  könnten,  waren  nach  der  alten  Dinghofsver- 
fassung rein  undenkbar. 

Wie  tief  die  Sitte ,  alles ,  was  die  Genossenschaft  der  Hübner 
in  irgend  einer  Weise  berührte,  in  der  Form  eines  gerichtlichen 
Verfahrens  und  Urtheils  zu  behandeln  und  zu  erledigen,  eingewur- 

10)  Niederspeckbach:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  653.  lin.  25. 
")  Euchhofen:  eben  das.  Bd.  I.  p.  685.  lin.  11. 
H)  Bruschwickersheim:  e  b  e  n  d  a  s.  Bd.  I.  p.  71 3.  lin.  1 6. 
Vergl.  meine  deutsche  Kechtsgesch.  3.  AuÜ.  1858.  p.  895. 
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zeit  war,  zeigt  sich  sogar  bei  den.  Zehrungen  oder  Gastmählern, 
welche  an  den  Jahrdingen  abgehalten  wurden.  Sehr  schön  zeigt 
sich  dies  in  dem  Weisthum  von  Hengweiler,  v.  1584 14).  Hier- 
nach (c.  12)  soll  der  Dinghofherr  dem  Untermeier  und  den  Schöf- 
fen an  jedem  der  drei  Meiertage  unter  Anderem  einen  Imbs  (Im- 
biss)  geben ,  wie  es  ihm  gefällig  ist  und  ihren  Ehren  geziemet,  der 
aber  nicht  länger  währen  soll,  bis  ungefähr  zu  drei  Uhr.  „Nach- 
dem (d.  h.  nachher)  soll  der  unterschultheiss  an  einen  schöffen 
setzen  und  sich  befragen,  ob's  zeit  sei,  aufzustehen...  Wann 
dann  die  urtel  gegeben  und  ausgesprochen  (d.  h.  wenn  diese 
Frage  von  den  Schöffen  bejaht  worden  ist) ,  soll  der  disch  (tisch) 
wieder  frisch  gedeckt  werden  u.  s.  w.  (§.  14).  Ehe  sie  zu  Tische 
sitzen,  soll  der  (Unter-)Meier  ,,dem  dinkhofherrn"  (d.  h.  für  den- 
selben, in  dessen  Namen)  ,,das  gericht  verbieten",  d.  h.  er 
soll  bei  Strafe  von  einem  Schilling  Pfenning  gebieten,  nichts  bei 
Tische  zu  reden,  ,,als  was  in  den  dinkhof  gehörig  und  sich  gebüret"  15) 
(§.  15).  Wenn  der  Untermeier  vom  Tisch  aufstehen  will,  so  soll  er  den 
Stab,  d.  h.  den  Gerichtsstab ,  den  er  als  Zeichen  seines  Amtes 
also  sogar  bei  Tische  führt ,  dem  Aeltesten  der  Schöffen  anbe- 
fehlen. 

In  diesen  Meierdingen  haben  sich  überhaupt  die  Formen  des 
altdeutschen  Gerichtsverfahrens  am  längsten  unverändert  erhalten, 
wie  die  Urkunden  beweisen,  welche  sich  darüber  noch  aus  der  letz- 
ten Zeit  der  Eeichsverfassung  erhalten  haben10). 

§.  35. 

b)  Die  Bewirthung  des  Meiers  am  Hubding. 

Die  ebersheimer  Dinghofserneuerung  von  1612  §.  14.  erwähnt 
in  Bezug  auf  das  Huber-  oder  Meier-Ding  als  ein  Kecht  des  Meiers, 
dass  die  Hub  er 

„zu  dem  ersten  Gedinge  selbdritt  für  ihn  bezahlen  sollen". 

Es  ist  unklar,  was  hier  unter  dem  „ersten  Geding"  zu 
verstehen  ist,  ob  das  erste  Ding  (Gericht),  welches  ein  neuer  Meier 
hält,  oder  das  erste  Ding,  welches  der  Meier  in  jedem  Jahre  hält. 
Da  die  Dinghofserneuerung  v.  1612  in  §.  18  überhaupt  nur  noch 


M)  Hengweiler:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  747.  748. 

15)  Es  ist  dies  genau  dasselbe,  was  schon  in  der  merowingischen  und  karo- 
lingischen  Zeit  und  nach  den  Spiegeln  u.  s.  w.  bei  jeder  Eröffnung  eines  Gerichtes 
geschah ;  das  Verbieten  des  farfalium ,  der  untucht  u.  s.  w. 

16)  Beispiele  siehe  unten  Nr.  X.  Beil.  A — G. 
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einen  einzigen  bestimmten  Tag  im  Jahre  kennt,  an  welchem  der 
Meier  ein  Ding  hält,  so  muss  wohl  die  erstere  Auslegung  als  die 
richtigere  betrachtet  werden.  Uebrigens  ist  es  immerhin  möglich, 
dass  ursprünglich  auch  in  Ebersheim  der  Meier  mehrere  (drei) 
regelmässige  Dinge  im  Jahre  abhielt,  wie  sich  dies  noch  in  vielen 
Weisthiimem  anderer  Dinghöfe  findet  L) ,  und  dass  daher  der  in  der 
ebersheimer  Dinghofserneuerung  von  1612  §.  14  aufgenommene 
Satz  ursprünglich  einen  andern  Sinn  hatte,  als  er  später  haben 
konnte. 

Unverkennbar  ist  übrigens  in  dieser  Stelle  von  einer  Bewirthung 
des  Meiers  durch  die  Huber  die  Rede.  Solche  Bewirthungen  des 
Richters,  sog.  Gerichtsspeise,  oder  auch  weisse  Speise  (wised-, 
wisod-,  weisod-,  wissu-brot,  wisöd-fleisch  u.  dergl.) 2), 
weil  dazu  insgemein  weisses  Brod  und  weisses  Fleisch,  d.h. 
Geflügel,  gehörten,  findet  sich  auch  anderwärts  als  eine  Pflicht  der 
Huber.  Es  scheint  demnach  auf  dem  Dinghof  zu  Ebersheim  oder 
doch  in  dem  Orte  Ebersheim  überhaupt  ein  Wirthshaus  gewesen  zu 
sein,  in  welchem  die  Huber  nach  abgehaltenem  Dinge  mit  dem 
Meier  zu  zehren  pflegten.  Die  Bestimmung,  dass  die  Huber  für 
den  Meier  ,,selbdritt"  zahlen  sollen,  lässt  sich  nur  dahin  ver- 
stehen, dass  der  Meier  befugt  war,  zu  diesem  Gastmahle  noch  zwei 
Personen  mitzubringen,  ähnlich  wie  an  anderen  Orten  auch  der 
Gutsherr  oder  der  Landrichter  oder  der  Vogt  mit  einem  gewissen 
Gefolge  bewirthet  werden  musste.  Ganz  in  ähnlicher  Weise  war 
auch  nach  den  Statuten  der  Pfeiffer-Brüderschaft,  d.  h.  der 
Innung  der  Musikanten  im  Elsass,  der  sogenannte  Pfeifferkönig 
als  Vorsitzender  des  jährlichen  Pfeiffergerichtes  zu  Rappoltsweiler 
bei  dem  Gastmahl,  welches  die  versammelten  Pfeiffer  am  Pfeiffertag 
abhielten,  zechfrei  und  durfte  zwei  Gäste  mitbringen3).  Uebrigens 
findet  es  sich  im  Elsass  nur  selten ,  dass  der  Meier  von  den  Hu- 
bern nach  dem  Ding  bewirthet  werden  musste ;  meistens  war  es  dort 
umgekehrt  der  Fall,  dass  der  Meier  oder  auch  der  Gutsherr  die 
am  Ding  erschienenen  Huber  oder  die  Schöffen  derselben,  wo  solche 
vorkamen ,  bewirthen  musste ,  so  z.  B.  nach  dem  Weisthum  von 
Hengweiler4),  nach  dem  Weisthum  von  Wolksheim5),  von 

>)  Siehe  oben  pag.  144.  166. 

2)  Vergl.  J.  Grimm,  Rechtsalterthümer.  p.  869. 

3)  Vergl.  J.  H.  Heitz,  die  Herren  von  Rappoltstein  und  das  elsässische 
Pfeiffergericht,  in  A.  Stob  er,  Alsatia,  Jahrb.  1856.  57.  p.  32. 

4)  Hengweiler:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  747.  748. 

5)  "Wolksheim:  eben  das.  I.  715.  lin.  12. 
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Euchhof en6)  u.  s.  w.  Nach  letzterem  Weisthume  musste  der 
Meier  sogar  schon  vor  dem  Tage,  an  welchem  das  Ding  gehalten 
wurde,  einige  Huber  besonders  bewirthen,  wobei  der  Wein  nicht 
gespart  werden  durfte,  wie  man  aus  der  besonderen  Fürsorge  ersieht, 
die  für  den  voraussichtlichen  Fall  getroffen  wurde,  dass  die  Gäste 
sich  bei  dem  Heimwege  nicht  sicher  auf  den  Füssen  fühlen  sollten. 
Es  heisst  nämlich  7) : 

„An  s.  Martinstag  so  soll  der  meier  berurten  hofs  drei  oder  vier 
„huber  zu  ihme  nemen  in  den  hof  und  sol  man  in  (ihnen)  machen 
„ein  feuer  one  rauch8)  und  man  sol  in  geben  bru  der  wein9) 
„und  brod  und  gumbs10)  und  kaes,  unz  (bis)  das  der  stern  am 
„himmel  stet.  Wollen  sie  aber  besseren  wein  trinken,  den  sollen 
,,sie  kaufen,  und  wenn  die  huober  hinweg  wollen  gehen,  so  soll 
„der  meyer  ir  ieglichem  ein  st  ab  an  die  hand  geben;  wo  er 
„das  nit  tut,  und  fallet  ir  einer  ein  bein  enzwei,  (so)  soll  man 
„in  wieder  in  hof  fueren  und  arzneien  n)". 

Ueberhaupt  finden  sich  bei  diesen  Zehrungen  vielerlei  Sonder- 
barkeiten, deren  Aufzählung  hier  zu  weit  führen  würde.  In  der 
ebersheimer  Dinghofserneuerung  v.  1612  wird  (§.  13)  auch  eine 
Gabe  des  Dinghofherrn  an  die  Huber  erwähnt,  nämlich  vier  Viertel 
Roggen,  welche  diese  unter  sich  theilen  mögen,  wie  sie  wollen. 
Es  ist  aber  nicht  gesagt,  bei  welcher  Gelegenheit  oder  wie  oft  die 
Huber  diese  Gabe  von  dem  Dinghofherrn  zu  erhalten  haben  und 
ob  diese  etwa  als  ein  Surrogat  für  eine  den  Hubern  nach  abge- 
haltenem Ding  gebührende  Zehrung  sein  soll,  was  jedoch  nicht  un- 
wahrscheinlich ist.  Auffällig  bleibt  immerhin,  dass  die  Gabe  des 
Dinghofherrn  an  die  Huber  hiernach  in  einer  Quantität  Getraide 
besteht,  während  doch  eben  die  Prästationen  der  Huber  an  den 
Dinghofherrn  ebenfalls  hauptsächlich  in  Getraide  bestanden. 


6)  Euchhofen:  ebendas.  I.  685.  lin.  46. 

7)  Ebendas.  lin.  15. 

8)  Feuer  ohne  Kauch:  d.  h.  ein  hell  brennendes  Feuer. 

,J)  BrudeiMvein,  d.  h.  Wein  geringerer  Art,  so  wie  ihn  die  Klosterbrüder, 
die  nicht  Priester  (patres)  sind,  erhalten. 

,0)  Gumbs,  ist  wohl  verdorben  aus  lat.  compositum;  frz.  compost,  compot; 
Schilter,  glossar.  v.  gumpest,  erklärt  es  als  eingemachte  Früchte.  Es  scheint 
eingekochtes  Aepfel-  oder  Birnen-Muss  zu  sein  ,  sog.  Aepfelkraut. 

n)  Arzneien:  d.  Ii.  Arznei  verabreichen.  Der  Sinn  ist;  der  Meier  muss  die 
Kurkosten  bezahlen. 
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§.  36. 

7)  Die  Verpflichtung  des  Dinghofherrn  zu  Ebersheim,  einen  Zuchtstier 
und  Zuchteber  zu  stellen. 

Bekanntlich  lag  bis  in  die  neueste  Zeit  insgemein  dem  Guts- 
herrn die  Verpflichtung  ob,  seinen  Gutsunterthanen  tüchtige  Zucht- 
thiere,  regelmässig  einen  Stier  und  einen  Eber1),  mitunter  auch 
dazu  einen  Widder  und  einen  Hengst2),  sog.  Fronfohlen3), 
zu  halten.  Eben  so  sind  auch  die  Dinghofherren  in  der  ebers- 
heimer  Dinghofserneuerung  von  1612.  §.  16  für  verbunden  erklärt, 
dem  Dorfe  Ebersheim  und  der  Gemeinde  alle  Jahre  einen  tüch- 
tigen Stier  und  einen  Aber,  d.  h.  Eber,  Saubären,  zu  stellen. 
Bemerkens werth  ist  die  besondere  Schonung,  welche  dagegen  den 
Hübnern  bezüglich  dieser  Thiere  in  den  Weisthümern  zur  Pflicht 
gemacht  wird:  namentlich  wird  häufig  hervorgehoben,  wie  z.  B. 
im  Weisthum  von  Zuzendorf4),  dass  ein  solches  Thier  (sog.  frucht- 
bares Vieh ,  Wucherstier ,  Wucherrind  ,  Vassel ,  phasel,  Fassel-Rind, 
Hagen ,  pfar ,  pfarren,  Farren,  Fahren  und  Zu-fahren,  d.  h.  Neben- 
oder  zweiter  Stier,  Wucherswin,  Wucherschwein  u.  s.  w.)  hingeh  en 
kann,  wo  es  will"  und  damit  „keine  Ein'ung",  d.  h.  kein 
Verbot  bricht5).  Selbst  da,  wo  ein  solches  Thier  „zu  Schaden 
geht",  d.  h.  einen  Schaden  anrichtet,  darf  es  nach  der  ebers- 
heimer  Dinghofserneuerung  v.  1612.  §.  16  nur  „tugendlich", 
d.  h.  behutsam,  oder  wie  sich  das  Weisthum  von  Bassenheim6) 
ausdrückt,  nur  ,,unv  erser  t",  d.  h.  ohne  es  zu  verletzen,  aus- 
getrieben werden.  Nach  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung 
v.  1612.  §.  16  muss  auch  das  Zuchtthier  von  einem  Huber,  dem 
es  etwa  auf  seinen  Hof  mit  anderem  Viehe  zuläuft,  sorgfältig  ein- 
geschlossen und  dem  Hirten  überantwortet  werden ;  im  Unterlassungs- 


1)  Z.  B.  Weisthum  von  Grosskems,  c.  7,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  Bd.  I. 
655.  lin.  17:  „von  den  Selgüttern  sol  man  han  eber  und  ochs,  d.  i.  ein  nagen 
oder  ein  pfar". 

2)  So  z.  B.  Weisthum  von  Bassenheim,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  689. 
lin.  40 :  „Auch  soll  usser  disem  hof  gan  vier  fruchtbere  viehe  ,  ein  ros  (Ross), 
ein  rint,  ein  eber  und  ein  wider  (widder). 

3)  Z.  B.  Weisthum  von  Appenwiler  a.  1486.  c.  6,  bei  J.  Grimm,  Weisth. 
I.  843.  Diese  Bezeichnung  erklärt  sich  als  Fohlen  (junger  Hengst),  den  der  Herr 
(„frone")  stellt. 

4)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  758.  lin.  15. 

5)  E i  n u n g ,  entspricht  dem  alten  „pactus"  und  „Ewa"  in  der  Bedeutung 
von  Lex ,  Gebot ,  Verbot ,  als  auf  Vereinbarung  der  Gemeinde  beruhend. 

6)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  689.  lin.  43, 
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falle  verfällt  der  Huber  in  eine  Busse  von  30  Schillingen  an  den 
Meier  und  muss  das  Vieh  gelten,  d.  h.  seinen  Werth  ersetzen, 
wenn  es  verloren  geht.  Eben  aus  dieser  auszeichnenden  Befugniss 
der  Zuchtthiere ,  überall  frei  herumzuschreiten ,  erklärt  sich  auch 
wohl  die  Bezeichnung  des  Zuchtstieres  als  Fahr ,  fahren ,  Farren 
(von  faran  =  gehen),  und  die  Benennung  des  zum  Beschälen 
tauglichen  Pferdes  als  Hengst,  in  der  malbergischen  Glosse  chanco, 
changisto ,  welches  Wort  J.  Grimm,  in  der  Vorrede  zu  Merkel's 
Ausgabe  der  Lex  Salica  S.  XXVIII.,  ganz  richtig  als  ,,gänger, 
gradarius  equus,  das  trabende,  zeltende  Pferd",  erklärt  hat, 
ohne  jedoch  die  Beziehung  dieser  Bezeichnung  zum  Weidgang, 
d.  h.  zu  dem  Besuche  der  auf  der  Weide  befindlichen  Stuten,  zu 
bemerken,  welche  sich  jedoch  noch  bis  auf  die  neueste  Zeit,  z.  B. 
in  einer  würz  burgisch  en  Waldordnung  vom  23.  Juni  1700  in 
der  Form  ,,Gang-  und  Weidvieh"  erhalten  hat7).  Hierauf 
weiset  auch  deutlich  die  synonyme  Bezeichnung  des  Hengstes  in 
der  karolingischen  Formula  descriptionis  beneficiorum  a.  812  als 
,,  emis  sarius "  hin8),  d.  h.  ,,qui  emittitur",  der  hinausge- 
lassen wird  zum  freien  Herumgehen  und  Beschälen ,  und  dies  be- 
stätigt auch  die  Glosse  bei  Pithoeus9)  zu  dem  gleichbedeutenden 
Worte  „admissarius  ",  i.  e.  „qui  omni  tempore  cum  equa- 
bus  est",  d.  h.  der  auf  der  Stutweide  jederzeit  seinen  freien  Gang  hat. 

§.  37. 

V.  Nachweisung,  dass  die  Jurisdictionsbefugnisse  der 
grossen  englischen  Barone  im  XL  und  XII.  Jahrhun- 
dert genau  dieselben  waren,  wie  die  der  deutschen 
Dinghofherren. 

Da  die  Entwickelung  des  Herrenstandes  hauptsächlich  unter 
fränkischen  Einflüssen  stattgefunden  hat ,  so  liegt  es  nahe ,  einen 
Blick  auf  die  Erscheinungen  zu  werfen ,  welche  in  England  un- 
mittelbar nach  der  normannischen  Eroberung,  d.  h.  unter  Wil- 
helm I.  (1165)  und  seinen  Nachfolgern,  hervortreten.  Hierdurch 
wird  unsere  Behauptung  von  dem  Umfange  und  Wesen  der  ursprüng- 
lichen Berechtigungen  des  Herrenstandes  eine  weitere  Bestätigung 
erhalten,  indem  sich  bis  in  die  kleinsten  Einzelnheiten  nachweisen 
lässt,  dass  der  englische  Herrenstand,  der  eben  so  wie  der  deutsche 

7)  Schneidt,  thesaur.  jur.  francon.  Abth.  IL  p.  2151. 

8)  Bei  Pertz,  Legg.  Tom.  I.  179.  lin.  5. 

9)  Bei  Merkel,  L.  Saliea ,  p.  102. 
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die  Ebenbürtigkeit  oder  Standesgleichheit  (paritas)1)  mit  dem 
Könige  in  Anspruch  nahm,  genatt  dieselben  Eechte  auf  seinen  Gütern 
hatte,  wie  der  fränkische  und  deutsche  Herrenstand.  Wie  in  Deutsch- 
land erscheinen  in  England  die  Mitglieder  dieses  Herrenstandes 
unter  dem  Namen  ,,barones2),  domini3),  terrarum  domini4), 
unverkennbar  buchstäbliche  Uebersetzung  von  Landherren"; 
ihre  Guts-  und  Herrschaftsbezirke  oder  hlaford-dome5)  werden 
eben  so  wie  die  dominia  oder  domania  des  fränkischen  und  deut- 
schen Herrenstandes  als  ,, terrae  liberae,  terrae  propriae  po- 
testatis"6),  d.  h.  als  freie  Herrschaften,  liberae  baroniae,  franc- 
alleu,  bezeichnet. 

Wie  in  Frankreich  und  in  Deutschland  bildeten  die  englischen 
Barone  mit  den  Bischöfen  und  den  hohen  Kronbeamten  (comites) 
den  ersten  Stand  der  Nation7):  sie  heissen  ealdermen,  ealder- 
manni,  aldermanni,  genau  entsprechend  dem  ,,Seniores"  der 
fränkischen  Latinität,  wobei  als  gleichbedeutend  ausdrücklich  die 
Bezeichnung  ,, liberales  und  liberaliores",  d.  h.  freie  Herren, 
genau  entsprechend  dem  Ausdruck  „liberiores"  in  deutschen  Ur- 
kunden angegeben  wird 8) ;  sie  heissen  vorzugsweise  Thani,  thaini, 
thegena,  Degen9),  im  Gegensatze  der  mediocres  oder  ritterlichen 

')  Der  Ausdruck  „paritas"  für  Standesgleichheit  findet  sich  in  den  Legg. 
Henrici  I.  c.  70.  §.  9,  bei  Schmid,  Ges.  der  Angelsachs.  Zweite  Aufl.  Leip- 
zig 1858.  p.  471:  „si  unius  dignitatis  et  paritatis  sunt".  —  (Es  wird  durchaus 
nur  nach  dieser  zweiten  Auflage  citirt). 

2)  z.  B.  Legg.  Edovardi  confessoris,  c.  20  (21),  bei  Schmid,  p.  503. 

3)  z.  B.  Legg.  Henrici,  I.  c.  40.  §.  6,  bei  Schmid,  p.  453. 

4)  Legg.  Henr.  I.  c.  7.  §.  2 ;  c.  29.  §.  1,  bei  Schmid,  p.  440 ;  449.—  Dass 
hierunter  „episcopi  et  barones"  zu  verstehen  sind,  zeigt  die  Vergleichung  mit  c.  20- 
und  27. 

5)  Hlaford-dome,  corrump.  hlaforduma,  heisst,  was  unter  dem  dorn, 
d.  h.  judicium,  judiciaria  potestas,  eines  hlaford,  d.  h.  Herrn,  steht:  es  bezeich- 
net bald  die  subjective  Herrschaftsbefugniss ,  bald  den  Herrschaftsbezirk.  Vergl. 
J.  Kemble,  cod.  diplom.  aevi  saxon.  I.  p.  310.  lin.  7;  p.  311.  lin.  21.  Urk.  a. 
835.  Nr.  235;  p.  316.  lin.  11,  Urk.  a.  837.  Nr.  238. 

6)  z.  B.  Legg.  Henr.  I.  c.  29:  „Begis  judices  sunt  Barones  comitatus,  qui 
liberas  in  eis  terras  habent".    Vergl.  c.  20.  27.  ibid. 

7^Legg.  Henr.  I.  c.  7.  §.  2.  —  Legg.  Edovardi  confess.  c.  20.  21. 

8)  Liberaliores:  Canut  const.  de  foresta,  c.  1;  liberales,  c.  3;  Schmid, 
p.  318:  „mediocres  tales  ...  pro  liberalibus  semper  habeantur,  quos  Dani 
ealdermen  vocant",  d.  h.  die  vom  König  zu  Unterförstern  angestellten  nor- 
manischen Mittelfreien  sollen  für  so  hohe  freie  Herrn  geachtet  werden,  wie 
die  Dänen  unter  ealdermen  verstehen. 

9)  Canut,  const.  de  foresta,  c.  2.  —  Legg.  Henr.  I.  c.  35;  „thanii  vel 
baronis  (overseunessa)  est  V.  mancae". 
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Leute,  die  yoongmen10),  Jungmänner ,  Knaben,  Knappen  (im 
fränkischen  Latein  juniores,  pueri)  oder  auch  laesthegnas  n), 
d.  h.  niedere,  geringere  Degen  oder  Unterthanen  heissen.  Sie  er- 
scheinen auch  unter  der  Bezeichnung  twelf-hyndi 12) ,  weil  sie 
das  höchste  Wehrgeld,  d.  h.  1200  Schillinge  hatten,  im  Gegen- 
satze der  sixhyndi,  d.  h.  mediocres,  und  twihyndi,  villani, 
rustici,  die  nur  ein  Wehrgeld  von  sechs-  und  zweihundert  Schillingen 
hatten  13) ;  auch  wurden  regelmässig  in  England  wie  in  Deutschland 
nur  aus  diesen  Baronen  die  Grafen  oder  Landrichter  (Regis  judices)  J4) 
oder  hohen  Kronbeamten,  z.  B.  die  vier  obersten  Forstbeamten  von 
England,  primarii  forestae,  genommen  15),  und  daher  erscheint  auch 
aldermannus  bald  als  ein  Amtstitel1'5),  welche  Bedeutung  dieses 
Wort  zum  Theile  noch  bis  jetzt  beibehalten  hat,  so  wie  ealder- 
dome  den  Begriff  von  „auctoritas"  1T),  Obrigkeit,  Herrschaft,  Se- 
nioratus,  ausdrückt. 

Wie  in  Frankreich  und  in  Deutschland  hatten  diese  Herren 
auch  in  England  ritterliche  Vasallen ,  milites ,  Dienstleute  oder  Mi- 
nisterialen ,  servientes  18)  ,  und  bäuerliche  Hintersassen ,  villani, 
villaini,  frz.  vilain,  cotsati,  cocsati,  Kossathen,  Köther 10), 
und  ferdingi20),  homines  exercitales,  oder  pardingi,  d.  h.  li- 


10)  yoong  nien:  Canut,  const.  de  foresta,  c.  2. 
")  Lae  s -thegnas:  ebendas.  c.  2.  (engl,  less;  weniger,  geringer). 
lv2)  „T  weif  hin  dus,  i.  e.  thainus".    Legg.  Henr.  I.  c.  69.  §.  2. 
,3)  Vergl.  hierüber  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachsen.  2.  Aufl.  im  Glossar, 
v.  twyhynde ,  sixhynde  ,  twelfhynde. 

14)  Legg.  Henr.  I.  c.  29,  siehe  Note  6. 
,5)  Canut,  const.  de  foresta.  c.  1. 

,0)  Legg.  Henr.  I.  c.  8.  §.  I:  Praesit  ...  toti  simul  hundredo  unus  de  meliori- 
bus,  et  vocetur  aldremannus"  (aldermannus). 

17)  Vergl.  die  in  lat.  und  angelsächsischem  Texte  vorhandene  Urkunde  des 
X.  Canut  v.  1023,  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  IV.  p.  22.  24.  lin.  30. 

18)  Legg.  Edovard.  conf.  c.  20.  (21),  bei  Schmid,  p.  503;  siehe  unten 
pag.  173. 

,9)  cotsati,  corrump.  cocsati,  und  pardingi,  ferdingi,  nennt  Henr.  I. 

c.  29.  §.  L. 

20)  ferdingi;  vergl.  ferd,  ferd,  feard,  fird,  fyret,  frid:  ist  die  Heerfahrt,  ex- 
peditio;  ferdsokne,  das  Recht,  die  Heerfahrt  zu  gebieten  (der  Heefbann) ; 
ferdingi  sind  also  dieselben  Leute,  die  sonst  in  den  angelsächsischen  Urkunden 
ferdwurdi,  ferdwurdi  heissen,  d.  h.  die  homines  exercitales  im  fränki- 
schen Eecht,  die  „arimanni"  der  Langobarden;  die  armen  Leute,  die  Heerbann- 
pflichtigen, in  den  deutschen  Urkunden.  —  Mit  Unrecht  denkt  Schmid,  glossar. 
wie  früher  schon  Du  Cange,  an  ferding,  feording,  Viertel;  ein  Aekn- 
maas ,  wornach  ferdingus  als  Viertelsbauer  erklärt  werden  will. 
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beri  censuales21) ,  die  sie  vertreten  müssen,  so  dass  also,  wie  nach 
den  fränkischen  Kapitularien,  diese  Hintersassen  nicht  selbst  vor  die 
gemeinen  Gerichte  des  Landes,  centenas,  hundreda  oder  judicia  co- 
mitatus  geladen  werden  dürfen,  sondern  der  Landherr  (terrarum  do- 
minus) für  dieselben  vorzuladen  ist2'2)  und  der  englische  Baron  ge- 
rade so  und  in  allen  Beziehungen  als  Immunitätsherr  erscheint,  wie 
die  deutschen  Landherren.  Eben  daher  hat  auch  der  englische  Ba- 
ron ein  Schutzrecht  oder  eine  Vogteiherrlichkeit  über  seine  Hinter- 
sassen unter  dem  Namen  p  1  e  g  i  u  m  (Pflege,  niedersächs.  p  1  e  g  e)  oder 
friborgus,  Freibürgschaft,  d.  h.  Bürgschaft  für  seine  freien  Hinter- 
sassen, gerade  so  wie  der  fränkische  und  deutsche  Herr  unter  dem 
Namen  Mist,  mistum  oder  mitium.  So  z.  B.  sagen  die  Leges 
Henrici  I,  c.  41.  §.  6  23): 

„...dominus  teneat  familiam  suam  in  plegio  suo ,  et  si  (fami- 

,,lia)  accusetur  in  aliquo ,  respondeat  (dominus)  in  hund- 

,,redo  suo,  ubi  compellabitur "  24). 

Aehnlich  sagen  die  Leges  Edovardi  confessoris  c.  20.  21: 

,,Archiepiscopi ,  episcopi,  comites,  barones,  suos  milites  et  sibi 

,,servientes ,  dapiferos  ,  pincernos  ,  camerarios ,  coquos ,  pistores, 

,,sub  suo  frithborgo  habeant"25). 

Diese  „plegia",  oder  die  ,,friborgi  dominorum"  stehen  in  ihrem 
Wesen  den  decaniis  (,,tien  manna  talau,  zehn  Männer  Zahl),  d.  h. 
den  Zehntschaften  gleich,  in  welche  die  centena  oder  das 
hundredum  nach  der  gemeinen  englischen  Landeseintheilung  zer- 
fiel. Deutlich  zeigt  sich  diese  coordinirte  Stellung  der  plegia  do- 
minorum und  der  decaniae  in  den  Gesetzen  Heinrich's  I.  c.  6: 

„Centuriae  vel  hundreda  in  decanias  vel  decimas  et  in  domino- 

,,rum  plegios  distinquuntur". 


21)  Die  Variante,  pardingi,  ist  wohl  nur  aus  t'erdingi  verdorben;  ausserdem 
würde  an  pardina  (Du  Cange  =  prata) ,  eine  Art  Hube,  parding,  d.  h.  freie 
Leihe,  eine  Gutsleihe  an  „rusticos,  qui  liberi  dicuntur"  zu  denken  und  der 
englische  pardingus  neben  den  deutschen  parlingus,  parlinhus ,  parscalcus,  par- 
servus ,  pargildus ,  d.  h.  liber  censualis ,  zu  stellen  sein. 

22)  Henric.  I.  c.  29.  §.  h  u.  c.  41.  §.  6. 

23)  Bei  Schmid,  p.  453. 

24)  Es  gibt  noch  andere  Beziehungen  und  Bedeutungen  des  Wortes  plegium, 
Wovon  aber  hier  nicht  zu  handeln  ist ;  so  z.  B.  das  plegium  liberale ,  im  Gegen- 
satz von  plegium  dominorum ;  plegium,  als  vadium,  Bürgschaft ,  fidejussio  über- 
haupt u.  s.  W. 

25)  Auch  hier  ist  der  friborgus  domin i  und  der  friborgus  liberorum,  die 
freie  decania,  zu  unterscheiden.  Yergl.  meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Auflage- 
1858.  p.  448  flg. 


Es  ist  daher  auch  sicher  nicht  ohne  Bedeutung,  aber  so  viel  mir 
bekannt,  noch  nicht  von  Anderen  beachtet  worden,  dass  das  der  angel- 
sächsischen Zehn-Männer-Zahl  entsprechende  deutsche  Wort  „Manze- 
ler"  oder  ,,  M  anza  hl  er  ",  welches  gewöhnlich  einen  niederen,  dem 
alten  decanus  ähnlichen  Ortsbeamten ,  in  Städten  einen  sog.  Gassen- 
hauptmann bezeichnet20),  auch  in  der  Bedeutung  von  Gutsherr, 
oder  Bannherr  gefunden  wird.  So  z.  B.  sollen  nach  dem  Weis- 
thum von  Bruschwickersheim  im  Elsass  27)  das  Ding  besitzen, 
d.  h.  zu  Gericht  sitzen: 

,,der  meiger  und  der  gebüttel  und  des  mantzelers  Schaffner", 
und  ebendaselbst  wird  ausdrücklich  der  Herr  bezeichnet  als 

,,der  die  manzall  hat  zu  dem  dinge"28), 
d.  h.  der,  dem  die  Gesammtheit  der  Gutshörigen  dingpflichtig  ist. 

Auch  die  oben  erwähnte  Gleichstellung  des  plegium  domino- 
rum  mit  der  decania  in  England  entspricht  wieder  der  alten  frän- 
kischen und  deutschen  Einrichtung,  wonach  die  Jurisdiction  des 
Dinghofherrn  ebenfalls  häufig  als  eine  etwas  niedrigere,  beschränk- 
tere Gerichtsbarkeit  als  die  der  Zenten  (Centenae)  erschien,  in- 
sofern nämlich  gewisse  Sachen  nicht  in  dem  Dinghof  abgeurtheilt 
werden  durften,  sondern  an  die  Zent  abgegeben  werden  mussten29). 

Wie  der  fränkische  und  deutsche  Landherr  sein  Dinghof- 
Pfalz-,  Sal-,  Kemnat-,  Pfahl-,  Zaun-  oder  Hofmarksgericht  hatte, 
so  hatte  auch  jeder  englische  Baron  sein  Judicium  curiae  oder  hal- 
lemot  (  halimot )  30)  ,  d.  h.  Hallengericht,  worin  er  ,,in  suo  de 
suis"31)  oder  ,, super  suos  et  in  suo32),  d.h.  auf  seinem  Eigen  und 


Vergl.  das  Bamberger  Stadtrecht  aus  dem  XIV.  Jahrhundert,  &.  436. 
438;  in  meiner  Ausgabe  desselben,  Heidelberg  1839,  Urkundenbuch ,  p.  122. 
123.  Man  findet  gleichbedeutend  auch  „mant-richter ",  z.B.  in  einer  Raths- 
verordnung von  Speier,  v.  1356,  im  Anzeiger  f.  Kunde  der  deutschen  Vorzeit, 
1856.  Nr.  7.  col.  202. 

27)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  711.  lin.  44. 

•*)  Ebendas.  I.  714.  lin.  1.  —  Das  Wort  Manzahl,  Manzal,  Manzol, 

Manzel,  erscheint  übrigens  auch  in  der  Bedeutung  einer  an  den  Vogt  oder  Herrn 
zu  machenden  Abgabe,  z.  B.  in  dem  Weisthum  von  Gt  e  i  s  p  o  1  z  h  e  i  m ,  c.  21, 
ebendas.  I.  707:  „zwei  manzol  korns". —  Noch  jetzt  bedeutet  „eine  Man- 
del" eine  Zahl  oder  einen  Haufen  von  fünfzehn  Stücken.  Mand,  Maut, 
steht  oft  für  Mann,  z.  B.  noch  jetzt  in:  „jemand,  niemand". 
*9)  Siehe  oben  §.  16.  pag.  66. 

30)  Legg.  Henr.  I.  c.  20.  §.  I.  Ueber  die  Bedeutung  des  Wortes  hallemot, 
halimot,  s.  unten  die  Erörterung  Nr.  III. 

31)  Legg.  Henr.  I.  c.  9.  $.  4. 

32)  Legg.  Henr.  I.  c.  20.  §.  2. 
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über  seine  eigenen  Leute  richten  durfte,  regelmässig  jedoch  nur, 
wie  in  Deutschland,  mit  Ausnahme  der  dem  König  und  dessen 
Hofgericht  vorbehaltenen  Kapitalverbrechen33).  Sogar  auch  die 
Bezeichnung  der  Höfe,  worauf  das  „hallemot"  der  Barone  und  Prä- 
laten gehalten  wurde,  als  Dinghöfe  muss  in  England  üblich  ge- 
wesen sein,  da  sich  das  Wort  dynghowe  als  Ortsname  erhalten 
hat34). 

Ganz  entscheidend  für  die  vollkommene  Gleichheit  der  recht- 
lichen Stellung  der  englischen  Barone  und  der  deutschen  Dinghof- 
herren ist  aber  die  spezielle  Aufzählung  ihrer  hergebrachten  ge- 
richtsherrlichen Gerechtsame  (consuetudines)  35),  die  in  den  angelsächsi- 
schen Kechtsquellen  wiederholt  gegeben  wird  und  auf  das  Genaueste 
den  „Herrlichkeiten"  der  alten  deutschen  Dinghofherren  ent- 
spricht. Dabei  zeigt  sich  sogar  dieselbe  Erscheinung  wie  bei  den 
deutschen  Dinghöfen,  dass  nämlich  nicht  alle  Herren  alle  diese 
Herrlichkeiten  hatten.  So  sagen  z.  B.  die  Leges  Henrici  I.  c.  9. 
ausdrücklich,  dass  einige  Herren  eine  gewisse  Art  der  Gerichtsbarkeit, 
die  socha36),  haben  nur  allein  ,,in  suo  et  de  suis",  andere  aber  ,,de 
suis  et  extraneis",  und  dass  einige  Herren  sie  haben  „in  omnibus", 
andere  nur  „in  quibusdam  causis"  37).  Ebenso  erwähnen  die  Leges 
Edovardi  c.  20.  §.  5  (al.  22.  §.  4.),  dass  es  Barone  gibt,  welche 
das  Recht  haben,  über  Diebe  zu  richten,  die  auf  ihren  Gütern  er- 
griffen werden,  dass  aber  andere  Barone  diese  Berechtigung  (con- 
suetudo)  nicht  haben  und  daher  die  ergriffenen  Diebe  an  das  kö- 
nigliche oder  gemeine  Gerichte,  d.  h.  an  die  Zenten ,  •  hundreda, 
zur  Verurtheilung  und  Bestrafung  abliefern  müssen.  Diese  Verschie- 
denheit in  dem  Umfange  der  gerichtsherrlichen  Befugnisse  der  Ba- 
rone war  jedoch  in  Bezug  auf  ihren  Her  renstand  gleichgültig, 
d.  h.  sie  waren  als  Barone  einander  standesgleich ,  ohne  Unter- 
schied ,  ob  ihre  Jurisdictionsprivilegien  einen  geringeren  oder  grös- 
seren Umfang  hatten. 


33)  Siehe  die  Aufzählung  der  regelmässig  dem  König  vorbehaltenen  Capital- 
Verbrechen  in  Legg.  Henr.  I.  c.  10;  vergl.  c.  9.  §.  4;  c.  20.  §.  2. 

34)  Urk.  Eduard's,  bei  J.  Kemble,  Cod.  Dipl.  IV.  253.  lin.  1.  Nr.  915: 
„placita  at  ©rnghowe". 

35)  Legg.  Edovardi,  c.  21.  (20.):  „de  bai'onibus,  qui  suas  habent  curias  et 
consuetudines". 

36)  Hiervon  unten  §.  39. 

3?)  Uebereinstimmt ;  Henr.  I.  c.  20.  §.  2. 
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Die  Gerechtsame,  welche  die  englischen  Barone  regelmässig 
hatten,  werden  in  den  Gesetzen  K.  Heinrich's  I.  c.  20.  §.  2. 3b) 
folgendermassen  aufgezählt: 

,,Archiepiscopi ,  episcopi,  comites  et  aliae  potestates  (d.  h.  Herr- 
,, Schäften,  im  subjectiven  Sinne,  oder  Herren)  in  terris  pro- 
,,priae  potestatis  suae  (d.  h.  auf  ihrem  Eigen  oder  Allod) 
„sacam  (sacham)  et  socnam  (socham)  habent,  toi  et 
„theam  et  infongentheaf  (infangentheof)". 

In  gleicher  Weise  erMären  sich  auch  die  Gesetze  Eduard's 

c.  20  (21)  39). 

§.  38. 
1)    S  a  c  h  a. 

Sacha  (saca,  sacca,  sace,  sake,  saccia)  hat  ebenso  wie  das 
niedersächsische  „sake"  zwei  Bedeutungen;  erstlich  Sache, 
Rechtshandel,  causa,  überhaupt  und  zweitens  rechtliche  An- 
sprache, accusatio.  So  sagen  z.  B.  in  einer  Urkunde  des  Bischofs 
Aethelstan  (saec.  XI)  l)  die  vermittelnden  Freunde  zu  den  strei- 
tenden Parteien,  dass  es  besser  sei  zu  vergleichen, 
,,thonne  hy  aenige  sace  hym  betweonan  heoldan". 

d.  h.  als  dass  sie  einen  Rechtshandel  unter  sich  haben  sollten. 
Als  Recht  der  Barone  auf  ihren  Gütern  ist  sacha  daher  das  Recht, 
Rechtssachen  zu  entscheiden,  also  genau  dasselbe,  was  in 
den  deutschen  Dinghofs-Urkunden  „Gericht  und  Spruch  (iuris- 
dictio)  heisst.  Deutlich  zeigt  dies  eine  in  angelsächsischem  und  latei- 
nischem Texte  erhaltene  Urkunde  Eduard's2),  worin  der  König 
einem  Abte  für  sein  Kloster  die  „sace"  verleiht,  was  der  lateini- 
sche Text  durch  „litigirium  "  d.  h.  ius  Utes  dicidendi,  wiedergibt. 

Besonders  tritt  aber  der  Begriff  von  rechtlicher  An- 
sprache insbesondere  wegen  Verbrechen,  und  Recht  darüber  zu 
richten,  hervor.    So  sagen  die  Leges  Edovardi  c.  20.  §.  1(22): 


38)  Bei  Schmid,  p.  446. 
•  39)  Ebendas.  p.  503. 
*)  J.  Kemble,  cod.  diplom.  IV.  p.  235.  lin.  9.  Nr.  898. 

2)  Ebendas.  IV.  p.  228.  Nr.  888.  lin.  7  und  17. 

3)  Hierauf  gehen  z.  B.  in  den  angelsächsischen  Urkunden  auch  die  Ausdrücke: 
„sacleäs  and  cleane",  d.  h.  pacifice  et  quiete,  ohne  Ansprache  oder  Wider- 
spräche, Widersage,  besitzen;  unbesacen,  unbesaken,  d.  h.  unbestritten, 
widsaca,  der  Widersager,  Gegner;  sakemannus,  oder  sagemannus,  ist  in 
Legg.  Henr.  I.  63  ausdrücklich  erklärt  als  „accusator",  der  Privatankläger, 
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„Sacca  est  quod  si  quilibet  nominatim  aliquem  de  aliquo  ca- 
„lumniatus  fuerit,  et  ille  negaverit ,  forisfactura  probationis 
„vel  negationis ,  si  evenerit,  sua  erit". 

Es  ist  also  „sacha"  ein  Becht  des  Barons,  welches  dann 
zur  Ausübung  kommt,  wenn  jemand  in  seinem  Gerichte  von  einem 
andern  namentlich  eines  Verbrechens  angeschuldigt  (calumniatus)  wor- 
den ist 4) ,  und  dieses  Recht  äussert  sich  darin ,  dass  dem  Baron 
als  Gerichtsherrn  eine  „forisfactura"  (lies:  forfactura)  zufällt5), 
welches  Wort  wie  das  deutsche  „Frevel"  die  zweifache  Bedeu- 
tung von  Vergehen  und  dadurch  verwirktem  Strafgeld  (emenda) 
hat'').  Dieses  Strafgeld  erhält  der  Baron,  je  nach  dem  Ausgang 
des  Prozesses  (si  evenerit)  von  dem  Ankläger  oder  dem  Angeklag- 
ten, je  nachdem  dem  einen  der  Beweis  der  Anklage  (probatio)  oder 
dem  anderen  der  Beweis  der  Unschuld  (negatio)  misslungen  war. 
Demnach  begriff  also  die  ,, sacha"  der  englischen  Barone  auch  genau 
dasselbe,  was  in  den  deutschen  Dinghof surkunden  unter  dem  Rechte 
verstanden  wird,  über  Frevel  zu  richten,  d.  h.  über  Vergehen, 
die  mit  Geld  gebüsst  werden  können. 

Es  begreift  aber  die  „sacha"  regelmässig  auch  noch  eine 
Gerichtsbarkeit  über  schwerere  Fälle.  Dies  zeigen  die  Leges  E  d  o  - 
vardi  c.  20.  §.  5  (22.  §.  4): 

„Omnis  qui  habet  saccam  et  soccam  et  thol  et  theam  et  infan- 
„gentheof,  .  .  .  iustitia  cognoscendis  (lies:  cognoscendi)  latronis 
„sua  est  de  homine  suo,  si  captus  fuerit  super  terram  suam". 
Es  begreift  also  die  sacha  auch  das  Becht  (iustitia)  über 
„den  Dieb"  zu  richten,  d.  h.  ihn  zu  verurtheilen  und  das  Ur- 
theil  vollziehen  lassen,  wie  dies  Becht  auch  den  deutschen  Ding- 
hofherrn zustand. 

Dies  bestätigt  sich  auch  vollständig  durch  die  Leges  Henrici 
%  c.  61.  §.  97). 


der  nur  nach  geleisteter  Verbürgung  der  Klage  („investitura")  zugelassen  wird; 
vergl.  unten  §.  39.  Note  14;  —  „ponere  aliquem  in  sagina",  bei  Du  Cange 
irrig  als  saisina  erklärt,  heisst  so  viel  als :  „ponere  aliquem  in  accusationem"  u.  s.  w. 

4)  Calumnia,  calumniare,  calumniator,  stehen  sehr  häufig  synonym 
für  accusatio,  accüsare ,  accusator. 

5)  Forisfactura,  forisfactum,  forisfacere,  sind  verdorben  aus  for- 
facere  etc.;  for  =  ver;  in  V  er -brechen,  ver-gehen,  ver-thun  etc. 

6)  Vergl.  die  jura  curiae  in  Berse,  saec.  XIII.,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I. 
692;  siehe  oben  §.  15.  pag.  63;  siehe  auch  pag.  22  u.  flg. 

7)  S  c  h  m  i  d ,  pag.  464. 

Z  öpfl,  Alterthümer.  I.  12 
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„De  furto  autem  vel  de  his,  quae  sunt  mortis,  faciat  (do- 
„ minus)  secundum  quod  socna  et  saca  ejus  erit". 
d.  h.  in  Bezug  auf  das  Eichten  über,  den  Diebstahl  oder  ein 
anderes  todeswürdiges  Verbrechen,  kommt  es  darauf  an, 
ob  dem  Herrn  das  Eecht  (iustitia),  darüber  zu  richten,  zusteht,  d.  h. 
vom  Könige  verliehen  ist,  wie  sich  dies  sogleich  bei  Erörterung 
der  „socha"  noch  weiter  gehen  wird.  Die  „sacha"  in  diesem 
höheren  Sinne  begriff  also  dasselbe,  was  schon  in  der  Lex  Ripuariorum 
unter  dem  Namen  „alsaccia",  Halsgerichts  -  Sache ,  erwähnt  wird8). 

§.  39. 
2)  Socha. 

Mit  der  „sacha",  d.  h.  mit  der  iurisdictio,  dem  Gericht 
und  Spruch,  mag  sie  nun,  je  nach  dem  Inhalt  des  königlichen  Pri- 
vilegs, nur  Gericht  über  Frevel  oder  auch  über  ,,den  dieb"  oder  über 
noch  andere  grössere  Verbrechen  gewesen  sein,  stehet  die  socha 
(soca,  socca,  socna,  sokna)  in  unmittelbarem  Zusammenhang 
und  wird  daher  immer  neben  der  sacha,  mitunter  auch  ohne 
dieselbe  genannt,  welches  Letztere  sich  daraus  erklärt,  dass  die 
socha  stets  die  sacha  voraussetzt  und  ohne  dieselbe  nicht  denkbar 
ist.  Socha  ist  buchstäblich  Suche,  Suchung,  wie  sich  nament- 
lich aus  dem  compositum  „hamsocha",  d.  h.  Heimsuche,  Heimsu- 
chung, klar  ergibt1).  Der  juristische  Begriff,  welchen  socha  aus- 
drückt, ist  daher  „Untersuchung,  inquisitio";  als  Recht 
des  Gerichtsherrn  aufgefasst,  ist  sie  also  das  Recht,  Untersu- 
chungen, Nachforschungen  nach  Verbrechen  anzustellen,  sie 
von  Amtswegen  zu  verfolgen.  Diese  Erklärung  wird  auch  durch  die 
Vergleichung  der  Stellen  bestätigt,  welche  von  der  socha  handeln. 

Ausdrücklich  erklären  die  Leges  Henrici  I.  c.  20.  §.  1,  dass 
socna  (socha)  so  viel  wie  „quaestio"  d.  h.  inquisitio  sei;  und 
genau  hiermit  übereinstimmend  wird  „socne"  in  der  lateinischen 
Ausfertigung  einer  auch  in  angelsächsischem  Texte  vorliegenden  Ur- 
kunde K.  Eduard's  für  das  Kloster  s.  Mariae2)  durch  „exquisi- 


8)  Lex  Kipuar.  LXXVII.  19.  —  Vergl.  über  diese  Stelle  meine  deutsche 
Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  911.  Note  4. 

*)  Legg.  Henr.  I.  c.  10.  $.1;  c.  12.  $.2;  c.  22;  c.  35;  c.  61.  $.  17.  — 
Hamsocha,  hamsocna,  hamsoca,  entspricht  dem  deutschen  Heimsuchung,  heim- 
zuht,  heimzoht,  heimsuochen  u.  s.  und  bedeutet  den  feindlichen  Besuch,  Ueber- 
fall,  im  Hause. 

*)  Urk.  Nr,  888.  bei  J.  Kemble,  cod.  diploni.  aevi  saxon.  Bd.  IV.  p.  228. 


tio"  übersetzt.  In  der  angeführten  Stelle  der  Leges  Henrici  I. 
wird  zugleich  erwähnt,  dass  es  verschiedene  Aften  der  socha, 
d.  h.  Grade  oder  Stufen  des  Untersuchungsrechtes  gebe,  je  nach 
dem  Umfange  der  Gerichtsbarkeit  (sacha),  welche  dem  Gerichtsherrn 
zusteht2*).  Demnach  stehet  die  socha  bei  den  höchsten  Verbre- 
chen, welche  in  den  Legibus  Henrici  I.  c.  10  einzeln  aufgezählt 
sind,  nur  dem  König,  d.  h.  dem  königlichen  Hofgerichte  zu  (,,in 
,,capitalibus  quaestionibus  soca  regis  est") 3) ;  doch  verleihet  der 
König ,  wie  an  einer  andern  Stelle  erwähnt  wird 4) ,  sogar  diese 
höchste  socha ,  theils  an  seine  Verwandten ,  d.  h.  an  Prinzen  des 
Hauses ,  oder  an  einzelne  geistliche  und  weltliche  Herren  aus  be- 
sonderer Gnade  zur  Belohnung  ausgezeichneter  Verdienste.  Ee- 
gelmässig  aber  begreift  die  socha  der  Bischöfe  und  Barone  nur 
das  Recht,  Verbrecher  auf  dem  eigenen  Grund  und  Boden  zu  er- 
greifen und  festzuhalten ,  den  Verbrechern  nachzuspüren  und  Frev- 
ler in  Geldstrafen  zu  nehmen ;  also  eben  dasselbe,  was  in  den  deut- 
schen Dinghof surkunden  der  Stock  und  das  Rügengericht  wegen 
der  Frevel  genannt  wird.  Die  Leges  Henrici  I.  c,  9.  §.  9  sagen 
hierüber: 

„Soca  vero  placitorum  alia  proprie  pertinet  ad  fiscum  regium5) 
,,et  singulariter ;  alia  participatione ;  alia  pertinet  vicecomitibus 
,,et  ministris  regiis  in  firma  sua;  alia  pertinet  baronibus  socham 
,,et  sacham  habentibus". 
d.  h.  die  socha  stehet  theils  dem  königlichen  Hofgerichte  zu,  und  zwar 
ausschliesslich  in  gewissen  Sachen:  theils  gemeinsam  mit  anderen  Per- 
sonen durch  besondere  königliche  Verleihung  (participatio ,  im  Sinne 
von  Mittheilung,  Gestattung  der  Theilnahme) ;  theils  stehet  sie  den 
Vicegrafen  und  andern  königlichen  Dienern,  d.  h.  nach  der  fränki- 
schen Ausdrucksweise,  den  königlichen  oder  Kronvasallen  und  ho- 
hen Ministerialen ,  an  ihren  Dienstgütern ,  firmae ,  zu  6)  ;  theils  ge- 
hört die  socha  den  Baronen  auf  ihren  eigenen  Gütern  kraft  könig- 
licher Bewilligung. 

2a)  Theils  nach  dem  Gegenstand,  theils  nach  dem  Bezirk  der  Gerichtsbarkeit 
werden  verschiedene  Arten  der  socha  unterschieden,  wovon  am  gehörigen  Orte  ge- 
handelt werden  wird,  wie  ciric-socne,  ferd-socne,  tun-socn.e,  sithes- 
socne. 

Legg.  Henr.  I.  c.  20.  §.  I.  vergl.  mit  c.  10, 

4)  Eben  das.  c.  20.  §.  3. 

5)  Wie  in  den  fränkischen  Rechtsquellen  heisst  der  königliche  Richter  oder 
Hofrichter  auch  in  England  „judex  fiscalis";  Legg.  Henr.  I.  c.  63. 

6)  firma,  franz.  ferme ,  ist  ein  Gut,  das  Renten,  census,  von  den  Colonen 
einträgt. 

12* 
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Die  angelsächsische  socha  hatte  demnach  dieselben  Abstufungen 
und  konnte  Personen  derselben  Standesklassen  und  aus  denselben 
Gründen  zustehen,  wie  der  fränkische  bannus,  und  enthält  auch  kein 
anderes  Recht,  welches  nicht  in  diesem  bannus  enthalten  gewesen 
wäre ;  sie  ist  somit  auch  nichts  anderes  als  was  der  fränkische  ban- 
nus in  dem  Sinne  von  iurisdictio  war,  nur  ohne  diesen  Namen, 
welcher  in  der  angelsächsischen  Rechtssprache  keinen  Eingang  fand. 
Unverkennbar  stehet  die  socha  regis  "dem  bannus  regis  vollkommen 
gleich,  und  ebenso  die  socha  der  Prälaten  und  Barone  dem  Zwing 
und  Bann  der  fränkischen  und  deutschen  geistlichen  und  weltlichen 
Dinghofherren.  Schon  unter  König  Kanut  (c.  a.  1020)  erscheint 
diese  socha  der  Bischöfe  und  Barone  mit  der  charakteristischen  Be- 
zeichnung ,,tune-socne"7),  was  buchstäblich  dem  deutschen 
,, Zaungericht"  entspricht,  und  daneben  erscheint  die  Gesammt- 
heit  der  Untersassen,  über  welche  dem  Herrn  diese  tune-socne 
zusteht,  als  ,,  tun ship  e  "  8),  d.  h.  Zaunschaft,  Zaungenossenschaft, 
wie  in  Deutschland  die  gutshörigen  Leute  die  ,, Markgenossen- 
schaft" in  dem  gutsherrlichen  Bann-  oder  Markbezirk  bildeten. 

Auch  aus  c.  19  der  Leges  Henrici  I.  ersieht  man  deutlich, 
dass  kein  Beamter,  vicedominus  oder  praepositus,  die  königliche 
socha  oder  ,,iustitia  regis",  nach  fränkischer  Rechtssprache 
,,den  Königsbann",  haben  konnte  ausser  durch  spezielle  könig- 
liche Verleihung  (,,praelocutio",  d.  h.  Zusprechung),  und  dass 
der  König,  was  sich  übrigens  von  selbst  versteht,  auf  seinen  Do- 
mänen auch  dieselbe  socha  hatte,  wie  die  Barone  auf  ihren  Allo- 
dien  (,,omnium  terrarum,  quas  rex  in  dominio  suo  habet,  socnam 
pariter  habet"). 

Sehr  bedeutsam  ist  die  hieran  sich  anschliessende  Bemerkung, 
dass  mit  der  neuen  Verleihung  von  geschlossenen  Hofgütern  (,,ma- 
neria)9)  aus  den  königlichen  Domänen  weder  die  höhere,  be- 
sondere, noch  die  niedere,  gemeine  socha  (,,socna  singularis,  soena 
communis")  als  stillschweigend  mitverliehen  zu  betrachten  sei,  son- 
dern in  der  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Verleihung  bei  dem 


?)  Urk.  Kanut's,  ca.  1020,  angelsachs.  Text,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl, 
IV.  p.  18.  lin.  8.  —  Bei  den  Prälaten  heisst  die  mit  dem  kirchlichen  Immunitäts- 
bezirk verbundene  socha  auch  mitunter  chirch  -  ciric  -  soene  (iurisdictio  ecclesiae) ; 
z.  B.  Urkk.  Eduard's,  ibid.  IV.  p.  215.  Nr.  862;  p.  220.  Nr.  870. 

8)  Urk.  Kanut's,  ibid.  IV.  p.  17.  lin.  3.  4. 

°)  manerium,  bezeichnet  wie  mansus  ein  geschlossenes  Hofgut  mit  Unter- 
Bassen ;  oft  eine  villa  begreifend. 


Köllig  verbleibt.  Es  wird  hierbei  besonders  hervorgehoben,  dass 
die  socha  also  keine  selbstverständliche  Realgerechtigkeit  der  neu 
aus  dem  Fiscus  verschenkten  Güter  sei,  sondern  vielmehr  nur  eine 
personelle  Begünstigung,  d.  h.  ein  königliches  Privilegium  für  den 
Beschenkten  (Leges  Henrici  I.  c.  19): 

„Nec  sequitur  socna  regis  data  maneria,  sed  magis  est  ex  personis". 
Anders  verhielt  es  sich  aber,  so  wie  der  König  einmal  einem 
Herrn  die  socha  auf  seinen  Gütern  verliehen  hatte.  Unter  dieser 
Voraussetzung  ging  die  socha,  wie  das  zunächst  folgende  c.  20.  §.  2 
der  Leges  Henrici  I.  zeigt,  auch  auf  jeden  späteren  Erwerber 
solcher  Güter  über,  mochte  er  sie  durch  Kauf  oder  Tausch,  oder  wie 
immer  erworben  haben,  sofern  der  neue  Erwerber  auch  ein  Prä- 
lat oder  Baron  war,  so  dass  also  hier  schon,  wenn  auch  noch 
mit  einiger  Beschränkung,  der  Charakter  der  sacha  und  socha  als 
eine  Realgerechtigkeit  wie  bei  den  deutschen  Grundherrschaften  her- 
vortritt. 

Die  Leges  Henrici  I.  c.  20.  §.  1  unterscheiden  ferner  „so- 
cha simplex"  und  ,, socha  conjuncta",  je  nachdem  der 
Grundherr  sie  allein  ausübte,  oder  der  König  bezüglich  gewisser 
Verbrechen  bei  der  Ausübung  der  socha  concurrirte ,  namentlich 
einen  gewissen  Antheil  an  den  Strafgeldern  hatte.  Dies  heisst  in 
den  Legibus  Henrici  I.  c.  21  ,,rex  in  emendationibus  particu- 
,,lariter  communicat"  und  hiernach  wird  ebendaselbst  vom 
Baron  gesagt:  ,,socham  vel  totaliter  habet,  vel  particulariter ". 
Diese  Theilnahme  des  Königs  an  den  Strafgeldern,  namentlich  neben 
den  Prälaten ,  erklärt  sich  in  vielen  Fällen  insbesondere  daraus,  dass 
schon  in  sehr  früher  Zeit  die  alten  angelsächsischen  Könige,  wie 
z.  B.  König  Ecgbert  von  Wessex,  i.  J.  835  10),  mitunter  einer 
Kirche  einen  Theil  der  fiscalischen  Strafgelder  als  Einnahme  zuwie- 
sen, bevor  es  noch  Sitte  war,  den  Prälaten  die  socha  selbst  zu 
verleihen. 

Die  niedere  Art  der  socha,  welche  die  Barone  insgemein  zu 
haben  pflegten,  betrifft  Sachen,  welche  mit  Bussgeldern,  Wetten 
im  Sinne  der  deutschen  Rechtsbücher,  wita11),  und  Wehrgeld, 
wera,  gesühnt  wurden:  daher  nennen  die  Leges  Henrici  I.  c.  27 


10)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  p.  313.  Nr.  236. 

n)  wita;  hd.  witz;  poena,  Strafe.  Schmid,  glossar.  v.  wite,  erklärt  es 
richtig  als  Strafgeld,  oder  Wette.  Jedoch  darf  an  eine  etymologische  Zusammen- 
gehörigkeit von  wita  und  wette  (sponsio  sive  vadium  emendae)  wohl  nicht  ge- 
dacht werden. 


die  Gerichte  der  Barone:  „placita,  quae  ad  witam  et  weram  „per- 
tinent":  wohin  (ebendas.  c.  23)  gerechnet  wurden 

„blodwita,  fightwita  und  legerwita"12), 
d.  h.  Bussen  für  Blutrunst  oder  Wunden,  für  Fechten  d.  h.  Schlä- 
gereien, und  für  unzüchtiges  Beiliegen.  Dass  mitunter  der  Baron 
auch  eine  höhere  socha,  d.  h.  auch  über  ,,den  dieb"  und  andere 
Capitalverbrechen  hatte,  sagen  die  Leges  Henrici  I.  c.  61.  §.  9  13) 
ausdrücklich;  es  verstehet  sich  übrigens  von  selbst,  dass  die  socha, 
d.  h.  das  Untersuchungsrecht,  eben  soweit  gehen  musste,  als  die 
sacha,  d.  h.  die  Gerichtsbarkeit. 

Da  keine  Art  der  Gerichtsbarkeit  ohne  einen  entsprechenden  Ge- 
richtssprengel gedacht  werden  kann,  so  erklärt  sich,  wie  socha  auch 
in  der  Bedeutung  von  Gerichtsbezirk  gefunden  werden  kann, 
wie  z.  B.  in  den  Legibus  Henrici  I.  c.  63: 

„In  causis ,  ubi  fiscalis  judex  aliquem  implacitet  de  sokna  sua 

,,sine  sakemanno  14)  sive  investitura"  15)  etc., 
d.  h.  in  Sachen,  wo  der  königliche  Bichter  jemanden  aus  seinem  Ge- 
richtssprengel vorladet  ohne  Ankläger  und  Gelobung  der  Klage  u.  s .  w . 

In  gleicher  Bedeutung  als  Gerichtsbezirk  erscheint  auch  das 
"Wort  socha  in  dem  Privilegium,  welches  Heinrich  I.  der  lon- 
doner Bürgerschaft  ertheilt  hat 16)  ,  indem  daselbst,  §.  6,  von  Frem- 
den, hospites,  die  Rede  ist,  ,,qui  in  soccis  (ecclesiae,  baronum,  et 
civium)  hospitantur",  d.  h.  sich  in  deren  Gerichtssprengeln  aufhalten. 

Eine  besondere  Beachtung  verdienet  bezüglich  der  Bedeutung 
von  socha  als  Gerichtsbezirk  c.  6.  §.  1  der  Leges  Henrici  I.  Es 
ist  hier  zuerst  die  Rede  davon,  dass  England  (regnum  Angliae) 
in  drei  „provincias"  getheilt  ist,  und  diese  in  comitatus  zerfal- 
len.   Dann  heisst  es  weiter: 


12)  Legerwita:  vergl.    die  malbergische  Glosse   zur  L.  Salica,  Herold. 
XXIX.  1.  „theulasina,  lies:  theulagina;  concubitus  cum  ancilla  regia. 
,3)  Siehe  oben  §.  38.  bei  Note  7.  pag.  177.  178. 

14)  Sak  emann  u  s ;  accusator;  siebe  oben  §.  38.  Note  3;  er  vergleicht  sich 
dem  gasachius  der  Lex  Salica,  dem  „sächer",  d.  h.  causator,  in  dem  "Weis- 
thum von  Tablatt  (St.  Gallen)  a.  1471,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  t  230.  lin.  39; 
dem  ,,se  lbsts  acher"  in  der  nürnberger  Reformation,  und  dem  „Widersacher" 
in  den  deutschen  Uebersetzungen  des  mainzer  Landfriedens  K.  Fried  rieh's  II. 
a.  1235,  const.  2.  §.  12,  Cod.  Palatin.  Mscpt.  Nr.  461.  Fol.  67». 

45)  DtÜr  Ausdruck  „investitura"  geht  hier  nur  auf  das  feierliche  Geloben  der 
Vollführung  (wetten,  verbürgen)  der  Klage,  weil  dabei  der  Stab  (baculum  vadi- 
monii  oder  Schwurstab)  eben  so  wie  bei  den  Investituren  und  der  Gewährschafts- 
lobung  der  Grundstücke  gebraucht  wurde. 

lfi)  Schmid,  p.  435. 
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(c.  6.  §.  1).  ,,Ipsi  vero  comitatus  in  centurias  et  sithes- 
„socna  distinguntur ;  centuriae  vel  hundreta  in  decanias 
„vel  decimas  et  dominorum  plegios". 

Sithes-socna  ist  hier  offenbar  nicht  als  Synonym  neben  centu- 
riae oder  hundreta  gesetzt,  sondern  coordinirt,  eben  so  wie 
die  plegii  (plegia)  dominorum  coordinirt  neben  den  decaniis 
vel  decimis  stehen17);  es  ist  daher  auch  bei  sithes-socna  analog 
an  ein  der  centuria  gleiches ,  aber  doch  von  ihr  verschiedenes  Ge- 
richt zu  denken.  Da  sid  (sithe)  Weg,  Strasse  (hd.  Seite)  bedeutet, 
so  könnte  man  versucht  sein,  hier  an  ein  Synonym  des  deutschen 
Strassengerichtes18)  zu  denken  ;  allein  hiergegen  spricht,  dass 
der  Charakter  des  deutschen  Strassengerichtes  als  königliches  (ge- 
meines) Landgericht  sich  schon  in  dem  englischen  iudicium  comi- 
tatus und  in  dem  hundretum  wieder  findet.  Es  ist  aber  vielmehr 
wahrscheinlich,  dass  eben  so,  wie  das  plegium  dominorum  ein  grund- 
herrliches Gericht  über  die  niederen  Hintersassen,  villani,  war,  so 
die  sithes-socna  eine  höhere  curia  domini  über  die  freien  sidcundan 
oder  gesidan19),  d.  h.  die  ritterl  i  chen  Lehens-  und  Dienstleute, 
die  Gefolgs-  oder  reisigen  Mannen ,  und  somit  eine  Art  von  Lehen- 
hof und  herrschaftliches  Hof-,  Pfalz-  oder  Salgericht  war:  gerade 
so,  wie  jeder  deutsche  Herr,  der  Vasallen  und  ritterliche  Dienst- 
leute in  genügender  Anzahl  hatte,  um  damit  einen  Lehnhof  oder 
ein  Hofgericht  im  höheren  Sinne  besetzen  zu  können ,  auch  das 
Recht  hatte,  ein  solches  einzurichten20).  Dass  sich  dies  in  Eng- 
land auch  wirklich  eben  so  verhielt,  zeigt  insbesondere  eine  Ur- 
kunde, welche  wohl  als  die  bedeutendste  in  J.  Kemble's  über- 
haupt sehr  schätzbarem  Codex  diplomaticus  aevi  saxonici  bezüglich 
der  hier  in  Frage  kommenden  Rechtsverhältnisse  bezeichnet  werden 
darf.  Es  ist  dies  die  Schenkungsurkunde  und  das  Immunitäts- 
privileg, welches  K.  Eduard  der  Abtei  von  Westminster  ertheilte21). 


«)  Siehe  oben  §.  37.  p.  173. 

18)  Siehe  oben  §.  11.  p.  47. 

19)  Ueber  die  gesidan  als  ritterliche  Dienstleute,  comites,  im  Sinne  von  Ge- 
folgsleuten, s.  Schmid,  glossar.  p.  599.  —  Der  grammatischen  Bedeutung  von 
„itinerantes",  d.  h.  die  mit  dem  Herrn  eine  Reise,  Heerfahrt,  machen,  entspricht 
zunächst  das  hd.  Reismannen,  Reisleute,  Reisige. 

20)  Schwab.  L e h n r.  (v.  L a s s b  e r g) :  Swenne  der  herre  alse  hoch  ist, 
daz  er  lehenreht  mag  han,  und  hat  alse  viel  manne,  die  ein  vrteil  finden  mugen, 
so  mag  er  sinen  mannen  tag  geben  wol  umbe  lehenrecht;  der  sol  zem  minsten 
6ibene  sin.    Vergl.  ibid.  c.  18  und  c.  95c. 

21)  J.  Kemble,  1.  c.  Bd.  IV.  1846.  Nr.  843.  p.  201—203. 
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Sie  liegt  in  einer  angelsächsischen  und  in  einer  lateinischen  Aus- 
fertigung vor,  welche  letztere  sich  nicht  nur  als  eine  aus  sehr 
sachkundiger  Feder  geflossene  Uebersetzung  des  angelsächsischen 
Originals  darstellt,  sondern  sich  auch  durch  ihre  verhältnissmässig 
sehr  reine  Latinität  vor  den  meisten  Urkunden  ähnlichen  Inhalts 
in  diesem  Zeiträume  auszeichnet.  In  der  lateinischen  Ausfertigung 
wird  aber  die  der  Westminsterabtei  auf  ihren  Besitzungen  zu  Cealc- 
hylle  nach  der  angelsächsischen  Ausfertigung  verliehene  sacha  und 
socha  in  folgender  Weise  aufgeführt: 

„habeant  (fratres  Westmonasterienses)  Privilegium  tenendi  cu- 
„riam  ad  causas  cognoscendas  et  dirimendas  lites 
„inter  vasallos  et  colonos  suos  ortas,  cum  potestate ,  trans- 
,,gressores  et  calumniae  reos  mulctis  afficiendi  easque  le- 
„vandi"  (d.  h.  die  Geldstrafen  zu  erheben). 

Es  ist  wohl  nicht  möglich,  das  Wesen  der  sacha  und  socha 
besser  und  schärfer  auszudrücken  und  zugleich  auf  den  Unterschied 
des  Vasallengerichtes  und  des  Gerichtes  über  die  Colonen  hinzu- 
weisen, als  dies  in  dieser  Urkunde  geschehen  ist,  die  unmittelbar 
aus  dem  königlichen  Cabinet  hervorging  und  mit  besonderer  Sorg- 
falt ausgearbeitet  ist,  wie  Jedem  bemerklich  sein  wird,  der  sich 
die  geringe  Mühe  nehmen  will,  diesen  lateinischen  Text  mit  dem 
angelsächsischen  zu  vergleichen. 

Es  ist  übrigens  immerhin  möglich,  dass  der  Ausdruck  sithes- 
socna  auch  gebraucht  wurde,  wenn  einem  Bischof,  Abt  oder  Baron 
ein  ganzes  hundretum  verliehen  worden  war,  was  in  England  in 
einzelnen  Fällen  eben  so  geschah,  wie  mitunter  in  Deutschland 
einem  solchen  Herrn  ausnahmsweise  auch  die  Zenten  vom  Kaiser 
verliehen  wurden.  Solche  Verleihungen  ganzer  hundreta  an  Bi- 
schöfe finden  sich  seit  den  Zeiten  Eduard's  in  England,  und  zwar 
nicht  blos  einzelner  hundreta22),  sondern  auch  mehrerer  zusam- 
men; so  findet  sich  z.  B.  die  Verleihung  von  neunthalb  hundretis 
an  eine  Kirche 23) ;  hiernach  stiegen  also  die  Bischöfe  in  England 
zum  Theil  eben  so  hoch  an  Macht  empor,  wie  die  höchsten  der 


22)  Vergl.  die  Urk.  Eduard's  bei  Kerable,  Cod.  dipl.  aevi  Saxon.  Bd.  IV. 
Nr.  840.  p.  200 :  „(Ordricus  abbas  et  omnis  congregatio  Abendonensis)  libere  babeant 
et  possideant  bundredum  de  Hornemere  in  sua  propria  potestate  in  sempiterna 
6aecula  et  sie  ut  nullus  vieecomes  aut  prepositus  ibi  habeant  aliquam  appropriatio- 
nem  seu  placitum  sine  abbatis  proprio  iussu  et  consensu". 

43)  Siebe  die  Urkk.  Eduard's,  eben  das.  Bd.  IV.  874.  914.  p.  222.  253. 
lin.  I.  2. 
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Barone.  Bemerkenswerth  ist,  dass  sich  eine  der  sithes-socna 
ähnliche  Einrichtung,  nämlich  Versammlungen  der  „Nachbar- 
schaft", d.  h.  einer  Verbindung  der  Grundbesitzer ,  welche  selbst  * 
wieder  in  Zehntschaften  als  Unterabtheilungen  zerfällt,  unter  dem 
Namen  der  „  Sit- tage"  noch  bis  auf  die  Gegenwart  bei  den  Sachsen 
in  Siebenbürgen  erhalten  hat24). 

Eine  besondere  Beschreibung  der  socha  geben  endlich  die  Leges 
Edovardi  confessoris ,  c.  20.  §.  2  (al.  22  pi\): 

„De  soca:  Soca  est,  quod  si  aliquis  quaerit  aliquid  in  terra 
,,sua,  etiam  furtum,  sua  est  iustitia,  si  inventum  fuerit  an  non"  ; 
d.  h.  wenn  Jemand  in  dem  Herrschaftsbezirke  des  Grundherrn  nach 
einer  abhanden  gekommenen  oder  gestohlenen  Sache  sucht25),  näm- 
lich ohne  Mitwirkung  oder  Genehmigung  des  Grundherrn,  so  ist  er 
diesem  eine  Busse  wegen  Verletzung  seiner  iustitia  (,, einen  Frevel") 
schuldig,  die  Sache  mag  aufgefunden  worden  sein  oder  nicht.  Es 
drückt  also  diese  Stelle  gerade  das  Immunitätsrecht  aus,  kraft  dessen 
der  Grundherr  jeden  Eingriff  in  seinen  Jurisdictionsbezirk  zurück- 
weisen darf,  wie  es  den  fränkischen  und  deutschen  Dinghofherren 
zustand. 

§.  40. 
3)  Infangtheef. 

Was  unter  dem  infangtheof,  infangthefe,  der  englischen  Barone 
zu  verstehen  ist,  kann  im  Wesentlichen  keinem  Zweifel  unterliegen. 
Es  ist  nach  Angabe  der  Leges  Edovardi  confessoris,  c.  20.  §.  5. 
(22.  §.  4): 

„iustitia  cognoscendis  (cognoscendi)  latronis  (sc.)  de  homine 

,,suo,  si  captus  fuerit  super  terram  suam". 

Zwei  Momente  machen  also  hiernach  den  eigentlichen  infang- 
thefe oder  inf  an  gen  theo  f  aus:  dass  der  Dieb  ein  höriger  Mann 
(Hintersasse)  des  Grundherrn  und  auf  dessen  Besitzung  ergriffen 
worden  ist.  Dieser  Angabe  entspricht  auch  genau  die  Etymologie 
des  Wortes  infang-thefe  und  infangen  -  (infangene-)theof.  In  fang, 
infanc,  ist  die  Umzäunung  oder  Umwallung,  auch  das  umzäunte 
oder  mit  einem  Wall  umgebene  Besitzthum,  Gehöft,  oder  die  Hof- 


24)  v.  Libloy,  Volkszu stände  und  Dorfschaftseinrichtungen  im  deutschen 
Siebenbürgen,  im  Anzeiger  für  Kunde  der  Vorzeit.  1857.  col.  328. 

55)  Es  ist  hier  die  eigenmächtige  Vornahme  einer  Haussuchung  (Sali-suchen, 
im  Decretum  Thassilonis,  c.  XIV.)  gemeint. 
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mark,  jetzt  noch  an  einigen  Orten  Einfang  genannt1),  gleichbe- 
deutend mit  ,,bifang",  d.  h.  Beifang.  In  fang-  theo  f ,  ist  also 
•  der  Dieb  im  Infang,  ähnlich  dem  sog.  Hausdieb,  wobei  man 
noch  heut  zu  Tage  an  einen  Hausgenossen  denkt,  der  im  Hause  stiehlt. 
Den  Gegensatz  bildet  der  utfange-  (utfangene-)theof ,  d.  h.  der 
Dieb,  welcher  ausserhalb  des  Bezirkes  seines  Herrn  stiehlt,  in- 
dem utfang  (Ausfang)  alles  Land  ausserhalb  des  infang  bezeich- 
net2). Dass  dies  die  wahre  (engere)  Bedeutung  von  infangtheof  und 
utfangtheof  ist,  ergibt  sich  daraus,  dass  gerade  dies  die  Unter- 
scheidung ist,  welche  jene  Urkunden  machen,  die  den  Prälaten 
das  Recht  verleihen,  über  den  Dieb  zu  richten,  ohne  diese  angel- 
sächsischen Wörter  zu  gebrauchen,  wie  namentlich  die  Urkunden 
des  K.  Ecgberth  von  AVessex  v.  J.  828  und  835 3).  Die  erstere 
dieser  Urkunden  verleiht  einer  Kirche  die  Immunität  „cum  furis 
comprehensione  intus  et  foris".  Diese  sprachlich  sohlecht 
gefasste  Stelle  ist  nicht  zu  verstehen  von  einem  Rechte  ,  den  Dieb 
in  oder  ausserhalb  des  gutsherrlichen  Bezirkes  zu  ergreifen, 
denn  dies  wäre  eine  juristische  Ungereimtheit ,  indem  ein  Grund- 
herr und  überhaupt  ein  Richter  niemals  befugt  sein  kann,  Ver- 
haftungen ausserhalb  seines  Gerichtsbezirks  vorzunehmen4),  son- 
dern der  Sinn  ist:  die  Kirche  selbst  darf  über  ihren  Hintersassen 
richten,  er  mag  innerhalb  oder  ausserhalb  ihres  Immunitäts- 
bezirkes den  Diebstahl  verübt  haben.  Ganz  unzweifelhaft  ergibt  sich 
dies  durch  die  Vergleichung  mit  der  andern  Urkunde  des  K.  Ecg- 
berth v.  J.  835.  Hier  werden  nämlich  in  vollkommen  sprachrich- 
tiger Form  die  Fälle  scharf  einander  gegenüber  gestellt: 


*)  infang,  infanc,  corrump.  infant,  bedeutet  manchmal  auch  das  gewalt- 
same Ergreifen,  An-sich-fangen,  Einfangen,  einer  Person  oder  Sache ,  insbesondere 
die  eigenmächtige  Pfändung.  Vergl.  L.  Bajuv.  tit.  III.  c.  1.  §.  3;  tit.  IV.  §.  3; 
tit.  V.  §.  3.  —  Als  synonym  von  pignus:  L.  Alam.  (Karol.)  c.  74.  §.  1  ,  in 
den  Noten  der  Ausgabe  von  Merkel,  p.  159.  lin.  17. 

2)  So  wie  der  infang  das  in  Cultur  gezogene  Land  (messes  cultae)  umfasste, 
so  verband  sich  mit  dem  utfang  der  Begriff  von  incultum,  desertum,  wüstung, 
wostenia;  s.  Du  Cange  v.  utfang. 

3)  Bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  p.  288.  Nr.  223;  p.  313.  Nr.  236. 

4)  Die  Erklärung  von  Kemble,  cod.  dipl.  aevi  Saxon.  London  1839.  Vol.  I. 
Vorrede  p.  XIV:  „infangene-thef  and  utfangene-thef  are  the  right  to 
judge  one's  own  thief,  when  taken  within  the  Jurisdiction  or  when  taken  with- 
out  the  Jurisdiction"  ist  daher  unrichtig.  Auch  die  Erklärung  des  utfangene 
theof  bei  Du  Cange  nach  Bracton  als  „latro  extraneus  veniens  aliunde  de 
terra  aliena",  ist  unrichtig  und  beruht  auf  einem  Missverständniss ,  das  aber  in 
späterer  Zeit  allerdings  bei  den  englischen  Praktikern  oft  vorkam. 
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„Fures,  si  foris  rapiantur,  pretium  eius  dimidium  illae  ec- 
„clesiae  et  dimidium  regi  detur.  Et  si  intus  rapitur,  totum 
„reddatur  ad  ecclesiam". 

Hier  zeigt  sich  zugleich  deutlich,  was  damit  gesagt  werden 
will,  dass  den  Baronen  und  Prälaten  der  infangtheof  zusteht; 
es  ist  dies  nämlich  das  Recht,  das  ganze  Wehrgeld  des  Diebes 
zu  fordern,  der  innerhalb  ihres  'Herrschaftsbezirkes  gestohlen  hat. 
Dass  übrigens  der  Baron  auch  über  einen  fremden  Dieb  richten 
durfte,  wenn  dieser  auf  seinen  Besitzungen  gefangen  worden  war, 
sagen  die  Leges  Henrici  I.  c.  20  ausdrücklich.  Dies  bestätigt 
überdies  die  schon  (S.  178)  erwähnte  lateinische  Ausfertigung  der 
Urkunde  K.  Eduard's  für  das  Kloster  s.  Mariae 5) ,  worin  in- 
fangentheof  in  einem  weiteren  Sinne  als  das  Recht  erklärt  wird, 
über  jeden  ,,infra  eaptum  latronem"  zu  richten. 

Aus  den  Legibus  Henrici  I.  c.  20.  §.  2  ergibt  sich  ferner, 
dass  es  hauptsächlich  auf  die  Busse  („competentem  emendam") 
abgesehen  war:  hierauf  deutet  auch  die  in  sehr  alten  Urkunden 
schon  vorkommende  Bezeichnung  des  ergriffenen  Diebes  als  ,, Wehr- 
gelddieb", uuergeldtheova6).  Immer  aber  war  die  Voraussetzung, 
dass  der  Dieb  auch  wirklich  auf  der  Hofmark  ,,retentus  etcra- 
vatus"7),  d.  h.  ergriffen  und  beschrieen  worden  war,  gerade 
so,  wie  dies  auch  in  Deutschland  erfordert  wurde.  Eben  daher  wird 
auch  in  den  Urkunden  anstatt  infang-theof  auch  handfangene 
theof8)  oder  hebbere-def9)  zur  Bezeichnung  des  Rechtes  der 
Barone,  über  „den  dieb"  zu  richten,  gebraucht,  ebenfalls  dem  deut- 
schen Begriffe  des  handhaften,  d.  h.  des  mit  habender  (hebbender) 
Hand,  nämlich  mit  der  gestohlenen  Sache  in  der  Hand,  ergriffenen 
Diebes  entsprechend.  In  gleichem  Sinne  steht  in  den  Legibus  H  e  n  - 
rici  I.  c.  12.  §.  1  auch  ,,  open-thifthe",  d.  h.  offener  Dieb- 
stahl, und  ebendaselbst  c.  13.  §.  1  „furtum  probatum,  morte 
dignum".    Die  Privilegien  der  Barone  nennen  regelmässig  nur  den 


5)  Urk.  Nr.  888,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  228. 
«)  Urk.  des  K.  Of  fa  von  Mercia  a.  781,  bei  Kemble,  cod.  dipl.  Nr.  CXIII. 
p.  172;  Urk.  des  K.  Ecgbertb  von  Wessex,  a.  835,  ibid.  Nr.  CCXXXVI.  p.  313. 

7)  Legg.  Henr.  I.  c.  20.  §.  2.  —  Cravare  ist  frz.  cracher,  kreischen; 
cravatio,  Geschrei,  Klage;  miscravatio  C^egg.  Henr.  I.  c.  22),  eine  falsche 
Anklage  u.  s.  w.  Die  Schreibart  „gravati"  in  der  Ausgabe  von  Schmid, 
p.  447.  lin.  4,  ist  unrichtig:  an  lat.  gravare,  welches  hier  ganz  sinnlos  stehen 
würde,  ist  durchaus  nicht  zu  denken. 

8)  handfangene  theof:  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  233.  Nr.  897. 

9)  hebbere  def:  ebendas.  IV.  p.  226.  lin.  6.  Nr.  883. 
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inf angen-theo f ,  selten  den  utfangene  theof  oder  handfan- 
ge ne  oder  hebbere  def;  übrigens  ist  das  hierunter  verstandene 
Recht  wohl  in  der  Praxis  als  im  infangen-theof  mit  begriffen  ■  be- 
trachtet worden.  In  den  Urkunden,  welche  sich  einer  reinen  La- 
tinität  befleissigen ,  wird  das  Recht,  über  „den  Dieb"  zu  richten 
bezeichnet  als:  ,,habeant  latrones  in  terra  sua  capto s10):  (donavi) 
latrones  latronumque  captiones  et  emissiones ü):  furis  ap- 
prehensio  et  emissio12)  u.  dergl.,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass 
unter  emissio  furis "  das  Recht  des  Hinausführens  zur  Hinrich- 
tung verstanden  wird.  Die  beste  Erklärung  über  das  Wesen  des 
infang-theof,  handfangene  theof  oder  hebbere  def  gibt  aber  die  bereits 
im  §.  39  S.  183  mit  Auszeichnung  erwähnte  lateinische  Ausfertigung 
der  Schenkungsurkunde  K.  Eduard's  für  die  Abtei  Westmin- 
ster13),  worin  das  in  der  angelsächsischen  Ausfertigung  enthaltene 
Wort  infangene  theof  erklärt  wird  als  „potestas,  für  es  in 
terra  sua  cum  re  furtiva  deprehensos  in  ius  vocandi  et  pu- 
niendi". 

Somit  ist  das  Recht  der  englischen  Barone,  welches  infangen- 
theof,  utfangentheof ,  weregeldtheof ,  handfangentheof  und  hebbere- 
def  genannt  wurde ,  genau  dasselbe  ,  wie  das  Recht  der  deutschen 
Dinghof herren ,  über  den  Dieb  zu  richten ,  und  einen  Stein  oder 
Galgen  zu  haben.  Selbstverständlich  war  mit  dem  Rechte,  die  Diebe 
za  ergreifen,  auch  bei  den  englischen  Baronen  das  Recht  verbun- 
den, einen  Diebstock,  carcer,  zu  haben:  auch  sagen  dies  viele 
Urkunden  ausdrücklich,  e.  B.  eine  Urkunde  des  Wiglaf  von  Mer- 
cia  v.  833  14): 

,,Q,uod  si  infra  praedictas  ...  metas  .  .  .homicidium,  furtum  vel 
,,aliam  forisfacturam  fecerit,  per  ballivos  dicti  monasterii  c  a  p  i  e  n  - 
,,dus,  iuxta  demerita  in  ipsa  insula,  cujus  immunitatem  perdi- 
,,dit,  patietur ,  et  ibidem  iudicandus  in  carcere  abbatis  con- 
„demnabitur". 

Dass  übrigens  nicht  alle  Grundherren  in  England  das  Recht 
der  ,,captio  furum"  hatten,  zeigt  eine  Urkunde  des  K.  Kanut 


*°)  Urk.  des  K.  Kanut,  bei  J.  Kemble,  1.  c.  Bd.  IV.  Nr.  756.  p.  55. 
»)  Urk.  des  K.  Eduard  a.  t044,  ibid.  Bd.  IV.  Nr.  781.  p.  82;  a.  1066, 
ibid.  Nr.  824.  p.  179. 

Urk.  des  K.  Eduard  a.  1066,  ibid.  Bd.  IV.  Nr.  825.  p.  187. 
«)  Eben  das.  IV.  p.  203.  Nr.  843. 
*«)  Eben  das.  I.  p.  304.  Nr.  232. 
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v.  1018 15),  worin  er  dieses  Recht  bei  der  Verleihung  von  ver- 
schiedenen Besitzungen  und  Freiheiten  an  einen  Bischof  ausdrück- 
lich ausnimmt. 

§•  41. 
4)  Team. 

Grössere  Schwierigkeiten  bietet  der  Erklärung  das  Wort  team, 
theam,  dar,  welches  gewöhnlieh  in  der  Zusammenstellung  mit  toi 
(toi  et  team)  erscheint.  Es  hat  jedoch  diese  Zusammenstellung  mit 
dem  toi  oder  thol,  dessen  Bedeutung  als  tolonium,  Zoll,  vollkom- 
men klar  und  unzweifelhaft  ist ,  keine  Beziehung  zu  dem  Wesen 
des  team  in  der  Art,  dass  hieraus  geschlossen  werden  müsste, 
dass  auch  der  team  sich  auf  Verkehrsgeschäfte  beziehe.  Das  Ge- 
gentheil  wird  zwar  von  R.  S  c  h  m  i  d  angenommen  l)  ,  der  in  dem 
team,  unter  Verweisung  auf  die  Leges  Edovardi  c.  20.  §.  4  (22. 
§.  3)  das  Becht  des  Grundherrn  verstehen  will,  bei  Kauf  oder 
Verkauf  eine  Abgabe  zu  erheben.  Hiervon  ist  aber  weder  in  der 
angeführten  Stelle  der  Gesetze  Eduard's,  noch  sonst  in  den  an- 
gelsächsischen Quellen  die  Rede.  J.  Kemble,  in  der  Einleitung 
zu  seinem  höchst  schätzbaren  Codex  diplomaticus  aevi  Saxonici 
(p.  XLVI.  lin.  6)  erklärt  den  team  kurzweg  als  „warranty", 
d.  h.  Währschaft,  Gewährschaft,  frz.  garantie,  somit  sich  näher 
an  den  Text  von  Eduard's  Gesetz  anschliessend,  ohne  dass  jedoch 
hierdurch  die  Sache  an  ^Aufklärung  gewonnen  hätte.  Du  Cange 
v.  theam,  schwankt  zwischen  der  Erklärung  als  laudatio  aucto- 
ris, auctorem  proferre,  beim  Vindicationsprozess  und  der  se- 
quela  nativorum,  d.  h.  dem  Vindicationsrechte  der  eigenen 
Leute,  welches  dem  Herrn  allerdings  zustand,  dem  in  Deutschland 
sog.  Besatzungsrechte.  Auch  hiermit  ist  das  Wesen  des  team 
keineswegs  erschöpft,  obschon  Du  Cange  der  Wahrheit  ziemlich 
nahe  gekommen  ist. 

Betrachtet  man  nun  zuerst  die  Erklärung,  welche  die  Leges 
Edovardi  c.  20.  §.  4  (c.  22.  §.  3)  geben,  so  wird  hier  gesagt: 
,, Theam  (est),  quod  si  quispiam  aliquid  intercietur  (al.  inter- 
„ciet)  super  aliquem,  et  interciatus  war  an  tum  suum  ha- 
lbere non  potuerit,  erit  forisfactura  sua  (sc.  domini,  baronis) 
,,et  iustitia  similiter  de  calumniatore,  si  defeceritu. 


15)  Eben  das.  IV.  p.  2.  Nr.  728. 

*)  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen,  im  Glossar,  v.  toll,  p.  663.  col.  1. 
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Hieraus  ergibt  sich  nur  so  viel  mit  Bestimmtheit,  dass  team 
(theain,  tem)  ein  Keeht  des  Barons  ist,  ein  Strafgeld,  forisfa- 
ctura ,  zu  erheben  und  zwar  in  zwei  ganz  verschiedenen  Fällen: 

1)  Wenn  bei  einem  Vindicationsprozesse  beweglicher,  angeblich 
gestohlener  Sachen  der  Beklagte,  intertiatus  2),  seinen  Autor 
und  Gewährsmann  (warantum)  nicht  stellen  kann,  also  als 
Dieb  sachfällig  wird ,  und 

2)  wenn  der  Vindicant  und  beziehungsweise  Ankläger  wegen  Dieb- 
stahls (calumniator)  den  Beweis  seiner  Klage  nicht  erbringen 
kann. 

Die  Gesetze  Eduard's  geben  also  einen  sehr  klaren  und  ver- 
ständlichen, auch  ganz  den  allgemeinen  deutschen  Rechtsgewohnhei- 
ten gemässen  Sinn  von  team  an,  indem  es  bei  allen  deutschen 
Gerichten  von  der  ältesten  Zeit  an  Sitte  war,  dass  in  den  beiden 
gedachten  Fällen,  deren  jeder  eigentlich  einen  Frevel  (frevelhaftes 
Läugnen  und  frevelhafte  Klage)  enthält,  an  den  Richter  Bussen 
verwirkt  wurden,  und  diese  war  auch  der  deutsche  Dinghofherr  zu 
erheben  befugt. 

Die  Schwierigkeit  liegt  daher  nur  darin  zu  erklären,  wie  die- 
ses Recht  des  Barons,  oder  das  von  ihm  zu  erhebende  Strafgeld, 
team  heissen  kann? 

Bekannt  sind  zwei  Bedeutungen  von  team,  die  beide  mit  dem 
Begriffe  von  ,, ziehen"  zusammenhängen3),  nämlich: 

1)  insgemein  steht  team  für  „deductio",  Zucht,  von  Thie- 
ren  oder  Leibeigenen,  namentlich  für'  ,, pro  genies  servo- 
rum",  wovon  nachher  ausführlicher  gehandelt  werden  wird; 

2)  in  der  Rechtssprache  hat  aber  team  insbesondere  die  Bedeu- 
tung von  Ziehen  oder  Zug  auf  den  Autor,  den  Gewähren, 
(Gewäbrschaftszug) ,  daher  der  Gewähre  oder  Autor  auch  ge- 
teaman,  geteama,  getyma  oder  tyman  heisst4).  Hier- 


fi)  Ueber  den  Begriff  von  intertiare,  intertiatus,  siehe  meine  deut.  Rechts- 
gesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  441.  724. 

3)  Noch  heut  zu  Tage  bedeutet  team  (sprich :  tihm)  im  Englischen  einen 
Zug  oder  ein  Gespann  Ochsen :  so  wie  bei  uns  ein  Viergespann  von  Pferden  ein 
Post-zug  heisst.  Auch  in  dem  angelsächsischen  compositum  „here-team" 
(Legg.  Ines,  c.  15.  pr.  und  Pseudoleges  Alfredi,  c.  2.  §.  3)  tritt  der  Be- 
griff von  ziehen  hervor.  Here-team  entspricht  genau  dem  fränkischen  h  a  r  i  - 
z  u  h  t ,  d.  h.  Heerzug,  in  der  Bedeutung  eines  Landfriedensbruches  in  grossartigem 
Maassstabe,  mit  wenigstens  35  Männern:  synonym  mit  der  heri-reita  (Heer- 
reiten, Heer-Reise)  in  der  L.  Bajuvar.  Tit.  III.  cap.  VIII. 

4)  Vergl.  R.  Schmid,  im  Glossar,  p.  660,  v.  team. 


  191 


nach  muss  also  team  als  ein  bei  Prozessen  über  die  Vindica- 
tion  gestohlener  Sachen,  wobei  das  Urtheil  von  dem  Ergeb- 
nisse des  von  dem  Beklagten  versuchten  Zuges  auf  seinen 
Gewähren  abhängt,  von  den*  unterliegenden  Theile  verwirktes 
Strafgeld,  und  beziehungsweise  als  das  Recht  des  Gerichts- 
herrn, ein  solches  Strafgeld  einzuheben,  erklärt  werden,  und 
ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  das  Wort  team  auch  diese  Bedeu- 
tung hatte. 

Es  ist  jedoch  hiermit  der  Begriff  des  team  keineswegs  erschöpft. 
Einen  Fingerzeig,  welche  anderweite  Bedeutung  das  Wort  „team" 
noch  hatte,  enthält  schon  eine  Urkunde  des  K.  Kanut5).  Hier  sagt 
nämlich  der  König: 

„Sciatis  me  dedisse  deo  ac  S.  Augustino  et  fratribus ,  ut  habeant 
„eorum  saca  et  socna  etc.  etc.,  super  illorum  proprios  homines 
„infra  civitatem  et  extra,  theloneumque  suum  in  terra  et  in  aqua, 
,,atque  cons u etud in  e m ,  quae  dicitur  theames  et  super 
,,omnes  allodiarios,  quos  habeo  ei  datos". 

Unter  ,,  all  odiarii u  sind,  wie  schon  Du  Cange,  h.  v.  rich- 
tig erkannt  hat ,  die  rustici  oder  censuales  zu  verstehen ,  welche 
zu  dem  Gute,  allodium,  eines  Herrn  gehören.  Diese  hat  also  hier  der 
König  dem  Münster  mit  sammt  den  Grundstücken  überwiesen ,  und 
über  diese  Leute  verleihet  der  König  dem  Münster  die  herkömm- 
liche Gerechtigkeit  (consuetudo)  der  Grundherren  oder  Barone,  näm- 
lich den  team.  Man  sieht  also  jedenfalls  hieraus  so  viel,  dass 
der  team  ein  Herrenrecht  über  gutshörige  Leute  ist. 

Welche  spezielle  Berechtigung  aber  unter  dem  team  zu  ver- 
stehen ist,  welchen  die  königlichen  Immunitäts-  und  Privilegien- 
briefe den  Bischöfen  und  Baronen  zuzusichern  pflegen,  ergibt  sich 
aber  sofort  ganz  klar  aus  der  bereits  mehrfach  erwähnten,  durch 
ihre  sachkundige  Redaction  ausgezeichneten  lateinischen  Aus- 
fertigung der  Schenkungsurkunde  und  des  Privilegiums  K.  Eduard's 
für  die  Westminsterabtei 6).  Hier  werden  der  Reihe  nach  die  Rechte, 
welche  in  der  angelsächsischen  Ausfertigung  als  sacha  und  socha, 
toi  und  team,  inf  angentheof  e  und  f  lern  en  efirmthe  kurz 
aufgeführt  sind ,  mit  genauer  Einhaltung  der  Reihenfolge  des  angel- 
sächsischen Textes  in  lateinischer  Sprache  umschrieben.  Der  team 
wird  nun  aber  offiziell  hier  erklärt  als  ,, Privilegium  habendi 
totam  suorum  servorum  propaginem",  also  als  das  Recht 

ä)  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  55.  Nr.  756. 

6)  Abgedruckt  in  J.  Kemble,  cod.  diplom.  Bd.  IV.  Nr.  843.  p.  201—203 
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der  Leibherrlichkeit,  wie  es  auch  der  deutsche  Dinghofherr 
häufig  än  seinen  eigenen  Leuten  und  deren  Descendenz  hatte,  was 
das  Vindicationsrecht  derselben,  wenn  sie  entfliehen,  selbstverständ- 
lich in  sich  schliesst.  Buchstäblich  ist  team  diese  Descendenz 
(propago,  progenies,  Zucht,  Nachzucht)  der  Gutshörigen  selbst,  wie 
sich  aus  den  Freilassungsurkunden  ergibt,  worin  Personen  mit  ihrer 
Nachkommenschaft,  team,  frei  gelassen  werden").  Es  liegt  daher 
sehr  nahe,  dass  dieses  "Wort  auch  das  Recht  des  Herrn  auf  die 
Descendenz  seiner  Hörigen  ausdrücken  konnte,  wie  dies  die  ange- 
führte Urkunde  Eduard's  ausdrücklich  sagt.  Hiermit  überein- 
stimmend wird  in  der  ebenfalls  schon  mehrfach  angeführten  Urkunde 
Eduard's  für  das  Kloster  S.  Mariae 8)  „team"  übersetzt  durch 
,,appropriatio",  d.  h.  Recht  eigene  Leute  zu  haben,  ein  Eigen- 
thumsrecht an  den  Leuten  geltend  zu  machen.  Dass  der  team  des 
Grundherrn  aber  auch  wirklich  diese  leibherrliche  Berechtigung  um- 
fasste,  geht  weiter  aus  den  bei  Du  Cange  s.  v.  theam  ange- 
führten Urkunden  hervor,  so  wie  auch  durch  das  Zeugniss  der  dort- 
selbst  angeführten  Schriftsteller  (Cowellus,  Rastellus  und  Bromp- 
ton)  beurkundet  ist,  dass  dieses  Recht  des  Grundherrn  noch  in 
späterer  Zeit  in  England  unter  diesem  Namen  fortbestand. 

Wie  stimmt  nun  aber  die  Beschreibung  des  team  in  dieser 
authentischen  Urkunde  K.  Eduard's  zu  jener  Beschreibung,  welche 
die  ihm  zugeschriebenen  Leges  enthalten,,  die  offenbar  einen  ganz 
andern  Sinn  mit  diesem  Worte  verbinden,  d.  h.  den  team  mit  den 
Vindicationsprozessen  über  gestohlene  Sachen  in  Verbindung  bringen, 
während  in  der  Urkunde  Eduard's  von  dem  Rechte  des  Leibherrn 
an  seinen  Gutshörigen  die  Rede  ist?  Man  wird  wohl  eben  so  wenig 
zu  behaupten  wagen,  dass  die  Verfasser  der  Leges  Edovardi 
nicht  gewusst  oder  darüber  geirrt  hätten,  was  der  team  sei,  als 
eine  solche  Ignoranz  bei  dem  Ausfertiger  der  königlichen  Schenkungs- 
urkunde für  die  Westminsterabtei  als  möglich  gedacht  werden  kann. 
Alle  diese  Männer  standen  mitten  in  der  Praxis,  der  team  musste 
ihnen  wohl,  so  zu  sagen,  täglich  unter  die  Hand  kommen.  Es 
liegen  also  zwei  wesentlich  verschiedene,  j edoch  immerhin  gleich- 

7)  Vergl.  z.  B.  die  Freilassungsurkunde  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  IV. 
p.  312.  lin.  19:  „Wuenumon  and  hire  team,  Moruid  hire  swuster  and  hire  team, 
and  Wurgustel  and  his  team,  warun  gefreod  her  on  tune  for  Eadryde  cyningc 
and  for  Aedelgeard  biscop  an  das  hirydes  gewitnesse  de  her  on  tune  syndun."  — 
Aehnlich  ist,  ibid.  p.  313.  Urk.  lin.  1:  „Marh  gefreode  Ledelt  and  ealle  hire 
team  for  Eadwig  cyningc  etc." 

8)  Urk.  Nr.  888,  bei  J.  Kemble,  IV.  228. 
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b  erecht  igte  Begriffsbestimmungen  des  team  vor,  einmal  als  das 
Recht,  gewisse  Bussgelder  von  dem  unterliegenden  Theile  bei  einem 
Vindicationsprozess  über  gestohlene  Sachen  zu  erheben,  und  so- 
dann als  das  Recht,  sich  als  Leibherrn  seiner  Gutshörigen  geltend 
zu  machen.  Zum  Behufe  weiterer  Aufklärung  muss  aber  ein  Um- 
stand in  Betracht  gezogen  werden,  der  vielleicht  geeignet  ist,  volles 
Licht  auf  das  Wesen  jenes  team  zu  werfen,  welcher  in  den  königli- 
chen Privilegien  den  Bischöfen  und  Baronen  verliehen  wird.  Es  wird 
nämlich  in  den  Urkunden  der  team  häufig  mit  dem  Beisatz  verlie- 
hen: „consuetudo,  quae  dicitur  team  es"9).  Nun  hat  aber  con- 
suetudo  in  der  mittelalterlichen  Latinität  sehr  häufig  die  Bedeutung 
„eine  herkömmliche  Abgabe"10),  gerade  so  wie  in  den  deut- 
schen Dinghofsurkunden  das  mit  consuetudo,  Gewohnheit, 
gleichbedeutende  Wort  „gewerf11)  auch  in  der  Bedeutung  solcher 
Abgaben  steht  und  eben  so  die  Worte  „Gewohnheiten  und  Ge- 
bräuche", welche  sich  besonders  häufig  in  kaiserlichen  Bestätigungs- 
urkunden landes-  und  grundherrlicher  Rechte  finden,  regelmässig  kei- 
nen andern  Sinn  haben,  als  dass  hiermit  das  Recht,  die  herkömm- 
lichen Abgaben  zu  erheben,  bestätigt  sein  sollte.  Legt  man  diese 
Bedeutung  des  Wortes  consuetudo  zu  Grunde,  welche  auch  in  dem 
Sprachgebrauche  der  angelsächsischen  Königsbriefe  eingebürgert  ist 12), 
so  kommt  man  zu  dem  Ergebnisse,  dass  auch  der  in  den  königli- 
chen Privilegien  verliehene  team  eine  Abgabe  sein  muss.  Da 
nun  aber  unzweifelhaft  dieser  team  sich  auf  das  Verhältniss  des 
Grundherrn  zu  seinen  Hintersassen  oder  eigenen  Leuten  bezieht,  so 
ist  somit  der  von  dem  König  den  Bischöfen  und  Baronen  verlie- 

.  9)  Siehe  die  bei  Note  5  angeführte  Urk.  K.  Kanut's,  bei  J.  Kemble,  IV. 
p.  55;  vergl.  Urk.  Edovardi,  a.  1044,  ibid.  Nr.  771.  p.  82;  Urk.  a.  1060, 
ibid.  Nr.  809.  p.  147. 

10)  So  z.  B.  erwähnt  Karol.  II.  Edict.  Bellovac.  c.  5;  bei  Pertz,  Legg.  I. 
p.  387:  „indebitas  consuetudines  et  exactiones";  neue,  unbefugt  an- 
gelegte Zölle  heissen  bei  L  u  d  o  v.  Pii ,  leg.  langobard.  c.  37.  consuetudines  noviter 
institutae.    Daher  findet  man  in  gleichem  Sinne:  „custumae",  franz.  „coutumes". 

")  Weisth.  v.  Ebersheimmünster  v.  1320,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  % 
672:  „so  engit  dikein  (kein)  siner  (des  abtes)  lüde,  die  innerhalb  sines  etheren 
(Zaunes)  gesessen  sint,  gewerf".  —  Dem  .Worte  gewerf  entspricht  zunächst 
das  synonyme  „conjectus"  in  der  Bedeutung  von  Steuer,  Abgaben  u.  dergl. 

12)  Urk.  Ed ov.  1065,  bei  Kemble,  IV.  Nr.  917.  p.  167:  „(sit  ecclesia  libera) 
ab  omnibus  geldis  et  c  ons u etu di nibu s ".  —  Vergl.  auch  die  im  folgenden 
§.  42  angeführte  Urk.  Eduard's,  c.  a.  1040—1047,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl. 
IV.  p.  112.  —  Charta  Henr.  I.  civibus  London.,  in  dessen  Legg.  c.  2.  §.  12, 
bei  K.  Schmid,  Ges.  der  Angelsachs.  2.  Ausg.  p.  435:  „thelonium  vel  con- 
suetudinem  capere". 

Zb'pfl,  Alterthümer.  I.  13 
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hene  t  e  am  als  das  Recht  aufzufassen,  von  den  eigenen  Leuten  eine 
gewisse  herkömmliche  Abgabe,  d.h.  einen  Leibzoll  zu  erheben. 
Hiernach  erklärt  sich  auch,  warum  in  den  Privilegien  gewöhnlich 
toi  und  team  neben  einander  genannt  werden,  weil  beide  nutz- 
bare Rechte  und  consuetudines  sind  und  heissen,  wenngleich 
sie  in  ihrem  Wesen  keine  Aehnlichkeit  mit  einander  haben.  Die 
Befugniss,  einen  Leibzoll  zu  erheben,  stand  auch  den  deutschen 
Dinghofherren  überall  da  zu,  wo  ihre  Hübner  nicht  als  personalfrei 
galten ,  und  hatte  hauptsächlich  den  Zweck,  die  Erinnerung  an  die 
Gutshörigkeit  auch  da  aufrecht  zu  erhalten,  wo  der  Mann  auswärts 
eine  Unterkunft  und  Erwerb  suchte13).  Der  team  der  englischen  Ba- 
rone ist  also  gerade  dasselbe  Recht  des  Grundherrn,  welches  in  den 
deutschen  Weisthümern  durch  die  Formel  bezeichnet  wird,  dass  dem 
Grundherrn  zustehen  „bau  und  man,    Grund  und  Leute''14). 

Uebrigens  findet  sich  auch  in  der  deutschen  Rechtssprache  ein 
an  das  angelsächsische  und  noch  englische  Wort  team  anklingen- 
des Wort,  nämlich  ,,Dihmen-geld"  (meistens  Eichelgeld, 
glandaticum,  genannt),  worunter  eine  Abgabe  verstanden  wird,  welche 
dem  Gutsherrn  für  das  Ackerried,  d.  h.  für  das  Treiben  (Reiten) 
oder  den  Zug  (Dihm)  mit  den  Schweinen  in  die  herrschaftlichen 
Wälder  zur  Ackeren-,  Eckeren-  oder  Eichelmast  bezahlt  werden 
muss ,  wofür  auch  der  Name  ,, Dohmengeld"  gebräuchlich  ist, 
welcher  ebenfalls  an  ein  den  englischen  Baronen  zuständiges,  später 
zu  erwähnendes  Recht,  „dorn",  erinnert15). 

§.  42. 
5)  Toi. 

Das  Wort  „toi,  toll,  thol"  ist  unstreitig  „tolonium, 
tholonium,  telonium,  d.h.  Zoll.    Wie  im  Frankenreiche  und 


13)  Vergl.  jus  advocati  Passav.  a.  1277  in  Mon.  Boic.  Bd.  29.  TM.  2.  p.  525. 
Nr.  CXXV:  „ubicunque  rusticus  noster  residens  fuerit  super  alieuis  prediis,  ille 
persolvat  advocato  5  caseos  valentes  terciuiu  diraidium  denariura.  Quicuuque  autem 
residens  est  in  bonis  nostris ,  non  dabit  illos  caseos". 

14)  Weisth.  von  Gressweiler,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  703;  Weisth. 
von  Drusenheim,  ebenda s.  I.  p.  724.  —  Entsprechend  findet  sieb  in  angel- 
sächsischen Urkunden  „mannen  and  Ion  de  (lande)",  z.  B.  Urk.  Eduard's, 
bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  207.  lin.  7.  Nr.  849. 

15)  Vergl.  Wehn  er,  observat.  forenses,  v.  Ackerried,  woselbst  jedoch  das 
Ackerried  irrig  als  Riedgras  erklärt  ist.  Besold,  thesaur.  v.  Diehmengeld, 
Dohmengeld,  hat  nur  die  Notizen  bei  Wehner  abgeschrieben.  Bied  =  ritt,  reiten, 
steht  hier  für  ziehen,  Zug^  wie  herireita  für1  Heerzug. 
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in  Deutschland,  war  der  Zoll  auch  in  England  ein  Recht  des  Königs 
oder  hohes  Eegal ,  welches  aber  häufig  an  Bischöfe  und  Barone  ver- 
liehen wurde.  Die  solchergestalt  einem  geistlichen  oder  weltlichen 
Herrn  unter  dem  Namen  ,,tol"  verliehene  Berechtigung  konnte 
aber  einen  zweifachen  Umfang  haben ;  entweder  sie  begriff  nur  eine 
Zollfreiheit,  d.  h.  eine  Freiheit  von  der  gemeinen  Verbindlich- 
keit,  Zoll  an  den  königlichen  Fiscus  von  ein-  oder  ausgeführten, 
gekauften  oder  verkauften  Waaren  zu  entrichten,  oder  sie  begriff 
überdies  auch  das  Recht,  an  einem  Orte  einen  gewissen  Zoll  zu  er- 
heben. Beide  Arten  der  Verleihungen  finden  sich  in  zahlreichen 
Urkunden ;  geschichtlich  älter  sind  die  Verleihungen  der  ersteren  be- 
schränkteren Art  der  Zoll  Privilegien ,  und  im  Zweifel  wurde  auch 
nur  diese  erstere  Art  als  verliehen  betrachtet.  In  diesem  Sinne 
wird  in  den  Legibus  Eduard  i  c.  20.  §.  3  (22.  §.  2)  gesagt: 
„De  thol.  Thol  quod  nos  dicimus  telonium,  est  scilicet  quod 
,,habeat  libertatem  vendendi  et  emendi  in  terra  sua". 

Uebereinstimmend  erläutert  das  mehrfach  angeführte  classisch 
redigirte  Privilegium  K.  Eduard's  für  die  Westminsterabtei  das 
Wort  toi1): 

„porro  etiam  ut  ibi  habeant  in  uendendis  et  emendis  mercibus 

,,a  tolneto  immunit  atem  ". 
d.  h.  unter  dem  hier  verliehenen  toi,  ist  die  Zollbefreiung  zu 
verstehen. 

Diese  Zollfreiheit  wurde  den  Prälaten  mitunter  nur  mit  be- 
stimmten Beschränkungen,  z.  B.  für  ein  der  Kirche  eigenthümlich 
gehöriges  Schiff  u.  dergl.  ertheilt 2) ;  übrigens  waren  auch  Privile- 
gien, welche  die  Zollfreiheit  in  dem  ausgedehntesten  Sinne  und  im 
Umfange  des  ganzen  Reichs  gewährten,  keine  Seltenheit.  So  z.  B. 
verlieh  K.  Eduard  (a.  1040  —  1047)  der  Benedictiner- Abtei  zu 
Holm  das  Recht3): 

,,Sit  etiam  praenominata  ecclesia  libera  et  quieta  per  totam  Ang- 
,,liam  de  thol  et  habeat  regalem  liberam  licentiam  ducendi  et 
,,portandi  omnia  sua  quocunque  voluerit  et  necesse  fuerit;  ita  ut 
,,aliquis  in  tota  Anglia  thol  vel  aliam  consuetudinem 4)  pro  re- 
,,bus  suis  ab  ea  non  presumat  exigere  seu  vi  extorquere". 


*)  J.  Kemble,  cod.  diplom.  aevi  Saxon.  Bd.  IV.  p.  203. 

2)  Urk.  des  K.  Aethilbald  vonMercia,  a.  748,  ebendas.  Bd.  I.  Nr.  98, 
£>.  118.  Urk.  des  K.  Offa,  a.  759—764,  ibid.  p.  137. 

3)  Ebendas.  IY.  112. 

4)  consuetudo,  d.  h.  herkömmliche  Abgabe;  s.  §.  41.  pag.  193. 

13* 
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Beispiele  von  Verleihungen  solcher  Zollfreiheiten  finden  sich 
schon  urkundlich  im  VII.  Jahrhundert  in  England5). 

Wo  aber  das  Recht  einen  Zoll  zu  erheben ,  d.  h.  das  Recht, 
die  Einkünfte  eines  königlichen  Zolles  für  sich  zu  beziehen,  einer 
Kirche  oder  einem  Herrn  verliehen  wird,  geschieht  dies  meistens  mit 
der  Eormel: 

,,(Donavi  ei  etc.)  teloneum  suum  in  terra  et  aqua6), 
oder  in  Verbindung  mit  anderen  nutzbaren  Rechten7): 

„Eorum  est  nauicula  et  transfretatio  8)  portus  et  theloneum  omnium 
,,navium,  cuiuscunque  sit  et  undecunque  veniat,  quae  ad  prae- 
,, dictum  portum  etc.  venerint"  u.  dergl. 

Mitunter  wurde  nur  eine  einzelne  Zollberechtigung  verliehen: 
so  z.  B.  bewilligte  K.  Aethilbald  von  Mercia  einer  bischöfli- 
chen Kirche  den  Zoll  von  einem  Schiffe ,  wenn  es  auch  der  Kirche 
nicht  eigenthümlich  gehörte 9),  und  K.  K  a  n  u  t  verlieh  dem  Kloster 
zu  Beadrichesworthe  10): 

„maritimös  pisces ,  qui  mihi  contingere  debeant  annualiter  per 
,,thelonii  hierum''  etc.  . . .  dedi  quoque . . . IV.  millia  anguilla- 
„rum  (Aale),  cum  muneribus  quae  pertinent  ad  illas  pro  an- 
,,nuali  censu  in  villa  quae  cognominatur  lakinghethe". 

In  ganz  gleicher  Weise  wurden  bekanntlich  sowohl  Zollfreihei- 
ten als  Zollrechte  in  Deutschland  von  den  Kaisern  an  Prälaten 
und  weltliche  Herren  verliehen.  Es  wurde  sogar  als  ein  gemeines 
Recht  betrachtet,  dass  ,,pfaffen  und  ritterund  ihr  gesinde" 
zollfrei  seien11).  Die  Dinghofweisthümer  erwähnen  regelmässig  die 
Zollfreiheit  der  Dinghofherren  nicht,  weil  sie  nicht  den  Zweck  ha- 
ben, deren  Rechte  oder  Privilegien  dem  Kaiser  gegenüber  festzustel- 
len, sondern  nur  die  Verhältnisse  des  Herrn  zu  seinen  Hubern  be- 
schreiben wollen;  auch  war  auf  den  Dinghöfen  an  sich  von  kauf- 
männischem Verkehr  regelmässig  keine  Rede.    Wo  aber  die  Grund- 


5)  Die  älteste  Urkunde,  welcher  einer  Kirche  die  Freiheit  „ab  omnibus 
tributis  et  vectigalibus"  gewährt,  in  Kemble,  cod.  dipl.  I.  22,  ist  vom 
Jahre  680. 

6)  Vergl.  z.  B.  die  Urkk.  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  Bd.  IV.  p.  55.  81. 
82.  239. 

7)  Urk.  v.  K.  Canüt,  a.  1023,  ebendas.  Bd.  IV.  p.  21. 

8)  In  der  angelsächsischen  Ausfertigung,  ibid.  p.  24,  steht  hierfür  „ouer- 
faereld",  d.  h.  Ueberfahr,  Fährrecht. 

9)  Urk.  a.  734,  ebendas.  Bd.  I.  Nr.  78.  p.  94. 

10)  Urk.  a.  1020—1023,  ebendas.  IV.  p.  16. 

di)  Sachsensp.  II.  27.  §.  2.  —  Schwabensp.  (v.  Lassb.)  c.  193. 
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herrschaft  so  bedeutend  war,  dass  sie  Städte  und  Märkte  begriff, 
da  sprechen  auch  die  Weisthümer  von  dem  Zollrechte,  welches  dem 
Herrn  der  Stadt  oder  des  Marktfleckens  durch  kaiserliche  Verlei- 
hung zustand  12).  Eegelmässig  wurde  auch  von  den  deutschen  Kai- 
sern dem  Herrn  der  Stadt  das  Zollrecht  immer  zugleich  mit  verlie- 
hen ,  wenn  eine  seiner  Ortschaften  mit  dem  Eechte  eines  m  e  r  c  a  - 
tum  liberum,  freien  Marktes,  Freimarktes,  begnadigt,  d.  h.  zur 
Stadt  oder  zum  Marktflecken  erhoben  wurde13).  Auch  wurden  in 
Deutschland  mitunter  den  Grundherren  Zölle  bewilligt,  um  Strassen 
oder  Canäle  im  Stand  zu  erhalten ;  so  z.  B.  sagt  ein  elsässer  Weis- 
thum über  die  Freiheit  des  Schiffgrabens  14) : 

,,Ouch  sol  ein  zol  sin  uffe  dem  graben  (Canal),  damitte  man  den 
,, graben  in  buwe  (Bau)  haltet". 

In  manchen  deutschen  Landstädten  hatten  die  Einwohner  jähr- 
lieh eine  fest  bestimmte  kleine  Zahlung  an  den  Landherrn  zu  ent- 
richten, wofür  sie  von  allem  anderen  Zolle  befreit  waren,  so  be- 
stimmt z.  B.  das  Weisthum  von  Selse15): 

,,Wer  in  deme  eigen  (des  Probstes)  gesessen  ist,  der  git  einen 
„phenning  an  s.  Martins  naht  (Nacht)  des  closteres  zollre:  der 
„ist  durch  daz  iar  lidig  (ledig)  Zolles  da  zu  Selse". 

§•  43. 

Von  den  übrigen  Gerechtsamen  der  angelsächsischen  Barone. 
1)  Die  flemenfirmthe  und  das  Asylrecht. 

Ausser  den  fünf  Eechten ,  welche  regelmässig  in  den  angel- 
sächsischen Gesetzen  den  Baronen  und  anderen  hohen  Grundher- 
ren  beigelegt  werden,  finden  sich  in  ihren  Privilegien  häufig  auch 
noch  andere  Rechte ,  bald  mehr ,  bald  weniger ,  aufgezählt.  Unter- 
sucht man  den  Charakter  dieser  Berechtigungen,  so  wird  sich  aber- 
mals ergeben,  dass  sie  keine  anderen  sind,  als  wie  sie  auch  den 
deutschen  Dinghofherren  zukamen.  Ein  grosser  Theil  der  in  den 
angelsächsischen  Urkunden  aufgeführten  Rechte  der  Barone  sind 
nichts  weiter  als  einzelne  besonders    aufgezählte  gerichtsherrliche 


12)  Vergl.  z.  B.  Weisth.  v.  Neuweiler;  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  754; 
Weisth.  zu  Selse,  a.  1310.  c.  27  u.  29,  ibid.  I.  762.  763. 

13)  Vergl.  z.  B.  Urk.  K.  Conrad  I.  a.  918,  in  Monum.  Boic.  Bd.  28. 
Thl.  I.  p.  157.  Nr.  CX.  —  Urk.  K.  Heinrich's  IV.  a.  1057,  bei  v.  Schultes, 
histor.  Scbriften.  Bd.  I.  p.  30.  Nr.  IX. 

14)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  691.  1.  38. 

15)  Ebendas.  I.  762.  c.  25. 
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Befugnisse,  die  an  sich  schon  im  Begriffe  der  Gerichtsherrlichkeit 
liegen ;  einige  wenige  andere  beruhen  auf  der  Eigentümlichkeit  der 
englischen  Zustände  und  sind  an  sich  nur  von  geringer  Bedeutung 
und  ausserwesentlich  für  die  Kennzeichnung  der  Standesstellung. 
Hinsichtlich  der  ersten  Classe  von  Rechten  darf  man  sicher  anneh- 
men, dass  sie  als  integrirende  Bestandtheile  der  Gerichtsbarkeit 
(sacha  et  socha)  den  Baronen  und  Prälaten ,  welche  diese  hatten, 
nicht  fehlten,  wenn  sie  auch  in  den  Privilegien  nicht  namentlich 
aufgeführt  sind ;  dies  ergibt  sich  schon  aus  dem  Streben  nach  Kürze 
des  Ausdrucks ,  welches  unverkennbar  bei  den  meisten  Urkunden 
vorwaltet,  so  wie  auch  in  dem  häufigen,  ja  regelmässigen  Vorkom- 
men der  Formel  ,,und  mit  allen  andern  Rechten,  die  dazu  gehören"  1). 

Unter  diesen  „anderen"  Gerechtsamen  nimmt  die  erste  Stelle 
die  flemenefirmthe,  latinisirt  fl  em  enfi  rma2)  ein,  d.  h.  die 
Beherbergung  und  somit  Speisung,  firma,  feorme  eines  Flüch- 
tigen, flyma,  flemen  (fly-man)3),  d.  h.  eines  Mannes,  der 
wegen  eines  Verbrechens  fliehen  musste,  also  utlaga  (exlex) 
geworden  ist.  Man  findet  dafür  auch  ,,latronum  susceptio  et 
pastio4).  Es  ist  also  dasselbe,  was  in  den  fränkischen  Rechts- 
quellen die  hospitatio  des  wargus,  in  den  deutschen  Quellen 
aber  die  Beherbergung  eines  Aechters  ist,  und  diese  war  im  Allgemei- 
nen auch  nach  angelsächsischem  Rechte  streng  verboten.  Die  latei- 
nische Ausfertigung  von  K.  Eduard's  Urkunde  für  die  Westmin- 
sterabtei  erklärt  flemenefirmthe  vollkommen  erschöpfend  als 
„Privilegium  fugitivos  sus  ci  pi  en  di  "  5). 


*)  Angelsächsischer  Text  von  K.  E  du  a  r  d's  Privileg  für  die  Westminsterabtei, 
bei  J.  K  e  m  b  1  e ,  cod.  dipl.  aevi  saxon.  IT.  203 :  „and  ealle  othre  gerihtu  on 
eallum  thingum  the  thar  uppaspringath" ;  correspondirender  lateinischer  Text,  ibid. 
p.  203:  „et  omnia  alia  jura  quae  omnimodo  exinde  oritura  sunt". 

2)  Die  angelsächsischen  Gesetze  und  die  Diplome  in  J.  Kemble's  codex  di- 
plomaticus  aevi  Saxonici  zeigen  noch  die  Formen:  flimenafirmde  ,  flymenesfyrmde, 
flymenefirmth,  fliraensfirmd,  flemenesfirmth,  flemenesfermth,  flemenesfiride,  flemenes- 
fermde,  flemenformd ,  flemeneferd  ,  flymenafirmd ,  fliemanfeorm  ;  auch  mit  Lautver- 
schiebung flemenes-freomde.  An  diese  Form  schliesst  sich  das  hd.  fremd, 
ein  Fremder  an,  d.  h.  ein  Mann,  der  eine  freomde,  pastus,  hospitatio,  be- 
gehrt. • 

3)  Vergl.  Schmid,  Ges.  der  Angelsachs.  2.  Ausg.  Glossar,  v.  feorm.  flymena- 
firmth.  p.  574.  575.  —  Engl,  to  fly,  entfliehen. 

4)  Z.  B.  Urk.  Canut's,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  IV.  Nr.  756.  p.  55.— 
Urk.  Eduard's,  ibid.  Nr.  902.  p.  239. 

5)  Bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  aevi  Saxon.  Bd.  IV.  p.  203. 
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Wenn  daher  J.  K  emble 6)  die  f  1  emen e fyrmthe ,  im  Wider- 
spruche  mit  dieser  offiziellen  Erklärung  einer  königlichen  Urkunde 
als  das  Recht  der  englischen  Barone  erklärt,  das  .Vieh  u.  s.  w.  der 
geächteten  oder  flüchtigen  Verbrecher  mit  Beschlag  zu  belegen,  (wel- 
ches Recht  sie  unbezweifelt  auch  hatten,  da  es  im  Begriff  jeder 
germanischen  Jurisdiction  liegt) ,  so  hat  er  dieselbe  wohl  mit  der 
flemenesreive  oder  flemensrede  (flemensrenthe)  verwechselt, 
welches  Wort  diesen  andern  Begriff  ausdrückt7).  Das  Privilegium, 
Aechter  aufzunehmen ,  wurde  auch  in  Deutschland  den  edlen  Her- 
ren mitunter  von  den  Kaisern  gegeben  und  zwar  als  eine  besonders 
hohe  Auszeichnung,  wie  schon  früher  erwähnt  wurde8). 

Dass  den  Prälaten  auch  in  England,  wie  in  Deutschland  das 
Asylrecht  für  ihre  Kirchen  und  Klöster  häufig  ausdrücklich  durch 
königliche  Gnadenbriefe  zugesichert  war,  bedarf  wohl  kaum  der 
Erwähnung 9). 

§•  44. 

2)  Die  höheren  Jurisdictionsbefugnisse,  oder  das  Recht  über  scelera, 
forisfacturae  oder  gylte  zu  richten,  hamsocna.  forstcll.  gritbriche. 
fridbriche.  mundbriche.  burhbriche.  schipbriche.  mordslechte. 

Hiernächst  kommen  die  Rechte  der  Barone  und  Prälaten  in 
Betracht,  welche  im  Allgemeinen  in  den  Urkunden  ,,sceleraul) 
oder  ,,  forisfacturae"  2)  oder  „gylte"3)  genannt  werden.  Es 


6)  Einleitung  zum  cod.  diplom.  Bd.  I.  p.  XLV. 

7)  Flemenesreive  erwähnt  Fleta  in  dieser  Bedeutung  (s.  Du  Cange 
v.  flemensrede);  reive  ist  wohl  engl,  to  reave,  wegnehmen,  frz.  enlever,  saisir. 
Flemensrede  erklärt  sich  als  Rede,  sermo ,  gerichtlicher  Spruch,  wodurch 
tlas  Vermögen  des  Flüchtigen  mit  Beschlag  belegt,  verstrickt,  verboten  wird  und 
entspricht  also  dem  fränkischen  „res  in  bannum  mittere".  Siehe  meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  837.  877.  941.  Flemensrenthe  ist  aus  fle- 
mensrede verdorben. 

8)  Siehe  oben  §.  12.  pag.  54. 

9)  Vergl.  z.  B.  Urk.  Eduard's  a.  1060,  in  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  IV 
Nr.  809.  p.  144. 

*)  Urk.  K.  Canut's  a.  1035,  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  Bd.  IV.  p.  50: 
,,huic  libertati  adjicere  curavi  ...  scelera,  quae  dicuntur  hamsocne  and  forestealles 
and  myndbrycas  omnisque  correctio  sive  magni  sive  parvi  super  universos  quibus 
obedire  debent,  qui  in  monasterio  illo  ad  manum  Dei  praesunt". 

2)  Urk.  Canut's  a.  1032,  ibid.  Bd.  IV.  Nr.  747.  p.  40:  „concedo  ecclesiae 
omnes  forisfacturas  omnium  terrarum  suarum". —  Forfactum,  frz.  forfait,  d.h. 
Unthat,  Missethat. 

3)  Gylte:  mit  der  correspondirenden  Uebersetzung  durch  „forisfacturae" 
erscheint  in  einer  in  angelsächsischem  und  lateinischem  Text  vorliegenden  Urkunde 
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werden  darunter  die  Verbrechen  oder  Frevel  verstanden,  über  wel- 
che den  Herren  die  Gerichtsbarkeit  (sacha  et  socha)  verliehen  ist. 
Demgemäss  werden  auch  mitunter  allgemein  „aelces  wites"  odeT 
„omnes  correctiones"  oder  „emendationes"  als  mitver- 
liehen genannt4),  d.  h.  das  Recht,  die  entsprechenden  Strafen  zu 
verhängen.  Von  den  einzelnen  Verbrechen  oder  Freveln,  worüber 
die  Barone  und  Prälaten  kraft  ihrer  sacha  et  socha  zu  richten 
befugt  sind ,  werden  am  häufigsten  genannt : 

1)  hamsocha  (hamsocna)  die  Heimsuchung5),  domus  in- 
vasio6)  oder  domus  assultus7). 

2)  forstell8),  latinisirt  forissteallum,  viae  assultus9),  ob- 
viatio10),  d.  h.  buchstäblich  „einem  den  Weg  verstellen",  in  # 
via  insidiari,   h.  z.  T.  ,,ihm  nachstellen",  ihn  auf  dem 
"Wege  oder  auf  offener  Strasse  überfallen,  was  in  den  spätem  deut- 


Eduard's  für  den  Abt  zu  Kamesege,  bei  J.  Kemble,  L  c.  IV.  p.  209.  210. 
Nr.  853.  —  Noch  jetzt  ist  engl,  guilt  =  Schuld,  Missethat. 

4)  Aelces  wites  bat  der  angelsächsische  Text  der  Urk.  Ca nut's  a.  1035,  wo 
ihr  lateinischer  Text  (siehe  Note  1)  „onmis  correctio"  setzt. —  „Emendationes" 
hat  Urk.  Eduard's  a.  1060,  bei  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  Nr.  809.  p.  146.  — 
„Aelces  wites,  smales  and  greates",  d.  h.  alle  Strafen  klein  und  gross; 
Urk.  Canut's  a.  1035,  ibid.  Nr.  753.  p.  51.  —  Wit,  wita,  wite,  nhd.  Witz; 
daher  „witzigen",  d.  h.  strafen. 

5)  Siehe  hierüber  oben  §.  39.  pag.  178. 

6)  domus  invasio:  diese  Uebersetzung  findet  sich  z.  ß\  in  der  Urk.  Eduard's 
a.  1044,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  82.  lin.  4. 

7)  domus  assultus:  so  übersetzt  die  Urkunde  E d u a r d's  für  das  Kloster 
S.  Mariae,  bei  J.  Kemble,  l..c.  IV.  p.  228.  Nr.  888. 

8)  So  schreibt  z.  B.  Urk.  Eduard's  a.  1065,  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom. 
aevi  Saxon.  Bd.  IV.  Nr.  817.  p.  167.  Es  finden  sich  weiter  folgende  Formen: 
forstall,  forstelj  forstell,  forsteal,  förstealles,  forestal,  forestallas,  forestel,  fore- 
steal,  fordsteall  u.  s.  w.  —  Hiernach  ist  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachs.  2.  Ausg. 
Glossar,  p.  281.  v.  forsteal,  welcher  das  Vorkommen  einzelner  dieser  Formen  be- 
zweifelt ,  zu  modifiziren.  —  For ,  fore ,  ist  hier  wie  in  den  meisten  Fällen  gleich 
der  hochdeutschen  Vorsylbe  „ver":  stell,  stel,  steal ,  stall,  stal  etc.,  entspricht 
dem  hochdeutschen  stellen. 

9)  viae  assultus:  diese  Uebersetzung  findet  sich  z.B.  in  einer  Urk.  Uanut's, 
bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  IV.  Nr.  756.  p.  55;  Urk.  Eduard's,  ibid.  pr. 
902.  p.  239.  —  Vergl.  auch  Urk.  Eduard's  a.  1044,  ibid.  Nr.  771.  p.  82: 
„omnes  assultus  in  suo  jure  (d.  h.  Gerichtsbezirk)  in  uia  et  extra,  in  festo 
(d.  h.  Festung,  Burg)  et  extra,  in  urbe  et  extra,  in  aqua  et  extra".  Ebenso  Urk. 
Eduard's  a.  1066,  ibid.  Nr.  824.  p.  173. 

10)  Obviatio,  als  Uebersetzung  von  forsteal,  hat  die  Urkunde  Eduard's 
für  das  Kloster  S.  Mariae,  bei  J.  Kemble.  1.  c.  IV.  p.  228.  Nr.  888. 
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sehen  Kechtsquellen  anlaufen  oder  überlaufen  genannt  wird11); 
es  ist  also  dasselbe,  was  in  der  Lex  Salica  emendata  XV.  4; 
v  viae  laciniam  (laginam)  facere"12),  oder  auch  sonst  in 
der  Lex  Salica  Herold.  XXXIV.  1:  „aliquem  de  via  ortare" 
heisst,  in  der  Lex  Alam  anno  r  um  aber  „wegalaugen''13), 
d.  h.  Auflauern  auf  dem  Wege,  und  im  lombardische  Kechte, 
in  den  Legibus  Rotharis  (nach  Baudi  a  Vesme)  c.  26  „wegwor- 
fin",  d.  h.  sich  einem  in  den  Weg  werfen,  genannt  wird. 

3)  Gritbruche14)  ( gridbreche  ,  grid-breche ,  (brich e ,  bryce, 
brice),  griddbreiche  u.  s.  w.  oder  fridbriche15),  pacis  frac- 
tura16)  oder  pacis  infractio  1T) ,  d.  h.  Landfriedensbruch. 

4)  Pundb reche  18),  infractura  parci  (parrici,  partici),  fractura 
jonci  (junci 19) ,  d.  h.  Einbruch  durch  einen  Zaun  in  einen  Park 
oder  umzäunten  Bannforst. 

5)  Mundbriche20)  (mundbryche ,  mundbrice ,  myndbryca, 
myndbreaca,  mondbruce,  monbriche) ,  d.  h.  Bruch,  Verletzung  des 
Mundes  (mundius,  sog.  mundium)  21) ,  des  Schutzrechtes  eines  Herrn, 


11)  Anlaufen:  s.  Ruprecht  v.  Freisingen  (nach  Westenrieder  §.20, 
bei  v.  Maurer,  §.  7);  siehe  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  174.  Note  5. — 
Ueb  erlauf  en:  peinl.  Halsgerichtsordn.  K.  Karl's  Y.  a.  1532.  art.  141;  in 
meiner  Ausgabe,  Heidelberg  1842.  p.  241. 

12)  lieber  die  alleinige  Richtigkeit  der  Lesart:  viae  lagina,  siehe  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  869.  Note  58. 

13)  L.  Alam.  addit.  L  c.  27;  nach  Merkel,  inPertz,  Legg.  Iii.  p.  38, 
im  P actus  leg.  Alam.  frag.  II.  c.  53. 

14)  Gritbreche,  schreiben  die  Urkunden  Eduard's,  bei  J.  Kemble, 
cod.  dipl.  Nr.  848.  849.  Bd.  IV.  p.  206.  207.  —  Grid,  als  Frieden,  findet  sich 
noch  im  engl.  ^  r  i  t  h ;  etwa  auch  im  hd.  gries-gram  (dem  Frieden  gram ,  ab- 
hold); und  grieswärtel,  der  Kampfwärter  (Friedenswärter),  der  die  Beobach- 
tung der  Kampfregeln  beim  gerichtlichen  Zweikampf  überwacht. 

15)  fridbriche:  Urk.  Eduard's  a.  1060,  bei  J.  Kemble,  I.e.  IV.  p.  147. 
Nr.  809. 

16)  pacis  fractura:  Urk.  Canut's,  ebendas.  IV.  p.  55.  Nr.  756;  Urk. 
Eduard's  a.  1044,  ibid.  IV.  p.  82.  Nr.  771. 

17)  pacis  infractio:  Urk.  Eduard's,  ibid.  IV.  p.  228.  Nr.  888. 

18)  Pundbreche:  Legg.  Henr.  I.  c.  40.  —  Vergl.  fränk.  bunda,  d.  h. 
clausura ,  mistium ,  messis ;  punt ,  bund ,  ist  das  Gebundene ,  Geflochtene ,  der 
Zaun;  noch  jetzt  engl,  pound,  eine  Hürde,  Stall,  Pfandstall. 

19)  ioneus:  verdorben  aus  lat.  iunci,  Binsen;  überhaupt  ein  Geflecht ;  vergl. 
iunchia,  iuncativa. 

20)  Urk.  Eduard's  a.  1060,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  147.  Nr.  809. 

21)  Ueber  mundius,  als  die  richtige  Nominativ-Form,  siehe  meine  deut. 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p,  665.  Note  1, 
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insbesondere  des  Friedens  auf  seinem  Hofe  oder  in  seinem  Hause 
durch  Raufereien  in  demselben :  gleichbedeutend  ist  „pugna  in  domo 
facta22).  Hieher  gehört  wohl  auch  „burctbryce"  in  einer  Ur- 
kunde Eduard's  v.  10  6  6  23)  ,  welches  Wort  unverkennbar  aus 
burh-  burgh-  bryce,  Bruch  des  Burgfriedens ,  verdorben  ist. 

6)  Scypbriche24),  d.  h.  Friedensbruch,  der  auf  einem 
Schiffe  begangen  wird. 

7)  Mordsiechte,  mordslehte25) ,  d.  Mord  und  Todschlag, 
homicidium  überhaupt  (ahd.  manslag). 

8)  Mitunter  wird  den  Herren  auch  noch  ,,uttleaw26) ,  oder 
,,udlep"27)  verliehen,  d.  h.  das  Recht,  Leute  als  utlaga,  utla- 
gatus,  exlex,  flyman,  zu  erklären  oder  gegen  Leute  eine  Strafe  zu 
verhängen,  die  sich  selbst  zum  utlaga  machen,  d.  h.  austreten, 
die  Gemeinde  verlassen,  um  das  Räuberhandwerk  zu  treiben.  Hie- 
her gehört  also  auch  der  ,,were  wulf",  Wehrwolf,  in  den  Gesetzen 
Kanut's 28),  und  das  gleichbedeutende  ,, wulves-heved,  wulfes- 
heofod,  caput  lupinum"  in  den  Gesetzen  Eduard's29),  wo- 
rin gerade  so ,  wie  in  dem  utlagatus  und  flyman  derselbe  Begriff 
hervortritt,  der  mit  dem  fränkischen  wargus  und  dem  deutschen 
A echt  er  verbunden  ist  30). 

§.  45. 

3)  Von  den  Strafen,  welche  die  englischen  Barone  verhängen 

konnten. 

Was  die  Strafen  anbelangt,  so  hatten  die  englischen  Bischöfe 
und  Barone,  wie  bereits  erwähnt,  regelmässig  eben  so  wie  die 
deutschen,  das  Recht,  Diebe  hinrichten  zu  lassen,  ,,furis,  latronis 
emissio"  *) ,  was  gewöhnlich  durch  den  Strang  geschah.  Mitunter, 


22)  Urk.  Canut's,  bciKemble,  IY.  p.  55.  Nr.  756;  Urk.  E  d u  a r  d's  a.  1044, 
ibid.  p.  82.  Nr.  771;  Urk.  a.  1062—1066,  ibid.  p.  179.  Nr.  823. 

23)  Ebendas.  IV.  p.  187.  Nr.  825. 

24)  Ebendas.  IV.  p.  147.  208.  210. 

25)  Urk.  Eduard's,  ibid.  IV.  p.  206.  Nr.  848;  p.  §1.  Nr.  771. 

26)  Urk.  Eduard's  a.  1044,  ibid.  Nr.  771.  p.  81. 

27)  Urk.  Eduard's  a.  1060,  ibid.  IV.  p.  147.  Nr.  809;  Urk.  a.  1066.  p.  187. 
Nr.  825. 

28)  Kanuti,  Legg.  I.  c.  26,  bei  Schmid,  p.  270.  lin.  4. 

29)  Legg.  Edovard.  c.  6.  §.  2,  bei  Schmid,  p.  494. 

30)  Vergl.  über  den  Wehrwolf  als  wargus  meine  deutsche  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  p.  940. 

*)  Siehe  oben  §.  40.  pag.  188. 
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aber  selten  war  auch  das  Recht,  eine  Todesstrafe  durch  das  Schwert 
oder  Beil  vollstrecken  zu  lassen,  ,, sanguinis  effusio"  in  den 
Privilegien  verliehen 2),  was  somit  als  ein  Beweis  der  Zuständigkeit 
einer  Gerichtsbarkeit  über  andere  todeswürdige  Verbrechen  ausser 
dem  Diebstahl  zu  betrachten  ist.  Der  Ausdruck  „sanguinis  ef- 
fusio" entspricht  genau  dem  gleichbedeutenden  Ausdrucke  im 
Schwabenspiegel  (v.  Lassberg)  c.  92,  wonach  der  höhere 
Bann,  Blutbann  oder  Königsbann  beschrieben  wird: 

,,ban,  da  ez  den  luten  (Leuten)  an  ir  lip  (Leib)  oder  blut  giez- 

,,zen  gat", 

wofür  ebendaselbst  c.  115  auch  als  gleichbedeutend  steht: 
„gerihte  div  über  blut  regen  gant"  3). 

Die  englischen  Barone,  welche  die  Gerechtigkeit  der  „san- 
guinis effusio"  vom  Könige  verliehen  erhalten  hatten,  besas- 
sen  somit  genau  dasselbe  Recht,  wie  jene  deutschen  Dinghofherren, 
welche  einen  ,,  Stein"  haben  durften4). 

Als  Strafgelder,  deren  Bezug  den  englischen  Baronen  meistens 
gestattet  war,  werden  in  den  Privilegien  aufgeführt: 

1)  Die  blodwite,  blodewite5);  forisfactura  sangui- 
nis6), d.  h.  Blutbusse,  Busse  für  blutende,  fliessende  Wunden, 
oder  sog.  Blutrunst 7)  ; 

2)  die  ficht- wite8)  (fight-,  fiht-,  fyht-wite,  corrump.  flid- 
wite,  fintwite)  d.  h.  Fechtbusse,  Busse  wegen  Fechten,  d.  h.  Rauferei, 
Schlägerei,  wenn  auch  keine  blutenden  Wunden  dabei  vorgekom- 
men sind; 

3)  die  ferdwite9)  (fyrdwite ,  fird-,  feard-wite) ,  d.  h.  Straf- 
geld für  unbefugtes  Ausbleiben  bei  einer  vom  König  angeordneten 


2)  Urk.  K.  Eduard's  a.  1060,  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  Bd.  IV.  Nr.  809. 
p.  146;  Urk.  a.  1066,  ibid.  Nr.  825.  p.  187. 

3)  blutregen:  d.  b.  regnen,  im  Sinne  von  giessen,  Blntvergiessen.  Noch 
jetzt  sagt  man,  wenn  es  stark  regnet:  „es  giesst". 

4)  Siebe  oben  §.  14.  pag.  60. 

5)  Urk.  Eduard's  a,  1044,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  Nr.  771.  p.  81. 
(Siebe  auch  ibid.  p.  112.  147.  156  u.  s.  w. 

6)  Legg.  Henr.  I.  c.  9 :  „qui  blodwitam,  i.  e.  forisfacturam  sanguinis  fecerit". 

7)  Vergl.  Sachse  nsp.  (Homeyer)  I.  2.  §.  4,  und  daselbst  angeführte  Va- 
rianten. 

8)  Fichtwite,  schreibt  Urk.  Eduard's,  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  IV. 
Nr.  883.  p.  226.  lin.  6. 

9)  Ferdwite,  schreibt  Urk.  Eduard's  a.  1044,  ebendas.  IV.  Nr.  771. 
p.  81;  siehe  auch  ibid.  p.  112.  208.  210. 
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Heerfahrt,  expeditio,  was  „firdfare  supersedere"  hiess  10). 
Es  ist  dasselbe  Strafgeld ,  welches  in  der  fränkischen  Rechtssprache 
,,heribannus  "  heisst  u).  Im  engsten  Zusammenhange  stand  hier- 
mit die  ferdsocne  oder  fyr dso cne  12) ,  woruter  das  Recht  des 
Barons,  die  Untersassen  zu  der  vom  König  angeordneten  Heerfahrt 
aufzubieten  und  die  Ungehorsamen  zu  strafen,  begriffen  wurde 
Dies  ergibt  sich  deutlich,  wenn  man  mit  jenen  Stellen,  welche 
kurzweg  dem  Herrn  nur  die  ferdsocne  beilegen,  die  correspon- 
direnden  Stellen  in  den  zahlreichen  lateinisch  concipirten  Privile- 
gien vergleicht,  welche  dieses  Recht  des  Barons  näher  beschreiben, 
wie  z.  B.  die  Urkunde  K.  Eduard's  v.  J.  1044  13)  es  als  Pflicht 
der  Hintersassen  in  dem  Herrschaftsbezirke  eines  Barons  erklärt, 
zusammenzutreten,  wenn  das  Aufgebot,  glomerata14),  zur  gemei- 
nen Land-  oder  Heerfolge  ergeht. 

Die  Heerfahrt  (expeditio  popularis)  selbst  erscheint  in  den  Ur- 
kunden unter  der  Bezeichnung  fy rd-far e  15),  und  diese  war,  wie 
eine  Urkunde  Canut's  v.  J.  1035  angibt10),  entweder  ,,scipfyrde, 
collectio  navalis",  oder  ,,landfyrde,  collectio  pede- 
stris".  In  dem  "Worte  fyr  de,  firde,  ferde,  tritt  dei  Begriff  von 
,,  fyr d er inga",  Fürderung,  Förderung,  Hülfe,  hervor17),  der 
in  der  fränkischen  Latinität  durch  „auxilium"  und  ,,solatium" 
ausgedrückt  wird,  welche  beiden  Bezeichnungen  mit  Heerbann  oder 
Landesaufgebot,  heribannus,  gleichbedeutend  sind,  und  denen  dann 
wieder  das  fränkische  „trustis"  oder  das  hochdeutsche  „Trost" 
und  „Tross"  in  der  Bedeutung  von  ,,exercitus"  entspricht18). 


W)  Legg.  Henr.  I.  c.  10.  13.  §.  4. 

i[)  Z.  B.  „Plenum  heribannum  persolvat"  in  Cap.  Karol.  M.  a.  811.  c.  I, 
bei  Pertz,  Legg.  I.  p.  172. 

12)  Ferdsocne,  schreibt  Urk.  Eduard's  (a.  1040—1058)  bei  J.  Kemble, 
cod.  dipl.  IV.  Nr.  923.  p.  263.  lin.  6.  —  fyrdsokne,  ibid.  p.  187;  corrurap. 
fridsoke,  ibid.  p.  147. 

«)  Eben  das.  Bd.  IV.  Nr.  772.  p.  85. 

i4)  „To  glomerate"  bedeutet  noch  jetzt  im  Englischen  „Haufen  bilden", 
Frz.  „former  en  pelotons",  Subst.  „glomeration",  Lat.  „collectio". 

*5)  Z.  B.  Legg.  Henr.  I.  c.  10;  c.  13.  §.9;  c.  66.  §.  6:  „qui  firdfare 
(fierdfare,  firdefare ,  corrump.  fudfare)  supersederit". 

«)  Urk.  Canut's  a.  1035,  bei  J.  Kemble,  Bd.  IV.  p.  51.  L  18.  Nr.  753. 

47)  Fyrderinga,  in  der  Bedeutung  einer  Bei  hülfe  zu  dem  Verbrechen 
des  Landfriedensbruches,  erwähnen  Legg.  Henr.  I.  c.  10. 

i8)  Vergl.  über  die  Synonymität  von  auxilium,  solatium,  heribannus,  expeditio, 
trustis,  trost,  tross  u.  s.  w.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Auflage.  Tbl.  H. 
p.  288.  VI. 
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Es  erscheinen  daher  in  Bezug  auf  den  Heerbann  die  englischen  Ba- 
rone in  der  Zeit  der  normannischen  Herrschaft  vollkommen  in  der- 
selben Stellung  zum  Volksaufgebote  und  der  Landfolge,  wie  die 
fränkischen  und  deutschen  Barone  in  demselben  Zeiträume. 

4)  Die  hangwite  l9),  hengwite,  corrump.  henwita,  d.  h.  Strafe 
wegen  unbefugter  Einkerkerung  oder  Gefangenhaltung  einer  Person, 
unbefugtes  Setzen  oder  Legen  in  einen  „hengen"20),  d.  h.  Ker- 
ker, carcer,  Stock  u.  dergl. ;  ein  Delict,  welches  sehr  häufig  in  den 
Zeiten  des  sog.  Faustrechtes  und  der  Privatfehden  vorkam.  Hier- 
unter war  auch  der  Fall  begriffen21),  wenn  ein  Mensch  als  Dieb 
gefangen  gesetzt  wurde,  ohne  dass  derselbe  beschrieen  und  sofort 
(„in  der  Flucht  der  That",  nach  der  Sprachweise  des  Sachsen- 
spiegels)22) durch  Nacheile  auf  der  Spur  verfolgt  worden  wäre.  Die 
hengwite  wird  auch  als  Strafe  des  unbefugten  Entlassens,  d.  h. 
der  Befreiung  eines  in  den  Stock  gesetzten  Diebes,  oder  auch  als 
Strafe  des  eigenmächtigen,  d.  h.  ohne  Zuziehung  des  Bichters  vor- 
genommenen Aufhängens  eines  Diebes  erklärt,  so  z.  B.  von  Du  Cange, 
v.  hengwith.  Diese  Bedeutungen  mögen  sich  auch  wohl  mit  die- 
sem Worte  allmählig  verbunden  haben ;  die  Grammatik  stehet  we- 
nigstens einer  solchen  Ausdehnung  des  ursprünglichen  Begriffes  nicht 
entgegen.  Es  findet  sich  später  sogar  auch  „hangenwitnung" 
in  der  Bedeutung  von  Gefängnissstrafe  oder  auch  von  Strafe 
des  Stranges  23). 

5)  Wardwite24),  werdwite25),  corrümp.  wearwite26), 
heisst  das  Becht  der  Barone,  ein  Strafgeld  für  vernachlässigte  Wart, 
d.  h.  Wacht-Dienste  zu  erheben. 

6)  Scyldwite,  scheldwite,  corrump.  schildita  27),  d.h. 
Strafgeld  wegen  unbefugter  tumultuarischer  Schilderhebung,  d.  h. 

U1)  So  schreibt  Urk.  Eduard's  a.  1060,  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  IV. 
p.  147.  Nr.  809;  Urk.  a.  1066,  ibid.  p,  187.  Nr.  825. 

20)  „Ponere  aliquem  in  hengen":  einen  in  den  Stock  setzen;  Legg.  Henr.I. 
cap.  65. 

M)  Wilhelm,  Legg.  1.  c.  4,  bei  R.  Schmid,  p.  327. 

22)  Sachsensp.  II.  35.  69.  —  Noch  hent  zu  Tage  bedeutet:  „in  einer 
Flucht",  soviel  als  „in  continenti" ;  siehe  m  e  in  e  deutsche  Eechtsgesch.  .3  Aufl. 
1858.  p.  948.  Note  30. 

23)  Siehe  das  Fragment  vom  Frieden  und  Mund,  c.  16,  bei  Schmid,  p.  386, 
Und  ebendas.  im  Glossar  v.  hangen  und  hengen,  p.  606.  608. 

24)  Urk.  Eduard's  a.  1066,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  187.  Nr.  825. 

25)  Ebendas.  p.  216. 

26)  Ebendas.  p.  81. 

27)  Legg.  Henr.  I.  c.  38:  „Si  scyldwita  extra  burgum  et  curiam  hat,  30  sol. 
emendetur  regi  vel  thainis". 
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wegen  Erregung  eines  Aufruhrs ;  also  wegen  desselben  Vergehens, 
welches  im  lombardischen  Rechte  „arischild",  aufrührerischer 
Aufstand  des  Heerschildes,  heisst28). 

7)  Legerwite29),  corrump.  lerwite,  lairwita,  lejer- 
wite,  lejewite,  war  ein  Baron  befugt,  wegen  unerlaubten  Bei- 
lagers, d.  h.  Unzucht  mit  einer  gutshörigen  Weibsperson  zu  ver- 
langen, also  wegen  desselben  Vergehens,  welches  in  der  malbergischen 
Glosse  als  theu-lacina  (lies:  theu-lagina)  erscheint30)  und  in 
der  Lex  Frisionum,  Tit.  IX,  überhaupt  ,,farleganiu  vor- 
liegen, im  Sinne  von  beiliegen  heisst. 

§•  46. 

4)  Berechtigungen  der  englischen  Barone  in  Bezug  auf  Prozesssachen. 

Die  Privilegien  zählen  mitunter  auch  einzelne  Befugnisse  auf, 
welche  den  Prälaten  und  Baronen  als  Gerichtsherren  in  Bezug  auf 
die  Rechtsstreitigkeiten  zustehen,  welche  an  ihren  Gerichten  ver- 
handelt werden.    Hierher  gehören: 

1)  causarum  discussiones  l) ,  d.  h.  das  Recht,  prozessua- 
lische Verhandlungen  überhaupt  vor  sich  verhandeln  zu  lassen;  was 
in  den  deutschen  Dinghofsurkunden  unter  dem  „gericht"  mitbe- 
griffen ist. 

2)  ad  and  ordel2)  oder  ,,ordel  and  oreste"3):  ad, 
aht,  ahte,  ist  Eid;  ordel,  ist  Urtheil ,  also  dasselbe,  was  der 
,,  spruch"  der  deutschen  Dinghofherren  ist,  jedoch  mit  der  Neben- 
bedeutung von  Gottesurtheil,  wie  man  auch  in  Deutschland  heut  zu 
Tage  in  diesem  Sinne  von  Ordalien  spricht.  Sonach  bezeichnet 
,,att  and  ordel'£  das  Recht  der  Barone,  auf  Eide  und  Gottes- 
urt heile  zu  erkennen4).  Oreste,  ist  aus  eorneste,  ornest, 
verdorben  und  bezeichnet  genau,  wie  das  hochdeutsche  Ernst, 
den  gerichtlichen,  ernstlichen,  auf  Tod  und  Leben  zu  bestehenden 


28)  Ueber  die  lombardische  Bezeichnung  des  Bauernaufruhrs  als  arischild 
siehe  Legg.  Luitprandi  (Baudi  a  Vesme) ,  c.  134.  143.  —  Vergl.  meine 
deutsche  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  290.  331. 

29)  Legg.  Henr.  I.  c.  23. 

30)  Siehe  oben  §.  39  Note  12.  —  Vergl.  J.  Grimm,  über  die  malbergische 
Glosse ,  in  der  Vorrede  zu  M  e  r  k  e  Ts  Ausgabe  der  L.  Salica.  p.  XXXIV. 

*)  Urk.  Eduard's  a.  1060,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  146.  Nr.  809; 
ürk.  a.  1066,  ibid.  p.  179.  Nr.  824.  —  Vergl.  litigirium,  oben  pag.  176. 

2)  Urk.  Nr.  897  (nach  1066),  eben  das.  IV.  233. 

3)  Urk.  Eduard's  a.  1062,  eben  das.  IV.  p.  156.  Nr.  813. 

4)  Vergl.  Legg.  Henr.  I.  c.  9.  §.  4 ;  c.  18;  c.  75. 


207 


Kampf5).  Ordel  and  eorneste,  bezeichnet  also  das  Recht  der 
Barone ,  auf  Kampf  und  andere  Gottesurtheile ,  wie  z.  B.  Judicium 
ferri  calidi  und  dergl.  zu  sprechen.  Auch  dieses  Recht,  kampf- 
würdige Sachen  abzuhandeln,  einen  gerichtlichen  Kampf  anzuordnen, 
findet  sich  eben  so,  wie  bereits  erwähnt  wurde6),  als  eine  Juris- 
dictionsbefugniss  deutscher  Dinghofherren;  und  dass  ein  Gericht, 
welches  auf  den  Kampf  erkennen  konnte ,  auch  befugt  war ,  andere 
Ordalien  anzuordnen ,  verstand  sich  nach  der  deutschen  Rechtsver- 
fassung ganz  von  selbst. 

3)  Miskeninge,  miskenninge7),  mischeninges)  oder 
mislocutio 9),  d.  h.  Miss-Erkenntniss,  Miss-Spruch,  übles, 
schlechtes  Erkenntniss ,  heisst  das  Recht  des  englischen  Barons, 
eben  so ,  wie  der  deutsche  Dinghofherr 10) ,  die  Berufung  anzuneh- 
men, wenn  in  seinem  Gerichte  von  seinem  Beamten  und  den  Ur- 
theilern  ein  unrichtiges  Urtheil  gefällt,  ungerecht  oder  übel  er- 
kannt oder  gesprochen  worden  war ,  womit  auch  das  Recht 
verbunden  war,  von  den  ungerechten  Urtheilern  eine  Busse  zu  er- 
heben. Die  Erklärung  von  miskeninge  bei  Du  Cange11)  als 
variatio  loquelae ,  variari  in  den  Parteivorträgen  ,,si  quis  aliud 
petit,  quam  initio  et  in  prima  litis  contestatione  petierat"  etc.  ist 
wohl  für  die  Zeit  Eduard's  und  Heinrich's  I.  nicht  richtig, 
wenn  auch  das  Wort  miskenning  in  der  späteren  englischen 
Praxis,  wie  mauparier  (mal  parier)  in  der  französischen  Juris- 
prudenz, in  solchem  Sinne  verstanden  worden  ist.  Dass  die  Klagen 
über  .  absichtlich  ungerechte  Urtheile  und  Justiz  Verweigerung  wegen 
Bestechung  der  Richter  gerade  in  der  ersten  Zeit  der  normanni- 
schen Herrschaft  in  England  sehr  häufig  waren  und  dadurch  Grund 
zu  häufigen  Beschwerden  an  den  König  oder  den  Baron  als  Ge- 


5)  So  z.B.  war  es  eine  gewöhnliche  Formel  bei  der  Verleihung  von  Wappen: 
,,und  soll  sich  derselben  bedienen  ...  zu  Schimpf  und  Ernst".  —  Schimpf 
bezeichnet  hier  das  Ritterspiel,  wo  nur  zum  Vergnügen,  um  die  Ehre  oder  Schmach 
des  Besiegtwerdens  turnirt  wurde. 

6)  Siehe  oben  p.  12.  67.  84. 

7)  Urk.  Eduard's  a.  1060,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  147.  Nr.  809; 
vergl.  ibid.  p.  187.  192.  212.  213.  215.  217. 

8)  Ebendas.  IV.  p.  81. 
°)  Legg.  Henr.  I.  c.  22. 

40)  Siehe  oben  pag.  48.  49.  65. 

il)  Schmid,  glossar.  v.  miskenninga,  p.  632,  wiederholt  nur  die  Er- 
klärung von  Du  Cange. 
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richtsherrn  gegeben  war ,  bezeugen  die  Gesetze ,  so  wie  die  könig- 
lichen Urkunden  aus  dieser  Zeit.  So  klagt  schon  König  Eduard12): 

,,en  instat  undique  depositio  legis  et  iustitiae  ...  ius  et  iustitiam 

,,postponit  pecunia" 
und  die  Gesetze  K.  Heinrich's  c.  22  rügen  insbesondere  die  ab- 
sichtliche „tarditas"  der  Richter,  d.  h.  die  Justizverzögerung, 
und  namentlich  die  mislocutio  oder  miskenninge , 

,,quae  magis  inhorruit  in  Londonia", 
so  dass  also  die  Gerichte  in  der  Hauptstadt  des  Reichs  sich  sogar 
vor  den  übrigen  durch  ihre  Bestechlichkeit  auszeichneten  13). 

4)  Forfang,  f orphange  ,14)  oder  aetfeng15),  d.  h.  Ver- 
fang16), fürfank17),  anevang,  Anfang,  Anfangsrecht, 
im  Sinne  der  deutschen  Rechtsbücher  18) ,  hiess  das  gerichtsherrliche 
Recht  der  Beschlagnahme  von  gestohlenem  oder  sonst  abhanden  ge- 
kommenem Vieh,  einschliesslich  des  Rechtes,  eine  Busse  von  dem  Dieb 
zu  erheben.  Gleichbedeutend  sind  der  ,,fihfang"  19),  d.  h.  Viehfang, 
und  der  ,,  th i ef-ph ang 20) ,  d.  h.  Diebfang,  das  ,,anevangen  des 
deub"  im  objectiven  Sinne,  d.  h.  der  Abfangung,  Aufgreifung  der 
gestohlenen  Sachen.  Uebrigens  hat  forfang  eben  so,  wie  das  deut- 
sche Wort  anevang  auch  einige  untergeordnete  mit  der  Vindication 
der  gestohlenen  Sachen  zusammenhängende  Nebenbedeutungen21) 
und  überdies  noch  die  Bedeutung  von  strafbarem  Verkauf,  d.  h. 
Aufkauf  von  Victualicn  durch  Speculanten,  sog.  Vorkäufer,  welche 

V)  Urk.  a.  1063,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  160.  Nr.  814. 

13)  Vergl.  auch  die  Charta  Henr.  I.  für  die  Stadt  London,  c.  8,  bei  Schmid, 
p.  435:  „Et  amplius  non  sit  raiskenninga  in  hustenge  (hus-thing,  Hausge- 
richt, Hausvogtei,  in  London) ,  neque  in  folkes-mote  (Volksgericht)  neque  in 
aliis  placitis  infra  civitatem". 

*4)  Forfange:  Urk.  Eduard's  a.  1066,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  IV. 
Nr.  825.  p.  187;  f orphange,  dessen  Urk.  a.  1060,  ibid.  Nr.  809.  p.  147. 

15)  Aetfeng;  Aethelstanll.  9  (aet  =  engl,  at) ;  aet-fon  (anevangen), 
Hlothar  und  Eadric  7,  15  etc.    Vergl.  Schmid,  1.  c.  Glossar,  p.  526. 

16)  Verfangen,  in  der  Bedeutung  von  anevangen;  siehe  Stadtrecht  von 
Mühldorf,  saec.  XIII.  c.  87.  im  Anzeiger  f.  Kunde  d.  Vorzeit,  1858.  Nr.  10. 
col.  338:  „wenn  sie  (die  gestohlene  Sache)  in  seiner  hand  verfangen  wurd". 

17)  Fürfank,  Stadtr.  v.  Passau  a.  1300.  c.  38;  in  Mon.  Boica,  Bd.  28. 
IL  p.  514:  „Der  fürfank  um  Köck  und  Mäntl  oder  was  man  gewandes  be 
einander  findet  ist  12  pfenn. ,  ein  Ros  36  etc.  man  begreif  die  hand  oder  mitein- 
ander" (d.  h.  gleichviel,  ob  der  Dieb  mit  oder  ohne  die  Sache  ergriffen  wird). 

18)  Vergl.  hierüber  meine  deutsche  Eechtsgesch.  (3.  Aufl.  1858.)  p.  722.  755. 
*»)  fihfang:  Urk.  Eduard's  a.  1066,  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  IV. 

p.  187.  Nr.  825. 

20)  thief-phang:  Urk.  Eduard's  a.  1060,  ibid.  IV.  p.  147.  Nr.  809. 

21)  Vergl.  R.  Schmid,  glossar.  p.  580. 
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den  Marktleuten  entgegen  gehen,  um  ihnen  die  Waaren  abzukau- 
fen, die  sie  zur  Stadt  bringen  wollen,  d.  h.  die  Verkäufer  ab- 
fangen 22). 

5)  Mitunter,  aber  selten  erscheint  auch  „dorn  and  som"23) 
in  den  Privilegien  der  Barone.  Dom,  duom,  toam,  engl,  doom24), 
ist  im  Allgemeinen  Judicium  und  potestas25),  daher  freodom, 
libera  potestas;  hlaford-dom,  Herrenthum,  d.  h.  freie  Herrschaft, 
Baronie;  kinedom,  Königthum;  ealderdom,  der  Gerichtsbezirk 
eines  alderman  u.  s.  w. ;  es  entspricht  somit  das  angelsächsi- 
sche dorn  genau  dem  niedersächsischen  dum,  und  dem  hochdeut- 
schen tum  oder  thum,  wie  z.  B.  hertochdum,  bischopdum,  meier- 
thum,  butteltum,  Schultheissenthum ,  Fürstenthum  u.  s.  w.  Dom 
ist  daher  im  Allgemeinen  dasselbe ,  was  in  den  deutschen  Weis- 
thümern  Gericht  oder  Eecht  heisst.  In  den  Privilegien  der  eng- 
lischen Barone  scheint  aber,  wie  die  Zusammenstellung  mit  „som" 
andeutet,  unter  dorn  insbesondere  das  Recht  auf  eine  gewisse  Ab- 
gabe als  Anerkennung  der  Gerichtsbarkeit,  d.  h.  ein  Schutzgeld 
verstanden  zu  werden,  was  in  Deutschland  gewöhnlich  das  Vogt- 
recht, Vogteigeid  u.  dergl.  genannt  wurde.  Hierauf  deutet 
auch  der  bereits  erwähnte  entsprechende  hochdeutsche  Ausdruck 
Dohmengeld,  d.  h.  eine  Abgabe  zur  Anerkennung  der  Herr- 
schaft, des  Vogtthums  u.  s.  w.  ,  beziehungsweise  eine  Zahlung  für 
eine  von  der  Gutsherrschaft  gestattete  Waldnutzung26). 

6)  Das  neben  dorn  erscheinende  Wort  som,  welches  sich 
auch  in  den  deutschen  Weisthümern  des  XIV.  Jahrhunderts  findet 27), 
bedeutet,  wie  das  entsprechende  saum,  souma,  eine  Last,  z.  B. 
so  viel  wie  ein  Mann  tragen  kann.  Es  bezeichnet  aber  auch  Saum 
in  der  Handelswelt  ein  gewisses ,  ortsüblich  bestimmtes  Gewicht 
oder  Maas,  wie  auch  das  Wort  Last,  daher  man  auch  die  Trag- 


22)  YergL  das  Fragment:  „Be  forfange",  bei  Schmid,  Anhang  XIV. 
pag.  412. 

23)  Urk.  Eduard's  a.  1044—1047,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  112. 
Nr.  785. 

24)  Vergl.  altsächs.  dornen ,  damnare;  goth.  dömgan;  angelsächs.  deman,  demen, 
judicare;  fordeman;  verdammen;  dembek,  (dom-boc)  Uber  judicialis,  Rechts-  oder 
Gesetzbuch  etc. 

25)  Schmid,  glossar.  v.  dorn.  p.  559. 

26)  Ueber  das  Dohmengeld,  auch  Dihmengeld  genannt:  siehe  oben  p.  194. 

27)  "Weisth.  v.  Ebersheimmüns'ter  v.  1320,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  L 
671.  lin.  16.  19:  „einen  som  grases."  —  Synonym  steht  im  Weisth.  v.  Artolz- 
heim v.  1320,  ibid.  I.  698:  „ein  buschel  grases".  —  Sent.  Rudolphi  L 
a.  1275,  über  "Weissenburg ,  ibid.  I.  765.  lin.  31:  „unam  soumam  herbae". 

Zöpfl,  Alterthümer.  I.  14 
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fähigkeit  eines  Schiffes  nach  ,,  Lasten"  berechnet.  Der  angelsäch- 
sische som  ist  daher  auch  gleichbedeutend  mit  lastinge28)  oder 
hleastinge 29),  lastagium,  lestagium30).  Unter  diesen  Pri- 
vilegien der  Barone  ist  das  Recht  zu  verstehen,  eine  gewisse  Ab- 
gabe, jetzt  sog.  Tonnnengeld,  von  Schiffen  oder  auch  von  Waaren  zu 
beziehen,  die  auf  Jahrmärkte  oder  Messen  zum  Verkauf  gebracht 
werden. 

§.  47. 

5)  Die  nutzbaren  Regalien  und  Gefälle  der  englischen  Barone. 

Ausser  den  bisher  erörterten  Gerechtigkeiten  wurden  den  Prä- 
laten und  Baronen  noch  vielerlei  andere  nutzbare  Rechte  verliehen, 
die  ursprünglich  nutzbare  Kegalien  waren,  gerade  so  wie  dies  in 
Deutschland  auch  der  Fall  war,  wie  z.  B.  b  ur  hger  ihte  als  das 
Becht,  eine  gewisse  Grundabgabe  in  Städten  oder  Burgen  zu  bezie- 
hen ,  genau  entsprechend  dem  deutschen  ,, Burgrecht";  ciric- 
sceatte2),  d.  h.  Abgaben  von  den  Kirchen  als  Beitrag  zum  Hof- 
halt des  Königs  oder  eines  Fürsten 3) ;  sodann  heordpennege4) 
(Herdpfennig,  Herdsteuer),  entsprechend  der  deutschen  Abgabe  für 
einen  Heerd  oder  eine  Feuerstelle,  den  Rauch  (daher  Rauchhühner 
u.  dergl.) ;  hundredpennege5),  d.  h.  Zentpfennig,  Steuer,  welche 
die  zur  Zent  gehörigen  Leute  geben  müssen;  teodung6),  d.  h. 
Land-  oder  Grundsteuer;  wardpenny"),  Abgabe  für  Befreiung 
vom  persönlichen  Wachdienst ;  se-(  sea-)upwarps),  ejectusma- 


28)  Urk.  Eduard's  a.  1066,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  187.  Nr.  825. 

29)  Urk.  Eduard's,  1044,  ibid.  IV.  p.  81.  Nr.  771. 

30)  Henr.  I.  Charta  London.  §.  5,  bei  R.  Schmid,  p.  435. 

4)  Urk.  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Nr.  897.  IV.  p.  233.  lin.  7. 

2)  Meistens  werden  auch  „deeimae  et  reditus"  etc.  dabei  verliehen.  Vergl. 
die  Urkk.  bei  J.  Kemble,  IV.  pag.  139.  146.  233.  In  einer  Urk.  Eduard's, 
ibid.  Nr.  862.  IV.  p.  215.  wird  einem  Bischof  ein  Gut  verliehen  „mid  chirchen 
and  mid  chi  rehen-soene " ;  d.  h.  die  Kirche  mit  der  kirchlichen  Gerichts- 
barkeit. 

3)  Urk.  Aethilbald's  v.  Mercia,  a.  749,  ebendas.  I.  p.  119.  Nr.  99: 
„munuscula  ab  ecclesüs  in  saeculare  convivium  regis  vel  prineipum  a  subditis  mir 
nime  exigantur". 

4)  Ebendas.  Bd.  IV.  p.  233. 

5)  Ebendas.  Bd.  IV.  p.  233. 

c)  Ebendas.  Bd.  IV.  p.  233.    Vergl.  thetigdpenny,  bei  Du  Gange, 
s.  voc.  weretoff.    Tcodung  steht  für  deoddung  (vergl.  Engle-deod  =  England). 
')  Ebendas.  Bd.  IV.  p.  112. 
8)  Ebendas.  Bd.  IV.  p.  22.  208.  210. 
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ris9),  shipwrech 10),  wrek  in  mari11)  (Schiffbruch,  nau- 
fragium),  entsprechend  dem  deutschen  Strandrecht,  d.  h.  das 
Recht,  sich  alle  von  der  See  ausgeworfenen  Sachen  oder  die  bei 
einem  Schiffbruch  auf  der  See  oder  auf  den  Flüssen  geretteten  Waa- 
ren  zuzueignen,  was  zwar  in  Deutschland  K.  Heinrich  VI.  als 
eine  rechtswidrige  Gewohnheit  aufhob12),  ohne  dass  jedoch  damals 
dieses  Verbot  Beachtung  gefunden  hat. 

Zu  den  seltener  in  den  Privilegien  erwähnten,  aber  sicher  sehr 
allgemein  verbreiteten  Rechten  des  Grundherrn  gehört  auch  ,,werc 
and  wäre13).  Werc,  d.  h.  Werk,  bezeichnet  hier  so  viel  wie 
Schaarwerk,  servitiarusticorum,  Frohndienste,  wie  sie  auch 
jeder  deutsche  Lantherr  beanspruchte;  wäre,  d.  h.  Waare,  ist  so  viel 
wie  Zins,  census,  also  eine  Abgabe,  welche  ebenfalls  in  Deutsch- 
land regelmässig  dem  Lantherrn  von  den  bäuerlichen  Hintersassen  zu 
leisten  war.  Die  wäre,  wara,  wird  in  englischen  Rechtsquellen 
besonders  beschrieben  als  reditus  talis  conditionis,  quod  si  non 
solvatur  suo  tempore,  duplicatur  in  crastino  et  sie  deineeps  in  dies  14). 
Es  ist  dies  dasselbe,  was  in  dem  deutschen  Rechte  der  Rutscher- 
zins heisst;  so  z.  B.  sagt  das  Weisthum  von  Swindrazheim  im 
Elsass 15) ,  fast  mit  denselben  Worten ,  wie  die  angeführte  englische 
Rechtsquelle,  dass,  wenn  der  Huber  den  Zins  nicht  im  Laufe  des 
Verfalltages  (,,bei  Sonnenschein")  zahlt, 

,,so  ist  der  Besserung  (Busse)  uff  morn  (d.  h.  am  anderen  Mor- 
,,gen)  noch  als  vil,  und  rutscht  also  bis  an  den  dritten  tag.... 
„und  solle  damit  stille  stan",  d.  h.  sich  nicht  weiter  verdoppeln. 
Erhalten  hat  sich  das  Wort  wäre,  waare,  in  der  Bedeutung 
einer  Art  von  bäuerlicher  Abgabe  noch  in  der  deutschen  Rechts- 
sprache in  der  Zusammensetzung  ,, die  Lehenwaare",  d.  h.  Hand- 
lohn, laude  inium". 


9)  Ebendas.  Bd.  IV.  p.  112. 

10)  Ebendas.  Bd.  IV.  p.  146. 

41)  Ebendas.  Bd.  IV.  p.  112.  „wrek"  ist  nhd.  Wrack,  Körper  eines 
gescheiterten  Schiffes. 

i2)  Sent.  Henr.  VI.  imp.  de  mercatoribus  a.  1196,  bei  Pertz,  Legg.  II. 
pag.  199.* 

«)  Urk.  Eduard's,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  IV.  Nr.  848.  p.  206. 

14)  Tabularium  Abbatiae  S.  Petri  de  Burgo  in  Anglia,  bei  Du  Cange, 
v.  wara. 

15)  Bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  p.  739.  lin.  43;  p.  740.  lin.  13.  —  Vergl. 
oben  p.  25. 

14* 
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§.  48. 

VI.  Rückblick  auf  den  geschichtlichen  Entwicklungs- 
gang der  Herrlichkeiten  der  englischen  Barone. 

1)  Kleine  Anfänge  und  steigende  Bedeutung  derselben  überhaupt. 

Nach  der  übersichtlichen  Darstellung  der  wesentlichsten  und 
häufigsten  Vorrechte  der  englischen  Prälaten  und  Barone  erscheint 
es_  als  zweckmässig ,  einen  Blick  auf  den  geschichtlichen  Entwicke- 
lungsgang  des  Erwerbes  dieser  Rechte  zurückzuwerfen.  Betrachtet 
man  nämlich  den  Inhalt  der  Diplome ,  welche  aus  der  angelsächsi- 
schen Zeit  bis  auf  die  Zeit  der  normannischen  Eroberung,  d.  h.  bis 
zum  Tode  Eduard's  im  J.  *1066  bekannt  geworden  sind,  so  sieht 
man  deutlich,  dass  eben  so  wie  in  Deutschland  und  Frankreich 
die  meisten  dieser  Diplome  königliche  Schenkungen  an  Hochkirchen, 
Abteien  und  hohe  weltliche  Herren  betreffen.  Doch  finden  sich 
auch  hierunter  Urkunden  über  Schenkungen  anderer  Herren  an  die 
Kirchen x) ,  so  wie  auch  von  Bischöfen  an  weltliche  Herren.  So 
schenkte  z.  B.  nach  einer  Urkunde  v.  J.  721  ein  Bischof  Uilfrith 
einem  Grafen  Leppa,  ,,propter  veterem  in  nos  amicitiam1'  eine  terra 
XV.  casatorum2).  Es  ergibt  sich  aus  dem  Inhalte  der  Urkunden, 
dass  die  an  weltliche  Herren  geschenkten  Güter  hinsichtlich  der 
damit  verbundenen  Freiheiten  den  an  die  Kirchen  gemachten  Schen- 
kungen völlig  gleich  standen3).  Auch  findet  man,  dass  in  einzel- 
nen Fällen  sowohl  von  geistlichen  als  von  weltlichen  Herren  für 
eine  solche  königliche  Gabe  von  dem  Beschenkten  ein  Preis  (pre- 
tium)  bezahlt  worden  ist,  welcher  mitunter  absichtlich  niedrig  be- 
stimmt worden  zu  sein  scheint,  so  dass  die  königliche  Gabe,  wofür 
immer  die  Bezeichnung  als  donatio,  perdonatio,  beibehalten 
blieb,  doch  wenigstens  theilweise  den  Charakter  eines  Verkauf- 
und  Kaufgeschäftes  annahm.  So  z.  B.  verlieh  „donavit"  K.  Offa 
von  Mercia  i.  J.  785  ein  Gut  an  eine  Pfarrkirche4),  ,,accepto  quo- 


*)  Vergl.  z.  B.  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  Nr.  105.  p.  128;  Nr.  109.  p.  133; 

Nr.  145.  p.  176.  * 

2)  J.  Kemble,  1.  c.  I.  Nr.  91.  p.  109;  ibid.  p.  204.  207.  211.  237.  238.; 
siebe  aucb  ibid.  Nr.  124.  p.  151. 

3)  Vergl.  z.  B.  die  Urk.  Eduard's  a.  1044,  bei  S.  Kemble,  cod.  diploni. 
Bd.  IV.  Nr.  772.  p.  84. 

4)  Urk.  a.  785,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  Nr.  149.  p.  179.  180. 
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que  ab  ecclesiae  eiusdem  abbate  Ordbrihto  placabili  pretio,  C.  man- 
cusas  auri  obrizi  in  una  armilla"5). 

Derselbe  König  verlieh  (perdonat)  i.  J.  749  einem  Grafen 
Esme  ein  Gut6),  wobei  bemerkt  wird: 

„Et  sie  ager  hoc  pretio  emptus  est:  C.  oves,  xxx  boves  et  vaccas, 

,,xxx  equos  indomitos  dedit". 

Diese  Kaufpreise  lassen  deutlich  erkennen,  wie  wenig  damals 
noch  in  England  das  Geld  im  Gebrauch  war,  so  dass  sich  der  Ver- 
kehr damals  noch  in  manchen  Landestheilen  fast  auf  derselben  Stufe 
befand,  wie  bei  den  Germanen  am  Rhein  zu  den  Zeiten  des  Taci- 
tus,  nach  dessen  Schilderung  auch  alle  pretia  in  „numero  peco- 
rum"  bestimmt  wurden7).  Doch  finden  sich  einzelne  Urkunden, 
woraus  hervorgeht,  dass  mitunter  auch  bedeutende  Geldzahlungen 
im  vollen  Werthe  der  Grundstücke  stattfanden :  so  z.  B.  wird  in  einer 
Urkunde  des  Abtes  Beonna  ( saec.  VIII. ) 8)  eine  Zahlung  von 
1000  solid  is  als  angemessener  Preis  des  Grundstücks  („dignum 
pretiuni")  erwähnt,  und  in  einer  Urkunde  des  K.  Beorhtric  von 
Wessex  a.  801  9)  ist  ausdrücklich  erwähnt,  dass  der  Fürst  Lull  an 
das  Gut  vom  König  „in  pecunia  comprobata  et  benepla- 
cita,  plenissimo  pretio "  erkauft  hat. 

Was  aber  sodann  den  Inhalt  der  Urkunden  anbelangt,  so  wer- 
den darin  vom  VII.  bis  XI.  Jahrhundert,  d.  h.  bis  zu  den  Zeiten 
der  dänischen  Eroberung  oder  des  König  Kanut,  vorherrschend  nur 
Schenkungen  oder  Verkäufe  von  Grundbesitzungen  des  Königs  (ter- 
rae, terricula,  rura,  ruriscula  etc.)  mit  ihren  Pertinenzen  an  Wald 
und  Weide,  Wasser,  Jagd,  Fischerei  u.  dergl.  beurkundet.  Diese 
Güter  und  somit  die  Untersassen  (villani ,  casati)  derselben  (Land 
und  Leute)  werden  in  diesen  Urkunden  von  ihren  bisherigen  Lei- 
stungen und  Reichnissen  an  den  königlichen  Fiscus  befreit  und 
mit  denselben  an  den  geistlichen  oder  weltlichen  Herrn  gewiesen, 
dessen  Nutzen  sie  fortan  dienen  sollen. 


5)  Mancusa  oder  manca  ist  ein  gewisses  Gewicht;  aurum  obrizum  be- 
deutet „aurum  primum,  purissimum",  Gold  erster  Qualität,  vergl.  ibid. 
Urk.  a.  790.  Nr.  158.  p.  191,  und  die  Formul.  Salisburg.  in  den  Quellen 
der  bayer.  Geschiebte.  Bd.  VII.  München  1858.  p.  135. 

6)  Urk.  a.  749,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  Nr.  147.  p.  178. 

7)  Tacit.  Germania,  c.  12. 

8)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  Nr.  165.  p.  202.  lin.  1. 

9)  Eben  das.  I.  Nr.  180.  p.  217. 
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Es  wurden  jedoch  regelmässig  drei  Leistungen  der  Untersassen 
im  öffentlichen  Interesse  als  ,,servitium  commune*'10)  oder 
,,quod  communiter  omnibus  indictum  est"11),  d.  h.  als 
gemeine  Landesdienstpflicht ,  Landesfrohnen,  vorbehalten:  nämlich 
,,weallgeweorce,  brygegeweorce  und  f  erdsocne  "  12),  d.  h. 
die  Baufrohnpflicht ,  Wall-  oder  Schanzwerk  bezüglich  der  Befesti- 
gungswerke einer  Stadt  oder  Burg,  die  Frohnden  zur  Unterhal- 
tung der  Brücken  und  die  gemeine  Heer-  oder  Landfolge;  arcem, 
pontem,  expeditionem  facere  13).  Ausdrücklich  wird  mitunter  bei- 
gefügt, dass  diese  drei  Vorbehalte  allgemein  herkömmlich  sind14). 
Es  sind  dies  dieselben  Dienste,  welche  auch  in  den  merowingi- 
schen  und  karolingischen  Urkunden  als  gemeine  Landeslasten  auf- 
geführt werden.  Mitunter  findet  sich  auch  noch  der  Vorbehalt 
einer  vierte  Leistung,  wie  z.  B.  des  ciricsceatte,  Kirchen- 
schatzung 15)  oder  der  in  der  angelsächsischen  Rechtsverfassung  be- 
gründeten Haftung  der  Gemeindegenossen,  der  congildones  einer 
decania,  eines  plegium  oder  friborg,  für  ein  einfaches 
Wehrgeld  (,,pretium  singulare  sive  singuli  u )  zu  dessen 
Zahlung  ein  Genosse  verurtheilt  worden  war  16).  Dabei  wird  aber 
mitunter  ausdrücklich  die  Befreiung  von  der  als  eine  besonders  harte 
Beschwerung  (tribulatio)  empfundenen  wite-rede  bewilligt,  d.  h. 
von  der  Haftung  der  Gildegenossen  für  das  nebenbei  an  den  Eis- 
cus  oder  Richter  verwirkte  Strafgeld.  So  sagt  z.  B.  die  Urkunde 
des  K.  Ecgberth  von  Wales  a.  835  17): 

,,de  illa  tarnen  tribulatione ,  quae  uuitereden  nominatur,  sit 
,,libera  (sc.  ecclesia)  nisi  singuli  pretium  solvent", 
d.  h.  die  Kirche  ist  nicht  schuldig,  die  Zahlung  des  an  den  Rich- 
ter von  ihrem  Untersassen  verwirkten  Strafgeldes  zu  geloben,  son- 


10)  Urk.  Kanut's  a.  1033,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  IV.  p.  48. 
")  Urk.  Kanut's  a.  1026,  ibid.  Bd.  IV.  p.  33. 

12)  Diese  angelsächsischen  Bezeichnungen  erscheinen  selten;  z.  B.  in  Ealdred's 
Urk.  c.  a.  1049,  ibid.  Bd.  IV.  Nr.  923.  p.  263. 

13)  Diese  und  ähnliche  lateinische  Ausdrücke  und  überhaupt  diese  drei  Vor- 
behalte sind  so  häufig,  dass  es  genügt,  auf  die  Urkunden  bei  J.  Kemble,  cod. 
dipl.  von  Bd.  I.  p.  22  an  zu  verweisen. 

«)  Z.  B.  Urkunde  Eduard's  a.  1044,  ibid.  Bd.  IV.  Nr.  772.  p.  85  „usuali 
ritu  observantur". 

*5)  Z.  B.  Urk.  Ealdred's  (siehe  Note  12).  —    Vergl.  §.  47.  Note  3.  p.  210. 
Z.  B.  Urk.  des  K.  Oshere  a.  680,  ibid.  t  Nr.  17.  p.  22;  Urkunde  des 
K.  Ceolwulf  von  Mercia,  a.  822,  ibid.  I.  Nr.  216.  p.  272. 
")  ibid.  I.  Nr.  236.  p.  313. 
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dem  hat  nur  das  einfache  Wehrgeld  für  einen  sogenannten  weregeld- 
deof18),  an  den  Bestohlenen  zu  erlegen,  was  auch  „cum  simplo 
pretio  componerea  heisst 19).  Ohne  das  Wort  uuite-rede  zu  ge- 
brauchen, bezeichnet  die  Urkunde  des  K.  Oshere  a.  680  20)  das- 
selbe Verhältniss  durch  den  Ausdruck:  „singulare  pretium 
solvere  adversus  alium ,  et  adpoenam  nihil"21).  Wite-re- 
den  ist  so  viel  als  ,,poenam  vadiare,  spondere",  d.  h.  für 
den  Thäter  die  Strafe  zu  zahlen  geloben,  oder  „gut  sagen 
also  genau  dasselbe,  was  die  „Wette  an  den  Bichter"  in  den 
deutschen  Rechts  quellen  ist.  Dies  entspricht  auch  ganz  dem  Geiste 
des  angelsächsischen  Strafprozesses,  der  an  sich  kein  anderer  ist, 
als  der  Geist  des  deutschen  Strafverfahrens  überhaupt,  und  zwar 
um  so  mehr,  als  die  Haftung  der  congildones  bekanntlich  nur  eine 
subsidiäre  im  Fall  der  Insolvenz  des  Uebelthäters  und  nur  eine 
theilweise  war22). 

Die  Urkunden  der  angelsächsischen  Könige,  worin  Gutscom- 
plexe  mit  ihrer  Pertinenzen  und  einzelnen  Befreiungen  von  Diensten 
und  anderen  Leistungen  an  den  Fiscus ,  an  geistliche  und  weltliche 
Herren  gegeben  wurden,  haben  genau  denselben  Inhalt,  und  zwar 
mit  derselben  Bezeichnung  als  libertas  regia23),  libertate 
donare24),  wie  die  emunitas  regia,  welche  die  Frankenkö'nige 
der  ersten  Race  zu  ertheilen  pflegten.  Sehr  bald  und  immer  häu- 
figer verliehen  aber  die  Frankenkönige  besonders  an  Bischöfe  und 
andere  Prälaten  auch  die  Befreiung  von  den  gemeinen  Landes- 
diensten und  bekanntlich  war  es  das  besondere  Streben  der  Bischöfe 
und  Aebte  in  der  fränkischen  Monarchie,  ihre  Hintersassen  von  der 
Pflicht  zur  Heeresfolge  zu  befreien.  In  England  waren  dagegen  die 
Könige  während  der  ganzen  angelsächsischen  Periode  äusserst  spar- 


18)  Weregeld-deof,  d.  h.  ein  Dieb,  der  sein  Leben  mit  seinem  Wehrgeld 
lösen  muss.    Siehe  oben  pag.  187. 

19)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  Nr.  236.  p.  313. 

20)  Siehe  Note  16. 

21)  Vergl.  auch  Urk.  des  K.  Offa  a.  780,  bei  J.  Kemble,  1.  c.  t  Nr.  142. 
p.  171:  „nec  de  furtis  aliqnam  poenam  solvere  (debent)u. 

22)  Vergl.  Legg.  Henr.  I.  c.  74.  §§.  12.  13.  —  Du  Cange  v.  witereden 
denkt  bei  „reden"  an  red  der  e  und  erklärt  es  als  poenae  redditio,  was 
hier  sinnlos  ist.  Das  angelsächs.  red' ist  hd.  rede,  sponsio,  gelof,  wette;  redan, 
hd.  reden  ,  sprechen ,  geloben ,  spondere ,  wetten. 

23)  Z.  B.  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  p.  71.  75. 

24)  Z.  B.  bei  J.  Kemble,  1.  c.  I.  p.  3.  22.  64.  —  Synonym  steht  auch  ibid. 
Bd.  IV.  p.  85:  „sit  autem  istud  praefatum  ius  liberrimum  ab  omni  mundano 
obstaculo"  etc. 
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sam  mit  der  Ertheilung  einer  Befreiung  von  den  drei  vorgenannten 
Landesdiensten,  wie  sich  dies  aus  dem  seltenen  Vorkommen  von 
Urkunden  ergibt,  die  ein  solches  Privileg  enthalten.  Die  Befreiung 
von  diesen  Landesdiensten  oder  Staatsfrohnen  heisst  in  den  angel- 
sächsischen Urkunden  insbesondere  libertas  reipublicae25);  die 
beschränktere  Immunität  dagegen,  wobei  die  drei  vorerwähnten  Vor- 
behalte vorkommen,  wurde  libertas  ecclesiastica  genannt26), 
eben  weil  sie  insgemein  allen  Kirchen  auf  ihren  Gütern  verliehen 
war.  Wie  selten  aber  auch  die  Verleihung  der  libertas  reipu- 
blicae in  der  angelsächsischen  Periode  war,  so  kommen  einzelne 
Beispiele  davon  doch  schon  in  sehr  früher  Zeit,  nämlich  schon  im 
VII.  Jahrhundert  vor27). 

Dabei  standen  die  Kirchen  in  England  gerade  so  unter  dem 
speziellen  Schutze,  munde28),  defensio,  des  Königs,  wie  sie 
im  Frankenreiche ,  Italien  und  Deutschland  in  der  mundibuidis  (tu- 
tela  etc.)  des  Königs  oder  Kaisers  standen 29).  So  z.  B.  empfahl  K. 
Offa  von  Mercia  eine  Kirche  seinen  Nachfolgern  im  J.  793  mit 
den  Worten30): 

„Sed  obsecro,  quatinus  studeant  supervenientes  reges  auxiiiare, 
,,defendere  et  curam  illius  ecclesiae  habere,  sicut  et  ego 
„habeo" ; 


25)  Urk.  des  K.  Aethelred  von  Mercia  a.  692,  ibid.  Bd.  I.  Nr.  34.  p.  39: 
„terram  illam  in  libertatem  totius  reipublicae,  h.  e.  in  vectigalibus ,  in 
expeditionibus,  in  operibus  et  in  omnibus  rebus  concedens  libenter  donabo".  —  Urk. 
des  K.  Ecgbertb  von  Wessex,  a.  828,  ibid.  Nr.  223.  p.  287:  „ab  omnibus 
difficultatibus  regalis  seu  secularis  servitutis  ...  libertata  permaneat" 
(ecclesia). 

2ß)  Z.  B.  Urk.  Uhtred's,  des  subregulus  der  Hwiccas,  a.  767,  ibid.  Bd.  I. 
Nr.  117.  p.  144.  —  Ebendaselbst  und  an  vielen  anderen  Orten  erscheint  aucb  als 
gleichbedeutend  „jure  ecclesiastico  possidere" ;  auch  mitunter  „in  jus  monasteriale, 
8.  in  jus  monasticae  rationis  concedere,  tradere";  z.  B.  ibid.  Bd.  I.  pag.  100. 
209. 

27)  Vergl.  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  I.  die  Urk.  Aethelred's  a.  692. 
Nr.  34.  p.  38;  Urk.  des  K.  Ines  a.  725,  ibid.  Nr.  73.  p.  87,  hier  sogar  mit 
dem  Beisatz:  sicut  in  antiquis  eiusdem  aecclesiae  cartis  ratum  esse  invenitur; 
Urkk.  des  K.  Offa  a.  781.  792.  793  und  796,  ibid.  Nr.  142.  161.  162.  168. 
p.  172.  196.  198  und  209;  Urkunde  des  K.  Ecgfrith  a.  796,  ibid.  Nr.  174. 
p.  210  u.  s. 

28)  Vergl.  das  Fragment,  de  gride  and  munde,  bei  Schmid,  p.  384. 

29)  Vergleiche  hierüber  meine  deutsche  Kechtsgeschichte.  3.  Auflage.  1858. 
p.  407  u.  flg. 

30)  Urk.  des  K.  Offa  v.  793,  bei  J.  Kemble,  cod.  dip.  I.  p.  198. 
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und  K.  Eduard  erklärt  mehrfach  in  seinen  Privilegien  (mundbyr- 
denesse)31)  für  die  Kirchen32): 

„and  ic  eom  does  mynstres  mund  and  upheald", 
d.  h.  und  ich  bin  des  Münsters  Beschützer  (Schutzvogt,  advocatus) 
und  Erhalter  (servator,  defensor). 

Auch  die  Art  der  Verleihung  von  Schenkungen  und  Immu- 
nitätsprivilegien war  in  England  während  der  angelsächsischen  Pe- 
riode ganz  dieselbe,  wie  in  Frankreich  und  Deutschland,  indem 
dieselbe  eben  sowohl  durch  eine  einfache  Erklärung  des  Königs  in 
einer  Urkunde,  als  auch  zur  besonderen  Bekräftigung  und  Sicher- 
stellung gegen  Anfechtungen  mit  Zustimmung  (consensus,  collauda- 
tio)  der  Bischöfe  und  der  weltlichen  Grossen  geschah,  also  in  der 
Form  eines  Urtheils  durch  des  Königs  Hofgericht 33).  Daher  geschah 
die  Verleihung  der  Immunitätsrechte  mitunter  auch  in  England  in 
der  gemeindeutschen  Form  des  richterlichen  Friedewirkens  bei 
Einweisungen  in  den  Besitz  von  Liegenschaften,  so  z.  B.  sagt  K. 
Eduard  in  einer  seiner  Urkunden  über  eine  solche  Verleihung 34) : 

,,...damus  (et)  data  quieta  clamamus",  d.  h.  wir  verbie- 
ten jede  Störung  der  begnadigten  Kirche  im  Besitze  der  Güter  und 
der  Ausübung  der  verliehenen  Rechte ,  wir  wirken  ihr  Frieden. 

"Während  aber  die  Könige  der  angelsächsischen  Ra9e  es  staats- 
klug vermieden,  die  kriegerische  Macht  und  Vertheidigungsfähigkeit 
des  Landes  durch  übermässige  Befreiungen  der  Kirchenleute  von  der 
Heerfolge  und  anderen  Landesfrohnen  zu  schwächen,  trugen  doch 
auch  sie  kein  Bedenken,  die  Einkünfte  der  Kirchen  durch  Zuwei- 
sung von  mancherlei  Bezügen  und  Rechten  des  königlichen  Fiscus 
fortwährend  zu  vermehren,  wie  dies  bei  der  Erörterung  des  Zolles 
(toi)  gezeigt  worden  ist.  Ausser  diesen  Zollverleihungen  gehören 
aber  noch  hieher  die  Erklärung  der  Kirchen-  und  Klostergüter  als 


31)  Mundbyrde,  ist  „Mund-gebührung",  d.  h. Zuständigkeit,  pertinentia,  eines 
Mundes,  d.  h.  Schutz-  oder  Vogteirechtes ;  also  Mundhörigkeit,  Schutz -Vogtei- 
hbrigkeit,  im  Sinne  von  Zubehörigkeit  (cf.  angelsächs.  biran,  gebühren;  byred: 
übersetzt  mit  „pertinet";  Urk.  bei  J.  Kemble,  IV.  p.  18.  lin.  7.  16).  — 
Mundbyrdenesse,  erscheint  regelmässig  in  den  angelsächsischen  Urkunden  in 
der  Bedeutung  von  Privilegium  regis ;  ausdrücklich  übersetzt  durch :  „confirmatio 
regis",  Urk.  bei  J.  Kemble,  Nr.  843;  IV.  p.  202.  203. 

32)  Z.  B.  Urk.  K.  Eduard's,  ibid.  IV.  p.  232.  lin.  7.  Nr.  896. 

M)  Vergl.  z.  B.  Urk.  des  K.  Offa  a.  779,  ibid.  Bd.  I.  137.  p.  165;  Urk. 
des  K.  Coenwulf  a.  817,  ibid.  Nr.  212.  p.  267.  u,  s.  w, 
34)  J.  Kemble  IV.  p.  246,  Nr,  907, 
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scot-freo  and  gav  elf  reo 35) ,  d.  h.  als  frei  von  Schoss  und 
Gabe,  Abgabe36),  und  die  Ueberlassung  von  Steuern,  tributa,  an 
dieselben 37) ,  was  alles  in  ähnlicher  Weise  auch  im  Frankenreiche 
und  in  Deutschland  statt  fand.  Schon  im  neunten  Jahrhundert  wur- 
den den  Kirchen  und  Klöstern  mitunter  auch  die  Eechte  überlas- 
sen, welche  dem  König  als  Schutzherrn  der  Fremden  zuka- 
men38), nämlich  das  sog.  Albansrecht,  Fremdlingsrecht,  droit 
d'aubain,  d.  h.  das  Recht  des  Fiscus,  die  Hinterlassenschaft  Frem- 
der an  sich  zu  ziehen;  *so  sagt  schon  eine  Urkunde  des  K.  Ecg- 
berht  von  "Wessex  v.  8  3  5  39): 

,,Similiter  de  hereditate  peregrinorum  i.  e.  Gallorum  et  Britto- 
,,num  (Bretagner)  et  horum  similium,  ecclesiae  reddatur". 
Dasselbe  geschah  auch  ganz  oder  theilweise  bezüglich  des  Rech- 
tes des  Fiscus,  das  Wehrgeld  eines  erschlagenen  Fremden  zu  for- 
dern; so  trat  z.  B.  derselbe  König  Ecgberht  dieses  Recht  an  eine 
Kirche  zur  Hälfte  ab40): 

,,Pretium  quoque  sanguinis  peregrinorum  i.  e.  uuergeld,  dimi- 
,,diam  partem  rex  teneat,  dimidiam  ecclesiae  antedictae 
,,reddant". 

Auch  findet  sich  schon  frühzeitig  die  Zusicherung,  dass  wenn 
ein  Hintersasse  einer  Kirche  ein  Verbrechen  begeht,  welches  mit 
der  Confiscation  seines  Vermögens  an  den  Fiscus  bedroht  ist,  doch 
die  Gutsleihe,  welche  er  von  der  Kirche  hat,  nicht  vom  König 
eingezogen  werden,  sondern  an  die  Kirche  zurückfallen  soll. 

Ein  Dunkel  herrscht  aber  darüber,  ob  den  englischen  Baronen 
auf  ihren  angestammten  Gütern  selbstverständlich  als  Gutsherrn  eine 
Gerichtsbarkeit ,  sacha ,  socha  u.  s.  w.  über  ihre  Untersassen  zu- 


35)  Scot-freo  and  gavelfreo:  Urk.  ibid.  IV.  p.  213.  Nr.  858;  Nr.  862. 
p.  215:  „scotfre  and  gafolfre";  Nr.  879.  p.  224:  scotfre  fram  heregeld 
and  fram  ilc  oder  gouelu;  Urk. Nr.  848.  p.  206:  „freo  of  echege  scot"  (Echege, 
engl,  exchequer,  ist  Schätzung). 

Schoss,  in  der  Bedeutung  von  Abgabe,  schössen,  d.  h.  Schoss,  Abgabe 
geben,  ist  noch  gebräuchlich.  Es  erinnert  an  die  alten  Bezeichnungen  von  Steuern 
als  conjectus,  gewerf  und  consagittatio  (Geld  zusammenschiessen). 

37)  Z.  B.  Urkunde  des  K.  Eadberht  v.  Kent  a.  761,  bei  J.  Kemble,  cod. 
dipl.  I.  Nr.  106.  p.  129;  Urk.  des  K.  Sigiraed  v.  Kent  a.  759,  ibid.  Nr.  114. 
p.  137  u.  s.  w. 

38)  Sehr  schön  sagen  die  Leges  Henrici  I.  c.  75.  §.7:  „Omnibus  Francigenis 
et  alienigenis  debet  esse  rex  pro  cognatione  et  pro  advocato,  si  penitus  aliura 
non  habent". 

39)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  E  313.  Nr.  236. 

40)  Ebenda  s.  p.  313. 
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stand,  oder  ob  in  England  diese  Kechte  der  Grundherren  überhaupt 
nur  auf  königlicher  Verleihung  beruhten.  Letzteres  wäre  um  so 
leichter  erklärlich,  als  die  Angeln  und  Sachsen  doch  erst  selbst  als 
erobernde  Heerhaufen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  fünften  Jahrhun- 
derts und  nur  nach  und  nach  in  England  eingewandert  waren,  und 
sonach  die  Gerechtsame  der  Grundbesitz  erwerbenden  Herren  mehr 
von  der  Bestimmung  des  Königs  abhängen  konnten,  als  bei  den 
deutschen  Völkern  auf  dem  Festlande.  Jedenfalls  muss  es  auffal- 
len ,  dass  die  zahlreichen  Urkunden  aus  dem  VII.  —  XI.  Jahrhun- 
dert von  einer  selbstverständlichen  Gerichtsbarkeit  der  Prälaten  und 
Barone  auf  ihren  Gütern  nicht  das  Mindeste  melden,  und  auch  nur 
in  sehr  wenigen  Urkunden  Spuren  von  Begnadigung  der  Prälaten 
mit  einzelnen  gerichtsherrlichen  Befugnissen  vorkommen,  welche 
Herren  sicher  nicht  ermangelt  haben  würden ,  sich  grössere  Kechte 
zu  erwirken,  wenn  die  weltlichen  Barone  schon  solche  als  unmit- 
telbaren Ausfluss  oder  Pertinenzen  ihres  Grundbesitzes  gehabt  hät- 
ten. In  welcher  grossen  Beschränkung  aber  noch  im  VIII.  Jahr- 
hundert einzelnen  Prälaten  in  England  grundherrliche  Kechte  ver- 
liehen wurden,  zeigt  eine  Urkunde  des  Königs  Offa  v.  781,  worin 
als  eine  ganz  besondere  Begünstigung  einer  Kirche  erwähnt  wirjl, 
dass  sie  Freiheit  von  den  drei  Landesfrohndiensten  und  von  der 
Haftung  für  die  von  ihren  Untersassen  verwirkten  Strafgelder  (poena 
de  furtis ,  d.  h.  yon  der  witerede)  haben  soll,  und  "Wehrgeld- 
diebe, d.  h.  todeswürdige  Diebe,  wenn  sie  auf  dem  Grund  und 
Boden  der  Kirche  gefangen  werden,  nicht  auswärts  abgeliefert,  son- 
dern auf  dem  Grund  und  Boden  (in  dominio)  der  Kirche  festge- 
halten und  somit  auf  demselben  gerichtet  werden  sollen41).  Der- 
selbe König  Offa  bewilligte  in  einer  Urkunde  v.  792 42)  einem 
Kloster  den  Bezug  der  Strafgelder,  welche  innerhalb  seines  Bann- 
bezirkes an  den  König  oder  Bischof  verwirkt  werden  sollten  ,  nicht 
aber  die  socha  selbst.  Eine  Spur  einer  eigenen  kleinen  Gerichts- 
barkeit oder  polizeilichen  Obrigkeit  eines  Prälaten  als  Grundherrn 
findet  sich  in  einer  Urkunde  des  K.  Coenulf  von  Mercia  v.  816, 
wonach  ein  Dieb,  der  dreimal  auf  der  That  ergriffen  wurde,  auf 
einen  königlichen  Dinghof  (uicum  regalem)  abgeliefert  werden  soll 43) : 

41)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  p.  172.  Nr.  142:  „Nec  etiam  fures  illos,  quos 
saxonice  dicimus  uuergeld-theouas  alicui  foras  reddant,  sed  si  capiantur,  in 
illorum  dominio  sunt  habendi". 

42)  Ebendas.  I.  p.  196.  Nr.  161. 

43)  Ebendas.  I.  p.  266.  Nr.  210:  „Et  si  malus  homo  in  aperto  scelere 
tribus  uicibus  deprebensus  sit,  ad  uicum  regalem  reddatur", 
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dies  setzt  voraus,  dass  die  Bestrafung  der  beiden  ersten  Diebstähle 
dem  Grundherrn  zustand.  Von  dem  König  Ecgberht  von  Wessex 
finden  sich  zwei  Urkunden  v.  828  und  von  835,  worin  er  Kirchen 
das  Privilegium  ertheilte,  die  auf  ihren  Gütern  gefangenen  Diebe 
zu  bestrafen44).  Einen  der  seltenen  Ausnahmsfälle,  in  welchen  ein 
König  der  älteren  Zeit  umfassendere  Befugnisse  verlieh,  zeigt  eine 
Urkunde  des  K.  Withred  von  Kent  v.  696  45),  worin  derselbe 
einer  Aebtissin,  weil  sie  seine  Verwandte  war,  für  sich  und  ihre 
Nachfolgerinnen  die  gesammte  vogteiliche  Herrlichkeit  über  Perso- 
nen und  Güter  verleiht: 

(„defensio  in  hominibus  et  in  omnibus  rebus ,  sicut  regum  ante- 

„cessorum  nostrorum  fuerunt") 
also  das  königliche  Recht,  welches  sonst  mund,  mundeburde  genannt 
wird.  Als  eine  ähnliche,  im  VIII.  Jahrhundert  noch  sehr  seltene 
Ausnahme  ist  das  Privilegium  zu  betrachten,  welche  König  Ini  von 
Wessex  i.  J.  725  einem  Prälaten  und  dessen  Convent  ertheilte46), 
selbst  zu  richten: 

„in  homicidiis,  sacrilegiis,  veneficiis,  furtis,  rapinis  et  in  omni- 

,,bus  iudiciariis  examinationibus  absque  ullius  ho- 

„minis  praejudi cio 
d.  h.  ohne  Einmischung  irgend  einer  andern  Person.  Zugleich 
wurde  hier ,  wie  in  den  Immunitätsprivilegien  der  Frankenkönige, 
allen  Fürsten  und  Beamten,  ja  sogar  den  Erzbischöfen  und  Bi- 
schöfen untersagt,  den  befreiten  Bezirk  dieses  Klosters  zu  be- 
treten, „causa  placitandi,  perscrutandi,  rapiendi47),  per- 
cipiendi,  interdicendi"  u.  s.  w.  Hier  ist  also  dem  Kloster 
bereits  die  sacha  und  socha  verliehen,  jedoch  ohne  den  Ge- 
brauch dieser  Worte,  welche  damals  überhaupt  der  Diplomatik 
noch  fremd  gewesen  zu  sein  scheinen ,  indem  sie  erst  seit  den 
Zeiten  der  dänischen  Eroberung  in  den  Urkunden  hervortreten.  Die 
Urkunde  des  K.  Ini  enthält  somit  ein  so  singuläres,  für  die  damalige 
Zeit  exorbitantes  Privilegium,  dass  sich  zu  demselben  bis  auf  die 
Zeiten  der  dänischen  Eroberung  kaum  ein  oder  das  andere  Seiten- 


44)  Urk.  v.  828,  ebendas.  I.  p.  288.  Nr.  223;  Urk.  v.  835,  eben  das.  I. 
p.  313.  Nr.  236. 

Ebendas.  I.  p.  45.  Nr.  39. 
Ebendas.  I.  p.  87.  Nr.  73. 
47)  Unter  r apere  ist  hier  nicht  das  verbrecherische  Rauben,  sondern  das 
gerichtliche  Wegnehmen,  saisire,  mit  Beschlag  belegen,  Confisciren  u.  dergl.  zu 
verstehen ;  siehe  oben  die  Erklärung  der  flemenes-reive,  p.  199. 
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stück  nachweisen  lassen  wird.  Von  dieser  Zeit  an  wurden  aber  die 
Verleihungen  von  Privilegen,  welche  den  Bischöfen,  so  wie  den  welt- 
lichen Richtern  das  Betreten  der  Immunitätsbezirke  zum  Behufe  der 
Ausübung  der  geistlichen  oder  weltlichen  Gerichtsbarkeit  verbieten, 
immer  häufiger48). 

Es  ist  auffallend,  dass  überhaupt  in  den  Urkunden  der  angel- 
sächsischen Könige  die  Freiheit  von  dem  Eintritt  und  der  Einmi- 
schung des  königlichen  Richters  so  selten  erwähnt  wird,  während 
dieselbe  nach  dem  Zeugnisse  der  marculfischen  Formeln  und  der 
erhaltenen  Urkunden  bei  den  Franken  schon  seit  dem  VII.  Jahr- 
hundert einen  regelmässigen  Bestand theil  der  königlichen  Immuni- 
tätsbriefe ausmachte49). 

Mit  der  Ausdehnung  der  Immunität  auf  die  Freiheit  von  dem 
Eintritte  des  königlichen  Richters  hängt  auch  die  Befreiung  von 
dem  r egale  servitium",  d.  h.  von  der  Pflicht  zusammen,  den 
König,  die  Bischöfe  und  hohen  weltlichen  Herren  mit  ihrem  Ge- 
folge zu  bewirthen,  was  in  Deutschland  unter  dem  Namen  servi- 
tium, Herbergen  (herb er g are) ,  Zehrung,  Dienst  u.  s.  w. 
eine  eben  so  grosse  Last  der  Untersassen  war  als  in  England,  und 
wogegen  die  Prälaten  sich  eben  sowohl  in  Frankreich  und  in  Deutsch- 
land als  in  England  durch  königliche  Privilegien  zu  schützen  suchten. 

So  sagen  die  fast  gleichlautenden  Urkunden  des  K.  Ceol- 
uulf  von  Mercia  und  des  K.  Ecgbert  von  Wessex  v.  822  und 
828  50). 

,,sit  (ecclesia)  libera  ab  omni  regali  seruitio,  a  pastu  regum 
,,et  principum,  ducum  et  praefectum,  exactorumque ,  ab  equorum 
„et  falconum  accipitrumque  et  canum  acceptione  et  illorum  ho- 
„minum  refectione ,  quod  (quos)  nos  festing  men51)  nomina- 
„mus"  etc. 

Ebenso  sagt  eine  Urkunde  des  K.  Offa  v.  7  9  2  52): 
„terra  illa  libera  sit  ab  omni  necessitate  regis,  seu  episcopi, 
„ducis,  judicis"  etc. ; 


48)  Vergl.  die  Urkunde  des  K.  Hardacnut,  c.  a.  1038;  J.  Kemble,  Bd.  IV. 
Nr.  761.  p.  64.  —  Urk.  Eduard's,  ibid.  Nr.  907.  p.  246:  „neque  episcopus, 
neque  comes  neque  alicujus  exactionis  minister  sine  licentia  vel  advocatione  abbatis 
et  fratrum  ullo  modo  se  presumat  intromittere"  etc. 

49)  Z.  B.  Form.  Marculfi,  Lib.  1.  Nr.  1—4. 

50)  Bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  Nr.  216.  223.  p.  272.  287.  288. 

51)  festen,  faesten,  engl,  feast,  ist  speisen  ,  füttern.  —  Ueber  festing  oder 
feasting  men  siehe  unten  die  Erörterung  Nr.  IV. 

G2)  Bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  Nr.  161.  p.  196. 
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und  die  Urkunde  des  K.  Ecgbert  von  Wessex  a.  83  5  53)  befreit 
eine  Kirche  dahin: 

,,ne  cui  hominum  per  vim  aliquid  ibi  tribuatur,  neque  in  pale- 
,,fridis  (=  paraferedi,  Vorspannpferde)  neque  in  refectiones"  etc. 
Deutlich  sieht  man  also  hieraus,  wie  die  in  der  normannischen 
Zeit  bereits  häufige  socha  conjuncta  ihren  ersten  Ursprung  in  der 
Verleihung  des  Rechtes  hatte,  einen  Theil  der  Bussgelder  zu  be- 
ziehen, und  wie  überhaupt  die  Jurisdictionsbefugnisse  in  immer 
grösserer  Ausdehnung  gegeben  wurden.  Seit  der  Regierung  Kanut's, 
d.  h.  seit  der  dänischen  Eroberung,  werden  aber  die  Urkunden, 
d.  h.  Privilegien,  immer  häufiger,  welche  die  sacha  und 
socha  oder  das  Recht  über  hohe  und  niedere  Verbrechen  und  Ver- 
gehen (forisfacturae) ,  wie  hamsocne ,  forstell ,  grithbreche  u.  s.  w. 
zu  richten  verleihen 54).  Es  scheint  dies  mit  einer  politischen  Rück- 
sicht in  Verbindung  zu  stehen  und  sich  aus  dem  Bestreben  des 
Eroberers  zu  erklären ,  die  Bischöfe  und  Barone  durch  Vermehrung 
ihrer  Rechte  für  die  neue  Dynastie  zu  gewinnen. 

§•  49. 

2)  Ausbildung  der  Herrlichkeiten  der  Barone  als  Regalien  und  Charakter 
derselben.  Pri?ilegien.  Sundergoue.  Landboc.  Mundbvrdenesse. 

Als  Ausflüsse  königlicher  Verleihungen  und  mit  Hindeutung 
darauf,  dass  sie  ursprünglich  Rechte  des  Königs ,  d.  h.  Hoheits- 
rechte sind,  werden  die  gerichtlichen  Rechte  der  Bischöfe  und  Ba- 
rone in  deji  Urkunden  Eduard's  ausdrücklich  als  ,,iura  regalia" 
bezeichnet x)  und  fast  regelmässig  findet  sich  in  den  Verleihlings- 
urkunden der  Beisatz,  dass  der  Bischof  oder  Baron  die  vom  König 
geschenkten  Güter  und  Rechte  in  der  Art  haben  und  gebrauchen 
soll,  wie  sie  der  König  bisher  selbst  besessen  und  aus- 
geübt hat  oder  auf  seinen  übrigen  Domänen  noch  ausübt 2).  Auch 


53)  ibid.  I.  Nr.  236.  p.  313. 

54)  Das  Wort  „forisfacturae"  erscheint  in  den  Urkunden  Kanut's  bei 
J.  Kemble  zuerst  in  der  Urkunde  a.  1032.  Bd.  IV.  Nr.  747;  hamsocne,  forstell, 
mundbriche  etc.  zuerst  in  dessen  Urk.  a.  1035,  ibid.  Nr.  753.  p.  50;  sacha 
und  socha  zuerst  in  dessen  Urk.  ibid.  Nr.  756.  p.  53.  u.  s.  av. 

*)  Urk.  Eduard's,  bei  J.  Kemble,  Bd.  IV.  Nr.  915.  p.  252. 

2)  Vergl.  z.  B.  Urk.  Kanut's  a.  1032;  ibid.  Bd.  IV.  Nr.  747.  p.  40  u.  s.  w. 
Urk.  Eduard's,  ibid.  Nr.  -653.  pag.  210:  „uolo  etiam  ut  soca,  quae  est  infra 
Bichamdich  in  omnibus  ad  s.  Benedictum  ltamesiensem  pertineat  ita  plene  et  per- 
fecte,  sicut  eam  ipse  habui,  et  omnes  rectitudines  (Gerechtigkeiten),  quas  rex  ibi 
potest  habere". 
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in  den  sog.  Gesetzen  Eduard's,  in  den  Gesetzen  Wilhelm's  und 
Heinrich's  I.  von  England  erscheinen  alle  darin  aufgeführten 
Rechte  der  Bischöfe  und  Barone  fortwährend  und  durchaus  als  Aus- 
flüsse königlicher  Verleihungen,  d.  h.  als  Privilegien,  ,,  S  und  er- 
go ue",  d.  h.  sonderliche  Gaben.  Dieser  sehr  bezeichnende  Aus- 
druck rindet  sich  z.  B.  schon  in  einer  Urkunde  Kanut's  a.  1023  3), 
entsprechend  dem  lat.  „praerogativa"4);  auch  findet  sich  für 
diese  königlichen  Verleihungen  die  Bezeichnung  ,,land  boc",  d.  h. 
Landbuch,  mit  Uebersetzung  durch  Privilegium"5),  Avas  sehr 
an  die  ,,land  eua"  in  den  malbergischen  Glossen  anklingt.  In 
gleichem  Sinne  als  ,, Privilegium"  erscheint  auch  in  den  Ur- 
kunden ,,mundbyrdenesse"  manchmal  mit  beigefügter  Ueber- 
setzung: ,,confTrmatio  regis"G),  d.h.  königliche  Handveste  oder  Be- 
stätigungsurkunde. 

Somit  steht  der  ursprüngliche  Charakter  der  Herrlichkeiten  der 
englischen  Bischöfe  und  Barone  als  Privilegien  fest,  wenn  gleich- 
wohl dieselben  sich  zur  Zeit  der  normannischen  Eroberung  schon 
vielfach  auf  das  Herkommen  und  einen  alten  Besitzstand  in  der 
Ausübung  dieser  Rechte  berufen  konnten  und  die  normannischen 
Könige  diesen  Besitzstand  unbedenklich  anerkannten  und  bestätigten. 
Dabei  hatte  sich  in  England,  wie  in  Deutschland,  allmählig  eine 
Abstufung  dieser  iura  regalia  ausgebildet,  indem  man  nämlich 
einige  als  regelmässig  und  herkömmlich  den  Bischöfen  und 
Baronen  verliehen  und  somit  keines  besonderen  Beweises  der  Zu- 
ständigkeit bedürftig  betrachtete,  dagegen  aber  die  für  höher  ge- 
achteten Befugnisse  als  königliche  Reservatrechte  auffasste, 
welche  kein  Bischof  oder  Baron  ohne  ganz  spezielle  königliche  Ver- 
leihung haben  konnte  7). 

§.  50. 

3)  Die  Besitzungen  der  englisehen  Barone  als  Rönigsgaben.  Loc*  Aer. 
Aehte.  Leah.  Feodum. 

Wie  in  den  Urkunden  der  fränkischen  und  deutschen  Kaiser 
und  Könige  heissen  auch   in  den  angelsächsischen  Urkunden  die 


3)  Bei  J.  Kemble,  1.  c.  IV.  Nr.  737.  p.  25.  Iii.  9. 

4)  ibid.  IV.  p.  22. 

*)  ibid.  IV.  p.  24.  lin.  28. 

°)  Z.  B.  Urk.  Eduard's,  bei  J.  Kemble,  1.  c.  IV.  Nr.  843.  p.  202.  lin.  20; 
Nr.  845.  p.  205.  lin.  7.  —  Vergl.  über  nmndyrdencsse  oben  pag.  217. 

So  z.  B.  die  „socha  in  capitalibus  quaestionibus".    Legg.  Henr.  I. 
c.  20.  $.  3.    Vergl.  oben  pag.  175.  179. 


224 


königlichen  Gutsverleihungen  im  Allgemeinen  „donationes",  in 
dem  Sinne  von  Gaben,  traditiones,  .„Verleihungen,  Leihen"  über- 
haupt l) ;  sie  mochten  das  Gut  nur  zum  Genüsse  (ususfructus)  auf 
Lebenszeit,  ,,daes  landes  brucan  his  daeg",  d.  h.  das  Land  zu  ge- 
brauchen seiner  Lebtage 2) ,  oder  zum  ewigen  und  erblichen  Eigen 
(„to  brucanne  de  land  on  ece  erfe"),  oder  als  erfeland3)  an 
den  Erwerber  übertragen.  Jede  königliche  Gabe  von  Grundstücken 
sowohl  zu  Eigen ,  als  zu  Lehen ,  hiess  auch  1  o  c ,  1  o  o  c  oder  loh, 
was  in  gleichzeitiger  Uebersetzung  bald  als  „donatio"4),  bald 
als  „munus"  erklärt  wird 5),  d.  h.  ein  G es chenk,  b  enef icium, 
das  von  der  Gnade  (munificentia)  des  Königs  herrührt.  Daher 
hiessen  diese  königlichen  Gutsverleihungen  auch  aer,  are,  d.  h. 
Ehre,  im  Sinne  von  Ehrengaben,  Verehrungen ,  die  der  König 
seinen  Getreuen  macht,  genau  entsprechend  dem  fränkischen  „honos", 
als  Synonym  von  beneficium.  Gerade  so,  wie  in  den  fränkischen 
Quellen  beneficum  und  proprium,  und  in  den  deutschen  Rechts- 
büchern Lehen  und  Eigen  einander  gegenüber  gestellt  werden, 
so  wird  in  den  angelsächsischen  Quellen  die  Königsgabe  und  das 
Eigen,  „are  and  aehta",  unterschieden.  So  berichtet  z.  B.  eine 
Urkunde  aus  dem  XI.  Jahrhundert6): 

,,hu  Aelfhelm  his  are  and  his  aehta  gefadod  haeftt  for  Gode 

„and  for  worulde", 


1)  Die  Bezeichnung  donatio'*  wird  daher  in  den  angelsächsischen  Urkunden 
bei  J.  Kemble  häufig  auch  sogar  bei  Geschäften  gebraucht,  wobei  Kauf  und 
Schenkung  gemischt  ist. 

2)  Z.  B.  Urk.  bei  Kemble,  IV.  p.  267.  Nr.  929.  —  Mitunter  wurde  ein 
Gut,  wie  in  Deutschland,  auch  auf  mehrere,  zwei  oder  drei  Leiber  geliehen; 
z.  B.  Urk.  ebendas.  IV.  p.  137.  Nr.  804:  „sumne  dael  landes"  (ein  Stück  Land) 
„to  habanne  and  to  brucanne  threora  manna  daeg". 

3)  Z.  B.  Urk.  a.  837.  ibid.  I.  316.  Nr.  238;  hier  finden  sich  die  beiden  Aus- 
drücke neben  einander. 

4)  Loc,  donatio;  Urk.  von  G-odwine  undLeofwine  (Saec.  XL),  ibid.  IV. 
p.  267.  lin.  9:  „dises  loces  aerendracan  waeran",  d.  h.  „hujus  donationis  s.  tra- 
ditionis  fideijussores  erant";  und  ibid.  lin.  13:  „gewitnes,  de  aet  disum  loce 
waes " ;  d.  h.  „testimonium  (=  testes)  quod  (qui)  ad  hanc  donationem  s.  tradi- 
tionem  erat  (erant)".  —  Loh;  ibid.  IV.  268.  Nr.  931. 

5)  Looc  =  munus,  munera;  Urk.  Kanut's,  in  lat.  und  angelsächs.  Sprache, 
ibid.  IV.  p.  18.  lin.  9;  vergl.  mit  p.  16.  lin.  26.  —  Vergl.  engl,  luck,  hd.  Glück. 
Noch  hat  sich  „locken,  verlocken",  in  der  deutschen  Sprache  erhalten,  in  der 
Bedeutung :  „durch  Geschenke  oder  Vorspiegelungen  an  sich  ziehen ,  verführen", 

6)  Bei  J.  Kemble.  1.  c.  IV.  p.  299.  Nr.  967. 
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d.  h.  wie  Aelfhelm  seine  Königsgabe  und  sein  Eigen  versprochen 
hat  vor  Gott  und  der  Welt7). 

So  wie  sich  in  Deutschland  und  Frankreich  der  Herrenstand 
als  ein  ausgezeichneter  Geburtsstand  hauptsächlich  auf  der  ding- 
lichen Grundlage  der  königlichen  Schenkungen  und  Verleihungen 
von  Herrschaften  (hofmarchiae ,  Dinghöfen)  zu  Allod  oder  Lehen 
entwickelte,  so  erscheinen  auch  in  England,  und  zwar  sehr  früh- 
zeitig, die  Mitglieder  der  mit  einem  solchen  loc  begnadigten  Fa- 
milien als  „locbore",  d.  h.  zu  einer  Königsgabe  oder  Königsleihe 
Geborene  s). 

Sehr  bemerkenswerth  ist  hierbei,  dass  sich  das  Wort  Leihe 
oder  Lehen  in  zahlreichen  Formen ,  wie  le,  leh,  laea,  leae,  laeha, 
leha,  leage,  hlew,  leia,  lau,  hlau,  schon  von  dem  VII.  Jahrhun- 
dert an  und  somit  am  frühesten  unter  den  germanischen  Rechts- 
denkmälern in  den  angelsächsischen  Quellen  findet,  namentlich  als 
Beifügung  in  den  Namen  der  Höfe  oder  villae,  wie  z.  B.  Aeaoro- 
mundeslea,  Uuic-lea,  Ebur-leah  u.  s.  w. 9).  Ein  solches  „leah" 
besteht,  wie  das  fränkische  und  deutsche  praedium,  aus  Wohnge- 
bäuden, Ackerland,  Wiesen,  Wald  u.  s.  w.,  und  regelmässig  wird 
dabei  bemerkt,  wie  viele  manentes  oder  casati,  d.  h.  Hübner  dazu 
gehören  und  mit  demselben  (als  censuales)  mitverliehen  werden  lü). 
Es  muss  auffallen,  dass  keine  einzige  Urkunde  jemals  berichtet,  dass 
der  König  ein  Gut  als  „leah",  d.h.  als  Lehen,  an  einen  edlen 


7)  Dem  „gefadod"  entspricht  das  fränkische  „adfatomie,  adfatimire" 
das  feierliche  Geloben  mit  dem  Symbol  des  Faden,  engl,  fadom,  welches  auch 
bei  den  Franken,  insbesondere  bei  letztwilligen  Verfügungen  über  das  Gut,  Erb- 
vertrag, Anwünschung  eines  Erben,  gebräuchlich  war.  Vergl.  meine  deutsche 
Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  627.  Note  4;  794. 

8)  Legg.  Aethelbyrd,  c.  73:  „Gif  fri-wif  loc-bore  leswaes  hwät  gedaed, 
XXX  scill.  gebete"  :  d.  h.  ,,Wenn  Einer  einem  freien  zu  einer  Königsgabe  ge- 
bornen  Weibe  etwas  Unrechtes  thut,  so  büsse  er  es  mit  30  Schillingen".  —  [Un- 
richtig übersetzt  R.  Schmid,  Gesetze  d.  Angelsachsen,  2.  Ausg.  p.  9:  „Wenn  ein 
freies  belocktes  Weib  etwas  Unrechtes  thut,  büsse  sie  es  mit  30  Schillingen".] 

,J)  Belege  hierfür  finden  sich  fast  auf  jedem  Blatte,  des  Codex  diplomaticus 
aevi  Saxonici  von  J.  Kemble. 

10)  Vergl.  z.  B.  Urk.  des  K.  Aethibald  a.  786,  bei  Kemble,  1.  c.  I. 
Nr.  80.  p.  96 :  „terrae  particulam,  i.  e.  X  casatorum".  —  Wie  gross  solche  Güter 
mitunter  waren,  und  dass  sie,  wie  in  Deutschland,  auch  oft  ganze  Städte  um- 
fassten ,  zeigt  die  Schenkung  der  villa  C  r  e  c  mit  drei  Meilen  im  Umkreis  und  der 
Stadt  Lugubalia  mit  15  Meilen  im  Umkreis:  Urk.  K.  Egfrid  von  Northuraber- 
land  a.  685,  ibid.  I.  29.  Nr.  25.  —  In  einer  Urk.  des  K.  Ini  a.  699,  ibid. 
I.  54.  Nr.  46.  werden  zwei  Güter  mit  273  casatis  erwähnt. 

Zöpfl,  Alterthümer.  I.  15 
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Herrn  oder  Bischof  verliehen  habe,  sondern  diese  „leae  "  sind  es,  die 
von  den  Königen  als  loc  oder  are  (d.  h.  als  munus,  b  eneficiu  m, 
honos)  an  Kirchen  und  weltliche  Herren  und  von  letzteren  oft 
weiter  an  andere  Personen  oder  Kirchen  verliehen  werden.  Es  wird 
hiernach  sehr  wahrscheinlich,  dass  mit  dem  Worte  lea,  leah 
u.  s.  w.  sich  ursprünglich  ein  anderer  Sinn  verband,  als  derjenige, 
welcher  heutzutage  mit  dem  Worte  Lehen  verbunden  zu  werden  pflegt. 
Leah  hiess  nämlich  nicht  die  ehrende  Königsgabe  als  solche,  das  loc, 
are ,  munus ,  beneficium  oder  honos  ,  sondern  das  den  Gegenstand  der 
Königsgabe  regelmässig  ausmachende  mit  Colonen  besetzte  Gut  als 
Bauerleihe,  mansus  vestitus,  betrachtet,  d.  h.  das  Gut  hiess 
leah,  Leihe,  Lehn,  nur  in  Bezug  auf  die  dazu  gehörigen,  ein- 
gefesteten  manentes  oder  censuales,  die  ceorlas  oder  villani,  die  übri- 
gens im  angelsächsischen  Rechte ,  gerade  so  wie  die  fränkischen  ta- 
bularii,  und  der  grösste  Theil  der  deutschen  Zinsleute,  rustici, 
censuales  u.  s.  w.  nicht  personal -unfreie  Leute  (mancipia)  im  stren- 
gen Wortsinne,  sondern  allerdings  Freie,  thegnas,  jedoch  ihrer 
Zinspflicht  oder  Gutshörigkeit  wegen,  nur  Freie  oder  thegnas  nie- 
dersten Ranges ,  homines  minuti11),  Zweihunderter ,  im  Gegen- 
satz der  Sechs-  und  Zwölfhunderter  waren  12).  Deutlich  ergibt  sich 
dies  aus  einer  Urkunde  K.  K  a  n  u  t's ,  worin  er  die  gesammte  Be- 
völkerung des  Landes  mit  den  Worten  anspricht 13) : 

,,Cnut  cing...gret  alle  mine  thegnas,  twelfhynde  and  twihynde", 
d.  h.  Ich  König  Kanut  grüsse  alle  meine  Leute,  Zwölfhunderter 
und  Zweihunderter ,  freundlich. 

Der  gutshörige  Charakter  der  englischen  ceorlas,  villani  oder 
Zweihunderter  spricht  sich  aber  in  dem  dreifachen  Prädicate  aus  14)  : 
motwürdi 15),  ferd  wurdi und  faldwurdi 1T),  was  dem  deut- 

H)  Kanut,  const.  de  foresta,  c.  4:  „duo  minutorum  ho  min  um,  quos 
tine.man  (=  twihyndi)  Angli  vocant". 
n)  Siehe  oben  pag.  172. 

*3)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  9.  Nr.  731. 

li)  Ui'k.  Eduard's,  ebenda».  IV.  p.  208.  210.  Nr.  853. 

15)  mot-wurdi;  mot,  gemot,  d.  h.  placitum,  judicium ;  wurd,  h<l.  würdig, 
im  Sinne  von  pflichtig.  —  Synonym  steht  auch  t  e  o  d  u  n  g  (theod  -  thung)  m  e  n 
(Variante  zu  tine-man)  in  Kanut*  const.  de  foresta;  d.  h.  Dingmann,  wie  man 
in  Deutschland  Dingleute,  für  Dingpflichtige  sagt:  von  teodung,  theothung, 
d.  h.  Landding,  Landtäding ,  im  Sinne  von  decania  oder  friborgus. 

16)  ferd-wurdi:  über  ferd,  fyrd,  expeditlo,  solatium,  auxiliüm,  im  Sinn 
von  Heerfolge ,  siehe  oben  pag.  204.  Ueber  das  gleichbedeutende  f  e  r  d  i  n  g  i , 
homines  exercitales,  afimanni,  arme  leute ,  siehe  oben  pag.  172. 

17)  fald-wUrdi:  vergl.  hd.  valber,  fallbar,  z.  B.  im  Weisth.  v.  Schwin- 
drazheim,  bei  J.  GH  min,  Weisth.  I.  739. 
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sehen  d i n gpf lieh t i g ,  he erbannpfl  ichtig  und  fallpflich- 
tig oder  fall  bar,  (Gefäll-  d.  h.  Abgabenpflichtig ,  insbesondere 
dem  Fall,  Todfall,  d.  h.  der  Abgabe  des  Besthauptes,  raortuarium, 
unterworfen) ,  d.  h.  den  Pflichtigkeiten  der  deutschen  Hübner  oder 
Zinsleute  auf  das  Genaueste  entspricht. 

Nicht  minder  bemerkenswerth  ist  es,  dass  das  Wort  feodum 
(feudum),  dessen  Vorkommen  in  ächten  fränkischen  Quellen  vor  dem 
XI.  Jahrhundert  man  zu  bezweifeln  pflegt,  in  angelsächsischen  Ur- 
kunden aus  der  ersten  Hälfte  des  IX.  Jahrhunderts  schon  sicher 
angetroffen  wird ,  aber  auch  nur  in  einer  Verbindung ,  wonach  es 
als  synonym  mit  1  e  a  h ,  in  der  Bedeutung  eines  mit  Colonen  be- 
setzten Bauerngutes  erscheint,  d.  h.  als  ein  Gut,  das  fe  (engl,  fee), 
pretium,  d.  h.  census,  einträgt,  ohne  alle  Beziehung  zu  einer  krie- 
gerischen Treue,  wie  sie  das  Ritterlehen  (feudum  im  Sinne  des 
lombardischen  Liber  feudorum)  seit  dem  XI.  Jahrhundert  auszeich- 
net. So  z.  B.  schenkte  ein  ,,miles  Fregistus"  (Fregisil) 
von  Mercia  am  25.  Juli  819  dem  Kloster  zu  Croyland  sein  eigen- 
thiimliches  manerium  und  seine  villa  Lang-toft lB)  mit  Pertinenzen, 
darunter  ,,40  acras  prati  de  eodem  feodo",  und  mit  denselben 
Worten  wird  diese  Schenkung  in  einer  Urkunde  des  K.  Wiglaf 
von  Mercia  vom  J.  833  wieder  erwähnt  und  bestätigt 1<J).  Genau 
hiermit  übereinstimmend  heisst  heut  zu  Tage  in  England  ein  Erbzins- 
gut ,,fee-farmu. 

Es  eröffnet  sich  hiermit  ein  neuer  Blick  in  das  Verhältniss 
von  beneficium  und  feudum,  wodurch  das  Verständniss  richtiger 
erschlossen  wird,  als  bisher  der  Fall  gewesen  ist.  Beneficium,  loc 
oder  honos,  aer,  Ehrengabe,  Verehrung20),  heisst  die  Verleihung 
(donum,  donatio,  traditio),  wodurch  das  Herrenrecht,  die  Herr- 
lichkeit, dominium,  an  einem  Zins-(Gült-)tragenden  Gute  (bo- 
num  censuale),  d.  h.  an  einem  als  Bau  er  leihe  an  Colonen  aus- 
gegebenen Gute,  sei  es  als  All  od  (proprietas  vera),  oder  wie  es 
später  auch  vorkam,  als  Kriegs-  oder  Ritterlehen  (dominium 
utile)  übertragen  wird:  leah,  Lehen,  Leihe  u.  dergL  und  feo- 
dum hiess  aber  ursprünglich  dieses  selbe  Gut  als  Bauernleihe 
betrachtet,    d.  h.  im  Verhältniss  zu  den  Colonen.    Die  zweifache 

18)  Toft,  bedeutet  überhaupt  Hot'stätte ,  cui'tis, 

19)  J.  Kemble,  cod.  diplom.  I.  pag.  269.  Nr.  213.  ßbendas.  L  pag.  305. 
Nr.  233. 

*°)  Noch  heut  zu  Tage  sagt  man :  einem  eine  Verehrung  machen ,  etwas 
verehren,  im  Sinne  von  schenken. 

16* 
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Bedeutung  von  beneficiumals  Schenkung  zu  Allod,  und  als 
Schenkung  gegen  das  Versprechen  ritterlicher  Treue 
kennt  und  erwähnt  übrigens  auch  ausdrücklich  das  lombardische 
Lehenrecht,  II.  Feud.  23.  §.1: 

„Beneficium  nil  aliud  est  quam  benevola  actio...  §.  2.  Hu- 
„jus  autem  generis  species  quaedam  est  beneficium  illud, 
,,quod  ex  benevolentia  ita  datur  alicui . . .  ad  hoc  ut  ille  et  sui 
,,heredes  fidel it er  domino  serviant". 

Den  hier  als  ursprünglich  nachgewiesenen  Gegensatz  von  be- 
neficium als  Verleihung  des  Herrenrechtes  oder  der  Herrlichkeit 
über  einen  Hof,  und  des  feodum  als  Bauerleihe  oder  Hubrecht  an 
demselben,  zeigt  auch  des  Privilegium  K.  Ludwig's  d.  Frommen 
für  das  Kloster  Ebersheimmünster  v.  824  21),  welche  Urkunde, 
man  mag  sie  für  acht  oder  als  erst  im  XI.  Jahrhundert  unterscho- 
ben erachten22),  doch  den  Sprachgebrauch  der  älteren  Zeiten  dar- 
thut.  Hier  werden  nämlich  dem  Advocatus  der  Kirche,  dem  edlen 
Herrn  (dominus)  Wfhald  (Wulfhaid?)  Güter  „de  allodiis  eccle- 
siae  in  beneficium"  gegeben:  in  Bezug  auf  die  gemeinen  hö- 
rigen Leute  der  Kirche  heisst  es  aber:  ,,si  utilitas  monasterii  sie 
exposcit ,  maneipiis  ecclesiae  s  e  r  v  i  1  i  tantum  f  e  o  d  o  concedatur : 
piscatoribus  autem  feodatis  (d.  h.  den  Fischern,  denen  die  Fi- 
scherei gegen  einen  census  verliehen  ist)  piscatio  sit  a  Ratzenhusen 
usque  Querchlacha". 

Die  Uebertragung  der  Bezeichnung  Lehen  (leah)  und  feodum 
(feudum)  auf  das  beneficium  im  obigen  Sinne  gehört  aber  erst  einer 
späteren  Zeit,  etwa  dem  XI.  Jahrhundert  an.  Die  Bildung  eines 
solchen  neueren  Sprachgebrauches  war  aber  dadurch  angebahnt  und 
vermittelt,  dass  der  Herr,  der  vom  König  ein  beneficium,  loc  oder  are 
bekam,  eben  hiermit  ein  Gut  bekam,  welches  Zinsgut,  leah,  feodum 
war  und  blieb ;  denn  die  Absicht  aller  solchen  königlichen  beneficia, 
so  wie  derjenigen  beneficia,  welche  alsbald  andere  hohe  Herren,  wie 
Fürsten,  Bischöfe  u.  s.  w.  nach  dem  Vorbild  der  Königsgaben  ver- 
liehen, ging  nie  dahin,  dass  der  Empfänger  des  beneficium  es  selbst 
als  Bauer  cultivire,  und  etwa  an  die  Stelle  der  bisherigen  Colonen 
trete,  sondern  dass  er  den  Hübnern  oder  Zinsleuten  gegenüber  in 
die  Stellung  des  bisherigen  Herrn  eintrete ,  und  die  Renten  des 
Lehen,  leah  oder  feudum  beziehe.  Somit  konnte  freilich  von  jedem, 
der  eine  Königs-  oder  Fürstengabe  oder  ein  Gut  von  einem  Prälaten 


41)  Schi  Her,  Jus  feud.  Alem.  p.  363.  364. 
,s)  Vergl.  hierüber  die  Erörterung  in  Anlage 
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erhalten  hatte ,  gesagt  werden ,  er  habe  ein  Lehen  ,  leah ,  feodum 
erhalten.  Diese  Bezeichnung  musste  die  überwiegende  werden,  seit- 
dem die  königlichen  Schenkungen  oder  beneficia  zu  Allod,  die  in 
der  älteren  Zeit  prävalirten,  allmählig  seltener  wurden  und  die  Kö- 
nige und  andere  hohe  Herren  Güter  nur  noch  unter  dem  Vorbehalt 
der  proprietas  Vera  oder  des  sog.  dominium  directum  an  andere  Edle 
oder  an  Eitterbürtige  in  dominium  utile  gaben.  Damit  hängt  auch 
eine  Umbildung  in  dem  Begriffe  von  beneficium  zusammen,  in- 
dem man  sich  allmählig  in  Frankreich,  Italien  und  Deutschland  ge- 
wöhnte, hierunter  vorzugsweise  und  endlich  fast  ausschliess- 
lich nur  ein  adeliges  oder  ritterliches  Lehen  zu  verstehen. 
Dies  bezeugt  namentlich  die  grosse  Aufregung,  die  in  Deutschland 
im  XII.  Jahrhundert  durch  ein  Schreiben  des  Papstes  Hadrian  IV. 
hervorgerufen  worden  war,  worin  derselbe  den  Kaiser  Friedrich  I. 
an  das  „beneficium"  erinnerte,  welches  er  ihm  durch  die  Krönung 
als  Kaiser  erwiesen  habe  23).  Der  Papst  fand  sich  hierdurch  ver- 
anlasst, dem  Kaiser  eine  schriftliche  Erklärung  darüber  zukommen 
zulassen,  dass  nach  dem  Stylus  curiae  (,,apud  nos")  das  Wort  be- 
neficium, ,,non  feudum,  sed  bonum  f actum  u  bezeichne 24). 
Diese  Ansicht  über  den  Entwickelungsgang  oder  die  Umbildung  des 
Begriffes  von  Leihe ,  Lehen ,  leah  oder  feodum  von  der  Bauerleihe 
zum  adeligen  oder  Ritterlehn  erhält  aber  ihre  Bestätigung  noch  ins- 
besondere dadurch,  dass  der  notorischen  Umbildung  ungeachtet  nichts 
desto  weniger  das  Wort  Lehen  und  feudum  auch  bezüglich  des 
Besitz-  und  Nutzungsrechtes  der  Hübner,  Zinsleute  u.  dergl.  an  den 
Bauerngütern  in  Gebrauch  blieb,  nur  dass  man  zur  Unterscheidung 
von  dem  endlich  vorzugsweise  Lehen^  genannten  adeligen  oder  Eitter- 
lehen>  das  Besitz-  und  Nutzungsrecht  der  Bauern  durch  die  Beifügungen 
Bauerleihe,  Bauerlehn,  Zinslehn,  feudum  censuale  u.  dergl.  näher 
zu  bezeichnen  sich  gewöhnte. 

§•  51. 

4)  Ueber  den  ursprünglichen  Charakter  der  Königsgaben  (loc,  aere, 
beneficium)  in  England  als  Allod  und  die  allmählige  Umbildung  der- 
selben in  Lehen. 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  in  Frankreich  und  in 
Deutschland  Herrschaften  und  Güter  von  den  Königen  und  Kaisern 

23)  Siehe  über  diese  Aufregung  die  literas  encyclicas  Friderici  I.  a.  1157, 
bei  Pertz,  Legg.  II.  p.  105. 

,4)  Literae  papae  Adriani  excusatoriae,  a.  1158,  Jun.  14,  ibid.  II.  pag.  106. 
Yergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  462. 
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an  Kirchen  und  Klöster  bis  zum  XIV.  Jahrh.  nur  allein  als 
Allod,  an  weltliche  Herren  aber  bald  als  Allod,  bald  und 
zwar  häufig,  auch  als  beneficium  (im  neueren  Sinne),  d.  h.  als  Lehen 
gegeben  worden  sind  1).  Ganz  dieselbe  Erscheinung  wiederholt  sich 
in  England  bei  den  Gutsverleihungen  der  angelsächsischen  Könige. 
Auch  in  England  waren  in  der  angelsächsischen  Periode  die  Schenkungen 
an  Kirchen,  Abteien  und  Klöster  ausnahmslos  allodial  und  zu 
vollem  und  ewigem  Eigenthum  gegeben.  Da  sich  mit  dem  Erbeigen 
der  stärkste  Begriff  des  freien  Eigen  oder  Allodes  verband,  so  bezeich- 
nen die  Urkunden  auch  mitunter  die  Schenkung  an  Kirchen,  Abteien 
und  Klöster  als  Schenkung  (gif,  Gabe,  Gift)  „on  ecce  erfe", 
d.  h.  „aeternae  hereditatis2).  Wurden  von  den  angelsächsi- 
schen Königen  weltlichen  Herren  oder  auch  einzelnen  Geist- 
liehen  Schenkungen  als  Allod  gegeben,  so  wurde  dies  auch  regel- 
mässig durch  die  Formel  ,,donare  in  aeternam  hereditatem"  oder 
eine  ähnliche  Formel  ausgedrückt.  So  sagt  z.  B.  König  Kanut  in 
einer  Urkunde  v.  1019 3): 

„cuidam  meo  ministro,  appellamine  Agemund,  aeternam  in 
„hereditatem  ...  aliquam  impendo  terrenae  particulam  man- 
,,sionis  ...  post  se,  cuidam  uoluerit,  liberaliter  iure  relin- 
,,quat  haereditario  ". 

In  ähnlicher  Weise  sagt  schon  eine  Urkunde  des  K.  Beorh- 
tric  von  Wessex  vor  dem  Jahre  790  3a): 

„de  terra  juris  mei  ...  aliquam  portionem  Hemele  fidelissimo 
,,principi  meo  sempiternaliter  possidendam  largitus  sum, 
,, habendi,  donandi ,  commutandi  ac  post  se  relinquendi,  cuicum- 
,,que  placuerit".  t 

Ein  vom  König  als  vererbliches  Eigen  geschenktes  Gut  'hiess 
daher  auch  aerfelond,  erfeland,  wie  das  Testament  des  edlen 
Herrn  Badanod  v.  837  zeigt4): 

,,det  min  aerfelond,  de  ic  et  aedeluulfe  cyninge  begaet,  ge- 
,,bohte  mid  fullum  friodome  on  aece  aerfe  aefter  minum  daege 
,,minra  aerfewarda,  daet  is  minres  wifes,  minra  bearna", 


*)  Siehe  oben  §.  24  u.  25,  pag.  111  u.  flg. 

2)  Vergl.  die  in  angelsächsischem  und  lateinischem  Texte  vorliegende  Urkunde 
Eduard's,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  202.  203. 

3)  Eben  das.  IV.  p.  7.  Nr.  V.  —  Aehnliche  Formeln  zeigen  die  Urkunden, 
ibid.  IV.  p.  30.  35.  48.  74.  77.  79.  84.  109.  114.  115.  123.  124.  131  u.  s.  w. — 
Fast  wörtlich  stimmt  überein  Urk.  Eduard's  a.  1044,  ibid.  IV.  p.  84.  85. 

3a)  Kemble,  cod.  dipl.  I.  p.  191.  Nr.  t58. 

4)  Eben  das.  £  p.  316.  Nr.  238. 
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d.  h.  dass  mein  Erbeland  (vererbliches  Land),  das  ich  vom  König 
Aedelwulf  bekam,  gehöre  mit  vollem  Freithum  (d.  h.  als  freies  Eigen- 
thum) zu  ewigem  Erbe  nach  meinen  Tagen,  meinen  Erbnehmern, 
d.  ist  meiner  Frau  (und)  meinen  Kindern. 

Sehr  häufig  wurden  aber  Güter  von  den  angelsächsischen  Kö- 
nigen oder  anderen  Grossen  einem  weltlichen  Herrn  oder  einem 
einzelnen  Geistlichen  oder  auch  anderen  Personen  nur  auf  Lebens- 
zeit, also  als  ein  ususfructus  verliehen,  wobei  sich  regelmässig  die 
Bestimmung  findet ,  dass  nach  dem  Tode  des  Empfängers  das  Gut 
an  eine  gewisse  Kirche  fallen  soll 5). 

Bischöfe  gaben  sogar  mitunter  Güter  an  ihre  Dienstleute  (mi- 
nistri)  sogar  nur  widerruflich  (precario)6). 

Mitunter  wurde  das  Gut  dem  Beschenkten  mit  dem  Eechte 
gegeben,  auf  seinen  Todesfall  hierüber  durch  eine  letztwillige  Ver- 
fügung zu  Gunsten  eines  Verwandten  oder  auch  einer  ihm  beliebigen 
Person,  also  eines  Legatars,  zu  verfügen;  so  z.  B.  erlaubte  Eduard, 
in  einer  Urkunde  v.  1044 7),  dem  Beschenkten,  dass  er 

,,post  se  (istud  exenium)  cum  cirographo  (dem  landboc,  der  könig- 
lichen Schenkungsurkunde)  perpetuo  cui  voluerit  tradat". 

Der  Vermächtnissnehmer  wird  aber  hierbei  regelmässig  eben 
so,  wie  ein  gesetzlicher  Erbe,  als  he  res  bezeichnet.  So  z.  B. 
schenkte  K.  Kanut  i.  J.  1021  sogar  einem  Mönche,  Aevic,  ein 
Landgut8)  mit  der  Befugniss: 

,,ut  post  se  cuicunque  voluerit,  heredi  derelinquat", 
und  eben  so  schenkt  Eduard  i.  J.  1044 9) 

,,fideli  suo  ministro  ...  Orc  ...  telluris  particulam  ...  quatenus 
„ille  libere  possideat  uita  (comite)  ...  et  post  metam  hujus  labilis 
,,vite  cuicumque  heredi  sibi  placuerit,  derelinquat  in  eter- 
„nam  hereditatem". 

Als  gleichbedeutend  erscheint  in  anderen  Urkunden  dafür  das 
Wort  aerfe-erfe-numa,  Erbnehmer  10),  oder  dessen  Uebersetzung 
„cleronomus"  u). 


5)  Vergl.  z.B.  die  Schenkung  des  K.  Kanut  an  einen  seiner  Barone,  Brith- 
win,  ibid.  IV.  p.  56.  Nr.  757;  die  Schenkung  Aldred's  (saec.  VIII.  an  seine 
Verwandte  Aethelburga,  ibid.  I.  p.  177.  Nr.  146. 

6)  Ebendas.  IV.  p.  53.  Nr.  754. 

7)  Ebendas.  IV.  79.  Nr.  770. 

8)  Ebendas.  IV.  p.  18.  Nr.  736. 

9)  Ebendas.  IV.  p.  84.  85.  Nr.  772. 

10)  Z.  B.  Urk.  Badanod's  a.  837,  ebendas.  I.  p.  316.  Nr.  238. 

")  Z.  B.  Urk.  Eduard's,  c.  a.  1038,  ebendas.  IV.  p.  77.  Nr.  769. 
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Wo  die  Schenkungen  die  Vererbung  nur  an  einen,  zwei  oder 
drei  Erben  oder  Legatare  gestatten ,  findet  sich  mitunter  ebenfalls 
die  Clausel,  dass  das  Gut  nach  deren  Tode  in  das  Eigenthum  einer 
gewissen  Kirche  übergehen  soll 12). 

Man  findet  aber  auch  und  zwar  schon  im  VIII.  Jahrhundert 
die  Bestimmung,  dass  das  Gut  in  dem  Mannsstamme  des  Erben 
bis  zu  dessen  Erlöschen  fort  vererben  solle,  also  gerade  so,  wie 
die  Kitterlehen  in  Frankreich  und  in  Deutschland  gemeinrechtlich 
vererbten ,  seitdem  die  Vererblichkeit  derselben  aufgekommen  war ; 
nur  wird  in  den  angelsächsischen  Urkunden  mitunter  noch  beige- 
fügt, dass  bei  dem  Erlöschen  des  Mannsstammes  des  Beschenkten 
das  Gut  an  eine  gewisse  Kirche  heimfallen  solle.  So  z.  B.  findet 
sich  schon  in  einer  Urkunde  des  Königs  Offa  von  Mercia  a.  784  13) 
die  Bestimmung: 

,,Kus  etiam  hoc  modo  donatum  est  (comiti  Esme),  ut  suum  mas- 
,,culum  possideat  et  non  femininum,  et  post  obitum  pro- 
,,sapiae  ejus  data  sit  tarn  villa  quam  universa  terra,  quae  in 
,,sua  potestate  est,  ad  religiosam  aecclesiam ,  quae  nuncupatur 
„Euesham". 

In  ähnlicher  "Weise  verlieh  auch  derselbe  König  Offa  im 
Jahr  779  14)  „fideli  suo  ministro  Duddono"  Grundstücke  zu  dem 
Rechte  als  ewiges  Eigen  (in  perpetuum  possidenda),  dass  er  aus 
seiner  Verwandtschaft  (propinquitas)  sich  selbst  den  Erben  derselben 
auswählen  dürfe  und  das  Gut  für  ewige  Zeiten  bei  seinem  Ge- 
schlechte (generatio)  verbleiben  solle.  Der  hier,  so  wie  in  anderen 
ähnlichen  Urkunden ,  wie  z.B.  in  einer  Urkunde  des  subregulus 
Uthred  v.  767  15)  beigefügte  Ausdruck,  d#ss  die  Güter  ,,in  ius 
ecclesiasticae  libertatis  in  perpetuum  possidenda"  oder  ,,in  usus 
ecclesiasticae  libertatis"  übergeben  worden  seien,  ist  davon  zu  ver- 
stehen, dass  die  Güter  mit  denselben  Freiheiten,  welche  die  Güter 
der  Kirchen  haben  und  die  namentlich  in  der  Urkunde  Uthred's 
ausdrücklich  dabei  aufgeführt  werden,  besessen  werden  sollten.  Die 
weitere  Beifügung  in  den  beiden  zuletzt  gedachten  Urkunden,  dass 
die  Schenkung  auch  ,,pro  animae  remedio"  geschehen  sei,  lässt  er- 
kennen, dass  man  auch  die  Verleihung  von  Gütern  mit  Immunitäts- 
rechten  gleich    denen  der  Kirchen   an  wohlverdiente  Diener  als 


M)  Vergl.  dieUrkk.  Lyfing's  a.  1042,  ebendas.  IV.  p.  69.71.  Nr.  764.  765. 

»3)  Ebendas.  L  p.  178.  Nr.  147. 

<4)  Ebendas.  I.  p.  164.  165.  Nr.  t37. 

»»)  Ebendas.  I.  p.  144.  Nr.  117. 


233 


ein  Gott  wohlgefälliges  Werk  betrachtete,  wenn  nicht  etwa  hierin 
noch  eine  speziellere  Andeutung  gefunden  werden  darf,  dass  die 
hier  beschenkten  ministri  Geistliche,  etwa  Hofcapläne ,  gewesen 
waren. 

Es  bestand  also  in  England  schon  im  VIII.  Jahrhundert  in 
Bezug  auf  die  Verleihungen  aus  Kirchengütern  an  die  Barone  ein 
Verhältniss,  welches  ohne  den  Namen  des  Lehenverhältnisses, 
demselben ,  und  zwar  dem  erblichen,  bereits  sehr  ähnlich  war. 
Es  kann  dies  aber  kaum  befremden,  wenn  man  weiss,  dass  schon 
im  VIII.  Jahrhundert  selbst  geistliche  Herren,  wie  Aebte,  ihre 
angeerbten  Allodien  den  Klöstern  mit  der  Bedingung  schenkten, 
dass,  so  lange  ein  Mann  in  ihrer  Familie  gefunden  werden  würde, 
der  sich  dem  geistlichen  Stande  widme  und  zur  Führung  des 
Kirchenregimentes  tüchtig  wäre,  die  gedachten  Güter  von  ihm  be- 
sessen werden  sollen.  Ausdrücklich  verordnete  dies  z.  B.  ein  Abt 
He  ad  da  in  seinem  Testamente  v.  781  16): 

„Qua  de  re  ego  Headda  presbyter  et  abbas  . . .  donabo  in  testi- 
,,monio  totius  uenerabilis  familiae  (d.  h.  der  geistlichen  Congre- 
,,gation)  in  Ueogerna-cestre  (Worcestre)  meam  propriam  here- 
,,ditatem:  tali  conditione  adfirmo ,  quod  mei  haeredes  in  mea 
„genealogia,  in  aecclesiastico  gradu  de  virili  sexu  percipiant,  quam 
„diu  in  mea  prosapia  tarn  sapiens  et  praesciens  inveniri  potest, 
,,qui  rite  et  monastice  aecclesiasticam  normam  regere  queat". 
Auf  solche  Weise  war  in  England  schon  im  VIII.  Jahrhundert 
ein  so  bedeutender  Schritt  zur  Einführung  einer  höchst  verderb- 
lichen ,  glücklicher  Weise  aber  nicht  gelungenen  Einführung  der 
Erblichkeit  hoher  kirchlicher  Würden  geschehen,  wie  er  kaum  in 
anderen  Ländern  jemals  stattgefunden  haben  dürfte. 

Durch  Schenkungen  von  Gütern,  wobei  nach  Erlöschung  des 
Geschlechtes  der  Beschenkten  der  Heimfall  an  eine  gewisse  Kirche 
vorbehalten  war,  erreichten  die  angelsächsischen  Könige  den  doppel- 
ten Zweck ,  einerseits  ihre  getreuen  Diener  zu  belohnen  n) ,  ander- 
seits aber  auch ,  für  das  Heil  ihrer  Seele  zu  sorgen 18) ,  welche 
beide  Zwecke  häufig  in  den   Urkunden   neben   einander  genannt 


16)  Eben  das.  I.  p.  206.  Nr.  169. 

17)  Vergl.  z.  B.  ITrk.  Saec.  XI.  ibid.  IV.  p.  302.  Nr.  969:  „Ego  Aelricus 
de  Lundresford  miles  concessi  dilecto  filio  meo  Johanni  istam  terram,  quae  (quam) 
Haraldus  rex  ante  mihi  dedit  pro  seruitio  meo  contra  Turstanum  et  Scotos". — 
Häufig  ist  in  den  Urkunden  die  Bezeichnung  der  beschenkten  Herren  als  „fideles 
ministri";  siehe  oben  pag.  230.  231.  232. 

18)  Vergl.  die  Urkunde  des  Königs  Coenwulf  a.  802,  ibid.  I.  p.  237.  Nr.  194. 
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werden10).  Auch  die  Bischöfe  ahmten  sehr  bald  das  Beispiel 
der  Könige  nach  und  gaben  Grafen  und  anderen  edlen  Herren  Güter 
mit  solchen  Vorbehalten  des  Heimfalles  an  die  Kirchen  nach  dem 
Tode  der  Empfänger  oder  ihrer  Erben  oder  nach  dem  Aussterben 
ihres  Geschlechtes,  eben  so  wie  dies  die  Bischöfe  in  Frankreich, 
Italien  und  Deutschland  thaten,  theils  um  sich  edle,  hohe  und 
mächtige  Herren  zu  verpflichten  und  deren  Schutz  zu  gewinnen20), 
theils  um  Streitigkeiten  mit  denselben  über  die  Güter  beizulegen, 
gerade  so,  wie  unter  dieser  Voraussetzung  das  canonische  Recht 
den  Bischöfen  allgemein  erlaubt,  Kirchengüter  an  mächtige  Prozess- 
gegner zu  Lehen  zu  geben21),  so  dass,  wie  die  Urkunden  aus- 
weisen 22) ,  dieser  Grundsatz  in  England  schon  im  XI.  Jahrhundert 
und  somit  längst  praktisch  war,  bevor  er  von  Innocenz  III.  (a.  1212) 
in  Form  einer  Decretale  ausgesprochen  wurde. 

Wenn  die  meisten  Urkunden  dieser  Klasse  nichts  von  eigent- 
lichen Vasallenpflichten  melden,  so  darf  man  daraus  keineswegs 
schliessen,  dass  die  Könige  und  die  Bischöfe  nicht  ähnliche  Dienste 
von  den  Erwerbern  der  dem  Heimfall  unterworfenen  Güter  gefordert 
hätten.  Dies  ergibt  sich  schon  daraus ,  dass ,  wie  bereits  erwähnt 
worden,  die  Heer-  oder  Landfolge,  expeditio,  ferd  oder  fyrd, 
auch  bei  allen  unstreitig  zu  vollem  Eigenthum  und  ohne  Vorbehalt 
eines  Heimfallrechtes  geschenkten  Gütern  regelmässig  vorbehalten 
war.  Dafür  spricht  aber  auch  überdies  die  Art  und  Weise,  wie 
die  Landfolge  oder  Heerfolge  sogar  von  den  Kirchen  selbst,  die 
unbestreitbar  ihre  Güter  stets  als  unwiderrufliches  freies,  keinem 
Heimfall  unterworfenes  Eigen  erwarben ,  in  der  angelsächsischen 
Periode  zu  leisten  war.  Hierüber  giebt  eine  Urkunde  des  Königs 
Coenuulf  von  Mercia  v.  821  Aufschluss 23) ,  worin  dem  Bisohof 
Rethun  und  den  Geistlichen  im  Kloster  zu  Abbendonia  wegen  der 
vom  König  zu  freiem  Eigenthum  geschenkten  Güter  auferlegt  wird: 
,,Expeditionem  cum  XII.  vasallis  et  cum  tantis  scutis  exerceant". 
Es  findet  sich  also  auch  in  England,  und  zwar  schon  im  IX.  Jahr- 
hundert, eine  Art  von  Vasallendienst,  gerade  so,  wie  in  Deutsch- 


19)  Vergl.  z.  B.  die  Urkk.  bei  J.  Kcmble,  cod.  dipl.  I.  p.  38.  96.  100.  108. 
144.  159.  164.  178  u.  s.  w. 

20)  Z.  B.  Urk.  des  Bischofs  Wilferith  c.  a.  721,  ibid.  I.  p.  109.  Nr.  91; 
p.  201.  Nr.  165;  Bd.  IV.  p.  137.  Nr.  804  u.  s.  w. 

21)  Cap.  2.  X.  de  fcudis  (3,20),  Innocentius  III.  a.  1212;  siehe  oben  p.  121. 

22)  Vergl.  z.  B.  die  Urkunde  Waeldeofs  c.  a.  1060,  ibid.  Bd.  IV.  p.  265. 
Nr.  927;  Urk.  des  Bischofs  Godwine  (Saec.  XL),  ibid.  p.  266.  Nr.  929. 

23)  Ebendas.  I.  p.  271.  lin.  2.  Nr.  214. 


land  den  geistlichen  und  weltlichen  Landherren  häufig  die  Ver- 
pflichtung oblag,  den  Reichskriegsdienst  mit  einer  bestimmten  An- 
zahl von  Helmen  und  Schilden  oder  Lanzen  zu  leisten  oder 
für  sich  leisten  zu  lassen24). 

Nicht  minder  klingt  in  einer  angelsächsischen  Urkunde  des 
XI.  Jahrhunderts  eine  Verpflichtung  des  mit  einem  Grundstück  Be- 
schenkten an  eine  Leistung  an,  welche  auch  nach  deutschen  Lehn- 
briefen nicht  selten  dem  Vasallen  oblag.  So  wie  nämlich  der  deut- 
sche Lehensmann  häufig  dem  Lehensherrn  ein  sog.  Lehenpferd, 
equus  sequela,  d.  h.  ein  Pferd  zur  Benutzung  während  einer  Heer- 
fahrt stellen  musste,  wovon  das  Lehen  insbesondere  Klepper- 
lehn hiess 25) ,  so  wurde  auch  in  England  schon  zu  den  Zeiten 
Eduard's  mitunter  eine  ähnliche  Leistung  von  dem  schenkenden 
Herrn  bedungen. 

So  z.  B.  enthält  eine  Urkunde  aus  dem  XI.  Jahrhundert  die 
vertragsmässige  Festsetzung  einer  derartigen  Gegenleistung  bei  einer 
Gutsverleihung  2G) : 

„Ego  Godwinus  dedi  Engelramo  de  Lunderfeord  totam 
,,terram  iungentem  dominio  Pantracio,  isto  dicto  Engelramo 
,,obligato,  invenire    equum,    bartam,   ensem   et  arma- 
„menta  aurea,  quando  in  propria  persona  vel  heredes  mei 
contra  hostes  ire  coacti  erimus,  et  hoc  donum  testifico". 
Wie  nahe  der  Charakter  der  königlichen  und  bischöflichen  Schen- 
kungen in  England  schon  seit  dem  IX.  Jahrhundert  dem  "Wesen  der 
fränkischen  Beneficien  und  überhaupt  der  eigentlichen  Lehen  stand, 
ergibt  sich  daraus,  dass  in  den  Urkunden  vielfach  auch  die  Treue 
besonders  hervorgehoben  wird,    zu  welcher  der  Empfänger  einer 
Königsgabe,  ,,are",  dem  König  verpflichtet  war.    So  begründet  z.  B. 
der  edle  Herr  A  elf  heim  die  Bitte  um  Gewährung  des  königlichen 
Schutzes  gegen  Anfechtung  seines  letzten  Willens,  worin  er  über  sein 
„are"  und  ,,  a e h t a "  verfügt  hatte ,  durch  die  Anführung 27) : 
,,God  is  min  gewita,  ic  waes  dinum  faeder  swa  gehyrsum,  swa 
,,ic  fyrmest  mihte  and  fullice  hold  on  mode  and  on  maegene  and 
„de  aefre  on  fuldum  hyldum  hold  and  on  fullre  lufe". 


24)  Siehe  oben  pag.  146. 

25)  Wenn  dem  Vasallen  daneben  kein  eigentlicher  Ritterdienst  oblag,  galt  das 
Klepperlehn  nur  als  Bauernleihe  oder  sog.  feudastrum.  Weber,  Handbuch 
des  Lehnrechts,  Bd.  IV.  p.  330. 

26)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  267.  Nr.  930. 
*7)  Eben  das.  IV.  p.  300.  Nr.  967. 
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d.  h.  „Gott  ist  mein  Zeuge,  ich  war  deinem  Vater  so  gehorsam, 
als  ich  bestens  vermochte  und  völlig  hold  [getreu  zum  Dienst]  in 
Willen  und  Vermögen  [mit  Leib  und  Gut]  und  dir  immer  in  voller 
Hulde  hold  und  in  vollem  Lobe  [in  allen  Ehren]1' 28). 

In  anderen  Urkunden  wird  auf  die  Verletzung  der  Treue  als 
einen  Grund  zur  Zurücknahme  einer  königlichen  Schenkung  hinge- 
wiesen. So  z.  B.  verlieh  schon  der  König  Coenwulf  von  Mercia 
im  J.  801  29)  einem  seiner  Dienstleute  (minister)  Namens  Suid- 
h  u  n  e  ,  gewisse  Güter : 

„pro  eius  benepl  acabile  pecunia  simul  et  devoti  famulatus 
,,sui  patientia,  ut  habeat  et  possideat  tamdiu  vivat  et  post  se  cui 
,,voluerit  relinquat  in  sempiternam  possessionem,  eovi- 
,,delicet  jure,  si  ipse  nobis  et  optimatibus  nostris  fidelis  man- 
,,serit  minister  et  inconvulsus  amicus". 

Hier  liegt  eine  mit  Kauf  gemischte  Schenkung  vor,  welche  das 
Gut  als  vererbliches  auf  den  Erwerber  und  als  ewiges  Besitzthum 
d.  h.  also  zu  Eigenthum,  sonst  in  den  angelsächsischen  Quellen 
,,ece  aerfe"  genannt,  überträgt:  es  wird  aber  dabei  die  fortwäh- 
rende Treue  und  die  fortwährende  Dienstleistung  des  Erwerbers 
bedungen,  nicht  aber,  wie  es  später  bei  den  Lehen  der  Fall  war, 
auch  die  Dienstleistung  (servitium)  seiner  Erben ;  auch  ist  die  Ver- 
erbung hier  nicht  wie  bei  den  späteren  Ritterlehen,  auf  die  De- 
scendenten  des  Erwerbers  beschränkt,  sondern  demselben  ganz  frei 
gegeben,  das  Gut  letztwillig  als  Erbeigen  zu  vermachen,  wem  er 
will.  Man  würde  daher  sehr  irren,  wenn  man  in  dieser  Urkunde 
schon  eine  wirkliche  Lehensverleihung  finden  wollte.  Für  eine  solche 
Annahme  könnte  auch  nicht  die  Androhung  der  Zurücknahme  des 
Gutes  im  Falle  eines  Treubruches  angeführt  werden,  denn  hier  ist 
nicht  von  einer  besonderen  Lehenstreue,  sondern  von  der  Diener-  und 
Unterthanentreue  überhaupt  die  Rede,  und  eine  solche  Androhung,  wie 
sie  die  besprochene  Urkunde  enthält ,  konnte  recht  wohl  auch  einer 
allodialen  Schenkung,  oder  einem  mit  einer  solchen  Schenkung  ge- 
mischten Kaufgeschäfte  ,  wie  es  hier  vorliegt ,  beigefügt  werden. 
Dies  ergibt  sich  klar  durch  die  Vergleichung  der  schon  erwähnten 


s8)  hylde,  hulde,  steht  hier  in  demselben  Sinne  von  Treue,  fides,  wie 
im  Sachsenspiegel  III.  54.  §.  I.  von  den  Schöffenbarfreien  gesagt  wird,  dass 
6ie  „dem  König  hulde  thun  nach  freien  Mannes  Rechte "  ;  d.  h.  Treue  schwören; 
fidera  facere,  jurare. 

*9)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  p.  216.  217.  Nr.  179. 
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Urkunde  des  Königs  Offa  v.  779  30) ,  worin  derselbe  seinem  fidelis 
minister  Duddonus  vier  Huben  ( „cassatas")  „in  perpetuum  possi- 
dendas"  und  mit  dem  Rechte  schenkt,  sie  beliebig  einem  seiner 
Verwandten  zu  vermachen  und  sie  fortwährend  in  seinem  Geschlechte 
zu  vererben.    Dabei  findet  sich  die  ausdrückliche  Zusicherung: 
,,Et  si  quis  ex  heredum  (lies:  heredibus)  ejus,  quod  absit,  ma- 
,,cula  majore  peccati  forte  implicatus  fuerit,  digno  scilicet  pretio 
,,se  emendet  a  delicto  commisso :  manente  tarnen  hoc  munificentiae 
,,meae  dono  nihilominus  in  sua  stabilitate  firmiter  sine  ulla  eom- 
„mutatione". 

Hier  privilegirt  also  der  König  den  Beschenkten  dahin ,  dass 
seinen  Erben  auch  in  dem  Falle  der  Begehung  grober  Verbrechen 
irgend  einer  Art,  welche  die  Confiscation  des  Vermögens  nach  sich 
ziehen  könnten,  doch  das  hier  geschenkte  Gut  nicht  genommen  wer- 
den soll.  Von  Verletzung  einer  besonderen  Lehenstreue  im  Gegen- 
satze der  allgemeinen  Unterthanentreue  ist  auch  hier  nicht  die  Rede. 
Ueberdies  erscheint  auch  schon  frühzeitig  in  den  deutschen  Rechten 
die  Verletzung  der  Unterthanentreue  gegen  den  König  als  Grund 
der  Confiscation  des  ganzen  Vermögens31),  und  insbesondere  galt 
dies  auch  nach  angelsächsischem  Rechte,  wie  die  Gesetze  K.  H  ein  - 
rieh's  I.  bezeugen32),  welche  in  dieser  Lehre  kein  anderes  als  das 
althergebrachte  Recht  darstellen. 

Noch  deutlicher  tritt  die  lehenherrschaftsähnliche  Forderung  an 
den  Empfänger  eines  ,,are",  ,,  unter  th  änig,  gehorsam  und  der 
Herrschaft  folgsam  zu  sein"  in  Urkunden  des  XL  Jahrhun- 
derts bei  Gutsverleihungen  der  Bischöfe  hervor. 

So  z.  B.  stellt  es  der  Bischof  Ealdred  bei  der  Verleihung 
eines  Gutes  an  einen  edlen  Herrn  Wulfgeate  (um  1049  — 1058)  33) 
als  eine  Bedingung  der  Verleihung  auf: 

,,and  hig  syn  aefre  underdeodde  and  gehersume,  and  dam 
,,h laf or d seipe  folhgien,  ite  donne  biseeop  beo". 

Auch  zeigen  sich  schon  im  VIII.  Jahrhundert  in  England  Rechts- 
geschäfte, welche  eine  grosse  Aehnlichkeit  mit  dem  später  allgemein 


30)  Eben  das.  I.  164.  165.  Nr.  137.    Siehe  oben  pag.  232. 

31)  Z.  B.  Lex  Eipuarior.  LXIX.  (71)  §.  1:  „Si  quis  homo  regi  infidelis 
extiterit,  de  vita  componat  et  omnes  res  ejus  fisco  censeantur". 

32)  Legg.  Hear.  I.  c.  75. 

33)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  137.  Nr.  804. 


238 


üblichen  Erwerb  von  Lehen  durch  Kauf  eines  Gutes  mit  Lehens- 
eigenschaft vom  Herrn,  um  dessen  Vasall  zu  werden,  haben:  so 
z.  B.  verkaufte  schon  um  das  Jahr  786  —  796  ein  Abt  Beonna34) 
an  einen  Fürsten  Cuthbert  und  dessen  Descendenz  ein  Gut  'um 
einen  Kaufpreis  von  1000  solidis  und  die  Verpflichtung  zu  jährlich 
einer  Beherbergung  des  Herrn  über  Nacht  oder  entsprechender  Geld- 
ablösung, mit  dem  Bedinge,  dass  das  Gut  bei  dem  Aussterben  die- 
ser Familie  wieder  an  das  Kloster  heimfällt.  Hiernach  bedurfte  es 
unverkennbar  nur  noch  eines  Schrittes,  um  das  eigentliche  Lehen- 
wesen in  England  ins  Leben  zu  rufen,  und  dieser  Schritt  geschah 
bekanntlich  mit  dem  Auftreten  der  normannischen  Herrschaft  unter 
Wilhelm  dem  Eroberer,  der  die  bereits  in  Frankreich  vollständig 
entwickelte  Lehenverfassung  förmlich  nach  England  übertrug.  Daher 
wird  schon  in  den  Gesetzen  Heinrich's  I.  c.  70.  §.  21  das  feodum 
in  der  neuern  Bedeutung  eines  adeligen  oder  ritterlichen  Lehens 
erwähnt,  und  zwar  als  vererblich  nach  Primogeniturrecht 35),  so  wie 
es  auch  nach  dem  Zeugnisse  des  Schwabenspiegels  in  Süddeutsch- 
land der  Fall  war36).  Daneben  wurde  aber  das  alte  boc-land, 
das  durch  ein  königliches  land-boc  (privilegium)  verliehene  Land 
noch  immerfort  als  eine  besondere  Art  von  Gütern  unterschieden, 
die  durch  eine  beliebige  letztwillige  Verfügung  wie  ein  wahres  Eigen- 
thum weiter  versendet  wurden ,  aber  von  dem ,  der  sie  auf  solche 
Weise  erhalten  hatte,  gleichsam  wie  eine  Art  von  Familienfidei- 
commiss,  nicht  aus  der  Familie  hinaus  vermacht  werden  durften, 
so  lange  noch  Verwandte  vorhanden  waren37),  woneben  die  letzt- 
willige Verfügung  über  neu  erkauftes  oder  sonst  neu  erworbenes 
Gut  dem  Erwerber  unbeschränkt  freistand 3S). 

Somit  bestätigt  auch  die  Geschichte  Englands  die  Richtigkeit 
der  Thatsache,  dass  der  hohe  Herrenstand  während  des  Mittelal- 
ters in  allen  germanischen  Ländern  auf  denselben  Grundlagen  be- 
ruhte, und  zu  den  charakteristischen  Berechtigungen  desselben  keine 


34)  Eben  das.  ii  p.  201.  Nr.  165. 

35)  Legg.  Henr.  I.  c.  70.  §.  2t  :  „Primo  patris  feodum  primogenitus  filius 
habeat";  siehe  noch  Note  37. 

3ti)  Schwab.  Lehnrecht  (v.  Lassberg),  c.  57. 

•'")  Legg.  Henr.  I.  c.  70.  §.  21  :  „...  Si  bocland  habeat,  qüod  ei  parentea 
dederint,  non  mittat  extra  cognationem  suam". 

38)  Legg.  Henr.  I.  c.  70.  §.  21:  „...  emptiones  vero  vel  deinceps  acquisitiones 
suas,  det  cui  magis  velit". 
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andern  Befugnisse  gehörten,  als  diejenigen,  welche  regelmässig  den 
deut sehen  Dinghofherren  zustanden.  Auch  darin  zeigt  sich  endlich 
eine  merkwürdige  Aehnlichkeit  zwischen  der  englischen  und  deut- 
schen Rechtsbildung ,  dass  es  hier  wie  dort,  ein  kinderloser  Kaiser 
oder  König  war,  in  Deutschland  Heinrich  IL  der  Heilige,  in 
England  Eduard  der  Bekenner,  der  durch  grossartige  Verschen- 
kungen  der  Krongüter  und  der  Domänen  seines  Hauses  an  die  Kir- 
chen die  Entwickelung  der  weltlichen  Macht  der  Bischöfe  und  ihre 
Erhebung  über  die  alten  Dynastengeschlechter  beförderte ,  welche 
nicht  zu  gleichen  hohen  Reichsfürstenwürden  emporstiegen. 

§.  52. 
Schlussbemerkuug. 

Aus  den  vorstehenden  Untersuchungen  und  Erörterungen  ergibt 
sich  nicht  nur  im  Allgemeinen,  wie  vielfach  Rechtsinstitute,  deren 
Ursprung  in  die  merowingische  und  karolingische  Zeit  zurückgeht, 
sich  bis  auf  die  neueste  Zeit  praktisch  erhalten  haben,  sondern  es 
erhellt  hieraus  insbesondere,  dass  die  jetzt  sogenannte  Grundherr- 
lichkeit die  geschichtliche  Grundlage  der  sog.  Landesherr- 
lichkeit und  ursprünglich  *  mit  derselben  vollständig  gleichbedeu- 
tend war,  und  dass  somit  die  allodiale  Grundherrlichkeit,  oder  die 
eigenthümliche  Innehabung  eines  Gutsbezirkes  mit  Zwing  und  Bann 
die  dingliche  Grundlage  des  alten  Herren-  oder  Dynastenstandes 
bildete.  Eine  jede  adelige  Familie,  welche  schon  im  XIV.  Jahr- 
hundert oder  in  noch  früheren  Jahrhunderten,  d.  h.  in  jenen  Zei- 
ten ,  wo  alle  Dynasten ,  als  solche ,  Reichsstandschaft  hatten ,  nach- 
weislich einen  Dinghof  oder  ähnlichen  Herrschafts bezirk  und  also 
eine  Landherrlichkeit  als  All  od  besass,  hat  eben  damit  ihren  al- 
ten Herrenstand  im  vollen  Sinne  des  Wortes  nachgewiesen.  Dage- 
gen kann  der  Besitz  eines  Dinghofes  oder  Herrschaftsbezirkes  als 
Lehen  nicht  für  einen  sichern  Beweis  des  Herrenstandes  geachtet 
werden,  weil  durch  solchen  Rechtstitel  sehr  häufig  solche  Besitzungen 
auch  an  blos  ritterbürtige  und  ministerielle  Familien  kamen.  Wenn 
aber  einmal  von  einer  Familie  feststeht,  dass  sie  ihrem  Ursprünge 
nach  nur  eine  ritterbürtige  oder  ministerielle  war,  oder  ihr  Adel 
überhaupt  nur  ein  Briefadel  ist,  so  kann  der  Erwerb  eines  Ding- 
hofes oder  einer  Landherrlichkeit,  er  mag  allodial  oder  lehenweise 
geschehen  sein,  nicht  als  ein  Grund  betrachtet  werden,  wodurch 
eine  solche  Familie  ohne  Weiteres  in  den  alten  Herren-  oder  Dy- 
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nastenstand  gesetzt  worden  wäre.  Wohl  aber  kann  nicht  bezweifelt 
werden,  dass  jene  alten  Dynastengeschlechter,  die  sich  fortwährend 
in  dem  allodialen  Besitze  ihrer  alten  Gutsherrschaften  erhalten 
hatten,  sei  es  durch  Selbstverwaltung  derselben  oder  in  der  Eigen- 
schaft als  Lehensherren ,  auch  nach  der  Entwicklung  der  Landes- 
fürstlichkeit und  der  Begränzung  der  Reichsstandschaft  auf  die 
immatrikulirten  Reichsstände,  fortwährend  als  diesen  standesgleich 
bezüglich  des  Geburtsstandes  betrachtet  wurden  und  noch  werden  müs- 
sen, und  dass  es  ihrem  Geburtsstande  keinen  Abbruch  thut,  wenn 
sie  sich  zur  besseren  Bewahrung  ihrer  Reichsfreiheit  in  die  reichs- 
ritterschaftliche  Verbindung  hatten  aufnehmen  lassen. 


Anlage  A. 


Erneuerung 

über 

die  Ebersheimische  Dinckhoffs- gefeile 

so  den  Edlen  Böckhel  von  Böcklinsau  eigentümlich  zuständig. 

(1612.) 

(Nach  dem  Original  in  dem  Freiherrlich  v.  B  ö  c  k  1  i  n'schen  Archive  zum  Ersten- 
mal abgedruckt.) 

'  E 

Ich  DieboldHeinrich  diesser  Zeit  Schultheiss  des  dorfFs 
Ehersheim  ,  vndt  Ich  Vrban  Fabrj  Ambt-  vndt  Gerichts- 
schreiber dess  Fleckhens  Köstenholtz  Bekennen  öffentlich 
hiemit,  dass  auff  heut  dato  für  Vnss,  vndt  die  Ersamen  Bastian 
Weyssen  vndt  Clauss  Lossen  ,  beyder  Gerichtsgeschwornen  sampt 
Andreas  Vogeleussen  dem  Gerichtspotten,  sodann  auch  denen  her- 
nachstehenden Huobern  aller  Burger  zu  gemeltem  Ebersheim,  Per- 
söhnlich  erschinnen  vndt  Khomen  seind,  der  Edel  vndt  vöst  Hannss 
Ludwig  Böckhlin  zu  Kückenheim  von  wegen  Frawen  Anna  Begina 
Böckhlerin  von  Böckhlinssaw  seiner  Ehegemahelin  wie  auch  Inn  nah- 
men der  Edlen  vndt  vösten  Junckheren,  Phillips  Böckhlin  von  Böckh- 
linssaw, Amptmanns  zu  Wildstödt  vnd  Clauss  Friderich  Böckhlin 
Hauptmanns  seiner  Lieben  Schwägere,  mit  beystand  dess  Ehrnue- 
sten  Fürnehmen  Andressen  Pfützers  burgers  zu  Strassburg,  ehrge- 
melten  Junckhern  Schaffners,  zeigte  ahn,  demnach  Ehrngedachte 
seine  beide  Schwäger,  vnd  Ehevögtlicher  Weisse  Ihr  Gemein  Gült- 
gutt  vndt  Dinckhoff,  von  einer  Eptissin  vndt  Closter  zu  Erst- 
heim1) herrührende ,  so  Jährlichs  Funfftzig  Neun  fiertel  Boggen, 
zwantzig  Sechs  Cappen2),  vndt  etlich  wenig  geldt  zinns  erträgtenn} 


*)  Erstheim  —  Ershcim. 

s)  Cappen  =  Koppen,  Kapaunen,  als  Zinshühner. 
2  öpf  1,  Alterthilmer.  I. 
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Inn  Sechs  vnd  dreyssig  Jahren  niemahlen  ersucht 3)  noch  Ernewert 
vndt  derohalben  vmb  fürgeloffener  Kriegssvnruhe,  vnd  Sterbens  läuf- 
fen,  ahne4)  Ihren  gewanden5),  vffstössen6)  vndt  nebentseiten ,  wie 
auch  der  Censiten7)  Nahmen  zimblicher  massen  verändert  vndt  vn- 
rüchtig  8)  worden,  Alss  hetten  die  hoch-  vndt  Ehrwürdigen,  Durch- 
leuchtigen, hoch-  vndt  Wohlgebornen  Fürsten  Grauen  vndt  Herren 
Herren  Thumbdechant  vnd  Capitel  hoher  Stifft  Strassburg  vnser 
Gnedigen  Fürsten  vnd  Herren  Sy 9)  vmb  Ernewerung  solcher  Dinck- 
hoffszinnss  vndt  gültten  vnderthäniglich  ersucht,  vnd  gebetten  Mit 
dem  erpietten  10),  dass  sie  die  Gültleuth,  bei  Ihrer  alten  Lehenung 
vndt  herbringen  wollen  verpleiben  lassen,  dieweil  nuhn  Ihnen  sol- 
ches crafft  mir  obstehenden  Amptschreibern  vberschickten  Schrifftli- 
chen  Beuelehs  dessen  Inhalt  hernach  volget,  In  Gnaden  vergönt 
vnd  zugelassen,  Als  seindt  vff  ob  Ehrngedachts  Junckher  Hanns 
Ludwig  Böckhlinss  ferner  ernstlich  begehren,  die  vnden  geschrie- 
bene huebere  vndt  Censiten  Inn  gewohnlich  gelübdt  genohmen,  dass 
sy  samptlichen  vnd  ein  Jeder  besonders,  alle  diese  dinckhoffs  guetter, 
sambt  Ihren  gef eilen  vndt  Zinnssen,  nach  aussweissung  der  altten 
Ernewerung,  so  Ihnen  verständlich  fürgelessen  worden,  gebührlich 
weysen,  aügen11)  vndt  zeigen  auch  bey  Jedem  stuckh,  die  ietzige 
Censiten,  gewanden,  anstöss  vndt  nebentseiten,  sonder  allen  betrug, 
vortheil  oder  gefährde,  Niemandt  zu  lieb  noch  zu  leidt  benemen  f2), 
Ernewern  vndt  angeben,  auch  daran  nichts  verhalten,  noch  ver- 
schweigen wollen,  Jedoch  mit  diesem  aussgetinckten 13)  vorbehält, 


3)  ersucht:  d.  Ii.  untersucht. 

4)  ahne  ~  an. 

5)  gewanden:  d.  h.  die  Seiten,  Wände,  mit  welchen  die  Grundstücke  neben 
einander  liegen.  Aehnlich  rügt  eine  freiherrlich  von  Böcklin'sche  Ordnung  für 
das  Dorf  Bisheim  (saec.  XVII.  Mscpt.),  dass  die  „an wandt  und  furch- 
steine"  oft  umgefahren  werden. 

6)  uffstösse  —  Aufstösse;  wo  die  Grundstücke  auf  einander  stossen;  was 
nachher  „Anstösse"  heisst. 

7)  Censiten:  d.  h.  Zinspflichtigen. 

8)  unrüchtig:  d.  h.  unbekannt ;  wovon  kein  Gerücht  geht,  nichts  verlautbar t. 

9)  Sy:  sie,  nämlich,  die  Mitglieder  der  Familie  Böcklin  von  Böcklinsau,  haben 
das  Domstift  zu  Strassburg,  welches  die  Landeshoheit  in  dem  Städtchen  Ebersheim 
hatte,  gebeten,  die  Erneuerung  der  Dinghofsurkunde  durch  seine  Beamten  vor- 
nehmen zu  lassen. 

10)  erpietten  =  erbieten. 

41)  aeugen:  d.  h.  vor  Augen  stellen,  kundthun,  angeben, 
,2)  benemen:  d.  h.  namentlich  bezeichnen,  benennen. 
13)  ausgetinckt:  d.  h.  ausbedungen. 
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dass  Ihnen  solche  Berein14)  an  Ihren  Ehren,  desgleichen  einem 
Jeden  an  seiner  bessern  habenden  gerechtigkeit  ohne  schaden  vndt 
vnvergreifflich  sein  sollte. 

Volgen  dann  nuhn  ahm  Ersten  die  obengerüerte  Huoben  vnd 
wie  viel  Ein  Jeder  Huobrechten  15)  zu  empfahen  habe 16). 

Marzolff  KempfF  hat  vier  Huobrechten  etc. 

etc.  etc.  etc. 
Summa  Neünzehen  Huober. 
Denen  gebühren  Inn  allen  dreissig  vnd  funff  huobrechten,  tliutt  weil 
für  ein  Jedes  Neun  Kreutzer  oder  drey  Plappert17)  bezahlt  würdt, 
zusamen 

ij  lib.  xij  ß  vj  dls). 
II. 

Für  dass  ander  volget  dass  angeregte  Beuelschreiben  der  be- 
willigten Ernewerung. 

Hermann  Adolff  Graff  zu  Salm,  Herr  zu  Reiffer- 
scheidt,  Thumbdechant  vnd  dass  Capitul  hoher  Stifft  zu  Strass- 
bur  g. 

Ersamer  Lieber  Getrewer,  Es  berichtet  vnss  Philipps  Bö'ckhlin 
von  Bockhlinssaw ,  wie  dass  vnder  vnserer  Obrigkeit  des  Dorffs 
Ebersheim  Er  Ein  Gülttgutt  vnd  DinckhofF,  so  Jährlichs  funfftzig 
Neun  fiertel  Korn,  Zwantzig  sechs  Cappen  vnd  ettlich  wenig  geldt 
erträgt,  welches  durch  fürgeloffene  Kriegs  Unruhe  vnd  sterbensleuff 
etwas  vnrichtig  worden,  begert  derowegen  Ihne  B  etc.  zu  bewilligen, 
dass  er  es  möge  Ernewern  lassen  mit  dem  Erpietten,  dass  er  die  Gültt- 
leuth  bei  Ihrer  alten  Lehenung  vnd  herpringen  wolle  lassen  verpleiben. 

"Wann  nun  dergleichen  Ernewerung  niemandts  abzuschlagen, 
wann  es  die  nothdurfft  erfordert,  Als  ist  vnser  Gnedigen  beuelh, 
dass  du  dich  mit  vnserm  Schultheissen  zu  Ebersh.  vergleichest 19), 
wann  berührte  Erneuerung  mit  ehisten  anfüeglichen  anzustellen, 
Darzu  wollest  Du  Ihme  Bö'ckhlin  ein  gewissen  Tag  bestimmen  vndt 
ernennen20)  vndt  darauff  nach  brauch  vnd  Ordnung  vnssers  Amptes 
Köstenholtz  oder  wie  es  bey  dem  dorff  Ebersheim  vor  alters  her- 


14)  Berein  =  Bereinigung:  d.  h.  Erfüllung  des  Ansinnens, 

15)  Huob recht,  Hubrecht  —  Hubgut. 

16)  empfahen:  d.  h.  zu  Lehen >  als  Bauerleihe  empfangen, 

17)  Plappert  ==  Groschen. 

18)  d.  h.  zwei  Pfund  12  Schilling  6  pfenning. 

19)  vergleichest:  d.  h.  verständigest, 
f0)  ernennen  =  benennen. 

16* 
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komen  vnd  gebräuchig,  damit  furtfahren,  Iedoch  dabey  die  ahn- 
ordnung  thun  vnd  auffsehens  haben,  dass  überflüssiger  vncosten  ver- 
mitten  21)  pleibe,  Wolten  wir  dir  Zur  nachrichtunge  g. 22)  nit  pergen 
dem  wir  zu  gnaden  gewogen.  Datum  Bennfelden  den  Siebenden  May 
Anno  Ein  Thausendt  Sechshundert  vndt  Zwölffe. 

Dem  ersamen ,  vnserm  Ampt 

Schreiber  zue  Köstenholtz  vndt 

Lieben  getrewen  Vrban  Fabrj. 

III. 

Drittens  würdt  Hernach  geschriben  dises  dinckhoffs  Ord- 
nungen vndt  Rechten. 

Ordnung  dises 
Dinckhoffes23). 

§.  1. 

Zue  dem  Ersten,    wer  da  nit  zinsset,   der  bessert24)  einem 

Meyer  zween  Schilling. 
Zum  andermahl,  wer  da  nitt  zinnset,  der  bessert  einem  Meyer 

zween  Schilling. 

Zum  drittenmahl,  Wer  da  nit  zinset,  der  bessert  einem  Meyer 
zwen  Schilling. 

§.  2. 

Item  Wer  auch  seinen  Zinnss  versesse25)  zu  geben,  vnd  den 
nit  richtet 26)  vntz  ahn27)  dass  dritt  Jahr,  dass  2S)  mag  ein  Meyer 
verbietten29)  vnd  auch  ziehen  mit  eyner  freyen  hand 30)  Inn  der 
Landsperger  oder  dinckhoffsherren  Gewaldt  vnd  sol  auch  in  eynes 


24)  ver mitten  —  vermieden. 

22)  g-  —  gnädigst. 

23)  Die  §§.  sind  der  Uebersichtlichkeit  wegen  beigesetzt  und  numerirt.  Im 
Original  sind  keine  vorbanden.    Aucb  die  Interpunction  ist  bier  neu  beigesetzt. 

24)  bessern:  d.  b.  zur  Besserung,  Busse,  zablen. 

25)  versesse.  Versitzen,  supersedere;  d.  h.' versäumen,  unterlassen  zu 
geben. 

2C)  riebt  et  =  entriebtet. 

,7)  untz  abn  =±  bis  an. 

*8)  dass:  d.  b.  des  Säumigen  Gut. 

29)  verbieten:  d.  b.  dem  Besitzer  ausbieten,  ihn  ausweisen. 

30)  zieben  mit  einer  freien  band,  d.  b.  das  Gut  in  das  Eigentbum 
des  Herrn  einzieben,  zurückzieben. 
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Meyers  handt  stehen31),  untz  dass  man  mit  Ihme  vberkompt32) 
vmb  seinEecht;  also  dickh33)  einer  darauff  führe34),  so  bessert  Er 
dreissig  Schilling  pfenning. 

§•  3. 

Item  "Were  es  auch,  dass  er  nit  Im  landt  were,  sol  man  das 
gutt  lassen  ligen  Jahr  und  Tag  vndt 35)  dass  die  Brömen  36) 
wachsent. 

§.  4. 

Item  Were  es  dass  er  käme,  vndt  Gnad  suchet  an  die  dinck- 
hoffsherren ,  vnd  an  Ihren  Meyer,  so  sollen  Sie  In  begnaden. 

§.  5. 

Item  "Were  er  aber  Im  Landt,  so  mögen  Sie  Ihne  begnaden, 
ob  Sie  wollendt37). 

§.  6. 

Item  Welches  gutt  auch  Hübig38)  ist  vnd  Ihme  eines  Hue- 
bers  gebrüstet39),  dass  soll  einen  Huober  geben40)  In  einem  Monat 
vnd  der  soll  auch  schwören,  zu  gedinge  vnd  zu  ringe  zu  gahn  Ihr 
Recht  zu  sprechen.  Thete  er  dass  nit  vnd  zu  gedinge  vnd  zu  ringe 
nitt  käme,  so  er  es  wüsste  vnde  es  Ihme  verckündt  werde,  darum 
were  Er  nit  Meineydig,  Er  bessert  aber  einem  Meyer  zween  Schil- 
ling pfenning. 

§.  7. 

Item  Die  Dinckhoffsherren  haben  auch  dass  recht  dass  sie  mö- 
gen vmb  pfenning  Zinnss  angreiften 4  *)  mit  geistlichem  oder  weltli- 
chem Gericht. 

31)  in  eynes  Meyers  handt  stehen:  d.  h.  in  der  Innehabung ,  dem  Be- 
sitz des  Meiers  verbleiben. 

32)  uberkompt  =  übereinkommt. 

33)  also  dick  =  so  oft  als. 

34)  darauf  führe:  d.  h.  unbefugt  wieder  auf  das  Gut  zurückkehrt,  sich 
eigenmächtig  wieder  in  Besitz  setzt. 

35)  u  n  d  t :  lies:  „untz"  =±  bis. 

3fi)  Brömen  =  Brombeeren:  siehen  oben  pag.  141. 

37)  ob  sie  wollendt:  d.  h.  ganz  nach  ihrem  Belieben. 

38)  hübig  gut  =  Hubgut;  lehnbares  Gut. 

39)  gebrüsten  —  gebristen;  gebresten;  gepresten;  d.  h.  Gebrechen,  Mangel 
haben.  Vergl.  Weisth.  v.  Stotzheim  a.  1412,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  Bd.  I. 
687.  lin.  27:  „wer  es  das  der  hof  brest  oder  mangel  het,  also  das  jemandts 
ab  wer  gangen  (sc.  mit  Tode)"  etc. 

40)  geben  ~  angeben,  d.  h.  anzeigen,  wer  das  erledigte  Gut  übernommen 
oder  angetreten  hat.    Siehe  unten  §.  9. 

41)  angreifen:  d.  h.  pfänden,  pignorare. 
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§.  8. 

Item  ein  Jeglicher  Huober  soll  auch  gehorsam  sein,  recht  zu 
sprechen. 

§.  9. 

Item  Welches  gutt  seinen  Huober  nit  angebe,  dass  mag  ein 
Meyer  oder  sein  bott  verbietten;  also  dickh  man  darüber,  darauff- 
führe,  so  bessert  man  von  ieder  furh  dreissig  Schilling  pfenning. 

§.  10. 

Item  Welches  gutt  man  verkauften  will,  so  In  diesen  dinkoff 
(1.  ,,dinckhoff")  zinset,  dass  soll  man  vorhin  bietten 42)  einem  Schaff- 
ner vnd  seinem  Meyer,  vndt  soll  es  Ihnen  fünf!  Schilling  pfenning 
neher 4:i)  geben ,  dann  einem  andern ;  welcher  dass  nit  entötte 44), 
der  bessert  einem  Meyer  dreissig  Schilling  pfenning. 

§.  11. 

Item  were  es  auch,  dass  Sie  dass  gutt  nit  wolten  vnd  man 
es  änderst  wo  verkauffen ,  so  soll 45)  es  von  einem  Meyer  empfa- 
hen 4fi) ;  darumb  so  würdt  einem  meyer  der  Erschatz 4T) ,  vnd  den 
Huobern  der  Weinkauff. 

§.  12. 

Item  Welches  gutt  verändert  würde48),  es  were  in  Kauff-  oder 
Erbsweisse  und  dass  einen  huober  solt  geben  alss  vorgeschrieben 40), 
so  würdt  den  huobern  Ir  recht  wie  sy  das  erkhenen 50)  vnd  wirdt 
dem  Meyer  von  dess  verkauften  wegen  sein  Erschatz  vnd  von  dess 
Erbss  wegen  würdt  ihm  nüz  51). 

§.  13. 

Item  Die  Huober  hand 52)  auch  dass  recht ,  dass  Ihnen  die 
dinckhoffsherren  sollen  geben,  vier  firtel  Eoggen,  die  mögen  sy 
theilen,  wie  Sy  wöllendt. 

42)  bietten  =  anbieten  zu  kaufen. 

43)  neb  er  t=  woblf  eiler. 

44)  entötte  =e  tbäte. 

45)  soll:  sc.  der  Käufer. 

46)  emp  bähen:  sc.  als  Lehen;  d.  h.  er  soll  sich  vom  Meier  belehnen  lassen. 

47)  Erschatz  —  Ehrschatz;  honorarium,  laudemium:  siehe  oben  p.  158. 

48)  verändert  würde:  d.  h.  an  einen  neuen  Besitzer  übergeht. 

49)  Siehe  hier  oben  §.  6. 

50)  erkhenen  ==  erkennen. 

51)  nütz  £=  nichts. 

52)  hand  =  haben. 
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§•  14. 

Item  ein  Meyer  hat  auch  das  recht ,  daz  die  huober  zu  dem 
ersten  gedinge  sollent  selb  dritt  für  Ine  bezahlen. 

§.  15. 

Item  ein  Meyer  soll  den  huobern  darstellen  drei  Mann,  aus- 
ser 53)  denen  sollen  die  huober  kiiesen 5i)  einen  Bannwartten  bey 
Ihren  Ayden  55),  Welcher  vnder  Ihnen  dreyen  sy  der  böste  56)  dunnekt, 
der  selbig  soll  dann  schwören  einem  Meyer,  des  Bannes  zu  Ebers- 
heim vnd  der  gutter,  so  Inn  den  dinckhoff  zinnssen,  getrewlich  zu 
hüeten  Jahr  und  Tag  ohn  alle  gefährde. 

§.  16. 

Item  es  sollen  die  offtermelte  5")  dinckhoffsherren  dem  dorff 
Ebersheim  vnd  der  Gemeind  alle  Jahr  einen  Stier  vnd  einen  Aber58) 
stellen ,  ohn  alle  gefährde ;  vnd  were  es  auch  dass  Sy  bede  oder 
Ihr  eins  nit  nutz  were,  dass  soll  man  einem  Meyer  verkünden,  der 
soll  Ihnen  darnach  in  einem  Monath  von  beder  stuckh  wegen 
genug  thun ;  gieng  auch  derselben  Vyehe  eins  zu  Schaden 59)  vnd 
es  an  demselben  schaden  funden  würde ,  so  soll  man  es  tugendt- 
lich60)  ausstreiben;  wer  auch  dass  nit  thätte  vnd  derselben  Vyehe 
eins  schädigte  oder  Sie  bede  schädigte,  der  bessert  dreissig  Schilling 
pfenning  einem  Meyer ;  welches  auch  under  den  zweyen  Vyehen 
von  dem  Hürtten  liefFe  oder  sonst  ohn  alle  gefährde  einem  andern 
Vyhe  nähe61),  welchem  Vyhe  es  also  nachlaufft  vnd  zu  hauss  vnd 
zu  hoff  kompt,  der62)  soll  es  mit  seinem  vyhe  Innschliessen,  und 
soll  es  behalten,  vnd  soll  es  des  Morgens  ahntwurten63)  vor  den 
Hürtten 64) ;  thätte  er  dass  nit ,  vnd  wurde  es  verlohren,  so  bessert 
er  einem  Meyer  dreissig  Schilling  pfenning,  vnd  muste  das  vyhe 
geltten. 


53)  ausser  —  aus. 

54)  k  ü  e  s  e  n  ==  kiesen ;  wählen. 

55)  Ayden  —  Eiden. 

56)  böste  —  beste. 

57)  o  f  f  t  e  r  m  e  1 1  e  =  oft  ermeldete ,  erwähnte. 

58)  Aber  ==  Eber;  Saubär. 

59)  zu  Schaden  gehen:  d.  h.  Schaden  anrichten. 

60)  tu  g  e  n  d 1 1  i  c  h :  d.  h.  vorsichtig ,  behutsam. 

61)  nähe  —  sich  nähere,  nahe  komme. 

62)  der :  sc.  huber ,  dessen  der  hof  ist. 

63)  ahntwurten  =  ausantworten,  herausgeben,  verabfolgen. 

64)  Hürtten  =  Hirten. 
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Ii  17. 

Item  die  Edlen  Böckhlin  von  Böckhlinsaw ,  oder  dinckhoffs- 
herren  haben  auch  dass  recht  von  einer  Eptissin  vnd  von  einem 
Closter  zu  Ersheim,  dass  Sie  sollen  fahren65)  mit  Dreyzehen  halb 
Rossen66)  gohn67)  Eberssheim,  vnd  sollen  die  einem  Meyer  be- 
fehlen68), vnd  soll  die  stellen  Inn  der  Huober  Hoff,  vnd  würde 
eines  hinden  hinauss  verlohren ,  so  soll  es  der  Huober  geltten ; 
würdt  es  aber  vornen  auss  verlohren,  so  ist  er  nit  schuldig  daran ; 
der  Huober  soll  ihnen  geben  habern,  hew  vnd  Stroh,  vnd  soll  der 
Meyer  fuetter  geben;  daran69)  würdt  Ihme  auch  der  habern  ahn70) 
viertten  Zinnss71)  von  Jedem  fiertel  Rockhen  ein  Seester  habern ; 
die  seind  bissher  also  geben  worden,  vndt  soll  auch  further  darbey 
pleiben;  dass  hand  die  Huober  mit  gemeinen  Vrthel  erkhandt,  vff 
St.  Niclaussen  Abendt72)  Anno  Dominj  funfftzig  Acht. 

§.  18. 

Item  vndt  damit  die  Huober  fürtherhin  zu  haltung  dess  dinck- 
hoffs  einen  gewissen  tag  hätten,  So  ist  auf  Montags  den  achzehen- 
den  Decembris  Anno  Sechzehen  hundert  mit  gemeiner  Vmbfrag  er- 
merlter  huober  erkhandt  worden,  dass  nun  hinführo  dieser  dinck- 
hoff  Jährlingen  vff  St.  Niclaussen  Abendt  newen  Calenders  soll 
verrichtet  vnd  gehalten  werden. 

§.  19. 

Item  es  hatt  ein  Eptissin  auch  dass  recht  gehabt,  dass  Sie 
mag  mit  ihrem  Segell73)  fahren,  vnd  soll  anfahren  zu  Rathsamb- 
haussen an  dem  Stege,  vndt  soll  fahren  vntz  an  die  Tych  bey  Erss- 
heim  vnd  soll  myden74)  die  lange  Wege  vnd  schmale  Awen,  vndt 


65)  fahren  =  reiten;  reisen;  kommen;  gehen;  treiben;  überhaupt  jede  Art 
der  Bewegung  bezeichnend;  siehe  auch  unten  §.  20. 

66)  halb  Kossen  —  Halbrossen;  siehe  oben  pag.  144. 

67)  gohn  =  gen,  gegen,  d.  h.  nach. 

68)  befehlen  ==  anempfehlen. 

69)  daran  =  darum. 

70)  ahn  =  an,  am. 

71)  Zins  =  Jahreszins;  s.  oben  p.  152. 

72)  St.  Nicolaus  Abend  Vorabend;  vergl.  der  Weihnachtsabend:  Neu- 
jahrsabend u.  s.  w. 

73)  Segell  ==  Segel;  Tuch;  hier  wohl  ein  mit  Tuch  (Segeltuch,  grober  Lein- 
wand) überspannter  Wagen ;  doch  könnte  nach  der  Localität  auch  ein  Segelboot 
gemeint  sein. 

74)  myden  —  mitten  oder  quer  durchfahren  (ahd.  mitan,  metiri,  dividere). 


249 


breite  lachen,  vnd  soll  sie  niemands  darumb  schäzigen75)  noch  zu 
red  stellen,  vnd  wer  anders  fehlt,  der  bessert  einer  Eptissin  dreussig 
Schilling  pfenning;  dass  recht  haben  auch  die  von  Landsperg  vnd 
Jezund  die  Böckhlin  von  Bockhlinsaw. 

§.  20. 

Item  ein  Eptissin  hat  auch  dass  recht  gehabt,  vnd  nach  Ihren 
die  von  Landtsperg,  Jetzo  aber  die  Böckhlin  von  Bockhlinsaw,  dass 
sie  mögen  fahren  76)  vff  den  Hochwaldt  mit  achtzig  Schweinen  vnd 
die  sollen  die  Förster  empfahen  vnd  sollen  einen  Pferch  machen, 
vnz  an  den  dritten  77) ,  vnd  wann  die  schwein  darein  gohnd 7S) ,  so 
sollen  die  Förster  nehmen,  ohne  eins  dass  vorderst79);  vndt  vff 
die  Zeitt ,  dass  man  sie  will  wider  heim  nehmen ,  so  sollent  Ihme 
die  vorster  nachvolgen  vntz  gehn  Erstheim  vnder  die  Portten80), 
vnd  sollen  da  nehmen  ohne  eines  dass  hunderste  81) ;  vnd  man  soll 
auch  den  förstern  ein  Imbiss  geben,  brodt  dass  nicht  hendiget82), 
vndt  wein,  der  nicht  kaupffiget s3)  vnd  einen  füedrigen  vass-bödens4) 
voller  gutter  Ruffelcken 85)  vische ,  also  voll ,  dass  die  Schwäntz 
darüber  abhangendt;  vnd  wan  die  förster  von  dannen  gehnd,  so 
soll  man  Ihr  Jeglichem  sechs  pfenning  geben,  damit  hat  man  Ihnen 
den  vollen  gethan86). 

§.  21. 

Item  die  Böckhlin  von  Böckhlinssaw  obgenannt,  haben  auch 
von  einer  Eptissin  vnd  dem  Kloster  zue  Erstheim,  das  recht,  dass 
man  Ihr  Spruch,  Zwing  vnd  bann  zu  Eberssheim,  Dieb  vnd  Dieb- 
stockh  vnd  stein  Gericht ,  vnd  alle  andere  fräuel 87) ,  vnd  wa  Sie 


75)  schätzigen  —  schanzen ,  eine  Geldzahlung ,  Entschädigung  verlangen ; 
vergl.  brandschatzen. 

76)  fahren:  siehe  pag.  144. 

77)  Dritten:  Name  einer  Localität. 

78)  gohnd  =  gehen. 

79)  ohne  eins  das  vorderst  =  das  zweite.  —  Im  Original  werden  hier 
durch  ein  Versehen  des  Schreibers  die  Worte  wiederholt:  „und  wan  sie  darein 
gohndt". 

80)  Portten  s=  lat.  porta:  Pforte;  Thor. 

81)  ohne  eins  das  hunderste  —  das  neun  und  neunzigste. 

82)  hendigen  —  sauer,  bitter,  schimmelig  sein;  siehe  oben  pag.  155. 

83)  kaupffigen  s=  kaumpfig,  kahnig  sein;  siehe  oben  pag.  155. 

84 )  füdrigen  vass-böden  =  Boden  eines  Fasses,  das  ein  Fuder  hält. 

85)  Ruffelgen  =  Eothfelgen;  eine  Salmenart. 

86)  Einem  den  vollen  thun:  d.  h.  vollkommen  Genüge  thun. 

87)  Hier  fehlt  das  Zeitwort ;  etwa :  „erkhennen  (anerkennen)  rauss". 
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dass  nit  gehaupten 8S)  mag ,  so  soll  Sie  einen  Bannrichter  anruffen, 
vnd  wann  Sie  dass  thut,  dauor  würdt  Ihme  der  dritt  pfenning. 

§.  22. 

Letstlichen  ist  auch  durch  die  Huber  Erkhandt,  dass  kein 
hueber  vber  drei  huobrecht 89)  haben  soll ;  was  aber  ein  huober 
weitter  oder  mehr  trüeg  vnd  hette,  dass  soll  er  einem  andern 
dingen 90) ,  der  dann  gleicher  weiss  als  andere  huober  dess  dinck- 
hoffs  Ordnung  schwören  vnd  halten  solle.  Erkhandt  auff  Montags  nach 
St.  Ambrosii  tag  Anno  Dominj  Funffzehenhundert  vndt  zwanzig  vier. 

(Hierauf  folgt  die  Specification  der  ,, Zinsen  und  Gültten, 
sambt  den  Güttern".) 


Anlage  B. 

Weisthum  des  Dinghofes  zu  Nonnenweiler. 

(Nach  einer  Handschrift  aus  dem  XV.  Jahrhundert  im  Freiherrlich  von  Böcklin- 
schen  Archive  zum  Erstenmale  abgedruckt.) 

1. 

(Aelterer  Text.) 
Nannen  willer1). 

Item  daselbst  hat  die  Epptissin  von  Sanct  StefFan.  alle  Jar. 
Drey  pfundt  drey  Schilling  vnnd  vier  pfenning.  gemeines  gelts  von 
zinssen.  Item  wer  das  guth  Inhat.  Der  gibt  nach  seinem  Todt  Ein 
Vaal2)  der  Eptissin.  Item  von  denselben  zinssen.  gibt  man  alle  Jar 
dem  von  Windeckh  Sechs  Vntz  3),  Vnnd  den  Vögten  von  Wasselnheim. 


88)  gehaupten  —  behaupten,  gegen  Widerspanstige  aufrecht  erhalten. 

89)  hubrecht  —  Hubgut. 

<J0)  dingen  s=  vertragsmässig  überlassen ;  verkaufen  u.  dergl. 

{)  Die  Herrschaft  Nonnenweiler,  woran  die  Familie  der  Böcklin  von  Böcklinsau 
gegenwärtig  mit  5/i2  participirt,  rührt  von  dem  Frauenstift  S.  Stephan  zu  Strass- 
burg  her  (Urk.  1501). 

2)  Vaal  —  Fall;  Sterbfall,  Besthaupt,  mortuarium. 

3)  untz  —  Untzen,  Geldsumme. 
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ij.  Vntz  zu  Vogtrecht.  Das  vberig  soll  werden  der  Eptissin  Vnnd 
Ist  Ir  das  Neuwent 4)  Zwey  pfundt  worden.  Doher  von  den  meigren. 
Item  man  Soll  auch  wissen.  Das  die  vorgenanten  Vögte  pfenden 
sollen,  vmb  die  Zinss.  Wo  der  meyger  sy  wyset.  Do  die  Zinss 
vfstand5),  Vnnd  man  sy  Im  nit  geben  wil.  Item  Die  Eptissin 
Leyhet  auch  die  meigerey  zu  Nunnenwyller.  vnnd  sol  Ir  daruor  die 
vorgenanten  Zinss  samblen,  vnnd  IrVelle6).  Vnnd  soll  Ir  schweren. 
Ire  Hoffrecht  Zubehalten.  Vnnd  Ir  Zinss  vnnd  Velle  zu  antwurten, 
mit  gantzen  treuwen  vnnd  Rechtem  fleiss.  Item  So  hat  auch  die 
Eptissin  Den  halben  zehenden,  vber  allen  Bann,  an 7)  die  new  gerutt 
die  gibt  Ir  keinen  Zehenden,  hat  Ir  gethan  der  halb  theyl  funfftzig 
fiertel  Rockhen  vnnd  habern.  an  Iren  schaden  biss  gehn  Strassburg 
In  die  Statt.  Item  so  höret  zu  der  meygrey  von  Nunnenwyller. 
Ein  Höltzlin  ist  gelegen  zu  der  Widern  Speckchen.  Bey  der  von 
Nunnenwyller  Almendt.  So  hörendt  auch  darzu  drey  Aekher  vnnd 
sindt  ein  Byhel,  vnnd  lyt  der  vnnderthalbs  des  Rebgarten.  So 
höret  darzu  ein  Ackher  ligt  hinder  der  kirchen.  So  höret  darzu 
ein  hoff  der  heysset  der  Schiitzhoff.  Vnnd  ligt  ein  sytt8)  bey  der 
kirchen,  vnnd  die  annder  syt  bey  der  geringen.  Item  so  hat  auch 
ein  meyger  zu  rechten.  Wenn  ein  guth  veranndert9)  werde,  vnnd 
das  man  es  von  Im  soll  empfahen 10) ,  vnnd  soll  Im  dann  geben 
zu  Erschatz  n)  halb  als  vil  als  er  zu  Zinss  gibt,  vnnd  Sechs  Pfening 
Zusatz  vnnd  ein  fiertel  weins  vnnd  vier  wyssbrot 12).  So  gibt  auch 
der  Es  Empfahet  dem  meygere  vnnd  den  hubern  miteinannder  zu 
brauchen.  Ein  fiertel  weins  vnnd  vier  Brot.  Item  So  hat  auch  Ein 
meyger  das  Recht.  Das  Er  alle  Jar  die  Benne 13)  vber  das  korn 
machen  sol.  Wo  das  korn  noch  nit  zeittig  were,  Das  er  dasselbig 
soll  verbieten.  Das  keiner  weyter  dann  das  Pflugrecht  schneiden  14). 


4)  neuwent  =  neuerlich. 

5)  ufstant  ==  usstand,  ausstehen,  rückständig  sind. 

6)  Velle:  plur.  v.  Vaal;  s.  Note  2. 

7)  an  =  ohne;  ausser. 

8)  Sytt  =  Seite. 

9)  verändert;  vergl.  Note  48.  zu  §.  12  der  ebersheimer  Dinghofserneuerung. 

10)  emp  nahen:  siehe  eben  das.  §.  11.  Note  46. 

**)  Erschatz:  ebenda s.  Note  47  zu  §.  11.  der  ebersheimer  Dinghofser- 
neuerung. 

12)  wiss  brot  =  weisse  Brode. 

13)  Benne:  plur.  v.  Bann;  d.  h.  die  Verbote. 

14)  Pflugrecht:  vergl.  hierüber  die  Erörterung  Nr.  XIV.  Eine  ähnliche 
Befugniss  der  Huber,  aber  nur  in  viel  geringerem  Umfange,  nämlich  nur  so  weit 
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Das  Ist  zwei  Ackher.  Vnnd  welcher  darüber  weither  schneidt,  vnnd 
wer  die  Bricht,  der  soll  dem  meyger  geben,  v.  sch.  Vnnd  der 
geburschaft  auch.  v.  sch.  Die  v.  sch.  sol  ein  meyger  Ingewinnen. 
Dauon  sol  ein  meyger  haben  ein  Wucher-Binnt 

2. 

(Neuerer  Text.) 
Nunncnweyler  Dinckhoff  Rodel. 

In  dem  dorff  zu  Nunnenweyler  hat  dy  Abtey  zu  S.  S. l)  zu 
Strassburg  alle  Jar  iij  lib.  vij  iij  ^  iij  ortlin,  vnd  welcher  des 
gutts ,  dauon  die  Zinss  (zu)  gelten  hat ,  der  gibt  nach  seinem  todt 
der  Äbtissin  zu  S.  S.  einen  fall 2) ,  vnd  gibt  man  von  den  selben 
Zinssen  vff  diss  mal  Herrn  Jacob  Brosinger,  Amptmann  zu  Etten- 
heim,  zu  Vogtrecht  xiij  iiij  das  vbrig  sali  werden  der  Ebb- 
tissin  bei  S.  S.  Man  sali  auch  wissen,  das  der  vorgenant  vogt,  wo 
einer  die  Zinss  nit  reichen  oder  bezalen  will ,  vnd  der  meyer  in 
dahin  weiset,  denselbigen  on  gericht  pfenden  sali.  Man  sali  auch 
wissen,  das  ein  Abbtissin  zu  S.  Steffen  die  Meyerey  zu  Nunweyler 
leyhet  vnd  sali  yr  der  meyer  dauor  genanten  Zinss  vnd  fäälle3) 
samlen  vnd  yr  schweren  des  hoffs  rechte  zu  handthaben  nach  seinem 
besten  vermögen,  auch  yr  die  Zinss  vnd  fälle  zu  vberliffern  mit 
gantzen  trewen.  Man  sali  auch  wissen  das  die  Äbtissin  vorgenant 
den  halben  Zehenden  hat  on  die  newen  gerütten 4) ,  vnd  hat  der 
halb  Zehenden  vff  dissmal  xliiij  fl.  5)  roken  vnd  haber  ir  zu  liffern 
gehn  Strassburg  in  die  Abtey  on  kosten  vnd  schaden.  Man  sali 
auch  wissen,  das  zu  der  meyerey  zu  Nunnenweyler  ein  heltzlin 
oder  weldlin6)  gehört,  welches  gelegen  ist  bei  der  Nidern  Speckin 
vnd  der  von  Nunnenweyler  Alment.    So  gehören  auch  zu  mehr  ge- 


„als  der  Pflug  reicht",  d.  h.  eine  Pfluglänge,  gestattet  das  Weisthum  von 
Bassenheim,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  690.  lin.  24;  woraus  man  zugleich 
sieht,  dass  man  den  Rocken  vierzehn  Nacht,  und  die  Gerste  drei  Wochen  vor  der 
Aerndte  in  Bann  zu  thun  pflegte. 

13)  Wucher-Rintt  =  Wucher-Rind,  Zuchtstier.   Siehe  oben  pag.  169. 

1)  S.  S.  =  Sanct  Stephan. 

2)  Fall  ==  Sterbfall ^  mortuarium ;  siehe  Note  1  zum  Texte  A. 

3)  Fäälle  =  Fälle;  mortuaria. 

4)  new  gerütt:  d.  h.  neu  gereutetes ,  gerottetes  Land:  Rottland. 

5)  fl.  s&  fiertel,  Viertel. 

6)  heltzlin  oder  weldlin  =  hölzlcin  oder  -wäldlein. 
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melter  Meyerey  drey  aeker,  vnd  sind  ein  Bühel,  ligen  aber7)  am 
Rebgarten ;  Item ;  ein  acker  hinder  der  kirehen  zu  Nunnenweyler ; 
Item  ein  hoff  heisset  der  Schutzhoff,  vnd  ligt  neben  der  kirehen. 
So  hat  auch  ein  Meyer  das  recht,  so  ein  gutt  verändert  wirt,  das 
man  es  von  ime  empfahen  sali,  vnd  sali  der  so  das  gutt  empfahet, 
dem  meyer  halb  so  vill  zu  ehrschatz  geben  als  der  Zinss  ist,  der 
vom  gutt  geltt 8),  vnd  vj  Zusatz,  vnd  1  viertel  weins  vnd  4  weiss- 
brot  vnd  gibt  auch  der  es  empfahet  dem  meyer  vnd  den  hubern 
1  viertel  weins  vnd  4  weissbrot.  Man  sali  auch  wissen,  das  der 
meyer  das  Recht  hat,  das  er  alle  Jar,  so  die  Erndt  kompt,  die 
Banne  vber  das  korn  machen  soll,  vnd  welcher  die  bricht,  der  sali 
dem  meyer  geben  v.  sch.  vnd  der  Gemein  zu  Nunnenweyler  auch 
v.  sch.  vnd  sali  der  meyer  die  v.  sch.  erbringen  vnd  darumb  halten 
einen  stier  oder  wucherrindt. 

Dinckhoff  Rodtell  zu 
Nonnenweyler. 


Anlage  C. 

Bemerkungen  zu  den  Urkunden, 

das 

Kloster  Ebersheimmünster 

betreffend, 

welche  in  Schilt  er,  Jus  feudale  Alemannicum,  edit.  II.  Argentorati, 
1728,  und  bei  Grandidier,  histoire  de  leglise  de  Strassbourg,  1776, 
abgedruckt  sind,  und  über  die  wissenschaftliche  Bedeutung  alter  un- 
ächter  Urkunden  überhaupt. 

Bei  Schilter,  Jus  feudale  Alemannicum,  p.  362,  finden  sich 
nach  der  Abhandlung  von  Eehm,  de  curiis  dominicalibus ,  drei 
Urkunden  abgedruckt,  die  aus  einer  von  Obrecht  mitgetheilten 
Handschrift  einer  bis  zum  Jahr  1235  fortlaufenden  Chronik  des 
Klosters  Ebersheimmünster  genommen    sind.    Da  die  "Weis- 


7)  ab  er  =s  ober,  oberhalb. 

8)  geltt:  d.  b.  giltet ;  als  Gült  gebührt. 
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thümer  des  Klosters  Ebersheimmünster  vielfach  zur  Erläuterung  der 
Rechtsverhältnisse  auf  dem  Erstein'schen,  nachher  von  Lands- 
berg'schen  und  zuletzt  von  Böcklin'schen  Dinghofe  zu  Ebers- 
heim benützt  werden  mussten,  so  mögen  hier  noch  einige  Be- 
merkungen über  diese  drei  Urkunden  Platz  finden. 

Die  erste  dieser  Urkunden  rührt  von  dem  Merowinger  Theo- 
dorich III.,  die  andere  von  Karl  d.  Gr.  her,  die  dritte  wird 
Ludwig  d.  Er.  zugeschrieben.  Die  Urkunde  Theodorich's  III. 
ist  vom  9.  Eebr.  648  datirt;  sie  findet  sich  in  einem  correcteren 
Texte  bei  Grandidier1)  nebst  einem  zweiten  incorrecten,  dem 
Schilt  ersehen  ähnlichen  Texte2).  Diese  Urkunde  enthält  das 
erste  Immunitätsprivilegium  für  das  Kloster  Ebersheimmünster,  wel- 
ches hierin  Monasterium  Novientiense  genannt  wird,  nach 
dem  alten  Namen  der  Insel  Novientum,  worauf  es  erbaut  wor- 
den war.  Die  Aechtheit  des  correcten  Textes  dieser  Urkunde,  wie  ihn 
Grandidier  gibt,  ist  unbestritten.  Ausser  den  Gründen,  die  bei 
Grandidier  für  die  Aechtheit  dieses  Documentes  angeführt  wer- 
den, kommt  noch  in  Betracht,  dass  der  Inhalt  und  der  Styl  voll- 
ständig mit  den  Formularien  übereinstimmen,  wie  sie  sich  bei  M  ar- 
culf  finden;  überhaupt  sind  die  darin  erwähnten  Rechtsverhältnisse 
und  die  Rechtssprache  ganz  der  merowingischen  Zeit  angemessen. 
Namentlich  ist  es  ganz  in  dem  Geiste  dieser  alten  Zeit,  wenn  darin 
die  Untersassen  oder  Hübner  des  Klosters  als  „homines  inge- 
nui,  qui  in  mundeburde  monasterii  sunt"  bezeichnet  werden;  denn 
damals  galt  die  Ueberweisung  eines  Mannes  an  eine  Kirche  als  tri- 
butarius,  tabularius  oder  homo  ecclesiasticus  als  eine  Art  der  Frei- 
lassung und  die  Kirche  rechnete  es  sich  als  ein  grosses  Verdienst 
an ,  keine  gemeinen  maneipia  oder  servos ,  sondern  liberos  censua- 
les  zu  haben3),  während  in  der  späteren  Zeit  auch  die  Censualen 
der  Kirche  häufig  als  eine  Art  von  Hörigen  oder  eigenen  Leuten 
behandelt  wurden.  Das  Schutzverhältniss  dieser  Leute  zu  dem  Abte 
heisst  in  der  Urkunde  Theodorich's  III.  „mundiburde,  defen- 
sio",  was  die  damals  üblichen  Bezeichnungen  waren;  sogar  der  die 


1)  Grandidier,  histoire  de  l'eglise  etc.  de  Strassbourg.  1776.  T.  I.  (Cod. 
prob.)  p.  40.  Nr.  23. 

2)  Eben  das.  p.  41.  Nr.  24. 

3)  Vergl.  hierüber  meine  deut.  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  26  L  Note  3  ; 
274.  281.  286.  363.  367  u.  flg. 
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Schutzhörigkeit  zum  Gutsherrn  speziell  bezeichnende  Ausdruck  in 
der  Forniula  Marculfi  I.  no.  24 

,,qui  per  eum  sperare  videntur" 
findet  sich  in  dieser  Urkunde  wieder.  Ueberhaupt  enthält  diese  Ur- 
kunde nichts,  was  nicht  acht  sein  könnte,  und  daher  würde  auch 
die  Wissenschaft  durch  die  Anzweifelung  derselben,  wozu  auch  kein 
äusserer  Grund  vorliegt ,  nichts  gewinnen. 

Die  andere  Urkunde  ist  das  Immunitätsprivileg,  welches 
Karl  d.  Gr.  dem  Kloster  Ebersheimmünster  ertheilt  hat.  Es  ist 
ausgefertigt  zu  ,,Ferdi  in  Saxonia"  (Eerden  oder  Verden  in  West- 
phalen)  am  12.  August  810.  Auch  diese  Urkunde  findet  sich  bei 
Grandidier  in  correcterem  Abdruck4)  ;  ihre  Aechtheit  ist  ebenfalls 
unbestritten6).  Karl  d.  Gr.  erklärt  hierin,  die  älteren  Urkunden 
gleichen  Inhalts  ,  namentlich  ein  Privilegium  des  K.  P  i  p  i  n ,  wel- 
ches aber  nicht  vorliegt,  bestätigen  zu  wollen.  Den  Kern  bildet 
die  Formel  der  Immunitätsverleihung,  welche  in  den  karolingischen 
und  den  späteren  kaiserlichen  Urkunden  dieser  Art  regelmässig  ent- 
halten ist,  übrigens  nach  dem  Zeugnisse  des  Marculf  im  VII.  Jahr- 
hundert im  Wesentlichen  schon  eben  so  gebräuchlich  war.  Es  heisst 
nämlich  daselbst : 

,,(ut)  nullus  judex  publicus ,  nulla  judiciaria  potestas,  spirita- 
,,lis  seu  secularis,  ingredi  violenter  audeat"  etc. 

Auffällig  ist  hier  jedoch  die.  Beifügung  der  Worte  ,,spirita- 
lis  (spiritualis)  seu  secularis",  welche  in  anderen  ächten  Ur- 
kunden aus  dieser  Zeit  nicht  angetroffen  werden.  Man  wird  sich 
daher  einigen  Bedenkens  gegen  die  Aechtheit  dieser  Urkunde  doch 
nicht  erwehren  können  und  sich  versucht  finden ,  mindestens  in  diesen 
Worten  eine  spätere  Interpolation  zu  sehen,  zu  welcher  das  Streben 
der  Aebte  Veranlassung  gab,  sich  nicht  nur  von  der  weltlichen  Ju- 
risdiction der  königlichen  Beamten ,  sondern  auch  von  der  geistlichen 
Gerichtsbarkeit  der  Bischöfe  zu  eximiren.  Als  Vorbild  mögen  dabei 
etwa  Urkunden  aus  der  hohenstaufischen  Zeit  gedient  haben,  welche 
mitunter  einer  jeden  auswärtigen  „  ecclesias'tica  secularisve 
persona"  die  Ausübung  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  in  dem 
befreiten   Bezirke   untersagen0)  ,  was  offenbar  einen  andern  Sinn 


4)  Grandidier,  1.  c.  Tom.  II.  (Cod.  prob.)  p,  154.  Nr.  86;  auch  bei  Bou- 
quet,  Tom.  V.  p.  775. 

5)  Vergl.  Böhmer,  regesta  Carolorum,  p.  25.  Nr.  86. 

•J  Vergl.  z.  B.  die  ürk.  K.  Friedr.  I.  1168  für  Würzburg  in  Oetter's 
Wappenbelustigungen,  Stück  2,  p.  94.  lin.  8. 
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hat,  als  ein  Privileg  gegen  die  judiciaria  potestas  eines  judex  spi- 
ritualis. 

Ausser  einigen  geringfügigen  Ungenauigkeiten  findet  sich  aber 
bei  Schilter,  wie  sich  aus  der  Vergleichung  mit  dem  Abdruck 
bei  Grandidier  ergibt,  in  dieser  karolingischen  Urkunde  eine 
ganz  ungehörige  spätere  Einschiebung  oder  Interpolation;  nämlich 
die  Bedrohung  der  Verletzung  dieses  Privilegs  mit  einer  Strafe  von 
40  Pfd.  Gold  zu  Gunsten  des  k.  Fiscus.  Eine  solche  königliche 
Androhung  ist  überhaupt  für  die  Zeit  Karl's  d.  Gr.  ungewöhnlich; 
sichere  Beispiele  hierfür  finden  sich  wohl  erst  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  IX.  Jahrhunderts7).  Auch  ist  die  Strafdrohung  bei  Schilter 
ganz  an  einem  ungehörigen  Orte ,  nämlich  erst  nach  der  Gegen- 
zeichnung des  Vizekanzlers  Ibbo  eingetragen,  während  sie  doch, 
wenn  sie  acht  wäre ,  vor  derselben  als  Bestandtheil  des  Haupttextes 
der  Urkunde  stehen  müsste.  Uebrigens  wird  eben  diese  Strafe  von 
40  oder  auch  50  Pfund  Gold  in  manchen  elsässischen  Dinghofur- 
kunden als  von  den  Kaisern  auf  die  Verletzung  der  verliehenen 
Freiheiten  gesetzt,  erwähnt,  wie  z.  B.  in  den  Weisthümern  von 
Gressweiler  und  Grussenheim8).  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich, 
dass  ein  späterer  Copist  eigenmächtig  eine  solche  Strafandrohung 
aus  Privilegien  späterer  Kaiser  in  eine  Abschrift  der  alten  ächten 
Urkunde  übertrug. 

Anders  verhält  es  sich  aber  mit  der  dritten  bei  S  c  h  i  1 1  e  r 
abgedruckten  Urkunde,  welche  Ludwig  d.  Fr.  dem  Kloster  Ebers- 
heimmünster zu  Gelenheim  (Ingelheim)  (a.  824  tertio  nonas  No- 
vemb.)  ausgestellt  haben  soll. 

Diese  Urkunde  findet  sich  auch  bei  Grandidier,  aber  mit  dem 
Datum:  Ingelenheim,  tertio  Nonas  Novembris  814°).  Die  Unächt- 
heit  dieser  Urkunde  ist  von  Grandidier  sowohl  aus  äusseren  als 
inneren  Gründen  nachgewiesen  worden10);  nur  kann  man  Gran- 
didier darin  nicht  beistimmen,  wenn  er  den  Gebrauch  des  Wor- 
tes infeodare,  feodum,  feodati,  auch  als  Grund  der  Verdäch- 


7)  Vergl.  z.  B.  Cap.  Widonis  a.  889,  cap.  9;  Pertz,  Legg.  J.  p.  558.  — 
Nicht  zu  verwechseln  mit  diesen  königlichen  Androhungen  sind  die  Androhungen 
von  Strafzahlungen  in  ähnlichen  Beträgen  an  den  Fiscus,  welche  Privatpersonen 
ihren  Verfügungen  zu  Gunsten  der  Klöster  beizufügen  pflegten,  um  dadurch  ihre 
Erben  von  der  Anfechtung  derselben  abzuhalten.  Diese  waren  schon  im  Vlll.  Jahr- 
hundert sehr  häufig.  » 

8)  Siehe  oben  Seite  25. 

9)  Grandidier,  1.  c.  T.  II.  p.  156. 

10)  Eben  das.  T.  I.  Abhdl.  IY.  p.  103—106. 
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tigkeit  anführen  will ,  indem  hier  oben  nachgewiesen  worden  ist, 
dass  nicht,  wie  man  bisher  allgem^n  annahm,  das  Wort  feodum 
erst  seit  dem  Ende  des  IX.  Jahrhunderts  aufkam ,  sondern  aller- 
dings schon  in  Urkunden  seit  819  gefunden  wird,  und  also  sicher 
schon  früher  in  Gebrauch  war 1 1).  Im  Gegentheile  hat  der  Fälscher 
in  dieser  Beziehung  ganz  richtig  die  ursprüngliche  Bedeutung  von 
feodum  als  gemeine  Bauerleihe  festgehalten  und  gebraucht 
auch  ganz  dieser  Sprechweise  des  IX.  Jahrhunderts  gemäss  den 
Ausdruck  infeodare  von  der  Verleihung  eines  Gutes  als  Bauer- 
leihe, wobei  man  zugleich  erfährt,  dass  es  an  dem  Dinghof  von 
Ebersheimmünster,  wie  in  manchen  andern  Gegenden  Süddeutsch- 
lands Sitte  war,  nach  dem  Tode  eines  Hubers  den  jüngsten  Sohn 
als  Anerben  in  das  Gut  neben  seiner  Mutter,  der  Wittwe,  eintreten 
zu  lassen,  also  der  sog.  Minorat  als  herkömmliche  Successionsart 
unter  den  Hubern  galt12): 

„Si  quis  autem  de  familia  ecclesiae  obierit . . . .  iunior  filius  ipsius 
,,si  de  familia  ecclesiae  fuerint,  cum  matre  infeodetur". 

Ebenso  tritt  in  dieser  Urkunde  recht  schön  der  auch  sonst  im 
IX.  Jahrhundert  bemerkliche  Gegensatz  von  beneficium,  als  der 
Verleihung  des  Herrenrechtes  an  einem  Bauerngute  und  des 
feodum  als  Bauerleihe  hervor.  Dagegen  verräth  sich  die 
Fälschung  eben  dadurch,  dass  das  feodum  als  ,,  servile"  be- 
zeichnet wird.  Dieses  Beiwort  beizufügen  konnte  erst  in  einer  Zeit 
für  nothwendig  erachtet  werden,  wo  sich  bereits  der  neuere  Begriff 
von  feodum  als  Ritterlehn  gebildet  hatte,  und  man  daher  für 
nothwendig  fand,  davon  das  gemeine  Bauerlehn  oder  Hoflehn  durch 
besondere  Beifügungen  zu  unterscheiden. 

Ueberhaupt  aber  finden  sich  noch  viele  von  Grandidier  nicht 
hervorgehobene  innere  Gründe,  welche  die  angebliche  Urkunde  L  u  d  - 
w  i  g's  d.  Fr.  als  unterschoben  erkennen  lassen  ;  namentlich  gehört  hier- 
her der  Gebrauch  solcher  Ausdrücke,  welche  erst  seit  dem  XI.  Jahr- 
hundert in  den  Urkunden  gefunden  zu  werden  pflegen,  wie  z.  B. 
forensis  vel  civilis  querimonia,  furta  et  latrocinia  extra  septa 
monasterii  perpetrata;  taxatio  und  vindicta  judiciaria  für  bannus  als 
Strafgeld;  frevel a  u.  s.  w. 

Das  grösste  Bedenken ,  welches  aus  dem  Inhalte  dieser  Ur- 
kunde,   die  übrigens  auch  wieder  die  verdächtige  Strafandrohung 


<l)  Siehe  oben  pag.  227. 

12)  Schilter,  Jus  Feud.  Alam.  p.  364.  col.  2.  —  Grandidier,  1.  c.  II. 
p.  158.  cod.  prob.  Nr.  87. 

ZÖpfl,  Alterthümer.  I.  17 
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von  40  Pfund  Gold  enthält,  gegen  deren  Aechtheit  entnommen  wer- 
den kann ,  gründet  sich  aber  §uf  die  Darstellung  des  Verhältnisses 
der  Kirche  zu  ihrem  Advocatus.  Dieser  erscheint  hier,  so  verblümt 
es  auch  ausgedrückt  wird,  doch  bereits  als  ein  Bedränger  der 
Kirche,  dem  sie,  um  seinen  Erpressungen  zu  entgehen  und  seinen 
,,introitus  et  accessus"  abzuwenden,  dabei  aber  doch  seinen 
Schutz  desto  besser  zu  gemessen,  zahlreiche 'namentlich  aufgeführte 
Güter  zu  ,,beneficium"  geben  muss,  und  zwaT  wird  diese  Zu- 
sicherung sogar  auf  die  „successores"  des  advocatus  ausge- 
dehnt, worunter  hier  nur  dessen  Nachkommen  verstanden  sein  kön- 
nen. Eine  solche  Stellung  der  advocati  zu  den  Kirchen  war  aber 
zur  Zeit  Ludwigs  d.  Fr.  noch  nicht  eingetreten ;  namentlich  konnte 
damals,  wo  die  Vorschrift  Karl's  d.  Gr.,  dass  alle  Kirchen  advo- 
catos  haben  sollten,  noch  erst  eine  neue  und  durchaus  zeitge- 
mässe,  damals  zum  grössten  Vortheil  der  Kirchen  ergangene  Ver- 
ordnung war,  nicht  zugleich  schon  wieder  dem  Advocatus,  der  auf 
dem  kirchlichen  Immunitätsbezirk  die  Gerichtsbarkeit  ausüben  sollte, 
das  Recht ,  dort  zu  erscheinen,  durch  ein  Privilegium  entzogen  wer- 
den wollen,  welches  es  in  das  Belieben  des  Abtes  stellt,  ob  er  den 
advocatus  herbeirufen  will. 

Erst  gegen  das  Ende  des  X.  und  besonders  seit  dem  Anfang 
des  XI.  Jahrhunderts  wird  ein  Umschwung  in  der  Stellung  der 
Vögte  und  der  Prälaten  bemerklich:  erst  von  hier  an  beginnen  die 
Vögte  auf  die  Prälaten  zu  drücken  und  sie  zu  lehenweiser  Verlei- 
hung grosser  und  vieler  Güter  zu  nöthigen  und  sich  den  Besitz 
derselben,  so  wie  ihr  Amt,  erblich  zusichern  zu  lassen.  Eben  so 
fingen  auch  um  dieselbe  Zeit  erst  die  Prälaten  an,  wegen  der  gros- 
sen Kosten,  die  für  ihre  Kirchen  oder  Klöster  und  deren  Unter- 
sassen  aus  der  Zehrung  der  Vögte  und  ihrer  Gefolge  erwuchsen, 
sich  kaiserliche  Privilegien  zu  erwirken,  dass  der  Vogt  nicht  mehr 
befugt  sein  solle,  auf  dem  Gute  zu  erscheinen,  wenn  er  nicht  von 
dem  Prälaten  besonders  hierzu  aufgefordert  werde. 

Die  bisher  besprochene  falsche  Urkunde  Ludwig's  d.  Fr.  fin- 
det sich  noch  in  einer  andern  weitläufigeren  Gestalt  ,  d.  h.  mit 
noch  vielen  Einschiebungen  versehen  bei  Gran  didier 13),  worin 
namentlich  einige  Bestimmungen  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Colonen  und  anderer  zur  Familie  der  Kirche  gehörigen  Personen 
(milites)  und  des  Advocatus  vorkommen,  welche  nicht  wohl  vor  dem 
XI.  Jahrhundert  in  solcher  "Weise  bestanden  haben  können.  Gele- 


<3)  Gr  and i  die  r,  1.  c.  II.  p.  176.  Cod.  prob.  Nr.  96. 
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gentlich  ist  liier  ein  sinnentstellender  Schreibfehler  in  dieser  Urkunde 
zu  rügen,  den  Grandidier  nicht  erkannt  hat.  Es  heisst  daselbst14): 

,,quisque  villicus  ipsa  die  (placiti)  duos  panes,  duos  pallos,  et 

„sextarium  vini  dare  debet". 

Grandidier  erklärt  p  a  1 1  o  s  durch  frz.  pieu,  Pfahl;  da  aber 
von  Gegenständen  die  Rede  ist,  welche  zur  Zehrung  dem  Advo- 
catus  zu  geben  sind,  so  liegt  klar  vor,  dass  pullos'"  Hühner, 
gelesen  werden  muss ,  welche  einen  regelmässigen  Bestandtheil  sol- 
cher Zehrungen  bildeten. 

Wenn  nun  die  Urkunde,  welche  Ludwig  d.  Fr.  zugeschrie- 
ben wird,  allerdings  nur  für  ein  Fabrikat  des  XI.  und  XII.  Jahr- 
hunderts gehalten  werden  kann ,  so  berichtet  sie  doch  aus  älterer 
Zeit  einen  bemerkenswerthen  Thatumstand,  der  für  die  Geschichte 
der  sog.  geistlichen  Territorien  nicht  ohne  Bedeutung  ist.  Nachdem 
nämlich  auch  hier  wie  in  den  vorhergehenden  Urkunden ,  welche 
dem  K.  Theodorich  III.  und  Karl  d.  Gr.  beigemessen  werden, 
erzählt  ist,  dass  der  Herzog  Aticho  und  seine  Gemahlin  Bers- 
winda  das  Kloster  auf  ihrem  eigenen  Grund  und  Boden  erbaut 
haben  („in  suo  proprio  construxerunt  fundo"),  so  wird  weiter  ange- 
geben, dass  dieser  Herzog  und  seine  Tochter,  die  nachher  als  Hei- 
lige verehrte  Odilie ,  dieses  Kloster 

,,in  ius  ac  dominium  regni  penitus  transfuderunt". 

Man  hielt  es  daher  ursprünglich,  wenn  eine  andere  Person  als  der 
König  auf  ihrem  eigenen  fundus  eine  Kirche  oder  eine  Abtei  er- 
richten und  dieser  mehr  als  den  Charakter  einer  Privatcapelle  bei- 
gelegt wissen  wollte,  für  nothwendig,  die  ganze  Stiftung  erst  dem 
König  zu  vollem  Eigen  zu  übertragen,  wonach  sodann  die  Kirche 
oder  das  Kloster,  gleichsam  aus  dem  Patrimonium  fisci,  wie  an- 
andere königliche  Stiftungen  hervorzugehen  schien  und  die  vollen 
Rechte  eines  königlichen  oder  reichsfreien  Stiftes  erlangte,  so  wie 
der  König,  dem  Wunsche  der  ursprünglichen  Stifter  entsprechend,, 
ihre  Stiftung  bestätigte,  und  was  er  allein  vermochte,  der  Kirche 
oder  dem  Kloster  die  Immunitätsrechte  (emunitas  regia)  verlieh. 

Es  erhellet  hieraus  zugleich ,  in  welcher  Beziehung  selbst  Ur- 
kunden von  zweifelhafter  Aechtheit  für  die  Wissenschaft  Bedeutung 
haben  und  eine  Ausbeute  gewähren  können.  Es  hat  hiermit  ganz 
dieselbe  Bewandtniss,  wie  mit  romantischen  Zeitbildern.  Wenn  auch 
die  einzelnen  Personen ,  welche  ein  Dichter  -  darin  auftreten  lässt, 
nicht  wirklich  gelebt  und  die  berichteten  einzelnen  Thatsachen  nicht 


14)  Grandidier,  1.  c.  II.  p.  120.  Cod.  prob. 

17* 
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stattgefunden  haben,  so  ist  doch  der  Verfasser  genöthigt,  um  seiner 
Erdichtung  den  Anstrich  der  Wahrscheinlichkeit  zu  verleihen,  von 
der  Zeit,  in  welche  er  die  Handlung  versetzt,  ein  möglichst  treues 
Gemälde  zu  entwerfen,  worin  sich  die  Sitten  und  Denkweise  der- 
selben richtig  abspiegeln.  So  müssen  auch  unächte  Urkunden,  wenn 
die  Fälschung  nicht  als  ein  völlig  plumpes  Machwerk  ihren  Zweck 
von  Haus  aus  verfehlen  soll,  stets  an  Rechtssätze  anknüpfen,  die 
an  sich  richtig  sind,  und  daher  geben  auch  unächte  Urkunden  die 
Rechtsgrundsätze  nicht  selten  mit  grösserer  Genauigkeit  und  Um- 
ständlichkeit ,  als  dies  in  ächten  Urkunden  der  Fall  ist ,  die  eben 
ihrer  Aechtheit  wegen  einer  solchen  umsichtigen  AusstaffTrung  nicht 
bedurften.  Die  Aufgabe  der  wissenschaftlichen  Kritik  ist  es  sodann 
hauptsächlich,  die  in  den  zweifelhaften  oder  unächten  Urkunden 
vorgetragenen  Eechtssätze  nach  den  Jahrhunderten,  in  welchen  sie 
bereits  Gültigkeit  erlangt  haben  konnten,  zu  scheiden,  da  die  mei- 
sten Fälschungen  darin  beruhen,  dass  Rechtsinstitute  oder  Rechts- 
sätze späterer  Zeiten  in  frühere  Jahrhunderte  hinaufgeschoben  und 
mit  wirklich  Alterthümlichem  vermengt  wurden,  um  auch  dem 
neueren  Zustande  den  heiligenden  Nimbus  eines  langjährigen  Her- 
kommens zu  verleihen.  Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  seit  dem 
XIII.  Jahrhundert  sehr  häufig  unächte  Urkunden  der  Kirchen  und 
Klöster  den  deutschen  Königen  und  Kaisern  zur  Bestätigung  vorge- 
legt, und  von  denselben  ohne  alle  oder  nach  nur  oberflächlicher 
Prüfung  ihrer  Aechtheit  bestätigt  und  ihrem  ganzen  Inhalte  nach 
in  neue  kaiserliche  Freiheitsbriefe  aufgenommen  worden  sind,  wenn 
sie  nur  dem  Besitzstande  zur  Zeit  der  Bestätigung  entsprachen.  Da 
die  kaiserlichen  Bestätigungsformeln  regelmässig  so  abgefasst  sind, 
dass  die  Kaiser  auch  alles  das  von  Neuem  geben,  schenken  und  ge- 
währen, was  die  vorgelegten  angeblich  alten  Urkunden  als  Besitz- 
thum und  Recht  der  Kirchen  oder  Klöster  darstellten,  und  da  hier- 
bei meistens  eben  so  entschieden  die  Absicht  ausgedrückt  zu  sein 
pflegt,  dass  die  etwaigen  Mängel  der  alten  Besitztitel  durch  die 
neuen  kaiserlichen  Conürmationen  geheilt  sein  sollten,  so  ergibt 
sich  ,  dass  sehr  häufig  unächte  Urkunden  mit  gleicher  Rechts- 
wirkung wie  ächte  Instrumente  in  gerichtlichen  Verhandlungen  ge- 
braucht werden  konnten  und  ihnen  auch  heut  zu  Tage  keineswegs 
unbedingt  alle  prozessualische  Bedeutung  abgesprochen  werden  kann, 
wenn  es  sich  um  die  Beurtheilung  von  Rechtsverhältnissen  handelt, 
welche  sich  auf  der  Grundlage  einer  solchen  erschöpfenden  kaiser- 
lichen Confirmation  forterhalten  haben  oder  auf  dieser  Grundlage 
neu  entstanden  sind. 
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Anlage  D. 
lieber  das  Alter  der  Dinghöfe. 

Aus  dem  Charakter  der  Dinghöfe  als  Höfe,  auf  denen  der 
Landherr  mit  seinen  freien  und  unfreien  Leuten,  Ministerialen  und 
Hübnern  Gericht  hält,  ergibt  sich  von  selbst,  dass  die  Dinghöfe 
eben  so  alt  sind,  als  der  Herrenstand  und  dessen  auszeichnende 
Berechtigung,  der  Zwing  und  Bann  als  bannus  allodii.  Die  Ent- 
stehung der  Dinghöfe  verschwimmt  also  gerade  so ,  wie  die  des 
Herrenstandes,  in  der  Urgeschichte:  vermehrt  und  immer  häufiger 
mussten  aber  die  Dinghöfe  werden,  je  häufiger  weltliche  und  geist- 
liche Herren  von  den  Königen  und  Kaisern  mit  Immunitätsbezirken 
beschenkt  wurden  oder  zu  ihren  bereits  anderweitig  erworbenen  Grund- 
besitzungen die  König sfreiheit  (emunitas  regia)  verliehen  erhiel- 
ten. Eine  urkundliche  Erwähnung  eines  Dinghofes  findet  sich  schon 
in  einer  Urkunde  um  das  J.  708,  welche  für  das  ächte  Testament 
der  heil.  Odilia,  der  Tochter  Aticho's  oder  Eticho's  (auch  Adal- 
ricus  genannt),  des  ersten  Herzogs  im  Elsass  anerkannt  wird1). 
In  diesem  Testamente  verfügt  die  heil.  Odilia  über  die  Höfe,  Land 
und  Leute  (possessiones ,  mancipia,  ministeriales) ,  welche  ihr  von 
ihrem  Vater  bei  seinem  Ableben  als  ihr  Erbtheil  (legitima  hereditas) 
hinterlassen  worden  war,  zu  Gunsten  zweier  von  ihr  gestifteten 
Klöster.  Die  Urkunde  berichtet,  dass  die  hl.  Odilie  selbst  durch 
die  Ministerialen  diese  Güter  und  deren  Einkünfte  abschätzen  und 
in  zwei  gleiche  Theile  theilen  Hess,  um  beide  Klöster  ganz  gleich 
zu  stellen: 

„praeter  curiam  unam  in  Euenheim2)  sitam,  ob  cujus  curiae 
,,dignitatem  et  memoriale,  quia  curia  pupplica  (publica) 
,,Ducis  dicebatur,  et  sedes  judicialis  Ducis  inibi  erat 
,,ab  antiquitate,  volui  ut  haec  eadem  curia  sine  scissura  amodo 
„spectaret  ad  usum  utriusque  Abatisse,  et  ut  in  diebus  statutis 
,,ad  prebenda  beneficia  vel  ad  cetera  negotia  tarn  pupplica  quam 
,,privata  disponenda  in  eadem  curia  vice  judiciaria  simul  presi- 
„derent"  etc. 

Hier  wird  also  ein  Hof  erwähnt,  der  des  Herzogs  ,,  offen  er 
(Ding-)Hof'  genannt  wurde,  so  wie  nach  den  Weisthümern  noch 

')  Abgedruckt  bei  Grandidier,  bistoire  de  l'eglise  de  Strassbourg,  Tom.  I. 
p.  42.  Cod.  probat.  Nr.  25. 

2)  Ehenheim,  auch  Ehinheim,  jetzt  Oberenheim  im  Elsass  (Gran- 
didier). 
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im  XIV.  Jahrhundert  das  auf  den  Dinghöfen  öffentlich  gehaltene 
Gericht  ein  offenes  Gericht  oder  Ding  heisst3).  Auf  diesem  Hofe 
stand  der  Kichterstuhl  (Dingstuhl,  freie  Stuhl  u.  s.  w.)  des  Herzogs 
Aticho  also  schon  um  das  Jahr  708  von  Alters  her.  Da  nun 
Aticho  oder  Adalricus  der  erste  Herzog  im  Elsass  war ,  so  ist 
klar ,  dass  dieser  Stuhl  nicht  ein  alter  herzoglicher  Stuhl ,  sondern 
nur  ein  alter  Gerichtsstuhl  überhaupt  sein  konnte,  den  der  neue 
Herzog  als  Dinghofherr  von  seinen  Vorfahren  ererbt  hatte.  Hier- 
auf deutet  auch  der  Name  des  Hofes  Ehen-heim,  welcher  an 
E-  Eh-  Ehaft-ding  oder  E-gericht  anklingt,  worunter  regelmässig  die 
Dinghofgerichte  verstanden  wurden4). 


IL 

Mansus1), 

So  bekannt  es  ist,  dass  der  mansus  die  Grundlage  des  alten 
Gutsbesitzes  bildet,  so  wenig  scheint  doch  die  grammatische  Be- 
deutung des  Wortes  aufgeklärt  zu  sein.  Sicher  ist,  dass  mansus, 
mansa,  mansis,  mansum,  bald  so  viel  wie  curia,  Hof,  Gehöfte  im 
grossartigen  Sinne,  d.  h.  einen  Herrenhof  oder  Dinghof,  zu  dem 
Huben,  Hubgiiter  (hobae,  hubae),  d.  h.  Bauernhöfe  gehören,  bald 
aber  auch  solche  Hubgiiter  selbst,  bald  auch  ein  gewisses  Acker- 
maass  bezeichnet 2) ,  in  welcher  letztern  Bedeutung  er  wieder  mit 
der  Hube  zusammenfällt,  da  auch  diese  in  den  meisten  Gegenden 
ein  gewisses  Ackermaass  enthielt;  so  z.  B.  sagt  eine  Urkunde  von 
779 

„una  hoba,  quod  est  xxx  iugera  terrae  araturiae". 

Dasselbe  oder  nahezu  dasselbe  Maass  zeigen  auch  namentlich 
die  Hubgüter  im  Elsass:  so  z.  B.  Weisthum  von  Hausbergen 
von  1408 4): 

,,iede  hübe  hat  30  acker  in  dem  bann"; 
Weisthum  von  Heiligenberg  v.  1485  5): 


3)  Siehe  oben  pag.  45. 

4)  Siehe  oben  pag.  06  und  unten  die  Erörterung  Nr.  VII. 

1)  Erörterung  zu  pag.  8. 

2)  Du  Cange  v.  mansus. 

3)  Schannat,  tradit.  fuld.  p.  32.  Nr.  LXI 

4)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  716. 

5)  Eben  das.  I.  702.  lin.  33. 
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„Item  dis  ist  die  hübe,  zwen  und  dreissig  acker  ...  Item  ein 
„halb  hübe  ist  sechzehen  acker  .  . .  Item  ein  vierter  teil  ist  acht 
„acker". 

Der  mansus  im  Sinne  von  Hof  oder  Hube  ist  also  ein  aus  dem 
Gesammtgrundbesitz  des  Gutsherrn  abgemessener  Theil,  also  ein 
mist,  mistum,  mitium ,  mixtum,  meix,  in  dem  bereits  erörterten 
Sinne  6). 

Ein  Versuch  einer  grammatischen  Ableitung  findet  sich  in  älterer 
Zeit  nur  bei  dem  Lombarden  Papias,  der  an  eine  lateinische 
Wurzel  denkt7): 

„mansus  dictus  a  manendo,  quod  integrum  sit  duodeeim  jugeribus". 
Die  ächte  classische  Latinität  kennt  aber  ein  Wort  „mansus" 
in  der  Bedeutung  von  Hof  oder  Hube  nicht,  sondern  nur  als  Particip, 
und  zwar  sowohl  von  mando,  als  von  maneo8);  ersteres  kann  selbst- 
verständlich nicht  hierher  gezogen  werden ;  letzteres  hat  einfach  die 
Bedeutung  von  Bleiben,  sich  Aufhalten,  was  hier  nicht  aus- 
reicht. Ausserdem  hat  die  classische  Latinität  ein  Wort  „mansio" 
in  der  Bedeutung  von  Aufenthalt,  Aufenthaltsort,  statio, 
Herberge.  Da  der  Begriff  des  germanischen  mansus  aber  ein  wesent- 
lich anderer  als  der  der  römischen  mansio  ist,  jedoch  allerdings 
in  einer  Hinsicht  eine  entfernte  Aehnlichkeit  zeigt,  nämlich  darin, 
dass  der  mansus  regelmässig  einer  Familie  zum  Wohnsitz  dient, 
also  insofern  als  dies  der  Fall  ist,  als  ein  Aufenthaltsort  betrachtet 
werden  kann,  so  entsteht  noch  die  Frage,  ob  nicht  dem  Worte 
„mansus",  diesem  charakteristischen  Ausdruck  für  die  wesentliche 
Grundlage  des  germanischen  Systems  des  Grundbesitzes,  eine  deut- 
sche Wurzel  zu  Grunde  liegt  und  ob  nicht  etwa  nur  wegen  des 
Anlautes  von  Papias  an  eine  Ableitung  von  dem  lateinischen 
manere  und  an  ein  Ungetheilt-bleiben  einer  gewissen  Jochzahl  ge- 
dacht worden  sei?  Es  wäre  dies  eine  nichts  weniger  als  ungewöhn- 
liche Erscheinung,  die  sich  noch  an  vielen  anderen  deutschen  Wörtern 
nachweisen  lässt,  denen  anklingende  lateinische  Wörter  substituirt 
wurden,  wenn  sich  einige,  wenn  auch  noch  so  entfernte  Begriffsver- 
wandtschaft zeigte ;  so  wurde  z.  B.  das  deutsche  cap,  Gabe,  Abgabe, 
in  capaticum ,  capitaticum  umgebildet  und  ausschliesslich  als  tribu- 

6)  Siehe  oben  pag.  33.  —  Die  Synonymität  von  mansus  und  meix  etc.  kennt 
auch  Du  Cange,  v.  mansus,  irrt  aber  darin,  dass  er  dies  für  verdorbene  Formen 
von  mansus  hält. 

7)  Du  Cange,  v.  mansus. 

8)  Vergl.  Schellor,  Lexic.  —  Du  Cange  v.  Mansus,  a.  E.  T.  II.  p.  241: 
„quicumque  ...  per  mensem  continuum  ...  mansus  fuerit  extra  domum". 


tum  capitis  erklärt,  während  es  einfach  jede  bäuerliche,  aber  aller- 
dings daher  auch  die  leibherrliche  Abgabe,  den  Leibzoll,  bezeich- 
nete ;  eben  so  wurde  das  deutsche  Einfesten  in  den  Besitz  mit  dem 
lateinischen  vestire ,  investire ,  zusammengeworfen ,  der  Wehrfester 
(schwed.  fasta),  firmator,  zum  vestitor  gemacht  u.  s.  w. 

Es  dürfte  nun  aber  allen  Grund  für  sich  haben,  auch  bei  dem 
mansus  an  eine  solche  deutsche  Wurzel  zu  denken.  Es  wäre  sicher 
mehr  als  auffallend,  wenn  die  deutsche  Sprache  für  die  eigenthüm- 
lichste  Grundlage  des  germanischen  Grundbesitzes  kein  eigenes  deut- 
sches Wort  gehabt  haben  sollte  und  eben  so  auffällig  wäre  es, 
warum,  wenn  doch  ein  lateinisches  Wort  gewählt  werden  sollte, 
sodann  nicht  ein  Wort  in  rein  lateinischer  Form  (mansio),  sondern 
ein  Wort  gewählt  wurde,  welches  nur  als  Verderbniss  der  ächten 
Form  betrachtet  werden  könnte,  und  noch  auffälliger  wäre,  warum 
gerade  diese  verderbte  Form  die  allgemeine  in  der  Latinität  aller 
germanischen  Stämme  hätte  werden  können.  Hierzu  kommt  noch, 
dass  die  deutschen  Eechtsdenkmäler  niemals  mansio  und  mansus 
verwechseln  und  die  reine  lateinische  Form  mansio  sich  in  der 
alten  Bedeutung  von  Herberge  oder  Aufenthaltsort  fortwährend  er- 
halten hat. 

So  z.  B.  erscheint  mansio  in  der  Bedeutung  von  hospitium, 
Herberge,  in  Karol.  M.  cap.  minor,  a.  803.  c.  17 9 j ,  und  dessen 
Legg.  Lombard,  c.  115: 

,,ut  missis  nostris  discurrentibus  vel  ceteris   propter  utilitatem 

„nostram  iter  pergentibus  nullus  mansionem  contradicere  prae- 

„sumat" ; 
Legg.  Pippini,  Lombard,  c.  16: 

,, mansio  itinerantibus  hiberno  tempore  non  veteturu; 
und  Wido  verbietet  in  seinem  Edicte  v.  889.  c.  3.  den  Grafen 

,, mansionem  arimannis  per  forciam  applicare"  10j, 
d.  h.  das  gewaltsame  Erpressen  von  Herberge  und  Zehrung  bei  den 
armen,  gemeinen  Leuten11). 

In  der  descriptio  beneficiorum  a.  812  heissen  die  Stuben,  wo 
die  männlichen  Ministerialen  (Handwerker)  arbeiten,  ,,mansiones 
virorum"  l2) ;  die  Stuben,  worin  die  frohnpflichtigen  Weibspersonen 
arbeiten,  ,,mansiones  feminarum"  13). 

9)  Pertz,  Legg.  I.  115. 
*°)  Ebendas.  I.  557. 
41)  Siehe  oben  §.  30.  pag.  142. 

12)  Pertz,  Legg.  I.  180.  lin.  28.  29. 

13)  Ebendas.  I,  179.  lin.  47. 
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Das  Wort  „mansus"  dagegen  wird  niemals  zur  Bezeichnung 
eines  derartigen  Aufenthaltsortes  gebraucht,  wohl  aber  von  Hof- 
gütern, wenn  auch  gar  keine  Gebäude  darauf  stehen,  d.  h.  der 
mansus  kein  amasatus,  mit  keiner  masa,  massa ,  Gebäude  ver- 
sehener ist 14). 

Ist  aber  bei  mansus  an  eine  deutsche  Wurzel  zu  denken,  so 
tritt  hier  vorerst  das  Wort  „man"  deutlich  hervor.  Für  die  Er- 
klärung der  zweiten  Sylbe  (sus)  bieten  die  Formen  ,,mansis, 
m  ans  es15)  und  mansata16)  die  Anhaltspunkte.  Mansis  oder 
manses  entspricht  dem  hd.  Man-sitz,  Man-ses ;  noch  häufig  in  Orts- 
namen ,  wie  Neusess ,  Aufsess  u.  s.  w, ;  dasselbe  drückt  man-sata 
aus  (satian,  d.  h.  setzen;  vergl.  solsatian,  solsatire) 1T) ;  noch  jetzt 
heisst  in  den  oldenburgischen  Bauernhäusern  der  grosse  Eichentisch 
auf  einer  Seite  des  Heerdes,  wo  der  Bauer  mit  seiner  Familie  und 
seinem  ,,Volk"  die  Mahlzeit  hält,  Mannsiedel 18).  Mansis,  Man- 
sata, entspricht  daher  grammatisch  dem  Ansiedel,  einem  An- 
wesen, das  einen  Mann  mit  seiner  Familie  nährt.  Nicht  zu  ver- 
wechseln mit  der  mansata  ist  die  mansionatica 19) ,  d.  h.  die 
Zehrung  oder  Herberge,  welches  Wort  zu  mansio  und  njcht  zu 
mansus  gehört;  eben  so  unterscheiden  sich  grammatisch  mansio- 
narii,  d.  h.  die  Bauern,  welche  die  Pflicht  haben,  Bichter  und 
andere  Herren  und  deren  Gefolge  zu  beherbergen  und  zu  verpflegen  20), 
und  die  mansuarii,  d.  h.  die  Huber,  die  ein  Hubgut,  mansus, 
haben21).  Da  aber  die  Huben  häufig  nur  unter  der  Bedingung 
solcher  Beherbergungen,  Zehrungen  und  der  post-ähnlichen  Beförde- 
rung der  Herren  und  ihrer  Beamten,  der  Gesandten  u.  s.  w.  vei- 


•  14)  Du  Cange  v.  mansi  sediles;  vergl.  auch  ibid.  v.  mansus  ecclesiasticus 
und  v.  raasus. 

,5)  Du  Cange  v.  mansis.  Urk.  v.  974:  „cum  pratis  et  pascuis,  mansibus 
et  vallis". 

16)  Du  Cange:  Urkk.  a.  1253.  1306.  1309:  „homines  de  mansata". 

17)  Siehe  über  solsatire,  solsatium ,  solsadia,  meine  deutsche  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  p.  867.  868. 

18)  Vergl.  den  sehr  gut  geschriebenen  Aufsatz  von  Mayer,  über  das  bäuer- 
liche Leben  im  Oldenburgischen,  im  Mannh.  Unterhaltungsblatt  1859.  Nr.  83. 

19)  „Mansionatica",  d.  h.  Zehrung  zu  fordern ,  verbietet  den  Richtern  und 
deren  Leuten  Karol.  M.  Legg.  Lomb.  c.  153  (epistola  ad  Pippinum). 

20)  Constit.  de  expedit.  Rom.,  bei  Pertz,  Legg.  Tom.  fe.  Pars  II.  capp. 
spuria ,  p.  4. 

*•)  Marculf.  I.  22:  append.  Marculf.  XXIV.  —  Form.  Salisburg  L. ,  in 
f.   den  Quellen  d.  bayer.  u.  deutsch.  Gesch.  Bd.  VII.  p.  118.  —  Zu  man-sis  man- 
ses ,  gehört  auch  wohl  masus;  s.  Du  Cange;  mansura ;  frz.  masure. 
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liehen  wurden,  so  erklärt  sich,  wie  man  sehr  bald  die  Wörter 
mansionarii  und  mansuarii  für  gleichbedeutend  nehmen  konnte.  Die 
Umbildung  oder  Verderbung  von  ses,  sis,  in  sus,  scheint  aber 
ein  Seitenstiick  in  dem  Worte  ab  sus  zu  haben,  welches  häufig 
als  Epitheton  von  mansus  erscheint,  so  zwar,  dass  mansus  absus, 
unstreitig  ein  mansus,  der  mit  keinem  Huber  oder  Colon  besetzt 
ist  und  also  ungebaut  (incultus)  liegt,  den  Gegensatz  bildet  vom 
mansus  vestitus,  dem  Gute,  auf  dem  ein  Huber  „eingefestet"  ist, 
d.  h.  das  mit  einem  Huber  besetzt  ist.  Auch  diesem  absus  eorre- 
spondiren  Formen,  wie  absitas,  abseitas,  absiditas 22),  welche 
deutlich  auf  absetzen,  absitzen  hinweisen,  so  dass  mansus  absus 
(abses)  buchstäblich  als  ein  Hubgut  erscheint  ,  wovon  der  Huber 
abgesessen  (abgetreten)  oder  abgesetzt  (abgemeiert,  vertrieben, 
ausgewiesen)  worden  ist.  Dies  bestätigt  sich  auch  durch  die  Ur- 
kunden, welche  bei  der  Veräusserung ,  Auflassung  und  Uebergabe 
von  Grundstücken  sich  der  Formel  bedienen23): 

,,me  exinde  foras  expuli,  et  werpivi,  et  absitum  feciu  24), 
wodurch  der  Veräusserer  deutlich  seinen  Abzug  von  dem  Grund- 
stücke (sein  Absitzen)  bezeichnet. 

Dass  der  mansus  vestitus  von  der  vestitura  oder  investitura 
des  Hübners  durch  den  Grundherrn  benannt  ist,  wird  heut  zu  Tage 
von  keiner  Seite  mehr  bezweifelt  werden  wollen:  die  Erklärung 
als  ,,fundus  instructus"  im  römischen  Sinne,  d.  h.  fundus 
cum  instrumento  rustico ",  welche  Du  Cange  aus  Le  Maistre, 
de  bonis  eccles.  lib.  3.  c.  1.  anführt,  stellet  sich  von  selbst  als  unge- 
nügend dar.  Wie  sich  die  uralte,  in  der  merowingischen  Zeit  schon 
nachweisbare  Sitte  des  „Einfesten"  des  Colonen  oder  Hübners  noch 
bis  in  die  neueste  Zeit  erhalten  hat,  zeigt  der  noch  im  Oldenburgi- 
schen bestehende  Gebrauch,  wonach  der  Gutseigenthümer,  der  Gross- 
Bauer,  Hausmann  oder  Zeller,  als  „Wehrfester"  (vestitor,  fir- 
mator),  einen  neu  aufgenommenen  Heuermann  selbst  dreimal  um 
das  Feuer,  den  Heerd,  führt,  um  ihn  „ einzufesten " 25).  Diese 
Form  erinnert  an  die  eben  so  alte  Form  der  Freilassung  in  der 


M)  Du  Cange,  v.  abseitas,  absiditas.  Mau  darf  jedoch  hier  nicht  das  lat. 
„absis",  ein  Gewölbe,  Keller,  und  absida,  Abseite,  Nebenseite,  Nebenbau,  Se- 
pulchrale,  chorus^rope  aram  summam,  einmengen. 

23)  Auf  eine  solche  alte  lombardische  Forniel ,  in  der  Italia  sacra  ,  p.  49,  hat 
Michelsen,  über  die  festuca  notata ,  Jona  1856,  p.  6,  aufmerksam  gemacht. 

24)  Das  Wort  „absitus"  kennt  Du  Cange  nicht. 

25)  Mayer,  a.  a.  0.  Nr.  84.    (Siehe  Note  18.) 
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Kirche  ,, circa  altare  ducendo  2(i) ,  deren  Bedeutung  somit  auch 
eben  durch  die  beibehaltene  ähnliche  Form  bei  den  Einfestungen  der 
Heuerlinge  aufgeklärt  wird,  nämlich  als  ein  „Einfesten"  in  den 
Status  eines  Freigelassenen  und  zugleich  eines  homo  ecclesiasticus, 
d.  h.  eines  Schutzhörigen  der  Kirche.  Eben  dieselbe  Idee,  dass  ein 
Colon  in  einen  mansus  (cultura,  colonia  u.  dergl.)  eingefestet  ist, 
drückt  auch  der  Ausdruck  cultura  manufirmata  aus,  der  sich 
z.  B.  in  dem  Edict  Kar  Ts  II.  von  869.  c.  12.  findet27);  man 
mag  dabei  an  eine  Einfestung  durch  Handschlag  und  Herumführen 
um  den  Heerd  oder  durch  Zufertigung  einer  Urkunde  über  die 
geschehene  Gutsleihe,  mit  Unterschrift  oder  Handzeichen  des  Guts- 
herrn denken,  auf  welches  Unterzeichnen  auch  der  Ausdruck  manu- 
h'rmare  oder  manufirmatio  häufig  geht28).  Auch  sonst  wird  ,,manuj 
firma"  in  der  Bedeutung  als  bäuerliche  Gutsleihe  auf  Lebenszeit 
angetroffen -•').  Den  Gegensatz  von  mansus  vestitus  und  mansus 
absus,  d.  h.  von  einem  mit  einem  Hübner  besetzten  oder  zeitweise 
unbesetzten,  aber  zur  Bauerleihe  bestimmten  Hubgut,  bildet  sodann 
der  mansus  indominicatus  oder  dominicatus,  d.  h.  der 
Hof,  den  der  Herr  durch  seine  Leute  und  unter  seinen  Verwaltern 
für  seine  eigene  Rechnung  bauen  lässt. 


in. 

Halimot.  Hallemot1). 

In  den  angelsächsischen  Rechtsquellen  erscheint  bald  hali-mot2), 
bald  halle-mot3)  oder  auch  hali-gemot,  halmot1).  Es  könnte 
dem  ersten  Anblicke  nach  scheinen,  als  wenn  hier  an  eine  ähnliche 
Wortbildung,  wie  bei  hali- dorn,  haligdom,  d.  h.  Heiligthum,  im 
Sinne  von  Kirche  oder  Kapelle 5),  zu  denken  sei,  womit  sich  auch  mit- 

•2f.)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  367. 
2T)  Pertz,  Legg.  I.  511;  siehe  oben  pag.  160. 

28)  Vergl.  z.  B.  Karol.  M.  capp.  minora  a.  803.  c.  19;  Pertz,  Legg.  I.  p.  115. 

29)  Stock  er,  vocabular.  diplomat.  Nördling.  1806.  v.  raanu-firma. 
*)  Erörterung  zu  pag.  10  und  pag.  174. 

2)  Z.  B.  Legg.  Henr.  I.  c.  9.  §.3,  bei  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachsen. 
2.  Ausg.  Leipz.  1858.  p.  442. 

3)  Eben  das.  c.  20.  §.  2;  p.  447. 

4)  Speimann,  Glossar,  archeolog.  London  1664.  p.  273. 

5)  Vergl.  die  Urkk.  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  aevi  saxon.  Bd.  IV.  (London 
1846)  pag.  269.  lin.  17.  Nr.  931  ;  pag.  291.  Ii».  27,  Nr.  956. 
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unter  die  Bedeutung  von  Archiv  verbindet,  indem  es  Sitte  war,  die 
Urkunden  in  den  Kirchen  zu  hinterlegen6).  Hiernach  würde  hali- 
mot  als  ein  kirchliches  Gericht,  oder  doch  als  das  Gericht  des 
geistlichen  Grundherrn  zu  erklären  sein;  auch  bezeugt  Spei  mann 
(v.  haligemot),  dass  hali-mot  wirklich  die  Bedeutung  von  curia  eccle- 
siastica,  sonst  auch  circ-gemot  (Kirchengericht)  genannt,  hatte.  In 
den  Gesetzen  Heinrich's  I.7)  erscheint  aber  halimot  oder  hal- 
le-mot  unverkennbar  in  einer  weiteren  Bedeutung,  als  ein  Gericht, 
welches  sowohl  die  w e  1  tl i c h e n  als  die  geistlichen  Grundher- 
ren auf  ihren  Gütern  haben.  Es  muss  also  an  eine  andere  Wurzel 
als  an  hali,  haiig,  halg,  hd.  heilig  gedacht  werden,  und  diese  bietet 
sich,  wie  auch  schon  Speimann  bemerkt  hat,  in  ags.  heal,  he  all, 
•d.  h.  Halle,  in  der  Bedeutung  von  aula,  palatium ,  dar,  wonach 
also  die  Synonymität  mit  dem  deutschen  Hof-  und  Pfalzgericht  der 
Dinghof  herren  klar  hervortritt.  Dieses  heal  oder  heall  erscheint  auch 
in  den  Formen  heale  (gegyld  -  heale) ,  healh,  halch  (Uuillan-halch, 
Ortsname,  anklingend  an  alach,  alac,  der  malbergischen  Glosse), 
halle  und  hale,  letzteres  besonders  häufig  in  Ortsnamen,  wie 
Boken-hale,  Eccles-hale,  Iddes-hale,  Uuiueles-hale,  Wreoden  -  hale, 
woraus  dann  leicht  hali  als  verdorbene  Form  entstehen  konnte.  Dass 
sich  die  Form  heall-gemot  nicht  findet,  wie  Schmid,  Ges.  der 
Angelsachsen  (2.  Ausg.)  p.  596  bemerkt  hat,  ist  demnach  gleichgültig. 


IV. 

Festing  men.   Gefedne  men.   Fedesl.  Hlafaetan. 
Beefeater1). 

In  den  Immunitätsprivilegien,  wodurch  die  angelsächsischen  Kö- 
nige Kirchen  und  Klöster  von  der  Last  der  Zehrung  oder  Bewirthung 
des  Königs,  der  Bischöfe  und  anderer  hoher  Herren,  sog.  pastus ,  refe- 
ctio,  necessitas,  seculare  convivium  regis  vel  episcoporum,  regale 
servitium  u.  s.  w.,  befreiten,  findet  sich  häufig  auch  die  Freiheit 
von  der  Bewirthung  der  „festing  oder  faesting  men"  im  Gefolge 
des  Königs  erwähnt.  So  sagt  z.  B.  schon  eine  Urkunde  des  Kö- 
nigs Coenulf  von  Mercia  v.  821  für  das  Kloster  in  Abbendonia  la) : 

'*)  Vergl.  hierüber  meinen  Aufsatz  über  die  richtige  Lesart  von  feap.  1.  X. 
de  fide  instrumentorum  im  Archiv  f.  civilist.  Praxis.  Bd.  XLII.  (1859.)  pag.  400. 
7)  Vergl.  die  in  Note  2  und  3  angeführten  Stellen. 
')  Erörterung  zu  pag.  221. 

,a)  Bei  J.  Kemble,  Cod.  dipl.  aevi#  saxon.  Bd.  I.  270.  lin.  25.  Nr.  214. 
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„Et  mandamus  mandatum  . . .  ut  nullus  superveniat  hominum  su- 
,,perbia  inrlatus,  nec  rex  suum  pastum  requirat,  vel  habentes  ho- 
„mines,  quos  nos  dicimus  festig-(festing-)men,  nec  eos  qui 
,,accipitres  portant  vel  falcones  vel  caballos  ducunt  sive  ,,canesu  etc. 
Aehnlich  heisst  es  in  einem  Immunitätsprivilegium  Ceolnulfs 
von  Mercia  v.  822  2)  : 

„praedictam  terram  liberabo  a  pastu  regis,  episcopis3),  princi- 
„cipum ,  seu  praefectum  4)  ,  exactorum,  ducorum  ,  canorum  5)  vel 
,,equorum  seu  accipitrum,  ab  refectione  et  habitu0)  illorum 
„omnium,  qui  dicuntur  faestingmen"  etc. 

In  dem  Privilegium  Ecgberht's  Wessex  v.  828  für  die  Kirche 
in  H  r  o  b  i 7)  wird  diese  frei  erklärt : 

,,ab  omni  regali  servitio,  a  pastu  regum  et  principum  ducum  et 
,, praefectum  (praefectorum)  exactorum que ,  ab  equorum  et 
„falconum  accipitrumque  et  canum  acceptione,  et  illorum  homi- 
„num  refectione,  quod  (quos)  nos  festing  menn  nominamus,  a 
„parafrithis s)  et  ab  omnibus  difficultatibus !))  regalis  vel  secularis 
,,seruitutis  10) ,  notis  et  ignotis"  etc. 

In  einem  Privilegium  des  K.  Uuiglaf  von  Mercia  v.  836  wird 
u.  A.  das  Kloster  Heanbyrg  befreit11): 

,,a  difficultate  illa,  quam  nos  saxonice  faestingmenn  dicimus''. 
Dem  Wortlaute  dieser  Stelle  nach  würde  also  die  Last  der  Be- 
wirthung  selbst  faesting  men  geheissen  haben;  dass  aber  dies  nur 
eine  Ungenauigkeit  im  Ausdruck  ist,  gehet  aus  den  vorher  ange- 
führten Stellen  klar  hervor. 

"Was  nun  aber  die  festing  oder  faesting  men  im  Gefolge 
des  Königs  sind,  kann  nicht  zweifelhaft  sein:  noch  bedeutet  ,,to 
feast"  im  Englischen  so  viel  wie  schmausen,  bewirthen,  sich 
gütlich  thun ;  Subst.  feast,  ist  noch  Schmaus ,  Gastmahl ,  Fest- 
essen; feaster,  der  Bewirther,  Festgeber,  und  der  Schmauser,  Fest- 

2)  Eben  das.  I.  272.  lin.  23.  Nr.  216. 

3)  lies:  episcoporum. 

4)  lies:  praefectorum. 

5)  lies:  canum. 

c)  habitus:  das  Haben,  Behalten,  Beherbergen. 

7)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  I.  287.  288.  Nr.  223. 

8)  parafrithi:  parafridi ,  parafredi  =  paraveredi  (corrump.  palefridi, 
palfreni  u.  dergl.);  sind  Frohndienste  durch  Vorspann,  oder  auch  Stellung  von 
Reit-  und  Packpferden. 

9)  dif ficultates,  d.  h.  Lasten. 
10)  servitus:  Frohndienst. 

»)  J,  Kemble,  cod.  diplom.  I.  314.  lin.  28. 
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gast,  mitunter  mit  der  Nebenbedeutung  Prasser;  feast-mon  ey, 
das  Handgeld,  Geld  um  sieh  gütlich  zu  thun,  ähnlich  dem  deut- 
schen Trinkgeld,  nur  dass  letztere  Bezeichnung  allein  da  gebräuch- 
lich ist,  wo  Geld  als  Belohnung  oder  Anerkennung  geleisteter  Dienste 
gegeben  wird.  Die  angelsächsischen  festing  oder  faesting  men 
sind  daher  Leute,  welche  in  des  Königs  Brod  stehen,  sog.  ge- 
brodete Diener lla),  die  am  Hofe  selbst  gespeist  werden.  Es  ist 
dies  derselbe  Begriff',  der  (grammatisch)  in  dem  fränkischen  con- 
viva  regis  hervortritt12):  als  gleichbedeutend  erscheint  somit  auch 
der  lombardische  domi  nutritus13),  und  der  dänische  hym- 
thyga,  insbesondere  die  fränkischen  companiei,  buccellarii 
(Leute,  die  panem,  buccellam  vom  König  erhalten,  qui  ont  la  bou- 
che  a  la  cour 14) ,  d.  h.  also  domestici,  familiäres,  im  Sinne 
von  Hofgesind  überhaupt.  In  gleichem  Sinne  stehet  „manu- 
pastus"  in  den  Gesetzen  Heinrich's  I.  c.  60.  §.  7  15): 

,,Si  manupastus  alieujus  accusetur  de  furto,   solus  paterfami- 

,,lias  emendare  potest ,  si  velit"  etc. 

So  erklärt  auch  Spelman1'')  nach  Bracton  lib.  III.  c.  10. 
nr.  1  dieses  Wort  dahin: 

„de  manupastu  alieuius  est  ille  et  familia,  qui  est  ad  vi c tum 

,,et  ad  vestitum,  vel  ad  victum   tantum  cum  mercede, 

,,sicut  sunt  famuli,  servientes  et  domus  mercenarii" : 
und  fügt  noch  bei : 

,,manupastus(i),  saepe  obvenit  in  forensi  dialecto  pro  famulo 

„et  serviente  domestico." 

Als  synonym  erscheint  in  Edgar's  canon.  saxon.  c.  1.  4  ,,ge- 
fedne  man",  d.  h.  nutritus,  pastus17),  so  wie  noch  im  Engli- 
schen ,,to  f«ed",  füttern,  nähren,  bedeutet.  Ganz  dasselbe  ist 
der  fedesl  (fedesel)  in  den  Gesetzen  Aet  helbirht's  c.  12  ls): 

,,Cyninges  fedesl  XX.  scillinga  forgelde". 

Iia)  Vergl.  Urk.  v.  1579,  in  Siebe nkees,  iurist.  Magazin,  Ed.  1.  p.  397, 
worin  der  Markgraf  Georg  Friedrich  zu  Brandenburg  einen  freien  Mann  und 
Gutsbesitzer,  Hans  Kobn  zu  Rüdern  bei  Crailsheim,  unter  seinen  Schutz  nimmt 
„sammt  allen  bey  sich  habenden  gebrodeten  Haussgesind". 

12)  Vergl.  meine  deutsche  ßechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  308. 

13)  Eben  das.  p.  356. 

14)  Vergl.  über  die  Bedeutung  dieser  Wörter  die  Erörterung  in  meiner 
deutschen  Rcchtsgesch.  3.  Aufl.  p.  984.  Nr.  II. 

,5)  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachs.  2.  Aufl.  p.  4iiS. 
lfi)  Glossar,  archaeolog.  Lond.  101)4.  p.  395. 

17)  Du  Cange,  v.  manupastus. 

18)  Schmid,  Ges.  der  Angelsachs.  2.  Ausg.  p.  2. 
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Dass  hier  von  einer  Person  die  Eede  ist,  kann  wohl  nicht 
bezweifelt  werden:  darauf  deutet  die  Endsylbe  el,  gleich  eld, 
wie  z.  B.  walh-faer eld19),  Wallfahrer  u.  dergl.  Wenn  aber 
R.  Schmid2lJ)  hierbei  an  eine  besondere  Art  königlicher  Diene- 
rinnen denkt,  so  ist  er  hierzu  wohl  dadurch  veranlasst  worden, 
dass  in  den  vorhergehenden  capp.  10.  11  von  der  Bestrafung  der 
Unzucht  mit  königlichen  Mägden  ( maegden  -  man )  verschiedener 
Klassen  gehandelt  wird  21).  Hiermit  aber  ist  dieser  Gegenstand  auch 
abgethan:  nun  folgt  in  c.  12  die  Bestimmung  des  Bussgeldes,  das 
dem  König  gebührt,  wenn  ein  Mann  (fedesl  =  gefedne  man,  fe- 
sting  man)  getödtet  wird,  der  in  seinem  Brode  steht,  weil  hierin 
eine  Missachtung  des  Königs  und  eine  Verletzung  eines  der  könig- 
lichen mundbyrde  (Schutzhörigkeit)  ähnlichen  Verhältnisses  liegt, 
wie  dies  J.  Grimm22)  bemerkt  hat.  Dass  mit  dem  c.  12  die  Ma- 
terie wechselt,  und  hier  nicht  mehr  von  Unzucht  die  Rede  ist,  son- 
dern von  Tödtung ,  bestätigt  sich  auch  durch  c.  13,  worin  eben- 
falls von  Tödtung  gehandelt  wird.  Ueberdies  ergibt  sich  noch  aus 
einem  andern  Umstände,  dass  im  cap.  12  von  der  Tödtung  eines 
Mannes,  und  nicht  von  Unzucht  mit  einer  königlichen  Dienerin 
die  Rede  ist. 

Der  „fedesl"  des  Königs  ist  nämlich  im  Wesentlichen  nichts 
anderes,  als  was  der  hl af-a  e tan23)  ,  Brod- Esser,  manupastus, 
eines  ,,ceorles",  d.  h.  eines  Bauern,  ist,  von  dessen  Tödtung  im 
cap.  25  der  Gesetze  A e thelb ir ht's  gehandelt  wird,  und  wofür 
dem  Herrn  sechs  Schillinge  als  Busse  gebühren24).  Da  Aethel- 
birht  sich  veranlasst  fand,  in  seinem  Edicte  eine  Bestimmung  über 
die  Tödtung  des  Brodessers  eines  Bauern  aufzunehmen,  so  durfte 


ls))  Urk.  des  K.  Burgred  v.  885,  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  II.  p.  60. 
Nr.  228. 

20)  Ges.  d.  Angelsachs.  2.  Ausg.  p.  3.  Note  zu  c.  12. 

21)  Maegden -man:  das  Wort  „man"  noch,  jetzt  im  Englischen  männlich 
Und  weiblich  ,  stehet  hier  in  demselben  Sinne ,  wie  noch  in  Altbayern  das  Wort 
„das  Mensch"  zur  Bezeichnung  einer  Weibsperson,  insbesondere  einer  gemeinen 
Dienstmagd,  gebraucht  Wird. 

M)  Göttinger  gel.  Anzeigen,  1842,  p.  352. 

23)  aetan:  vergl.  engl,  to  eat,  essen.  —  Hlaf  (plur.  hlafa,  hlaba)  heisst 
ein  Leib  (Laib)  Brod.  So  heissen  ähnlich  in  der  Ffründordnung  des  Klosters 
Geisenfeld  aus  dem  13.  Jahrhundert,  c.  14.  (Quellen  der  deut.  u.  bayer.  Gesch. 
München  1856.  Bd.  I.  p.  421),  die  Armen,  die  am  Gründonnerstag  ein  Brod  er- 
halten: „pauperes,  qui  dicuntur  ensleibe". 

u)  Schmid,  Ges.  der  Angelsachs,  p.  4. 
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sicher  auch  eine  Bestimmung  über  die  Todtung  eines  Mannes,  der  ,,in 
des  Königs  Muuss  und  Brod  stand",  darin  nicht  fehlen,  und  diese  ist 
es,  wovon  c.  12  handelt.  Noch  heut  zu  Tage  ist  die  verwandte 
Bezeichnung  „beef-eater",  Kindfleisch  -  Esser ,  für  die  königli- 
chen S c hl o s s w ächter  und  Leibgardisten  in  England  ge- 
bräuchlich, und  somit  auch  hierin  die  Fortdauer  eines  schon  in  der 
merowingischen  Zeit  bestandenen  Verhältnisses  bis  auf  die  Gegen- 
wart erkennbar.  Uebrigens  ist  auch  das  nicht  ohne  Bedeutung  für 
die  Charakteristik  der  gesellschaftlichen  Zustände,  dass  die  in  Kost 
und  Lohn  bei  geringen  Herren  stehenden  Leute  nur  hlaf-aetan,  Brod- 
esser, die  Leute  des  Königs  aber  festing  men ,  schmausende  Leute 
heissen,  und  jetzt  noch  als  ,, beefeater",  Rindfleischesser,  bezeich- 
net werden. 


V. 

Gewerf.  Warfida.  Warf.  Gewerb.   Schoss.  conjectus. 
consagittatio.  consuetudo.  Gewohnheit.  Gebrauch. 
Assiduitas1.) 

Dass  „gewerf"  die  Bedeutung  von  „conjectus"  im  Sinne 
von  Steuer  oder  Abgabe  hat,  die  in  den  Säckel  oder  die  Rentkani- 
mer  des  Land-  oder  Bannherrn  einzuwerfen,  d.  h.  einzuzahlen, 
ist,  gehet  aus  den  Weisthümern  von  Ebersheimmünster  und 
Ingemersheim  klar  hervor la).  Dasselbe  gilt  von  dem  Worte 
,,ban-g ewerf "  in  dem  Weisthum  von  Nothalden  '2).  Es  bestä- 
tigt sich  hierdurch ,  was  ich  bereits  in  meiner  deutschen  Rechtsge- 
schichte :5)  angedeutet  habe  ,  dass  in  der  Rechtssprache  mit  dem 
werfen,  werpire,  jactare,  wie  z.  B.  denarium ,  festucam  ja- 
ctare ,  sich  durchaus  nicht  die  Vorstellung  von  einem  heftigen  oder 
gewaltsamen  Werfen,  sondern  nur  die  von  Geben,  Uebergeben  über- 
haupt, wie  bei  unserem  ,,Geld  in  ein  Geschäft  einwerfen", 
verbindet.  Ganz  dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich  des  verwandten 
Ausdruckes  „schiessen",  wie  z.  B.  noch  jetzt  „Geld  ein-,  vor- 
und  zu-schiessen,  zusammenschiessen "  u.  s.  w.  gesagt  wird. 
Demnach  erscheint  auch  noch  jetzt  „Schoss"  vielfach  als  eine 

»)  Erörterung  zu  pag.  19.  20.  193.  218. 

*a)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  672;  749.  Siehe  oben  pag.  19.  20. 

2)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  682.  lin.  19.    Siehe  oben  pag.  20.  Note  7. 

3)  Meine  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  985,  VI. 


273 


Abgabe,  z.  B.  in  den  Statuten  von  Gerau  vom  7.  April  Jl 6 58 
art.  32 4),  und  „schössen"  heisst  so  viel  als  eine  Abgabe  ge- 
ben; Abschoss  heisst  die  Nachsteuer,  ,,gabella  emigrationis".  In 
gleicher  Bedeutung  erscheint  scot,  schot,  eschot,  im  Angelsäch- 
sischen in  der  Bedeutung  von  Abgabe;  z.  B.  in  dem  Freibrief  des 
K.  Heinrich  für  die  Stadt  London5): 

„(§.  2)...sint  quieti  (cives)  de  schot  (eschot)  et  loth6),  de 

„danegildo  (Dänengeld)"  etc. 

Aehnlich  heisst  echege-scot7)  eine  Grundsteuer  ;  f r e - 
schot8)  die  Abgabe,  die  ein  Freigelassener  als  Schutzgeld  (Vog- 
teigeld)  an  eine  Kirche  zahlt;  romescot  oder  rom-feoh9),  der 
Römerpfennig,  eine  Beisteuer,  die  an  die  römische  Kirche  bezahlt 
wurde.  So  wie  mit  dem  werfen  oder  schiessen  in  der  Bedeu- 
tung von  geben,  übergeben,  abgeben,  die  sagitta,  der  Pfeil  oder 
der  Wurfspiess,  als  das  älteste  Gelobungs-  und  Traditionssymbol  über- 
haupt in  der  engsten  Verbindung  steht 10) ,  so  erscheint  auch  noch 
im  XIII.  Jahrhundert  „consagittatio"  in  der  Bedeutung  von 
„conjectus"  als  Abgabe,  Gewerf,  und  zwar  als  sicheres  Synonym 
von  Schoss  oder  Schot;  so  z.  B.  spricht  das  Privilegium  des 
Herzogs  Otto  für  Lüneburg  von  1247  von  „consagittatio  et 
petitio,  quod  dicitur  schot  et  schulde"11). 

Mit  dem  Worte  Ge werf ,  conjectus,  als  Steuer  oder  Abgabe 
verbindet  sich  aber  noch  ein  zweiter  Begriff,  nämlich  der  Begriff 
der  consuetudo  olitana12),  d.  h.  des  Herkömmlichen,  des 
von  Alters  Hergebrachten,  welcher  besonders  bezüglich  der 
Besteuerung  und  der  Leistung  von  Abgaben  überhaupt  im  Mittelal- 

4)  Abgedruckt  bei  Schott,  Samml.  deut.  Stadtrechte,  I.  167. 

5)  Scbmid,  Ges.  der  Angelsachsen.  2.  Ausg.  p.  434. 

°)  Lotb:  entspricht  der  hd.  „Losung",  d.  h.  einer  Abgabe,  die  ein  Bürger 
nach  Beschwörung  seiner  Steuerkraft  (Selbsttaxation)  entrichtet.  Vergl.  über  das 
sog.  Losung-Schwören  in  Nürnberg  Siebenkees,  Materialien  z.  Nürnbg. 
Gesch.  Bd.  III.  p.  180;  daher  Losung-  und  steuerfrei  sein;  ibid.  III,  87. 
88  u.  s.  w. 

7)  Vergl.  die  Urkk.  bei  J.  Kemble,  cod.  diplom.  aevi  Saxon.  IV.  p.  206. 
Nr.  848;  p.  207.  Nr.  850.  —  Echege,  siehe  pag.  218. 

8)  Vergl.  die  Urk.  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  282.  Nr.  946. 

9)  Legg.  Henr.  I.  c.  11.  §.  3,  bei  Schmid,  Ges.  der  Angelsachs.  2.  Ausg. 
p.  443,  vergl.  mit  Du  Cange  h.  v. 

10)  Siehe  die  Nachweisung  in  meiner  deut.  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  985.  VI. 
")  Rehtmeier,  Braunschweig.  Chronik,  Bd.  III.  p.  1833.  c.  10. 

12)  Consuetudo  olitanä;  erscheint  in  Karoli  II.  conventus  ap.  Sapon. 
a.  859,  Pertz,  Legg.  I.  464.  lin.  15.  —  Du  Cange  verweist  v.  olitana  auf 
lat.  olim:  es  ist  aber  hier  an  das  deutsche  old,  alt,  lat.  antiquus,  zu  denken. 
Zöpfl,  Alterthümer.  I.  18 
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ter  die  grösste  Bolle  spielt.  Es  ist  bekannt  und  stehet  fest,  dass 
eben  daher  das  Wort  consuetudo,  insbesondere  in  der  Plural- 
form, consuetudines,  neben  dem  allgemeinen  Begriffe  von  Ge- 
wohnheit und  Gewohnheitsrecht  auch  insbesondere  noch  die 
Bedeutung  von  Abgaben,  Steuern  oder  Zöllen  jeder  Art  hat.  So 
spricht  z.  B.  Karl  II.  Synod.  Bellovac.  a.  844  c.  5 13)  in  diesem 
Sinne  von  ,,indebitae  consuetudines  et  exactiones'"  und 
K.  Heinrich  I.  von  England  befreit  die  Bürger  von  London  in 
seinem  Freibriefe  c.  5  „de  thelonio  (Zoll)  et  passagio  (Weg- 
geld) et  lestagio  (Lasten-  oder  Tonnengeld)  et  omnibus  aliis  con- 
suetudinibus";  überhaupt  findet  sich  die  Bezeichnung  der  Ab- 
gaben als  consuetudines  sehr  häufig  in  den  Urkunden14)  und 
dasselbe  gilt  von  dem  hieraus  verdorbenen  Worte  cu s to m s  (franz. 
coutumes)15)  oder  customae.  So  z.  B.  befreite  K.  Sigismund 
im  J.  1431  Jul.  6. 16)  den  Abt  von  Langheim  und  seine  Leute 
allenthalben  auf  ihren  Beisen: 

,,a  solutione  datii,  pedagii,  thelonei,  tributi,  custume,  gabel- 

,,lee,  et  alterius  cujuscunque  solutionis  genere". 

Seitdem  man  anfing,  die  Urkunden  in  deutscher  Sprache  ab- 
zufassen, erscheinen  daher  auch  hänfig  die  Wörter  „Gebrauch, 
und  Gewohnheiten"  als  Uebersetzungen  von  consuetudines 
im  Sinne  von  Abgaben.  Besonders  und  regelmässig  ist  dies  in 
den  Urkunden  der  Fall,  worin  die  Kaiser  den  Beichsständen  ihre 
bisherigen  Gerechtsame  bezüglich  der  Abgabenerhebung  unter  dem 
Namen  von  Gebräuchen  oder  Gewohnheiten  bestätigen,  wo- 
bei man  mitunter,  besonders  in  den  kaiserlichen  Lehnbriefen  aus 
der  letzten  Zeit  des  Beiches,  wohl  bemerken  kann,  dass  den  ro- 
manistisch gebildeten  Concipienten  der  Urkunden  die  alte  deutsch- 
rechtliche Bedeutung  dieser  Worte  fremd  geworden  war,  und  sie 
selbst  wohl  nur  im  Allgemeinen  an  Herkommen,  oder  consuetudo 
im  römischen  Sinne  denken  mochten,  worunter  freilich  die  Abgaben 
auch  regelmässig  begriffen  waren  17).   Uebrigens  hat  sich  diese  Bedeu- 


Pertz,  Legg.  I.  387. 

14)  Vergl.  z.  B.  J.  Kemble,  cod.  dipl.  Bd.  IV.  p.  55.  146.  147.  179  u.  s.  w, 

15)  Vergl.  z.  B.  den  Compotus  Garderobiae  angl.  saec.  XIV.  in  den  Quellen 
d.  bayer.  n.  deut.  Gesch.  Bd.  VII.  p.  426. 

Ürk.  bei  v.  Schultes,  bist.  Schriften,  1798.  I.  p.  112.  Nr.  XLVII. 
47)  Vergl.  z.  B.  den  Bestätigungs-  nnd  Lehnbrief  K.  Leopold's  iE  für  den 
Erzbischof  Damian  Hartard  zu  Mainz  als  Bischof  von  Worms,  a.  1677,  in  Lüiiig, 
corp.  jur.  feudal.  I.  col.  421.  —  K.  Maxim il.  I.  Lehnbrief  für  den  Pfalzgrafen 
Friedrich  bei  Rhein  etc.  a.  1510;  ebendas.  I.  col.  666. 
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tung  der  gedachten  Wörter  noch  bis  auf  die  neueste  Zeit  an  man- 
chen Orten  erhalten;  so  z.  B.  berichtete  am  26.  October  1858  eine 
Correspondenz  aus  Bern  in  der  Frankfurter  Postamtszeitung  vom 
28.  October  1858  über  den  verkümmerten  Bechtszustand  im  Dap- 
penthale,  den  sich  die  Bewohner  zu  Nutzen  gemacht  und  sich  allen 
Pflichten  der  übrigen  Bürger  des  Cantons  Waadt  entschlagen  haben, 
mit  dem  Beifügen: 

„zum  Theil  sind  Steuern  und  Gebrauch,  statt  an  "Waadt, 

,,an  Frankreich  bezahlt  worden". 

So  wie  aber  einerseits  dem  Worte  gewerf  in  der  Bedeutung 
von  conjectus,  Abgabe,  die  Wörter  ,,consuetudines,  Ge- 
brauch und  Gewohnheiten"  substituirt  wurden,  so  lässt  sich 
auch  auf  der  anderen  Seite  nachweisen,  dass  das  Wort  gewerf, 
beziehungsweise  dessen  ältere  Form  wharf,  warfida  oder  ca- 
warfida  u.  s.  w.  in  den  älteren  Zeiten  auch  die  Bedeutung  von 
Gewohnheiten  und  Gewohnheitsrecht  überhaupt,  ja  sogar 
die  Bedeutung  von  pactus,  sowohl  als  Vertrag,  als  wie  als  Ewa18) 
in  der  Bedeutung  einer  mündlichen  Ueberlieferung  des  herkömmli- 
chen Volksrechtes,  des  jus  consuetudinarium,  oder  einer  traditionel- 
len Lex  gehabt  hat. 

Dass  gewerf  auch  die  Bedeutung  von  Vertrag,  d  h.  über- 
haupt von  einem  B.echtsgeschäfte  hatte ,  welches  auf  gegensei- 
tiger Einwilligung  beruht,  ergibt  sich  aus  einer  Urkunde  v.  9.  Sep- 
tember 1281,  worin  Amelbrecht  von  Aigeling  seine  frei  eige- 
nen Besitzungen  zu  Aichach  verkauft10).  Hier  heisst  es  am  Schlüsse : 

,,Ditz  gewerves  vnd  chovf  es  (Kaufes)  vnd  gelubes  geziug  (Zeu- 

,,gen)  sind  Her  Einald  der  Vitztum"  u.  s.  w. 

In  ähnlicher  Bedeutung,  nämlich  als  cambitio  oder  eommu* 
tatio,  d.  h.  als  Tauschgeschäft,  erscheint  die  entsprechende  angel- 
sächsische Form  wharf  in  einer  Urkunde  Eduard's  des  Beken- 
ners, die  in  lateinischem  und  angelsächsischem  Texte  Vorliegt20). 
Hier  werden  die  Wörter21): 


18)  Monum.  B oica.  T.  XXIX.  Pars.  H.  authentica  episcop.  Patav.  Nr.CXXXIX, 
p.  535;  536.  lin.  3.  v.  unten. 

Dass  Ewa ,  Ea  etc. ;  hd.  Ehe ,  pactum  (pactus)  foedus ,  soviel  wie  Lex, 
und  zwar  eben  sowohl,  wie  dieses  Wort,  das  aufgezeichnete  als  das  nicht  aufge- 
zeichnete Volksrecht  bezeichnen  kann,  ist  in  meiner  deut.  Eechtsgesch.  3.  Aufl. 
pag.  9.  u.  flg.  nachgewiesen. 

20)  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  240  u.  flg.  Nr.  904, 

21)  Ebendas.  p.  241»  lin.  2  v.  unten. 

18* 
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„habben  me  gekid  of  daet  wharfe  and  of  daet  foreward" 
übersetzt 22) : 

,,notificaverunt  mihi  pactionem  et  commutationem"; 
ferner  werden  die  mehrfach  wiederkehrenden  Wörter  23) : 

,,  t  o  ful  whar  f  u 
erstlich  durch  „in  plenam  commutationem",  sodann  durch  das 
synonyme  ,,in  plena  cambitione"  wiedergegeben24): 
Endlich  wird  das  Verbot25) 

„dat  no  man..dis  ilk  wharf  and  this  ilk  forward  breke" 
wiedergegeben  durch  26) : 

,,ut  nullus  (homo)  ...  hanc  commutationem  et  pactionem 

,,infringere  audeat".  • 

Da  nun  forward,  forword,  forwerda,  foreweard  u.  s.  w.  re- 
gelmässig so  viel  wie  das  gegebene  Wort  (Für -Wort)  conventio, 
pactio ,  bezeichnet ,  so  ist  die  Uebersetzung  commutatio,  cam- 
bitio,  hier  auf  wharf  zu  beziehen,  welches  somit  den  Begriff  des 
Erwerbens,  ein  Eechtsgeschäft,  wodurch  ein  Eigenthum  erwor- 
ben wird,  hier  insbesondere  ein  Tauschgeschäft,  bezeichnet. 

Die  Bedeutung  von  Gewerf  als  consuetudo,  Wonheit,  Ge- 
wohnheit, Gewohnheitsrecht  tritt  aber  besonders  in  den  longobar- 
dischen  Formen  warfida,  guarfida,  quarfida,  uarfida,  cawarfida 27), 
quawarfeda,  cabwarfida,  corrump.  cadarfeda,  cardafedum,  cadarfreda 
u.  s.  w.  hervor.  In  den  Legg.  Luitprandi  (Baudi  a  Vesme)  c. 
77  begründet  der  König  die  Entscheidung  einer  Kechtsfrage  folgen- 
dermassen : 

,,Ideo  autem  hoc  scripsimus,  quia  etsi  adfictum  in  lege  proprie 
,,non  fuit,  tarnen  omnes  judices  et  fideles  nostri  sie  dixerunt, 
,,quod  cadarfeda  (cawarfida,  warfida)  antiqua  usque  nunc  sie 
„fuisset". 

d.  h.  obschon  in  der  Lex  (Rotharis)  nichts  davon  steht,  so  haben 
doch  alle  Richter  und  Getreuen  des  Königs  einmüthig  erklärt,  dass 
dies  bis  jetzt  so  alte  Gewohnheit  gewesen  wäre. 

Die  lombardische  cawarfida  oder  warfida  antiqua  ent- 
spricht also  genau  der  vorgedachten  fränkischen  consuetudo  oli- 
tana  s.  antiqua,  und  bezeichnet  das  nicht  aufgezeichnete  Herkom- 

22)  Eben  das.  p.  240.  lin.  4  v.  unten. 

23)  Eben  das.  p.  242.  lin.  8  und  lin.  11. 
**)  Eben  das.  p.  240.  lin.  17;  21,  22;  29. 
25)  Eben  das.  p.  242.  lin.  29.  30. 

2B)  Ebendas.  p.  241.  lin.  7.  8. 

B7)  ca- warfida:  das  lombardische  „ca",  entspricht  dem  hd.  „ge". 
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men  im  Gegensatze  des  aufgezeichneten  Volksrechtes  oder  der  Lex 
im  deutschrechtlichen  Sinne. 

Genau  hiermit  übereinstimmend  sagt  daher  Luitprand  (Baudi 
a  Yesme)  c.  133  bei  der  Entscheidung  einer  anderen  Eechtsfrage: 
„Hoc  autem  ideo  nunc  adfiximus ,  quia  tantummodo  causa  ista 
,,in  hoc  modo  Semper  et  antecessorum  nostrorum  tempore  et  no- 
,,stro  per  cawarfida  sie  judicatum  est;  nam  in  Edicto  (Ro- 
,,tharis)  scripta  non  fuit". 

Hier  steht  „ per  cawarfidam  judicare"  unverkennbar  für  „se- 
cundum  consuetudinem  judicare". 

Die  Frage,  wie  sich  mit  gewerf,  warfida,  ausser  der  Be- 
deutung von  conjectus  (Steuer,  Abgabe)  der  allgemeine  Begriff 
von  consuetudo  ,  Gewohnheit  oder  Gebrauch  verbinden 
konnte,  beantwortet  sich  durch  die  Verweisung  auf  das  alte  hwer- 
ban,  nhd.  werben,  welches  jede  fortgesetzte  Thätigkeit, 
agere,  rotare  u.  s.  w.  bezeichnet,  daher  gawurftige  so  viel  wie 
g  es  tum  bedeutet28),  und  werve  im  Rieht  steig  Lehnrechts 
(Homeyer)  c.  27.  §.  5  überhaupt  so  viel  ist,  wie  „Angelegen- 
heit, Anliegen  oder  Geschäft".  Noch  heut  zu  Tage  verbindet 
sich  mit  werben  der  Begriff  des  fortdauernden  emsigen  Bemühens 
um  etwas;  ein  Gewerbe  aus  etwas  machen,  bezeichnet  die  Fort- 
dauer einer  gewissen  Beschäftigung  oder  Thätigkeit.  Daher  hat  auch 
„werbe"  oder  „werve"  im  Mittelalter  die  Bedeutung  von  „ m al 
oder  stund";  so  z.  B.  „anderwerbe"29),  zweimal,  anderweit, 
fernerhin;  „dri  werbe",  dreimal,  oder  dreistund30);  „vier 
worbe  (werbe)  in  demme  jare",  viermal31)  u.  s.  w. 

In  diesem  Sinne  ist  auch  die  Stelle  in  Reinke  Voss,  L.  1. 

c.  14.  zu  verstehen: 

„Menn  schal  en  drüdde  werff  vordagen, 
„Als  men  einen  fryen  manne  plecht", 

d.  h.  man  soll  ein  drittes  Mal  einen  Tag  ansetzen,  den  Angeschul- 
digten zum  dritten  Male  vorladen,  wie  man  einem  freien  Manne 
zu  thun  pflegt ;  eine  an  sich  allbekannte  deutsche  Sitte ,  welche 
überdies  in  dem  sächsischen  Lehnrechte  (Homeyer)  art.  65. 
§.  15.  16.  erwähnt  wird,  woselbst  die  Formel  erscheint,  mit  welcher 
ein  Lehensherr  seinen  Mann  durch  seinen  Boten  vor  sein  Gericht 
fordern  lässti* 

28)  Gr  äff,  ahd.  Sprachschatz  I.  1041;  IV.  1029.  1038. 

29)  K.  Adolph,  cöln.  Ldfrd.  a.  1292;  Pertz,  Legg.  II.  459.  lin.  18. 
3Ü)  Ebersheimmünster:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  670.  lin.  19. 

31)  Selse:  c.  29;  eben  das.  I.  763.  lin.  6. 
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„ik  esche  vor  minen  Herren  BT.  enewerve,  anderwerve,  dridde- 
werve  umme  sogedane  scüldegunge alse  ime  here  gedege- 
dinget  is" ; 

woran  sich  sodann  die  Beschreibung  des  Verfahrens  anreiht,  welches 
eintritt,  wenn  der  Mann  ,,dridde werve  geeschet",  d.  h.  vorgeheischen, 
vorgerufen  worden  und  nicht  erschienen  ist. 

Häufig  wird  die  aus  Reinecke  Fuchs  angeführte  Stelle  von 
einem  ,, dritten  warf  oder  warve"  verstanden,  das  man  als 
Ring,  im  Sinne  von  Ding,  oder  als  abgerundeten,  mit  Schranken 
oder  mit  einem  Erdaufwurf  eingefassten  Platz  erklärt,  wo  das  Ge- 
richt gehalten  werden  oder  der  gerichtliche  Kampf  statt  finden  soll. 
Allein  diese  Bedeutung  von  warf  oder  warve  kommt  bei  ge- 
dachter Stelle  nicht  in  Betracht,  obschon  es  richtig  ist,  dass  warf 
oder  warve  auch  diese  Bedeutung  haben  kann:  namentlich  tritt 
sie  im  Sachsenspiegel  (Homeyer)  II.  art.  63.  §.  4.  hervor, 
wo  das  Verfahren  bei  einem  gerichtlichen  Kampfe  beschrieben  ist. 
Hier  soll  dem  ,, warve"  Frieden  geboten  werden,  dass  er  keinen 
der  Kämpfer  irre  an  seinem  Kampfe,  und  wenn  dies  geschehen  ist, 
sollen  die  Kämpfer  ,,des  warves  to  rechte  geren",  und  den 
soll  ihnen  der  Richter  erlauben.  Hier  erscheint  ,,warf"  sogar  in 
einer  zweifachen  Bedeutung:  erstlich  heisst  so  das  zu  dem  Kampf- 
schauspiele herbeigeströmte  Volk,  das  den  Ring  bildet  oder  die 
Schranken  umsteht ,  wie  die  Varianten  „Ring,  Volk,  Same- 
nunge  d.  h.  Versammlung,  bei  der  ersten  Erwähnung  des  „warves  u 
zeigen32);  sodann  aber  ist  unter  dem  warf,  den  die  Kämpfer  vom 
Richter  zu  Rechte,  d.  h.  um  ihren  Kampf  vor  Gericht  auszufechten, 
begehren,  der  freie  Raum  innerhalb  des  Ringes  selbst  zu  verstehen. 
Es  findet  sich  auch  in  einer  verwandten  Bedeutung  ein  angelsächsi- 
scher hwerf  und  wearf,  in  der  Bedeutung  von  Erd-Aufwurf, 
Damm  mit  Graben 33) ,  was  aber  ebenfalls  hier  nicht  weiter  in  Be- 
tracht zu  ziehen  ist,  sondern  nur  zum  Beweise  dient,  dass  die 
Grundbegriffe  von  werfen  und  werben  in  sehr  verschiedenen 
Beziehungen  vorkommen. 

Dagegen  kann  auf  eine  Stelle  in  den  Capitularien  Karl's  d.  Gr. 
hingewiesen  werden,  in  welcher  ein  lateinisches  Synonym  für  con- 
suetudo  oder  usus  gebraucht  ist,  welches  sich  als  eine  buch- 


32)  Homeyer,  Sachsensp.  2.  Ausg.  p.  93.  Note  b. 

33)  Vergl.  die  Urkk.  bei  J.  Kemble,  cod.  dipl.  IV.  p.  5S.  lin.  I.  Nr.  758; 
p.  221.  lin.  16.  Nr.  872.  Hiermit  hängt  das  hd.  Werft  zusammen,  welches  aber 
nur  als  Bezeichnung  des  Platzes ,  wo  Schilfe  gezimmert  werden ,  üblich  ist. 
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stäbliche  Uebersetzung  des  Wortes  gewerf  oder  warfida  darstellt 
und  somit  zu  der  Schlussfolgerung  berechtigt,  dass  das  Wort  ge- 
werf" oder  warfida,  cawarfida",  nicht  blos  bei  den  Lango- 
barden, sondern  auch  bei  den  Franken  und  Bayern  schon  im  VIII. 
und  IX.  Jahrhundert  in  der  Bedeutung  von  Gewohnheit,  Uebung 
u.  dergl.  im  Gebrauche  gewesen  sein  muss.  Dies  Synonym  ist  das 
Wort  ,,assiduitasa,  welches  sich  in  einem  Zusatz  -  Capitulare 
Karl's  d.  Gr.  zur  Lex  Bajuvariorum  v.  803.  c.  3.  findet34). 
In  diesem  Capitulare  werden  vorerst  (§.  1- — 3)  acht  Fälle  aufge- 
zählt, in  welchen  der  Königsbann,  d.  h.  60  solidi,  als  Strafe  zu 
zahlen  ist;  nämlich  1)  Friedensbruch  (rectam  pacem  infringere)  an 
Kirchen,  2)  an  Wittwen,  3)  an  Waisen,  4)  an  unver- 
mögenden, armen  Leuten  (minus  potentes)35),  5)  sodann  die 
Entführung,  raptus  (feminam  ingenuam  trahere  contra  voluntatem 
parentum  suorum)  36) ,  6)  Landfriedensbruch  mit  einem  Haufen  von 
Leuten,  vis  per  collecta  hominum  (h  a  r  i  -  z  u  h  t)  3T),  7)  Brandstiftung, 
incendia,  und  8)  ungehorsames  Ausbleiben  nach  ergangenem  Auf- 
gebot (Heerbann)  zum  Kriege.  Diese  Aufzählung  ist  fast  wörtlich 
eine  Wiederholung  eines  etwa  dreissig  Jahre  früher,  um  772,  er- 
gangenen Capitulare  Karl's  d.  Gr.  3S) ,  welches  die  erste  Verord- 
nung zu  sein  scheint,  jedenfalls  aber  die  älteste  auf  uns  gekom- 
mene Verordnung  ist,  worin  die  Fälle,  in  welchen  der  Königsbann 
zu  zahlen  ist,  aufgezählt  wurden.  Diese  Verordnung  bildet  einen 
wesentlichen  und  charakteristischen  Bestandtheil  der  karolingischen 
Gesetzgebung;  schon  im  Jahre  797  wurde  sie  auch  auf  Sachsen 
ausgedehnt  39)  und  sodann  in  dem  hier  zu  besprechenden  Capitulare 
v.  803  auch  in  Bayern  verkündigt. 


34)  Pertz,  Legg.  I.  126.  lin.  13.  f 

35)  Das  correspondirende  Cap.  Karol.  M.  c.  a.  772.  c.  4.  (eben  das.  I.  34) 
nennt  anstatt  der  minus  potentes:  „pauperini,  qui  dicuntur  ur -  ver-mag  o n 
(lies:  unvermogan,  unvermögend). 

36)  So  erklärt  den  raptus  das  correspondirende  Capitulare  v.  772.  cap.  5; 
eben  das.  I.  34. 

37)  Harizuht:  Dieses  Wort,  in  der  Form  harizhut,  hat  das  correspondirende 
Cap.  v.  772.  c.  7.  eben  das.  I.  35.  und  fügt  erklärend  bei:  qui  harizhut  fecit, 
h.  e.  qui  frangit  alterius  sepem  aut  casam  cum  virtute  (d.  h.  vi).  —  Hari-zuht, 
herizuht,  etc.  ist  Zug  mit  einem  Heere,  d.  h.  Haufen,  turba  hominum.  Ueber 
das  gleichbedeutende  angelsächsische  here-team  siehe  oben  pag.  190. 

38)  Pertz,  Legg.  I.  126. 

39)  Vergl.  das  Cap.  Saxonum,  ibid.  I.  75. 


Nach  Beendigung  der  vorgedachten  Aufzählung  der  acht  Fälle, 
in  welchen  der  fränkische  Königsbann  verwirkt  wird,  heisst  es  in 
dem  für  Bayern  bestimmten  Capitulare  v.  803  sodann  weiter: 
,,Haec  octo  capitula  in  assiduitate:  reliqua  autem  reservata 
„sunt  regibus,  ut  ipsi  potestatem  habeant,  nominative  demandare, 
,,unde  exire  debent". 
Der  Sinn  ist:-  diese  acht  Strafsätze  stehen  ein  für  allemal  fest 
und  sind  bereits  allenthalben  im  Umfang  der  fränkischen  Monarchie 
in  Gebrauch  und  thatsächlicher  Uebung,  was  sonst  ,,in 
consuetudine,  in  usu",  lombardisch  ,,in  cawarfida  esse" 
heisst;  im  Uebrigen,  d.  h.  bezüglich  anderer  Vergehen,  bleibt 
dem  König  vorbehalten,  im  einzelnen  Falle  zu  bestimmen  (deman- 
dare =  mandare) ,  wie  viel  als  bannus  (Strafgeld)  dafür  (unde) 
an  ihn  bezahlt  werden  soll.  Die  Erklärung  des  Ausdruckes  ,,in 
assiduitate"  bei  Pertz40)  durch:  ,,i.  e.  assidue,  in  quo- 
cunque  casu  servanda",  erschöpft  den  Begriff  von  assiduitas 
nicht  nur  nicht,  sondern  verkennt  vollständig  das  wesentliche  Mo- 
ment in  demselben,  nämlich  die  continuirliche  praktische 
Uebung,  welche  auch  gerade  derselbe  Grundgedanke  ist,  der  sicbi 
in  der  lombardischen  warfida  oder  cawarfida  und  in  dem  hd. 
gewerf  abspiegelt. 

Der  Sinn  der  Worte  „unde  exire  debent"  ergibt  sich  aus 
dem  Capitulare  c.  a.  772,  welches  dem  für  Bayern  bestimmten  Ca- 
pitulare v.  803  zum  Vorbild  diente.  Dort  heisst  es  nämlich  deut- 
licher41) : 

„De  octo  illos  bannos,  unde  domnus  noster  vult,  ut  exeant 
„sol.  60": 

d.  h.  „Von  den  acht  Bannen  (Strafgeboten),  aus  welchen,  gemäss 
dem  Willen  des  Kaisers,  60  Solidi  hervorgehen",  oder  „nach  wel- 
chen 60  solidi  als  Strafgeld  bezahlt  werden  sollen". 


VI. 

Strassengericht.  *) 

Unter  Strassengericht,  S  tr  atengeri  cht  oderStraten- 
richte  ist  der  Etymologie  nach  die  Gerichtsbarkeit  auf  den  Land- 
strassen oder  Heerstrassen,  viae  regiae  sive  publicae,  Königs-  oder 

40)  Pertz,  Leg.  I.  126.  lin.  32.  Note  1. 

41)  Pertz,  Leg.  I.  126.  lin.  31. 
')  Erörterung  zu  pag.  47.  79. 
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Reichsstrassen ,  zu  verstehen ;  auch  kommt  dieses  Wort  sehr  häufig 
in  dieser  Bedeutung  urkundlich  vor.  Es  hat  aber  dieses  Wort  auch 
noch  eine  andere  weitere  Bedeutung,  nämlich  als  gemeines  (all- 
gemeines) königliches,  später  auch  landesherrliches  Gericht  oder 
Landgericht  im  Gegensatze  vom  Zaun-  oder  Pfahlgericht, 
Hofmarksgericht  u.  dergl. ,  wie  dies  schon  Scherz  in  seinem 
Glossar,  v.  Strassengericht  bemerkt  hat la).  Auch  D.  G.  S  trübe 
in  seinem  rechtlichen  Bedenken  von  Strassengerichten  2)  kennt  die 
weitere  Bedeutung  dieses  Wortes  und  sagt  darüber: 

,, Durch  die  Strass  engerichte  wird  an  manchen  Orten  die  juris- 
,,dictio  universalis  verstanden  und  solche  den  Gerichten 
,,über  gewisse  Höfe  entgegen  gesetzt''. 
Es  fragt  sich  nun,  wie  sich  diese  Bezeichnung  des  gemeinen  Gerichtes 
als  Strassengericht,  worauf  schon  oben  S.  47  und  79  aufmerksam 
gemacht  wurde,  erklären  lässt  und  welche  Stellung  das  Strassen- 
gericht im  engeren  Sinne  als  Gerichtsbarkeit  über  die  auf  den  Land- 
strassen verübten  Verbrechen  zu  den  übrigen  Gerichten  einnahm? 

Ueber  die  erstere  Frage  wird  man  bei  den  juristischen  Schrift- 
stellern aus  der  Reichszeit  vergeblich  Aufschlüsse  suchen ;  sie  be- 
handeln nur  die  zweite  Frage,  da  sie  insgemein  Strassenge- 
richt nur  in  der  engeren  Bedeutung  einer  Gerichtsbarkeit  auf  den 
Landstrassen  kennen,  und  regelmässig  bewegt  sich  der  Streit  nur  um 
die  Frage,  ob  das  Strassengericht  im  Zweifel  unter  einer  Be- 
lehnung mit  allen  Gerichten  mitbegrifFen  sei  oder  nicht.  Dies 
verneinte  z.  B.  G.  M.  Weber3)  aus  dem  Grunde,  weil  das  Recht 
auf  die  öffentlichen  Heerstrassen  als  ein  besonderes  Hoheitsrecht 
angesehen  worden  sei,  dessen  sich  nur  derjenige  habe  bedienen 
können ,  der  damit  von  dem  Kaiser  oder  dem  Territorialherren  aus- 
drücklich beliehen  worden  sei,  und  weil  das,  was  eine  spezielle 
Verleihung  erfordere,  auch  nicht  unter  dem  generellen  Ausdruck 
,,alle  Gerichte44  begriffen  sein  könne;  mit  grösserem  Rechte 
wurde  aber  dagegen  von  D.  G.  S trübe  behauptet4),  dass  die  Be- 

la)  Scherz  (Ob  erlin),  Glossar.  Strassengericht,  judicium  quod  in 
omnibus  locis  unius  pagi  sine  restrictione  exercetur;  opponitur  pfahlgericht, 
zaungericht.  —  Vergl.  ibid.  voc.  Pfalgericht.  —  Haltaus  und  Wächter 
erläutern  Strassengericht  nicht. 

2)  D.  G.  S  trübe,  rechtliche  Bedenken,  2.  Ausg.  Hannov.  1828.  Bedenken 
Nr.  642.  Tom.  III.  p.  181  (1.  Ausg.  II.  81). 

3)  G.  M.  Weber,  Handbuch  des  Lehnrechts.  Bd.  II.  241. 

4)  D.  G.  Strube's  rechtliche  Bedenken:  Ausg.  I.  Bd.  II.  Bedenken  81; 
Ausg.  II.  Bd.  III.  Bedenken  DCXLII.  p.  179,  von  Strassengerichten ;  woselbst 
viele  einschlägige  Urkunden  angeführt  sind. 
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lehnung  mit  allen  Gerichten  im  Zweifel  auch  die  Gerichtsbarkeit 
auf  den  Landstrassen,  die  durch  den  Jurisdictionsbezirk  hindurch 
ziehen,  mitbegreife,  dass  übrigens  das  besondere  Herkommen  eines 
Landes  dabei  zu  berücksichtigen  sei,  wonach  auch  das  Umgekehrte 
gelten  könne. 

Untersucht  man  die  Urkunden,  welche  von  den  Strassen- 
gerichten  handeln,  näher,  so  sieht  man  deutlich,  dass  die  Ge- 
richtsbarkeit auf  den  Reichs-  oder  Landstrassen  ein  Theil  der  könig- 
lichen Gerichtsbarkeit  überhaupt  war  und  noch  im  XIV.  Jahrhundert 
von  dem  königlichen  Landrichter  als  Theil  seiner  allgemeinen,  ihm 
vom  König  verliehenen  Gerichtsbarkeit  ausgeübt  wurde.  Diese  Ge- 
richtsbarkeit des  königlichen  Landrichters  über  die  öffentlichen  oder 
Heerstrassen  wurde  nur  darum  an  vielen  Orten  besonders  bemerk- 
lich, weil  diese  Strassen  häufig  durch  Ortschaften,  Dörfer' u.  s.  w. 
hindurchzogen,  in  welchen  ein  Edelmann  die  Pfahl-,  Zaun-  oder 
Hofmarksgerichtsbarkeit  hatte ,  so  dass  also  die  Gerichtsbarkeit  des 
königlichen  Landrichters  diese  land-  oder  gutsherrliche  Gerichtsbarkeit 
eben  so  durchschnitt  oder  begränzte,  wie  die  Heerstrasse  den  guts- 
herrlichen Zwing-  und  Bannbezirk  durchschnitt  und  begränzte.  Es  war 
also  die  Strassengerichts  barkeit  an  sich  betrachtet  gar  keine  eigenthüm- 
liche,  besondere  Art  der  Gerichtsbarkeit,  sondern  die  gemeine  Ge- 
richtsbarkeit des  königlichen  Landrichters  wurde  nur  so  bezeichnet, 
wo  sie  sich  wegen  der  Hofmarksgerichtsbarkeit  der  Land-  oder 
Gutsherren  nicht  anders  als  auf  der  Landstrasse  äussern  konnte. 
Dies  ergibt  sich  aus  den  Weisthümern,  welche,  wie  das  Weisthum 
von  Gressweiler5),  den  Bauern  auf  den  Edelmannshöfen  zur  Pflicht 
machen,  die  ergriffenen  schweren  Verbrecher,  die  sie  nicht  selbst  abur- 
theilen  dürfen,  auf  die  Landstrasse  zu  bringen,  den  Landrichter 
dorthin  zu  rufen  und  ihm  den  Verbrecher  zu  übergeben.  Aehnlich  sagt 
auch  das  Stadtrecht  von  Mühldorf  aus  dem  XIII.  Jahrh.  c.  64 6): 
,,dewp  (d.  h.  Diebe)  mit  der  handhab  (Handhaft)  soll  der  Richter 
„(Ortsrichter ,  Schultheis)  auf  offenen  strass  legen ,  an  die 
,,stat  da  das  recht  pan-gericht  ist"; 
womit  also  die  Verbindlichkeit  zur  Ablieferung  des  ergriffenen  Diebes 
an  das  echte  Ding,  den  mallus  legitimus  des  Landrichters,  bezeich- 
net wird. 

Als  sich  die  Landeshoheit  entwickelte  und  der  königliche  Land- 
richter zum  Landesfürsten  emporstieg,  oder  wo,  wie  in  Bayern,  die 

5)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  704.  lin.  10;  siehe  oben  pag.  79. 

6)  Herausgegeben  von  Gen  gier  im  Anzeiger  f.  Kunde  d.  deut.  Vorzeit.  1858. 
Nr.  10.  col.  337. 
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Herzoge  von  jeher  als  Landesfürsten  mit  königlicher  Gewalt  be- 
standen hatten,  musste  die  Strassengerichtsbarkeit  in  dem  ange- 
gebenen Sinne  selbstverständlich  alsbald  als  ein  landesfürst- 
liches Recht  im  Gegensatze  der  Pfahl-,  Zaun-  und  Hofmarksge- 
richtsbarkeit der  Grundherren  erscheinen  und  wurde  als  mit  dem 
Geleitsrechte  zusammenhängend  betrachtet.  Wie  alle  Arten  von 
Jurisdictionsrechten  wurde  aber  auch  diese  Strassengerichtsbarkeit 
bald  Gegenstand  einer  besonderen  kaiserlichen  Verleihung  oder  doch 
Erwähnung  in  den  Lehnbriefen,  was  gewöhnlich  durch  die  Formel 
„Wir  verleihen  ihm  Strassen,  Geleit  und  Gerichte"  aus- 
gedrückt wird7).  Eben  so  findet  sich  schon  sehr  früh,  dass  grosse 
Landesfürsten  andere  Herren  mit  der  Strassengerichtsbarkeit  beliehen: 
so  z.  B.  Markgraf  Otto  von  Brandenburg  die  Herren  von  Schu- 
lenburg a.  1363,  ,,mit  obersten  und  neddersten  Gerichten,  mit 
Stratengerichten  an  up  de  Landstrassen"8);  oder  es  wurde 
die  Strassengerichtsbarkeit  mit  den  übrigen  Gerichten  bei  dem  Ver- 
kaufe von  Gütern  oder  Ortschaften  mitverkauft ,  so  z.  B.  von  den 
Herzogen  von  Braunschweig  und  Lüneburg  an  den  Johanniter-Orden 
das  Haus  und  Städtchen  Gartau  „mit  allen  Gerichten,  höchsten  und 
mit  dem  Stratengerichte"9).  Sehr  häufig  findet  sich  aber, 
dass  bei  der  Veräusserung  von  Gütern  und  der  Gerichtsbarkeit  über 
dieselbe  von  dem  Veräusserer  ausdrücklich  die  Strassengerichtsbar- 
keit ausgenommen  und  vorbehalten  wurde :  so  verkauften 
z.  B.  Ortlieb  und  Hadamar  von  Winkell  an  die  bischöfliche 
Kirche  von  Passau  a.  1283  zwei  beneficia,  d.  h.  Bauerlehen,  wovon 
sie  die  Grund-  und  Lehensherren  waren10): 

,,cum  omni  iure  advocacie  et  iudicio,  praeterquam  in  viis  re- 

giis  et  stratis  publicis  excepto"; 
und  eben  so  nahm  Herzog  Otto  von  Braunschweig  a.  1310 
bei  einer  Verschenkung  von  Gütern  an  ein  Kloster  ausdrücklich  das 
Strassengericht  auf  denselben  aus11): 

„excepto  tarnen  judicio  stratarum,  quod  in  stratis  publicis 

„nos  habemus  ibi,  et  stratenrichte  teutonice  dicitur". 


7)  z.  B.  Lehnbrief  K.  Maximil.  I.  a.  1510.  für  Kur  p  falz,  bei  Lünig, 
Corp.  jur.  feud.  I.  665;  desgl.  K.  Karl's  VI.  Lehnbrief  für  Waldeck  v.  1712, 
ebendas.  I.  936. 

8)  Hahn,  Collectio  Monum.  I.  I.  p.  671. 

9)  Pfeffinger,  Historie  des  Braunschw.  Lüneb.  Hauses.  Part.  I.  627. 
*°)  Monum.  Boica,  Bd.  XXIX.  P.  II.  p.  552.  Nr.  CXLIX. 

")  Pfeffinger,  1.  c.  p.  336;  Strub e,  1.  c.  (2.  Ausg.)  T.  III.  p.  182. 
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Es  erhellet  hieraus  von  selbst,  wie  sehr  auch  durch  solche 
Vorbehalte  der  Strassengerichtsbarkeit  für  den  Landesherrn,  oder 
durch  die  besondere  Verleihung  derselben  an  andere  Personen  als 
den  Gutsherrn  oder  Dorfherrn,  die  Zahl  der  verschiedenen  Gerichts- 
barkeiten und  Gerichtsherren  in  ein  und  derselben  Markung  ver- 
mehrt und  verwirrt  werden  musste,  und  wie  leicht  sich  die  An- 
sicht bilden  konnte ,  als  sei  die  Strassengerichtsbarkeit  eine  ganz 
besondere  Art  der  Gerichtsbarkeit  gewesen ,  während  sie  an  sich 
nur  ein  Theil  der  jurisdictio  universalis  ist ,  der  aber  bald  mit  der- 
selben vereinigt,  bald  davon  getrennt  vorkam. 


VII. 

Eh  -  Gerichte.  Ehehaft  -  Gerichte.  Ehaften1). 

In  Nr.  9.  10.  und  11  des  Anzeigers  für  Kunde  der  deutschen 
Vorzeit,  Jahrgang  1858  hat  Herr  Dr.  Staudinger  einige  interes- 
sante Notizen  über  die  sog.  Eh-gerichte  oder  Eh af t-ger ichte 
nach  einem  Saalbuche  des  fränkischen  Amtes  Rossstall  v.  J.  1532 
und  anderen  ähnlichen  Stadt-  und  Saalbüchern  mitgetheilt,  zu  wel- 
chen einige  Bemerkungen  hier  stattfinden  mögen.  Der  Begriff  von 
E-,  Eh-,  Ehaftgericht  ist  von  Herrn  Dr.  Stau  ding  er  (col. 
304)  im  Ganzen  richtig  erklärt,  als  gleichbedeutend  mit  placitum 
sive  Judicium  legitimum,  mallus  legitimus,  mit  Hinweisung  auf  das 
alte  ewa,  ewe,  ehe,  e,  u.  s.  w. ,  pactum  (pactus)  und  lex 
bedeutend  la).  Es  entspricht  also  das  Eh-gericht  grammatisch  genau 
dem  im  Sachsenspiegel  häufig  vorkommenden  Ausdruck  „echtes 
Ding"2).  Hierbei  ist  aber  sofort  auf  den  Unterschied  aufmerksam 
zu  machen,  welcher  der  grammatischen  Gleichheit  ungeachtet,  zwi- 
schen dem  echten  Ding  des  Sachsenspiegels  und  den  besonders  in 
Süddeutschland,  namentlich  in  Franken,  Bayern  und  Tyrol  seit  dem 
XIV.  Jahrhundert  häufig  erwähnten  Eh-gerichten  oder  Ehaft- 
gerichten,  auch  Eteiding3),   Ehaft-taiding4) ,  ehelich 

4)  Erörterungen  zu  S.  66. 

la)  Vcrgl.  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  9. 

2)  Ebendas.  p.  882. 

3)  Nach  einer  Urk.  v.  Bötzen  a.  1234.  soll  das  „Etaiding"  jährlich  nach 
dem  Gallus-fest  zu  Bötzen  beim  Alberbaum  gehalten  und  15  Tage  vorher 
von  der  Kanzel  verkündet  werden.  M.  Koch,  Gesch.  v.  Bötzen ,  im  National- 
Kalender.  Insbruck  1848.  p.  72. 

4)  Urk.  K.  Sigismunds  a.  1478  für  Meran.  M.  Koch,  Gesch.  d.  Stadt 
Meran,  p.  50.    Die  25  Genannten  in  Meran  sollen  die  Ehaft-taiding  ver- 
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taiding5)  genannt,  stattfindet.  Während  nämlich  das  echte 
Ding  in  dem  Sachsenspiegel  noch  als  das  eigentliche  Landgericht, 
Landtäding,  höchste  Gericht,  cometiae  oder  comitiae,  d.  h.  als  das 
Gericht  erscheint,  wo  der  Graf  mit  den  schö'ffenbaren  Leuten  Recht 
in  causis  majoribus  spricht,  erscheinen  die  Eh-  oder  Ehaftge- 
richte  in  Süddeutschland 

1)  theils  als  Gerichte,  welche  der  Gutsherr  oder  sein  Vogt 
mit  den  Grundholden,  Untersassen  oder  Hübnern  innerhalb  seines 
gutsherrlichen  Bannbezirks,  d.  h.  auf  dem  alten  gutsherrlichen  Mist, 
mistium  oder  mitium 6) ,  binnen  E  1 1  e  r  s  oder  Itters,  innerhalb 
des  Zaunes  oder  der  Hofmark  abhält ,  und  sind  somit  ganz  das- 
selbe, was  sonst  Dinghofs-,  Zaun-,  Pfahl-  oder  Hofmarksgericht, 
Vogtding  u.  s.  w.  genannt  wird 7) ; 

2)  theils  aber  erscheinen  die  Eh-  oder  Ehaftgerichte  als  Ge- 
richte, welche  eine  städtische  Gemeinde  innerhalb  ihres  Weichbil- 
des ,  d.  h.  des  städtischen  Bannbezirkes  oder  Meydebannes ,  mezzi- 
bannes,  des  ihrer  städtischen  Gerichtsbarkeit  unterworfenen  bemes- 
senen Raumes8),  d.  h.  als  Stadtgericht  abhält,  so  z.  B.  in  Bötzen, 
Meran  u.  s.  w. <J).  Der  Umfang  der  Gerichtsbarkeit  dieser  Eh- 
gerichte  war  je  nach  ihren  Privilegien  eben  so  verschie- 
den, wie  bei  den  Dinghofs gerichten  überhaupt;  und  es  ist 
daher  eben  so  irrig,  wenn  man  die  Ehgerichte  nur  als  eine  Art 
von  Polizeigerichten  auffasst 10) ,  obschon  sie  sicher  auch  den  Cha- 
rakter von  Rügegerichten  jederzeit  an  sich  trugen,  als  es  unrichtig 
ist,  wenn  man  darin  nur  Conventikel  der  Grundherrschaft  mit  den 
Grundholden  erkennen  will  u). 

In  der  Regel  aber  hatten  allerdings  die  Ehgerichte  oder 
Ehaftgerichte,  eben  so  wie  die  Dinghofsgerichte  nur  eine  Ge- 
richtsbarkeit über  causas  minores  im  Sinne  des  alten  deutsch  Rech- 


walten. TJeber  die  Genannten  siehe  meine  deutsche  Rechtsgeschichte.  3.  Aufl.  1858. 
p.  351. 

5)  Urk.  v.  Bötzen  a.  1274;  M.  Koch,  Gesch.  v.  Bötzen,  im  National-Kalend., 
Insbruck  1848.  p.  74. 

6)  Ueber  Mist  siehe  oben  p.  34. 

7)  Siehe  oben  p.  47.  49. 

8)  Siehe  oben  p.  34.  37. 

9)  Siehe  hier  oben  Note  3.  4.  5. —  J.  Chr.  v.  Haller,  de  jud.  communitat. 
quae  vulgo  Ehaftgerichte  vocantur.  Altdorf  1745. 

10)  Dies  behauptete  v.  Freiberg  in  den  Münchener  gel.  Anzeigen.  1838. 
Thl.  II.  p.  168. 

*4)  Dies  war  die  Meinung  von  C.  v.  Vachiery,  von  Ehafftsgerichten  in 
Bayern.  1798. 
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tes,  d.  h.  sie  begriff  im  Zweifel  nur  das  Hofrecht,  das  Verhältniss 
zum  Gutsherrn  betreffende  Sachen  und  kleine  Frevel,  meistens  den 
handhaften  Diebstahl  mitbegriffen,  und  später  die  sog.  Mederge- 
richtsbarkeit 12) ;  mitunter  aber  hatten  sie  auch  eine  umfassendere 
Strafgerichtsbarkeit.  Die  Bezeichnung  von  Eh-  oder  Ehaftge- 
richten  scheint  aber  von  dem  alten  echten  Ding  auf  diese  klei- 
nen gutsherrlichen  und  die  städtischen  Gerichte  dadurch  übertragen 
worden  zu  sein,  weil  sie  wirklich  für  die  Dingpflichtigen  des  be- 
treffenden Bezirkes  auch  ein  gesetzlicher  Gerichtsstand,  ein 
placitum  legitimum,  oder  ein  mallus  legitimus  in  dem  Sinne  waren, 
dass  auch  sie,  wie  das  eigentliche  echte  Ding  oder  Landtäding  des 
Grafen ,  zu  bestimmten  Zeiten  im  Jahr  ein- ,  zwei-,  drei-  oder  vier- 
mal an  bestimmten  Orten  gehalten  wurden.  Gar  manche  dieser  Eh- 
gerichte  mögen  sich  auch  an  Stätten  erhalten  haben,  wo  im  höhern 
Alterthum  wirklich  von  dem  Grafen  oder*  Herzog  selbst  sein  echtes 
Ding  im  vollen  Sinne  des  Wortes  gehalten  worden  war,  wovon  oben 
bei  der  Erörterung  über  das  Alter  der  Dinghöfe  ein  Beispiel  bezüg- 
lich des  Dinghofes  von  Ehenheim  im  Elsass  angeführt  worden 
ist  13). 

Das  Wort  ehaft  bezeichnet  grammatisch  nichts  anderes  als 
legitimus,  gesetzlich;  haft  drückt  nur  das  Ankleben,  An- 
haften einer  Eigenschaft  an  einem  Subject  oder  Object  aus:  wie 
boshaft,  schalkhaft,  presshaft,  leibhaft,  schuldhaft,  habhaft  u.  s.  w. 
Als  Substatniv  gebraucht  wird  dabei  theils  das  Wort  Ding,  Ge- 
richtsversammlung, theils  das  Wort  Sache  ,  causa,  dabei 
subintelligirt.  In  ersterem  Sinne  sagt  z.  B.  das  von  Herrn  Dr.  Stau- 
dinger  angeführte  Bossstaller  Weisthum  (col.  304): 

„Es  haben  auch  vor  Alters  alle  Inwohner  zu  Rossstall  die  Ehaft 

„besuchen  müssen". 
Dieser  Ausdruck  schliesst  sich  genau  dem  Ausdruck  des  Sachsen- 
spiegels, z.  B.  Bch.  I.  art.  2,  an: 

„das  gericht,  das  ding,  suchen  müssen", 
und  sonach  erscheint  das  Wort  ehaft  mitunter  unverkennbar  in 
der  Bedeutung  von  Gericht,  Ding,  Judicium,  placitum,  mallus,  selbst. 
Dasselbe  ist  der  Fall  in  dem  Compositum  Ehaftrecht,  worunter 
die  Abhaltung  des  Ehgerichts ,  die  Gemeindeversammlung  in  einem 
gutsherrlichen  oder  städtischen  Bannbezirk  oder  in  einer  Vogtei 
verstanden  wird;  so  z.  B.  „Der  vogtei  Hahnbach  Lanbott  u.  Ord- 


12)  Ertel,  praxis  aurea,  1693,  p.  7. 

13)  Siehe  oben  pag.  261. 
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nung,  so  bei  allen  Ehehafftrechten  in  der  Vogtei  verlesen 
werden,  den  27.  Juli  1559"  14). 

Wenn  aber  bei  dem  Substantiv  Ehaft,  Ehäf ft innen  u.  dergl. 
das  Wort  Sache,  causa,  subintelligirt  und  somit  ehaft  im  Allge- 
meinen als  causa  legitima  aufgefasst  wird ,  so  verbinden  sich 
eben  hiermit  nach  Verschiedenheit  der  Sache  wieder  mehrere  Be- 
griffe, wie  dies  zum  Theil  aus  Wehner,  observat.  forenses,  voc. 
Ehaften,  am  vollständigsten  aber  aus  einer  wenig  bekannten 
Schrift  des  ulmer  Kechtsconsulenten  Jacob  Otto  von  1685  zu  er- 
sehen ist15).    Nach  Angabe  dieser  Praktiker  bezeichnete  Ehehaft 

1)  alles,  was  in  Gesetzen  begründet  ist  („causae  quae  in  legi- 
bus continenturu) ;  wie  die  Entschuldigungsgriinde  von  dem  Er- 
scheinen auf  eine  Vorladung,  die  Fälle  der  sumnis  (sunnis,  sumis, 
sonia  etc.)  der  merowingischen  und  karolingischen  Zeit 16)  oder  der 
„echten  Not"  der  Spiegel  und  anderer  Rechtsquellen  des  XIII. 
und  XIV.  Jahrhunderts17); 

2)  alle  Gebote  und  Verbote  oder  Normen,  nach  welchen 
bei  Hof-  und  Landgerichten  Verkündigungen  ausgebracht  werden; 

3)  was  in  einem  gewissen  Gerichte  haften,  d.h.  anhängig 
bleibt,  nachdem  dasselbe  einmal  in  der  Sache  eine  Verkündigung, 
Citation,  erlassen  hat:  also  Sachen,  welche  andere  Gerichte  (z.  B. 
die  landesherrlichen)  nicht  mehr  (von  dem  kaiserlichen  Landgericht 
in  Schwaben)  avociren  können;  sog.  casus  reservati  privilegiati ; 

4)  gewisse  Eechtstitel  und  Formeln,  um  gewisse  Sachen 
„vor  Gericht  zu  pr o s e quir en ",  z.  B.  actio  spolii,  inju- 
riarum" ; 

5)  gewisse  Güter,  die  von  der  Almend  abgesondert  (abge- 
messen, daher  messis,  mistium,  mitium)  sind:  „legitimae  possessio- 
nes,  rechtes  Eigen";  und 

6)  insbesondere  in  Schwaben  gewisse  Häuser,  worauf  gesetz- 
lich oder  herkömmlich  gewisse  Rechte  als  Realgerechtigkei- 
ten hafteten,  wie  Mühlen,  Schmieden,  Badestuben,  Backöfen,  d.  h. 
Bäckereigerechtigkeit,  Oeschaw,  d.  h.  Weiderecht18),  Metz  ig, 


*4)  v.  Fink,  Bayerns  geöffnete  Archive,  Jahrg.  I.  p.  361 — 367. 

l5)  «Tacobus  Otto:  llias  in  nuce,  casuum  exceptorum  s.  causarum  ...  reser- 
Vatarum  et  inavocabiliüm  inprir^s  judicii  provincialis  Sueviae,  oder  Entwurf  des 
freien  Kais.  Landgerichts  (in  Schwaben)  Ehäfftinen,  Nürnberg  1685^ in  4to. 

d6)  Vergl.  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  868. 
Eben  das.  pag.  868. 

*8)  Oeschaw;  vergl.  o  e  s  c  h  e  n ,  pascere ,  o  e  s  c  h  e  y  ,  pastor. 
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d.  h.  Metzgereigerechtigkeit ,  Hürtenstab,  cL  h.  das  Recht  Hür- 
den zu  schlagen  oder  die  Schaftriebsgerechtigkeit,  T afernen  (ta- 
bernae ,  Wirthshäuser) ;  auch  rechnete  man  dazu  die  öffentlichen 
städtischen  Gebäude ,  wie  Schauspielhäuser  u.  dergl. ,  worüber  die 
städtischen  Behörden  die  Aufsicht  zu  führen  hatten. 


VIII. 

Das  Hundgeding.  Hungericht.1) 

In  Würdtwein's  subsidia  diplomatica ,  Heidelberg  1775, 
Band  VI.  Nr.  19  —  43,  findet  sich  ein  Urkundenbuch  des  Klosters 
Ravengirsburg  abgedruckt,  worin  als  Nr.  36  (p.  153)  ein  Weis- 
thum über  ein  Gericht  erscheint,  welches  das  Hundgeding  ge- 
nannt wurde.  Es  beginnet  dieses  Weisthum  bei  Würdtwein  mit 
den  Worten: 

„Das  ist  das  Weisthum,  das  man  nennet  das  Hundgeding,  und 
„wird  zu  sieben  Jahren la)  eins  gehalten  in  der  Probstei  Ra- 
„vengirsburg,  an  zweien  Enden2)  zween  Tag  nach  einander, 
„das  erste  bei  Itze Ibach,  das  andere  bei  N eukirchen ,  wie 
„dan  hernach  folgt". 

Bei  J.  Grimm3)  heisst  dieses  Gericht  nach  der  Rechtsweisung 

von  1442,  11.  April,  „daz  huntdinck",  und  wird  beschrieben 

als  eine 

„virhorunge  (Verhörung)  und  wisunge  von  der  warer  rechter 
„mase  der  fruchte,  mels  und  des  wines  .  .  .  und  auch  etzliche 
„andere  punten4)  eygentschafft  und  fryheide,  als  die  würdigen 
„visen  und  geistlichen  herrn  probst  .  .  .  und*  conventsherrn  des 
„closters  und  stiftes  sant  Cristofers  zu  Rauengersburg  ...  zu  ver- 
loren und  wisen  lassen"  etc. 

Seinem  Inhalte  nach  ist  dies  ein  Weisthum  über  ein  höfi- 
sches oder  höfiges  Gericht,  iudicium  curiae,  oder  Hofgericht  der- 
selben Art,  wie  solche  auf  allen  Dinghöfen  gehalten  werden  und 
sonst  unter  dem  Namen  der  Hofmarksgerichte,  Ehgerichte  oder 

4)  Erörterung  zu  pag.  70.  Note  1.  p 
*a)  A-sieb  en  Jahren,  d.  h.  alle  sieben  Jahre. 

2)  Enden,  d.  h.  Orten. 

3)  Weisthümer  II.  175.  lin.  4. 

4)  punten:  Bünde;  d.  h.  Vereinbarungen  (=  Einung,  pactus,  Ewa,  Ehe,  lex). 
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Ehaftgerichte5)  u.  s.  w.  vorkamen.  Die  Benennung  dieses 
Gerichtes  hat  der  Heransgeber  Würdtwein  durch  die  Bemerkung 
zu  erklären  versucht: 

„Judicium  in  tractu  Hunnorum  haberi  solitum", 
d.  h.  ein  auf  dem  Hundsrück  stattfindendes  Gericht,  in  welcher 
Gegend  allerdings  auch  Ravengirsburg  belegen  ist.  Die  Rich- 
tigkeit dieser  Erklärung  wurde  schon  von  Schott  in  Zweifel  ge- 
zogen, ohne  dass  jedoch  derselbe  eine  andere  Erklärung  versucht 
hätte0). 

Die  richtige  Erklärung  des  Hundgeding  bietet  sich  aber 
ohne  Schwierigkeiten  dar,  wenn  man  sich  daran  erinnert,  dass 
hunteri,  hunno,  hunnilih,  als  die  entsprechende  deutsche 
Bezeichnung  für  centurio  oder  centenarius  erscheint,  wie  dies 
J.  Grimm  in  vielen  Beispielen  nachgewiesen  hat7);  genau  ent- 
spricht daher  dem  hundgeding  auch  in  einer  niederrheinischen  Ur- 
kunde von  1162  ,,  hunno nis  placitum"8),  und  ähnlich,  wie 
nach  dem  r avengir sburger  Weisthum  alle  sieben  Jahre  ein 
Hundgeding  zur  Erneuerung  des  Bewusstseins  der  Gemeinden 
bezüglich  der  dem  Kloster  schuldigen  Leistungen  gehalten  werden 
sollte,  so  sagt  eine  andere  niederrheinische  Urkunde  von  1056 :9) 
,,illi  qui  hunnones  dicuntur  .  .  .  tertio  tantum  anno  .  .  .  pla- 
,,citare  debent". 

In  gleicher  Weise  bestand  in  dem  Bliscasteller  Amt  ein 
„Hungericht",  zu  welchem  nicht  weniger  als  acht  Dorfschaften 
zwischen  der  Blis  und  Saar  gehörten.  Nach  dem  bei  J.  Grimm 
abgedruckten  Weisthume 10)  wurde  dieses  Hungericht  auf  dem  Or- 
mesheimer Berg  gehalten,  und  wurde  ungefähr  im  Jahre  1551 
die  letzte  Person  daselbst  hingerichtet.  Es  sassen  in  diesem  Ge- 
richt 21  Schöffen  und  diese 

,, haben  ein  person  im  gericht,  den  man  den  hun  nennt  .  .  . 
,, solcher  .  .  .  gebeut  den  21  Schöpfen,  wenn  man  einen  hinrich- 
,,ten  will,  zuesam u).  Solcher  hun,  wenn  man  den  übelthäter 
„hinrichten  will,  muess  dreimal  wie  ein  hund  auss  der 

■6)  Siehe  oben  p.  284. 

6)  Schott,  unpartheiische  Kritik  über  die  neuesten  juristischen  Schriften, 
Leipz.  1776.  Stück  70.  p.  869. 

7)  J.  Grimm,  Kechtsalterthümer.  p.  755.  756. 

8)  Lunig,  Spicileg.  ecclesiast.  P.  I.  continuat.  p.  280. 

9)  Ebendas.  p.  272. 

10)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  796.  797. 

**)  Zuesam  gebeuten:  d.  h.  zusammen  rufen ,  convocare, 
£öpfl,  Alterthümer.  I.  19* 
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„Usweiler  heckchen  bellen,  wan  man  den  armen  zum 
„galgen  führt". 

Hier  erscheint  also  der  Hun  im  Wesentlichen  als  der  Frohn- 
bote  der  Hundertschaft,  der  centena  oder  Zent,  während  ursprüng- 
lich der  centenarius  selbst  hun,  hund  oder  hunno  (Hunderter) 
hiess.  Die  Sonderbarkeit,  dass  der  Hun  bei  dem  Hinausführen 
eines  Uebelthäters  zur  Hinrichtung  dreimal  wie  ein  Hund  aus  einer 
Hecke  bellen  soll,  scheint  damit  zusammen  zu  hängen,  dass  die 
ursprüngliche  Bedeutung  seines  Amtstitels  vergessen  oder  durch  den 
Volkswitz  unterdrückt  wurde,  gerade  so  wie  noch  jetzt  an  manchen 
Orten  der  Pedell  oder  Buttel,  Büttel,  als  Pudel  bezeichnet  wird. 
Dass  der  Hunno,  hun  oder  hund  als  ein  Frohnbote  der  Zent 
aufgefasst,  auch  in  der  älteren  Zeit  selbst  als  ein  Eicht  er,  d.  h. 
als  der  Vorstand  eines  kleinen  Dorf-  oder  höfischen  Gerichtes  er- 
scheinen konnte,  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  er  ursprünglich 
der  centenarius  selbst  war  und  die  centenarii  nach  der  alten  Ver- 
fassung sehr  häufig  als  Frohnboten,  nuntii  sive  vicarii  des  Grafen 
erscheinen;  so  z.  B.  entsprachen  diesen  Hundgedingen  oder 
Hungerichten  auf  das  Genaueste  die  Schergen-Aemter  in 
Bayern,  die  bald  nach  den  Namen  der  Schergen  (scheriones,  ser- 
gentes,  praecones,  lictores,  podomaei,  büttel),  bald  nach  dem  Sitze 
des  Gerichtes  benannt  wurden,  wie  z.  B.  das  Helmperthis  Scherg- 
amt, das  Chunrades  Schergamt,  das  Schergamt  zu  Geichingen  12)  etc. 
In  dem  Worte  Hundgeding  oder  Hungericht  tritt  ohne  Zwei- 
fel die  ächte  und  älteste  deutsche  Bezeichnung  der  kleinen  Gerichts- 
sprengel im  Gau  hervor,  welche  sonst  centenae,  Zenten,  bei  den 
Angelsachsen  hundreda  genannt  werden.  So  wie  aber  vielfach 
die  alte  Bedeutung  vieler  malli  legitimi  oder  placita  legitima  all- 
mählig  verschwunden  ist  und  sie  zu  einfachen  Dinghof-  oder  Dorf- 
gerichten heruntergesunken  sind,  wie  bei  der  Erörterung  der  Eh- 
oder  Ehaftgerichte  gezeigt  wurde,  so  ist  es  auch  offenbar  mit  vielen 
alten  Hundgedingen  oder  Hungerichten  ergangen,  und  viele  hunno- 
nes  konnten  sich  hiernach  nicht  in  der  Stellung  eigentlicher  Zent- 
grafen  erhalten,  sondern  wurden  in  die  Stellung  von  einfachen 
Schultheisen ,  Schergen,  Decani  oder  Zingrefen l3),  d.  h.  Zehen- 

12)  Urbarium  antiquiss.  ducatus  Bavariae  c.  a.  1240;  in  Monum.  Boic, 
Bd.  XXXVI.  Thl.  I.  p.  13.  15.  30. 

43)  Diese  seltene,  aber  sehr  charakteristische  Bezeichnung  des  Vorstandes 
eines  Dorf-  oder  Heimgerichtes  findet  sich  in  einer  Urkunde  von  1 184  in  der  Be- 
schreibung der  Hanau  Müntzenbergischen  Lande,  Beil.  Nr.  66,  für  den  Orts-  und 
Gerichtsvorsteher  zu  Eschersheim. 
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grafen  heruntergedrängt.  Bemerkenswerth  ist,  dass  die  besonders 
am  Niederrhein  vorkommende  Benennung  des  Dorfrichters  als  hun, 
hunne,  hessisch  honne  u.  s.  w.  sich  noch  bei  den  sogenannten 
Sachsen  in  Siebenbürgen,  die  aber  zum  Theile  niederrheinische 
Colonisten  sind,  in  der  Bezeichnung  der  jährlich  neu  erwählten  Orts- 
vorsteher als  „Nachbar-hann"  erhalten  hat14). 


IX. 

Ueber  die  Uebertragung  der  Gerichtsbarkeit  über  die 
Zent- Sachen  oder  hohen  Rügen  an  die  Vögte  der 

Kirchen 1). 

(Hierbei  Erklärung  der  Vehtat.) 

Es  ergiebt  sich  aus  den  in  der  Erörterung  über  den  Dinghof 
zu  Ebersheim  angeführten  Urkunden,  dass  ursprünglich  bei  der 
Verleihung  von  Immunitätsrechten  und  der  Verleihung  der  Gerichts- 
barkeit in  dem  Immunitätsbezirk  an  Kirchen  und  Klöster  regel- 
mässig die  Gerichtsbarkeit  über  die  sog.  vier  oder  fünf  hohen  Eügen, 
d.  h.  die  Gerichtsbarkeit  über  gewisse  schwerere  Verbrechen,  den 
Zentgerichten  ausdrücklich  vorbehalten  wurde  (S.  66.  67). 

Eine  Aenderung  trat  seit  dem  XII.  Jahrhundert,  d.  h.  seit 
der  Zeit  ein,  seit  welcher  die  Kirchen  oder  Klöster  auch  grössere 
Gerichtsbezirke ,  wie  z.  B.  die  Zentbezirke  oder  durch  besondere  Pri- 
vilegien (S.  104)  die  Gerichtsbarkeit  über  Zentsachen  für  ihre  Immuni- 
tätsgerichte erwarben,  den  Blutbann  aber,  wie  bereits  erwähnt,  la) 
sodann  durch  ihre  Vögte,  beziehungsweise  durch  weltliche  Herren 
ausüben  lassen  mussten ,  •  welche  denselben  zu  diesem  Behufe  be- 
sonders vom  Kaiser  zu  empfangen  hatten.  Seitdem  erscheinen 
folgerichtig  die  an  die  Zent  gehörigen  Sachen  oder  hohen  Rügen 
in  den  Grundherr  Schäften  der  Kirchen  und  Klöster  als  Sachen,  die 
dem  Advocatus  derselben,  im  Gegensatze  ihrer  Meier,  Schult- 
heissen  u.  dergl.  niederen  Beamten  zu  richten  ausschliesslich  vor- 
behalten sind.  Klar  ergibt  sich  dies  aus  einer  Urkunde  des  Klo- 
sters Aspach  in  Bayern  von  1175.  2)    Hiernach  sind  dem  Advo- 

14)  v.  Libloy,  Volkszustande  und  Dorfeinrichtungen  im  deutschen  Sieben- 
bürgen, im  Anzeiger  f.  Kunde  der  deut.  Vorzeit.  1857.  Nr,  9.  col.  287. 

1)  Erörterung  zu  pag.  66.  67  u.  flg.  und  pag.  78. 
*a)  Siehe  oben  pag.  76.  77.  81. 

2)  Tradit.  Aspac.  in  Monum.  Boic.  Bd.  V.  p.  135, 

19* 
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catus  von  Osterhoven,  einer  Besitzung  des  Klosters,  zu  richten 
vorbehalten : 

„quinque  solummodo  causae,  vehtat,  notmist,  nachtprant, 

„Haimsuhunge  et  furta". 

Vehtat  ist  aus  veh  und  tat  zusammengesetzt.  Veh,  fehde, 
faida  bezeichnet  nach  der  ausdrücklichen  Angabe  der  alten  lom- 
bardischen Glossarien  so  viel  wie  inimicitia,  Feindschaft,3) 
d.  h.  überhaupt  jede  Art  von  unrechtmässiger  Vergewaltigung,  An- 
griff, Anfall,  adsalitura,  Kachehandlung,  ultio  u.  dergl.  Genau  in 
diesem  Sinne  und  als  Synonym  mit  Feindschaft  erscheint  dieses 
Wort  veh  noch  in  der  nürnberger  Hals gerichtsordnung 
von  1481,4)  woselbst  der  Fürsprech  des  Anklägers  die  Frage  an 
das  Gericht  stellt: 

,, Ob  im  (dem  Ankläger)  yemandt  darum  veh  oder  veintschafft 

,, zutragen,  oder  das  arckgen  (verargen),  im  anndten  (ahnden) 

„oder  efern  (tadeln,  rächen)  woltu  etc. 

Tat,  tet,  that,  thed,  dad,  tede,  thed,  töd,  taud,  ist  das  jetzige 
hochdeutsche  t  o  d ,  wie  sich  aus  der  Vergleichung  mit  u  r  t  h  e  d , 
urtad  u.  dergl.,  dadsisa,  mortaudo  u.  s.  w.  ergiebt.  Sonach 
ist  ,,  Veh  tat"  homicidium,  eine  aus  Feindschaft  verübte  Tödtung, 
welche  überall  zu  den  hohen  Rügen  gerechnet  wird.  Notmist  ist 
unverkennbar  aus  Notnunft,  Zwang,  Nöthigung,  Nothzucht  im 
allgemeinen  Sinne  von  Gewaltthat,  lat.  vis,  verdorben.  Der  Nach t- 
prand,  nahtprant,  d.  h.  die  nächtliche  Brandstiftung, 
incendium  nocturnum  in  der  Sententia  Rudolph i  I.  a.  1290  ge- 
nannt,5) galt  durchaus  für  ein  besonders  schweres  Verbrechen ;  eben 
so  sind  auch  die  Heimsuchung,  d.  h.  der  Ueberfall  im  Hause 
und  die  todeswürdigen  Diebstähle  meistens  als  schwere  Zent- 
fälle  ausgezeichnet6).  Es  ergibt  sich  daher  durch  die  Vergleichung 
der  Urkunden  aus  den  verschiedensten  Gegenden  *  Deutschlands 
nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Auszeichnung  gewisser  Fälle  als  Zent- 
f alle ,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Zuweisung  ihrer  Aburtheilung 
an  die  Vögte  der  Kirchen,  wo  eine  Exemtion  von  dem  gemeinen 
Zentgericht  bestand,  eine  im  Wesentlichen  völlige  Gleichförmigkeit. 


3)  Uebereinstimmend  so  erklärt  im  Glossar.  Caveüse  und  Matritensc. 

4)  Abgedruckt  in  Siebenkees,  Materialien  zur  nürnberg.  Gescb.  B d.  II. 
p.  539. 

5)  Pertz,  Legg.  I.  455. 
c)  Vergl.  oben  p.  66.  67* 
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X. 

Ueber  die  Fortdauer  der  urältesten  Prozessformen  und 
der  Besetzung  des  Gerichtes  durch  Bauersleute  in  den 
Dinghof-  oder  Eh -Gerichten  und  den  Zentgerichten 
bis  zur  Auflösung  des  deutschen  Reiches1). 

Als  eine  Eigentümlichkeit  des  ältesten  deutschen  Prozessver- 
verfahrens  erscheint  bekanntlich  das  fortwährende  Befragen  der 
Schöffen,  oder  wo  es  keine  Schöffen  gab,  der  Dingleute  oder  des 
Umstandes  überhaupt  durch  den  Vorsitzenden  Eichter,  bei  jedem 
Punkte,  welcher  eines  Bescheides  bedurfte,  darüber,  was  Rechtens 
sei,  oder  das  sogenannte  Fragen  eines  Urtheils,  und  eben  so  erbaten 
sich  auch  die  streitenden  Theile  die  nothwendigen  Bescheide  über 
ihre  Anträge  in  derselben  Form  der  Bitte  um  ein  Urtheil la). 

Die  Spuren  dieser  prozessualischen  Eigentümlichkeit  gehen 
bis  auf  die  Lex  Salica  zurück.  In  dieser  werden  nämlich  zwei 
Rechtsgeschäfte  erwähnt:  das  adfatimire2),  Erbvertrag  und  Adop- 
tion begreifend ,  und  'der  r  e  i  p  u  s  3)  ,  d.  h.  die  Leistung  einer  ge- 
wissen Zahlung  von  Seite  des  Bräutigams  einer  Wittwe,  anfänglich 
an  ihre  Blutsverwandte,  später  an  die  des  verstorbenen  Ehemannes, 
welche  beide  Rechtsgeschäfte  in  der  Form  eines  gerichtlichen  Pro- 
zesses vorgenommen  werden  mussten,  d.  h.  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
gerichtlichen  Bestätigung  bedurften ;  diese  wurde  nach  einem  vor- 
gängigen Scheinprozesse  ertheilt,  welchen  auch  die  alten  veroneser  ' 
Formeln  kennen  und  noch  ausführlicher  darstellen  4).  In  den  beiden 
vorgedachten  Fällen,  nämlich  des  adfatimus  wie  des  reipus,  soll 
nach  den  angeführten  Stellen  der  Lex  Salica  der  Richter  das  Ver- 
fahren eröffnen  durch 

,,tres  homines  tres  causas  demandare"  5). 
Unter  den  ,,tres  homines"  sind  unverkennbar  die  drei  Sagi- 
barones  (in  der  späteren  französischen  Praxis  sage-barons)  zu  ver- 


*)  Erörterung  zu  pag.  77.  79.  u.  pag.  166. 

la)  Siehe  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  894. 

2)  Lex  Sal.  Herold,  tit.  XL  VII;  Emendata  XL  VI.  h  Vergl.  meine  deut. 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  627. 

3)  Lex.  Sal.  Herold,  tit.  XLIX;  Emend.  XL VIII.  Vergl.  meine  deut. 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  591.  Note  36. 

4)  Cod.  Veron.  hei  Canciani.  II.  476.  Vergl.  meine  deut.  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  p.  628.  Note  13. 

5)  demandare,  frz.  demander ,  fragen ,  befragen.  « 


stehen,  welche  nach  der  Lex  Salica,  Tit.  de  grafione  occiso6) 
die  Gerichtsbeisitzer  des  Grafen,  die  Eecht-weisenden  oder  Eecht- 
sprechenden  Männer  in  seinem  Gerichte  sind7),  was  später  „Swa- 
derer"  hiess ,  wie  z.  B.  im  Weisthum  von  Dankrotzheim8). 
Auch  gab  es  bis  in  die  spätesten  Zeiten  fortwährend  in  Deutsch- 
land solche  Gerichte,  wo  nicht  mehr  als  drei  Schöffen  waren;  in 
den  Dinghöfen  genügten  mitunter  sogar  zwei  Schöffen,  um  mit  dem 
Meier  oder  Kellner  das  Gericht  zu  besitzen,  wie  z.  B.  nach  dem 
Weisthum  von  Sundhaus9);  namentlich  begnügte  man  sich  später 
allgemein  mit  der  Zuziehung  von  zwei  Schöffen,  wo  es  nur  auf  die 
Beglaubigung  eines  gerichtlichen  Vorganges,  d.  h.  nur  darauf  an- 
kam, denselben  bezeugen  zu  können10),  wie  z.  B.  den  „Zug" 
eines  Gutes,  d.  h.  die  Abmeierung,  oder  die  „Empfangnuss", 
d.  h.  die  Belehnung  mit  einem  Gute11). 

Welches  die  drei  Sachen  (tres  causae)  waren,  über  welche 
die  drei  Sagibarones  bei  Eröffnung  des  gerichtlichen  Verfahrens 
oder  eines  Schein-Prozesses  bei  Bestätigung  von  Vertragsgeschäften 
befragt,  d.  h.  welche  drei  Fragen  ihnen  gestellt  werden  mussten, 
erhellt  aus  der  Lex  Salica  selbst  nicht.  Aus  den  angeführten 
veronesischen  Formeln  sieht  man,  dass  man  in  Italien  die  tres 
causas  überdies  nicht  sämmtlich  als  einfache  Fragen  des  Eichters 
bei  der  Eröffnung  des  Verfahrens  auffasste  ,  sondern  dass  die  letzte 
oder  dritte  Frage  eine  fingirte  causa  betreffen  sollte,  welche,  wenn 
sie  wahr  wäre,  eine  zum  gerichtlichen  Kampfe  (ad  duellum)  quali- 
fizirte  Criminal  -  Sache  gewesen  sein  würde.  Desgleichen  ersieht 
man  aus  den  veroneser  Formeln,  dass  man  auch  eine  fingirte  Wehr- 
schaftslobung  des  Klage  vornehmen  liess 12),  gleichsam  um  das  Ge- 


6)  L.  Sal.  Herold.  LVII.  §.  3;  Emend.  LVI.  3. 

7)  Ueber  Sagi-barones  vergl.  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 

pag.  862. 

8)  Dankrotzheim:  J.  Grimm,  Weisth.  I.  739.  lin.  13.  —  Swaderer: 
vergl.  frz.  persuader;  eine  gute  Suade  führen ;  daher  schwadroniren, 
d.  h.  prahlerisch ,  renommistisch  reden. 

9)  Sundhaus:  ebendas.  L  677.  lin.  18. 

10)  Vergl.  das  angeführte  "Weisth.  v.  Sundhaus,  ebendas.  1.677.  lin.  40. 
H)  Vergl.  z.  B.  Weisth.  v.  Boffisheim,  a.  1301.  c.  19,  ebendas.  I.  681 
lin.  1. 

12)  Dass  die  Wehrschaftslobung  in  diesem  Fall  fingirt  war,  ergibt  sich  daraus, 
dass  nach  den  veronesischen  Formeln  die  Gelobungsstäbe ,  bacula  vadirtionii ,  d.  h. 
die  Stäbe,  worauf  die  Durchführung  der  Klage  u.  s.  w.  gelobt  oder  beschworen 
worden  war,  von  der  fingirten  Gegenparthei ,  der  sie  als  Beweiszeichen  (Pfand) 
übergeben» worden  waren,  sofort  -wieder  zurückgegeben  werden  mussten. 
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rieht  in  voller  amtlicher  Thätigkeit  erscheinen  zu  lassen,  und  zu- 
gleich den  Umfang  seiner  Competenz,  seinen  Charakter  als  mallus 
legitimus  oder  echtes  Ding  anzudeuten.  Bei  jedem  eigentlichen  ge- 
richtlichen Prozesse  findet  sich  sodann  im  Mittelalter  ein  ,,tres 
causas  deniandare''  in  dem  Sinne,  dass  bei  Eröffnung  des  Gerichtes 
der  Eichter  jedesmal  drei  feststehende  Fragen  an  die  Schöffen 
oder  Dingleute  stellte  und  darüber  deren  Urtheil  begehrte.  Diese 
drei  ersten  Fragen  führt  das  sächsische  Weichbild  (Ausgabe 
von  v.  Daniels  art.  XVIII.)  vollständig  auf  und  zeichnet  sie  da- 
durch aus,  dass  diese  drei  Fragen  von  dem  Vogte,  als  dem  Richter, 
an  den  Schultheissen  gestellt  werden  mussten ,  der  hier  die 
Stelle  des  Frohnboten  einnimmt,  während  die  weiteren  Fragen  von 
dem  Vogt  an  einen  der  Schöffen  nach  seinem  Belieben  gestellt 
wurden.    Die  drei  einleitenden  Fragen  waren  hiernach: 

1)  ob  es  Dingzeit  sei,  d.  h.  die  rechte,  gehörige  Zeit,  um 
das  Gericht  zu  halten; 

2)  ob  der  Richter  das  Ding  hegen  möge,  d.  h.  dasselbe  mit 
Schranken  umgeben,  diese  schliessen  lassen  dürfe ;  und 

3)  was  er  zu  Recht  verbieten  solle  ;  worauf  die  Antwort 
lautete:  ,,he  sole  vorbieden  dingslete  und  unlust  und  oversproke"  13). 

Diese  oder  ähnliche  Fragen  erhielten  sich  bei  den  Dinghof- 
gerichten und  den  Malefizgerichten,  in  welchen  Bauern  als  Beisitzer 
sassen ,  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  ■  wie  aus  den  hier  nachfol- 
genden Urkunden  hervorgeht.  Anstatt  oder  auch  neben  der  Frage, 
ob  der  Richter  das  Gericht  hegen  möge,  erscheint  häufig  die 
Frage,  ob  das  Gericht  gehörig  besetzt  sei.  Der  Beispiele  für  die 
Fortdauer  dieser  Fragen  lassen  sich  übrigens  noch  viele  andere 
beibringen;  so  z.  B.  finden  sie  sich  auch  in  dem  Stadtrecht  von 
Isny  von  1412  14),  in  dem  Rossstaller  Saalbuch  von  1532  und 
dem  Stadt-  und  Saalbuch  von  Langenzenn,  aus  dem  XVI.  Jahr- 
hundert 15). 

Was  nun  die  nachstehend  abgedruckten  Urkunden  anbelangt, 
so  zeigen  die  zwei  ersten,   welche  hier  als  Beilage  A.  und  B. 


13)  Die  Erklärung  dieser  Wörter  siehe  oben  p.  16.  —  Gleichbedeutend  ist 
die  Frage,  ob  der  Eichter  das  Gericht  verbannen  (placitum  bannire)  soll,  z.  B. 
im  Stadtrecht  von  Isny;  s.  Note  14. 

14)  Altes  Stadtrechtsbuch  der  Keichsstadt  Isny,  herausgegeben  im  Auszug 
von  Gengier,  im  Anzeiger  für  Kunde  der  deutschen  Vorzeit.  1859.  Nr.  4. 
col.  135  (10). 

,5)  Ueber  Eossstall  und  Langenzenn  vergl.  die  Notizen  von  Dr.  Stau- 
din g  er,  im  Anzeiger  für  Kunde  der  deut.  Vorzeit.  1858.  Nr.  10.  col.  343. 
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stehen ,  die  im  XV.  Jahrhundert  gepflogenen  Verhandlungen  über  die 
Ueberweisung  des  Dorfes  Weisbach,  das  bis  dahin  zum  Gericht 
Grafenhahn  gehört  hatte,  nun  aber  an  die  Zent  zu  Fladungen  kam, 
weil  der  bisherige  Gerichtsherr,  Ritter  Wilhelm  Marquard,  durch 
eine  Fehde  verarmt,  das  Dorf  nicht  mehr  schützen  konnte;  doch 
behielt  er  sich  in  einem  Theile  seines  Gerichtes,  dem  sogenannten 
Hinter-Gericht 16) ,  seine  Zentgerichtsbarkeit  und  seinen  Zentgrafen 
bevor,  und  gestattete  den  Leuten  von  Weisbach  nur,  sich  einem 
solchen  Zentgerichte  anzuschliessen ,  dessen  Gerich tsherr  sich  damit 
begnügen  würde,  dass  sie  sich  ihm  nur  bezüglich  der  vier  (hohen) 
Rügen  unterwerfen  und  nur  sechs  Malter  Haber,  sechs  Sommer- 
Hühner  und  anderthalb  Schock  Eier  als  Abgabe  für  den  gerichts- 
herrlichen Schutz  entrichten  würden.  In  der  Urkunde  B. ,  einem 
Sühnvergleich  von  1471,  werden  ausser  den  vier  gemeiniglich  er- 
wähnten hohen  Rügen,  Mord,  Diebstahl,  Nothzucht  (Vergewaltigung 
überhaupt)  und  Nachtbrand,  auch  die  ,,  fliess  e  n d  en  Wunden 17), 
die  mit  Waffen  gehauen  u.  s.  w.  sind,  sodann  die  Klagen  wegen 
Gränzverrückung,  ,,Rain  und  Stein",  d.  h.  Rain-  und  Markstein, 
und  auch  Injurienklagen,  was  Ehr  und  Glimpf  anrühret,  zur  Ab- 
urtheilung  an  die  Zent  Fladungen  verweisen. 

Beilage  C.  ist  eine  Dorfgerichtserneuerung  zu  Son- 
dern au  von  1615.  Hiernach  wurde  zweimal  im  Jahre  dieses 
Dorfgericht  gehalten,  einmal  amWalpurgistage,  1.  Mai,  und 
hiess  daher  Walb er- ger i cht  oder  Walber-mäel,  d.  h.  Wal- 
purgis-Mal,  mallus ;  das  andere  Mal  im  Herbst  an  Martini, 
11.  November,  daher  Mertensgericht  genannt.  Diese  Urkunde 
gibt  ein  so  lebendiges  und  vollständiges  Bild  des  gerichtlichen 
Drama,  welches  in  den  Dinghof-  oder  Eh-Gerichten  u.  dergl.  auf- 
geführt wurde,  wie  es  kaum  vollständiger  gewünscht  werden  kann. 
Man  sieht  hieraus  nicht  nur  die  Fragen  des  Richters  nnd  die  Ant- 
worten der  Schöffen,  sondern  auch  das  Danken  des  Richters  für 
die  ihm  von  den  Schöffen  gewordene  Antwort  oder  das  Urtheil 
wird  darin  erwähnt.  Eben  so  sieht  man  hier,  was  übrigens  allge- 
mein üblich  war,  das  Erbitten  von  Fürsprechen  durch  die  Partheien 
aus  der  Zahl  der  Schöffen  („aus  dem  Zwölfer-Stuhl")  und  das  Ab- 


16)  Man  unterschied  sonach  wohl  nach  der  Lage  des  Landes  ein  Vorder-  und 
ein  Hintergericht. 

17)  Fliessende  Wunden:  synonym  sind:  vulnera  fluentia,  Blutrunst,  plo- 
trus,  blutende  Wunden,  pogwunden  (pogendes  blut);  den  Gegensatz  bilden  die 
trockenen  Wunden,  d.  h.  Beulen. 
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treten  der  Partheien  zu  einem  Gespräch,  d.h.  einer  Besprechung 
mit  den  ihnen  zugetheilten  Fürsprechen,  was  natürlich  die  Gerichts- 
verhandlung unterbrechen  und  verzögern  musste;  insbesondere  zeigt 
sich  auch  deutlich  hier  das  Abtreten  der  Schöffen  nach  dem 
Schlüsse  der  Verhandlung,  um  ohne  Beisein  des  Richters  das  Ur- 
theil  zu  berathen  und  abzufassen,  und  dieses  wird  nach  dem  Wie- 
dereintritt der  Schöffen  in  das  Gericht  und  nachdem  sie  ihre  Sitze 
wieder  eingenommen  haben,  von  einem  derselben  verkündet,  ohne 
dass  der  Richter  vorher  Einsicht  davon  genommen  hat.  Dieses  Ab- 
treten der  Urtheiler  zur  Berathung  und  Beschlussfassung  des  Ur- 
theils  hiess  auch  „ein  Gespräch  nehmen",  wie  ein  unter  dem 
Vorsitz  des  Grafen  Eberhard  von  Lupfen,  Landgrafen  in  Stüh- 
lingen, als  Hofrichter  an  der  Stelle  des  Kaisers  Sigismund  im 
öffentlichen  Hofgericht  zu  Basel  a.  1434  von  Grafen  und  Rittern 
als  Urtheilern  gefundenes  Urtheil  zeigt18). 

Zum  Schlüsse  mussten  sodann  die  Partheien  auf  den  Gerichts- 
stab angeloben,  dem  Urtheil  nachzukommen  —  ,,darbei  zu  blei- 
ben'4 —  was  freilich  wohl  nur  von  dem  Falle  zu  verstehen  sein 
wird,  wenn  nicht  eine  Parthei  sogleich  gegen  das  Urtheil  Berufung 
einlegte,  was  sicher  nicht  verboten  sein  konnte.  Es  findet  sich 
aber  auch,  dass  mitunter  die  Schöffen  in  den  Dinghöfen,  wenn  sie 
von  der  Berathung  des  Urtheils  wieder  hereinkamen ,  bevor  sie 
dasselbe  eröffneten,  die  Frage  an  die  Partheien  stellten,  ,,ob  sie 
auch  dem  Urtheil  gehorsam  sein  wollten",  um  Be- 
rufungen vorzubeugen,  wie  z.  B.  in  dem  Weisthum  von  Ueten- 
heim 19).  Nach  der  Abhaltung  des  eigentlichen  Gerichtstages  und 
der  Entscheidung  der  Prozesse  folgte  sodann  die  Verlesung  der 
Dorfsgerechtigkeiten,  Gebote  und  Verbote,  d.  h.  ein  sogen.  Jahr- 
spruch,  wie  er  bei  allen  solchen  jährlich  zu  bestimmten  Zeiten 
wiederkehrenden  Gerichts-  und  Dorfgemeinde -Versammlungen,  den 
sog.  Jahrdingen,  üblich  war. 

Als  Beilage  D.  folgt  eine  kurze  Notiz  über  die  Besetzung 
des  oberbergheimer  Malefizgerichts  im  Elsass,  woraus 
sich  ergibt,  dass  bis  auf  die  letzten  Zeiten  des  Reiches  im  Wesent- 
lichen bei  manchen  eigentlichen  Criminalgerichten  in  ganz  gleicher 
Weise,  wie  bei  den  kleinsten,  nur  auf  emphyteuticanische  und 
andere   bürgerliche    Sachen   beschränkten    Dorfgerichten  verfahren 


18)  Monum.  Boica.  Bd.  28.  Thl.  IL  Cod.  Patav.  Nr.  CLX.  pag.  443. 
lin.  ult. 

19)  Uetenheim:  J,  Grimm,  Weisth,  I.  730.  lin.  4, 
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und  das  Gericht  häufig  nur  aus  Gemeindemitgliedern,  theils  Bür- 
gern, theils  Bauern,  besetzt  wurde. 

Beilage  E.  gibt  die  Verhandlungen  eines  Blutgerichtes 
zu  Emmendingen  voin  6.  März  1732,  und  Beilage  F.  die 
Verhandlungen  eines  anderen,  ebendaselbst  am  20.  August  1739 
abgehaltenen  Blutgerichtes,  welche  beiden  Aktenstücke  in  der  (ein- 
gegangenen) Zeitschrift  für  deutsches  Strafverfahren  von  L.  v.  Ja- 
ge mann  und  F.  Kölln  er,  Bd.  I.  Heft  IV.  p.  548  u.  folg.,  und 
Bd.  II.  Heft  III.  p.  396  u.  folg.  von  dem  Herrn  Rechtsanwalt 
Eckert  in  Emmendingen  mitgetheilt  worden  sind,  aber  eine  wei- 
tere Bekanntmachung,  und  insbesondere  in  anderen  Kreisen,  als 
für  welche  jene  Zeitschrift  bestimmt  war,  um  so  mehr  verdienen, 
je  seltener  derartige  vollständige  Aktenstücke  geworden  sind.  Die 
erklärenden  Noten  sind  von  mir  neu  beigefügt  worden. 

Bemerkenswerth  ist  bezüglich  der  Blutgerichtsverhandlungen 
von  1732  (Beilage  E.)  und  1739  (Beilage  F.)  die  Besetzung  des 
Blutgerichts  mit  dem  Bürgermeister  in  Emmendingen,  als  für  die- 
sen Fall  von  einem  höheren  landesherrlichen  Beamten,  dem 
Landschreiber,  durch  Uebergabe  des  G  erichts stabes20)  er- 
nannten Blutrichter  und  mit  12  Vögten  und  Schultheissen  der 
umliegenden  Ortschaften  als  Urtheilern ;  es  erinnert  dies  an  die 
Besetzung  des  Oberhofes  im  Domprobstei-Hofe  zu  Basel  ,,an  der 
laimin  stegen"  mit  15  Meiern  aus  15  Dinghöfen,  welche  das  Weis- 
thum von  H  ü  n  i  g  e  n  erwähnt 21). 

Bemerkenswerth  ist  ferner  bei  diesen  beiden  Blutgerichten, 
dass  hier  (1732  und  1739)  noch  gendu  zwei  jener  Fragen,  mit 
welchen  von  urältester  Zeit  an  die  Eröffnung  aller  Gerichtsverhand- 
lungen eingeleitet  wurde,  an  der  Spitze  unter  dem  Namen  erste 
und  zweite  Urtheilsfrage  erscheinen,  nämlich  die  Frage,  ,,mit 
wieviel  Personen  dies  löbliche  Malefizgericht  besetzt  sein  soll"22), 
worauf  die  Antwort  lautet:  ,,mit  12  ehrlichen  Männern",  was  ge- 
nau an  die  ,,unversprochenen  Mannen"  der  alten  Rechtsbücher  an- 
klingt; und  sodann  die  andere  Frage:  ,,wie  hoch  dieses  löbliche 
Malefizgericht  verbannt  werden  soll?"  —  d.  h.  bei  welcher  Busse 

20)  „Seinen  Stab  oder  ein  blosses  Schwert  soll  der  Blutrichter  in  den 
Händen  haben",  nach  Peinl.  Hals-Gerichts-Ord.  K.  Karl's  V.  a.  1532. 
art.  82;  in  meiner  Ausgabe  derselben.  Heidelberg  1842.  p.  230. 

21)  Weisthum  von  Hünigen,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  652.  lin.  10; 
siehe  oben  pag.  50. 

22)  Diese  Frage  des  Richters  gestattet  ausdrücklich  die  Peinl.  Hals-Gerichts- 
Ord.  K.  Karl's  Y.  1532.  art.  84;  in  meiner  Ausgabe  p.  231. 
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dingslete,  untucht,  unfuge  u.  s.  w.  während  der  Gerichtsverhandlung 
in  dem  Gerichte  verboten  werden  soll?  worauf  die  Antwort  ist: 
mit  10  Pfd.  3  HL,  und  wonach  sodann,  wie  in  der  ältesten  Zeit 
das  „verbannen  des  Gerichtes",  d.  h.  das  Friede  gebieten  oder  wir- 
ken unter  Androhung  der  Busse  unmittelbar  nachfolgt.  Bemerkens- 
werth ist  sodann  insbesondere,  dass  in  den  Verhandlungen  von  1732 
und  1739  die  nun  folgende  Frage  des  Blutrichters  nach  der  Schuld 
des  Angeklagten  als  das  Thun  (1732)  oder  deutlicher  als  das 
Verlangen  der  letzten,  dritten  oder  Endurtheil  bezeich- 
net wird,  was  sich  also  genau  der  alten  Formel  des  ,,tres  cau- 
sas  demandare"  anschliesst,  und  wonach  sogar  wirklich,  gerade 
so  wie  es  die  obgedachten  alten  veroneser  Formeln  verlangen,  die 
dritte  Frage  oder  causa  eine  kampfwürdige ,  d.  h.  hohe  CriminaL 
sache  betrifft.  Wie  in  allen  alten  Gerichtsverhandlungen,  worüber 
die  aus  dem  VIII  —  XIV.  Jahrhundert  erhaltenen  Sententiae  den 
Beweis  enthalten23),  richtet  auch  hier  (1732  und  1739)  der  Rich- 
ter seine  Fragen  nur  immer  an  einen  von  ihm  namentlich  aufge- 
rufenen Urtheiler.  In  keinem  dieser  beiden  Fälle  spricht  aber  der 
Befragte  sofort  sein  Urtheil  aus ,  sondern  in  beiden  Blutgerichten 
machten  die  Befragten  von  dem  Rechte  Gebrauch,  abzutreten  und 
sich  mit  den  übrigen  Urtheilern,  hier  Malenzrichter  genannt,  ohne 
Beisein  des  Blutrichters  zu  berathen.  In  dem  ersten  Falle  (1732) 
kam  es  zu  einem  einhelligen  Urtheile  sämmtlicher  Malefizrich- 
ter,  daher  auch  nur  das  Votum  des  ersten  Votanten  aufgezeichnet, 
dabei  aber  die  Zustimmung  aller  übrigen  Malenzrichter  ausdrücklich 
bemerkt  wurde.  In  dem  zweiten  Falle  (1739)  wichen  aber  die 
Abstimmungen  der  als  Malefizrichter  versammelten  Vögte  und  Schult- 
heissen  vielfach  von  einander  ab:  daher  zeigt  auch  das  Protokoll 
alle  einzelnen  Vota  derselben.  Hierbei  ist  das  Bemerkenswerthe, 
dass  die  Abstimmenden  sich  zwar  meist  im  Allgemeinen  auf  die 
göttlichen  und  menschlichen  Gesetze  berufen,  kein  weltliches  Gesetz 
aber  speziell  anführen;  dagegen  aber  beriefen  sich  einige  der  Vö- 
tanten  ausdrücklich  auf  das  4.  Buch  Moses,  cap.  34,  v.  17,  worin 
sie  den  Fall  in  terminis  als  todeswürdiges  Verbrechen  bezeichnet 
erkannten:  es  handelte  sich  nämlich  darum,  dass  der  Angeklagte 
einen  Menschen  absichtlich  mit  einem  Steine  geworfen  hatte  und 
dieser  an  den  Folgen  der  erhaltenen  Verletzung  gestorben  war. 
Mit  ausdrücklicher  Verweisung  auf  diese  Bibelstelle  wurde  daher 


23)  Vergl.  meine  deut.  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  894. 
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auch  der  Thäter  durch  den  vom  Blutrichter  gezogenen  Majoritäts- 
beschluss  zum  Tode  durch  das  Schwert  verurtheilt. 

Auffällig  kann  hierbei  erscheinen,  wie  einer  der  Votanten,  der 
Vogt  von  Theningen,  dazu  kam,  den  Delinquenten  auf  die  ,,  G aleer  " 
verurtheilen  zu  wollen.  Es  erklärt  sich  aber  dies  daraus,  dass 
schon  im  XVI.  Jahrhundert  einzelne  deutsche  Fürsten  und  freie 
Städte,  z.  B.  der  Herzog  Albrecht  von  Bayern  und  der  Rath  von 
Nürnberg,  mit  den  Genuesern  einen  Vertrag  abgeschlossen  hatten, 
wonach  sie  denselben  ihre  Sträflinge,  anstatt  dieselben  in  ein  Zucht- 
haus einzusperren,  zur  Abbüssung  der  Strafzeit  auf  den  Galeeren 
überliessen.  Aehnliches  geschah  von  dem  Rath  zu  Nürnberg  im 
J.  1699  durch  Ablieferung  der  Sträflinge  auf  die  Galeeren  nach 
Morea,  und  1708  nach  Venedig24).  Es  scheint  demnach  ein  ähn- 
licher Vertrag  mit  einer  der  italiänischen  Seestädte  auch  von  dem 
Markgrafen  von  Baden  in  der  ersten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhun- 
derts geschlossen  gewesen  zu  sein. 

In  dem  ersten  Falle  (1732)  handelte  es  sich  um  eine  grobe 
Gotteslästerung,  deren  der  Angeschuldigte,  ein  auch  sonst  übel  be- 
leumdetes Subject,  nicht  durchaus  geständig  war.  Der  Beweis  wird 
aber  im  Eingange  des  Protokolls  als  durch  Besiebung  herge- 
stellt erklärt.  Es  ist  dies  um  so  auffälliger,  als  man  doch  an  ande- 
ren Orten  längst  von  dem  Besieben  oder  Besiebnen,  d.  h.  Ueber- 
schwören  des  Angeschuldigten  durch  den  Ankläger  mit  sechs  Eides- 
helfern (superjurare  cum  septima  manu) 25)  abgekommen  waT ,  und 
namentlich  die  von  Johann  von  Schwarzenberg  verfasste  bamberger 
peinliche  Halsgerichtsordnung  von  1507  art.  273  das  Besieben  der 
Missethäter  längt  unter  die  Missbräuche  verwiesen  hatte,  und  es 
abgeschafft  und  abgethan  haben  wollte 2(i).  Freilich  ist  gerade  diese 
sehr  zweckmässige  Bestimmung  der  Bambergensis  in  die  peinliche 
Halsgerichtsordnung  K.  Karl's  V.  (1532)  nicht  aufgenommen  und 
somit  nicht  zum  gemeinen  Reichsrecht  erhoben  worden ,  woraus 
sich  genügend  erklärt,  wie  sich  das  Besieben  noch  im  vorigen  Jahr- 
hundert bei  einzelnen  Gerichten  in  Gebrauch  erhalten  haben  konnte. 
Uebrigens  zeigt  sich  in  dem   vorliegenden  Falle  von  1732,  dass 


24)  Siebenkees,  Materialien  zur  nürnberger  Geschichte.  II.  597. 

25)  Besiebnen:  siehe  hierüber  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Ausg.  1858. 
pag.  936. 

26)  Vergl.  meine  Ausgabe  der  bamberger  peinl.  Halsgerichtsordnung,  der  Ca- 
rolina u.  s.  w.  Heidelberg  1842.  p.  98. 


hier  unter  der  Besiebung  „nach  Ausweis  des  Besiebungs-Pro- 
tokolls"  ein  vollständiger  Zeugenbeweis  stattgefunden  hatte,  und 
somit  mag  es  wohl  nur  der  alte  Name  der  Besiebung  gewesen  sein, 
der  sich  in  dem  Gerichtsverfahren  erhalten  hatte,  während  der 
Sache  nach  der  Beweis  durch  Eideshelfer  wohl  längst  in  den  Zeu- 
genbeweis übergegangen  oder  doch  mit  demselben  vermischt  und 
etwa  nur  noch  als  eine  besondere  Formalität  mit  dem  Schluss  des 
Zeugenverhörs  verbunden  war. 

In  dem  ersten  Falle  (1732)  hatte  das  Malefizgericht  als  Strafe 
der  Gotteslästerung  die  Todesstrafe  durch  das  Schwert  -nach  vor- 
gängigem Abschneiden  der  Zunge  ausgesprochen;  durch  die  Gnade 
des  Landesfürsten,  Markgrafen  Karl,  aber  wurde  das  Urtheil  dahin 
gemildert,  dass  der  Maleficant  mit  der  Verstümmelung  der  Zunge 
verschont  werden  solle. 

Die  Acten  über  den  ersten  Fall  (1732)  zeigen  noch  ein  beson- 
deres Protokoll  über  die  Vollstreckung  des  Todesurtheils  an  dem 
Maleficanten.  Auch  dieser  Act  wurde  in  der  Form  eines  (zweiten) 
Malenz-  oder  Blutgerichts  eröffnet,  und  dieses  in  derselben  Weise, 
wie  das  erste  Blutgericht  bei  der  gewöhnlichen  Strafe  von  10  Pfd. 
3  Hl.  verbannt;  die  auf  dem  Platze  der  Urtheilsverkündigung, 
so  wie*  auf  dem  Platze  der  Hinrichtung  versammelte  Volksmenge 
wird  hier  ganz  in  alterthümlicher  Weise  als  der  ,, Umstand'' 
(adstantes)  bezeichnet27).  Bei  der  Urtheilsverkündigung  fand  die 
noch  jetzt  vielfach  übliche  Formalität  statt,  dass  von  dem  Blutrich- 
ter ,,der  Stab  gebrochen  und  dem  armen  Sünder  vor  die 
Füsse  geworfen"  wurde28).  Die  Execution  selbst  fiel  übel 
aus ,  da  der  Scharfrichter  erst  mit  dem  dritten  Hiebe  den  Kopf 
vom  Rumpfe  zu  trennen  vermochte,  weshalb  auch  die  sonst  übliche 
Frage  des  Scharfrichters  nach  Vollstreckung  des  Urtheils:  „ob  er 
recht  gerichtet  habe?"  unterblieb.  Die  Acten  des  zweiten 
Prozesses  (1739)  enthalten  kein  Protokoll  über  die  Hinrichtung, 
und  ist  auch  nicht  zu  ersehen,  ob  dieses  nur  durch  Stimmenmehr- 
heit erfolgte  Urtheil  die  vorbehaltene  landesherrliche  Bestätigung 
erhalten  hat  oder  im  Weg  der  Gnade  gemildert  worden  ist. 


27)  Vergl.  über  den  Umstand  meine  deutsche  ßechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
pag.  864.  895. 

28)  Diese  Formalität  erwähnt  und  gestattet  auch  ausdrücklich  die  Peinl.  Hals- 
Gerichts-Ordnung  K.  Kar  Ts  V.  a.  1532.  art.  96;  in  meiner  Ausgabe,  p.  233. 
Yergl.  auch  Tengler's  Layenspiegel.  Ausgabe  v.  1510.  Bl.  93. 
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Als  Beilage  G.  reihet  sich  hier  eine  Urkunde  K.  Fried- 
richs III.  v.  1490  an,  worin  er  den  Herren  von  Bibra  in  ihrem 
Flecken  Ober-  und  Nieder- Walbach  ein  Gericht  und  zwar 
nicht  blos  in  Civilsachen,  sondern  ein  eigentliches  Halsgericht 
oder  Malef  izgericht  mit  Stock  und  Galgen  zu  errichten  ge- 
stattet. Es  zeigt  diese  Urkunde  ganz  vortrefflich,  dass  es  sich  nicht 
darum  handelte,  den  Herren  von  Bibra  etwa  ein  in  der  Nachbar- 
schaft bestehendes  Zentgericht  zu  überweisen,  sondern  das  ihnen 
hier  verliehene  Halsgericht  hat  zwar  unverkennbar  ganz  die  gleiche 
Jurisdiction  wie  ein  Zentgericht,  ist  aber  selbstverständlich  als  ein 
durch  das  kaiserliche  Privileg  von  der  gemeinen  Zent  eximirtes,  fortan 
neben  ihr  bestehendes  Gericht  (S.  104)  zu  betrachten,  welches  über- 
dies zugleich  den  Charakter  eines  Dinghof-Gerichtes  oder  Ehgerichtes 
wegen  der  ihm  beigelegten  Competenz  in  Civilsachen  mit  sich  ver- 
bindet. Dieses  den  Herren  von  Bibra  durch  das  kaiserliche  Pri- 
vilegium v.  1490  in  ihrem  Flecken  Ober-  und  Nieder- Walbach  ver- 
liehene Gericht  trägt  daher,  was  seine  Competenz  anbelangt,  schon 
ganz  den  Charakter  der  modernen  landesherrlichen  Gerichte,  welche 
zugleich  für  Civil-  und  Strafsachen  zuständig  sind.  Bemerkenswerth 
ist  auch  die  Vorschrift  über  die  Besetzung  dieses  grundherrlichen 
Gerichtes,  welche  in  dem  kaiserlichen  Privilegium  v.  14Ö0  ent- 
halten ist.  Es  soll  nämlich  das  Gericht  in  Walbach  besetzt  wer- 
den mit  einem  redlichen  vernünftigen  Manne  als  Richter  oder  Schult- 
heiss,  und  zwölf  in  ihrem  Rechte  vollkommenen,  unversprochenen, 
unbescholtenen,  d.  h.  mit  keiner  Infamia,  Bemailigung,  Echt-  Recht- 
oder Ehrlosigkeit  behafteten  Männern,  die  in  demselben  Flecken 
oder  in  der  Nachbarschaft  auf  ihren  Gütern  ansässig  und  zum  Ur- 
theilsprechen  hinreichend  vernünftig  und  geschickt  sind.  Das  Ge- 
richt zu  Walbach,  ein  Civil-  und  Malefizgericht ,  dessen  Compe- 
tenz in  Strafsachen  überdies  nach  Ausweis  der  Urkunde  nicht  einmal 
auf  gewisse  benannte  Verbrechen,  wie  die  Competenz  der  Zentge- 
richte  auf  die  hohen  Rügen,  eingeschränkt  war,  sondern  sich  auf 
alle  Arten  von  Verbrechen  erstreckte  und  ohne  Einschränkung  das 
Recht  enthielt,  Todesstrafen  auszusprechen  und  vollziehen  zu  lassen, 
war  also  am  Ausgange  des  XV.  Jahrhunderts  als  ein  Gericht  der 
vicini,  ein  Nachbarn-  oder  Bauerngericht  ganz  in  der  Art  und  Weise 
neu  constituirt  worden,  wie  die  Gerichte  in  der  merowingischen 
und  karolingischen  Zeit  grösstentheils  nur  Gerichte  der  vicini,  der 
Nachbarn,  oder  einfache  Bauerngerichte  gewesen  waren;  und  dies 
geschah  in  einer  Zeit,  wo  das  römische  Recht  in  Deutschland  schon 
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so  tiefe  Wurzeln  geschlagen  hatte,  dass  es  schon  allgemein  als  das 
gemeine  Reichsrecht  betrachtet  wurde ,  wie  dies  nur  fünf  Jahre  nach- 
her (1495)  die  erste  Reichskammergerichtsordnung  unter  K.  Maxi- 
milian I.  geradezu  als  etwas  längst  Notorisches  aussprach. 

Das  Privilegium  Friedrich's  III.  a.  1490  gestattet  ausdrück- 
lich eine  Appellation  oder  Berufung  von  den  Urtheilen*  des  neu  ge- 
schaffenen Gerichtes,  nach  Ordnung  der  Rechte,  „in  gemeinen 
Händeln,  die  das  Leben  oder  Malefiz  mit(?)  berüh- 
ren". Es  ist  (auch  in  Anbetracht  der  sonstigen  Incorrectheit  des 
Abdruckes  bei  v.  Schult  es)  sehr  wahrscheinlich,  dass  hier  ,,nit, 
nicht"  gelesen  werden  muss :  denn  der  Ausdruck  „gemeine 
Händel"  gehet  zunächst  auf  die  gewöhnlichen,  d.  h.  bürger- 
lichen Streitsachen ;  gerade  bei  diesen  aber  findet  sich  in  den  Weis- 
thümern  über  die  Dinghöfe,  Eh-gerichte  u.  s.  w.  in  der  Regel  die 
Berufung  an  Oberhöfe  für  zulässig  erklärt 29) ;  in  Strafsachen  konnte 
aber  nicht  wohl  von  einer  eigentlichen  Appellation  die  Rede  sein, 
so  wenig  als  es  eine  solche  heut  zu  Tage  da  gibt,  wo  die  Jury 
eingerichtet  worden  ist,  weil  hier  mit  der  Entscheidung  der  ge- 
schworenen Schöffen  über  das  Dasein  der  verbrecherischen  That  die 
Sache  ein  für  allemal  erledigt  zu  sein  schien,  bis  die  Praxis  das 
Rechtsmittel  der  weiteren  Verteidigung  erfand.  In  den  Strafsachen 
kam  nur  noch  die  Bestätigung  oder  Nichtbestätigung  der  Urtheile 
des  als  Malefiz-  oder  Blutgericht  erkennenden  Bauerngerichtes  durch 
den  Gerichtsherrn,  beziehungsweise  dessen  Begnadigungsrecht  in 
Frage,  wie  dies  die  als  Beilage  E.  und  F.  gegebenen  Urtheile  des 
Blutgerichtes  zu  Emmendingen  von  1732  und  1739  noch  deutlich 
zeigen. 

Es  ergibt  sich  aber  aus  dem  Privilegium  K.  Friedrich's  III. 
für  die  Herren  v.  Bibra  noch  ein  anderer  rechtsgeschichtlich  sehr 
bedeutender  Umstand.  Der  Kaiser  erklärt  nämlich  in  dieser  Ur- 
kunde ausdrücklich,  dass  er  den  Herren  von  Bibra  den  Bann, 
über  das  Blut  zu  richten,  als  ein  Lehen  verleiht.  Es  war 
also  hiernach  der  alte,  in  dem  Sachsenspiegel  III.  64.  §.  5. 
mit  grosster  Bestimmtheit  vorgetragene  Rechtsgrundsatz:  „Bann 
leihet  man  ohne  Mannschaft"  30),  in  der  Praxis  des  XV.  Jahr- 
hunderts schon  aufgegeben,  und  wenn  auch  der  Unterschied  zwi- 
schen   allo dialer  und  feudaler  Investitur   noch  keineswegs 


29)  Siehe  oben  p.  48  u»  n». 

30)  Siehe  hierüber  meine  deut.  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  488.  und  hiev 
oben  pag.  125. 
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ganz  verwischt  war  und  sich  notorisch  noch  bis  auf  die  Gegenwart 
als  praktisch  erhalten  hat,  so  sieht  man  doch  deutlich,  dass  die 
Kaiser  seit  dem  XIV.  Jahrhundert  (S.  105)  es  vielfach  zur  Bedingung 
der  Verleihung  eines  Blut-Bannes  machten,  dass  der  Empfänger 
diese  Verleihung  als  eine  reichslehnweise  anzuerkennen  sich  ver- 
pflichtete. Es  ergibt  sich  aber  aus  diese*  Urkunde  zugleich,  dass  diese 
Anerkennung  des  Blutbannes  oder  der  Gerichtsbarkeit  über- 
haupt oder  der  Landeshoheit  als  eines  kaiserlichen  oder  Reichs- 
lehns  durch  den  Gerichtsherrn,  dessen  guts-  oder  landherrliches  Ge- 
biet, wenn  es  bisher  sein  All  od  gewesen  war,  nicht  im  Mindesten 
berührte  und  dieses  nach  wie  vor  Allod  verblieb,  was  bei  der 
Beurtheilung  der  gegenwärtigen  Rechtszustände  der  alten  Land-  und 
Grundherren,  in  jenen  Ländern,  wo  ihnen  durch  neuere  Gesetze 
der  Blutbann  oder  die  Landeshoheit  oder  überhaupt  die  gesammte, 
ehemals  von  ihnen  besessene  Gerichtsbarkeit,  hohe  oder  niedere, 
entzogen  worden  ist,  von  grösster  Bedeutung  werden  kann. 


Die  Zuweisung  des  Dorfes  Weisbaeh  an  die  Zent  Fladungen  im 


Alt  Herkommen,  wie  Weisbach  an  die  Cent  Fladungen  ge- 
langet. 

Es  ist  vor  Alters  gewest,  dass  die  von  Weisbach  gehört  haben 
mit  Gericht  gein  Grafenhahn,  undt  zu  Grafenhahn  hab  ein  Ritter 
der  hies  herr  Wilhelm  Markhard,  des  das  Gericht  war,  also  war 
der  verderbt  Vehde  halben,  das  er  des  Endes 2)  nimmer  geschützen 
konnte ,  da  bathen  die  von  Weispach  ihn  zu  gönnen ,  sich  an  ein 
ander  Gericht  zu  willkühren  ambt  Schützung  willen,  das  vergönnt 
ihn  der  obgenannt  Ritter  mit  dem  Unterscheidt,  dnss  sie  nicht 
mehr  thuen  sollen,  dann  die  vier  Rüge,  und  sechs  Malter  Habern, 
und  sechs  Sommerhünner  und  anderthalb  Geschock  Eaier,  undt  er 
wolt  seinen  Centgrafen  selbst  behalten,  undt  sonst  alle  Gerechtig- 
keit, die  er  hatte  in   dem  Hintergericht,    also   wollen  die  Voit 


1)  Abgedruckt  aus:  Sebastian  Stumpf,  Topographie  des  fürstl.  würz3 
burgischen  Amtes  Bischofsheim  an  der  Röhne;  Würzburg,  gedruckt  bei  David 
Christian  Blank,  1796;  als  Beilage  Nr.  V, 

2)  des  Endes:  d.  h.  an  diesem  Orte. 


XV.  Jahrhundert1)* 
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Herin3)  zu  Bischofsheimb  nit  aufnehmen,  er  wolt  denn  den  Cent- 
grafen übergeben,  das  wolt  der  genannt  Herr  "Wilhelm  Markhard 
nit,  er  wolt  sein  Centgrafen  selbst  behalten  im  Hintergerieht,  also 
seind  die  von  Weispach  kommen  mit  der  Willigung  Herr  Wilhelms 
an  die  Voit  Herrn  und  Cent  Fladungen,  die  haben  sie  also  auf- 
genommen mit  der  (den)  vier  Rügen  und  mit  dem  Gift 4)  und  Hessen 
ihme  seinen  Centgrafen  im  Hintergericht,  der  noch  darinn  und 
allezeit  mit  ist,  der  denn  seinen  besonderen  Lohn  darumb  hat,  denn 
das  Hintergericht  noch  ausrichten,  und  haben  das  gethan  umb 
Schützung  willen,  dass  sie  dann  also  thun  sollen. 


Beilage  B. 

Vergleich  über  Weisbach  a.  1471 1). 

Es  ist  zu  wissen,  dass  auf  heut  dato  dieser  Zetteln,  wie  (wir)  Grav 
Otto  und  Hanns  von  Ebersberg  undt  Hanns  von  Steinau  uns  mit 
einender  vertragen  und  vereint  haben,  der  Gebrechen  halben  das 
Centgericht  zu  Fladungen,  undt  die  von  Weisbach  berührente, 
also  dass  die  genannte  von  Weisbach  hinführter  mehr  zu  ewigen 
Zeiten  mit  diesen  hernach  geschriebenen  Rügen  gein  Fladungen  an 
dass  gemeldt  Centgericht  gehörende,  undt  die  deren  thun  und  rügen 
sollen,  mit  Nahmen  ein  Mord,  idem  ein  Dieb,  item  ein  Noth- 
zucht,  item  ein  Nacht br and,  und  dazu  sollen  sie  rügen  flis- 
sende  Wundten,  die  mit  Waffen  gehauen,  geschlagen,  gestochen 
oder  geworfen  wordten,  ohne  Gevehrde;  item  Rein  und  Stein2), 
die  mit  Gevehrde  verrucket  wordten.  Item,  was  Ehr  und  Glimpf, 
anrühret,  ob  sich  der  von  Weispach  gemeindt  das  abnehmen  wollte, 
das  sollt  an  dem  obbemeldten  Centhgericht  geschehen,  und  daruff 
soll  aller  Unwille ,  der  sich  der  Ding  begeben  undt  verlaufen  hat, 
gar  gericht  und  gesünet  sein:  so  sollen  wir  Graf  Otto  versuchen, 
dessen  obgeschriebenen  Vertrags  Bewilligung  von  unserm  gnädigen 
Herrn  von  Würtzburg  etc.  zu  schicken,  diese  Zetteln  seind  gezwei- 
facht  undt  jeglich  Parthei  ein  behalten  datum  auf  dem  Sonntage  vor 
dem  Jahrstag  Anno  1471. 


3)  Voit-Herren,  d.  h.  Vogteiherren. 

4)  Gift:  d.  h.  Gabe,  Abgabe. 

*)  Stumpf,  Topographie  (siehe  pag.  304.  Note  1).  Beilage  Nr.  VI. 
2)  Rein  und  Stein:  d.  h.  Rain  und  Markstein. 
Zöpfl,  Alterthümer.  I.  20 
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Beilage  C. 

Ehemaliges  Dorfgericht  in  dem  Amtsorte  Sondernau  1) 

(Dorf gerichts -Erneuerung  von  1615.) 

In  Sondernae  zu  wissen,  dass  von  Alters  hexo  bis  auf  wenig 
abgewichene  Jhar,  die  Junckern  von  der  Thann  undt  ein  Bropst 
zu  Wechtersschwinckell  die  nieder  Vogtei  mit  einander  gehabt,  aber 
Wirtzburgk  hat  Than  ausgewechselt. 

Als  man  zehlet  nach  der  Geburt  Jesu  Christi. 

1615. 

Haben  die  erbaren  und  ersamen  Kilian  am  Ende,  wirtzburgischer 
Schultheis,  Linhart  Hergenhan,  Kloster  Wechterschwinckellischer 
Schultheiss  des  Dorfs  altem  (alte)  Gerechtigkeiten  allhie  zue  Sondernae 
wiederumb  mit  der  unden  beschriebenen  zwölffen  Kath  erneuern 
lassen,  wie  folgt. 

Der  Richter  oder  Schultheiss  fragt  die  zwölfte: 
ist  es  auch  auf  die  rechte  tagzeit  kommen,   das  wir  das  Wal- 
b  e r-  oder  Mertengericht  hegen,  wie  von  alt  herkommen  ist la). 

einer  aus  den  Zwölffen  antwort. 
ja  es  ist  wohl  auf  die  Tagzeit  kommen,  das  wir  das  W alber- 
nder Mertens)  gericht  hegenn ,  undt  aufrichten,  wie  vom  Alters 
herkommen  ist. 

der  Richter  sagt: 
ich  hege  das  Walbergericht,  erstlich  von  wegen  des  Hoch- 
würdigen Fürsten  und  Herrn,  Herrn  July  Bischoffs  zue  Wirtzburgk 
und  Hertzogen  zue  Franken,  unsers  gnedigen  Fürsten  und  Herrn 
zum  andern  von  wegen  des  ehrwürdigen  undt  edelen  Konraden 
Ludwigen  Zobels  von  Giebelstadt  beder  hoher  Stiffter  Mentz  und 
Wirtzburgk  Dohmherr  undt  Öberbropst  zue  Wechterschwinckell, 
auch  unsers  gnedigen  Herrn, 

ich  hege  auch  das  Walbergericht  von  wegen  beder  Schultheissen 
und  der  zwöf  geschwornen, 

ich  hege  auch  das  Walbergericht  von  wegen  der  zweien  Heime- 
rich2) undt  von  wegen  einer  gantzen  Gemeindt,  auch  von  aller 
wegen,  so  zu  diesem  gehegtem  Walbergericht  geboten  seindt, 


!)  Stumpf,  Topographie  (siehe  pag.  304.  Note  1).  Beilage  IV. 
la)  W  a  1  b  e  r  -  oder  Mertensgericht:  d.h.  Walpurgis-  oder  Martins-Gericht. 
2)  Heimerich:  d.  h.  Heimburgen,  Heimbschen;  ähnlich  dem  Hun 
(hunno,  honne)  am  Niederrhein;  praeco,  lictor,  Sambier  u.  dergl.  s.  oben  pag.  290. 
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ich  verbiete  auch  das  keiner  für  dies-  gehegte  Walbergericht 
trede,  er  thue  den  das  mit  erlaubniss. 

das  auch  keiner  einem  das  Wort  rede,  er  thue  den  das  mit  er- 
laubniss. 

das  auch  keiner  aufsteh  oder  niedersitz ,  er  thue  den  das  mit  er- 
laubniss. 

ich  verbiete  auch  an  diesem  gehegten  Walbermäel3)  alle  un- 
gebuerliche  Werk  und  Wort,  so  sich  darin  oder  ausserhalb  nit  ge- 
bueren  zu  reden4). 

ich  verbiete  auch  alles ,  was  ich  von  Eechtswegen  zu  verbieten 
habe. 

ich  erlaube  auch  hievon  alles,  was  ich  von  rechts  wegen  zu  er- 
lauben habe. 

Der  Eichten  wie  fragt  ich  euch  zwölf  darumb? 
Einer  aus  den  zwölfFen  antwort: 
Eechts5)  bei  dem  aydt. 

Der  Eichter  sagt: 
So  seydt  des  rechten  bei  dem  aydt  gefragt,   ihr  alle  zwölf,  ob  das 
Walbergericht  rechtlich  und  wol  gehegt  sey,  undt  mit  un- 
ver'leumbden  Schepffen  recht  und  wol  besetzt,  wie  von  Alters 
herkommen  ist. 

Ein  Schöpff  antwort: 
es  haben  mich  es  meine  aydbrüder6)  gelert,  und  Sprech  es  auch 
selber  mit  inen  zu  recht,  das  dies  Walbergericht  rechtlich  und 
wol  gehegt,  auch  mit  unverleumbden  mennern,  wie  von  alt  her- 
kommen ist,  besetzt,  wehr  (wer)  hievon  recht  nehmen  undt  geben 
wil,  demselben  kann  man  wol  hielfen  (helfen)  worueber  mir  (wir) 
zu  hielfen  habenn. 

der  Eichter  dankt  dem  TJrteyll. 

der   Eichter  befilgt7)   dem  Diener,  Klag  und  Antwort  zu 
fordern  zum  ersten  mael,  zum  andern  mael,  zum  dritten  mael. 
Kompt  underdessen  ein  Klager,  tridt  mit  erlaubnuss  für  das  gericht 


3)  Walber-mäel:  d.  h.  Walpurgis-mal  (mallus). 

4)  d.  h.  dingslete,  untucht  u.  dergl. ;  siehe  oben  p.  16. 

5)  Rechts:  d.  h.  um  das  Recht  auf  Eidespflicht. 

6)  E  i  d  b  r  ü  d  e  r :  d.  h.  die  übrigen  geschwornen  Schöffen. 

7)  befilgt:  d.  h.  befiehlt. 

20* 
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undt  bit  den  Richter  umb  ein  man,  der  ihm  sein  wort  rede8), 
der  Richter  erlaubt  ime  ein  man  aus  dem  Zwölferstuell9). 
Derjenig,  so  das  wort  reden  sol,  mues  den  richter  bit  umb  erlaub- 
nuss  aufzustehen  undt  für  zu  treden,  so  es  ihm  erlaubt  wirdt:  so 
sagt  er  zum  Richter : 

Herr  Richter  hat  ir  dem  man  .  .  .  ein  man  erlaubt,  der  im  sein 
wort  rede? 

der  Richter:  ja. 

der  Schöpf:  erlaubt  ir  es  dan  mir? 
der  Richter:  ja. 

der  Schöpf:  so  erlaubt  mir  von  und  zum  gericht, 
undt  so  viel  mir  (wir)  bedörffen  zum  rechten. 

der  Richter  antwort:  ja,  es  sei  euch  erlaubt, 
uf  dis  geht  der  Schöpf  mit  seim  man  hinaus  in  das  gesprech10) 
hört  seine  Klagen,  bringt  sie  darnach  dem  Richter  fuer. 
demnach  bit  der  gegenteyl  auch  um  erlaubniss  fürzutreden,  wie  der 
erste,  bit  auch  umb  erlaubnuss  ein  man ,  der  ihm  sein  wort  rede, 
es  wirdt  ihm  auch  einer  erlaubt.  Der  Beklagte  geht  auch  in  das 
Gesprech  mit  seinem  Wortreder11)  undt  gibt  dem  Kleger  auf 
sein  Vorbringen  antwort. 

wan  dan  der  Richter  undt  Schöpfen  red  und  antwort  genugsam 
angehört  haben,  ein  partey  ein  Urteyll  anzusetzen  begert: 
darauf  befielet  der  Richter  den  Schöpfen  auf  tin  (den)  aydt ,  weil  sie 
Klag  und  Antwort  gegeneinander  gehört,  das  sie  darum  ein  Ur- 
teyl  bringen  sollen,  was  recht  sey. 

Hierauf  bit  ein  Schöpf  den  Richter  umb  erlaubnus  aufzu- 
stehen undt  hinauszugehen,  das  es  ihn  seine  aydtbrü- 
der  lernten12).    Das  wird  in  erlaubt. 

Wenn  sie  wieder  in  das  gericht  gesitzen,  da  fragt  der  Richter 
nach  dem  Urteyll.   Ist  nun  einUrteyl  gemacht13),  so  öffnet14) 


8)  d.  i.  ein  Fürsprech. 

9)  Zwölferstuell:  d.h.  Schöffenstuhl,  Bank,  worauf  die  zw  ölf  Schöffen 
sitzen. 

10)  gesprech:  d.  h.  Gespräch,  Besprechung. 
M)  Wortreder:  Fürsprech. 

i4)  d.  h.  damit  die  geschwornen  Schöffen  unter  sich  ohne  den  Richter  be- 
rathen  und  beschliessen ,  und  die  Verkündigung  des  Urtheils  einem  von  ihnen 
auftragen  können. 

13)  Urtheil  machen:  d.  h.  schriftlich  aufsetzen. 

14)  Öffnet:  d.  h.  eröffnet,  publicirt;  liest  es  vor. 


309 


es  einer  unter  den  Zwöllfen,  an  welchem  dasUrteyl  steth15), 
bringen  es  aber  die  Zwölf  nur  in  einer  Antwort 1G),  so  wird  es 
auch  angezeigt,  hiervuff  muessen  die  Parteyen  dem  Richter  an 
stab  angeloben17),  das  die  Schöpfen  gemacht,  darbei  zu  pleiben. 

Wan  das  Gericht  ein  endt  hat ,  alsdann  lässt  man  des  Dorfs 
gerechtigkeyt,  gebot  undt  verbot  den  Nachbarn  fürlesen;  die  haben 
die  Schultheissen  undt  Zwölfen  von  wegen  einer  Gemeindt,  alzeit 
zu  bessern  und  zu  geringem. 

Beilage  D. 

Das  Oberbergheimer  Malefizgericht  im  Elsass  1). 

Das  oberbergheimer  Malefizgericht  urtheilte  im  Namen  der 
österreichischen  Eegierung;  es  bestand,  wie  gewöhnlich,  aus  24 
Richtern:  13  Mitgliedern  des  Raths,  5  aus  der  Gemeinde,  3  von 
Rodern  und  3  von  Rorschweiler.  Den  Vorsitz,  das  Stabführeramt, 
hatte  der  Schultheiss  und  Amtsverweser.  Seine  Sitzungen  hielt  es 
manchmal  ,,vnder  hellem  himmel ,  vor  der  herren  Stuben".  1577. 
8.  Februar;  A.  fol.  20.  Vor  denselben  geschah  zuerst:  „die  Vmfrag 
dess  Schultheissen";  es  war  gleichsam  die  Rechts-  und  Gültig- 
erklärung des  Gerichts ,  und  lautete  beinahe  stets  auf  dieselbe 
Weise : 

1)  ,,Ob  es  Zeit  zuo  richten,  wirdt  erkhandt,  denn  es  genueg- 
sam  ertagt2). 

2)  ,,Ob  das  Gericht  nach  Malefiz  Ordnung  genuegsam  ersetzt3), 
erkhandt. 

3)  ,, Wirdt  dass  Gericht  verbannet  vnndt  verpetten  4)  Nieman- 
den zue  reden  dann  durch  erlaubten  Fürsprechen. 

4)  ,,Begert  der  Herr  Cläger  ein  fürsprechen  vff  desselbigen  ver- 
weigern, wirt  er  mit  Recht  (d'office)  dahin  erkhant. 


15)  d.  h.  der  Sprecher,  Aelteste  der  Schöffen;  der  Schöff,  der  vorher  um  die 
Erlaubniss  bat,  zur  Berathung  des  Urtheils  mit  den  Anderen   abtreten  zu  dürfen. 

16)  Antwort:  nämlich  mündliche  Antwort,  ohne  schriftlichen  Aufsatz 
des  Urtheils. 

,7)  An  Stab  angeloben:  d.  h.  auf  den  Gerichtsstab  geloben. 
4)  Aus  dem  Aufsatz  v.  A.  St  ober,  die  Hexenprozesse  im  Elsass,  In  dessen 
Jahrb.  Alsatia.  1856.  p.  332. 

2)  er  tagt:  d.  h.  taghell  ist. 

3)  ersetzt  =  besetzt. 

4)  verpetten  ==  verboten.  —  Das  Gericht  verbannen,  bannen,  und  ver- 
bieten, bedeutet,  Störung  des  Gerichtes  dxirch  Unfug  verbieten. 
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5)  „Begert  der  Beclagt  einen  fürsprechen,  würt  gleicher  gestal- 
ten gehalten  vnd  erkhandt. 

6)  „Der  Herr  Cleger  begert  von  dem  gricht  ein  Beystandt 
wie  auch  der  Beclagt,  wird  vom  Schultheissen  zuegelassen  vnd  dass 
Gericht  alternatim  abgetheilt."  A.  fol.  80b.;  ebenso:  101a.; 
104  a. ;  107  a.,  u.  s.  w. 

Beilage  E. 

Verhandlungen  des  Blutgerichtes  zu  Emmendingen  im  Jahr  1732. 

Mitgetheilt  vom  Herrn  Rechtsanwalt  Eckert  in  Emmendingen1). 

Actum  Emmendingen,  den  6ten  Martii  1732. 
Praesentes: 

Hr.  Bürgermeister  Johann  Christian  Sander  in  Emmen- 
dingen, Blutrichter. 

Assessores: 
Johann  Caspar  Trautwein,  Yogt  zu  Eichstetten, 
Martin  Jenne,  Vogt  von  Bahlingen, 
Johann  Heinrich  Stier,  Vogt  von  Malterdingen, 
Johann  Jacob  Bertsch,  Vogt  von  Vörstetten, 
Hans  Michel  Ehrler,  Vogt  von  Theningen, 
Hans  Jorg  Engler,  Vogt  von  Köndringen, 
Hans  Michel  Stuckh,  Vogt  von  Nymburg, 
Joseph  Enderle,  Vogt  von  Betzingen, 
Werneth  Jaibling,  Vogt  von  Denzlingen, 
Mattheiss  Scheerer,  Vogt  von  Gundelfingen, 
Johann  Paul  Schöchlin,  Vogt  von  Malleckh, 
Hans  Jacob  Birmele,  Schultheiss  zu  Ihringen. 
Nach  Maassgaab  eines  von  Hochfürstl.  Justiz  Collegio  Carls- 
ruhe sub  dato  20.  Decembris  1731.  No.  1408.  an  allhiesig  fürstl. 
Ober-Ambt  ergangenen  Rescripts ,  wurde  heut  Dato  früh  um  9  Uhr 
über  den  puncto  Blasphemiae  Majestatis  Divinae  inhafftirten  Gabriel 
Göring,  gewesenen  Lerchenwirth  zu  Sexau,  seines  Alters  36  Jahr, 
Catholischer  Religion,   nach  vorhergegangenen  legalen  Examination 
und  Besiebnung2)  das  Malefiz  Gericht  angestellet  und  gehalten, 
in  Beyseyn  und  durch  vorbeschriebene  Personen. 

1)  Abdruck  aus  L.  v.  Jagemann  und  F.  Nöllner,  Zeitschr.  für  deutsch. 
Strafverf.  1841.  Bd.  I.  Heft  4.  p.  348  folg. 

2)  Besiebnung:  d.  h.  Ableistung  des  Anschuldigungeides  durch  sieben 
Personen.   Vergl.  pag.  300. 
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Anfänglich 

beschahe  durch  den  HochEdlen  und  Hochgelehrten  Herrn  Friederich 
August  Mentzern  die  proposition  und  Anzeige  der  Ursach  dieses 
Malenz  Gerichtes,  in  Gegenwart  des  Delinquenten,  welcher  vorhero 
seiner  Bande  entlediget  worden,  publicirte  damit  den  desswegen 
ergangenen  frstl.  Befehl  mit  der  Erinnerung,  dass  die  bestellte  Ma- 
lefiz  Eichtem  die  vorkommende  Umbstände  wohl  erwogen,  und  eine 
dem  schwehren  Verbrechen,  und  so  Geistl.  als  weltlichen  Gesätzen 
gemässe  Urthel  fällen  sollen,  wie  sie  solches  gegen  Gott,  Se.  Hoch- 
frstl.  Drl.  den  Herrn  Marggrafen  und  der  erbaren  Welt  zu  ver- 
antworten getrauen.  Bestellte  damit  den  dermahligen  Bürgerin. 
Hr.  Johann  Christian  Sander,  zum  Blutrichter,  mit  "[Über- 
gebung des  Staabs,  welcher  dann  den  Malefiz  Richtern  ihren 
Sitz  zu  nehmen  erlaubet,  und  darauf  die  Erstere  Urthelsfrage 
an  den  Vogt  Johann  Caspar  Trautwein  zu  Eichstetten  gesetzet3), 
mit  wie  viel  Personen  das  Löbl.  Malefiz  Gericht  besetzet  wer- 
den solle? 

Antwort : 

Mit  zwölf  Ehrlichen  Männern,  welches  die  übrigen  Malefiz 
Richtern  bejahet,  demnächst  wurde  durch  den  Blutrichter  die  zweyte 
Urthelsfrage,  an  den  Vogt  Joseph  Enderle  gebracht,  wie  hoch 
dieses  Löbl.  Malefiz  Gericht  verbannt  werden  solle,  und  da  die- 
ser geantwortet  mit  10  Pfd.  3  Hl.,  die  übrigen  Richtern  solches 
auch  bejahet,  verbannet  Er  dieses  Malefiz  Gericht  bei  ermeldter 
Strafe ,  sagte  darauf ,  wer  etwas  anzubringen  hätte ,  deme  seie  es 
erlaubt. 

Hierauf  wurde  die  von  dem  bestellten  accusatore  Hartmann 
Hochfrstl.  Baad.  Durlach.  Hof-  und  Ehe  Gerichts  Advocaten,  gefer- 
tigte schriftl.  Anklage,  jedoch  mit  Auslassung  derer  nehm- 
lichen  Laster  Worte  zu  Vermeidung  Aergernusses  der  Um- 
stehenden, durch  den  dermahligen  OberambtsCanzlisten  Hr.  Voit, 
öffentlich  abgelesen,  und  darauf  diese  dem  Blutrichter  ad  acta  über- 
geben, welche  hier  sub  lit.  A.  anlieget. 

Diese  nun  wurde  mit  öffentlicher  Ablesung,  welches  Hr.  Ober- 
ambts  Canzlist  Meerwein  gethan,  der  durch  Herrn  Hof-  und  Ehe- 
gerichts  Advocaten  Bochen,  gefertigten  Defension  beantwortet,  dar- 
auf von  dem  Accusatore  repliciret ,  und  durch  den  Defensorem 
dupliciret,  annebst  von  beeden  Theilen  concludiret  und  submittiret, 
wie  dieses  alles  Anlag  lit.  B.  C.  et  D.  zeigen. 


3)  d.  h.  er  stellte  an  ihn  die  Urtheilsfrage.    Vergl.  pag.  298. 
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Nachdem  hierauf  der  Blutrichter  befohlen,  den  Delinquenten 
wiederum  zu  schliessen,  und  in  vorige  Verwahrung  zu  bringen,  fiele 
Er  auf  die  Knie  nieder,  bittend,  Sein  unschuldiges  Weib  und  Kin- 
der zu  betrachten,  und  Ihme  ein  gnädiges  Urthel  zu  fällen,  worauf 
der  Blutrichter  geantwortet,  es  werde  geschehen,  was  Rechtens  seye, 
wurde  darauf  abgeführt.  Und  thate  darauf  der  Blutrichter 
die  letzte  und  EndUrthel  an  den  Vogt  Martin  Jenne  zu  Bah- 
lingen,  welcher  um  Erlaubniss  abzut retten  und  sich  mit  den 
andern  Malefiz  Richtern  zu  unterreden  gebetten.  Welches  Ihme 
erlaubt  wurde,  wieder  herein  trettend  gibt  sein 

Votum. 

Obwohl  der  Maleficant  die  zu  dreyen  unterschiedlichen  mahlen, 
immediate  erga  Deum  begangene  entsetzliche  Gottes  Lästerung,  nach 
Ausweiss  des  Besiebnungs  Protocolli  nicht  so  vollkommen  einge- 
standen, dagegen  aber  durch  unverwerfliche  Gezeugen  nach  abge- 
schwohrnen  leibl.  Eyden  in  confrontatione  dessen  überwiesen  wor- 
den, anbey  auch  bekanter  massen  jederzeit  mit  Vollsaufen,  Fluchen 
und  Schwehren,  ein  sehr  ruchloses  und  gottslästerliches  Leben  ge- 
führet, also  könne  Er  zu  Rettung  Gottes  allerh eiligsten  Ehre,  und 
damit  nicht  der  Zorn  Gottes  auf  Stadt  und  Land  gezogen  werde, 
in  conformitaet  Gott-  und  Weltlicher  Rechten  kein  ander  Urthel 
fällen,  als  es  solle  derselbe  dem  Scharfrichter  an  die  Hand  gelie- 
fert, auf  gewöhnl.  Richtstatt  geführet,  Ihme  daselbsten  Seine 
Lästerzung  gestümmelt,  und  Er  so  dan  durch  das  Schwerdt 
vom  Leben  zum  Tod  gebracht,  auch  die  aufgegangene  Kosten,  aus- 
genommen was  auf  die  Execution  gehet,  aus  Seinem  Vermögen  be- 
zahlet werden. 

Hr.  Vogt  von  Eichstetten  conformiret  sich  durchgehends  mit 
vorstehendem  Voto,  und  weilen  samtl.  übrige  Assessores  und  Be- 
schwohrnen  durch  ganz  auch  von  Wort  zu  Wort  mit  eingestümmet, 
als  ist  anliegendes  Urthel  darauf  abgefasset  worden. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

Urthel. 

In  Peinlicher  Rechtfertigung  sich  haltend  zwischen  des  durch- 
lauchtigsten Fürsten  und  Herrn,  Herrn  Caroli  Marggrafens  zu  Baa- 
den  und  Hochberg,  Landgrafens  zu  Sausenberg,  Grafens  zu  Spon- 
heim und  Eberstein ,  Herrn  zu  Rötelen ,  Badenweyler ,  Lahr  und 
Mahlberg  etc.  Herrn  Anwald  Mathäus  Gottfried  Böckhen  Hochfürst- 
lich Burgvogten  dieser  Marggrafschaft  Hochberg,  als  Peinlicher  An- 
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klägers,  eines  entgegen  und  wider  Gabriel  Göring,  den  gewesenen 
Lerchenwirth  zu  Sexau,  Seines  Alters  36  Jahr,  Catholischer  Reli- 
gion, Peinlich  Beklagten  andern  Theils,  wird  nach  eingebrachter 
Klage,  Antwort,  Red  und  Widerred,  und  alles  andern  Gerichtlichen 
Fiirbringens  nach  gethanem  Rechtsatz  und  genommenem  Bedacht, 
von  Seiner  Hochfrstl.  Durchlaucht  niedergesetzten  Malefiz  Gericht, 
mit  Urthel  zu  Recht  erkannt,  dass  Peinlich  Beklagter  Gabriel  Gö- 
ring, um  willen  Er  zu  dreyen  unterschiedlichen  mahlen,  eine  ent- 
setzliche Blasphemiam  immediate  erga  Deum  begangen,  mithin  wider 
die  Göttliche  Majestät,  Göttliche  Gebott,  Gemeine  beschriebene  Key- 
serliche  und  hochfürstliche  Landrechten,  sich  höchst  sträflich  ver- 
sündiget, und  dardurch  männiglich  gross  Aergernuss  gegeben,  ob- 
wohl Er ,  als  Er  hierüber  articulsweise  vernommen  worden ,  sich 
mit  der  Unwissenheit  entschuldigen  wollen,  dagegen  aber  vermittelst 
eydlich  abgehörter  fünf  ehrl.  Zeugen  Aussag  dessen  genugsam  über- 
führet worden,  dem  Scharfrichter  an  die  Hand  geliefert,  auf  ge- 
wöhnliche Richtstatt  geführet,  und  allda  Ihme  seine  Lästerzung  ge- 
stümmelt,  so  dan  mit  dem  Schwert  vom  Leben  zum  Tode  gebracht, 
nebst  deme  auch  die  bereits -aufgegangene-  und  noch  weiters  auf- 
gehende Kosten  bis  auf  die  Execution ,  in  so  weit  sich  solches  er-, 
strecken  mag,  bezahlt  werden  sollen,  massen  dann  Er  Gabriel 
Göring,  darzu  hiermit  condemnirt,  und  verdammet  wird,  Ihme 
Selbsten  zu  wohl  verdienter  Strafe,  andere  aber  zu  wahrnehmendem 
Exempel,  vor  dergleich  und  andern  abscheulichen  Sünden  und 
Missethaten  zu  hüten.  Von  Rechts  Wegen.  Actum  et  Judicatum 
Emmendingen  den  6ten  Martij  1732. 

Actum  Emmendingen  Sambstags  den  26.  April  1732. 
Praesentes. 
(Blutrichter  und  Assessores  wie  oben.) 
Bey  heut  dato  Morgens  früh  um  9  Uhr  über  den  zum  Schwert 
verurtheilten  Gotteslästerer  Gabriel  Göring,  gewesenen  Lerchen Wirth 
zu  Sexau,  gehaltenen  zweyten  und  letzten  Malefiz  Gericht  ist  fol- 
gendes procediret  worden: 

Anfänglich  proponirten  Herr  Rath  und  Landschreiber .  . .  Mentzer, 
weichergestalten  Ihro  Hochfürstl.  Durchl.  die  unterm  6ten  Martij 
jüngsthin  wider  gedachten  Gotteslästerer  Gabriel  Göring  abgefasste 
Todes  Urthel,  craft  Eürstl.  Gnädigsten  Befehls  de  5ten  hujus  dahin 
gnädigst  gemildert  hätten ,  dass  der  Maleficant  zwar  mit  V  e  r  - 
stimmlung  der  Zunge  verschonet,  übrigens  aber  mit  dem 
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Schwert  vom  Leben  zum  Tode  gebracht,  annebenst  die  aufgeloffene 
und  noch  aufgehende  Kosten  aus  dessen  Vermögen  bezahlet  werden 
sollen.  Uibergabe  damit  sowohl  die  Urthel  als  den  gnädigsten  Be- 
fehl dem  bestellten  Blutrichter,  mit  der  Erinnerung,  das  letztere 
Malenz  Gericht  zu  hegen,  und  die  ausgesprochene  Urthel  durch 
den  Nachrichter  vollziehen  zu  lassen. 

Hierauf  haben  die  samtliche  Richtere  ihren  Sitz  genommen, 
und  wurde  dieses  Blut  Gericht  bei  der  gewöhnlichen  Strafe 
derer  10  Pfd.  3  Hl.  verbannet,  so  dann  befohlen,  den  armen 
Sünder  wohl  verwahrt  herbey  zu  bringen. 

Quo  facto  wendete  sich  der  Blutrichter  gegen  des  Fürstl.  Herrn 
Anwaldts  bestellten  Procuratorem ,  mit  Vermelden,  wan  Er  ausser 
deme  was  bereits  geschehen,  noch  weiter  etwas  anzubringen  hätte, 
könne  es  geschehen,  welcher  dann  sich  auf  Seine  jüngsthin  ad  acta 
übergebene  Klagschrift  und  replic  berufte ,  anbey  bath ,  die  ausge- 
sprochene Urthel  zu  publiciren  und  exequiren  zu  lassen.  Des  armen 
Sünders  bestellter  Defensor  sich  ebenmässig  auf  Seine  übergebene 
Exception  und  Duplic  berufend,  bittet  Seine  langwührige  Gefangen- 
schaft zu  consideriren,  und  Ihne  mit  der  Todesstrafe  zu  verschonen. 

Hierauf  antwortete  der  Blutrichter,  es  werde  in  der  Sache  ge- 
schehen, was  Rechtens  seye ,  und  solle  der  arme  Sünder  abgeführt, 
und  so  Er  es  verlange,  gespeiset,  nachgehends  auf  den  publications 
Platz  geführet  werden. 

Nachdeme  nun  der  arme  Sünder,  welcher  nicht  speisen  wollen, 
durch  eine  starkhe  Wacht  unter  dem  Zuspruch  zweyer  Evangelischen 
Hrn.  Geistlichen  in  den  unten  vor  dem  Rathhaus  gemachten  Creyss 
eingeführet  worden,  seind  die  Richtere  samt  dem  Fiscal  hervor  auf 
den  Balcon  vor  dem  Rathhaus  getretten,  allwo  der  BlutRichter  nach 
vorhero  dem  Umbstand  auferlegtem  Stillschweigen ,  den  armen 
Sünder  anredete,  Sein  Todes  Urthel  anzuhören,  welches  dann  durch 
den  Stadtschreiber  öffentlich  abgelesen  worden. 

Kach  diesem  rufte  der  Blutrichter  dem  armen  Sünder  zu:  Es 
hätten  Ihro  Hochfürstl.  Durchl.  die  vor  abgelesene  Urthel  in  etwas 
gnädigst  gemildert,  darüber  der  Hochfürstl.  gnädigste  Befehl  ergan- 
gen, den  Er  ebenfalls  anzuhören  hätte,  und  wurde  dieser  auch 
durch  den  Stadtschreiber  abgelesen,  darauf  durch  den  Blutrich- 
ter  der  Staab  gebrochen  und  dem  armen  Sünder  vor 
die  Füsse  geworfen,  welcher  darauf  auf  die  Knie  niedergefal- 
len, augenblicklich  aber  wieder  aufgestanden. 

Darauf  rufte  der  Blutrichter,  der  Scharfrichter  solte  herbey- 
tretten,  und  da  dieses  geschehen,  befahle  Er  Ihme,  gegenwärtigen 
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armen  Sünder  und  GottsLästerer  Gabriel  Göring  anzunehmen,  zu 
binden,  auf  gewöhnliche  Richtstatt  zu  führen,  und  alda  denselben 
nach  der  ausgesprochenen  Urthel,  mit  dem  Schwert  vom  Leben  zum 
Tode  zu  richten. 

Womit  dann  das  Gericht  aufgehebt,  und  der  arme  Sünder  un- 
ter Läutung  einer  Glockhe  und  Zuspruch  derer  Hrn.  Geistlichen, 
welche  Er  zwar  angehört,  aber  gleichwohl  und  ohne  die  H.  Com- 
munion  zu  empfangen  auf  Seiner  Cathol.  Religion  geblieben,  zur 
Execution  hinausgeführt,  so  dan  durch  den  Scharfrichter  zu  The- 
ningen  Johan  Georg  Frankhen,  diese,  jedoch  durch  drey  nacheinand 
gefolgte  Hiebe ,  derer  der  arme  Sünder  zwei  auf  dem  Stuhl ,  und 
den  3ten,  welcher  endlich  den  Kopf  von  dem  Leib  vollends  abge- 
sondert ,  auf  dem  Boden  liegend  empfangen ,  vollzogen  worden. 

Weilen  nun  der  Scharfrichter  bei  diesen  Umbständen  nicht  an- 
gefraget,  ob  er  recht  gerichtet  habe,  derUmbstand  auch 
gantz  ruhig  gewesen,  so  legte  Hr.  Pfarrer  Eisenlohr  zu  Sexau, 
eine  auf  das  Laster  der  Gotts  -  Lästerung ,  fluchen  und  schwöhren 
eingerichtete  oration  und  Vermahnung  ab ,  und  wurde  darauf  der 
Cörper  durch  die  Henkhersknechte ,  ohnweit  dem  Hochgericht ,  in 
welcher  Gegend  auch  die  Execution  vollzogen  worden,  begraben. 


Beilage  F. 

Verhandlungen  des  Blutgerichts  zu  Emmendingen  im  J.  1739. 

Actenmässige  Mittheilung  vom  Herrn  Eechtsanwalt  Eckert  in  Emmendingen. 

Actum  Emmendingen  den  20.  August  1739. 
Praesentes: 

Johann  Christian  Sander,  Ambts  -  Burgermeister  allhier ,  als  be- 
stellter Blutrichter. 

Assessores: 

1.  Heinrich  Stier,  Vogt  zu  Malterdingen, 

2.  Martin  Jerine,  Vogt  zu  Bahlingen, 

3.  Hans  Jerg  Engler,  Vogt  zu  Köndringen, 
4—12  etc. 

Nachdeme  von  Ihro  Hfrstl.  Durchlauchtigkeiten,  Unserer  gnädig- 
sten Obervormundschaft  und  Landes-Administration,  unterm  30.  Juny 
a.  c.  IE.  Wo.  1456  der  fürstl.  gnädigste  Befehl,  an  allhiesiges  Fürstl. 
Oberambt  dahin  ergangen,  dass  der  in  pto.  Homicidii  allhier  in- 
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hafftirte,  Johann  Jacob  Egin  von  Nieder-Emmendingen,  seines  Alters 
25  Jahr,  Evangel.  Religion,  nach  vorhergegangener  Besiebenung, 
vor  ein  ordentliches  Malenzgericht  gestellet ,  daselbst  peinlich  be- 
klagt, defendirt,  und  ein  den  Eechten  und  seinem  Verbrechen  ge- 
mässes  Urthel  abgefasst,  sodan  solches  zu  gnädigster  Appro- 
bation oder  Aenderung  unt erth änigst  eingeschickt 
werden  solle,  als  wurde  zu  unterthgstr.  Befolgung  obgedachter  Frstl. 
gnädigsten  Befehls,  auf  heutigen  Donnerstag  Vormittag  um  9  Uhr, 
dieses  Malefizgericht  der  Ordnung  gemäss  veranstaltet,  und  dabey 
Folgendes  procediret. 

Anfänglich 

hat  Tit.  Herr  Hofrath  und  Landschreiber  N.  Mentzer  allhier,  ob- 
besagten  Fürstl.  gdgsten.  Befehl,  den  verordneten  vor  benambsten 
Malenzrichtern,  in  Gegenwart  des  mit  bewährter  Hand  herbeige- 
brachten, aber  vorhero  seiner  Bande  entledigten  Maleficanten ,  wel- 
cher unter  vielen  Thränen  herbey  getretten,  publiciret,  annebst  die 
geordnete  Malenzrichtern  erinnert,  die  Umbstände  der  Sache,  welche 
ihnen  werde  vorgetragen,  und  öffentlich  abegelesen  auch  zu  weiterer 
Einsicht  übergeben  werden,  wohl  und  reiflich  zu  überlegen,  und 
darauf  ein  denen  Rechten,  und  dem  Verbrechen  gemässes  Urthel, 
nach  ihrem  besten  Verstand,  niemanden  zu  Lieb  oder  zu  Leyd, 
sondern  wie  sie  es  gegen  Gott,  gnädigster  Herrschaft  und  der  Welt, 
zu  verantworten  getraueten,  abzufassen,  Uibergab  demnächst  dem 
dermahligen  ambts  -  Burgermeister  Johann  Christian  Sander  den 
Staab,  und  bestättigte  denselben  zum  Blutrichter, 

welcher 

die  Erste  Urthelsfrage  an  den  Vogt  von  Malterdingen  Hein- 
rich Stier  setzte,  mit  wie  vielen  Personen  dieses  Löbl.  Malefiz- 
gericht besetzet  werden  solle, 

Antwort: 

Mit  12  Ehrlichen  Männern,  welches  die  übrigen  Malefiz-Rich- 
tern  bejaheten ; 

Darauf 

wurde  die  zweyte  Urthelsfrage  an  den  Vogt  zu  Malleckh,  Jo- 
hann Paul  SchÖchlin  gesetzt,  wie  hoch  dieses  Löbl.  Malenz-Ge- 
richt verbannet  werden  solle. 

Antwort: 

Bei  Straf  10  <U  3  HL,  und  da  auch  diese  Urtheilsfrage  von 
denen  übrigen  Assessoribus  bejahet  wurde,  verbannte  der  Blut- 
richter  dieses  Blutgericht,  bei  abgemeldter  Strafe,  dass  niemand, 
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deme  es  von  Ihme  Blutrichter  nicht  werde  erlaubet  werden,  etwas 
reden  solle.  Redete  darauf  den  bestellten  Fiscal  Herrn  Burgvogt 
B  o  e  c  k  an ,  wan  Er  wider  gegenwärtigen  Maleficanten  Johann  Jacob 
Egin  etwas  vorzubringen  hätte,  könne  es  geschehen.  Deme  zu- 
folge wurde  die  von  dem  Advocaten  und  jurispractico  Hrn.  Dum- 
mich, in  Schriften  verfasste  Accussation,  worinnen  derselbe  auf 
die  Schwerdts träfe ,  und  dass  der  Körper  auf  das  Rad  geflochten 
werden  solle,  antraget,  durch  den  Burgvogtey  Scribenten  Fribolin 
öffentlich  abgelesen,  und  sub  Lit.  A.  hier  beyliegend,  ad  acta  übergeben. 

Diese  wurde  durch  die  von  Herrn  Rath  und  Hofraths  Advo- 
caten Boeck  geferttigte  Defensions-  und  Schutz -Schrift  weitlauf 
widerleget,  und  um  Erkennung  einer  arbitrarischen  Leibes  -  Strafe 
gebetten,  und  nach  deren  durch  den  Oberambts-Actuarium  Voit,  be- 
schehenen  offen tl.  Ableesung,  gleichfalls  ad  acta  übergeben,  wie 
solche  sub  Lit.  B.  hierbey  liegt. 

Replicando  beharret  Hrn.  Accussator,  auf  der  eingeklagten  und 
wohlverdienten  Todtesstrafe ,  wie  dann  die  in  Schriften  verfasste 
auch  offentl.  abgelesene,  und  sub  Lit.  C.  ad  acta  übergebene  Replic, 
das  mehrere  zeiget.  Wogegen  Hrn.  Defensor  duplicando  sich  ferner 
bemühet,  die  eingeklagte  Todesstrafe  von  dem  Maleficanten  abzu- 
lehnen, und  eine  extraordinari  milde  Strafe  zu  erlangen,  wie  sub 
Lit.  D.  anliegende  vorhero  ebenfalls  öffentlich  abgelesene  Dupli^ 
das  weitere  ausweiset. 

Da  nun  hierauf  der  Blutrichter  befohlen,  den  Maleficanten 
wiederum  zu  schliessen  und  wohl  verwahrt  in  seine  vorige  Gefäng- 
nuss  zu  bringen,  ist  selbiger  auf  die  Knie  niedergefallen,  und 
hat  um  ein  gnädiges  Urtheil  gebetten,  und  versprochen,  sich  künftig 
vor  dergl.  und  anderen  Sünden  zu  hüten,  und  ein  Gott  wohlge- 
fälliges Leben  zu  führen,  worauf  der  Blutrichter  geantwortet:  Er 
solle  aufstehen,  es  werde  in  der  Sache  geschehen,  was  Rechtens  seie, 
wurde  damit  wiederum  geschlossen  abgeführt,  und  in  seine  vorige 
Gewahrsame  gebracht. 

Hierauf  Verlangte  der  Blutrichter  die  dritte  und  letzte 
Urthel  an  den  Vogt  —  —  —  —  dieser  entschuldigte  sich,  dass 
ihme  die  Sache  allein  zu  schwer  seye ,  und  batte  die  Sache  mit 
übrigen  Malefizrichtern  zu  überlegen,  welches  erlaubt  wurde,  wie- 
derum eintretend,  gibt  sein 


Votum 

Vogt  Heinrich  Stier  zu  Malterdingen: 
Er  habe  zwar  aus  abgelesener  Defensions-Schrift  wohl  verstan- 
den, wie  sich  Herr  Defensor  viele  Mühe  gegeben,  den  Delinquenten 
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von  der  Todesstrafe  zu  befreyen,  sonderheitlich  wann  Er  nicht  zu- 
geben will,  dass  der  Maleficant  einen  mörderischen  Vorsatz  gehabt. 
"Weil  aber  ein  Stein  ein  tödliches  Instrument,  und  der  Maleficant 
solchen  zu  dem  Ende,  und  mit  dem  Vorsatz,  den  entseelten  Traut- 
wein damit  zu  werfen,  zu  sich  genommen,  seinen  Vorsatz  auch 
durch  den  würklichen  Wurf  dergest.  ins  Werkh  gesezet,  dass  be- 
sagter Trautwein  gleich  bald  davon  zu  Boden  gefallen,  und  end- 
lich nach  Ausweiss  des  Visireperti,  an  dieser  Wunde  gestorben, 
und  sein  Leben  einbüssen  müssen,  so  wolle  er  von  dem  Ausspruch 
göttl.  und  weltlicher  Eechte  nicht  abgehen,  sondern  seine  Meinung 
dahin  geben ,  dass  dieses  uhnschuldig  Blut  gerochen ,  mithin  der 
Maleficant  ihme  zu  wohlverdienter  Strafe,  andern  aber  zu  wahr- 
nehmendem Exempel,  dem  Scharfrichter  an  die  Hand  geliefert,  an 
gewöhnliche  Richtstatt  geführet,  und  mit  dem  Schwerdt  vom  Leben 
zum  Tod  gebracht  werden  soll. 

Vogt  von  Cöndringen: 
Nach  Göttl.  und  Weltl.  Rechten  habe  er  den  Tod  verschuldet, 
Er  könne  also  kein   ander  Urthel  fällen,    als   dass   er  mit  dem 
Schwerdt  vom  Leben  zum  Tod  gebracht  werden  solle. 

Vogt  von  Königschaffhausen: 
#      Er  seye  einmahl  Schuld  an  dem  Tod  des  Trautweins,  also 
müsse  er  auch  nach  göttl.  und  weltl.  Rechten  mit  dem  Leben  ge- 
straft werden ,  soll  also  mit  dem  Schwerdt  gerichtet  werden. 

Vogt  zu  Bözingen: 
Nach  göttl.  Schrift  und  weltl.  Rechten,  habe  er  freylich  den 
Tod  verschuldet,  weil  er  aber  doch  den  Vorsatz  zu  morden  nicht 
gehabt  haben  möge,  so  möchte  er  ihme  wohl  gönnen,  wan  er  könnte 
begnadiget  und  mit  der  Fustigation  und  Landesverweisung  gestraft 
werden. 

Schultheiss  von  Ihringen: 
Die  Heyl.  Schrift  und  zwar  35.  Cap.  des  4.  Buch  Moyses  in 
17.  V.  sagt  deutlich,  dass  wer  einen  mit  einem  Stein  werfe,  dass 
er  sterbe,  derselbe  soll  des  Todes  sterben,  mithin  bleibe  Er  bey 
diesem  Ausspruch,  dass  nehml.  der  Maleficant  mit  dem  Schwerdt 
gerichtet  werden  solle,  jedoch  möge  Er  ihme  wohl  gönnen,  wann 
gdgst.  Herrschaft  ihme  Gnade  erzeigen  wolle. 

Vogt  von  Bahlingen: 
Es  komme  ihme  sehr  hart  an  über  diesen  casum  ein  Urthel 
zu  fällen,  weil  aber  die  Heyl.  Schrift  und  andere  weit.  Rechte  das 
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Todes  Urthel  fällen,  so  könne  Er  auch  davon  nicht  abgehen,  soll 
also  mit  dem  Schwerdt  gerichtet  werden,  jedoch  mit  Vorbehalt 
gdgst.  Herrschaft  Gnade. 

Vogt  von  Mundingen: 
Ob  zwar,  wohl  der  Verstorbene  noch  gegen  14  Tag  gelebt,  so 
zeige  jedoch  das  Visum  repertum,   dass  er  an  dem  Steinwurf  habe 
sterben  müssen,  mithin  verdamm  ihn  göttl.  und  weltl.  Gesetze  zum 
Tod,  soll  also  mit  dem  Schwerdt  gerichtet  werden. 

Vogt  in  Ereyambt: 
Villeicht  habe  der  Maleficant  nicht  im  Sinn  gehabt,  den  ver- 
storbenen, Tod  zu  werfen,  oder  zu  ermorden,  seye  also  seine  Mei- 
nung, dass  er  mit  Euthen  ausgepeitscht  und  des  Landes  verwiesen 
werden  solle. 

Vogt  von  Denzlingen: 
Solle  mit  dem  Schwerdt  vom  Leben  zum  Tod  gebracht  werden, 
dann  ein  Mordvorsatz  daraus  erhellet,  weil  er  einen  Stein  aufge- 
hoben, ohn  allen  Zweifel  ihn  damit  so  zu  werfen,  damit  Er  ihn 
den  Thäter  nicht  kenne,  und  ihn  bei  der  Obrigkeit  zur  Bestrafung 
angeben  könne,  welches  dann  schon  ein  mörderischer  Angriff  und 
Vorsatz  seye. 

Vogt  von  Weissweil: 
Wie  die  Heyl.  Schrift  lautet  solle  ihme  das  Urthel  gefällt,  und 
er  mit  dem  Schwerdt  gerichtet  werden. 

Vogt  von  Mallekh: 
Nach  göttl.  Schrift  habe  er  den  Tod  verschuldet,   wann  aber 
gdgst.  Herrschaft  woll  Gnade  erzeigen,  und  ihn  auf  sein  lebtag 
ins  Zuchth.  condemniren,    und  eine  Zeit  lang  mit  Streichen  ab- 
strafen lassen,  möge  Er  es  ihme  wohl  gönnen. 

Vogt  von  Theningen: 

Er  könne  den  Delinquenten  vor  keinen  vorsetzlichen  Mörder 
erkennen,  doch  seye  er  harter  Bestrafung  schuldig,  wäre  also  seine 
Meinung,  dass  er  auf  die  Galeer1)  condemnirt  werden  solle. 

Hierauf  ist  von  dem  Blutrichter  anliegendes  Urthel  nach  den 
Majoribus  abgefasst  worden,  weil  wir  Menschen  keines  Herzens 
kundigen  seyen,  das  35.  Cap.  des  4.  Buch  Moyses  dessen  17.  V. 


«)  Siehe  oben  p.  300. 
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aber  den  Ausspruch  geben,  so  solle  er  auch  des  Todes  sterben  und 
mit  dem  Schwerdt  gerichtet  werden. 

Actum  ut  supra 

T.  (Folgen  die  Unterschriften.) 

ürthel. 

In  Peinlicher  Rechtfertigung  sich  haltend ,  zwischen  der  Durch- 
lauchtigsten Fürstin  und  Frauen,  Frauen  Magdalenen  Wilhelmine 
verwittibten  Marggräfin  zu  Baaden   und  Hochberg  etc.  gebohrnen 
Herzogin  zu  Württemberg  und  Theck  etc.   wie  auch  des  Durch- 
lauchtigsten Fürsten  und  Herrn,  Herrn  Karl  August,  Marggrafen 
zu  Baaden  und  Hochberg  etc.  der  Köm.  Kaysl.  Maj.  und  des  Löbl. 
Schwab.  Creysses,  General  Wachtm.  auch  Obristen  über  Ein  Regi- 
ment zu  Fuss  etc.  Obervormünderen  und  Landes  Administratoren, 
bestelten  Anwald  Mathäus  Gottfrid  Boeck,  Hochfrstl.  Burgvogten 
dieser  Marggrafschaft  Hochberg,  als  Peinlich  Anklägers  eines  ent- 
gegen  und   wider   Johann  Jacob  Egin  von  Niederemmendingen, 
25  Jahre  alt,  Evangel.  Religion,  Peinlich  Beklagten  andern  Theils, 
wird  nach  eingebrachter  Klage,  Antwort,  Red  und  Widerred,  des 
Peinlich  Beklagten  selbsteigenem  Gestandnuss,  und  all  anderem  ge- 
richtlichen Fürbringen,  nach  gethanem  Rechtsatz,  und  genommenem 
Bedacht,  von  Ihro  Hfrstl.  Durchlauchtigkeiten  Mal efiz- Gericht ,  mit 
Urthel  zu  Recht  erkannt,  dass  Peinlich  Beklagter  Johann  Jacob  Egin, 
um  Willen  Er  den  18.  Jan.  dieses  laufenden  Jahrs,  Nachts  gegen 
10  Uhr  dem    allhiesigen  ledigen  Burger    und  Weissgerber  Georg 
Friderich  Trautwein,  als  dieser  mit  sein,  Egin's,  Vorbewuss  in 
seinen  Handwerkhs-Geschäften ,  nacher  lohn  verreysen  wollen ,  und 
durch  den  Nachtwächter  zum  Hochburger  Thor,  welches  schon  be- 
schlossen gewesen,  hinausgelassen  worden,  heimlich  nachgegangen, 
unterweegs  vor  Hans  Georg  Reinbolder  Haus  allhier  einen  Wackhen 
Stein  aufgehoben,  und  da  Hirne  gleichfalls  durch  den  Nachtwächter 
das  Thor  eröffnet  worden,  Ihme  Trautwein  ohne  eine  gegebene 
Ursache  mit  dem  vorgedachtermassen  zu  sich  genommenen  Wackhen- 
stein,  ohngefähr  lji  Pfund  schwer,  hinterwerts  dergestalten  vor  den 
Kopf  geworfen,  dass  der  Trautwein  gleichbald  zu  Boden  gefallen, 
und  den  14.  Tag  darauf,  aller  gebrauchten  Arzneymittel  ohngeachtet, 
seinen  Geist  aufgegeben,   im  folglichen  zu  einem  wirklichen  und 
vorsetzlichen  Mörder  worden  ist,  mithin  wider  göttl.  und  natürl. 
Gebott,  gemeine  beschriebene  Kaysl.  und  Hfrstl.  Landrechte,  höchst- 
sträflich  gehandelt,  und  dadurch  männiglich  gross  Aergernuss  ge- 
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geben,  dem  Scharfrichter  an  die  Hand  geliefert,  auf  gewöhnlich 
Richtstatt  geführt,  und  allda,  mit  dem  Schwerdt  vom  Leben  zum 
Tode  gebracht,  benebenst  aber  alle  bereits  aufgeloffene ,  und  noch 
weiters  aufgehende  Unkosten ,  aus  seinen  Mitteln ,  so  weit  dieselben 
sich  erstrecken  mögen,  erstattet  werden  sollen.  Massen  dann  der- 
selbe darzu  hiermit  condemnirt  und  verdammt  wird,  ihme  selbsten 
zu  wohlverdienter  Strafe,  andern  aber  zu  wahrnehmendem  Exempel, 
sich  vor  dergleichen  und  andern  Missethaten  zu  hüten.  Von  Rechts- 
wegen.   Actum  et  judicatum  Emmendingen  den  20.  August  1739. 

Beilage  G. 

Kaiser  Friederich  III.  privilegiret  die  Herren  von  Bibra  mit  dem  Blut- 
bann und  Halsgerichte  in  dem  Flecken  Walbach  1490 

Wir  Friederich  von  Gottes  Gnaden  Römischer  Kaiser  zu 
allen  Zeiten  merer  des  Reichs,  zu  Hungern,  Dalmatien,  Croatien  etc. 
Kunig,  Herzog  zu  Oesterreich  zu  Steyr  zu  Kerunden  vnd  zu  Crain, 
Graue  zu  Tyrol  etc.  Bekennen  ofFenlich  mit  diesen  Brief  und  tun 
kund  allermenniglich  das  vns  vnser  vnd  des  Reichs  lieber  Getrewer 
Wilhelm  von  Bibra,  von  sein  vnd  Anthoni  von  Bibra  seines 
Bruders  wegen  diemütiglich  hat  anrufen  vnd  bitten  lassen  Das  wir 
Inen  beiden  in  Iren  Flecken  Obern  vnd  niedern  Walbach  ein 
Gericht  zumachen,  darzu  ein  Halssgericht  Stok  vnd  Galgen 
aufzurichten  zu  vergönnen  vnd  zu  erlauben,  vnd  den  pan  daselnst 
vber  das  plut  zu  richten  zu  Lehn  zu  verleihen  gnediglich  geruhten. 
Des  haben  wir  angesehen  solich  diemüthig  ziemlich  Bete  Auch  die 
ann  einen  getrewen  vnd  nützlichen  Dienst  so  vns  die  von  Bibra 
oft  manigfaltigtlich  gethan  haben  und  hinfür  wol  tun  mögen  vnd 
sollen ,  Vnd  darum  mit  wolbedachtem  mute  gutem  Rate  vnd  rechter 
Wissen,  denselben  Wilhelmen  vnd  Anthoni  von  Bibra  Ge- 
brüdern dise  sunder  Gnad  getan  vnd  Ine  gegönnet  vnd  erlaubt 
haben ,  Tun  gönnen  vnd  erlauben  Inen  auch  von  Römischer  Kaiser- 
licher macht  volkumenheit  wissentlich  in  Craft  dies  Briefs  Also, 
das  Sy  vnd  Ir  erben  nu  fürohin  wann  Sy  das  notdurft  vnd  gut 
bedunckt  in  den  gemelten  Flecken  Walpach  ein  Gericht  machen 
halten  oben2)  vnd  gebrauchen,  vnd  das  mit  einen  redlichen  ver- 

*)  Abgedruckt  aus  Job..  Adolph  v.  Scbultes  histor.  Schriften  und  Samm- 
lungen ungedruckter  Urkunden  zur  Erläuterung  der  deut.  Geschichte  und  Geographie 
des  mittleren  Zeitalters.  Hildburghausen  1798.  p.  384  u.  flg. 

2)  oben:  d.  h.  üben. 
Zöpfl,  Alterthümer.  I.  21 
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nünftigen  Mann  als  einen  Richter  oder  Schultheissen  vnd  zwelf  auf 
rechten  vnuersproehen  Mannen  3)  die  in  denselben  Flecken  oder  auf 
andern  Iren  gütern  gesessen  vnd  mit  Vernunft  vnd  Schickliclikeit 
darzu  tuglich  vnd  gut  sein  als  vrteilsprechern  besetzen  die  daran 
umb  alle  vnd  jeglich  erb  eigen  Geld -schuld  ligend  varend  vnd 
ander  gut,  Auch  pene,  strafe  Freuel  vnd  Busse  richten  vnd  Vrteil- 
sprechen  auch  allen  vnd  jeglichen  so  darunter  gesessen  oder  ver- 
pflicht  sein,  dem  Gehorsam  vnd  gewertig  zu  sein  Gebot  vnd  Verbot 
tun ,  pene  vnd  pusse  sezen ,  strafen ,  die  ordnen ,  einnemen ,  vnd 
damit  alles  vnd  jedes  handeln  tun  vnd  lassen  das  sich  zu  einem 
solichen  ordenlichen  besazte  Gericht  gebüret  vnd  notdürftig  sein 
wird  er  Auch  zu  dem  genannten  Halssgericht  den  pan  vber 
das  plut  zu  richten  haben,  vnd  den  den  gemelten  Iren  Richtern 
oder  Schultheissen  ferner  an  Irer  stat  beuelchen,  die  nach  vbelte- 
tigen  verleumbten  Leuten  so  Sy  in  den  vorgemelten  Flecken  Wal- 
pach  oder  in  einer  Meil  gerings  herum  auf  Iren  gütern  vnd  Grün- 
den betreten  greifen,  die  annemen  rochen4)  peinlichen  fragen,  vnd 
auf  eines  Jeden  Bekenntnuss  oder  offenbar  misshandlung  nach  Ord- 
nung vnd  Satzung  des  heiligen  Reichs  rechten  Strafen  vnd  richten 
sollen  vnd  mügen.  Vnd  was  vrteilen  durch  die  vorgemelten  Schult- 
heissen oder  Richter  vnd  vrteilsprecher  zu  Walpach  gemeinlich  oder 
den  merern  Teil  aus  Inen  gesprochen  werden,  meinen  vnd  setzen 
wir  das  die  alle  craft  vnd  macht  haben  sollen,  als  ob  die  an  andern 
vorbesezten  Gerichten  ergangen  weren.  Doch  einem  jeglichen  ge- 
bürlich  Appellation  vnd  Berufung  in  gemeinen  hendeln  die 
das  Leben  odeT  malefitz  mit5)  berüren,  nach  Ordnung  der  Recht 
dauon  zutund  vorbehalten ,  Auch  vns  vnd  dem  heiligen  Reiche  an 
vnser  Oberkeit  vnd  sunst  menigtlich  an  seinen  hohen  Gerichten 
vnd  Gerechtigkeiten  vnuergriffenlich  vnd  vnschedlich ,  vnd  des  auch 
solicher  jetzt  gemelter  pan  vber  das  plut  zu  richten  durch  die  ege- 
nannten  Wilhelm  vnd  Anthoni  von  Bibra  Gebrüder  vnd  Ire 
Lehenserben  so  oft  das  zu  Schulden  kumpt,  allwey  den  Eltesten 
Ine  allen  zugut  von  vns  oder  vnsere  nachkummen  am  Reiche  zu 
Lehen  empfangen  vnd  erkannt  vnd  darumb  gewündlich  Glübd  vnd 


3)  aufrechten  unversprochenen  mannen:  d.  h.  männer  die  in  ihrem 
rechte  vollkommen ,  unversprochen ,  unverscholten  sind ;  vergl.  über  die  Bedeutung 
dieser  Ausdrücke  meine  deut.  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  889. 

4)  rochen:  d.  h.  rügen ;  inquirere. 

5)  mit  berüren:  es  ist  wohl  zu  lesen  nit,  nicht,  berühren;  siehe  die 
Erörterung  oben  p.  303. 
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Eyde  getan  werde,  inmassen  vns  der  obgenannt  Wilhelm  von  Bibra 
jetzo  persöndlich  getan  hat  vnd  fürter  Sy  vnd  Ire  Lehenserben  von 
den  vorberürten  Iren  Schultheissen  oder  Richtern,  den  Sy  solichen 
pan  auf  vnser  oder  vnser  nachkummen  am  Reiche  verleihen  als  ob- 
stett  beuelchen  vnd  den  Vrteilsprechern ,  damit  Sy  je  zu  Zeiten  das 
gemelt  Gericht  Walpach  besetzen  werden,  auch  nemen  sollen  in 
allen  Hendeln  vnd  Sachen  die  für  Sy  kommen  gleich  vnpartheyisch 
Richter  zu  sein,  gegen  dem  Reichen  als  dem  Armen  vnd  dem  Armen 
als  dem  Reichen,  vnb  darinne  nit  anzusehen  miet 6),  gass ") ,  gunst, 
Forcht,  Freundschaft  noch  Veindschaft  noch  sunst  gantz  kein  ander 
Sach,  dann  allein  gerechts  Gericht  vnd  Recht  als  sich  gebürt  vnd 
Sy  des  an  dem  jüngsten  Gericht  gegen  Got  dem  Almechtigen  ver- 
antwurten  wellen,  getrewlich  vnd  vngeuerlich,  Vnd  gebieten  darauf 
allen  vnd  jeglichen  Churfürsten,  Fürsten,*1  geistlichen  vnd  welt- 
lichen, Prelaten,  Grauen,  Freyen,  Herrn,  Rittern,  Knechten,  Haupt- 
lewten ,  Vitzthumben ,  Vögten ,  Pflegern  ,  Verwesern  Amptlewten, 
Schultheissen,  Bürgermeistern  Richtern  Reten  Bürgern  vnd  Gemein- 
den vnd  sunst  allen  andern  vnsern  vnd  des  heiligen  Reichs  Vnter- 
thanen  vnd  Getrewen  in  was  Wirden,  Standes  oder  Wesens  die 
sein ,  ernstlich  vnd  wellen ,  das  Sy  die  obgemelten  Wilhelm  vnd 
Anthoni  von  Bibra  Gebrüder  vnd  Ire  erben  an  den  gemelten 
vnsern  Kaiserlichen  Gnaden  Gönnung  vnd  erlaubung  des  vorbe- 
stimbten  Gerichts  nit  hindern  noch  irren  Sunder  Sy  als  oben  steet 
gerulich  dabei  bleiben  lassen,  vnd  hiewieder  nit  tun  noch  jemand 
zu  tund  gestatten  in  dheim  Weiss,  als  lieb  einem  jeglichen  sey 
vnser  vnd  des  Reichs  swere  Vngnad  vnd  darzu  ein  pene  nemlich 
zweintzig  Markh  lotiges  Goldes  zuu ermeiden  die  ein  jeder  so  oft 
Er  freuentlich  hiewieder  täte,  vnns  halb  in  vnser  vnd  des  Reichs 
Cammer  vnd  den  andern  halben  Teil  den  oben  genannten  von  Bibra 
oder  Iren  erben  vnablesslich  zubezahlen  verfallen  sein  soll.  Hit 
Vrkund  diss  Briefs  besigelt  mit  vnser  Keyserlichen  anhangenden 
Insiegel,  Geben  zu  Lynntz  am  Syben  vnd  Zweintzigsten  Tag  des 
Monets  Mertzen,  Nach  Christi  Geburd  vierzehenhundert  vnd  in  Newn- 
zigisten  vnser  Reiche  des  Römischen  im  Funfzigisten  des  Keyser- 
thumbs  im  Neununddreissigisten  vnd  des  Hungrischen  im  zwev  vnd 
dreissigsten  Jaren. 


6)  miet:  Miethe ;  d.  h.  Lohn. 

7)  Gass:  dieses  Wort  ist  offenbar  verdorben:  ob  aus  „gab",  oder  aus  „hass", 
mag  zweifelhaft  sein;  doch  ist  ersteres  wahrscheinlicher. 


21 
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XI. 

Ueber  den  Umfang  der  alten  Allodien  und  die  Mit- 
wirkung des  Land-  oder  Märkerdings  bei  kaiserlichen 
Schenkungen. 

(Dabei  Erklärung  von  „nostri  juris  praedium"  in  den  kaiserlichen  Urkunden.) 

Es  ist  bei  der  Erörterung  der  Dinghöfe  schon  bemerkt  worden, 
dass  die  Allodien  oder  freien  Herrschaften  der  deutschen  edlen 
Herren  und  dei  Bischöfe,  so  wie  auch  die  locs  der  englischen  Ba- 
rone und  Bischöfe  mitunter  von  ganz  ausserordentlich  grossem  Um- 
fange waren1),  so  dass  es  oft  nur  der  Verleihung  eines  Titels 
bedurfte,  um  sie  in  Grafschaften,  Fürsten-  oder  Herzogthümer  um- 
zuwandeln, wie  dies  z.  B.  bekanntlich  mit  der  Herrschaft  Lüneburg, 
dem  alten  Allodium  der  welfischen  Familie  der  Fall  gewesen  ist 2). 
Ein  Allodium  von  ähnlichem  Umfang,  einen  Landstrich  in  der  Aus- 
dehnung von  Basel  bis  an  Colmar  begreifend,  zeigt  auch  eine  Ur- 
kunde über  eine  Schenkung,  welche  K.  Heinrich  IL  im  J.  1004 
der  bischöflichen  Kirche  von  Basel  gemacht  hat.  Diese  Urkunde 
wurde  vor  nicht  langer  Zeit  in  einem  Prozess  der  d'Hervart'schen 
Erben  gegen  den  französischen  Fiscus  vor  dem  Appellhof  zu  Colmar 
aus  den  Archiven  des  alten  Bisthums  von  Basel,  die  jetzt  sich  auf 
dem  Schloss  Porrentruy  im  Canton  Bern  befinden,  produzirt,  nebst 
einer  Bestätigungsurkunde  des  K.  Heinrich  III.  v.  1040.  Diese 
beiden  Urkunden  sind  bisher  nur  in  einer  als  Manuscript  gedruckten 
Prozessschrift  abgedruckt  gewesen  und  werden  hier  aus  derselben 
mitgetheilt. 

Die  Schenkungsurkunde  K.  He  in  rieh's  II.,  welche  hier  als 
Beilage  A.  folgt,  bezeichnet  den  geschenkten  Landstrich  als  einen 
Wald,  saltus ;  die  jetzt  sog.  Hard,  welches  "Wort  an  sich  auch 
nichts  anderes  als  Saltus ,  Wald ,  bedeutet 3).  Hieraus  erklärt  sich 
auch,  warum  der  geschenkte  Saltus  in  der  Schenkungsurkunde 


1)  Siehe  oben  pag.  124.  225.  Note  10. 

2)  Vergl.  die  Constit.  ducatus  Brunswic.  durch  K.  Fr  i  d  erich  I.  a.  1235, 
bei  Pertz,  Legg.  IL  p.  318;  siehe  oben  pag.  124. 

3)  Hard,  hart,  art,  ist  überhaupt  Erde,  Land,  mit  dem  Nebenbegrifl':  mit 
Wald  bewachsenes  Land;  daher  z.  B.  Pazou-hard,  der  Passauer- Wald ,  in  Urk. 
v.  887;  Ood.  Patav.  Nr.  XC,  in  M'on.  Boic.  Bd.  XXVIIi.  Thl.  11.  pag.  71; 
exartare,  einen  Wald  aushauen;  exartum,  das  durch  Aushauen  urbar  ge- 
machte Land, 
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nicht  mit  einem  eigenen  Namen  bezeichnet  wird,  weil  er  eben 
keinen  andern  als  ,,die  Hard"  hatte,  was  durch  Saltus  schon  voll- 
ständig übersetzt  war.  Es  wird  der  Umfang  dieses  Saltus  oder 
dieser  Hard  in  der  Schenkungsurkunde  genau  und  zwar  so  beschrie- 
ben ,  wie  sie  auch  in  der  Folgezeit ,  als  die  Hard  von  dem  Bischof 
von  Basel  an  das  Haus  Oesterreich  veräussert  wurde,  nach  Ausweis 
der  späteren  Urkunden  geblieben  sind. 

K.  Heinrich  II.  bezeichnet  diesen  Wald  als  „juris  nostri 
saltum",  d.  h.  als  einen  Wald,  worüber  ihm  die  freie  Ver- 
fügung zusteht.  Dieser  in  den  kaiserlichen  Schenkungsurkunden 
so  häufig  vorkommende  Ausdruck  lässt  es  an  sich  betrachtet  unent- 
schieden, ob  hier  eine  Schenkung  aus  dem  Reichsgut,  etwa  aus 
einer  durch  Confiscation  an  den  kaiserlichen  Fiscus  gefallenen  Güter- 
masse ,  oder  aus  dem  Privatgut  des  Kaisers,  seinem  Erbgut  u.  s.  w. 
geschehen  sei ,  was  übrigens  für  die  Rechtsbeständigkeit  der  kaiser- 
lichen Schenkungen  nach  den  staatsrechtlichen  Begriffen  jener  Zeit 
völlig  gleichgültig  war.  Uebrigens  ergibt  sich  aus  den  zahlreichen 
noch  vorhandenen  Urkunden  des  Kaisers  Heinrich  II.  auf  das 
Bestimmteste,  dass  er  unter  ,,nostri  juris  praedia"  regel- 
mässig nichts  anderes  verstand,  als  Güter,  welche  zu  seinem  Pri- 
vatvermögen  gehörten,  worüber  er  also  nach  den  Grundsätzen 
des  Privatrechtes  volle  freie  Verfügung  hatte.  So  z.  B.  ent- 
halten einige  Schenkungsurkunden  des  Kaisers  Heinrich  II.  an 
die  bischöfliche  Kirche  von  Bamberg  zwar  nur  die  allgemeinen 
Woite:  ,, nostri  juris  praedium,  s.  praedia",  z.  B.  die  bei- 
den Urkunden  vom  6.  Mai  1007  4);  allein  dass  hier  unter  dem 
„nostrum  jus"  gerade  wahre  Proprietäts-  oder  Patrimonial-Rechte 
des  Kaisers  verstanden  werden,  ergibt  sich  schon  nach  der  ersteren 
dieser  Urkunden  5)  ,  da  hierin  noch  ausdrücklich  gesagt  wird ,  dass 
diese  Güter  (im  Gau  Volkfeld) 

,,de  nostro  jure  in  ejus  (sc.  ecclesiae  Bambergensis)  perpetuum 

,,jus  et  dominium" 
übergehen  sollen,  d.  h.  dass  die  Kirche  hieran  dasselbe  Recht  haben 
solle,  welches  der  Kaiser  bisher  daran  gehabt  habe. 

Gerade  diese  selben  Güter  nebst  vielen  anderen  erscheinen 
aber  in  den  Stiftungsurkunden  des  Bisthums  Bamberg  wieder : 
jedoch  hier  unter  der  bestimmten  Angabe ,  als  Bestandtheile  des 
Familien-  und  Erbgutes  des  Kaisers  —  ,,suae  paternae  hereditatis 


4)  Ussermann,  episcopatus  Bambergensis,  Cod.  Probat.  Nr.  V,  u.  VI.  p.  7. 

5)  Eben  das.  Nr.  V. 
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  ex  omnibus  bonis  suis  hereditariis" 6)  —  und  die  Richtigkeit 

dieser  Angabe  erhellet  insbesondere  daraus ,  dass  auch  noch  die 
Schenkungsurkunde  von  Kaiser  Otto  II.  a.  973  über  den  Ort  Bam- 
berg zu  Gunsten  des  Herzogs  Heinrich  II.  von  Bayern  vor- 
handen ist7),  von  welchem  dieser  Ort  an  den  Kaiser  Heinrich  II. 
vererbt  wurde ,  daher  auch  insbesondere  Bamberg  in  der  zweiten 
Urkunde  vom  1.  November  1007 8)  speciell  als  „nostrae  here- 
ditatis  locus''  bezeichnet  wird. 

Ebenso  heissen  die  erwähnten  Güter  in  Volkfeld  in  dieser 
zweiten  Urkunde  des  Kaisers  Heinrich  II.  v.  1.  November  1007 
auch  nostrae  proprietatis  loca,  und  in  ähnlicher  Weise  sagt 
die  Bulla  des  Papstes  Joannis  XVIII.  vom  J.  1007,  worin  er 
das  von  dem  Kaiser  Heinrich  II.  neu  gegründete  Bisthum  Bam- 
berg bestätiget,  dass  dasselbe  ,,de  propriis  hereditariis 
rebus"  des  Kaisers  gegründet  worden  sei. 

Hieraus  ergibt  sich,  wie  wenig  man  berechtigt  ist,  aus  dem 
Gebrauche  der  Worte  „nostri  juris"  in  ein  eT  Urkunde  des  Kaisers 
Heinrich  II.  auf  eine  Schenkung  aus  dem  Reichsgute  zu  schliessen. 
Hierzu  kommt  noch,  dass  dieser  Kaiser  bei  Schenkungen  von  Gütern, 
welche  nicht  notorisch  zu  seinen  angeerbten  Familiengütern  gehören, 
regelmässig  nicht  unterlässt,  den  speciellen  Titel  anzugeben,  durch 
welchen  er  zu  dem  Verfügungsrechte  über  dieselben  gelangt  ist ;  so 
z.  B.  erwähnt  derselbe  in  der  Schenkungsurkunde  über  mehrere 
Güter  an  das  Kloster  Michelsberg  in  Bamberg  vom  J.  1007 
ausdrücklich,  dass  er  einen  Theil  der  Güter  von  der  Abtei  Fulda, 
den  anderen  von  Heresfeld  durch  Tausch  (legitimo  concambio) 
erworben  habe9),  und  in  einer  andern  Urkunde  für  dasselbe  Kloster 
vom  Jahr  1018  10)  erwähnt  der  Kaiser,  dass  er  selbst  das  hier  ver- 
schenkte Gut  von  seinem  Kaplan  Rothard  durch  eine  Schenkung 
erhalten  habe.  Bemerkenswerth  sind  hier  die  Worte,  wonach  dieser 
Rothard  das  Praedium  dem  Kaiser 

,,in  nostrum  jus  et  dominium  de  suo  jure  et  dominio" 
übergeben  hat,  woraus  sich  ergibt,  dass  unter  jus  an  sich  durch- 
aus nichts  anderes  zu  verstehen  ist,  als  die  privatrechtliche 
Befugniss,  über  eine  Sache  in  beliebiger  Weise  zu  verfügen,  wie 


6)  Urkunde  vom  l.  November  1007,  ebendas.  Nr.  IX. 

7)  Ebendas.  Nr.  II.  p.  4. 

8)  Ebendas.  Nr.  X. 

9)  Ebendas.  Nr.  XXI.  p.  24. 
<0)  Ebendas.  Nr.  XXIV.  p.  27. 
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dies  auch  nach  dem  römischen  Rechte  in  dem  Begriffe  des  domi- 
nium liegt. 

Der  Grund  aber,  aus  welchem  Kaiser  Heinrich  II.  so  sehr 
freigebig  gegen  Kirchen  und  Kloster  war  und  sein  konnte ,  und 
warum  es  gerade  immer  sein  selbst  erworbenes  und  angeerbtes  grosses 
Privatvermögen  (sein  Stammgut)  war,  welches  er  zu  solchen 
Acten  der  Freigebigkeit  verwendete,  liegt  darin,  dass  er,  als  der 
vierte  Kaiser  (fünfte  König)  aus  dem  herzoglich  sächsischen  Hause 
in  ununterbrochener  Reihe  seinen  grossen  und  mächtigen  Verwandten 
auf  dem  deutschen  Kaiserthrone  folgend,  der  Letzte  seines  Stammes 
war,  und  da  er  keinen  Erben  hinterliess,  auch  durchaus  keine 
Rücksicht  auf  die  Erhaltung  seines  Familiengutes  zu  nehmen  hatte. 
Dies  erklärt  der  Kaiser  Heinrich  II.  selbst  in  der  ersten  Urkunde 
vom  1.  November  1007  ir),  wo  er  als  Grund  seiner  grossen  Stif- 
tungen angibt: 

,,ut  Deum  sibi  heredem  eligeret  et  conscriberet". 

Unter  diesen  Umständen  darf  es  für  weit  wahrscheinlicher  ge- 
halten werden,  dass  der  Saltus  in  Alsatia,  wovon  in  der  nach- 
stehend abgedruckten  Urkunde  des  Kaisers  Heinrich  II.  vom 
J".  1004 12)  die  Rede  ist,  zu  dem  Patrimonium  des  Kaisers,  als  dass 
er  zum  Reichsgute  gehörte. 

Diese  Urkunde  erwähnt  ausdrücklich ,  dass  die  kaiserliche 
Schenkung  mit  Zustimmung  der  Einwohnerschaft  der  zahlreichen 
Dörfer  geschehen  sei,  welche  in  diesem  Wald,  der  Hard,  lagen 
und  die  daran  Waldnutzungsrechte  hatten: 

,,assentiente  omni  populo  eiusdem  saltus  hactenus  usum  habente". 

Es  war  also  bei  der  Zuweisung  des  Saltus ,  der  Hard ,  im 
Elsass  an  den  Bischof  von  Basel  durch  den  Kaiser  Heinrich  die 
Form  eines  Landtäding  beobachtet,  d.  h.  eine  Versammlung  des 
zur  Mark  gehörigen  Volkes  veranstaltet  worden,  wie  sich  dies  bei 
vielen  ähnlichen  Vorgängen  umständlich  beschrieben  in  Urkunden 
findet,  wie  z.  B.  in  der  schon  erwähnten  Urkunde  K.  Otto's  I. 
v.  946,  worin  die  Güter,  welche  einem  Grafen  Sigihard  aus 
dem  königlichen  Fiscus  geschenkt  worden  waren,  bezeichnet  wer- 
den als 

„cum  totius  populi  iudicio  de  nostrae  regiae  potestatis  pro- 
„prietate  excepta  et  dimensa"  13). 


Ebendas.  Nr.  IX.  p.  13. 
12)  Siehe  pag.  34,  bei  Note  12. 
«)  Mon.  Boica.  Bd.  XXVIII.  TM.  I.  p.  181. 


328 


Der  Zweck  solcher  Landtädings  -  oder  Gerichtsversammlungen 
und  die  Einholung  der  Zustimmung  (assensus)  des  Volkes,  d.  h. 
der  Markgemeinde  in  der  Form  einer  Urtheils  -  Billigung  (collau- 
datio)  war  unverkennbar,  dass  hierdurch  die  Notorietät  des  Herren- 
wechsels festgestellt  werden  sollte ,  damit  hiernach  auch  in  späteren 
Zeiten  Rechtsweisungen  von  der  Volks-  oder  Mark-Gemeinde  über 
die  Zuständigkeit  des  Herrenrechtes  gegeben  werden  könnten.  Deut- 
lich zeigt  dies  eine  Urkunde  aus  dem  X.  Jahrh.  (a.  983  —  991)  u), 
wonach  Herzog  Heinrich  der  Strenge  in  Bayern  ein  solches  Land- 
täding  (publicum  placitum)  in  der  Mark  des  Grafen  Liutbald 
abhielt : 

,,congregatis  omnibus  tarn  episcopis  quam  comitibus  primoribus- 

,,que  complebibus  regni", 
und  wobei  die  gesammte  Einwohnerschaft  der  Mark  ,,populus  ter- 
minalis"  eidlich  vernommen  wurde  und  eine  Rechtsweisung  darüber 
erth eilte,  welches  die  Grenzen  der  Besitzungen  der  bischöflichen  Kirche 
von  Passau  in  dieser  Mark  seien.  Die  Benachrichtigung  des  Volkes 
von  dem  Herrenwechsel  in  einer  mit  dem  Charakter  einer  Gerichtsver- 
sammlung bekleideten  Volksversammlung  war  aber  um  so  wichtiger, 
als  bei  vorkommenden  Streitigkeiten  und  förmlichen  Prozessen  diese 
Markgemeinde  selbst  dann  über  das  Eigenthum  entschied,  wenn  der 
Kaiser  als  Parthei  bei  dem  Vindicationsprozesse  betheiligt  war. 
Deutlich  zeigt  dies  eine  Urkunde  des  K.  Otto  I.  v.  943  15),  worin 
berichtet  wird,  dass  dem  Kaiser  im  Tuoningouue  und  in  Tuzin- 
husa  in  Schwaben  gelegene  G  üter  durch  ein  Urtheil  des  Landtädings 
(in  publico  mallo)  als  Erbeigen  von  der  auf  Eidespflicht  ver- 
nommenen Markgemeinde  zugesprochen  worden  sind: 

„iuramento  eorundem  populorum  hereditario  jure  nobis  in 

„proprietatem  dictum  est". 

Bemerkenswerth  ist  in  der  nachstehenden  Urkunde  K.  Hein- 
rich's  II.  von  1004  auch  die  Bezeichnung  der  Bevölkerung  der 
in  der  Hand  liegenden  Dörfer  als  „utentes".  Dieses  Wort  drückt 
deutlich  und  entschieden  aus,  dass  ein  Eigenthumsrecht  diesen 
Dorfgemeinden  an  dem  Walde  nicht  zustand,  dass  aber  ihnen  als 
Markgenossen  gewisse  Nutzungsrechte  darin  zustanden:  es  war  also 
der  Wald  an  sich  eine  herrschaftliche  Mark,  wie  dies  regel- 
mässig  im   Elsass  und   überhaupt  in   den   meisten   Gegenden  in 


14)  Cod.  Pataviens.  Nr.  CXVI,  in  Monum.  Boic.  Bd.  XXVIII.  Tbl.  II. 
pag.  86. 

>5)  Mon.  Boica.  Bd.  XXVIII.  TW.  I.  p.  170.  Nr.  CXXIV. 
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Deutschland  der  Fall  war16).  Die  Aufforderung  an  diese  ,,uten- 
tes"  oder  die  Markgemeinden  zur  Ertheilung  ihrer  Zustimmung 
(assensus)  zu  dem  nunmehrigen  Herren- Wechsel  in  Form  eines 
volksgerichtlichen  Urtheils ,  die  freilich  an  sich  nicht  verweigert 
werden  konnte,  und  daher  in  Bezug  auf  das  zwischen  den  Herren 
verabredete  Geschäft  nur  die  Bedeutung  einer  gerichtlichen  Forma- 
lität, wie  heut  zu  Tage  die  gerichtliche  Protokollirung  und  gericht- 
liche Ausfertigung  eines  Vertrages  hatte,  war  aber  nach  einer  ande- 
ren Seite  hin  doch  für  diese  markgenossenschaftlichen  Dörfer  von 
grosser  Bedeutung ,  eben  weil  in  der  Aufforderung  zur  Zustimmung 
eine  Anerkennung  derselben  als  waldnutzungsberechtigt  enthalten 
war,  und  eben  hiermit  auch  ausgedrückt  und  gewiss ermassen  ver- 
bürgt war ,  dass  sie  auch  nach  dem  Herrenwechsel  in  dem  unge- 
schmälerten Genüsse  ihrer  bisherigen  Waldberechtigungen,  wie  Eichel- 
lese ,  Holzbezüge,  Weiderecht  u.  dergl.  belassen  werden  sollten. 
Wenn  aber  dabei  weitläufig  gesagt  wird,  dass  durch  ausdrückliches 
kaiserliches  Verbot  —  ,,banno  nostro  interdicente",  sog.  Wild- 
bann,  das  Jagdrecht  und  zwar  in  Bezug  auf  alle  jagdbaren  Thiere, 
vom  Bären,  Wildschwein  und  Reh  herunter  bis  zum  Eebhuhn,  also 
die  gesammte  hohe  und  niedere  Jagd,  dem  Bischof  ausschliesslich 
zugewiesen  sei,  so  war  dies  sicher  keine  Neuerung,  sondern  nur 
eine  Cession  des  Jagdrechtes,  wie  es  der  Kaiser  sich  bisher  in  diesem 
seinem  Walde  ausschliesslich  beigelegt  hatte,  an  den  Bischof  von 
Basel.  Die  ganze  Schenkung  des  Waldes  geschah  übrigens  auch 
hier,  wie  bei  allen  Schenkungen  dei  Kaiser  an  die  Kirchen  in  jener 
Zeit17)  zu  ewigem  und  vollem  freiem  Eigenthum: 
,,in  proprium  et  in  perpetuum  condonavimus". 

Die  Bestätigungsurkunde  des  Kaisers  Heinrich  III.,  welche 
hier  als  Beilage  B.  folgt,  erwähnt  ausser  der  vorgedachten  Schen- 
kungs-Urkunde des  K.  Heinrich  II.  von  1004  eine  Bestätigungs- 
Urkunde  des  K.  Conrad  IL,  des  Vaters  von  K.  Heinrich  III., 
welche  jedoch  nicht  aufgefunden  werden  konnte. 

Der  Kaiser  Heinrich  III.  erwähnt  in  seiner  Bestätigungs- 
Urkunde  von  1040,  welche  grösstentheils  die  Schenkungs-Urkunde 
des  K.  Heinrich  II.  wiederholt,  ausdrücklich,  dass  er  den  ge- 
dachten Saltus ,  die  Hard,  eingeforstet,  d.  h.  zum  sog.  Bann- 
forst erklärt  habe. 


16)  Siehe  oben  pag.  154. —  Vergl.  Kudolphi  I.  sentent.  de  jure  dominorum 
terrae  in  communitates ,  bei  Pertz,  Legg.  II.  457. 

17)  Siehe  oben  pag.  111  u.  folg. 
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„jam  prescriptum   saltum   f orestavi mus    et    banni  nostri 

,,districtu  cir cumvallavimus ' ' . 

Districtus,  d.  h.  Zwing,  erscheint  hier  als  die  Wirkung 
des  Bannes,  also  in  der  Bedeutung  des  strengen,  im  Wildbann  be- 
griffenen Verbotes  einer  Zuwiderhandlung,  was  der  allgemeine  Cha- 
rakter des  districtus  oder  Zwinges  ist ls).  Uebrigens  enthielt  diese 
Erklärung  der  Einforstung  nicht  etwa  die  Verleihung  eines 
neuen  Charakters  dieses  Waldes,  sondern  ist  nur  die  wiederholte 
Bestätigung  der  Eigenschaft  als  Bannforst,  die  ihm  schon  durch 
die  Schenkungs  -  Urkunde  des  K.  Heinrich  II.  von  1004,  wenn 
gleich  ohne  den  Gebrauch  des  Wortes  „forestare"  beigelegt  wor- 
den war,  und  die  dieser  Wald  selbstverständlich  schon  vor  dieser 
Schenkung  gehabt  hatte,  eben  weil  er  bis  dahin  dem  Kaiser  selbst 
eigentümlich  zustand. 

Beilage  A. 

Schenkungsurkunde  des  Kaisers  Heinrich  II.  an  den  Bischof  von 
Basel,  Ad  alber on,  und  seine  Nachfolger,  einen  Wald  im  Elsass, 
die  Hanl,  betreffend,  Ingelheim,  den  1.  Juli  1004. 

(Aus  einer  nur  als  Manuscript  gedruckten  Deduction.) 

,,In  nomine  sanctae  et  individuae  Trinitatis.  Heinricus ,  di- 
vina  favente  dementia,  Rex.  Decet  regalem  excellentiam  suis  fide- 
libus  modeste  postulata,  concedere.  Proinde  noverit  cunctorum  in- 
dustria ,  qualiter  nos  humiliter  et  devote  petenti  dilectissimo  nobis 
domino  Adalberoni,  Basiliensis  ecclesiae  venerabilissimo  presuli, 
dedimus  quemdam  juris  nostri  in  Alsatia  saltum,  occi- 
dentem  versum,  juxta  Renum,  in  comitatu  Uttonis  consitum.  Et 
per  hoc  regiae  majestatis  nostrae  preceptum,  asentiente  omni 
populo  ejusdem  saltus  hactenus  usumhabente,  in  pro- 
prium et  in  perpetuum  condonavimus,  eo  tenore  ut  nemo 
virorum  deinceps  potestatem  habeat,  extra  voluntatem  et  licentiam  predicti 
episcopi  et  successorum  suorum,  i  n  e o  d e  m  saltu,  de  Basilea  civitate 
deorsüm,  versum,  secüs  Renum,  usque  Ruocheim,  etdeRuocheim  usque 
ad  Rubenlew»,  et  de  Rubenlewa  tenus  Berinhusen,  et  deinde  usque  ad 
Muosteresheim,  et  de  hoc  usque  ad  Ruedinisheim,  deinde  tenus  flumen 
quod  dicitur  Hylla,  et  sie  per  limites  usque  ad  Habichesheim,  deinde 
tenüs  Blachzheim  et  sie  usque  ad  Binningen ,  ubi  aqua  Bersich  vo- 
cata,  decurrit  in  Renum,  de  genere  cervorum,  sive  capreolarum,  aut 

48)  Siehe  oben  pag.  14. 
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ursorum,  aut  aprorum,  aut  fibrorum  agitare,  nostro  banno  in- 
terdicente,  marem  seu  feminam,  vel  saltem  aviculam  inquietare 
qudfe  dicitur  Parix2),  sive  capere  presumat.  Et  ut  haec  nostrae 
concessionis  auctoritas  stabilis  et  inconvulsa  permaneat,  hanc  nostri 
precepti  paginam  inde  conscriptam  manu  propriä  roborantes ,  sigilli 
nostri  impressione  jussimus  insigniri.  Data  Kai.  Julii,  anno  Domi- 
nicae  incarnationis  MIHI,  indictione  prima;  anno  verb  domini 
Heinrici  secundi  regis  III.  Actum  Moguntiae,  in  Dei  nomine,  feli- 
citer.  Amen." 

Beilage  B. 

Bestätigungsurkunde  des  Kaisers  Heinrich  III.,  den  Haid,  die 
Hanl,  betreffend,  Ingelheim,  den  25.  April  1040. 

(Aus  einer  nur  als  Manuscript  gedruckten  Deduction.) 

,,In  nomine  sancte  et  individue  Trinitatis.  Heinricus ,  divina 
favente  dementia,  Rex.  Decet  enim  regalem  excelientiam  suis  fide- 
libus  modeste  postulata  concedere.  Proinde  omnium  Christi  nostri- 
que  fidelium  täm  presentium  quäm  et  futurorum.  noverit  industria, 
qualiter  Udalricus  sancte  Basiliensis  ecclesiae  venerabilis  episcopus, 
nostram  aggrediens  celsitudinem ,  cartas  Heinrici  regis  secundi  pa- 
trisque  nostri  Chuonradi  imperatoris  augusti,  quibus  inscriptum  est 
qualiter  ipsi  quemdam  saltum  in  Alsatiä,  juxta  Renum,  in  comitatu 
qui  pertinet  ad  locum  Ilzicha,  situm,  prelibate  Basiliensi  ecclesie 
donaverunt  et  confirmaverunt ,  secum  apportavit ,  ipsasque  cartas  a 
nostra  regali  majestate  renovaii  et  corroborrai  devote  postulavit.  At 
nos  verb  ejus  rationabili  petitioni  assensum  prebentes  easdemque 
cartas  regia  auctoritate  renovantes,  jam  prescriptum 
saltum  forestavimus  et  banni  nostri  districtu  circum- 
vallavimus,  eo  tenore,  üt  nemo  virorum  deinceps  potestatem  ha- 
beat  exträ  voluntatem  et  licentiam  predicti  episcopi  et  successorum 
suorum,  in  eodem  saltu,  de  Basilea  civitate  deorsüm  versüs  se- 
cus  Renum  usque  Ruocheim,  et  de  Ruocheim,  usque  ad  Rubenlewa, 
et  de  Rubenlewa  tenüs  Berinhusen,  et  exinde  usque  ad  Muosteres- 
heim,  et  de  hoc  usque  ad  Ruedinisheim,  deinde  tenüs  flumen  quod 
dicitur  Hilla,  et  sie  per  limites  uspue  Habuchinisheim,  deinde  tenüs 
Blatzheim,  et  sie  usque  ad  Binningen  ubi  aqua  Bersich  vocata  decurrit 
in  Renum,  de  genere  cervorum,  sive  caprarum,  aut  aprorum,  aut 
ursorum,  aut  fibrorum  agitare,  nostro  banno  interdicente,  marem  seu 

*)  fibri:  d.  h.  Biber. 

5)  Parix;  frz.  perdrix,  lat.  perdix;  Rebhuhn. 
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feminam,  vel  saltem  aviculam  inquietare,  que  dicitur  Parix  seu  ca- 
pere  presumat.  Et  ut  haec  nostrae  confirmationis  auctoritas  stabilis 
et  inconvulsa  permaneat,  hanc  nostri  precepti  paginam  inde  fcon- 
scriptam  manu  propriä  roborantes,  sigilli  nostri  impressione  jussi- 
mus  insigniri.  Data  YII  Kai.  Maii,  indictione  VIII.  Anno  domi- 
nice  incarnationis  MXL.  Anno  autem  domini  Heinrici  tertii  ordi- 
natione  XIII,  regni  verb  V.    Actum  Ingelenheim  feliciter.  Amen''. 


XII. 

Ueber  die  dienende  Stellung  des  ritterlichen  Adels  zu 
dem  Herrenstande1). 

Es  ist  bereits  in  der  Erörterung  über  die  Erwerbung  von 
Dinghöfen  als  Ritterlehen  und  deren  Einfluss  auf  das  dynastische 
Standesverhältniss  hervorgehoben  worden,  dass  die  charakteristische 
Standesunterscheidung  des  ritterlichen  Adels  zu  dem  Herrenstande 
ihren  Ursprung  in  der  theils  vasallitischen ,  theils  ministeriellen 
Dienstverpflichtung  hat,  in  welcher  die  Männer  von  Ritters- 
art  längst  schon  vor  dem  XIII.  Jahrhundert  zu  Familien  des  Her- 
renstandes getreten  und  somit  deren  (edle)  Knechte  geworden 
waren.  Weniger  Beachtung  hat  es  im  Allgemeinen  gefunden,  dass 
dieser  Charakter  des  ritterlichen  Dieners  sich  auch  mitunter 
in  rein  Conventionellen  Formen  darstellt,  d.  h.  dass  das  ritterliche 
Dienstverhältniss  mitunter  sogar  sich  nur  auf  einem  reinen ,  nur 
für  eine  gewisse  Zeit  geschlossenen  Dienstvertrag  stützt,  wo- 
durch ritterliche  Leute  in  das  Verhältniss  eines  besoldeten  rei- 
sigen Dieners  eines  edlen  Herrn  oder  Grafen  u.  s.  w.  eintraten. 

Sehr  bezeichnend  für  die  Verhältnisse  dieser  Art  ist  eine  Ur- 
kunde, welche  Hansselmann,  in  seinem  Werke  über  die  Lan- 
deshoheit des  Hauses  Hohenlohe la)  Bl.  I.  p.  110  bekannt  ge- 
macht hat.  Es  ist  dies  ein  Vertrag,  welchen  die  Grafen  A lbrecht 
und  Georg  von  Hohenlohe  mit  Christoph  von  Stetten, 
einem  Mitgliede  eines  Hauses,  das  zu  ihren  Lehensleuten  gehörte 2), 
im  Jahre  1506  dahin  abschlössen: 


*)  Erörterung  zu  pag.  86. 

la)  Ch.  E.  Hans  seimann,  Diplomat.  Beweis,  dass  dem  Hause  Hohenlohe 

die  Landeshoheit  etc.  zugekommen.    Nürnberg  1751. 
2)  Eben  das.  p.  528.  529,  600. 
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„Und  uff  das  alles,  so  haben  wir  obgemeldt,  Grave  Albrecht  und 
„Grave  Georg  von  Hohenlohe,  Gebrüdere,  den  obgedachten  Cri- 

„stoffel  von  Stetten  zu  unnserm  Diener  uffgenommen  

„das  er  Uns  mit  seiner  aigen  Rayssigen  habe3)  in  Unserm 
„Costen  und  unser  einem,  welicher  unter  Unns  Innen  gebrauchen, 
„mit  einem  Pferde  oder  zweyen,  wie  Unns  das  geliebet, 
„oder  einer  yeden  Zeyt,  gefellig  seyn  würdet,  dienen,  und  soll, 
„als  ein  reyssig  Mensch4),  sein  Harn  asch  füren,  uns  willig, 
„getrewe  und  gehorsame  sein  —  —  als  ein  erberer  Diener 
„seinem  Herrn  schuldig  ist,  zu  thun  und  umb  sollichen  seinen 
„Dinste  sollen  und  wollen  wir  Ime  geben,  Futter,  Male5), 
„Nagel,  eyssenü)  und  Ine  in  Unserm  Costen  versehen,  als 
„andere  Unsere  edel  Diener,  Ime  auch  Kleidung  geben,  — 
„ —  —  doch,  so  soll  Cristoffel  von  Stetten  in  seinem  Dienste 
„nit  schuldig  sein  wider  seine  Vettern  des  Namens  und  Stam- 
„mes  von  Stetten,  Uns  zu  dienen"  etc. 

Christoph  von  Stetten  verpflichtete  sich  also  hier  den 
Grafen  von  Hohenlohe  als  ein  ritterlicher  Kriegsmann  zu  dienen, 
und  erhielt  dafür  die  Versicherung,  wie  die  anderen  „edel  Die- 
ner" gehalten  zu  werden,  eine  Bezeichnung,  die  dem  uralten,  alt- 
bayerischen Adelschalk  7)  und  dem  mittelalterlichen  Edel- 
knecht entspricht  und  noch  j etzt  in  dem  sogen.  Edelknaben 
(Pagen)  fortklingt.  Es  zeigt  diese  Urkunde  sehr  schön,  wie  solche 
Diener  gehalten  wurden  und  welches  somit  ihre  Stellung  zu  ihrem 
Herrn  war.  Zu  bedauern  ist,  dass  Hansselmann  diese  Urkunde 
nicht  vollständig,  sondern  nur  in  dem  vorstehenden  Auszuge  gege- 
ben hat.  Indessen  wird  dieser  Mangel  durch  zwei  andere  nicht 
minder  charakteristische  Urkunden  ähnlichen  Inhalts  ersetzt,  und 
kann  hieraus  das  Fehlende  wenigstens  annäherungsweise  ergänzt 
werden.  Die  eine  dieser  Urkunden8)  ist  eine  eidliche  Verschrei- 
bung  Jörgens  von  Seideneck  v.  1444  gegen  den  Grafen  Crafft 
von  Hohenlohe,  welcher  den  Ersteren  wegen  einiger  Missethaten 
hatte  gefangen  setzen  lassen,  ihn  aber  zuletzt  wieder  zu  Gnaden 
annahm.    Jörg  von  Seideneck  verpflichtete  sich  hier  nicht  nur  zum 


3)  Eaissige  Habe:  d.  h.  reissiger  Zeug,  Eüstung  zum  Kitterdienst. 

4)  Keyssig  Mensch:  d.  h.  Mann ,  der  Keiter-  oder  Kitterdienst  thut. 

5)  Male:  d.  h.  Mahlzeit,  Essen;  Zehrung. 

6)  Eyssen:  d.  h.  Hufeisen. 

7)  Vergl.  über  Adelschalk  meine  deut.  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  p.  273. 

8)  Bei  Hansselmann,  1.  c.  Bd.  I.  p.  505.  506.  Nr.  CLXXXII. 
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Schadenersatz  an  gewisse  von  ihm  widerrechtlich  gefangen  gesetzte 
Personen,  sondern  er  leistete  auch  die  gewöhnliche  Urfehde,  das 
erduldete  Gefängniss  nicht  an  dem  Grafen  und  dessen  Leuten 
„ahnden,  effera  oder  rächen  zu  wollen",  und  trug  zur  Sühne  dem 
Grafen  ein  Manlehen  aus  seinem  eigenen  Gut  (Allod)  im  Werthe 
von  200  Gulden  auf;  also  ein  sog.  Straflehen  oder  feudum  poenae. 
,,Dartzuu  —  heisst  es  sodann  weiter9)  — 

„so  soll  und  will  ich  auch  uff  myn  obgenant  gesworn  eydt  des 
„vorgen.  myns  gnedigen  Herrn  und  siner  erben  diener  sin  diese 
,,nechstkünfftigen  druw  (drei)  Jare  ...  und  sinen  gnaden  oder 
„synen  erben  dieselben  Jarzal  us,  wann  und  zu  welcher  zyt  sie 
„...  des  an  mich  gesynnen,  mit  zweyen  Pferden  wol  ge- 
,,rust  gew arten  und  ...  dienen,  alls  ein  getruwer  diener  sinem 
,, Herrn  billich  tun  sol;  doch  wann  ich  also  In  siner  gnaden 
„oder  siner  erben  dienst  und  geschickt  bin,  so  sol  sin  gnade  mir 
,,futer  und  male,  nagel  und  ysen  geben  und  für  redlichen 
„ungeverlichen  schaden  steen,  alls  andern  den  sinen  on 
„geuerde." 

Die  andere'  Urkunde10)  ist  eine  Verschreibung  Martins  von 
Adelsheim  gegen  die  Grafen  Crafft  und  Albrecht  v.  Hohen- 
lohe vom  Jahre  1468,  worin  derselbe,  ohne  dass  irgend  eine  dazu 
drängende  Veranlassung  erkennbar  wäre,  bekennt,  dass  er  der  ge- 
dachten Herren  Diener  worden  sei  auf  die  nächsten  drei  Jahre: 
,,also  das  ich  iren  Gnaden  die  gemelten  drewe  iare  aus  ganz  in 
„mynem  Costen  mit  fünff  oder  sechs  Pferden  gewartten, 
„getreulich  dienen  und  wider  aller  meniclichen  getrewe  Hilff  und 
„bystant  tun  sol  und  wil,  so  offt  ich  des  von  irer  beyder  gnaden 
„oder  ir  einem  schrifftlich  oder  müntlich  erfordert  und  ersucht 
„würde,  und  alles  das  zu  tun  und  ine  verpflicht  sein,  das  ein 
„getreuer  Diener  seinem  Herrn  von  Hechts  und  Gewonheit 
„wegen  Schuldig  und  pflichttig  ist  ...  und  vmb  solchen  meinen 
„dinst  han  mir  die  genantten  mein  gnedige  Herrn  fünffzig 
„Gülden  zu  rechtem  Jar-solde,  vnd  anders  nach  lawtt 
„ires  briues  darüber  sagende  zu  geben  versprochen"  etc. 

Hier  tritt  also  sogar  eine  förmliche  Geldbesoldung  des  rit- 
terlichen Dieners  hervor.  Unter  dem  dabei  erwähnten  „anderen", 
welches  die  Grafen  dazu  dem  Martin  von  Adelsheim  ver- 
sprochen,  ist  unverkennbar  dasselbe  gemeint,  was  in  den  beiden 


9)  Eben  das.  p.  507. 
*°)  Eben  das.  pag.  517.  Nr.  CXCl. 
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vorgedachten  Urkunden  von  1506  und  1444  ihren  ,, edlen  Dienern" 
zuzusichern  pflegten  —  nämlich  Futter  und  Mahl,  Nägel  und  (Huf-) 
Eisen,  etwa  auch,  wie  nach  der  Urkunde  von  1506,  die  Klei- 
dung, die  von  dieser  Verabreichung  oder  Lieferung  (franz.  livrer) 
durch  den  Herrn  noch  jetzt  ,, Livree"11)  genannte  Dienertracht. 
Aus  einem  Vertrage  der  Brüder,  Grafen  Gottfried  und  Conrad 
von  Hohenlohe  von  1290 12)  ersieht  man,  dass  es  damals  schon 
Sitte  in  dem  Hause  Hohenlohe  war,  ihre  ritterlichen  Diener  (homi- 
nes  qui  sunt  militaris  conditionis")13)  oder  ,,  s  ocios  "  14),  deren 
jeder  Bruder  in  Deutschland,  d.  h.  abgesehen  von  den  Römerzügen, 
nur  neun  haben  sollte  (,,ipse  sit  decimus")  gleich  zu  kleiden: 

,,quibus  omnibus  dentur  vestes  aequales", 
so  dass  also  schon  im  XIII.  Jahrhundert  eine  Art  von  Uniform  der 
ritterlichen  Diener  vorkam.  Da  es  die  hohenlohischen  Brüder  für 
nöthig  fanden,  besonders  zu  verabreden,  dass  keine  zu  theueren 
Kleider  angeschafft  werden  sollen  und  bei  Meinungsverschiedenheit 
die  Meinung  desjenigen,  der  weniger  Aufwand  zu  machen  beabsich- 
tigt, vorgehen  solle,  so  lässt  sich  schliessen,  dass  schon  in  dem 
XIII.  Jahrhundert  wohl  an  manchen  Höfen  mit  der  Kleidung  der 
ritterlichen  Diener  oder  Edelknechte  ein  grosser  Luxus  getrieben 
wurde.  Dies  ergibt  sich  auch  aus  anderen  Zeugnissen  des  Mittel- 
alters; so  berichtet  z.  B.  Michael  de  Leone  ad  a.  1266  15),  dass 
der  Graf  von  Henneberg  mit  sich  führte : 

,,comitivam  (ein  Gefolge)  50  militum  in  una  veste  cum  va- 
„rio  (d.  h.  gleich  gekleidet  mit  farbiger  Verbrämung)  et  gal- 
,,lina  (das  hennebergische  Wappen  J  desuper  prisco  more 
„contexta". 

Die  vorgedachte  hohenlohische  Urkunde  von  1506  für  den 
Christoph  von  Stetten,  so  wie  der  gräfliche  Brief ,  auf  wel- 
chen die  Verschreibung  des  Martin  von  Adelsheim  von  1468 
Bezug  nimmt,  stellen  sich  als  eine  Art  von  Anstellungsdecre- 
ten  dar,  die  der  Herr  seinen  vertragsmässig  angenommenen  ritter- 
lichen Dienern  ausfertigen  Hess,  wogegen  sodann  diese  Letzteren 
einen  Bevers  als  schriftliches  Anerkenntniss  der  übernommenen 
Dienstpflicht  auszustellen  hatten. 

11)  Livree:  Urk.  v.  1617:  „lieberey";  Siebenkees:  Material,  z.  nürn- 
berg.  Gesch.  Bd.  IV.  p.  538. 

12)  Hansselmann,  1.  c.  Nr.  XXL  p.  396.  397. 
43)  Ebendas.  p.  397.  lin.  7.  8. 

14)  Ebendas.  p.  397.  lin.  23. 

45)  Böhmer,  fontes  rer.  Germ.  I.  p.  407. 
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XIII. 

Der  adelige  Obermeier  und  Freivogt  und  der  unadelige 
Untermeier  und  der  Hofrichter1). 

Wo  die  Dinghöfe  von  grossem  Umfange  waren,  findet  man 
mitunter  zwei  Meier,  einen  Obermeier  und  einen  Untermeier,  oder 
Oberschultheissen  und  Unterschultheissen  erwähnt.  So  z.  B.  in 
dem  Weisthum  von  Hengweiler  von  1584  la).  Der  Obermeie"r  er- 
scheint als  ein  unmittelbarer  Stellvertreter,  alter  ego,  des  Herrn, 
oder  vicedominus,  der  „in  Abwesenheit"  desselben,  wie  das 
angeführte  hengweiler  Weisthum  zeigt,  an  dessen  Statt  die  Verord- 
nungen erlässt,  die  von  dem  Dinghofherrn  auszugehen  haben.  Der 
Obermeier  oder  Oberschultheiss  ist  daher  im  Wesentlichen  dasselbe, 
was  der  Vogt,  advocatus,  ist,  welcher  auf  Anrufen  des  Meiers 
zu  erscheinen  hat,  um  ihn  zu  unterstützen  oder  das  Blutgericht  auf 
dem  Dinghofe  zu  halten2).  Der  Untermeier  dagegen  hat  die  Func- 
tionen, welche  insgemein  dem  Meier  obliegen.  Nach  dem  heng- 
weiler Weisthum  c.  2  ernennt  der  Dinghofsherr  nicht  blos  wie  sich 
von  selbst  versteht,  den  Obermeier,  sondern  auch  den  Untermeier, 
ja  sogar  auch  die  Schöffen,  wenn  eine  dieser  Personen  mit  Tod 
abgeht,  aus  den  gemeinen  Hubern.  Nach  anderen  Weisthümern 
ernennt  der  Dinghofsherr  den  Obermeier,  den  Untermeier  erwählen 
die  Huber  aus  ihrer  Mitte;  dabei  ist  mitunter  ausdrücklich  vorge- 
schrieben, dass  kein  Herr  von  Adel  zum  Obermeier  ernannt  werden 
darf;  dass  kein  Adeliger  Untermeier  sein  konnte,  verstand  sich  von 
selbst.  Doch  wurde  die  erstere  Vorschrift  häufig  nicht  beachtet. 
So  sagt  z.  B.  das  Weisthum  von  Hüningen3): 

„Ein  thumprobst  sol  ein  Obermeier  setzen,  der  nit  edel  sie, 
,,und  der  sol  inwendig  etters4)  ze  Huningen  gesessen  sin.  Doch 
„hab  er5)  nie  keinen  vn edlen  gesehen,  noch  daselbs  hus- 
che blich6)  inwendig  etters  sitzen.    Item  so  sond7)  die  zwelf 


*)  Erörterung  zu  pag.  78  u.  pag.  146. 
la)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  745. 
*)  Siehe  oben  p.  78.  82.  149. 

3)  J.  Grimm,  Weisth.  I.  652.  lin.  14. 

4)  Etter,  Itter  =  Zaun. 

5)  er:  d.  h.  der  vernommene  Zeuge. 

6)  husheblich  =  häuslich,  Haushalt  habend. 

7)  sond  —  sollen. 
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,, huber  und  die  gemeind  erkiesen  under  den  hubern  ein  under- 
meiger,  der  zu  gericht  sitzt". 

Die  bestimmte  Angabe  des  Zeugen ,  dass  er  nie  einen  unedlen 
(unadeligen)  Obermeier  gesehen,  noch  auch  der  adelige  Obermeier 
jemals  seinen  Wohnsitz  binnen  Etters,  d.  h.  auf  dem  Gute  gehabt 
habe,  bestätigt  die  oben  ausgesprochene  Ansicht,  dass  der  Obermeier 
im  Wesen  dasselbe  wie  der  Vogt  oder  advocatus  sei. 

Die  Sitte  der  Bischöfe  und  Prälaten,  bei  grossen  Dinghöfen 
den  Obermeier  oder  Oberschultheissen  oder  Vogt,  advocatus,  aus 
dem  Adel  und  zwar  aus  dem  eigentlichen  Herrenstande  zu  nehmen, 
wovon  bereits  oben s)  Beispiele  angeführt  worden  sind ,  bezeugt 
auch  Petrus  ab  Andlo !))  aus  dem  XV.  Jahrhundert.  Er  nennt 
namentlich  vier  Familien  im  Elsass  als  vicedomini  heredita- 
rii  illustris  Argentinensis  ecclesiae,  die  Herren  von 
Andlau,  die  von  Hohenstein,  die  von  Treger  und  die  von 
Landsberg,  welche  letztere  als  die  Vorgänger  der  Herren  von 
Böcklin  von  Böcklinsau  in  der  Dinghofserneuerung  von  Ebersheim 
von  1612  aufgeführt  werden10),  ohne  damit  die  Aufzählung  er- 
schöpfen zu  wollen11),  und  charakterisirt  sie  als  „valvassor es 
sive  minores  capitanei",  d.  h.  kleinere  Herren  des  eigent- 
lichen Dynastenstandes,  ,,simplicem  militiam  transcenden- 
tes",  d.  h.  die  einem  höheren  Stande,  als  dem  einfachen  Kitter- 
stande angehören:  ,,qui  etiam  plures  minoris  militiae-  feudali  jure 
vasallos  habent,  iureque  proprio  in  praeliis  suo  panderio  militare 
possunt",  d.  h.  die  selbst  ritterliche  Vasallen  haben,  welchen  Um- 
stand der  Schwabenspiegel  als  das  besondere  Kennzeichen  des 
hohen  Herrenstandes  angibt l2)  ;  ebenso  liegt  in  der  Erwähnung  des 
panderium,  d.  h.  des  eigenen  Banners ,  unverkennbar  eine  Hinwei- 
sung auf  ihre  Eigenschaft  als  sog.  Bannerherren,  welche  abge- 
sehen von  besonderen  kaiserlichen  Begnadigungen  und  Titelverlei- 
hungen nur  Angehörigen  des  Dynastenstandes  zukam13).  Ein 
neueres  Zeugniss  für  die  Fortdauer   der  Sitte  aus  den  Dynasten- 


8)  Siehe  z.  B.  oben  pag.  78,  der  Herzog  von  Schwaben. 

9)  De  statu  imp.  germ.  II.  12. 

10)  Siehe  oben  pag.  249. 

11)  Petrus  ab  Andlo  1.  c. :  „et  his  similes". 

12)  Schwabensp.  (v.  Lassb.):  Vorrede  h.  ,,  S  emp  er  vri  e  n  (höchstfreie) 
daz  sint  die  vrien  herren,  als  fursten,  und  die  ander  vrien  ze  man  ha- 
bent". —  Vergl.  meine  deut.  Eechtsgesch.  3.  Aufl.  p.  311  flg. 

,3)  Vergl.  über  die  Bannerherrenwürde:  Bunde,  Grunds,  des  gem. 
deut.  Priv.-Eechts.  Göttingen  1829.  §.  350  u.  die  das?  angef.  Schriften. 
Zöpfl,  Alterthümer.  I.  22 
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geschlechtern  die  Vicedome,  Oberschultheissen  oder  Obermeier  für 
die  kirchlichen  Besitzungen  zu  nehmen,  gibt  die  nachstehende 
Urkunde  vom  2.  October  1677  (Anl.  A.),  welche  aus  dem  Freiherr- 
lich von  Böcklin'schen  Archive  entnommen  ist  und  hier  zum  ersten 
Male  im  Druck  erscheint.  Zu  einem  weiteren  Belege  sind  hieran 
noch  zwei  andere  bisher  ungedruckte  Urkunden  von  1508  und  1560 
aus  demselben  Archive  (Anl.  B.  und  C.)  angereiht,  woraus  sich 
abermals  bestätigt,  dass  die  Prälaten  auch  die  Hofrichter  als  Vor- 
sitzende in  ihren  hohen  Gerichten  (Hochgerichten)  aus  dem  Herren- 
stande wählten,  und  durch  Verleihung  eigentlicher  Mannlehen  zur 
Uebernahme  dieser  Function  bestimmten. 

Ein  anderes  nicht  zu  übersehendes  Moment  ist  die  häufige  Be- 
zeichnung des  Vogtes  in  den  Weisthümern  der  Dinghöfe,  die  sich 
in  geistlicher  Hand  befanden,  als  der  freie  (frige,  vrige) 
„Vogt"  oder  der  „Freivogt";  so  z.  B.  im  Weisthum  von 
Bruschwickersheim  14) ,  Ebersheimmünster15),  Gress- 
weiler10)  u.  s.  w.  Dieser  Ausdruck  entspricht  auf  das  Genaueste 
der  Bezeichnung  der  Dynasten  in  den  Rechtsbüchern  als  vrie, 
freie  Herren,  und  ist  unverkennbar  absichtlich  gewählt,  um  den 
freien  Herrenstand  des  Vogtes  zu  bezeichnen.  Der  entspre- 
chende lateinische  Ausdruck  „advocatus  francus"  lässt  sich 
schon  in  der  karolingischen  Zeit  nachweisen,  z.  B.  in  dem  Edicte 
K.  Karl's  II.  von  861  17),  und  bezeichnet  in  dieser  Stelle  sogar 
den  dynastischen  Grundherrn  selbst  in  seiner  Eigenschaft  als 
Schutz-  und  Schirmherr  seiner  Untersassen. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Untermeier  ist  der  Unter- 
vogt, subadvocatus,  welchen  die  dem  Herrenstande  entspros- 
senen Vögte  häufig  als  Stellvertreter  aus  der  Zahl  ihrer  ritterlichen 
Dienstleute  zu  ernennen  pflegten.  Solche  Untervögte  wurden  sehr 
ungern  von  den  Bischöfen  oder  Prälaten  gesehen ;  sie  erwirkten 
daher  oft  in  ihren  kaiserlichen  Privilegien  einen  besonderen  Zu- 
satz, wodurch  ihrem  Vogte  zur  Pflicht  gemacht  wurde,  sein  Amt  in 
Person  auszuüben,  namentlich  die  jährlichen  Gerichtstage  (placita, 
Dinge,  Jahrdinge)  selbst  abzuhalten,  mit  dem  ausdrücklichen  Ver- 
bote, sich  durch  einen  Untervogt  vertreten  zu  lassen.     So  z.  B. 


t4)  Bruschwickersheim:  J.  Grimm,  Weisth.  L  713.  lin.  35. 

15)  Ehersheimmünster:  ebenda s.  I.  072.  lin.  29. 

46)  Gressweiler:  eben  das.  I.  704.  lin.  25. 

»')  Pertz,  Legg.  I.  4*77.  lin.  35,  vergl.  mit  lin.  29  ibid. 
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verfügte  K.  Heinrich  IT.  in  der  Urkunde  über  die  Schenkung 
der  Abtei  Teggingen  an  die  bischöfliche  Kirche  zu  Bamberg18): 

,,advocatiam  . . .  ut  advocatus  per  semet  ipsuin  eam  sine  subadvo- 

,,cato  administret". 

Hiervon  ist  auch  die  Verordnung  in  dem  Edictum  des  Königs 
Otto  T.  a.  967  c.  8  19)  zu  verstehen: 

„Laicorum  vero  nullum  praeter  comites  in  solis  ecclesiasticis  re- 

,,bus  (lies :  in  rebus  soli  ecclesiasticis) 20)    advocatorem  habere 

,, nullum  praesumant", 
d.  h.  ausser  den  Grafen  soll  sich  kein  Laie  (der  nämlich  Vogt  einer 
Kirche  ist)  unterstehen,  einen  Untervogt  (advocator)    statt  seiner 
aufzustellen. 

Anlage  A. 

L  ehnbrief. 

Ilaria  Symburg  Böcklin  von  Böcklinsau,  Aebtissin  des  Stiftes  S.  Stephau 
zu  Strassburg,  belehnt  ihren  Vetter  Jacob  Christoph  Böcklin  von  Böck- 
linsau, Stättemeister  zu  Strassburg,  mit  dem  Oberschultheissenamt 
in  ihrer  Stadt  Wangen  und  ihrem  freien  Dinghof. 

Bisher  ungedruckte  Urkunde  auf  Pergament  geschrieben, 
(a.  1677.  Octob.  2.) 

Von  Gottes  Gnaden  Wir  Maria  Symburg  Böcklin  von  Böck- 
linsau  Ebtissin  der  StifFt  St.  Stephan  in  Strassburg  samb  Unserm 
Capitul  bekennen  hiemit  disem  BriefF  dass  Wir  auss  sondern  Gnaden 
dem  Edlen  vndt  Vesten  Jacob  ChristofF  Bocklm  von  Böcklinsau  Stätt- 
meistern ernanter  Statt  Strassburg  vnserm  Vettern  gegönnet  vndt  zu 
einem  Lehen  als  von  altters  hero  kommen  ist  nach  laut  Ynser  Frey- 
heits  Brieffe  auffgetragen  vndt  verlyhen  haben,  das  Ober  Schult- 
heisen  Ambt  in  Vnsserer  Statt  Wangen  in  Vnserm  Freyen  Dingk- 
hoff,  welches  Ober  Schultheissen  Kmbt  der  genante  Jacob  Christoph 
Böcklin  von  Böcklinsau  von  vnss  zu  Lehen  empfangen  hat  auch  vnss 


«8)  Mon.  Boic.  Bd.  XXVIII.  Thl.  I.  p.  461.  Nr.  CCLXXXVIIL 

19)  Pertz,  Legg.  Tom.  II.  p.  33. 

20)  So  ist  die  sonst  sinnlose  Stelle  nach  dem  Vorbild  von  II.  Feud.  1.  §.  1. 
herzustellen.  Res  soli  wird  hier  gleichbedeutend  für  Immobilien  gebraucht.  Res 
soli  ecclesiasticae  sind  die  kirchlichen  Grundbesitzungen,  die  Dinghöfe  der 
Kirchen. 

22* 
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vndt  vnsserm  Stifft  darum  gehuldet,  gelobt  vndt  einen  leiblichen 
Eyd  zu  Gott  geschworen,  vnss  vnsserm  Stifft  vndt  Capitul  getreu 
vndt  holdt  zu  sein,  vnssern  JNutz  vndt  Frommen  zu  werben  vndt 
Schaden  fürzukommen,  Vnsers  Hoffs  vndt  der  Statt  Wangen  Frey- 
heitten  Privilegien  Gericht  vndt  Recht  mit  allen  guhten  Gewohn- 
heiten in  obacht  zu  nemen,  darzu  vnsserm  Schaffner,  vndt  dem 
Vnderschultheissen ,  in  Einnehmung  vnserer  Gefäll,  auch  allen  Bur- 
gern vndt  Einwohnern,  vf  Ihr  begehren  vndt  anrueffen  in  allen 
billichen  vndt  zimlichen  Sachen,  ohn  alles  ahnsehen  der  Persohnen, 
oder  einiges  geniesses,  getreuen  Beystand  zuthun  helffen,  handt  zu- 
haben, vndt  wider  allen  vnbilligen  Gewalt  zuschützen  vndt  zuschir- 
men,  nach  seinem  besten  Vermögen  ohne  vnsers  (vermuthlich  „Mit- 
wissen") mit  vnssern  Burgern  sich  in  keine  sonders  wichtige  Hand- 
lungen einzulassen,  dabeneben  auch  disses  seines  tragenden  Ambts 
halben,  vnss,  vnsserm  Stifft  vndt  Kapitul  —  —  —  ferfallenden  ge- 
bührlichen Sachen  mit  Hülff  vndt  Recht  treülich  zu  erscheinen,  solche 
an  orth  vndt  enden,  da  es  Vonnöthen  sein  würdt  zu  werben  fürzu- 
bringen vndt  zum  besten  helffen  Vorrechten  (verrichten),  jedoch  in  der 
Zeit  mit  des  Stiffts  Kosten,  wie  es  sich  ohne  das  gebührt,  vndt  ferner 
alles  dassjenige  zuleisten,  so  ein  Lehenmann  seinem  Herrn  solcher 
Lehens  wegen  von  recht  vndt  Billichkeit  zuthun  schuldig  ist,  In 
massen  solches  des  Ober  Schultheissen  Ordnung,  vndt  sein  vberge- 
beges  Revers,  so  wir  hinder  vnss  haben  mit  mehreren!  aussweiset. 
Für  solche  seine  treüe  Dienste,  so  Er  vnss  vndt  vnsserm  Stifft 
künfftig  erweisen  kann  vndt  solle,  haben  wir  gedachtem  Vnsserm 
Ober  Schultheissen,  so  lang  Er  in  solchem  Ambt  sein,  vndt  dassel- 
bige  in  eygener  Persohn  würdt  versehen  können,  jährlich  Selbsten 
von  den  Gült  Leüthen  zuempfangen  einzunehmen  vndt  zugemessen 
assignirt  Zwanzig  Fertl  Halb  Weitzen  vndt  Rocken  Gültten  gleiches 
mess  vf  Jacob  Rosten  vndt  Wolff  Fritschen  et  Consorten  zu  Mim- 
dolsheim.  Item  den  halben  Theil  ahn  fallenden  Felttfreveln  l)  zu 
Wangen,  Sodann  auch  Ein  Fuder  Wangenheimer  weissen  Weins 
jedoch  mit  dem  reservat  wo  fern  etwa  Kriegel 2)  Hagel  Miss  wachs 
oder  anderer  Vnfall  vndt  mercklicher  Schaden  (welches  Gott  in 
gnaden  verhüllten  wolle)  sich  zutrüge,  dass  Er  entweder  die  Früchte, 
nicht  erlangen,  auch  wir  das  ermelte  Fuder  Wein  nicht  Kiffern 
könten,  wir  Ihme  oder  seinen  Erben  nachzutragen  mitt  (nit)  wollen 
verbunden  sein.    Wir  haben  vnss  hierinnen  auch  ausstrucklich  vor- 


»)  Feldfrevel. 

2)  Kriegel  —  Krieg;  Kriegsläufte. 
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behalten  vndt  wollen,  dass  einem  jeden  Theil  freystehen  solle,  solche 
Bestallung,  dem  andern  auff:  oder  abzukünden,  ie  nach  deme  es 
eines  ieden  theils  notturfft  vndt  gelegenheit  erfordern  würdt.  Dess- 
gleichen  wann  der  obgedachte  Jacob  Christoph  Bockel  von  Böck- 
linsau  vnsser  Oberschultheiss  Göttlichem  Willen  nach  (welches 
deselbigen  gnaden  handt  lang  verhüeten  wolle)  von  disser  Welt 
scheiden  solte,  dass  solches  Ambt  vndt  Lehen,  vnss  oder  vnsseren 
Nachkommen  ahm  Stifft,  widerumb  frey  heimbfallen  solle,  wie  von 
alters  hero  gewohnheit  ist.  Vndt  dessen  zu  Wahrer  Vrkundt  haben 
wir  vnsser  Abtey  Insiegel,  ahn  dissen  BriefF  henken  lassen,  der 
geben  vf  Dienstag  den  zweyten  Monatstag  Octobris,  alss  man  zahlte 
Nach  Christi  Jesu  vnsers  Herrn  vndt  Seligmachers  geburth,  Sech- 
zehenhundert Sibenzig  vndt  Siben. 

(L.  S.) 

Anlage  B. 

Auszug  aus  dem  ungedruckten  Lehnbrief  des  Abts  zu  Ebersheimmünster 

vom  Jahr  1508. 

Wir  Laurentius  von  gottlicher  verheysung  Abt  vnd  der  Conuent 
gemeinlich  des  Klosters  Ebersheymvnster  Sanct  Benedictens  orden, 
Strassburger  bystums  Thund  kund  meniklichen  mitt  disem  brieff 
fvr  vns  vnd  vnsere  nochkomen  das  wir  mitt  gutter  vorbetrachtung 
vnd  Hellicklichem  gemytte  vnser  aller  verluhen  haben  vnd  ouch 
könnt  verlyhen  Inn  vnd  mit  krafft  diss  brieffs  dennen  Edlen  vesten 
Glad  Böcklin  vnd  Claus  Böcklin  bede  löpliche  gebryder  ynen  vnd 
allen  iren  lehenserben  vm  Ire  getruwe  Dienst  So  sy  bede  vns  vnd 
vnsrem  gotzhuss  byshar  gethan  vnd  Hynfur  mer  Mögen  sollend,  vnd 
wollend  thun,  die  zwey  mannlehen  Nemlichen  das  ein  zu  wittes- 
heim1)  und  das  ander  zu  Schwabshey m  mit  aller  Irer  beder 
zugehord  vnd  gerechttkeite  wie  sy  dann  dieselben  zwey  mannlehen 
vormals  Herr  Caspar  Böcklin  selig  Ir  beder  Herr  vnd  vatter  ge- 
nossen vnd  getragen  hat ,  dorum  also  die  vorgemelten  vesten  Clad 
Böcklin  vnd  Claus  Böcklin  gebryder  vnsere  besunden  lieben  vnd 
getruwen  vns  vorgenantten  Herren  Lorentzen  Abbt  vnd  vnsrem 
gotzhuss  Ebersheymmynster  gelobt  vnd  geschworen  Haben  an  Rech- 
ter eyd  Statt  vns  vnd  vnsrem  gotzhuss  truw  vnd  Hold  zu  Sin 
vnsren  fromen  vnd  nutz  zu  fordern  vnd  schaden  zu  wenden  vnd 
alles  das  wie  dann  ein  jetlichr  Lehenmann  Synem  lehnsherren  eyde 


*)  Bezirk  Schlettstadt,  898  Einwohner, 
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halben  verpflicht  Sin  soll  getruwlich  noch  (nach)  Syner  besten  verstent- 
niss,  Ouch  zu  wolcher  Zitt  wir  obgemelter  Laurentius  Abbt  oder 
vnser  nachkomen  die  vorgemeltten  vnsere  lieben  getruwen  Glad 
Bocklin  vnd  Claus  Bocklin  bede  gebryder,  Manettent2)  vff  vnser 
pfalz  zu  eb ersheymynster  zu  dem  Hochgericht  vnd  dann 
solche  manung  geschieht,  Als  dann  wir  denn  selbren  beden  vnsreu 
lieben  getruwen  In  krafft  diser  lehenpfLicht  wohl  getruwen  gehor- 
samklichen  erschynen  sollen  doch  vssgenome  als  not  vnd  der  Herren 
wo  sich  solcher  fyegte  alles  ungeuarlich  (ungefährlich)  etc. 

Anlage  C. 

Auszug  aus  dem  ungedruckten  Ebersheimmünsterschen  Lehnbrief  vom 

Jahr  1560. 

"Wir  Mathias  von  Gottes  gnaden  Abbt  des  Gotteshauses  Eberss- 
heimmünster  etc. 

,,so  hat  genanter  Wendling  Bocklin  von  Böcklinsauwe  Einen 
leiplichen  Eyde  zu  Gott  vnd  uns  die  heiligen  geschworen,  vnns 
vnd  vnserem  Gotshauss  getruw  vnnd  holde  zu  seinn,  vnsseren  scha- 
den zu  warnen,  nutz,  frommen  vnd  bestes  zufürderen,  vnsser  Hoch- 
gericht so  er  gemanet  (wird),  helffenbesitzenn1),  widder 
unsers  Gotshaus  Freyheit  vnd  Saalbuche2)  nicht  zusprechenn, 
sondern  alles  das  zuthundt,  so  ein  getreuwer  Lehenmann  seinem  Le- 
henherrn von  Lehenrecht  oder  gewohnheit  zethundt  pflichtig  vnnd 
schuldig  ist"  etc. 

2)  d.  h.  mahnen,  berufen  würden. 

*)  „Das  Gericht  oder  Ding  besitzen"  heisst  so  viel  als:  zu  gericht 
sitzen,  insbesondere  in  dem  Sinne,  im  Gerichte  den  Vorsitz  führen  als  Richter; 
vergl.  z.  B.  das  Hubrecht  zu  Haselach  a.  1336,  bei  J.  Grimm,  Weisth.  Bd.  I. 
p.  700.  lin.  41:  „So  der  herre  das  gerihte  besitzet,  so  so  sullent  die  schöffele 
ufstan,  und  des  hofes  recht  sprechen".  —  Weisthum  v.  Molkirch  a.  151s 
ebendas.  p.  694.  lin.  3  v.  u.,  p.  695.  lin.  1:  „Item  uf  den  andern  sontag  nach 
s.  Martinstag  sol  ein  meier,  der  dazumal  meier  ist,  den  dinghof  besitzen  zu 
Molkirch  undcr  der  linden,  von  der  von  Ratsamhusen  wegen"  (d.  h.  im  Namen 
und  anstatt  des  Dinghofherrn).  —  Mitunter  wird  aber  auch  wohl  der  Ausdruck: 
„das  gericht  besitzen",  noch  auf  die  beisitzenden  Schöffen  mitbezogen.  Yergl. 
z.  B.  die  Freiheit  des  Schiffgraben  bei  J.  Grimm,  Weisth.  I.  691.  lin.  30.  31; 
Weisthum  von  Sundhaus,  ebendas.  I.  677.  lin.  16. 

2)  Salbuch:  heisst  insgemein  ein  Buch  (libellus),  d.  h.  eine  Aufzeichnung 
über  Gebühren,  Gefälle,  Zuständigkeiten  und  Bezüge  eines  Dinghofs  (einer  Sala, 
curia) :  es  kann  daher  auch  so  viel  wie  eine  Zusammenstellung  der  an  einem 
solchen  Hofe  geltenden  Rechte,  sog.  Leges  palatinae ,  jus,  consuetudines  curiac, 
das  spezielle  Hofrecht,  ein  Statutenbuch  bedeuten. 
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XIV. 

Das  Pflugrecht1). 

Pflugrecht  bezeichnet  in  dem  älteren  Texte  des  Weisthumes 
über  den  Dinghof  zu  Nonnenweiler  das  Eecht  eines  Hubers,  auf 
zwei  Aeckern,  ungeachtet  des  Bannes,  d.  h.  des  Verbotes,  welches 
der  Meier  über  die  Aecker  verkündigt,  wenn  das  Getraide  zu  rei- 
fen beginnt,  unzeitiges  Getraide  zum  Viehfutter  zu  schneiden. 
Eine  ähnliche  Befugniss  der  Huber,  aber  nur  in  viel  geringerem 
Umfange,  nämlich  nur  so  weit  ,,als  der  Pflug  reicht",  d.  h. 
eine  Pfluglänge,  gestattet  das  Weisthum  von  Bassenheim,  bei 
J.  Grimm,  Weisth.  I.  690.  lin.  24;  woraus  man  zugleich  sieht, 
dass  man  den  Roggen  vierzehn  Nacht  und  die  Gerste  drei  Wochen 
vor  der  Aerndte  in  Bann  zu  thun  pflegte.  Uebrigens  hat  „Pflug- 
recht" auch  noch  die  Bedeutung  einer  gewissen  Grundabgabe, 
gleichbedeutend  mit  Juchpfenning:  vergl.  das  Weisthum  von 
Eckboltzheim  ebendas.  I.  721.  lin.  46,  vergl.  mit  lin.  30. 
Die  Angabe  bei  Scherz  gloss. ,  dass  Pflugrecht  auch  das  „jus 
meliorationum,  quod  habet  dominus  utilis",  bezeichne,  ist  irrig:  die 
daselbst  angeführte  hagenbacher  Urkunde  von  1326,  welche  von 
einem  Verkaufe  einer  ,, Besserung  oder  Pflugrechtes"  han- 
delt, versteht  unter  „Besserung  oder  Pflugrecht"  nicht  eine 
Melioration  des  Gutes,  sondern  eine  jährliche  Vergütung,  die 
dem  Grundherrn  anstatt  des  Grundzinses  oder  neben  demselben 
gebührt,  d.  h.  eine  Praestation  und  zwar  speciell  diejenige,  welche 
in  Form  einer  „Zehrung"  des  Herrn  zu  leisten  ist.  Insbeson- 
dere wird  „Besserung"  für  Imbiss,  refectio,  in  den  Elsäs- 
ser  Urkunden  gebraucht.  Vergl.  z.  B.  den  bischöflich  strassburgi- 
schen  Lehnbrief  von  1419  über  das  Mannlehen  Oberheim  in  der 
Denkschrift  des  Freiherrn  Friedrich  von  Böcklm  p.  10,  worin  dem 
Vasallen  unter  anderm  zu  Lehen  gegeben  werden:  „Zehnten,  Zin 
sen,  Gülten,  Gelden,  Zehrungen,  Besserungen,  Herbergen,  Engern 
(d.  h.  angariae)  u.  s.  w".  Dass  übrigens  das  Wort  „Besserung" 
ebenfalls  mehrere  Bedeutungen,  wie  z.  B.  auch,  und  zwar  regel- 
mässig, die  Bedeutung  von  Busse,  emenda,  hat,  bedarf  wohl 
kaum  der  Erwähnung. 

*)  Zur  Erläuterung  des  Weisthums  von  Nonnenweiler;  siehe  oben  p.  251, 
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XV. 

Das  Notrecht.    Die  Notrede1). 

In  Nr.  12  des  Anzeigers  für  Kunde  der  deutschen  Vorzeit, 
Jahrg.  1858,  col.  422  ff.  ist  die  Frage  nach  der  Bedeutung  des 
Wortes  ,,  Notrecht"  aufgeworfen  worden.  Herr  Dr.  Staudinger 
hat  daselbst  zwei  Stellen  aus  einem  Langenzenner  Stadtbuch  von 
1530  und  einem  Cadolzburger  Salbuch  von  1532  angeführt,  in 
welchen  die  Worte  ,, Notrecht"  und  „notrechten"  vorkom- 
men, und  hat  ganz  richtig  dabei  bemerkt,  dass  hier  an  die  von 
Haltaus  in  Glossar.  S.  1427  f.  angeführte  Bedeutung  einer  beson- 
deren Art  eines  Judicium  extraordinarium  oder  des  not- 
wendigen, su pple torischen  Eides  nicht  gedacht  werden 
könne.  Herr  Dr.  Staudinger  glaubt  daher,  dass  hier  das  Wort 
Not  in  der  auch  sonst  wohl  vorkommenden  Bedeutung  von  recht- 
lichem Schaden  oder  Unrecht  aufzufassen  sei,  und  da  ,,rechten" 
auch  so  viel  wie  streiten,  klagen  bedeute,  so  möge  notrechten 
so  viel  sein,  wie  ,,mit  Unrecht  streiten"  odei  „mit  Un- 
recht beklagen"  und  Notrecht  eine  „unrechte,  unbe- 
gründete Klage"  bedeuten. 

Obschon  auf  den  ersten  Anblick  der  Inhalt  der  angeführten 
Quellenstellen  mit  dieser  Erklärung  in  Einklang  zu  stehen  scheint, 
und  sie,  in  solcher  Weise  erklärt,  einen  ganz  verständigen  Sinn 
haben  würden,  so  ist  doch  die  Richtigkeit  der  gedachten  Erklärung 
zu  bezweifeln  und  ist  nicht  nothwendig,  den  Worten  ,, Notrecht, 
notrechten"  einen  Sinn  unterzulegen,  den  sie  nun  einmal  in 
allen  anderen  Rechtsquellen,  wo  sie  angetroffen  werden,  entschieden 
nicht  haben. 

Die  Bedeutung  von  Notrecht  ergibt  sich  aber  klar  aus  dem 
sächsischen  Weichbilde  (Ausgabe  von  Daniels  nach  der  ber- 
liner Handschrift  von  1369,  Berlin  1853)  art.  LXXIV.  Es  ist 
hier  die  Rede  von  einer  Klage  auf  eine  Geldforderung.  Hier  wer- 
den zwei  Fälle  unterschieden:  erstlich,  der  Beklagte  bekennt 
(gesteht)  die  Schuld,  so  muss  er  binnen  14  Nacht  gelten,  d.  h.  be- 
zahlen (ibid.  §.  2).  Läugnet  aber  der  Beklagte  die  Schuld  und 
nöthigt  dadurch  den  Kläger  zum  Beweisführen,   so  muss  er, 


*)  Erörterung  zu  S.  45.  (-Dieser  Aufsatz  erschien  zuerst  in  dem  Anzeiger 
für  Knnde  der  deutschen  Vorzeit,  Organ  des  germanischen  Museums.  1859.  Nr.  6 

und  7.) 
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wenn  der  Kläger  „das  gelt  gewint  mit  notrechte"  noch  des- 
selben Tages  gelten  (zahlen).  Das  ,, Notrecht"  ist  also  hier 
das  Beweismittel,  durch  welches  der  Kläger  seinen  Beweis 
führt;  worin  es  bestand,  zeigen  deutlich  ibid.  §.  5  und  6,  wo 
ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  das  „ vullbringen",  vollbringen, 
d.  h.  beweisen,  der  Schuld  nach  Lage  des  Falles  durch  den 
Eid  des  Klägers  mit  zwei  oder  sechs  Eideshelfern  („selbdritt" 
oder  „selbsiebent")  zu  geschehen  hat.  Sowie  nun  das  Wort 
,,  Recht"  unter  mehreren  anderen  Bedeutungen  unstreitig  auch  die 
Bedeutung  von  Eid  hat ,  wie  z.  B.  in  den  Formeln  ,,das  recht 
thun",  d.  h.  einen  Eid  leisten ,  ,, einem  seines  rechtes  gehelfen", 
d.  h.  Eideshelfer  sein  (vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858,  p.  969,  Note  12),  so  ist  also  Notrecht  ein  jeder  Eid, 
zu  welchem  jemand  durch  das  Verhalten  seines  Gegners  sich  ge- 
nö thigt  findet.  An  den  enger  begränzten  Begriff  von  nothwendi- 
gen  Eiden  (juramentum  suppletorium  oder  purgatorium)  im  Sinne 
des  neueren  Prozesses,  d.  h.  an  jene  Eide,  die  von  dem  Rich- 
ter aufzulegen  sind,  um  einen  bereits  theilweise  erbrachten  unvoll- 
ständigen Beweis  zu  ergänzen  oder  zu  zerstören,  ist  dabei  nicht  zu 
denken,  d.  h.  der  Begriff  des  Notrechtes  im  Sinne  von  Not- 
eid ist  nach  dem  mittelalterlichen  Rechte  keineswegs  auf 
jene  Eide  beschränkt,  die  man  heut  zu  Tage  allein  noch  als  noth- 
wendige  bezeichnet.  Das  Notrecht,  wie  es  das  sächsische  "Weich- 
bild klar  beschreibt,  d.  h.  der  Eid  selbdritt  oder  selbsiebent,  konnte 
nach  Lage  des  Falles  auf  Seite  des  Klägers  wie  des  Beklagten 
vorkommen ,  je  nachdem  der  eine  oder  der  andere  Theil  in  die 
Lage  (Noth,  Notwendigkeit)  kam ,  seine  Behauptungen  beweisen, 
d.  h.  mit  einem  Eide  erhärten  zu  müssen.  Als  ein  Notheid 
in  diesem  alterthümlichen  Sinne  musste  also  jeder  Eid  erscheinen, 
den  man  von  seinem  Gegner  zu  fordern  berechtigt  war,  wenn  er 
auch  nach  heutiger  Vorstellung  unter  den  Begriff  des  sog.  freiwilli- 
gen oder  deferirten  Eides  fallen  sollte,  und  dies  bestätigt  der  noch 
heut  zu  Tage  übliche  und  gemeinverständliche  Ausdruck  für  die 
Eidesdelation,  „einen  zum  Eid  treiben".  Es  ist  daher  aller- 
dings ein  Irrthum  bei  Haltaus,  wenn  er  „Nothrecht"  lediglich 
als  ,,jur  amen  tum  necessarium"  im  Sinne  des  heutigen  Pro- 
zesses erklärt.  Die  von  ihm  selbst  angeführten  Urkunden  sprechen 
geradezu  gegen  eine  solche  willkürliche  Beschränkung  der  Bedeu- 
tung dieses  Wortes.  So  z.  B.  sagt  die  Urkunde  des  Hans  Stein 
zu  Maxleben  ao.  1486,  worin  er  seinem  Gläubiger  das  Recht  ein- 
räumt, im  Falle  eines  Verzuges  der  Zahlung  auf  seinen  Sedelhof 
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zu  greifen  „unvercleyter  Dinge  und  ane  notrecht "  — 
olfenbar  nichts  anderes  als:  ohne  gerichtliche  Klage  und  ohne 
vorgängige  Eidesleistung.  Hierunter  kann  aber  nur  der  Haupt- 
Eid  gemeint  sein,  welchen  nach  dem  älteren  Kechte,  wie  die  an- 
geführte Stelle  des  Weichbildes  zeigt,  der  klagende  Gläubiger  an 
sich  rechtlich  zur  Begründung  seiner  Klage  zu  leisten  hatte,  und 
zu  dem  nach  dem  heutigen  Prozesse  der  Kläger  durch  Zurückschie- 
bung des  Eides  gedrängt  werden  kann.  Ganz  in  gleicher  Weise 
wird  in  dem  bamberger  Stadtrecht  des  XIV.  Jahrhunderts  §.394 
(siehe  meine  Ausgabe  desselben,  Heidelberg  1839)  Notrecht  für 
Eid  überhaupt  gebraucht,  indem  daselbst  gesagt  wird,  dass  man 
dem  Dienstherrn  oder  der  Frau,  welche  im  Prozess  mit  ihren 
Dienstboten  läugnen,  denselben  den  Lohn  schuldig  geblieben  zu  sein, 
„ohne  IST otr echt"  glauben  soll. 

Dass  lotrecht  auch  der  deferirte  Eid  heisst,  zeigt  fer- 
ner die  hallische  Urkunde  bei  Haltaus  von  1453,  wo  die  Schwester 
des  Verstorbenen  dessen  Testamentarien  „zu  Notrechte  ge- 
drungen" hat.  Ebenso  stehen  in  den  beiden  andern  bei  Haltaus 
angeführten  Urkunden  aus  dem  XV.  Jahrhundert  ,,Eid  und  Not- 
recht" ganz  synonym,  ohne  dass  dabei  an  eine  gewisse,  besondere 
Art  des  Eides  zu  denken  wäre. 

Steht  demnach  fest,  dass  „Not recht"  jeder  Eid  ist,  wel- 
chen eine  Partei  nach  Lage  des  Falles  zu  leisten  nöthig  hat,  so 
ergibt  sich  wohl  auch  der  Begriff  von  „notrechten",  welches 
Wort  bei  Haltaus  nicht  gefunden  wird.  Richtig  ist  von  Herrn 
Dr.  Staudinger  bemerkt  worden,  dass  es  in  der  von  ihm  angeführ- 
ten Stelle  des  Langenzenner  Stadtbuchs  von  1530: 

„item  so  einer  den  andern  notrecht  (d.  h.  nothrechtet) ,  und 
„des  clagers  clag  für  untüchtig  erkant  wird,  so  sol  der  clager 
„solches  dem  Gericht  wandeln  mit  8  pfundt", 
eine  Handlung  einer  Partei  und  zwar  hier  des  Klägers  ist.  Es  kann 
aber  dies  nicht  blos  einfach  „mit  Unrecht  beklagen"  bedeuten, 
sondern  es  muss  eine  Parteihandlung  des  Klägers  sein,  die  mit  dem 
Notrecht,  dem  Eid,  in  unmittelbarer  Verbindung  steht.  Dies  kann 
nun  aber  möglicherweise  zweierlei  sein:  entweder  „notrechten" 
bedeutet  „als  Kläger  seine  Klage  beschwören",  oder:  als 
Kläger  denBeklagten  zum  Notrecht,  d.  h.  zum  Eid,  drängen 
oder  treiben,  ihm  den  Eid  deferiren.  Ob  die  eine  oder  die  andere 
Bedeutung  in  den  vorliegenden  Stellen  vorzuziehen  sei,  mag  als 
zweifelhaft  erscheinen,  denn  es  lässt  sich  ebensowohl  denken,  dass 
der  sachfällige  Kläger  an  das  Gericht  eine  gewisse  Busse  bezahlen 
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musste,  im  Falle  er  selbst  das  Notrecht,  den  Eid,  geleistet  hatte, 
aber  sein  Eid  durch  einen  Gegenbeweis  als  falsch  erwiesen  oder 
sonst  elidirt  worden  war,  als  es  auch  nichts  Ungereimtes  enthalten 
würde,  wenn  im  andern  Falle  der  Kläger  in  Busse  genommen  wor- 
den wäre ,  weil  er  dadurch  sachfällig  geworden  ist ,  dass  er  den 
Beklagten  zum  Eid  gedrängt ,  dieser  aber  denselben  abgeleistet  hat. 

Unter  beiden  Voraussetzungen  lässt  sich  also  erklären,  dass  der 
sachfällige  Kläger  in  eine  namhafte  Busse  genommen  wurde.  Unter 
diesen  beiden,  möglichen  Bedeutungen  des  ,, notrechten"  dürfte 
aber  doch  wohl  der  ersteren  der  Vorzug  zu  geben  sein;  denn 
offenbar  stammen  die  Vorschriften  über  lotrecht  in  dem  Lan- 
genzenner  Stadtbuch  von  1530  und  dem  Cadolzburger  Saalbuch  von 
1532  aus  einer  viel  älteren  Zeit,  wo  man  noch  von  dem  eigent- 
lichen deferirten  Eide  wenig  wusste  und  kaum  ein  Anfang  dessel- 
ben in  dem  ,,  Hinheimgeben  des  Rechtes",  d.  h.  des  Eides, 
an  den  Gegner  (vergl.  das  bamberg.  Stadtr.  des  XIV.  Jahrhunderts 
§.  222.  224.  228.  230)  gefunden  wird,  sondern  der  Eid  von  dem 
Kläger  selbst  regelmässig  zur  Begründung  seiner  Klage  (wie  etwa 
heut  zu  Tage  ein  Calumnieneid)  zu  leisten  war,  wie  dies  das  säch- 
sische Weichbild  deutlich  zeigt.  Der  Kläger  also  ,, notrechtete ", 
indem  er  das  Notrecht,  d.  h.  den  zu  leistenden  Eid,  ab- 
leistete, und  sonach  entspricht  auch  die  sprachliche  Ableitung  ganz 
genau  dem  Begriffe,  welcher  aus  inneren  (juristischen)  Gründen 
als  der  richtigere  zu  betrachten  ist. 

,, Einen  notrechten"  ist  daher  gleichbedeutend  mit  „ali- 
quem  superjurare"  einen  überschwören  oder  überreden", 
d.  h.  gegen  ihn  schwören.  (Vergl.  den  Ausdruck:  „legitime 
super  j  uratus "  in  L.  Eip.  LXXIX. ;  Rudolfs  I.  regensburger 
Landfrieden  a.  1281,  c.  6,  bei  Pertz,  Legg.  II.  427:  ,,wirt  er  dez 
Überret  mit  zwein"  etc.) 

Ueberdies  darf  auch  in  dem  Texte  des  Cadolzburger  Salbuchs 
von  1532  eine  Unterstützung  dieser  Auslegung  des  Wortes  ,,not- 
r echten"  gefunden  werden.  Hier  findet  sich  zwar  nichts  mehr 
als  die  Rubrik:  „vom  Nottrecht";  der  Ausdruck  „notrech- 
ten" im  Texte  selbst  ist  schon  verschwunden,  was  deutlich  zeigt, 
einmal,  dass  bei  Abfassung  dieses  Textes  von  1532  ein  älterer 
Text  vorlag,  der  genauer  von  „Notrecht"  und  „notrechten" 
handelte,  dass  aber  dieser  Ausdruck  anfing  obsolet  und  unverständ- 
lich zu  werden,  und  dass  man  ihn  daher  im  Texte  hinwegliess  und 
durch  einen  andern  Ausdruck  ersetzte.  Dieser  andere  Ausdruck 
ist  nun:    „Ob  .  .  .  einer  den  andern  mit  recht  fürnimbt  und  zu- 
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clagt".  Dieses  „mit  recht  einen  fiirnemen"  bedeutet  aber 
nichts  anderes  als:  „einen  mit  dem  Eide  vornehmen",  zuklagen 
auf  einen,  unter  Beschwörung  der  Klage.  Da  aber  „mit  recht" 
auch  so  viel  heissen  kann  als  „mit  Gericht",  so  musste  in  dem- 
selben Masse,  wie  die  Grundsätze  des  modernen  Prozessrechtes  ein- 
drangen und  damit  das  sofortige  Beschwören  der  Klage  oder  das 
„notrechten"  des  Klägers,  wenigstens  in  den  meisten  Fällen, 
hinwegfiel,  der  Ausdruck  „notrechten"  immer  unverständlicher 
werden  und  endlich  ganz  verschwinden,  und  was  früher  als  Strafe 
auf  das  frivole  „notrechten"  gesetzt  war,  allmählich  sich  in 
eine  Busse  des  frivolen  Klägers  überhaupt  umwandeln.  Dieser 
geschichtliche  Gang  zeigt  sich  auch  in  dem  Cadolzburger  Salbuch 
und  den  neueren  Langenzenner  Stadtbüchern  von  1620  —  1676, 
welche  sich  nach  Angabe  des  Herrn  Dr.  Staudinger  der  Ausdrucks- 
weise des  Cadolzburger  Saalbuchs  anschliessen ,  d.  h.  das  Wort 
„notrechten"  nur  noch  in  der  Rubrik  beibehalten  haben,  dar- 
unter aber  einen  Text  folgen  lassen,  welcher  den  eigentlichen  Cha- 
rakter des  alten  „not rechten"  kaum  mehr  erkennen  lässt,  und  be- 
reits einen  Anklang  an  die  modernen  prozessualischen  Ansichten  zeigt. 

Gleichbedeutend  mit  „lotrecht"  ist  die  „Notrede"  (vgl. 
z.  B.  das  Weisthum  des  Dinghofs  zu  Ebersheim  von  1320  bei 
J.  Grimm,  Weisth.  Bd.  I.  p.  672,  1.  9:  so  en  mag  dikein  (=kein) 
dis  gotshusman  verlieren  sin  eigen  noch  sin  erbe ,  noch  en  sol  z  e 
keiner  notrede  stan  darumbe,  wände  in  diseme  offen  dinge". 
Auch  der  Begriff  der  „Not rede"  wird  bei  Haltaus,  Gloss.  p.  1428, 
viel  zu  eng  als:  „excusatio  forensis,  ad  quam  jure  adigimur, 
causae  dictio,  defensio  in  jure,  litis  contestatio"  angegeben.  Der 
Ausdruck  „Notrede"  entspricht  sowohl  dem  „bereden"  im 
Sinne  von  beschwören  einer  Klage  oder  Anschuldigung  (vergl. 
z.  B.  „selbdritt  bereden",  „bereden  auf  den  hilgen"  in  K.  Ru- 
dolfs regensburger  Landfrieden  a.  1281  ,  c.  5.  6,  31,  bei  Pertz, 
Legg.  II.  p.  427.  429),  als  auch  dem  Beschwören  der  Unschuld, 
oder  des  Läugnens  einer  angeblichen  Verbindlichkeit,  d.  h.  dem 
Reinigungseide  in  seiner  'alten  vollen  Bedeutung  (vergleiche  z.  B. 
ebendas.  c.  50,  p.  430:  „ob  er  sich  nicht  bereden  mag"),  wo- 
für auch  sonst  „sich  entreden  nach  rechte",  ,,se  purgare 
juramento"  gebraucht  wird  (vergl.  z.  B.  das  strassburger  Stadt- 
recht, saec.  XIII.  c.  10  bei  Gaupp,  Stadtrechte,  Bd.  I.  p.  50), 
Hiernach  erläutern  sich  auch  die  bei  Haltaus  aufgeführten  urkund- 
lichen Ausdrücke,  z.  B.  a.  1301 :  der  Vitzthum  soll  das  Gotteshaus 
Ereisingen  shhirmen  vor  aller  Notred  und  Gewalt,  d.  h.  er  muss 
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für  dasselbe  nöthigen  Falles  die  gerichtlichen  Eide  leisten,  was 
bekanntlich  allgemeine  Pflicht  aller  Advocati  einer  Kirche  war  (vgl. 
z.  B.  Cap.  Karoli  M.  a.  809,  c.  15,  Pertz,  Legg.  I.  p.  157).  — 
„Etwas  haben  ane  notred",  heisst,  es  haben  dürfen,  ohne 
darum  schwören  zu  müssen.  „Ohne  Notrede  bleiben  von 
einem,  der  uns  anspricht",  will  sagen,  dass  der  Kläger  nicht 
zum  Beschwören  seiner  Klage  gelassen  werden  soll.  Ebenso  will 
durch  die  Bestimmungen,  wo  man  „zur  Not  rede  stehen"  soll, 
nichts  anderes  angedeutet  werden ,  als ,  an  welchem  Orte  man  zu 
schwören  schuldig  sein  soll.  Freilich  ist  die  Rechtswirkung  des 
„etwas  ohne  Notrede  haben",  dass  man  es  ohne  prozessua- 
lische Weitläufigkeit  behält,  was  Haltaus  ungenau  als  „sine  lite 
habere"  erklärt.  Aber  selbst  wenn  dieser  Ausdruck  vollkommen 
entsprechend  wäre,  so  ist  doch  immerhin  nicht  „Iis"  oder  „litis 
contestatio"  oder  „exceptio"  der  Begriff,  der  mit  dem 
Worte  Notrede  verbunden  ist,  sondern  das  „sine  lite  habere" 
war  immer  nur  die  Consequenz  davon,  dass  in  einer  Sache  nicht 
einmal  ein  gerichtlicher  Partheieneid  (Notrede)  für  nöthig 
oder  statthaft  erachtet  worden  war. 

Wenn  man  sich  daran  erinnert,  dass  der  mittelalterliche  Pro- 
zess  hauptsächlich  auf  dem  Eid  beruhte,  und  dass  man  keiner  ge- 
richtlichen Rede  oder  Gegenrede  Bedeutung  beilegte,  wenn  sie 
nicht  mit  Eid  unterstützt  war,  also  der  Eid  in  allen  diesen  Bezie- 
hungen als  durchaus  nothwendig  erschien,  so  wird  man  es  auch 
erklärlich  finden,  dass  sich  ein  fester  und  unzweifelhafter  Sprach- 
gebrauch mit  den  Worten  Notrecht  und  Notrede  verband,  und 
jede  andere  Auslegung  dieser  Worte  für  unstatthaft  erachtet  wer- 
den muss. 


XVI. 

Die  doppelte  Geige  zu  Kottweil1). 

(Nach  verbürgter  mündlicher  Mittheilung.) 

Zu  gleichem  Zwecke,  wie  des  sog.  Läster-  oder  Krötensteines, 
wovon  oben  Seite  58.  59.  gehandelt  wurde,  bediente  man  sich  an 
manchen  Orten  eines  Instrumentes  aus  Holz  geschnitten,  die  Geige 
genannt,  welche  den  wegen  Schmähungen,  Verleumdungen,  Läste- 
rungen u.  dergl.  zu  bestrafenden  und  am  Pranger  ausgestellten  Per- 


')  Erörterung  zu  pag.  59.  Note  6. 
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sonen  um  den  Hals  gelegt  wurde.  In  Kottweil  hatte  man  noch 
am  Anfange  dieses  Jahrhunderts  sogar  eine  doppelte  Geige  von 
schwerem  Holze ;  diese  kam  zur  Anwendung,  wenn  sich  zwei  Weiber 
gegenseitig  geschimpft  und  gelästert  hatten.  Das  Holzstück  (Brett) 
bestand  aus  zwei  beweglichen  Theilen  mit  Ausschnitten  in  der  Mitte, 
so  dass  es  beiden  Weibspersonen  um  die  Hälse  gelegt  werden  konnte. 
Sie  wurden  hierbei  so  gestellt,  dass  die  Gesichter  einander  zuge- 
kehrt waren  und  sie  sich  hiernach  gegenseitig  zum  Vergnügen  des 
zuschauenden  Volkes  Grimassen  schneiden  und  begeifern  konnten; 
ihre  Hände  aber  waren  durch  besondere  Einschnitte  in  demselben 
Brett  festgehalten,  so  dass  sie  sich  nicht  zu  schlagen  oder  raufen 
vermochten 


XVII. 

Der  Merceman.  Merkman. 

In  dem  Rechte,  welches  der  Stadt  Görlitz  im  J.  1304  von 
den  Schöffen  in  Magdeburg  mitgetheilt  wurde  (abgedruckt  in  Gaupp, 
das  alte  magdeburgische  und  hallische  Recht,  Breslau  1826,  p.  282), 
findet  sich  folgende  Stelle: 

c.  32.  ,,(Ob  sich  zwene  wunden.)  ...  Wirt  abir  ein  kamph  ge- 
fristet zu  tage,  vnd  gewinnet  ein  man  einen  kemphin  vffe  einen 
,,unbesholdenen  man  an  sime  rechte,  vnd  mac  her  daz  gezugen 
,, selbe  sibende,  daz  der  kemphe  ein  merceman  sie,  her  weigert 
,,ime  kamphes  mit  rechte". 

Diese  Stelle  ist  auch  in  das  sächsische  Weichbild  über- 
gegangen und  lautet  daselbst  nach  der  Ausgabe  von  A.  v.  Daniels 
,,dat  buk  wich bei de  recht"  nach  einer  Handschrift  der 
K.  Bibliothek  zu  Berlin  a.  1369.  c.  56.  §.  1: 

„...  Medet  (d.  h.  miethet)  aver  en  man  enen  kempen  uppe  den 
„anderen,  die  unbesculden  is  an  sime  rechte,  und  mach  jene  dat 
,,getügen  mit  rechte  dat  jene  en  mercenian  is,  he  weigeret 
,,yme  kampes  mit  rechte". 

Mit  Beziehung  hierauf  erklärt  Scherz,  Glossarium  v.  merce- 
man: ,,m erc enar ius ",  Weichb.  c.  56:  ,,dat  jene  en  merceman 
der  gedinget  um  lohn  gemietet". 

Hiernach  wäre  merceman  ein  aus  lateinischen  und  deutschen 
Wurzeln  (merces  und  man)  zusammengesetztes  Wort.  Es  müsste 
dies  im  höchsten  Grade  auffällig  sein,  da  ein  zweites  Beispiel  einer 
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solchen  Mischung  der  beiden  Idiome  in  dem  ganzen  Quellenschatze 
des  magdeburgischen  Rechtes  im  XIV.  Jahrhundert  nicht  nachzu- 
weisen ist.  Es  liegt  daher  die  Vermuthung  nahe ,  dass  die  von 
Scherz  versuchte  Erklärung  eine  durchaus  unrichtige  und  auch  bei 
dem  ersteren  "Worte  eine  deutsche  Wurzel  aufzusuchen  ist.  Diese 
Vermuthung  gewinnt  an  Stärke,  wenn  man  bemerkt,  dass  derselbe 
Rechtssatz  auch  in  den  deutschen  Text  des  mainzer  Landfriedens 
Friedrich's  II.  a.  1235  übergegangen  ist,  welcher  in  dem  Codex 
mscpt.  Palat.  Nr.  461.  fol.  72  b.  sich  unter  der  Bezeichnung  als 
Landfrieden  des  Kaisers  Otto  findet  und  daselbst  lautet1): 

,,.Wirt   aber  eyn  kainpff  gefristet   virtzehn   tage,    vnd  mutet 

,,(d.  h.  miethet)  einer  einen  kämpf  (d.  h.  kämpfer)  aulF  den 
andern,  vnd  mag  eyner  das  gezceugen,  dass  der  kamff  (d.  h. 

„kämpfer)  ein  merkman  sey,  er  wegert  (sc.  weigert)  ym 

,,kampfes  mit  rechte' ". 

Hier  ist  also  das  unzweifelhaft  deutsche  Wort  merkman  an 
die  Stelle  von  merceman  gesetzt,  und  fragt  sich  daher,  was  sich 
mit  diesem  für  ein  juristischer  Begriff  verbindet?  Die  Antwort  hier- 
auf scheint  nicht  zweifelhaft  sein  zu  können.  Merken  bedeutet 
(nach  Halt  aus,  und  wie  auch  sonst  allgemein  bekannt)  u.  A.  so 
viel  wie  notare,  signare;  merk,  mark  ist  signum,  nota 
(daher  z.  B.  Brandmarkung),  ein  Merkmann  ist  also  ein  homo 
notatus,  signatus,  d.  h.  nota  infamiae  signatus,  in  der 
Rechtssprache  des  Sachsenspiegels  ein  rechtloser,  nach  der 
späteren  Ausdrucksweise  ein  anrüchiger  Mann  (vergl.  meine 
deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  pag.  973).  Mit  dieser  Erklärung  wird 
die  obige  Stelle  erst  vollkommen  verständlich  und  zeigt  sich  klar, 
dass  sie  nichts  anderes  als  den  auch  anderwärts  vielfach  hervor- 
tretenden Rechtssatz  aussprechen  will ,  dass  ein  in  seinem  Rechte 
vollkommener,  unbescholtener  Mann  nicht  schuldig  ist,  mit  einem 
Rechtlosen,  d.  h.  in  seinem  Rechte  bescholtenen ,  unvollkommenen 
oder  anrüchigen  Manne  zu  kämpfen  (vergl.  z.  B.  Schwabensp. 
Lassb.  c.  42). 

Dass  dies  der  Sinn  dieser  Stelle  ist  und  dass  unter  ,,Merk- 
mann"  durchaus  kein  um  Lohn  gedungener  Kämpfer  zu  verstehen 
ist,  ergibt  sich  aber  aus  Folgendem  mit  vollster  Bestimmtheit: 

1)  „Merceman"  oder  ,, merkman"  kann  hier  gar  nicht 
die  Bedeutung  von  mercenarius  haben.    Es  ist  nämlich  bekannt, 


4)  Abgedruckt  in  meiner  Kecension  von:  Böhla u,  nove  constitutiones  domini 
Alberti,  Weimar,  1858,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  185S,  Nr.  42. 
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dass  es  nach  dem  sächsischen  und  überhaupt  deutschen  Eechte  Fälle 
gab,  in  welchen  eine  Partei  sich  durch  einen  von  ihr  gestellten 
Kämpfer  vertreten  lassen  durfte.  Wo  ein  solcher  Stellvertreter  zu- 
lässig war,  kam  es  nicht  darauf  an,  ob  er  von  der  Partei  ge- 
dungen worden  war,  oder  ihre  Stellvertretung  im  Kampfe  ohne 
Lohn  (aus  Liebe  zu  ihr)  übernahm.  Das  Dingen  eines  Kämpfers 
war  also  keine  an  sich  widerrechtliche,  sondern  eine  rechtlich 
gleichgültige  Handlung  und  konnte  daher  an  sich  den  Gegner  nicht 
zu  einem  Einwände,  d.  h.  zur  Verweigerung  des  Kampfes  berech- 
tigen. Ein  solcher  Einwand  konnte  nur  von  der  Persönlichkeit  des 
gedungenen  Kämpfers  an  sich  hergeleitet  werden ,  d.  h.  daraus, 
dass  er  kein  im  Rechte  vollkommener  Mann  war.  Ganz  hiermit 
übereinstimmend  führt  es  die  obige  Stelle  zuerst  als  etwas  rechtlich 
wohl  zulässiges  an,  dass  ein  Mann  für  sich  einen  Kämpfer  ,, ge- 
winnet "  oder  „mutet"  (muthet,  d.  h.  dingt,  miethet) ;  sie 
spricht  aber  den  Gegner  von  der  Verbindlichkeit  frei,  mit  dem 
gedungenen  Kämpfer  den  Kampf  zu  bestehen,  wenn  dieser  ein 
merkman  (merceman),  d.  h.  ein  rechtloser,  anrüchiger  Mann 
ist.  Es  ist  dies  genau  derselbe  Rechtssatz,  welcher  sich  in  dem 
vielbesprochenen  Privilegium  K.  Eriedrich's  I.  für  das  Erzhaus 
Oesterreich  a.  1156  (Pertz,  Legg.  II.  p.  100.  1.  46)  findet: 
,,Insuper  potest  idem  dux  Austriae,  quando  impugnatus  fuerit 
,,ab  aliquo  de  duello,  per  unum  idoneum  non  in  enormitatis 
,,macula  retentum  vices  suas  prorsus  supplere,  et  illum  ipsa 
,,eadem  die  seu  princeps  vel  alius  quisquam  pro  alicujus 
,,nota  infamiae  non  potest  impetere,  nec  debet  impugnare", 
(1.  h.  der  Erzherzog  von  Oesterreich  hatte  das  Privilegium,  dass 
er  sich  im  gerichtlichen  Kampfe  durch  jeden  tüchtigen  Mann  ver- 
treten lassen  durfte ,  der  nicht  in  der  Acht  war ,  und  dass  der 
Gegner,  um  dem  Kampfe  zu  entgehen,  dem  Stellvertreter  des  Her- 
zogs nicht  vorwerfen  durfte,  dass  er  (abgesehen  von  der  Acht)  ein 
rechtloser  oder  anrüchiger  Mensch,  d.  h.  ein  ,, merkman" 
sei.  (Ueber  die  Bedeutung  und  den  Unterschied  von  enormita- 
tis macula  und  nota  infamiae  s.  meine  deut.  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  p.  968.  969.) 

2)  Bedürfte  es  noch  eines  speziellen  Beweises,  dass  „merk- 
man" oder  „merceman"  wirklich  für  infam ia  notatus  u.  dergl. 
steht,  so  rindet  sich  dieser  in  den  Varianten,  welche  die  meisten 
Ausgaben  des  Weichbildes ,  wie  z.B.  der  Druck  von  Hans  Schön- 
sperger  zu  Augsburg  a.  1490,  eben  so  die  aus  der  Wolr aben- 
schen Druckerei  zu  Budissin  hervorgegangenen  Ausgaben  v.  1547 
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und  1557,  desgleichen  die  Ausgabe  von  Zobel,  Leipzig  1537  und 
1589,  Ludovici,  1721.  art.  LXXX.  und  von  v.  Thüngen, 
Heidelberg  1837.  art.  52.  zeigen.  In  allen  diesen  Ausgaben  ist 
das  Wort  „merkman"  oder  „merceman"  durch  „spilman" 
ersetzt.  Die  Spielleute  (Schauspieler)  werden  aber  in  dem  Sach- 
senspiegel III.  45  namentlich  unter  den  Rechtlosen  aufgeführt, 
denen  ein  an  seinem  Rechte  vollkommener  Mann  mit  Recht  den 
Kampf  weigert,  und  werden  in  den  Handschriften,  welche  den  zu- 
letzt genannten  Ausgaben  des  Weichbildes  zu  Grunde  liegen  ,  offen- 
bar aus  dem  Grunde  hier  genannt,  um  das  in  der  verdorbenen  Eorm 
,, merceman"  unkenntlich  gewordene  Wort  „merkman"  sinn- 
getreu zu  ersetzen. 

3)  Wie  die  Schreiber  jener  Handschriften  aber  darauf  fallen 
konnten,  einen  Kämpfer,  der  ein  ,, merkmann"  ist,  gerade  durch 
Spielmann  wieder  zu  geben,  erklärt  sich  daraus,  dass  im  sächs. 
Landr.  III.  45:  ,,kemphen  und  ir  kinder"  ausdrücklich  neben 
Spielleuten  als  Rechtlose  genannt  werden,  und  in  dieser  Stelle 
unter  Kemphen  nichts  anderes  verstanden  wird,  als  herum- 
ziehende Leute,  oder  Vagabunden,  die  des  Erwerbes  wegen  schau- 
spielartige Kampfvorstellungen  gaben,  woher  sich  noch  für  das 
Betteln  der  Handwerksburschen  der  verschönernde  Ausdruck  „Fech- 
ten" bis  auf  unsere  Zeit  erhalten  hat. 


XVIII. 

Ein  heidelberger  Rechtsdenkmal1). 

An  einem  Hause  auf  dem  Schlossberg  (ISTr.  55),  wenige  Schritte 
vor  dem  Eingange  in  die  Schlossruine,  befinden  sich  über  dem 
Erdgeschosse  drei  Tafeln  aus  rothem  Sandstein  eingemauert,  welche 
von  dem  früher  an  diesem  Platze  gestandenen  Burggerichtshaus  her- 
rühren und  an  dem  nunmehr  hier  stehenden,  in  sehr  einfachem 
bürgerlichen  Style  erbauten  Privathause  angebracht  worden  sind. 
Die  erste  dieser  Tafeln ,  vom  Aufgange  auf  den  Schlossberg  an  ge- 
rechnet, stellet  einen  nach  rechts  (im  heraldischen  Sinne)  gekehr- 
ten, mit  dem  Kurhute  geschmückten  Löwen,  das  bekannte  Wappen- 
bild der  Pfalz ,   aber  auf  ebenem  Boden  fortschreitend,  in  halberha- 


*)  Vergl.  die  Abbildung  auf  dem  Titelblatte. 
Zöpfl,  Alterthümer.  I. 
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bener  Arbeit  dar.  Die  zweite  oder  mittlere  Tafel  zeigt  einen  ovalen 
Schild,  auf  welchem  die  Worte  zu  lesen  sind: 

„Es  lebet  niemand  ohne  Nachrede  auf  der  Welt.  Renovirt. 
MDCCCXXX." 

Unter  dem  Schilde  sind  auf  einem  Bande,  und  zwar  auf  dessen 
beide  Seiten  vertheilt,  die  Buchstaben  angebracht: 
C.  P.  R.  S.  K.  I.  A.  F.  E.  D.  B. 
d.  h.  Comes.  Palatinus.  Rhenanus.  Sacri.  Romani.  Imperii.  Archi. 
Fertor2).  Elector.  Dux.  Bavariae. 

Auf  der  dritten  Tafel  erscheint  sodann  ein  eigentliches  Rechts- 
denkmal, welches  um  so  mehr  Beachtung  verdient,  je  seltener  der- 
artige Denkmäler  überhaupt  geworden  sind,  und  durch  die  Sorg- 
losigkeit der  neueren  Zeit  immer  mehr  verschwinden. 

Es  befindet  sich  auf  dieser  dritten  Tafel  eine  sehr  sauber  und 
fein  ausgeführte  Sculptur  in  halb  erhabener  Arbeit,  einen  Holzblock 
oder  abgesägten  Baumstrunk  darstellend,  worauf  eine  Hand  liegt, 
welche  ein  schräg  darüber  fallendes  Beil  von  dem  ebenfalls  erschei- 
nenden mit  einem  faltigen  Gewände  bekleideten  Vorderarme  zu 
trennen  im  Begriffe  steht.  Ueber  diesem  Bildwerke  steht  die  Ueber- 
schrift:  Burgfreiheit  1653.  renovatum  1731,  so  wie  dies  die 
Abbildung  auf  dem  Titelblatte  zeigt. 

Die  Bewohner  des  Schlossberges  erklären  sich  traditionell  diese 
Sculptur  als  eine  bildliche  Darstellung  der  nach  dem  deutschen 
Rechte  häufig  auf  das  unbefugte  Baumfällen  gesetzten  Strafe  des 
Abhauens  der  Hand;  und  dies  begreift  sich,  weil  der  unmittelbar 
an  das  Schloss  stossende  Stadtwald  noch  heut  zu  Tage  zu  viel- 
fachen Waldfreveln  einladet.  Allein  die  auf  der  Tafel  angebrachte 
Inschrift  rechtfertigt  wohl  eine  andere  Deutung  des  Bildwerkes. 

Der  Schlossberg  nämlich  stand  überhaupt  nicht  unter  der 
städtischen  Gerichtsbarkeit,  sondern  gehörte  in  den  Immunitätsbe- 
zirk des  kurpfälzischen  Schlosses ,  die  sog.  Burgfreiheit.  Das  Beil, 
welches  eine  Hand  abzuhauen  im  Begriff  steht ,  bezeichnet  diese  Burg- 
freiheit als  eine  solche  Immunität,  in  welcher  der  Immunitätsherr, 
hier  der  Pfalzgraf,  nicht  nur  die  niedere ,  sondern  auch  ein  exemtes 
Judicium  sanguinis  (S.  104)  hatte,  d.  h.  auch  das  Recht,  über  das  Blut, 
Hals  und  Hand  zu  richten.  Ohne  allen  Zweifel  hatte  der  Pfalzgraf 
ohnehin  schon  als  kaiserlicher  Stellvertreter,  als  Reichs-  und  Lan- 
desfürst die  hohe  Gerichtsbarkeit  in  der  ganzen  Pfalz  und  über- 
haupt in  seinen  gesammten  Kurlanden,  soweit  sie  nicht  etwa  in 


*)  Fertor:  d.  h.  dapifer.  Truchsess. 
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dem  Umfange  dieser  Länder  einzelnen  Gruncllierren  für  ihre  Be- 
sitzungen besonders  vom  Kaiser  verliehen  worden  war.  Um  so  be- 
merkenswerther  ist  die  Sorgfalt,  mit  welcher  hiernach  die  exemte 
Jurisdiction  in  dem  Umfange  der  Burgfreiheit  des  kurfürstlichen  Besi- 
denzschlosses  von  der  übrigen  Jurisdiction  unterschieden  und  durch 
ein  verständliches  Zeichen  abgegränzt  wurde.  Es  bestätigt  sich 
hier  abermals,  wie  irrthümlich  es  ist,  wenn  man,  wie  insgemein 
geschieht,  es  als  eine  Wirkung  der  Entstehung  der  sog.  Landes- 
hoheit darstellt ,  dass  sich  hiernach  die  grundherrlichen  und  gräf- 
lichen Jurisdictionsbefugnisse  veimischt  und  verschmolzen 
hätten.  Im  Gegentheile  wurden  alle  Arten  der  Jurisdiction  bis 
zum  Ende  des  deutschen  Eeiches  und  bis  zur  Bildung  der  gegen- 
wärtigen Territorien  und  der  Erlangung  der  Souverainetät  durch 
die  jetzigen  deutschen  Bundesfürsten  auch  von  den  mächtigsten 
Landesherren  scharf  geschieden  gehalten;  so  blieb  und  hiess  Zent- 
gericht,  was  von  Alters  her  ein  Zentgericht,  Landgericht,  was  ein 
Landgericht,  Immunitätsgericht,  Herrschafts  -,  Burg  -  oder  Hofmarks- 
gericht u.  s.  w.,  was  ein  solches  von  Anfang  an  gewesen  war. 
Nur  die  Person  des  Landesherrn  bildete  für  die  verschiedenen  Ju- 
risdictionen ,  die  er  in  seiner  Hand  hatte ,  einen  gleichsam  zufälli- 
gen und  nur  äusserlichen ,  oft  sogar  nur  zeitweisen  und  vorüber- 
gehenden Vereinigungspunkt ,  aber  ohne  alle  Vermischung  ihres 
Wesens.  Die  Burgfreiheit  des  Schlosses  von  Heidelberg  rührte 
überdies  daher,  dass  dieses  Castrum,  sowie  die  civitas  Heidel- 
berg, ursprünglich  ein  Lehen  war,  welches  das  pfalzgräfliche  Haus 
seit  dem  Jahre  1225  von  dem  Bischof  von  Worms  trug,  wogegen 
es  sich  verpflichtet  hatte,  dieses  Hochstift  unter  seinen  besonderen 
Schutz  und  Schirm  zu  nehmen3). 

Schon  hierin  lag  ein  Grund,  weshalb  die  Burgfreiheit  als  Im- 
munitätsbezirk von  dem  pfalzgräflichen  Gerichtssprengel  zu  unter- 
scheiden war,  abgesehen  davon,  dass  keinem  Grund-  oder  Landes- 
herrn zur  Zeit  des  Eeiches  beifallen  konnte,  seine  grund-  und 
landherrlichen  Jurisdictionen  mit  seiner  übrigen  reichslehnbaren 
Gerichtsbarkeit  vermischen  zu  wollen,  welcher  regelmässig  der 
Charakter  einer  Beamtung,  wenn  auch  eines  sog.  Fürsten- 
amtes, anklebte. 


3)  Vergl.  meine  Ausführung  hierüber  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1858. 
Nr.  32.  p.  511.  512. 
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XIX. 

Die  medicinische  Doctorwürde  verliehen  von  demDecan 
der  Juristenfacultät  zu  Heidelberg  im  Jahre  1772. 

Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  akademischen  Würden. 

Es  ist  bekanntlich  jetzt  eine  allgemeine  Einrichtung  auf  den 
deutschen  Universitäten,  dass  jede  der  vier  oder  fünf  Facultäten 
die  Diplome  über  die  von  ihr  ertheilten  Doctorwürden  und  andere 
academische  Grade  selbst  und  unter  ihrem  eigenen  Siegel  ausfertigt. 
Mit  dieser  der  Natur  der  Sache  angemessenen  Einrichtung  steht 
aber  ein  heidelberger  medicinisches  Doctordiplom  von  1772  im 
Widerspruche,  welches  auf  das  vorgelegte  Zeugniss  des  Decans  der 
medicinischen  Facultät  über  die  Tüchtigkeit  des  Candidaten  von 
dem  Decan  der  juristischen  Facultät  ausgefertigt  worden  ist.  Der 
Grund  hiervon  wird  in  dem  Diplome  selbst  angegeben.  Es  war 
nämlich  durch  ein  noch  vorhandenes  Diplom  vom  23.  August  1745 
von  dem  Churfürsten  Max  Joseph  von  Bayern ,  als  damaligem 
Eeichsvicarius  l) ,  dem  Procancellarius  der  Universität  und  dem  je- 
weiligen Decan  der  juristischen  Facultät  der  Universität  Heidelberg 
der  Charakter  und  die  Würde  eines  Hofpfalzgrafen2)  und  da- 
mit neben  den  anderen  gewöhnlichen  hofpfalzgräflichen  Rechten,  wie 
Wappenbriefe  zu  ertheilen,  lehnfähig  zu  erklären,  uneheliche  Kinder 
zu  legitimiren,  auch  das  Privilegium  verliehen  worden,  Doctoren 
und  Notarien  zu  creiren.  Es  scheint  dies  also  damals  so  aufge- 
fasst  worden  zu  sein,  dass  hiernach  nur  von  dem  Procanzler  oder 
dem  Decan  der  juristischen  Facultät  die  Doctordiplome ,  auch  bei 
Verleihung  der  Doctorwürde  in  anderen  Facultäten ,  ausgefertigt 
werden  könnten  Das  Doctordiplom,  welches  hier  im  Abdrucke 
folgt,  befindet  sich  noch  im  Original  schön  auf  Pergament  in  Patent- 
form geschrieben,  mit  wohlerhaltenem  Siegel,  in  der  Urkunden- 
sammlung auf  der  Universitätsbibliothek  und  scheint  also  entweder 
von  dem  Promovirten  nicht  ausgelöst  oder  aus  irgend  einem  anderen 
Grunde  demselben  nicht  verabfolgt  oder  in  einer  nicht  zu  erklären- 


')  Nach  einer  Vereinbarung  zwischen  den  Höfen  von  München  und  Mann- 
heim über  eine  Alternation  in  der  Führung  des  Reich svicariats  v.  26,  März  1745 
wurde  dasselbe  im  J.  1745  von  dem  Churfürsten  von  Bayern  Max  Joseph 
(f  1777)  geführt. 

2)  Ueber  die  Hofpfalzgrafen  vergl.  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  p.  549.  Note  5. 
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den  Weise  in  den  Besitz  der  Universität  zurückgekommen  zu  sein. 
Als  die  Grundlage,  auf  welcher  die  medicinische  Doctorwürde  von 
dem  juristischen  Decan  verliehen  wurde,  erscheint  ein  wörtlich  in 
das  Diplom  aufgenommenes  Zeugniss  des  Decans  der  medicinischen 
Facultät  über  ein  mit  dem  Candidaten  vorgenommenes  Examen. 
Derselbe  ist  hiernach  nur  von  dem  Decan  allein  examinirt  worden ; 
wenigstens  geschieht  hier  von  der  Gegenwart  anderer  Facultäts- 
mitglieder  bei  dem  Examen  keine  Erwähnung.  Der  Fächer  selbst, 
in  welchen  der  Candidat  geprüft  wurde ,  waren  hiernach  nur  sehr 
wenige,  nämlich  nur  Pathologie,  Therapie  und  Diagnostik.  Wenn 
man  hiermit  das  jetzt  übliche  Verfahren  bei  der  Veranstaltung  von 
Prüfungen  für  die  akademischen  Grade  und  der  Ausfertigung  der 
Doctordiplome  durch  die  betreffenden  Facultäten  vergleicht,  so  könnte 
man  vielleicht  versucht  sein,  einigen  Verdacht  zu  schöpfen,  ob 
nicht  etwa  im  Jahre  1772  von  der  medicinischen  Facultät  eine 
Einsprache  gegen  dieses  einseitige  Vorgehen  ihres  Decans  und  die 
Ausfertigung  medicinischer  Doctordiplome  durch  den  Decan  der 
Juristenfacultät  stattgefunden  habe ,  und  ob  nicht  etwa  hierin  der 
Grund  zu  finden  sei ,  warum  sich  das  vollständig  ausgefertigte ,  so- 
gar mit  einem  30  Kreuzer-Stempel  versehene  Diplom  noch  hier  be- 
findet? Man  könnte  also  wohl  auf  den  Gedanken  gerathen,  ob  nicht 
hier  etwa  ein  erster  Versuch  des  juristischen  Decans  vorliege,  ge- 
stützt auf  seine  allerdings  ihm  als  Hofpfalzgrafen  in  der  reich s- 
vicariatischen  Urkunde  v.  23.  August  1745  beigelegten  Privilegien 
auch  Doctorwürden  in  anderen  Facultäten  zu  verleihen.  Eine  der- 
artige Vermuthung  möchte  etwa  scheinbar  dadurch  unterstützt 
werden,  dass  sich  das  Diplom  mit  so  grosser  Weitläufigkeit  über 
die  Befugniss  des  juristischen  Decans  zur  Ertheilung  von  Doctor- 
würden verbreitet,  als  welche  sonach  einer  besonderen  Rechtfertigung 
bedürftig  schien ;  denn  wo  die  Berechtigung  einer  gewissen  Behörde 
oder  Person  zur  Vornahme  eines  gewissen  Actes  feststeht,  pflegt 
niemals  in  der  Urkunde  eine  so  weitläufige  Auseinandersetzung  ihres 
Rechtstitels  zu  deren  Ausfertigung  statt  zu  finden ,  wie  sie  der 
Decan  der  heidelberger  Juristenfacultät  in  das  Diplom  aufzunehmen 
für  nöthig  gefunden  hat:  so  z.  B.  pflegt  auch  heut  zu  Tage  keine 
Facultät  in  den  von  ihr  ausgehenden  Diplomen  auch  nur  mit  einem 
Worte  ihre  Berechtigung  zur  Ertheilung  der  Doctorenwürde  zu  er- 
wähnen. Uebrigens  ersieht  man  aus  dem  nachstehenden  Diplome, 
dass  man  damals  öffentlicher  ordentlicher  Universitätsprofessor  und 
Decan  der  Juristenfacultät  sein  konnte,  ohne  selbst  Doctor  zu  sein, 
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indem  der  juristische  Decan  Kirschbaum  sich  selbst  nur  als 
Licentiaten  beider  Rechte  bezeichnet. 

Die  Universitätsacten  geben  keinen  Aufschluss  darüber,  ob  seit 
dem  Jahre  1745,  in  welchem  dem  Decan  der  Juristenfacultät  nebst 
dem  Procanzler  das  reichsvicariatische  Diplom  verliehen  worden  war, 
noch  mehrere  Doctordiplome  anderer  Facultäten  in  derselben  Art, 
wie  das  gedachte  Doctordiplom  v.  1772  von  dem  juristischen  Decan 
ausgefertigt  worden  sind:  auch  ist  es  zur  Zeit  nicht  möglich  ge- 
wesen, noch  andere  heidelberger  Doctordiplome  aus  der  zweiten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  wieder  aufzufinden  und  durch  deren 
Vergleichung  festzustellen,  ob  die  Form,  welche  das  Kirschbaum- 
sche  Diplom  von  1772  zeigt,  die  damals  übliche  war  oder  nicht? 
Wohl  aber  lässt  ein  anderer  nachweisbarer  Vorgang  in  der  zweiten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts ,  nämlich  das  Verfahren  bei  den 
Ehrenpromotionen,  welches  bei  der  vierten  Säcularfeier 
der  Universität  Heidelberg  stattgefunden  hat,  so  viel  erkennen,  dass 
es  mit  dem  Kir s chb aum'schen  Doctordiplome  von  1772  eine  eigen- 
tümliche Bewandtniss  gehabt  haben  muss,  wenn  auch  der  vor- 
stehend angedeutete  Zweifel,  ob  es  etwa  wegen  eines  Widerspruchs 
der  medicinischen  Facultät  zurückbehalten  worden  sei,  nicht 
für  begründet  wird  anerkennt  werden  können. 

Die  Ehrenpromotionen  bei  der  vierten  Säcularfeier 
der  Universität  Heidelberg  (1786)  wurden  nämlich  in  den  sämmt- 
lichen  Facultäten  auf  Facultätsbeschlüsse  und  zwar  in 
der  protestantischen  theologischen,  in  der  juristischen  und  in  der 
medicinischen  Facultät  von  den  betreffenden  Decanen,  in  der 
katholischen  theologischen  Facultät  und  in  der  philosophischen  Fa- 
cultät aber  durch  je  einen  ordentlichen  Professor  vorgenommen,  der 
selbst  die  betreffende  Doctorwürde  hatte.  Letzteres  ist  daraus  zu 
erklären,  dass  der  damalige  Decan  der  katholischen  theologischen 
Facultät,  Heinrich  Benedict  Fleischbein,  und  der  damalige 
Decan  der  philosophischen  Facultät,  Johann  Heinrich  Jung, 
noch  nicht  die  Doctorwürde  in  ihren  Facultäten  hatten,  sondern 
selbst  erst  bei  dieser  Gelegenheit  und  durch  den  Senior  der  betreffen- 
den Facultät  zu  Doctoren  promovirt  wurden 3). 

Es  erscheint  nun  aber  als  eine  besondere  Eigentümlichkeit 
dieses  feierlichen  Promotionsactes ,    dass  der  erste  Promotor ,  der 


3)  Acta  Sacrorum  saecularium  acad.  Heidelberg  (gedruckt  1787,  in  4t0).  p.  266. 
vergl.  mit  p.  552;  vergl.  die  Druckschrift:  Heidelbergs  vierte  akad.  Jubelfeier, 
gedr.  1787.  p.  20. 
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Decan  der  protestantischen  theologischen  Facultät,  Dr.  theol.  Do- 
minions Theophilus  Heddaeus,  sich  vorerst  mit  einer  förm- 
lichen Ansprache  an  den  Canzler  der  Universität,  den  Freiherrn 
Philipp  Franz  Anton  von  Frankenstein  auf  Ockstadt,  Dom- 
probsj  zu  Worms,  u.  s.  w.  wandte  und  von  diesem  für  sich  und 
die  übrigen  Promotoren  die  Ermächtigung  zur  Vornahme  der  beab- 
sichtigten Ehrenpromotionen  förmlich  erbat  und  zwar  mit  folgenden 
Worten : 

,,Te  ...  rogo  et  obsecro,  ut  mihi  quidem  Caesarea,  ceteris 
,,autem  ...  brabeutis  plena  qua  polles,  authoritate,  po- 
,,testatem  facere  benigne  velis,  eos  omnes,  qui  tibi  in  hac  ca- 
thedra sistentur,  supremae  laureae  Theologicae,  Juridicae,  Me- 
,,dicae,  Chirurgicae  et  Philosophicae  Candidatos  dignissimos, 
,,singulis  quippe  a  suis  Facultatibus  tentatos,  rigorose  exa- 
,,minatos  et  approbatos,  honoribus  et  privilegiis  Doctorum, 
,,hic  et  ubique  locorum  valituris ,  rite  mactandi  atque  conde- 
„corandi". 

Die  solchergestalt  erbetene  Ermächtigung  ertheilte  hierauf  der 
Canzler  in  einer  kurzen  Erwiderung,  in  welcher  die  betreffenden 
Worte  lauten: 

,, . . .  Tibi  ...  ex  parte  Reformatorum  h.  t.  Decano  et  Promotori, 
,,tum  reliquis  Academiae  Facultatibus  ac  Promotoribus  Clarissimis 
,,ea,  qua  polleo  potestate,  authoritate  omnipotentis  Dei, 
„sacrae  Sedis  Apostolicae  et  Caesareae  Majestatis  licentiam 
,,in  omni  facultate  summos  Doctoratus  gradus,  cum  adnexis  privi- 
,,legiis  juribusque,  tum  Pontificiis  tum  Caesareis  conferendi,  im- 
,,pertioru. 

Jeder  Promotor  bedankte  sich  hierauf,  so  wie  die  Reihe  an 
ihn  kam,  förmlichst  und  feierlichst  bei  dem  Canzler  für  die  ihm 
so  eben  ertheilte  Ermächtigung,  die  Promotionen  in  seiner  Facultät 
vorzunehmen. 

Hier  ist  also  nirgends  die  Rede  von  einer  auf  dem  reichs- 
vicariatischen  Privileg  v.  1745  beruhenden  Befugniss  des  juristi- 
schen Decans,  Promotionen  in  allen  Facultäten  vorzunehmen : 
sondern  es  wird  von  den  Promotoren  aus  den  sämmtlichen  Fa- 
cultäten als  eine  Befugniss  des  Canzlers  der  Universität  aner- 
kannt, dass  er  denselben  die  Befugniss  zur  Vornahme  von  Promo* 
tionen  zu  ertheilen  habe,  und  diese  Befugniss  wird  von  ihm  so- 
gleich mit  vollster  Feierlichkeit  ausgeübt. 

Dass  das  Erbitten  der  Erlaubniss  des  Canzlers  zur  Vornahme 
der  Promotionen  mehr  als  eine  blosse  Formalität  war,  ergibt  sich 


360  — 


eben  aus  der  Umständlichkeit,  mit  welcher  dieselbe  erbeten  und 
gewährt  und  für  die  Gewährung  von  jedem  einzelnen  Promotor 
Dank  gesagt  wurde.  Als  besonders  auffällig  muss  es  aber  hierbei 
auf  den  ersten  Anblick  erscheinen,  dass  der  Sprecher  der  sämmt- 
lichen  Facultäten,  der  Decan  der  protestantischen  (reformirten) 
theologischen  Facultät,  für  sich  von  dem  Canzler  der  Universität 
eine  andere  Ermächtigung  erbat,  als  für  die  übrigen  Promotoren: 
er  bat  nämlich  für  sich  um  Ermächtigung  aus  der  „Caesarea 
authoritas",  für  die  übrigen  Promotoren  aber  um  Ermächtigung 
aus  der  ,,plena  authoritas",  welche  der  Canzler  besitze.  Was  mit 
dieser  Unterscheidung  gemeint  ist ,  ergibt  sich  deutlich ,  wenn  man 
damit  die  älteste  Urkunde  über  die  Stiftung  der  Universität  Heidel- 
berg und  die  Antwort  des  Canzlers  auf  die  Ansprache  des  Decans 
der  protestantischen  theologischen  Facultät  vergleicht. 

Die  älteste  Urkunde,  auf  welche  die  Universität  Heidelberg 
gegründet  wurde,  ist  nämlich  eine  Bulle  des  Papstes  Urban  VI. 
vom  20.  October  1385 4),  worin  derselbe  dem  Pfalzgrafen  Rupert 
dem  Aelteren  auf  sein  Ansuchen  die  Erlaubniss  ertheilte,  in  seiner 
,,villa  Heydelberg,  dioecesis  Wormatiensis"  eine  Universität 
—  ,, Studium  generale  in  qualibet  licita  facultate"  —  mit  besonderer 
Benennung  der  Theologie  und  des  ius  canonicum  als  zu 
lehrender  Wissenschaften  nach  dem  Vorbilde  der  pariser  Univer- 
sität zu  errichten,  deren  Privilegien  der  Papst  in  dieser  Urkunde 
zugleich  auf  die  neu  zu  gründende  Universität  Heidelberg  übertrug. 
In  dieser  päpstlichen  Urkunde,  die  noch  im  Originale  auf  der  hie- 
sigen Universitätsbibliothek  aufbewahrt  wird,  ist  aber  dem  Dom- 
probst zu  Worms  (,,prepositus  ecclesiae  Wormatiensis")  oder  einem 
von  ihm  zu  ernennenden  Stellvertreter  das  Recht  beigelegt, 
dass  ihm  diejenigen,  welche  an  der  Universität  Heidelberg  die 
Magister-  oder  Doctorwürde  erlangen  wollen,  vorgestellt  werden 
sollen  (,,presententur").  Derselbe  soll  hiernach  die  Magister  oder 
Doctoren  der  betreffenden  Facultäten  zusammenberufen  und  eine 
strenge  Prüfung  der  Candidaten  veranstalten  (,,diligenter  examinare 
studeat") ,  worauf  er  ihnen,  wenn  sie  wohl  bestanden  sind,  den 
Magister-  oder  Doctortitel  zu  verleihen  hat  (,,si  ad  hoc  sufficientes 


*  4)  Das  Original  lautet :  „Datum  Janue ,  X.  cal.  Novemb.  Pontificatus  nn.  a. 
octavo".  —  Da  Urban  VI.  am  9.  April  1378  zum  Papst  erwählt  wurde,  so  er- 
gibt sieb  der  20.  October  1385  als  Tag  der  Ausfertigung  der  Urkunde.  Die  hier- 
auf Bezug  nehmende  eigentliche  Stiftungsurkunde  des  Kurfürsten  Rupert  des 
Aelteren  ist  vom  1,  October  (Remigii)  1386. 
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et  idonei  reperti  fuerint,  hujusmodi  licentiam  tribuat,  et  magisterii 
seu  doctoratus  honorem  conferat"). 

Der  Domprobst  von  Worms  wurde  daher  seit  dem  XV.  Jahr- 
hundert als  Canzler  der  Universität,  und  sein  Stellvertreter,  wenn 
es  ihm  einen  solchen  aufzustellen  beliebte,  als  Procanzler  be- 
zeichnet. Als  Procanzler  wurde  von  dem  Domprobst  zu  Worms  ge- 
wöhnlich einer  der  Professoren  ernannt;  mitunter  übertrug  er  aber 
auch  das  Recht ,  Promotionen  vorzunehmen ,  an  die  Decane  der 
einzelnen  Facultäten,  so  z.  B.  der  Domprobst  zu  Worms  Anton 
von  Clapis  im  J.  1489  4a).  Zur  Zeit  der  vierten  Säcularfeier  der 
Universität  (1786)  gab  es  keinen  Procanzler.  Unverkennbar  ist  aber 
bei  der  Vornahme  der  Ehrenpromotionen  im  J.  1786  genau  nach 
der  Vorschrift  der  päpstlichen  Bulle  vom  20.  October  1385  ver- 
fahren worden.  So  wie  es  diese  vorschreibt,  erschien  hierbei  der 
damalige  Domprobst  zu  Worms  persönlich  als  Canzler  der  Universität ; 
ihm  wurden  die  Candidaten  präsentirt  und  von  ihm  die  Erlaub- 
niss  zur  Promotion  durch  die  Facultäten  eingeholt  und  ertheilt. 
Nur  das  Examen  selbst  war  nicht  in  seiner  Gegenwart  vorgenommen 
worden ,  sondern  der  Canzler  begnügte  sich  mit  der  Versicherung 
des  Decans  der  protestantischen  theologischen  Facultät,  dass  die 
Prüfung  der  zu  Ehrendoctoren  zu  promovirenden  Herren  in  jeder 
Facultät  strenge  vorgenommen  worden  sei.  Uebrigens  darf  diese 
Prüfung  hier  offenbar  nicht  buchstäblich  von  einem  eigentlichen, 
vor  der  betreffenden  Facultät  bestandenen  Examen  der  zu  Promo- 
virenden, sondern  nur  von  einer  sorgsamen  Erwägung  ihrer  Würdig- 
keit durch  die  Facultäten  im  Allgemeinen  verstanden  werden,  wie 
dies  auch  heut  zu  Tage  noch  bei  den  Ehrenpromotionen  an  Säcular- 
feiern  der  Universitäten  der  Fall  ist.  Es  ergibt  sich  dies  klar 
daraus,  dass  die  neu  creirten  Doctoren  durchaus  Männer  in  reiferen 
Jahren  und  in  ausgezeichneten  Aemtern  stehende  Personen,  zum 
Theil  sogar  Collegen,  d.  h.  ordentliche  und  ausserordentliche  Pro- 
fessoren in  derselben  und  in  anderen  Facultäten,  ordentliche  und 
ausserordentliche  Professoren  zu  Heidelberg  selbst,  mehrere  der 
Creirten  aber  auswärts  in  Amt  und  Würden  oder  in  ausgezeichneter 
praktischer  Thätigkeit  stehende  Personen  waren,  die  in  absentia 
promovirt  wurden. 


4a)  Nach  einer  gefälligen  Mittheilung  des  mit  der  Bearbeitung  einer  ausführ- 
lichen Geschichte  der  Universität  Heidelberg  beschäftigten  Herrn  Lycealdirectors 
Hofrath  Hautz. 
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So  wie  aber  der  Stifter  der  Universität  Heidelberg,  der  Pfalz- 
graf Rupert  der  Aeltere,  für  die  von  ihm  gegründete  hohe  Schule 
der  Wissenschaft  vorsorglich  die  päpstliche  Genehmigung  nach- 
gesucht hatte,  so  hatte  derselbe .  oder  einer  seiner  Nachfolger  wohl 
auch  nicht  unterlassen,  die  kaiserliche  Genehmigung  dieser 
allen  Pfalzgrafen  bei  Rhein  so  theueren  Anstalt  und  beziehungs- 
weise die  kaiserlichen  Vollmachten  für  deren  Canzler  nachzusuchen. 
Eine  Urkunde  über  die  Erwirkung  der  kaiserlichen  authoritas  ist 
nun  zwar  bisher  nicht  aufzufinden  gewesen ;  dass  aber  eine  solche 
erbeten  und  ertheilt  worden  war,  kann  nicht  wohl  bezweifelt  wer- 
werden,  indem  der  Canzler  der  Universität,  der  Domprobst  zu 
Worms ,  Herr  von  Frankenstein,  bei  der  Ertheilung  seiner  Er- 
mächtigung zur  Vornahme  der  Ehrenpromotionen  bei  der  vierten 
Säcularfeier  der  Universität  ausdrücklich,  wie  oben  angeführt  wurde, 
auch  auf  die  „authoritas  Caesareae  Majestatis",  neben  der  authoritas 
sedis  apostolicae,  Bezug  genommen  hat.  Fehlen  durfte  diese  kaiser- 
liche „authoritas"  der  jungen  Universität  in  keinem  Ealle,  da 
das  Recht,  die  Erlaubniss  zum  Creiren  von  Doctoren  zu  ertheilen, 
von  dem  Kaiser  als  ein  Reservatrecht  angesprochen  wurde,  ein 
Bestreiten  von  Seiten  des  Kaisers  aber ,  dass  schon  die  päpstliche 
authoritas  zur  Verleihung  von  akademischen  Würden  ausreichend 
sein  könne,  der  Universität  Heidelberg  nachtheilig  gewesen  sein 
würde. 

Wendet  man  sich  nun  nach  der  Darstellung  dieser  geschicht- 
lichen und  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  der  Unterscheidung  zu- 
rück, welche  der  Decan  der  protestantischen  Facultät  in  seiner 
Ansprache  an  den  Canzler  der  Universität  bei  der  vierten  Säcular- 
feier 1786  bezüglich  der  Bitte  um  Ermächtigung  zur  Vornahme  der 
Ehrendoctoren  zwischen  sich  und  den  übrigen  Promotoren  gemacht 
hat,  so  wird  man  nicht  verkennen  können,  dass  derselbe  von  der 
Thatsache  ausging,  dass  der  Canzler  sowohl  ,,ex  authoritate  sedis 
apostolicae",  als  auch  ,,ex  authoritate  Caesareae  majestatis"  befugt 
sei,  die  Ermächtigung  zur  Verleihung  akademischer  Würden  in 
jedem  einzelnen  Falle  zu  ertheilen.  Die  protestantische  theologische 
Facultät  an  der  Universität  Heidelberg  konnte  aber  ihrer  confes- 
sionellen  Stellung  nach  die  Autorität  des  Papstes  nicht  anerkennen, 
und  konnte  und  wollte  sich  daher  auch  nur  auf  die  kaiserliche 
Autorität,  als  die  oberste  Quelle  ihres  Rechtstitels,  Promotionen 
vorzunehmen,  berufen.  Indem  also  der  Decan  der  protestantischen 
theologischen  Facultät  für  sich  nur  die  Ermächtigung  aus  der 
Caesarea  authoritas  vom  Canzler  erbat,  protestirte  er  zugleich  in 


feiner  Weise  dagegen,  dass  seine  Facultät  dem  Papste  irgend  eine 
Autorität  über  sich  einräumen  könne.  Für  die  übrigen  Faeultäten 
aber,  bei  denen  keine  confessionelle  Eücksicht  Platz  griff,  mochte 
es  daneben  immerhin  bei  der  Ermächtigung  zum  Promoviren  „ex 
plena,  sive  ex  utraque  authoritate"  sein  Bewenden  behalten. 
Der  Domprobst  von  Worms,  als  Canzler  der  Universität,  ignorirte 
dagegen  in  seiner  Antwort  die  von  dem  Decan  der  protestantischen 
theologischen  Facultät  gemachte  Unterscheidung  und  ertheilte  im 
Allgemeinen  den  sämmtlichen  Promotoren  die  Ermächtigung  zur 
Ertheilung  der  Doctorwürde  sowohl  aus  päpstlicher,  wie  aus 
kaiserlicher  Autorität,  und  überliess  es  somit  dem  Decan  der 
protestantischen  theologischen  Facultät,  nur  die  letztere  auf  sich  zu 
beziehen. 

Von  dem  reichsvicariatischen  Diplom  von  1745  geschah  bei 
der  Säcularfeier  1786  keine  Erwähnung.  Insoweit  dieses  Diplom 
von  Rechten  des  Procanzlers  handelt,  war  auch  keine  Veranlassung 
gegeben,  seiner  zu  gedenken,  weil  damals,  wie  bereits  erwähnt 
worden ,  kein  Procanzler  vorhanden  war.  Desto  näher  lag  es  aber, 
die  Privilegien  zu  erwähnen ,  welche  dem  juristischen  Decan  durch 
die  Verleihung  des  Charakters  eines  kaiserlichen  Hofpfalzgrafen  er- 
theilt  worden  waren,  und  dass  auch  dies  unterblieb,  ist  allerdings 
sehr  auffällig.  Es  hielt  nämlich  jeder  Promotor«  vor  dem  eigent- 
lichen Inaugurationsacte  bei  der  Säcularfeier  eine  lateinische  Rede. 
Der  Decan  der  Juristenfacultät  sprach  insbesondere  ausführlich  „de 
memorabilibus  facultatis  juridicae  in  academia  Heidelbergensi"  5), 
worin  er  nicht  unterliess,  alle  Auszeichnungen,  welche  der  Juristen- 
facultät seit  ihrer  Entstehung  zu  Theil  geworden  waren,  aufzu- 
zählen. In  dieser  Rede  geschieht  aber  von  dem  reichsvicariatischen 
Privileg  von  1745  für  den  juristischen  Decan  auch  nicht  die  lei- 
seste Erwähnung,  und  dieses  Stillschweigen  ist  um  so  auffälliger, 
als  zur  Zeit  der  Säcularfeier  (1786)  noch  derselbe  Johann  Jacob 
Kirschbaum  Mitglied  der  Juristenfakultät  war,  der  im  Jahre 
1772  das  oben  gedachte  Doctordiplom  für  einen  Doctor  der  Me- 
dizin auszufertigen  sich  für  berechtigt  gehalten  hatte,  und  daher 
also  klar  vorliegt,  dass  das  reichsvicariatische  Diplom  von  1745 
in  dem  gremium  der  Facultät  nicht  in  Vergessenheit  gerathen  sein 
konnte. 

Hiernach  wird  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  das  reichs- 
vicariatische Diplom  von   1745,  soweit  es  auch   dem  juristischen 


5)  Acta  Saecularia,  p.  277  u.  flg. 
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Decan  eine  gleiche  Berechtigung,  Doctoren  zu  machen,  wie  sie  dem 
Canzler  der  Universität  von  deren  Gründung  an  zukam,  beilegte, 
von  Seite  des  Canzlers  Widerspruch  gefunden  hatte ,  indem  dieser 
darin  eine  Beeinträchtigung  seines  exclusiven  Eechtes  erkennen 
musste.  Der  Decan  der  Juristenfacultät  mochte  es  aber  wohl  für 
angemessen  finden,  das  reichsvicariatische  Diplom  in  seiner  Rede 
ganz  mit  Stillschweigen  zu  übergehen,  um  nicht  durch  dessen  Er- 
wähnung einen  öffentlichen  Widerspruch  des  Canzlers  hervorzu- 
rufen und  durch  die  Erregung  eines  Streites  mit  demselben  die 
akademische  Feier  zu  trüben.  Es  ist  daher  auch  wohl  möglich, 
dass  das  von  dem  juristischen  Decan  (Kirschbaum)  im  Jahre  1772 
für  einen  Doctor  der  Medizin  ausgefertigte  Doctordiplom  wegen  ein- 
gelegten Widerspruches  des  Canzlers  zurückbehalten  werden  musste: 
Gewissheit  hierüber  zu  erlangen  ist  jedoch  nicht  möglich  gewesen. 

Es  drängt  sich  hierbei  auch  wohl  noch  die  Frage  auf,  aus 
welchem  Grunde  der  Kurfürst  Maximilian  Joseph  von  Bayern  sich 
als  Reichsvicarius  veranlasst  finden  konnte,  der  nicht  unter  seiner 
Landeshoheit  stehenden  kurpfälzischen  Universität  Heidelberg  das 
Diplom  von  1745,  und  darin  dem  juristischen  Decan  eine  mit  dem 
Procanzler  concurrirende  Befugniss  zu  verleihen,  Doctor-Diplome  zu 
ertheilen  ?  Es  ist  nicht  wahrscheinlich ,  dass  dies  anders,  als  auf 
Anregung  des  verwandten  kurpfälzischen  Hauses  geschehen  ist,  und 
auch  dieses  hat  sich  hierzu  wohl  nur  durch  einen  von  der  Univer- 
sität Heidelberg  ausgegangenen  Antrag  veranlasst  gefunden.  Die 
Universität  Heidelberg  kann  aber  zu  einem  solchen  Antrage  nur 
durch  den  Wunsch  bewogen  worden  sein,  sich  so  viel  möglich 
von  der  Einmischung  des  Domprobstes  zu  Worms  als  des  gebornen 
Canzlers  der  Universität  in  die  Promotionsangelegenheiten  zu  eman- 
cipiren,  und  namentlich  für  jene  (häufigen)  Zeiten,  wo  der  Canzler 
keinen  Procanzler  in  Heidelberg  aufstellte,  in  ihrer  Mitte  selbst  eine 
zur  Autorisation  der  Facultäten  bezüglich  der  Verleihung  akademi- 
scher Würden  berechtigte  Person  zu  haben.  Um  aber  dem  Canzler 
nicht  zu  schroff  gegenüber  zu  treten,  scheint  der  Ausweg  gewählt 
worden  zu  sein ,  in  dem  reichsvicariatischen  Diplome  zugleich  dem 
etwaigen  Procanzler,  wie  dem  juristischen  Decan,  den  Charakter 
eines  kaiserlichen  Hofpfalzgrafen  beizulegen.  Es  finden  sich  aber, 
das  Kirschbaum'sche  Diplom  von  1772  abgerechnet,  keine  Spuren, 
dass  auch  sonst  von  den  einzelnen  hofpfalzgräflichen  Rechten  durch 
einen  juristischen  Decan  oder  Procanzler  Gebrauch  gemacht  worden  wäre. 

Was  die  Ehrenpromotionen  bei  der  Säcularfeier  von  1786  an- 
belangt, so  muss  zur  Verhütung  eines  möglichen  Irrthums  angeführt 
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weiden,  dass  durch  ein  Versehen  in  den  gedruckten  Actis  die  von 
der  katholischen  theologischen  Facultät  vorgenommenen  Ehrenpro- 
motionen aufzuführen  unterlassen  worden  ist;  sie  finden  sich  aber 
in  einer  andern  Beschreibung  der  Säcularfeier  angegeben6).  Viele 
der  zu  Promovirenden  waren  bei  der  Feierlichkeit  anwesend  und 
wurden  mit  der  damals  üblichen  Förmlichkeit  promovirt,  die 
Namen  der  Abwesenden  aber  dabei  feierlich  proclamirt. 

Die  Förmlichkeit  der  Promotion  oder  Inauguration  war  bei 
allen  Facultäten  dieselbe ;  erstlich  die  Berufung  der  Candidaten  zum 
Herauftreten  auf  die  cathedra  superior,  auf  welcher  der  Promotor 
stand:  sodann  die  Darreichung  eines  geschlossenen  Buches 
durch  denselben,  als  Zeichen  der  selbständigen,  freien  Forschung,  deren 
sich  die  neuen  Doctoren  befLeissigen  sollten ;  hierauf  die  Darreichung 
des  auf ges chlagen en  Buches,  als  Zeichen  der  Verpflichtung  zu 
wissenschaftlicher  Forschung  in  den  Schriften  der  Vorgänger.  Hier- 
nach folgte  die  Bedeckung  des  Hauptes  des  Candidaten  mit  dem  Doctor- 
hut,  bei  den  juristischen  Promotionen  ausdrücklich  erklärt  als  ,,signum 
ingenuae  libertatis  et  insigne  nobilitatis  cujus  praerogativis 
ac  juribus  doctores  nostri  ordinis  gaudent".  Darauf  wurde  dem 
Candidaten  ein  goldener  Ring  an  den  Finger  gesteckt,  theils  auch  als 
Zeichen  der  Würde,  theils  als  Zeichen  der  Treue  und  der  Vermäh- 
lung mit  der  Wissenschaft.  Den  Schluss  machte  eine  Umarmung 
des  Promotors,  als  Zeichen  des  Friedens  und  der  Freundschaft, 
welche  unter  den  Mitgliedern  der  gelehrten  Genossenschaft  herr- 
schen solle.  Bei  den  Promotionen  in  der  juristischen,  medizinischen 
und  philosophischen  Facultät  ging  dem  Aufsetzen  des  Doctorhutes 
noch  die  Bekleidung  mit  dem  Doctormantel  vorher,  dessen  Farbe 
bei  allen  Facultäten  dieselbe ,  purpurn ,  war ;  dies  wurde  von  dem 
Decan  der  Juristenfacultät  als  Zeichen  der  Berufung  der  Juristen 
zur  Ausübung  der  Blutgerichtsbarkeit  —  judicia  sanguinis  —  er- 
klärt, von  dem  medizinischen  Decan  als  ,,signum  laboris  gloriosi" 
und  ähnlich  von  dem  philosophischen  Decan  als  „vestis  honorifica, 
quae  nonnisi  doctos  decet".  Die  Promotionsfeierlichkeit  zeigt  also 
genau  die  Form  der  alten  germanischen  Investitur  in  ein  Amt  oder 
Gut  mit  Mantel,  Hut,  Ring  und  Kuss,  dem  bei  feudaler  Investitur 
sog.  Lehenkuss. 

Als  Eigenthümlichkeit  bei  den  Promotionsacten  der  juristischen 
Facultät  ist  zu  erwähnen,  dass  die  Candidaten  vor  der  Promotion 
„ex  more  et  statutis  universitatis"  zwei  Eide  schwören  mussten: 


6)  Siehe  die  Druckschrift:  Heidelbergs  vierte  alcarl.  Jubelfeier.  1787.  p.  20. 
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nämlich  einen  confessionellen  Eid:  ,,ut  religioni  fidem  palam  deela- 
retis  et  jurejurando  confirmetis",  was  nur  vom  Beschwören  eines 
christlichen,  d.  h.  des  katholischen  oder  des  protestantischen 
Glaubensbekenntnisses  verstanden  werden  kann:  und  sodann  einen 
zweiten  Eid,  „de  servandis  statutis  facultatis  juridicae" 7).  Bei  den 
Promotionen  der  medizinischen  Facultät  wird  nur  einfach  ein  „ju- 
rare  ad  sceptra  nostra  iuxta  statuta  academica"  erwähnt8).  Da  sich 
unter  den  Ehrendoctoren  dieser  Facultät  auch  ein  Israelit,  ,,Jacobus 
Nathan  C anstatt,  Mannheimiensis,  natione  Judaeus"  befindet,  der 
ebenfalls  ,,praestito  facultati  juramento"  zum  Doctor  promovirt  wird, 
so  möchte  es  scheinen,  als  wenn  bei  der  medizinischen  Facultät  die 
Beschwörung  eines  christlichen  Glaubensbekenntnisses  nicht  gefordert 
worden  sei.  Diesem  widerspricht  aber  die  besondere  und  ausdrück- 
liche Beifügung,  dass  diese  Promotion  des  J.  N.  Cannstatt  „ex 
speciali  indultu  amplissimi  Senatus  academici  atque  inclytae 
facultatis  medicae"  geschehen  sei,  so  dass  also  wohl  anzunehmen 
ist,  dass  die  Doctorwürde  auch  bei  der  medizinischen  Facultät 
regelmässig  ein  christliches  Glaubensbekcnntniss  voraussetzte,  und 
Dr.  Canstatt  wohl  der  erste  Israelit  war,  welcher  von  der  heidel- 
berger  medizinischen  Facultät  die  Doctorwürde  erlangte.  Bei  den 
Promotionen  in  der  theologischen  und  in  der  philosophischen  Fa- 
cultät findet  sich  keine  Andeutung,  dass  die  Candidaten  irgend 
einen  Eid  vor  der  Promotion  zu  leisten  gehabt  oder  geleistet 
hätten. 

In  den  letzten  Zeiten  der  churpfälzischen  Eegierung,  d.  h.  in 
der  Zeit  nach  der  Säcularfeier  der  Universität,  bis  zur  Abtretung 
Heidelbergs  an  Baden,  fertigten  die  einzelnen  Facultäten  ohne  Zwei- 
fel die  betreffenden  Doctordiplome  aus.  In  einem  von  befreun- 
deter Hand  mitgetheilten  medizinischen  Doctordiplome  vom  1.  Jan. 
1802  verleihen  einfach  ,,Decanus,  Senior,  Professores  et  Doctores 
Facultatis  Medicae  in  alma  et  antiquissima  Palatino -ElectoraliUni- 
versitate  Heidelbergensi"  einem  Petenten,  Ferdinand  Joseph  Steg- 
meyer von  Wimmenthai,  der  daselbst  charakterisirt  wird  als  ,,artium 
liberalium  et  philosophiae  magister,  Academiae  Josephinae  Vindo- 
bonnensis  promotus  Chirurgiae  Doctor,  Exercitus  Austriaci  in  Italia 
militantis   supremus  nosocomii  medico  -  chirurgus"  auf  die  Vorlage 


7)  Acta  Saecularia,  p.  226. 

8)  Eben  da  s.  p.  271.  —  Die  Leistung  des  Doctor-Eides  auf  die  Scepter  der 
Universität  findet  auch  gegenwärtig  noch  an  unserer  Universität  statt:  die  übrigen 
Förmlichkeiten  der  Promotion  sind  längst  ausser  Uebung  gekommen. 
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einer  Dissertation  über  die  zu  Mantua  unter  den  Soldaten  grassi- 
renden  Krankheiten  und  andere  Beweise  seiner  Würdigkeit,  die 
erbetene  Würde  eines  Doctor  Medicinae.  Das  Diplom  ist  in  latei- 
nischer Sprache  abgefasst,  in  Patentform,  wie  das  Kirschbaum'sche, 
auf  Pergament  geschrieben,  mit  einem  60  Kreutzer- Stempel  ver- 
sehen, und  von  demselben  Dr.  Daniel  Wilhelm  Nebel  als  Decan 
ausgefertigt,  der  auch  bei  den  Promotionen  bei  der  Säcularfeier  (1786) 
als  Decan  und  Promotor  fungirt  hatte.  Das  Siegel  der  medizinischen 
Facultät  ist  in  rothem  Wachs  abgedruckt  und  in  einer  messingenen 
Bulle  an  einem  weissen  und  blauen  breiten  seidenen  Bande ,  eben- 
falls wie  bei  dem  Kirschbaum'schen  Diplome  angehängt.  In  diesem 
Diplome  von  1802  geschieht  nirgends  Erwähnung  von  einer  kaiser- 
lichen, päpstlichen  oder  landesherrlichen  Autorität,  eben  so  wenig 
wird  darin  eines  Canzlers,  Procanzlers,  Eectors  oder  Prorectors  der  * 
Universität  gedacht:  es  ist  lediglich  die  medizinische  Facultät, 
welche  hier  spricht  und  ein  ihr  selbstverständlich  zukommendes 
Hecht,  ohne  Bezugnahme  auf  irgend  einen  Titulus  ausübt,  in  dem 
sie  dem  Petenten  mit  der  Doctorwiirde  kurzweg  die  ,,Insignia 
Privilegia  Caesarea ,  immunitates  publicas  medicinae  doctoribus  ubi- 
que  concessas  (et)  praerogativas  his  honoribus  annexas"  verleiht. 

Beilage  zu  Nr.  XIX. 

Das  Heidelberger  Doctordiplom  v.  1772 :  für  einen  Doctor  der  Nedicin 
ausgefertigt  vom  Decan  der  juristischen  Facultät  als  kaiserlichem 
Hof -Pfalzgrafen. 

In  Nomine  Sanctissimae  Trinitatis. 

Ich  Johann  Jacob  Joseph  Kirschbaum,  Chur-Pfalz' 
Regierungsrath  der  beyden  Rechten  Licenciat  und  Professor  iuris 
et  praxeos  publicus  et  Ordinarius  auff  der  uralten  Chur-Pfälzischen 
Universitaet  Heydelberg,  dermahliger  D ecanus  facultatis  iuridi- 
cae,  sacri  imperialis  palatii  comes  thue  kund  männiglich  in  Krafft 
dieses  BriefFs:  Demnach  der  allerdurchleuchtigste  Fürst  und  Herr 
Herr  Maximilian  Joseph  in  Ober-  und  Nieder-Bayern ,  auch 
der  oberen  Pfalz  Hertzog,  PfaltzgrarT  bei  Rhein ,  des  hl.  Römischen 
Reichs  ErtzTruchsäss  und  Churfürst  als  in  denen  Landen  des 
Rheins,  Schwaben  und  fränkischen  Rechtens,  in  denen  sich  erge- 
benden Reichsgrund-gesätzmässigen  Fällen  Reichs-Fürseher  und  Vi- 
carius,  Land-Graff  zu  Leichtenberg  mit  wohlbedachtem  Muth,  gutem 
Rath  und  sonderbahren  gnaden  gedachter  Juristenfacultät  den  jedes- 
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mahl  in  facultate  juridica  wesenden  würklichen  Decanum  in  die 
Ehr  und  Würde  deren  kayserlichen  Pfaltz-  und  Hoff-Graffen  (so  zu 
latein  comites  Palatini  genannt)  erhöhet,  gewürdiget  und  einge- 
setzet  auch  der  Gesellschafft  deren  Comitum  Palatinorum  zugeeignet, 
zugesellet,  und  zugefüget,  so  hien  mit  all  und  jeglichen  Privilegien, 
Gnaden,  Freyheiten,  Ehren,  Würdten,  Vortheilen,  Eecht,  und  Ge- 
rechtigkeiten deren  Comitum  Palatinorum  in  plenissima  forma  aus 
Eeichs-Verwesslicher  Macht  und  Vollkommenheit  versehen  und  be- 
gäbet; Also  dass  mir  in  dieser  Eigenschafft  eines  Comitis  Palatini 
auch  das  Recht  zukomme,  anstatt  höchst  gedachten  Reichs-verwesers 
und  Vicarii  tempore  interregni  und  dermahlen  anstatt  allerhöchsten 
Kaysers  Majstaet  und  in  kay serlichem  Nahmen  den  Titul  und  Cha- 
racter  eines  Doctoris  mitzutheilen ;  Inmassen  erstbemeldten  höch- 
*  sten  Reichs-Vicarii  Privilegium  eigenhändig  subscribirt  und  besie- 
geltes Palatinat  und  Diploma  dato  München  den  23ten  Monaths-Tag 
August  des  1745ten  Johrs  nach  mehr  vorhergehendem  Innhalt  also 
lautet:  Meinen,  setzen  und  wollen  wir,  dass  nun  und  hinführo  zu 
ewigen  Zeiten  der  jedesmahlige  Decanus  facultatis  juridicae  da- 
selbst, wie  andere  Comites  Palatini  alle  und  jegliche  Privilegia, 
Gnad  Freyheit,  Ehr,  Würdte,  Vortheil,  Recht  und  Gerechtigkeit 
haben,  sich  derselben  freuen,  gebrauchen  und  geniesen  sollen  etc. 
Weither:  Wir  haben  auch  vielgemeldtem  Decano  facultatis  juridicae 
der  Universitaet  Heidelberg  diese  besondere  Gnad  und  Freyheit 
gethan,  dass,  so  oft  sie  sich  dieser  unserer  Begnadigung  und  Frey- 
heit aller  oder  einiger  oder  mehr  puncten  oder  Artikelen  gebrau- 
chen, oder,  da  ihnen  solches  darzubringen  oder  fürzuzeigen  mit  oder 
ohne  Recht  aufferlegt  würde,  alsdann  solchen  unseren  Begnadigungs- 
Brieff  gantz  noch  sonsten  ein  mehreres  oder  anderes  daraus  fürzu- 
legen, oder  zu  eröffnen  nicht  schuldig  seyn  sollen,  dann  allein  un- 
gefährlich den  Anfang  dieses  unseres  Brieffs  und  darnach  den  allei- 
nigen oder  mehr  puncten  und  Artikeln,  darauff  sie  sich  ziehen  oder 
gebrauchen  wollen,  auch  das  datum  dieses  unseres  Reichs-Vicariats- 
gnaden-Brieffs  und  nicht  weithers  denen  auch  alsdann  geglaubt, 
darauff  gericht  und  gehandelt  werden  soll,  nicht  änderst,  als  dem 
original-Brieff  selbsten,  ohngehindert  allermänniglich ; 

Inmassen  dann  nun  der  in  der  Medicin  Kunst  wohl  erfahren 
und  durch  besondere  Curen  sich  berühmt  gemachte  Herr  Frantz 
Anton  Oberle  aus  Daxburg  mich  geziemend  gebetten,  ihme 
den  Titul  und  Character  eines  Doctoris  medicinae  mitzutheilen,  und 
zum  Beweiss  seiner  Fähigkeit  in  der  Artznei-kunst  nachstehendes 
Zeugniss,  in  verbis: 
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Demnach  Herr  Frantz  Anton  Oberle  aus  Dax  bürg  wegen 
seiner  Kenntnuss  in  der  Artzney- Wissenschaft  von  mir  gepriefft  zu 
werden  anverlanget,  und  ich  solchen  auff  dessen  Ersuchen  über  bösse 
Geschwür,  den  stein,  das  glieder-Wehe ,  das  böse  Leyd,  die  verhal- 
tene weibliche  Reinigung,  das  kalte  Fieber  examiniret,  als  Urkunde 
durch  gegenwärtiges,  dass  ermeldter  Herr  Oberle  nicht  allein 
dienliche  Mittel  wider  solche  Gebrechen  besitze,  sondern  auch  die 
Fragen  wohl  beantwortet,  welche  ich  ihm  wegen  Erkanntnüss  be- 
rührter Zufäll  gethan,  und  den  Gebrauch  seiner  Artzneyen  richtig 
angegeben ;  Welches  ich  durch  mein  beigedrucktes  siegel  zu  be- 
kräftigen keinen  Anstand  nehme. 

Heydelberg,  den  28.  Mai  1772. 
(L.  S.) 

F.  Sc  hoenmetzel ,  Ph.  et  Med.  Doct. 
Nosocom.  mil.  med.  Prof.  pub.  et  ordin.  facul- 
tatis  h.  t.  decanus. 
mir  behandiget  hat. 

Als  habe  ich  Johann  Jacob  Joseph  Kirschbaum,  Chur- Pfalz 
Regierungsrath,  der  beyden  Rechten  Licentiat,  Professor  juris  et 
praxeos  pub.  et  ord.  auff  der  uralt-Chur-Pfältzischen  Universitaet 
Heydelberg  dermahliger  Decanus  facultatis  juridicae  sacri  imperialis 
palatii  Comes  den  gemeldten  Hn.  Frantz  Anton  Oberle  mit  gutem 
Rath  und  rechtem  Wissen  in  kraft  meines  habenden  Palatinats  mit 
gebührenden  Solennitaeten  in  den  Character  eines  Doctoris  medi- 
cinae  würklich  erhoben,  sohin  ihme  dieses  tituls  gegen  jedermann 
sich  gebrauchen  zu  können  beliebet;  zu  mehrerer  Bekräfftigung 
habe  ich  diesen  Brieff  eigenhändig  unterschrieben,  auch  unser 
facultaets-Insiegel  wissentlich  daran  hängen  lassen,  so  geschehen 
Heydelberg  den  15.  Junii  MDCCLXXII. 

J.  J.  Kirschbaum 
fac.  iur.  p.  t.  Decanus. 
(Das  Facultätssiegel ,  ein  aufrecht  stehender,  nach  rechts  ge- 
wendeter Löwe,  eine  Wage  in  der  linken  Vorder  -  Pranke  haltend, 
mit  der  Umschrift :  Sigillum  facultatis  juridicae  Heidelbergensis,  in 
rothem  Wachs  abgedruckt  und  in  hölzerner  Bulle  hängt  an  breiten 
weiss  und  blauen  Bändern;  noch  sehr  wohl  erhalten.) 


Zöpfl,  Alterthümer.  I. 
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XX. 

Ueber  die  Sitte,  die  Privilegien  bei  dem  Regierungs- 
antritte der  Kaiser  erneuern  zu  lassen,  und  die  Er- 
richtung und  Aufbewahrung   der  Urkunden  in  den 

Kirchen. 

Mit  einer  Beilage: 
Die  bisher  uugedruckteu  Privilegien  der  Zöllner  auf  dem  Brand  in 
Bamberg  vom  XIV — XVI.  Jahrhundert;   nach  einer  Handschrift  des 
XVI.  Jahrhunderts  auf  der  Heidelberger  Universitätsbibliothek. 

(Cod.  Manuscript  Palatin.  Nr.  835.)  4) 

Die  Sitte,  die  einmal  erlangten  Privilegien,  sie  mochten  vom 
Kaiser  oder  einem  Landesherrn  herrühren,  sich  bei  oder  nach  dem 
Regierungsantritte  durch  einen  neuen  Kaiser  von  demselben  neu 
bestätigen  zu  lassen,  zeigt  sich  besonders  deutlich  in  einer  bisher 
ungedruckten  Handschrift  der  heidelberger  Bibliothek,  welche  die 
Privilegien  der  Zollner  auf  dem  Brand  in  Bamberg  in  einer  theil- 
weise  leider  nur  auszugsweisen  Zusammenstellung  enthält,  die 
wahrscheinlich  zu  einem  prozessualischen  Zwecke  im  XVI.  Jahr- 
hundert angefertigt  worden  und  vermuthlich  aus  alten  kurpfälzi- 
schen  Akten  an  die  hiesige  Universitätsbibliothek  gekommen  ist. 
Die  Veröffentlichung  dieser  Zusammenstellung  schien,  abgesehen 
von  der  Nachweisung  der  gedachten  Sitte  an  einem  concreten  Bei- 
spiele, auch  aus  dem  Grunde  sich  zu  rechtfertigen,  da  die  Zoll- 
ner ein  altes,  in  den  bambergischen  Urkunden  häufig  erwähntes 
Geschlecht  sind,  über  deren  Stellung  zu  der  städtischen  Gemeinde 
aber  noch  wenig  bekannt  ist,  und  da  auch  sonst  diese  Urkunden- Aus- 
züge manche  rechtsgeschichtlich  interessante  Zustände  und  Vorgänge 
erkennen  lassen.  Die  Zollner  erscheinen  schon  im  XIV.  Jahrhun- 
dert unter  den  ,,  Genannten",  d.  h.  den  Patriziern  von  Bamberg 
in  den  Protokollen  des  Rathes  la)  und  mögen,  wie  ihr  Name  an- 
deutet, ursprünglich  einfache  bischöfliche  Ministerialen  gewesen  sein, 
die  mit  der  Erhebung  der  Zölle  betraut  waren,  allmählig  aber  zu 
grossem  lleichthum  und  Ansehen  gelangten.     In   dem  XV.  Jalir- 


1)  Erörterung  zu  Seite  115. 

la)  Vergl.  das  Urkundenbuch  zu  meiner  Schrift:  das  alte  Bambergef 
Recht.  Heidelberg  1839.  Anhang  V.  Gericbtsbuch  der  Stadt  Bamberg  v.  I30Q 
bis  1333.  pag.  142  u.  143,  woselbst  fünf  Zollner  aufgeführt  werden. 
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hundert  wollten  sie  bereits,  wie  der  Rechtshandel  von  1471  vor 
dem  Salgericht  zu  Bamberg  (Urk.  Nr.  XIII)  zeigt,  gar  nicht  mehr 
als  Bürger  von  Bamberg  betrachtet  werden,  sondern  nur  noch  als 
bischöfliche  Landsassen,  d.  h.  als  ritterliche  Lehensleute  des 
Bischofs,  die  ihm  in  ritterlicher  Weise  in  seinen  Fehden  dienten. 
Es  zeigt  sich  also  auch  hier,  wie  in  so  vielen  anderen  Fällen,  wie 
allmählig  bürgerliche  oder  ursprünglich  sogar  einfach  dienstpflich- 
tige Familien  allmählig  dadurch  in  den  ritterlichen  Adel  übergingen, 
dass  sie  längere  Zeit  hindurch  mit  der  Bitterschaft  des  Landes  Reise, 
d.  h.  ritterliche  Kriegsdienste  thaten.  Das  Haus,  welches  die  Zottner 
in  Bamberg  besassen,  der  Zolner's  Hof  genannt  (Urk.  IL  1328. 
1382),  welches  schon  im  Jahre  1264  mit  bedeutenden  Freiheiten 
vom  Bischof  begnadigt  wurde  (Urk.  L),  war  später  und  ist  noch  unter 
dem  Namen  ,,auf  dem  Brand"  bekannt,  wahrscheinlich  wegen  Er- 
bauung auf  einer  Brandstätte.  Die  Reihe  der  Urkunden  zeigt  deut- 
lich, dass  die  Steuerfreiheit,  welche  den  Zöllnern  bezüglich  dieses 
Hauses  verliehen  worden  war,  im  Laufe  der  Zeiten  wiederholt  Ge- 
genstand immer  heftigerer  Angriffe  von  Seite  des  städtischen  Raths 
wurde:  dass  aber  die  Zollner  durch  die  vorsichtige  häufige  Nach- 
suchung der  kaiserlichen  Erneuerung  und  Bestätigung  ihrer  Privi- 
legien sich  wenigstens  so  weit,  als  diese  Urkunden  reichen,  in  dem 
Besitze  ihrer  Steuerfreiheit  erhielten.  Am  schönsten  tritt  dieser 
Kampf  des  Prinzips  der  Gleichheit  der  städtischen  Lasten  mit  dem 
Privileg  in  der  Urkunde  Nr.  XIII.  hervor,  welche  einen  hierüber 
vor  dem  Salgericht  (Hofgericht)  des  Bischofs  von  Bamberg  im  Jahre 
1471  geführten  und  entschiedenen  Rechtsbandel  zwischen  dem 
Jörg  Zollner  und  dem  Rathe  und  der  Gemein  zu  Bamberg 
ausführlich  darstellt,  und  daher  auch  zugleich  ein  ziemlich  voll- 
ständiges Bild  von  dem  prozessualischen  Verfahren  im  XV.  Jahr- 
hundert gibt. 

Eine  andere  der  nachstehenden  Urkunden,  Nr.  X.,  die  Bestä- 
tigung der  Zollner'schen  Privilegien  durch  K.  Sigismund  imJ. 
1433  enthaltend,  gibt  an,  dass  sie  bei  Gelegenheit  der  Krönung 
Sigismund's  als  Kaiser  zu  Rom  im  Sanct  Peters  Münster 
ausgefertigt  worden  sei.  Man  kann  daraus  entnehmen,  wie  sehr 
sich  Alles,  was  irgend  ein  Privilegium  hatte,  herzudrängte,  um 
gleich  im  ersten  Augenblicke  der  Inauguration  eines  neuen  Kaisers 
eine  Bestätigung  der  früheren  Briefe  zu  erhaschen.  Es  enthält  aber 
diese  Urkunde  zugleich  auch  noch  ein  Zeugniss  dafür,  dass  die  ur- 
alte Sitte,  die  Abfassung  von  Urkunden  in  den  Hochkirchen  vorzu- 
nehmen, noch  im  XV.  Jahrhundert  nicht  ganz  untergegangen  war, 
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obschon  damals  längst  auch  schon  zahlreiche  Urkunden  ausserhalb 
der  Kirchen  von  den  Gerichten,  oder  von  Notarien,  oder  sonst  von 
Privatpersonen  ausgefertigt  wurden.  Dass  in  der  älteren  Zeit  aber 
die  Urkunden  über  Geschäfte  aller  Art  sehr  häufig  in  den  Hochkir- 
chen vorgenommen  wurden,  hatte  seinen  Grund  darin,  weil  man 
sicher  war,  hier  unter  den  Geistlichen  schreibkundige  Männer  und 
meistens  sogar  auch  eigentliche  Notarien  anzutreffen;  so  z.  B.  er- 
scheint noch  in  einer  Urkunde  von  1328  2)  ein  notarius  Krafto, 
canonicus  ecclesiae  Oettingensis,  der  in  einer  anderen  Urkunde  von 
1330 3)  auch  der  „Scriber",  Schreiber,  des  Herrn  von  Hohenloh 
heisst.  Mit  der  Ausfertigung  der  Urkunden  in  den  Kirchen  ver- 
band sich  in  der  älteren  Zeit  häufig  auch  eine  JNotorietät  des  Aktes, 
da  dieselbe  oft  in  Gegenwart  des  Volkes  und  wo  möglich  hochge- 
stellter Personen ,  ja  des  Königs  selbst  vorgenommen  wurde.  So 
z.  B.  berichtet  eine  angelsächsische  Urkunde  aus  den  Zeiten  des 
Königs  Kanut  um  das  Jahr  1038 4)  von  einem  edlen  Herrn,  Dur- 
cil  Hwita,  der  für  eine  letztwillige  Verfügung  seiner  Ehefrau  einen 
bestätigenden  Beschluss  des  Gemotes,  d.  h.  des  Volksgerichtes,  er- 
wirkt hatte: 

„and  Durcil  rad  da  to  sancte  Aedelberchtes  mynstre,  be  ealles 
„daes  folces  leofe  and  gewitnesse  and  let  settan  on  äne  Cristes 

„boc", 

d.  h.  ,,und  Durcil  ritt  dann  zu  S.  Aethelberts  Münster,  mit  alles 
Volkes  Erlaubniss  (Gelof)  und  Zeugniss  und  Hess  aufsetzen  eine 
Urkunde". 

Wie  gewöhnlich  die  Errichtung  von  Urkunden  in  den  Kirchen 
war,  geht  eben  aus  der  allgemeinen  Bezeichnung  der  Urkunden 
als  Cristes  boc,  d.  h.  libellus  Christi,  hervor. 

Wo  die  Errichtung  der  Urkunden  in  einer  Kirche  oder  Kapelle 
vorging,  blieb  regelmässig  auch  eine  Originalausfertigung  in  der 
Kirche  zurück,  so  dass  dieselbe  oder  eine  mit  ihr  verbundene  Kam- 
mer oder  Gewölbe  die  Stelle  eines  Archives  vertrat.  Insbesondere 
sieht  man  aus  angelsächsischen  Urkunden,  dass  oft  sogar  drei 
Originalausfertigungen  gemacht  wurden,  von  denen  die  eine  in  der 
Kirche,  wo  die  Abfassung  stattgefunden  hatte,  die  zweite  in  einer 


2)  Han6selmann,  diplom.  Beweis  der  Landeshoheit  v.  Hohenlohe.  Urk. 
Nr.  XCI.  p.  438. 

3)  Ebendas.  Urk.  Nr.  XC11.  pag.  439. 

4)  J.  Kemble,  Cod.  diplom.  aevi  Saxon.  London  1846.  Bd.  IV.  pag.  55. 
lin.  12.  Nr.  DCCLVI. 
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anderen  Kirche  zur  Vermehrung  der  Sicherheit  archivalisch  aufbe- 
wahrt wurde,  die  dritte  Urkunde  aber  dem  Contrahenten  behändigt 
wurde ,  der  dieselbe  zum  künftigen  Beweise  seines  vertragsmässig 
erlangten  Hechtes  nöthig  hatte.    So  heisst  es  z.  B.  in  einer  angel- 
sächsischen Urkunde  v.  1016  über  das  Eheversprechen  Godoin's5): 
,,(tissa  gewrita  synd  threo ;  an  is  aet  cristes  cyrcan ,   oder  aet 
,,sancte  Augustine,  and  thridde  haefd  Byrhtric  (der  Schwieger- 
vater) seif": 

d.  h.  ,, dieser  Schriften  (Urkunden)  sind  drei;  eine  ist  in  Christes 
Kirche,  die  andere  bei  S.  Augustin;  die  dritte  hat  Byrhtric  selbst". 
Uebrigens  ist  die  Sitte,  die  Originalurkunden  in  den  Kirchen  auf- 
zubewahren ,  aus  dem  römisch-griechischen  Rechte  mit  der  christ- 
lichen Kirchenverfassung  zu  den  germanischen  Völkern  gekommen, 
wie  dies  von  mir  kürzlich  an  einem  anderen  Orte  nachgewiesen 
worden  ist6). 

Beilage. 

Hernach  vollen  Briue  vnd  priuilegi  so  die  zollner  vffm  Brandt  haben. 

Erstlich 

(1264.  vidimirt  1396). 

Eynn  vidimus  also  annfahennd: 
Nos  Bertoldus  dei  gratia  Babenbergen.  Episcopus ,  notum 
facimus  vniuersis  ad  quos  presens  Scriptum  prouenerit  quod  domum, 
lapideam,  in  Civitate  nostra  Babenberg  sitam  quam  kuntza  fidua 
(vidua)  felicis  recordationis  legauit  capitulo  nostro ,  in  anime  sue 
remedium  et  pro  genitorum  suorum  etc. 

Darunter  ein  articull: 

Liberam  fecinms  et  absolutam  ac  omnes  eandem  domum  per- 
petuo  inhabitantes  ab  omnium  praestatione  steura  precaria  et  a 
qualibet  exactione  quocunque  nomine  censeatur  etc. 

Datum  et  actum  apud  Bamberg  Anno  domini  Millesimo  Ducen- 
tesimo  Sexagesimo  quarto  tertio  nonas  Septembris.  Data  est  Copia 
presens ,  atque  vidimus  sub  appenso  sigillo  prouintialis  Iuditij  Burg- 


5)  Eben  das.  Bd.  IV.  pag.  II.  lin.  7.  Nr.  DCCXXX1I.  —  Andere  ähnliche 
Formeln  siehe  eben  das.  p.  117.  Nr.  DCCLXXXVIII.  DCCLXXXIX. 

6)  Archiv  f.  d.  civilist.  Praxis.  1859.  Bd.  XLII.  3.  Heft.  Nr.  XVIII.  p.  400 : 
„Ueber  die  richtige  Lesart  von  cap.  1.  X.  de  fide  instrumentorum". 


374 


grauiatus  in  Noremberg,  feria  tertia  post  diem  Sanctorum  Nerei  et 
achilei  Anno  domini  Millesimo  Tricentesimo  Nonogesimo  Sexto. 


II.  Ein  offenn  Innstrumennt  (1328.  1382). 

Inn  solichem  ein  articul  begriffen: 
Nos  frater  Heinricus  dei  gratia  epus :  ecclie :  Babenbergen : 
publice  recognostimus  et  constare  volunrus  presentium  inspectoribus 
vniversis  presentibus  et  futuris  quot  visis  per  nos  Instrumentis  a 
nostris  precessoribus  nec  non  quondam  propositis  decanis  et  capitulo 
ecclesie  nostre  eiusdem  datis  et  connectis  super  donationem  seu  le- 
gatione  domus  siue  curie  lapidee  site  ex  opposito  tribunalis  secularis 
Ciuitatis  nostre  babenbergen:  et  vulgariter  der  zolnerin  houe 
nuncupatum  et  des  articul  datum  steet  Anno  domini  Millesimo 
Tricentesimo  vicesimo  octauo  feria  quarta  proxima  an:  diem  Conuer- 
sionis  sancti  pauli  apostoli  vnd  des  Instruments  zale  Millesimo  tri- 
centesimo octogesimo  secundo. 


III.  Ein  original  also  annfahennde  (1357). 

In  nomine  domini  amen.  Leupoldus  dei  gratia.  Episcopus. 
Babenbergen:  recognostimus  et  tenore  presentium  patefacimus  vni- 
uersis. 

Darinn  begriffenn: 
Vberam  et  absolutam  fecimus  et  exemptam  ac  omnes  homines, 
vtriusque  sexus  eandem  domum  et  aream  hereditario  seu  titulo 
emptionis  perpetue  inhabitantes  ab  omni  prestatione  steura  precaria 
et  a  qualibet  exactione  quocunque  nomine  censeatur  in  perpetuum 
liberos  solutos  fecimus  et  exemptos ,  ac  tenore  presentium  facimus 
penitus  et  emunes  omnium  modo  &  forma  quemadmodum  pro  felicis 
recordationis  dum:  Bertoldum  predecessorem  nostrum  Babenbergen: 
Episcopum  domus  lapidea  ex  opposito  tribunalis  Bambergen:  est 
exempta.  et  sicut  eidem  domui  et  ejus  inhabitatoribus  est  hactenus 
obseruatum  Volentes  vt  eadem  domus ,  non  obstantibus ,  quibus- 
cunque  exceptionibus.  Iuris  vel  facti,  per  quas  presenti  nostre  exem- 
ptioni  libertati  ac  emunitati  eidem  domui  et  inhabitatoribus  ut  pre- 
mittitur  fctis.  posset  pre  iuditium  aliquot  generari.  plenaria  gaudeant 
libertate  in  omnibus  et  singulis  supra  scriptis. 


375 


Voigt  weiter  ein  articul: 
Si  vero  aliquis  vel  alique  persone,  cui  vel  quibus  non  com- 
poteret  Ius  ad  domum  supra  dictam  cum  ciuibus  Bamberg,  imponitur 
vel  ab  eis  requiritur  exactio  sive  Steura,  domum  eandem,  vellet 
vel  vellent,  sub  intrare.  ac  eam  inhabitare,  quam  prius  non  in- 
habitat  vel  inhabitant,  ut  ex  hoc  gauderet  vel  gauderent  libertate. 
Volumus  quod  eidem  vel  eisdem  premissa  exemptio  priuilegium,  seu 
libertas  nullatenus  suffragatur.  presentium  testimonio  litterarum. 
Sigilli  nostri.  robore  firmatarum  et  nos  fridericus  decanus.  Eber- 
hardus  de  Hohenberg.  Scolasticus  totumque  Capitulum  ecclesie  Bam- 
bergen: Recognoscimus  in  his  scriptis  predictas  libertatem  et  exem- 
ptionem  prefate  domui  et  aree  et  eius  inhabitatoribus  vt  premitt: 
factis  ex  certa  nostra  scientia  consensu  ac  gratia  processisse,  eamque, 
et  eius  inhabitatores  in  eijsdem  libertatibus  nos  et  nostri  successores 
manu:  tenere  conseruare  volumus  absque  fraude  et  in  euidentiam 
premissorum  Sigillum  nostri  Capituli  sigillo  prefati  doi:  nostri  Leu- 
poldi  Episcopi  Bambergen:  duximus  apprendcndum  Datum  Babenberg. 
Anno  domini  Millesimo  tricentesimo  Quinquagesimo  septimo  in 
vigilia  Sancti  Iohannis  Baptiste. 


IV.  Original  (1357). 

Wyr  Karoll  vonn  Gottes  gnadenn  Romischer  keiser,  zu  allen 
Zeitenn  merer  des  Reichs,  vnd  konig  zu  Beheim  Bekennen  vnd  thun 
kunt  öffentlich,  mit  disem  briue,  allenn  denen  die  Inn  sehen  oder 
horenn  lesenn,  Wann  der  Erwirdig  Leupold.  Bischoue,  Vnd  die  Er- 
samenn,  der  Thumbdechannt ,  vnnd  das  gemein  Capittell  zu  Bam- 
berg, Vmb  getreue  nutz ,  stettige  dinnst,  die  In  vnnd  yrren  Stiffte 
zu  Bamberg,  vnnser  heimlicher  Schreiber,  vnnd  Hofgesinnde,  Guntter 
dockler  vonn  Bamberg,  dick  vnnerdrossenlich  gethann  hatt,  vnnd 
noch  nutzlicher  thun  mag.  Inn  kunfftige  Zeittenn.  Inn  gefreyet 
vnnd  begnadet  habenn,  das  Haus  vnnd  die  Hofstat,  die  do  sinnd 
Heinrich  Zollners,  etwann  Eberhardt  Zollnners  Sone  vonn  Bamberg, 
die  Haus  vnnd  Hofstat  zu  Bamberg  ligenndt,  vnnd  stossend  zu 
einer  seitenn  ann  Otenn  kliebers  Haus,  vnnd  geennd  all  vmb  vnnd 
umb,  nach  der  gemeinenn  gassenn,  biss  ann  des  kanndelgisers  Haus, 
also  were  furbas  ewiglich.  Inn  demselbenn  Haus ,  oder  Hoffstat 
wonet,  der  soll  niemandt,  Pete,  Steuer,  noch  keinerley  Schätzung 
gebenn,  dann  er  soll  ewiglich  dauon  frey  sein,  zumal,  als  die  sach, 
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Inn  der  ergenanntenn  Bischoues ,  vnnd  Capittels ,  briffenn ,  vollig- 
lichen  sinndt  begriffenn,  So  habenn  wir  angeselienn,  vleissige,  threue 
Vnnd  stettig  dinnst,  die  der  egenannt  Guntter,  auch  vnns  vnnd 
dem  heiligenn  Eomischenn  Reich  dick  beweist  hatt,   vnnd  noch 
thun  soll  und  mag ,  Inn  kunfftigenn  Zeitenn ,  Vnnd  habenn  darumb 
mit  rechter  wissenn.  vnnd  wolbedachtem  mute,  des  vorgenannten 
Hauses  vnnd  Hofstat  freyheit,  vnnd  alle  briue,  die  der  vorgenannt 
Bischoff  vnnd  Capittell ,  darüber  gebenn  habenn ,  Inn  allenn  Irenn 
punctenn  vnnd  artickelnn,  wie  sie  redlich  geschriebenn  stendt,  gleich 
ob  sie  hier  Innenn  vonn  wortt  zu  wortte  geschriebenn  werdenn, 
von  vnnser  keiserliche  macht,  bestettiget  Vnnd  confirmirt,  Bestettigenn 
vnnd  confirmirenn  sie  ann  disem  Briue  Vnnd  wann  derselb  Gunter 
Dockler,  Elssbetenn  des  obgenannten  Heinrich  Zollners  Dochter,  zu 
der  heiligenn  ehe  nemen  solle,    Darvmb  habenn  wir  auch  vonn 
sonnderlichenn  gunstenn,  Vnnd  vnnser  keiserlich  macht,  solich  gnad 
gethann.  vnd  thun  sie  ann  diesem  Briue.  das  were  Inn  dem  vorbe- 
nanten  Haus  vnnd  Hofstat,  furpas  ewiglich  wonet,  das  der  an  alle 
hindernus  vnnd  Jmanndes  widersprechenn,  habenn,  gebrauchenn  vnnd 
nisenn  solle ,  genntzlich  vnnd  gar,  ann  allen  Stettenn,  alle  freyheit, 
recht,  gewonnheit  Vnnd  gnad,  die  Stat.  vnnd  die  Burger  zu  Bam- 
berg vonn  vnns,  oder  vnnsern  vorfarenn,   ann  dem  Reiche,  Romi- 
schenn  keisern  vnnd  konigenn,  oder  annders  Jmanndt,  wer  der  sey, 
habenn,  geprauchen,  vnnd  genisen,  Vnnd  were  Inn  dem  egenann- 
tem  Hauss  und  Hofstat  furpas  ewiglich  wonet,  der  mag  auch  Inn 
demselben  Haus  vnnd  Hofstatt ,  vnnd  andersswo  Als  annder  kauff- 
leutt,  kauffenn  vnnd  verkauffenn  vnnd  kauffmannschafft  threibenn, 
onn  alle  Hinderung  als  annder  Burger  zu  Bamberg,  wie  vnnd  wa- 
rann  Inn  das  gefellet,  auch  sollenn  sie  die  Inn  denn  Vorbenanntenn 
Haus  vnnd  Hofstat  wonenn ,  keinerlej  schadenn ,   auffsatz  noch  ann- 
legung,  von  wacht,  vonn  krige,  vonn  Baue,  oder  wie  das  genannt 
sey,  tragenn  noch  leydenn,  alss  annder  Burger  zu  Bamberg,  sonder 
sie  sollenn  vonn  vnnser,  vnnd  des  Reichs  freyhung  Vnnd  besonn- 
dern  gnadenn,  des  Inn  allenn  Zeitenn,  vnnd  sachenn,  ledig  vnnd 
vberhabenn  sein,  ewiglich,  Vnnd  solle  noch  mag.    In,  das  ann  denn 
vorbenanntenn  Freyhung  vnnser  Bestettigung  vnnd  gnadenn  ' keinenn 
schadenn  pringen.  Darumb  Gepietten  wir  Ernnstlich,  allenn  vnnsern 
vnd  des  Reichs  getreuenn,  vnntterthanenn,  Geistlichenn  vnnd  wernt- 
lichenn,  vnd  benomen,  denn  Schulteissen,  Burgermeistern,  Schopffen, 
Rathe,  vnnd  denn  Burgern,  gern  einglich  enn  doselbst  zu  Bamberg, 
bey  vnnserm  vnnd  des  Reichs  huldenn,  das  niemandt,  wer  der  sey, 
dieselbenn  freyhung,  vnsser  egenannten  bestettigung  vnnd  gnadenn. 
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Irren  noch  hindern  sollenn,  Inn  kein  weiss,  wer  dowider  thette, 
der  soll  sein,  vnnd  ist,  so  dick  das  geschieht,  hundertt  Mark  lottig 
goldes ,  zu  Peen  verfallenn ,  die  halb  Inn  vnnser  vnnd  des  Reichs 
Cammern,  vnnd  das  annder  Halbtheil,  dem,  der  ann  denn  obge- 
nanntenn  freihung  Bestettigung  oder  gnadenn  vb  erfahren  wirdt, 
genntzlich  vnnd  vnngemindert ,  werdenn  vnnd  gefallenn  sollen,  mit 
vrkunt  dits  briues ,  mit  vnnserm  keiserlichenn  Majestät  Innsigell, 
der  Gebenn  ist  zu  Prag.  Nach  Christ  gepurtt  dreytzehennhundert 
Jar ,  vnnd  darnach  Im  Siebenn  vnnd  funffzigstenn  Jare ,  ann  Sannt 
Michels  abennt,  vnnsers  Eeichs  Inn  dem  zwelfften,  vnnd  des  Kaiser- 
thumbs  Inn  dem  driettenn  Jare. 

i 


V.  Vrtheilbriue  am  Königlichem  Hoffgericht  ausganngenn  wider 
Bischoue  Lampertum  zu  Bamberg  (1396). 

Wyr  Graue  Willhel m  vonn  Schaumburg,  Bekennenn  vnnd 
thun  kunth  offenntlich  ann  disem  briue ,  das  wir  zu  Gericht  sassen, 
ann  stat  des  allerdurchleuchtigisten  Furstenn  vnnd  Herrnn,  Hemm 
"Wenntzlaus ,  Eomischenn  konigs ,  zu  allen  zeitenn 

Ist  auff  clag  vnnd  anntwort  geurteilt  wordenn: 

Auf  das  alles  ward  geteilt,  nach  meiner  frag,  mit  gesampter 
Urtheil.  Seintemal  das  sie  da  stunde ,  mit  macht  vonn  des  Ege- 
nanntenn  Herrnn  Lamprechts  wegenn,  vnnd  der  ehegenannt  Ger- 
hart auch  da  were,  solich  obgenannt  furgeheischen  gutter  zu  uer- 
sprechenn,  als  recht  were,  vnnd  sie  dann  annder  Beweisung  nit 
thetten,  so  sollte  pillich  vnnd  zu  recht,  soliche  clage  vnnd  fur- 
haischung,  zu  disem  mal  genntzlich  vnnd  gar  ab  vnnd  todt  sein, 
vnnd  dem  egenannten  Gerhart  vnnd  seinem  prudef,  ann  solichenn 
yrenn  guttern,  keinenn  schadenn  fugenn  oder  pringenn,  Inn  kein 
weiss ,  mit  vrkunt  dits  brifFs  versigelt,  mit  des  ehegenanntenn  Hof- 
gerichts annhanngenndem  Insigel  Gebenn  zu  Prag,  des  nechsten 
dienstags,  nach  Sannt  vrbanustag,  nach  Christs  gepurtt  dreytzehenn- 
hundert Jar ,  Vnnd  darnach  Inn  dem  Sechs  vnnd  Neuntzigisten  Jar. 
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VI.  Vrteübriue  ann  genanntem  Hoffgericht  ausganngenn  also  an- 

fahennde  (1397): 

Wyr  Boleko  vonn  Gottes  gnadenn  Hertzog  zu  Schlesie, 
vnnd  Herr  zu  Munsterperg,  des  Allerdurchleuchtigistenn  Furstenn 
vnnd  Herrnn,  Herrnn  Wenntzlaus.  Romischen  konigs.  zu  allenn 
Zeitenn  merer  des  Reichs ,  vnnd  Konig  zu  Bemem ,  Hofrichter  E: 
ist  nechst  anngetzeigter  briue,  gar  hierinn  begriffenn. 

Gebenn  zu  Weissengrad,  Nach  Christs  gepurtt,  Drey  zehen- 
hundert  Jar,  vnnd  darnach  Im  Siebenn  vnnd  Neuntzigsten  Jare, 
des  Mittwochenn,  nach  dem  Sonntag  als  man  sinngt  Judica. 


VII.  Ergangen  vrtail  am  Hoffgericht,  vber  zwenn  Haubtfreiheits- 
briue,  von  Worten  zu  wortenn  verleibt,  die  furohin  ewiglich  crefftig 
sein,  also  annfahennde  (1399): 

Wyr  Johanns  vonn  Gottes  gnadenn  Landtgraue  zu  L  e  u  c  h  - 
tenberg  vnnd  Graue  zu  Halss  Bekenn enn  vnnd  thun  kunth 
öffentlich,  mit  disem  briue,  das  wir  zu  Gericht  sassen,  annstat  des 
allerdurchleuchtigistenn,  Furstenn  vnnd  Herrnn,  Herrnn  Wenntzlaus 
Romischen  konigs  etc.  Datum  zu  Petler  nach  Christs  gepurtt,  drey- 
tzehennhunndertt  Jar  vnnd  darnach.  Im  Neunvnnd  Neuntzigistenn 
Jare,  am  Sannt  Niclas-abennt. 


VIII.  Bestetigung  vonn  konig  Sigmunden  also  annfahennde  (1415). 

Wyr  Sygmunndt  vonn  Gottes  gnadenn  Romischer  konig  etc. 
Gebenn  zu  Costenntz,  Nach  Christi  gepurrt,  viertzehen  hundert  Jar, 
vnnd  darnach  inn  dem  Funfftzehendenn  Jar,  ann  Sannt  Pauls  tag 
Conuersionis,  vnnsers  Reichs,  des  hungerischenn  etc.  Inn  dem  Acht 
vnnd  zweinzigistenn ,  vnnd  des  Romischenn  erwelung.  Inn  dem 
Funfftenn,  vnnd  der  kronung  Inn  dem  ersten  Jare. 
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IX.  Erleuterung  für  die  zolnner,  einer  gülden  Bullenn  vonn  König: 
Sigmundt,  der  Stat  Bamberg  vonn  wegen  einer  gemeinenn  aufflag 
doselbstenn  gegebenn.  also  annfahennde  (1431) 

Wyr  Sigmundt  vonn  Gottes  gnadenn.  Komischer  Konig,  zu 
allenn  Zeitenn,  merer  des  Reichs,  vnnd  zu  Hungarnn.  zu  Beheim, 
Dalmatienn,  Croatienn  etc.  konig.  Bekennenn,  vnnd  thun  kunth 
offennbar,  mit  disem  briue,  allenn  denenn  die  Inn  sehenn,  oder 
hören  lesenn,  das  für  vnns  kumen  ist.    Gerhartt  zollnner  etc. 

Darin  ein  articul. 

Vnnd  hatt  vnns  demuttiglich  gepettenn,  Seintemal  wir  die  Stat 
vonn  Bamberg,  jtzunt  mit  vnnser  guldenn  Bullenn,  begnadet  vnnd 
gesetzet  habenn,  das  ein  gemeine  mitleidung.  durch  die  ganntzen 
Stat  geenn  solte,  das  wir  dann  Inn  gnediglich  geruchenn.  Zuuer- 
sorgenn,  Das  habenn  wir  angesehenn,  des  ehegenanten  Gerhartten 
vleissige  Pette,  vnnd  auch  getreue  dinnst  die  seine  vordernn,  vnnd 
er,  tlem  heiligenn  Reiche,  vnnd  dem  Stifft  zu  Bamberg,  williglich 
beweist  habenn ,  vnnd  hinfuro  zuthun  willig  sein.  Darumb  mit 
wolbedachtem  mute,  guttem  rathe.  vnnd  rechter  wissen,  habenn  wir 
gesetzt,  vnnd  geleutert,  Setzenn  vnnd  leutern,  vonn  Romischer  kö- 
niglicher Macht.  Inncrafft  dits  briffs,  das  die  ehegenanntenn,  vnnser 
begnadung  vnnd  guidein  Bullenn,  vnnsers  eegenanntenn  herrn  vnnd 
vatters.  keiser  karols  seligenn  seligenn,  vnnd  vnnsere  briue,  vber 
die  vorgenannten  haus  vnnd  hofstat,  gegebenn,  nicht  krennkenn, 
sonnder  crefftig  vnnd  mechtig  pleibenn,  vnnd  die  eegenanntem  haus 
vnd  hofstat,  vnnd  yr  Innwoner,  ewiglich,  solicher  gnad  vnnd  frei- 
heit,  Inn  denn  brifenn  begriffenn,  geprauchenn  sollen,  vonn  aller 
meniglich,  vnngehinndertt.  Vnnd  wir  gepiten  darumb  Ernnstlichenn, 
allenn  vnnsernn,  vnnd  der  Reichs  liebenn  getreuenn,  vntterthanenn, 
geistlich  vnnd  werntlich  etc.  Gebenn  zu  JNuremberg,  nach  Christ 
gepurtt,  viertzehenhundertt  Jar,  vnnd  darnach  Im  Einvnnddreissi- 
gisten  Jare  am  dinnstag  nach  Sannt  Bartholomeustag,  vnnser  Reich, 
des  Vnngerischenn  etc.  Im  funffvnndviertzigistenn,  des  Romischenn 
Im  Eynn  vnnd  zweintzigistenn ,  vnnd  des  Behemischenn  Im  zwelff- 
tenn  Jare. 
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X.  Ein  bestetigung  des  itzgehortenn  vnnd  vorigrenn  freiheitsbriuenn 
vonn  Kaiser  Sigmundenn  aussgangenn    darinn  der  nechstgehort 
briue  gar  verleibt  (1433). 

Wyr  Sigmundt  vonn  Gottes  gnadenn  Romischer  kaiser  etc. 
Gebenn  zu  Rome  Inn  Sannt  Petters  Munster.  Nach  Christ 
gepurtt  viertzehennhundert  Jar,  vnnd  darnach.  Im  dreyvnnddreissi- 
gisten  Jare ,  als  dem  heiligenn  pfingstes ,  als  wir ,  zu  Romischenn 
keiser  gekronnt  wordenn ,  vnnser  Reich ,  des  hungrischenn  etc.  Im 
Siebennvnndviertzigisten,  des  Romischen  Im  dreyvnndzweintzigistenn, 
des  Behemischenn  Im  dreytzehenndenn ,  vnnd  des  kaiserthumbs 
Inn  dem  Erstenn  Jare. 


XI.  Bestetigung  vonn  Konig  Fridrichenn  (1446). 

Wyr  Friderich  vonn  Gottes  gnadenn  Romischer  konig  etc. 
Gebenn  zu  Winn,  nach  Christi  gepurtt,  virtzehenn  hundert,  wind 
Im  Sechs vnndvirtzigistenn  Jare,  ann  Sannt  Erassmus  tag,  vnnsers 
Reichs  Inn  dem  Siebenndenn  Jare. 


XII.  Instrument  darin  ein  gebotsbriue  Kaiser  Friderichenn.  ann  die 
vonn  Bamberg  verleibt  vonn  der  zollnner  freiheit  wegenn.  Inn  dem 
ein  articul  (1465.  1466). 

Wir  Friderich  vonn  Gottes  gnadenn  Romischer  keiser  etc. 

Vnnter  annderm  hierinn  der  Zollnner  freiheit  bemelt,  vnnd 
darüber  Inenn  vonn  denenn  vonn  Bamberg,  betrangnus  bescheen, 
darumb  ein  gepott,  wie  volgt, 

Darumb  so  enntpfelhenn  wir  euch,  vonn  Romischer  Kaiser- 
licher macht ,  bey  denn  penen  vnnd  pusenn ,  Inn  denn  gemeltenn 
gnadenn  vnnd  freiheitenn  begriffenn,  vnnd  die  darzu,  zweintzigk 
mark,  lottigs  goldes,  vnns  Inn  vnnser  Kaiserlich  Cammer,  vnnab- 
lesslich  zu  betzalenn,  mit  disem  briue  ernstlich  gepiettendt.  das  yr 
Inn  funfftzehenn  tagenn,  denn  nechstenn,  nach  dem  euch  diser 
vnnser  briuve  geanntwort,  oder  verkundt  wirdt.  solich  euer  be- 
schwerunge  vnnd  verhinderunge ,  ganntz  abthuet,  vnnd  die  obge- 
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meltenn  Zollnner,  bey  allenn  vnnd  yd  gnadenn,  freiheitenn,  Rech- 
tenn  vnnd  gerechtigkeitenn ,  der  vorberurtenn  Haus ,  geruiglich 
geprauchenn,  nutzen  vnnd  nissen  lassen,  dann  wo  das  also  nit  be- 
schee,  vnnd  wir  desshalbin  clagweiss  anngelanngt.  So  wurdenn 
wir  darumb  wider  euch  furn emenn,  handelnn,  vnnd  ergeenn  las- 
senn,  als  sich  Inn  solichem,  vnnd  nach  Ordnung  des  rechtenns  ge- 
purtt,  Darnach  wisset  euch  zu  richtenn.  Gebenn  zu  der  Neuen- 
stat  am  zehenndten  Tag  des  Monats  decembris  Nach  Christi  ge- 
purtt,  viertzehennhundertt ,  vnnd  Im  funffvnndsechtzigistenn  vnnser 
Reich  des  Romischen,  Im  Sechsvnndzweintzigstenn ,  des  Kaiser- 
thumbs  Im  viertzehenndenn,  vnnd  des  Hungerischen  Im  Siebenn- 
denn  Jar. 

Die  Zal  des  Innstrumennts  Im  viertzehennhundertenn  vnnd 
Sechsvnndsechtzigisten  Jare. 


XIII.  Ein  Gerichtshanndell  am  Salgericht  zu  Bamberg  auss- 
ganngenn  (1471). 

Ich  Hanns  vonn  R  e  d  w  i  t  z  ,  Ritter  des  hochwirdigenn  fur- 
stenn  vnnd  Herrn,  Herrn  Georgenn,  Bischouenn  zu  Bamberg,  meines 
gnedigenn  Herrn  Hofmeister,  Bekenne  offenntlich  mit  disem  Briue, 
gein  aller  meniglich,  das  ich  vonn  beuelchnus  vnnd  geheiss  wegenn, 
des  ytzgenanntenn  meines  gnedigen  Herrnn ,  Inn  seiner  gnadenn 
hof  zu  Bamberg,  mit  denn  hernachgeschriebene,  seinenn  erbarnn 
Rethen  vnnd  Mannen,  zu  Salgericht  gesessen  bin,  da  kamen  für 
mich  Inn  Gerichte  Class  Eichelberger,  vnnd  Hanns  Wetzeil,  von 
Raths,  WolfFram  Holuelder  vnnd  Michel  Marttersteck ,  vonn  Gemein 
wegenn,  der  Stat  Bamberg,  vnnd  clagtenn  durch  yren  anngedingten 
Redner,  zu  Jorgenn  Zollnner  zu  Bamberg,  vffm  Branndt  gesessen, 
und  sprach enn,  sich  hette  begebenn ,  als  der  durchleuchtig,  hoch- 
gepornn  fürst  vnnd  herr,  herr  Wilhelm  Hertzog  zu  Sachsenn,  Lanndt- 
graue  Inn  Dhoringe,  vnnd  Marggraf  zu  Meichsenn,  mein  gnediger 
Herr,  des  obgenanntenn  meines  gnedigenn  Herrnn  vonn  Bamberg, 
seines  Stirfts ,  Lande  vnnd  leut,  vheindt  wordenn,  vnnd  sein  gnad 
vberzogenn  vnnd  getranng  gethann  hette,  hett  sein  gnade,  wo  er 
anders ,  sein  vnnd  seines  Stiffts  Lannde  vnnd  leutt ,  merklich  Be- 
schädigung und  verdurbnus  hett  wollenn  verkomenn ,  vnnd  seinen 
Stifft  Lanndt  vnnd  leutt,  befridenn,  demselbigen  Hertzog  Wilhelm, 
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ein  grosse  merkliche  Summa  guidein,  mit  hilff  der  seinen  mussenn 
gebenn,  vnnd  hett  alssdann  auf  die  vonn  Bamberg,  thaussennt  gui- 
dein gelegt,  darann  zugeben,  vnnd  Inen  beuolhenn,  vnnd  nachge- 
benn,  furtter  ein  aufflegung.  Inn  gemeiner  Statt  Bamberg,  durch- 
aus, vnnd  ann  allenn  ortten,  zuthun,  damit  sie  die  gemeltenn  taus- 
sennt  guidein  gebenn,  vnnd  seinen  gnadenn,  solich  obgemelt  schulde 
zu  bezalenn,  zu  hilff  komenn,  mochten,  vnnd  Inn  solicher  annlegung 
hettenn  sie  denn  obbenanntenn  Zollner,  auch  erfordert,  zugebenn, 
Inmassenn  annder  Innwoner  vnnd  Burgere  zu  Bamberg,  des  hette 
sich  Jorg  Zollnner  widersatzt,  vnnd  vermeint,  nichts  darann  zu  ge- 
benn, vnnd  mitleidung  zu  habenn,  Darumb  sie  getrautten,  Jorg 
Zollner  solte  mit  Recht  geweist  werdenn,  das  er  an  solicher  auff- 
lage  sein  anntzal  gebenn,  vnnd  auch  mitleidung  darann  haben  solte, 
als  annder,  anngesehenn,  wo  solicher  betranng  furganng  gewonnenn 
hette,  mochte  Jorgenn  Zollnners  hab  vnnd  guttere,  hie  Inn  der 
Statt,  vnnd  auff  dem  Lanndt,  als  wenig  sicher  gewest  sein,  als 
annder  Innwoner  zu  Bamberg,  vnnd  das  Inn  alssdann,  mer  scha- 
denns,  dann  annder  hunderttenn  Inn  Bamberg,  begegnet  vnnd  be- 
scheenn  were.  Soliches  Inenn  sowol,  als  annderthalbenn  Im  Stifft. 
zuuerkommenn ,  hatt  sich  mein  gnediger  Herr  Im  pestenn  zu  soli- 
chem  betranng  nottigenn  lassenn,  darvonn  sie  getrautenn,  er  so  wol, 
als  annder,  darann  geben  und  leiden  solte.  Inn  anntwort,  käme  Jorg 
Zollnner  mit  anngedingtem  redner,  Ine  befrcmbdet  der  vonn  Bam- 
berg unpillich  furnemenn,  vnnd  clage,  mit  wenig,  Wann  sie  wol 
wustenn,  das  er  für  soliches  vnnd  annders,  gefreyet,  vnnd  denn 
vonn  Bamberg,  desshalbenn,  noch  annders  nichts,  zu  geben  schul- 
dig sey,  vnnd  bäte  des  sein  freybriue  darüber  sagennde,  Inn  Ge- 
richte zuuerhorenn,  vnnd  redet  darauff,  er  hett  den  vonn  Bamberg 
derselbenn  seiner  freibriue  abschrifft  Inn  yrenn  Eath  getragenn, 
vnnd  sie  gepettenn,  von  yrem  furnemenn  zu  lassenn,  Im  hett  auch 
vnnser  Aller  gnedigster  Herr,  der  Romisch  Kaiser,  einen  warnungs- 
briue,  selbst  zugesanndt,  vnnd  In  gepottenn,  bey  zweintzigk  marck 
lottigs  goldes,  vnnd  der  vorgenantenn  peen,  vonn  Irem  furnemenn 
zusteen,  wo  sie  aber  des  nit  thetten,  vnnd  des  wider  clage  für  Inn 
kerne,  mocht  er  nit  gelassenn ,  er  musste  darumb  recht  ergeen  las- 
senn, Darnach  sie  sich  richtenn  mochtenn,  Dartzu  so  sey  er 
kein  Burger  zu  Bamberg,  Sonder  meins  gnedigenn 
Herrenn  von  Bamberg  Laiidsesse,  vnnd  hett  sich  auch 
dessmals  mit  pferdenn,  vnnd  anndern  geschickt,  wo 
es  zu  schuldenn  komenn  were,  mit  seiner  gnaden  zu- 
raisenn,  vnnd  zu  d inenn,   als  annder   seiner  gnadenn 
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Landsessenn,  Darumb  er  getrauet,  denn  vonn  Bamberg,  vmb 
denn  obgemeltenn  yrenn  spruch,  nichts  schuldig  sein  sollte. 

Nach  beider  theil  verhöre  vnnd  furbringenn  Ist 
geurteilt 

Darauff  ward  nach  meiner  frag,  vonn  denn  hernachgeschriebenn 
meines  obgenanntenn  gnedigenn  Herrnn  vonn  Bamberg  Erbarnn 
Rethenn  vnnd  Mannen  ,  nach  clag  antwortt ,  vnnd  bedertheil  für- 
pringenn,  verhorung,  durch  deren  merere  theil  zurecht  erkannt, 
vnnd  gesprochenn,  das  Jorg  Zollnner  bey  seiner  furbrachtenn 
freihung ,  pillich  pleibenn  solle ,  des  datum  steet  ann  der  Mitt- 
wochenn  nach  vnnser  lieben  frauen  tag,  visitationis  genannt.  Nach 
Christi  vnnsers  lieben  Herren  gepurtt,  Viertzehenhundert  vnnd  dar- 
nach Im  Ein  vnnd  siebentzigsten  Jare. 


XIV.  Bestetigung  Itzgemelts  Gerichtshandels  vnnd  aller  briue,  vonn 
Maximilian  Romischen  Konig,  also  annfahende  (1501). 

Wir  Maximilian  vonn  Gottes  gnadenn,  Romischer  konig  etc. 

Gebenn  zu  Nuremberg,  am  Siebentzehendenn  tag  des  Monats 
September,  Nach  Christi  gepurtt.  Im  Funffzehennhundertenn,  vnnd 
Im  Ersten,  vnnser  Reich  des  Romischenn,  Im  Neundzehenndenn 
vnnd  des  hungarischen  Im  zwelfften  Jare. 


XV.  Bestetigung  vonn  Kaiser  Caroln,  also  annfahende  (1524). 

Wyr  Caroll  der  Funfft  vonn  Gottes  gnadenn,  erweiter  Romi- 
scher keiser,  zu  allenn  Zeitenn  merer  des  Reichs  etc. 

Darunter  ein  articul 
Vnnd  gepiettenn  darauff,  allenn  vnnd  Iglichenn,  vnnsern,  vnnd 
des  Reichs  vnntterthanenn,  vnnd  getreuenn,  In  was  wirdenn,  stanndt 
oder  wesenn,  die  sein,  vnnd  Inn  Sonderheit  denn  Erwirdigenn  vnnd 
Ersamenn,  vnnserm  furstenn,  anndechtigenn ,  vnnd  des  Reichs  lie- 
benn  getreuenn,  Weyganndtenn  Bischouenn,  vnnd  Capittell  des 
Thumbstiffts  zu  Bamberg,  vnnd  Schulteissenn,  Burgermeister  vnnd 
Rath,  der  Stat  doselbst,   vnnd  Irenn  nachkommen,  das  sie  die  ob- 
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genantenn  Zollnner,  Vormunde  vnnd  pflegkinnder,  Ir  aller  erbenn 
vnnd  Nachkommenn ,  ann  denn  obgerurttenn  gnadenn.  freiheitenn, 
Briuren,  herkomenn,  vnnd  gepreuch,  desselbenn  nicht  hinndern 
noch  Irrenn,  sonder  sie  der,  wie  obsteet,  geuerlichenn  genisenn, 
vnnd  gentzlich  dabey  pleibenn  lassenn,  vnnd  hinwider  nit  dringenn, 
bekommern  noch  beschwerenn,  noch  hiewider  nit  thun,  oder  Imanndt 
anndern  zuthun  gestattenn,  Inn  kein  weiss,  alss  lieb  Inen  yglichenn 
sey,  vnnser  vnnd  des  Eeichs  schwere  vnngnad,  vnnd  straf,  vnnd 
dartzu  ein  peen,  Nemlich  funfftzigk  marck  lottigs  goldes  zuuermeid, 
die  ein  yder,  so  er  freuennlich  hiewider  thette,  halb  Inn  vnnser, 
vnnd  des  Eeichs  Cammer  ,  denn  anndern  halben  theil  denn  offtge- 
meltenn  Zollnner,  vormunder  vnnd  pflegkinnder,  auch  Irenn  nach- 
kommenn,  vnnablesslich  zu  betzalenn,  verfallenn  sein  solle,  Mit 
vrkunt  dits  briffs  besigelt,  mit  vnnserm  keiserlichenn  Innsigell 
hierann  gehangenn,  Vnnd  Gebenn  Inn  vnnser  vnd  des  Beichs  Statt 
Normberg ,  am  Neundtenn  tag  des  Monats  Januarij.  Nach  Christi 
gepurtt  Fonnfftzehennhundert  vnnd  Im  viervnndzweingistenn ,  Unn- 
ser  Eeich  des  Eomischenn  Im  Funfftenn,  vnnd  der  anndern  aller 
Im  achten  Jare. 


Sachregister, 


(Die  Zahlen  verweisen  auf  die  Seiten.) 


A. 

Aale,  als  Abgabe,  196. 
Aber,  s.  Eber. 
Aberäcbter  54. 
Abmeierung  135  flg.  158. 
Abwesenheit,  des  Hübners,  141. 
Accapitum  159. 

Achter,  beherbergen,  54.  199.  202. 
Ackeren,  s.  Eicheln. 
Ackerried  194. 

Adel,  hoher,  88.  119.,  s.  Herrenstand. 

Kittermässige. 
Adelschalk  94.  333. 
Adfatimire  293. 
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Admissarius  170. 
Advocator  339. 

Advocatus,  s.  Vogt ;  advocatus  francus 
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Afeschen  53. 
Ahta  224. 

Akeran,  s.  Eicheln. 

Amman,  Ammansgeld,  159. 

Anfang,  anevang,  208. 

Angariae,  angariare,  19. 

Angreifen  (pfänden)  45.  132.  134. 
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Anlaufen  201. 

Anleit,  deren  Arten,  159. 
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Ateung  143.  151. 
Äugen  242. 
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B. 

Bacula  vadimonii  294;  s.  Stab.  Scepter. 

Bamberg,  geistl.  Fürstentimm  69 ;  siehe 
Kurfürsten. 

Ban,  Bann,  als  Gebot  und  Verbot  15; 
im  Gericht  16;  über  Wald,  Feld  17. 
18;  als  Gebot  der  Heer-  und  Land- 
folge 19;  als  Strafgeld  21  ;  als  Bezirk 
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Bannerherren  337. 

Bann-forst  17;  s.  forestare. 
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Bann-herr  29.  82. 
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Bann-leute  29. 
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Bauern-gericht,  als  Criminalgericht, 
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315. 

Bauern-leihe  (-lehn)  127.  226  folg. 

Baumeister  56. 

Bayern,  s.  Herzog ,  Landfrieden. 

Bede,  s.  B  ete. 

Befehlen  144. 

Begettern  46. 

Beherbergung,  des  Richters,  142  flg.; 

s.  Zehrung.  Aechter.  Wargus. 
Belehneh,  mit  dem  Gut,  158,  s.  Ein- 

festung. 
Bemailigung  302. 
Beneficium  226  folg.  257. 
Bereden  348. 

Berufung  48.  49.  65.  207.  303.  322. 

Beschreien  53.  205. 

Besieben,   Besiebung,   300.  301. 

310.  316. 
Besitzen,  das  Gericht ,  s.  Gericht. 


Besserung,  als  Strafgeld,  22;  grosse, 
kleine  26;  als  Zehrung  143.  343. 

Bestätigung;  s. König.  Privilegien. 

Besthaupt  227;  s.  Todfall. 

Bete  (Bede,  Bette),  als  Steuer,  19.  20. 

Bette,  mügliches,  be-ge-schundenes  143. 
144. 

Bibra,  Herren  von,  deren  Privilegium, 
den  Blutbann  in  Walbach  betr.,  321. 
Bifang  186. 

Bischöfe,  haben  Herren  u.  s.  w.  zu 
Vasallen  122.  123;  ihre  Nöthigung  zur 
Lehenverleihung  durch  weltliche  Her- 
ren 121.  234;  ihre  Regalien  112.  113. 
114.210.222;  s.  Allodialität.  Kirchen. 

Blodwita  182.  203. 

Blut,  darüber  richten,  12.  76  u.  folg. 
81  ;  giessen,  regen,  203. 

Blut-bann  76.  77.  81 ;  begründet  allein 
keine  Landesherrlichkeit  91.  92;  exem- 
ter  104.  221.  302  ;  als  Lehen  105.  303 ; 
s.  Zent. 

Blutgericht,  zu  Emmendingen  298  u. 

folg.  310  u.  folg. 
Blutige  Hand  13. 
Blutrichter  298  u.  folg.  311  u.  folg. 
Blutrunst  203. 
Blutstein  61. 
Blutvogt  77.  81. 

Böcklin  von  BÖcklinsau,  Dinghof- 
herren zu  Ebersheim,  4 ;  Denkschrift  5 ; 
deren  Privilegien  54;  Lehenbrief  von 
1508,34t;  v.  1560,342;  v.  1677,  339. 

Bocland  238. 

Botmässigkeit  29.  48. 

Botschaft-Gericht  17. 

Brömen,  die,  141.  245. 

Brüche  22. 

Bruderwein  168. 
;  Bryge-ge weorce  214. 
i  Burgh-bryce  202. 
!  Burgrecht  210. 
I  Burhgerihte  210. 
!  Butel,  Büttel  58.  60. 
|  Büttelsflasche  59. 

c. 

I  Caballicator  146. 
Cadarfeda  276. 
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Calumniare,  calumniator,  177.  189. 
Capitanei  337. 
Caput  lupinum  202. 
Carcer  188;  s.  Stock.  Diebstock. 
Causae  majores  70.  84;  leviores  75; 

tres  causas  demandare  293  u.  folg.  299. 
Cawarfida,  s.  warfida. 
Censu s ,  s.  Zins. 
Cent,  centa,  centena,  s.  Zent. 
Centenarius,  s.  Zentgraf. 
Ceorl  226. 

Chanco,  changisto,  170. 
Cingulum  militare  147. 
Circ-(circh-ciric)-socne  180.  210. 
Ciric-sceatte  210.  214. 
Cl  eronomus  231. 
Collectio,  navalis,  pedestris,  204. 
Concordat,  wormser,  112.  113. 
Confirmationes,  s.  König.  Privilegien. 
Confiscationen  116.  237. 
Congyldones  214.  215. 
Conjectus  19.  193.  218.  277. 
Consagittatio  218.  273. 
Conservi  33. 

Constitutio  Utinensia  98. 

Consuetudo,  als  Abgabe,  193.  273  u. 
folg.;  olitana  273.  274;  consuetudines 
der  englischen  Barone  175  u.  folg. 

Correctio  199.  200. 

Cotsati  172. 

Cravare,  cravatio,  187. 
Cristes-boc  372. 
Curia  domini  7.  9. 
Curtimarcliia  46. 
Customae,  custumae,  274. 
Cyppus  55.  0 

D. 

Danken,  des  Richters,  296.  307. 

Decan ia  173  u.  folg. 

Decima  173. 

Dem-bec  209. 

Demenzio  34. 

Destituere  135.  136. 

Dieb,  Diebstahl  13.  63  u.  folg.  177 

u.  folg.  185  u.  folg.  292.  305. 
Diebstock  54.  56.  188. 
Dienst,  als  Zehrung,  143.  221. 
Dihmengeld  194. 


j  Dim ensum  34. 

I  D  i  n  g ,  echtes,  70 ;  offenes  45.  262 ;  un- 
gebotenes 163;  hegen  295;  suchen  8; 
verbieten  17.  66.  295;  verkünden  16; 
zu  Ding  und  Ring  gehen  7.  16.  162; 
s.  Gericht. 

Dinghaftig  (dingpflichtig)  7.  8. 

Dinghof,  Begriff,  7;  freier  39.  339; 
Erwerb  von  Dinghöfen  30.  31;  deren 
Alter  261;  Umfang,  s.  Allod. 

Dinghofherren  (seniores,  domini)  30; 
ritterliche  86  u.  folg. ;  Fähigkeit  es  zu 
sein  117  u.  folg.;  als  Gerichtsherren 
44 ;  deren  Gerichtsbarkeit  1 0  ;  in  Eng- 
land 175;  Berufung  an  den  Dinghof- 
herrn 48 ;  s.  Spruch.  Herrenstand.  Ge- 
folge. 

Dinghofherrlichkeit,  allodiale,  69. 
Uli  114  u.  folg.  123;  als  Ritterlehn 
86  u.  folg.  114  u.  folg.  119  u.  folg.; 
ihr  Verhältniss  zur  Zent,  zum  Landge- 
richt und  zur  Grafschaft  67  u.  folg.  74. 
78.  80. 

Dingleute  262. 

Dingslete  16.  295.  299. 

Dingstuhl  262. 

Discussio  causarum  206. 

Dismanire  137. 

Districtio,  distringare  14.  57;  res  35 ; 
s.  verfesten. 

Districtus  65.  68.  330. 

Doctor- diplom,  medicinisches,  a.  1772, 
vom  juristischen  Decan  ausgestellt,  367. 

Doctor-Würde,  Recht  zu  deren  Ver- 
leihung, 356  u.  folg. 

Dohmengeld  194.  209. 

Dom  209. 

Domanium  7.  43.  47;  Domänen  129. 
Dominicatus,  s.  mansus. 
Dominium  71.  73;  in  römischem  und 

deutschem  Sinne  126;  terrae  81*  96; 

Plenum  108;  utile  126.  127.  128. 
Dominus»  terrae,  subditorum*  70  und 

folg.  93.  99.  126.  171  u.folg.;  burgi, 

civitatis ,  73 ;  Unterschied  vom  Grafen 

72;  s.  Grafschaft. 
Domus,  invasio,  assultus  200. 
Donatio212.  224;  pro  animae  remedio 

232.  233. 

25* 
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Dorf;  drei  Dörfer  75. 
Dorfgericht  66. 
Dorf-itter  46. 
Dult  36. 

Dynasten,  s.  Herren. 

E. 

Ealderdom  172.  209. 
Ealdermen,  s.  aldermannus. 
Eber  169. 

Ebersheim,  Dinghofserneuerung,  241. 

Ebersheimmünster  (Urkunden  -  Prü- 
fung) 253. 

Echege-scot  218.  273. 

Eckeren,  s.  Eichel. 

Edelknecht,  s.  Knecht. 

Ehaft,  Ehaften  66.  286.  287. 

Ehaft-Ding;  -Gericht 66.  284  u.flg. 

Ehalten,  deren  Bewirthung,  156. 

Eh-gericht,  s.  Ehaftgericht. 

Ehr  u.  Glimpf,  antreffen,  296.  305. 

Ehren,  den  Acker,  156. 

Ehrschatz  158  u.  folg. 

Eichel-geld  194;  -lesen  18;  -mast  154. 

Eidbrüder  307.  308. 

Eigen,  Eigenschaft  47;  rechte  107 
u.  folg.  128.  129.  130.  131  ;  als  Lehen 
oder  dominium  utile  127.  128;  der 
Eigenschaft  nachgehen  127.  128. 

Eigen-gerichtsbarkeit  47.  66. 

Eigen-herrschaft  43.  47.  66;  Unter- 
schied von  Grafschaft' 69. 

Eigenthum,  siehe  Eigen.  Dominium. 
Grundeigenthum. 

Ein  festen,  Einfestung  159;  mit 
Hand  und  Mund  160;  durch  Führen 
um  den  Herd  266.  267. 

Einforsten  329.  330. 

Einung,  brechen,  169;  nehmen  23.  24. 

Emendationes  200. 

Emissarius  170. 

Emissio  furis  188.  202. 

Emmendingen,  Blutgerichtsverhand- 
lungen,  310  u.  folg. 

Empfangnus  159. 

Emunitas  regia  215.  259.  261  ;  s.  Im- 
munität. Libertas. 

Engern  (Angariae)  19. 

En t reden  348. 


Eorneste,  s.  Ernst. 
Eppo  v.  Gailingen  148.  149. 
Erarium  159. 
Erbe,  das,  der  Huber  12.  128;  weisen 

158;  s.  Eigen. 
Erb-eigen  230;  s.  hereditarie  possiderc. 
Erblichkeit,  der  Königsgaben,  232 

u.  folg.;  der  kirchliehen  Pfründen  233. 
Erfe,  ece,  224.  230. 
Erfe-honda  160. 
Erfe-land,  s.  Erfe. 
Erfe-numa  231. 
Erfe-warda  230. 
Ernst  206.  207. 
Eschot  273. 

Eter,  Ether,  Etter,  46.  47.  67.285. 

Eter-garta  46. 
Exactione  s  274. 
Exchequer,  s.  echege. 
Expeditio  popularis  204. 
Expellere  136. 

F. 

Fahnlehen  87. 
Fahren  144.  249;  der,  169. 
Faldwurdi  226. 
Fall,  fallbar,  227. 
Farfalium  16.  166. 
Farlegani  206. 
Farre  169.  170. 
Fassel  169. 

Fechten  203;  der  Handwerksburschen 

353. 

Fee-farm  227. 
Feodati  228. 

Feodum,  älteste  u.  spätere  Bedeutung 
227  u.  folg.  Z38;  censuale  229;  ser- 
vile 228.  257. 

Ferd,  s.  fyrd.     ,  ^  ,  * -.» ji  ir  u  i" 

Ferdingi  172.        .,   „  ;;;[  8iöH>  m 

Ferd-socne,  s.  fyrd.  ^ 

Ferd-wite,  s.  fyrd.  .f5|f.,<] 

Ferd-wurdi  172.  226. 

F  e  u  d  u  m ,  s.  feodum. 

Feuer  ohne  Rauch  168. 

Ficht-fight-wita  182.  203. 

Fidel,  die,  59. 

Fih-fang  208. 

Fird  u.  Composita,  s.  fyrd. 
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Firma  170.  198. 
Firmthe,  s.  Flemenefirmthe. 
Flasche  59. 
Flemene -firmthe  197. 
Flemens-rede-reive  199. 
Flyman  198.  202. 
Folkes-mot  208. 
Forbannus  138;  s.  Bann. 
Forenses  129. 
Forestare  330. 

For  -  foris  -  factura,  forfactum, 

177.  199;  sanguinis  203. 
Forstell  (forstall)  200. 
Förster,  ihr  Lohn,  Bewirthung  155.  156. 
Forward  276. 
Frane-alleu  171. 
Franchisia  39. 

Fragen,  die  drei  ersten ,    294  folg. ; 

des  Scharfrichters  301.  305  ;  des  Rechts 

fragen  307  ;  s.  Rügen. 
Frau,  schöne,  151. 
Fredus  85. 
Frei-gericht  48. 

Freiheit  (immunitas)  39 ;  als  Asyl- 
recht 52. 

Freihof,  freier,  friger  Hof,  39. 

Freimarkt  197. 

Freithof  52. 

Freiung  39.  52. 

Freivogt  146.  338;  s.  Vogt. 

Fremder  198. 

Fremdlingsrecht  218. 

Frevel,  als  Vergehen ,  63 ;  als  Straf- 
geld 22;  grosser,  kleiner  26. 

Friborgus  173. 

Friede  haben,  53;  wirken,  beren  16. 

17.  139.  217.  299. 
Friedensbruch  201. 
Friedhof  52. 
Fridbriche  201. 

Fr on- (Frohn-)Dienste  211;  s.  Lan- 
desdienste. 
Frone-hand  137. 

Fronen  (vronen) ,  s.  Gewere ;  Vronung. 

Fron-fohlen  169. 

Fron-hof  7.  12. 

Fr  on  -recht  52. 

Fronung,  s.  Vronung. 

Fürfank  208. 


Fürsprechen  17;  erbitten  296. 
Fürsten,  als  Vasallen  v.  Bischöfen  und 

anderen  Herren,  119.  120.  121. 
Fyrd  (ferd)  204. 
Fyrderinga  204. 
Fyrd-fare  204. 
Fyrd-socne  172.  204.  214. 
Fyrd-wite  203. 
Futter  152. 

G. 

Gaben,  212.  224;  s.  Königsgabe. 
Gafol,  s.  Gavel. 
Galeerenstrafe  300.  319. 
Galgen  60.  63.  188. 
Gangvieh  170. 
Gasachius  182. 
Gavel-freo  218. 

Gebot,  Verbot;  gebieten,  verbieten,  15. 
Gebräuche,  als  Abgaben,  193.274.275. 
Gebrüsten  162.  245. 
Gebutel  98. 

Geding,  als  Gericht;  s.  Ding. 
Gefadod  225. 
Gefängniss  55. 

Gefolge,  ritterliches,  145  u.  folg. 

Geige  59;  doppelte  349. 

Gerau  (Geraha)  68. 

Gericht,  höchstes,  74;  hohes,  s.  Hoch- 
gericht; gelegenes  125;  besetztes  295. 
298  ;  als  Amtsbezirk  leiht  der  Landes- 
herr 81;  mit  oder  ohne  53;  als  Recht 
des  Dinghofherrn  65.  206;  besitzen  51. 
342;  hegen  295.  306;  verbannen  295. 
298.299.301;  verbieten  17.  166.295. 
307 ;  s.  Bann.  Zwing.  Ding. 

Gerichtsbarkeit,  gemessene,  einge- 
zogene, 36.  37;  hohe  92;  s.  Zent; 
mittlere  80.  81.  91;  niedere  75.  80. 
9 1 ;  vogteiliche  s.  Vogteilichkeit. 

Gerichts-leute  8. 

Gerichts-speise  167. 

Gerichts-stab,  s.  Stab. 

Geruchte  53. 

Gesezzen  Man  57. 

Gesidan  183. 

Gespräch  297.  308. 

Geteama,  getyma,  190. 

Gewände  242. 


  390 


,   Gewere,  vronen,  35.  36;  lehnische  87.  | 
Gewerf  19.  20.  193.  218.  275. 
Gewohnheiten,  als  Abgaben ,  193 ; 

s.  consuetudo. 
Gezunfti  23. 
Gif,  Gift,  230. 
Glimpf,  s.  Ehr. 
Glocken,  läuten,  36.  137. 
Gladius,  s.  Vindicta. 
Glomerata  204. 
Gogreve  75. 

Gold,  als  Strafgeld,  25.  26.  27.  52. 

258;  Werth  51. 
Gotteslästerung  (Rechtsfall  v.  1732) 

310. 
Govel  218. 

Graf,  als  Landrichter ,  74  u.  folg. ;  als 
Landesherr  89.  90. 

Grafschaft,  als  Amt,  67.  68;  alsPer- 
tinenz  eines  Dinghofs  68 ;  als  Reichs- 
lehn  im  Gegensatz  von  Eigenherrschaft 
69;  als  Land  89.  90;  als  Regal  103. 

Grit-  Grith-bruche  201. 

Grundeigenthum,  kleines,  seine  Ent- 
stehung, 128  u.  folg. 

Grundherrlichkeit,  Unterschied  von 
Landeshoheit,  86.  90. 

Grundsteuer  128. 

Gscheid  11.  12. 

Gumbs  168. 

Gut,  krankes,  134;  verfallenes  157; 
ausgedingen  139;  entführen  157.  158; 
liegenlassen  141.  142;  verändern  160; 
verbieten  17.  135  u.  folg.  158;  ver- 
pfählen  136;  ziehen  mit  freier  Hand 
137  u.  folg.  158.  244;  darauf  fahren 
140.  245. 

Gutsleihe,  s.  Leihe.  Lehn.  Bauerlehn. 
Gylte  199. 

H. 

Habicht  151. 
Hagen  169. 

Halimot,  hallemot,  10.  174.  267. 
Halbpferd,  Halbross  144  u.  folg. 
Hals  und  Haupt  13. 
Halsgericht  63.  302  u.  folg.  321  u. 
folg. 

Hamsocha  178.  200. 


Hand,  blutige ,  13.  67 ;  freie ,  frige  3 1 . 
138.  140.  244;  frone-hand  137;  ha- 
bende, hebbende  187;  lebendige,  todte 
161  ;  s.  Manus. 

Handfangene  theof  187. 

Handhabendus,  für,  75. 

Handhafte  That  75.  79. 

Hand-lohn  159.  213. 

Hang-wite  205. 

Hard,  die,  123.  324.  330.  331. 

Häringe  156. 

Harizhut,  s.  herizuht. 

Hauptherr  29. 

Hausgenossen  50. 

Hausmann,  266. 

Haussuchung  185;  Socha. 

Hebbere-def  187. 

Heerbann  (Heerfolge)  19  u.  folg.  32. 

Heerfahrt  204. 

Heerschild,  niedern,  120. 

Heidelberg,  Stiftung  der  Universität, 
360 ;  vierte  Saecularfeier  358  u.  folg. ; 
Rechtsdenkmal  353  u.  folg.;  Doctor- 
diplom  v.  1772,  367. 

H  e  i  1  z  i  n ,  s.  Hilzen.  . 

Heimburgen  9.  306. 

Heimerich  306. 

Heinrich,  K.  II.  u.  III.,  Urkunden 

die  Hard  betreffend,  330  u.  folg. 
Heimsuchung  292;  s.  hamsocha. 
Helme  146.  235. 
Hendigen  155.  249. 
Hengen,  der;  Heng-wite  205. 
Hengst  169.  170. 
Heordpennege  210. 
Herbergen  142.  221. 
Herd,  s.  Einfesten. 
Herdpfenning  210. 
Hereditarie  possidere  113;  s. possidere. 
Hereditas  aeterna  230. 
Heregeld  218. 
Hereteam  190. 
Heres  231. 
Herireita  190.  194. 
Herizuht  279. 

Herren,  freie ,  edle ,  können  Fürsten- 
amt haben  4 ;  zum  König  gewählt  wer- 
den 119.  123;  haben  ritterliche  Va- 
sallen 86.  89.  118.  119;  drängen  die 
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Bischöfe  zu  Lehenverleihungen  121.234; 
tragen  Bischöfen  ihre  Allodien  zu  Lehen 
auf  121.  122;  erniedrigen  ihren  Stand 
nicht  durch  Annahme  von  Ritterlehen 
1 1 9  u.  folg. ;  können  auch  Ministerialen 
der  Bischöfe  sein  119.  120.  121;  wer- 
den für  ihre  Leute  vorgeladen  43.  44 ; 
Herren  als  Herzoge  94;  als  souveräne 
Fürsten  123. 

Herren-anleit  159. 

Herren-Curien  91. 

Herrenstand,  alter,  seine  dingliche 
Grundlage,  87  u.  folg.  117;  sein  Unter- 
schied vom  Ritterstande  87.  88.  89. 
91.  145  u.  folg.;  seine  Reichsstand- 
schaft 88.  89.  90. 

Herrlichkeiten  10.  90.  108;  hohe, 
niedere  14;  der  englischen  Barone  170 
u.  folg.  212  u.  folg.  222  u.  folg. 

Herrschaft,  im  subjectiven  Sinn,  71; 
im  objectiven  73. 

Herzoge,  als  Herren ,  Landesherren, 
89.  94;  besondere  Auszeichnung  der 
Herzoge  in  Bayern  u.  Oesterreich  94. 
95.  96;  Recht  des  H.  v.  Oesterreich, 
sich  im  gerichtlichen  Kampfe  vertreten 
zu  lassen  352 ;  Herzog  v.  Schwaben  als 
Klostervogt  78. 

Hilzen  56. 

Hinrichtung  (1732)  315. 
Hintersassen,  s.  Untersassen. 
Hlaford-dom  171.  209. 
Hlaf ord-scipe  (-shipe)  237. 
Hleastinge  210. 
Hochgericht  338.  342. 
Hochverrath  116;  s.  Treubruch. 
Hof,  freier,  39. 
Hofraith  46. 

Hof-gericht,  höfiges,  höfisches 

Gericht  9.  288. 
Hof-mann  13.  15.  19.  63.  78. 
Hof-marchia,  Hofmark  46. 
Hofmarksgerichtsbarkeit  47. 
Hofrichter  338. 
Hoheiten  90. 

Horn  ine  s,  tres,  tres  causas  demandare 
293. 

Hospitatio,  s.  Beherbergung.  Herber- 
gen. Zehrung. 


Hubae,  Huben  8.  162  u.  folg. 

Hub  ding  9.  162  u.  folg. 

Huber,  Hübner,  8;  gemeine  8 ;  siehe 

Lehensmann. 
Hubrecht,  zweifache  Bedeutung,  161. 

243. 

Hun,  Hund,  Hunno  289  folg. 
Hundgeding  (huntdinck)  288. 
Hundr  e d -p  en n  ege  210. 
Hundredum,  hundretum,  76.  183. 
184. 

Hungericht  289  u.  folg. 
Hürtenstab  288. 
Husgenozzen,  s.  Hausgenossen. 
Hustenge,  husthing  208? 
Hüter,  ihre  Haftung ,  57. 

I. 

Jahrding  66.  163.  166.  297.  338. 
Jahr  spruch  297. 
Ider-zoun  46. 

Imbs  (Imbiss)  142.  343;  dessen  Reich- 
lichkeit 155.  156. 

Immunität,  deren  Entstehung,  39.40. 
41 ;  kann  nur  der  König  verleihen  259  ; 
active,  passive  43 ;  der  englischen  Ba- 
rone 1 85  ;  Formel  der  Immunitätspri- 
vilegien 42 ;  s.  Emunitas. 

Indominicatus,  mansus ,  160. 

Infang  186. 

Infangtheof  185  u.  folg. 
Inf eodare  257. 

Investitur,  s.  Einfestung;  investitura 

accusationis  177.  182. 
Jone us,  s.  juneus. 
Itter  46. 

Juchpfenning  343. 

Judex,  fiscalis  85 ;  s.  Bannrichter ;  pro- 

vinciae,  s.  Landrichter. 
Judicium  sanguinis  exemtum  104.  105; 

s.  Blutbann. 
Juneus  201. 

Justitia  regis  180;  baronum  185. 

Jus  gisti,  procurationis  143;  gladii  81; 
patrimoniale  90  ;  s.  Patrimonialgerichts- 
barkeit ;  retentionis  55  ;  territoriale  90 ; 
insbesondere  der  Reichsritter  92 ;  jure 
ecclesiastico,  monasteriali  possidere  216; 
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juris  nostri  praedium  324  u.  folg.;  jura 
regalia,  s.  regalia. 
Jude,  einer  als  Doctor  med.  promovirt 
(a.  1786),  366. 


Kaiser,  s.  König. 
Kammergut  129. 

Kampf  12;  kampfwürdige  Sachen  67. 

84.  207.  294.  299. 
Kämpfer  (Kemphen)  miethen  350  u. 

folg. ;  s.  Herzog.  Merkmann. 
Kaufschatz  162. 
Kaupfigen  155.  249. 
Keer  140.  * 
Keller  (Kellner)  19. 
Kemnate  (Keminate)  45. 
Kemphen,  s.  Kämpfer. 
Kinedom  209. 

Kirchengüte r,  als  Lehn  verliehen, 
s.  Lehen. 

Klapperstein  58. 

Knechte,  ritterliche,  edle,  86.  332. 

König,  als  Schützer  der  Fremden,  218; 
der  Kirchen  216;  s.  Mund;  der  Könige 
(Kaiser)  als  Yasallen  der  Bischöfe  123; 
Bedeutung  der  königl.  Bestätigung  (con- 
firmationes)  von  Rechtsgeschäften  115. 
L16.  259;  insbesondere  unächter  Ur- 
kunden 260;  Auflassung  von  Gütern 
in  die  Hand  des  Königs  zum  Zweck 
der  Schenkung  an  Kirchen  259 ;  siehe 
Emunitas.  Immunität. 

Königsbann,  als  Strafgeld,  21.  27. 
37;  Fälle  279;  als  Blutbann  77;  siehe 
Bann. 

K  ö  ni  gs- freih  eit  42.  261;  s.  emuni- 
tas regia.  Immunität.  Liberias . 

Königs  gaben  229;  an  Kirchen  259; 
s.  Gaben.  Gif.  Donatio.  Loc.  Are.  Be- 
neficium.  Feodum.  Leah.  Lehn;  Allo- 
dialität.  Erblichkeit;  deren  Verleihung 
im  Märkerding  oder  Landtäding  327 
u.  folg. 

Krippe  (Kripfeh,  Krupfen)  153. 
Krötenstein  58.  59. 
Kurfürsten,  als  Ministerialen  des  Bi- 
schofs v.  Bamberg  121. 


Laesthegnas  172. 
Land  und  Leute  108  folg.  194.  213. 
Land-boc  223.  231.  238. 
Land-eua  223. 
Lan  d-f  olge  19. 

Landfrieden,  bayerische,  95.  96. 
K.  Rudolph' s  I.  a.  1281,  95;  angeb- 
licher K.  Otto's  IL,  des  Rothen  93. 

Land- friedensbruch  201. 

Land-fyrde  204. 

Land-gericht,  sein  Verhältniss  zum 

Dinghof,  74.  78. 
Land-herr  71  u.  folg.  86  u.  folg.  91; 

Landherrendes  Kaisers,  der  Fürsten  93. 
Land-richter  75  .u.  folg.  79. 
Land-sasse  371.  382. 
Land-sassiat  129. 
Land-strassen,  s.  Strassengericht. 
Land-  stürm  21. 
Land-täding  70. 

Landes-dienste,  die  drei  gemeinen 

214  u.  folg.1   :   ••■w-Ctf*  * 
Lan  des -für  st  72.  73;  siehe  prineeps 
terrae. 

Landes  -  für  s  tl  ich  k  eit  89.90  u.  flg. 

Landes-herr,  s.  Landherr. 

Landesherrlichkeit,  ihre  Entstehung, 
92.  93  ;  ihr  Wesen  81.91;  der  Reichs- 
ritter 92;  Unterschied  von  Grundherr- 
lichkeit 86  u.  folg. ;  s.  Landesfürstlich- 
keit. Landeshoheit. 

Landes-hoheit  90.91;  deren  Grund- 
lage 38.        ♦n:  M'Ji*!»*»l*«£ 

Landes-Obrigkeit  90. 

Lanzen  146.  235. 

Lapis  sanguinis  60.  61;  s.  Stein. 

Last  209. 

Lastagium  210.  274. 
Läster stein  58.  59. 
Lastinge,  s.  Lastagium. 
Laudare  158. 
Laudemium  159.  211. 
Lea,  leah  225  folg. 
Lechen  127. 
Legerwita  181.  206. 
Lehen,  ursprüngliche  Bedeutung,  225; 
an  Gericht  118;  s.  Dinghof  als  Ritter- 
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lehen;  an  Kirchengütern  121.  234; 
Nöthigung  der  Bischöfe  zur  Lehenver- 
leihung  121.  234;  Lehen  der  Bauern; 
s.  Bauerleihe.  Leihe. 
Lehen-auftragung  an  Bischöfe  121. 
122. 

Lehen -mann  (Huber)  127. 

Lehen -  pferd  235. 

Lehen-schulze  158. 

Lehe  n-waare  211. 

Lehen  - wesen,  in  England,  229  u.  flg. 

Leib,  s.  Leihe. 

Leibzoll  194. 

Leihe  225;  s.  Lehn;  auf  mehrere  Lei- 
ber 224.  232. 

Lestagium,  s.  Lastagium. 

Leute  109;  schädliche  57;  s.  Mann. 
Land. 

Liberales,    liberaliores ,  libe- 

riores  171. 
Libertas  ecclesiastica  216.  232;  regia 

215;  s.  emunitas ;  Königsfreiheit ;  rei- 

publicae  216. 
Lictor  9. 
Lidi  109. 
Lieb  er  ey  335. 
Litigirium  176. 
Livree  335. 

Loc,  looc,  loh  224.  226  u.  folg. 
Locbore  225. 
Losung  273. 
Loth  273. 

M. 

Mahl  151;  s.  Zehrung.  Imbs. 
Malefizgericht  297.   302   u.  folg.; 

Oberbergheimer  309. 
Malefizrichter  299.  31t. 
Malgericht  (Mäel)  66.  296. 
Mal  statt,  offene,  45. 
Mall us  legitimus  70;  publicus  45. 
Man,  Mann,  gesezzener  57;  als  Vasall 

86.  119;  s.  Leute. 
Manca,  mancusa  213. 
Manerium  180.  181. 
Manhaus  8. 
Manire  57. 
Mansata  265. 
Man  sie  de  1  8.  265. 


Mansio  263.  264. 
Mansionatica  265. 
Mansio narius  265;  als  Meier  84. 
Mansis,  mansum,  265;  s.  mansus. 
Manslag  202. 
Mansuarius  265. 

Mansus  7.  262  u.  folg.;  absus  266; 
amansatus  265;  dominicatus,  indomi- 
nicatus  7.  267;  manufirmatus  160.  267; 
vestitus  266;  mansum  sasire,  s.  sasire; 
s.  absitas.  manufirmare. 
Manufirmare,  manufirmatio;  cul- 

tura  manufirmata,  160.  267. 
Man u s ,  potestativa,  potens  32  ;  s.  Hand. 
Manzahler,  Manzall,  Manzeler  174. 
Mark,  gutsherrliche,  154.  328  u.  folg.; 

—    Goldes,  s.  Gold. 
Markt,  freier,  197. 
Masa,  massa,  masus,  265. 
Maulthiere  145. 
Mauparier  207. 
Medeban  34.  35. 
Mediocres  171. 
Meiden  145. 

Meier  15.  19.  78;  pfändet  133;  in- 
vestirt  157.  158.  159;  mit  ihm  über- 
einkommen 141  ;  seine  Bewirthung  166 
u.  folg. 
Meierstein  58.  61.  62. 
Meiertage  166. 
Meistadaria  34. 
Meix  34. 
Mentag  10. 

Mercatum  liberum,  s.  Freimarkt. 
Merce-man;  Merkmann  350. 
Messe,  messis,  als  clausura,  Hof  33; 

als  Jahrmarkt  36. 
Meterie  34. 
Metzig  287. 
Meydeban  34.  35. 
Meziban  34.  35. 
Milites  147;  s.  Kitterbürtige. 
Minorat,  bei  Bauerleihe,  257. 
Minuti  257. 
Miscravatio  187. 
Miskenninge  207. 
Mislocutio  207.  208. 
j  Missbau  142. 
Mist,  der,  34.  173.  263.  285. 
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Mistium,  mistum,  33.  36.  46.  173. 
Miteban  34.  35. 
Miterer  33. 

Mit i um,   legitimum,   32.    173;  foras 

mitio  33. 
Mitzen  33. 
Mordsiechte  202. 
Mortuarium  159.  160.  227. 
Motwurdi  226. 

Mund,  mundeburdis,  201.  216.217. 
220. 

Mundbriche  201. 
Mundbyrdenesse  217.  223. 
Müsse  33. 
Muzzung  33. 

N. 

Nach-anleit  159. 
Nachbarn  9.  19. 
Nachbarschafts-hann  291. 
Nacheile  53.  205. 
Nach-gerichte  17. 
Nacht-brand  292.  305. 
Naht-sedele  143. 
Niedergerichtsbarkeit  80.91.  92; 

s.  Gerichtsbarkeit.  Vogteilichkeit. 
Nobile s  terrae  71.  72. 
Nonnenweiler,  Weisthum,  250. 
Not  (Noth),  echte,  287. 
Noth-eid  345. 
Not-mist  292. 
Not-nunft  66.  67. 
Not-recht;  nothrechten  344  u.  flg. 
Not-rede  344  u.  flg. 
Not-zucht  67. 

Nutzeigenthum,  Ursprung  dieser  Be- 
zeichnung, 128. 

0. 

Ober-ächter  54. 

Oberbergheim,  Malefizgericht ,  309. 
Ober-höfe  10.  48. 
Ober-meier,  adeliger,  336  u.  folg. 
Ober-schultheiss  336  u.  folg. 
Obrizum,  aurum,  213. 
Obviatio  200. 
Olitanus,  a,  um ,  273. 
Open-thiefthe  187. 
Ordalien,  ordel,  206.  207. 
Oreste,  ornest,  s.  eorneste. 


Öschaw  287. 

Österreich,  s.  Herzog. 

0  tt  o's  II.  angeblicher  Landfrieden ;  siehe 

Landfrieden. 
Ott  o's  III.  Urk.  für  Würzburg  a.  1000, 

30.  Mai,  65. 
Overfaereld  196. 
Oversproke  16.  295. 

P. 

Pagstein  58.  59. 
Palli  259. 
Panderium  337. 
Parcus,  paricus,  201. 
Pardigni  172.  173. 
Passagium  274. 

Pas  tu  s  221  ;  s.  Beherbergung.  Zehrung. 

Patrimonialgerichtsbarkeit,  siehe 
jus  patrimoniale. 

Pauperini  279. 

Perdonatio  212.  213. 

Pfaffenfürst  119. 

Pfahlgerichtsbarkeit  47. 

Pfalzgericht  10.  12.49.  53;  zu  Magde- 
burg 50.  51. 

Pfändungsrecht,  des  Gutsherrn,  132. 

Pfar,  pfarre,  169. 

Pfeife  59. 

Pfeifer-könig  167. 
'Pfenning,  das  Pfund,  25;  dritter  84. 
|  Pfenningbete  20. 

Pferde,  deren  Arten,  Zahl,   144  und 
|     folg.;  Ersatz  153;  s.  chanco. 
|  P  f  löck  e,  s.  Plöcher. 

Pflugrecht  251.  343. 

P 1  a  c  i  tum,  publicum,  legitimum,  66.  70. 
78.  79;  s.  Mallus. 

Plegium  173. 

Plöcher  57. 

Pog wunden  296. 

Possessio  hereditaria  113. 

Possidere,  hereditarie,  113.115.  117; 
jure  proprietario  114;  sempiternaliter 
230 ;  in  jus  ecclesiasticae  libertatis  232. 

Potestas  71. 

Praeco  9. 

Praelocutio  180. 
i  Pranger  59. 
j  P  r  e  c  a  r  i  a ,  prestaria ,  1 25. 
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P  r  e  t  i  u  m  singulare ,  singuli ,  simplum 
214.  215. 

Primogenitur  238. 

Princeps  terrae  96;  s.  Landesfürst. 

Privilegien,  Bedeutung  ihrer  wieder- 
holten Bestätigung,  115. 

Pro c es  s formen,  uralte,  293  u.  folg. 

Prochen  22. 

Promotionsf  eierlicbkeiten,  aka- 
demische, 365. 

Proprietas  vera  107.  129;  ad  dies 
vitae  126.  127  ;  s.  possidere. 

Proprium  130.  131. 

Pundbreche  201. 

Punten  288. 

R. 

Rabanal,  rabanchal,  60. 
Rabenstein  58.  60. 
Rache,  mit  dem  Schwerte,  81. 
Rachimburgi  9. 
Rain  und  Stein  296.  305. 
Rapere  220. 
Rauch,  s.  Feuer. 
Rauchhühner  210. 
Rauf  153. 
Reaccapitum  159. 
Recht,  als  Eid,  345. 
Rechtsdenkmal,  heidelberger ,  353. 
Rechtsfälle,  mit  Urtheilen,  101.  310. 
315.  381. 

Rectitudines  222;  s.  Herrlichkeiten. 
Refectio  343. 

Regalia,  der  Bischöfe,  113  u.  folg.; 

s.  Grafschaft;  landesherrliche  131;  der 

englischen  Barone  222.  223. 
Reichsritter,  ihr  jus  territoriale,  92. 
Reipus  293. 

Reissig  er  Diener,  Mensch,  332.  333. 

Relevium  159. 

Repraes  entar  e  44. 

Res  soli  339. 

Restaurum  122. 

Retentio,  s.  jus. 

Retractsrecht  156  u.  folg. 

Retro-bannus  21. 

Richter,  belehnter,  75.  76.  78;  siehe 

iudex.  Bannrichter.  Landrichter. 
Richtstätte  63. 


Ring  (Bing,  Geding  und  Ring)  7.  16. 
162.  245. 

Ritte rbürt ige,  Rittermässige ,  als  Ge- 
folge 145  u.  folg.;  als  Vasallen  und 
Dienstleute  der  Herren  86.  118.  119. 
332  u.  folg. 

Rittercurie  91. 

Rufelgen  155.  249. 

Rügen,  inquirere,  77;  hohe  Rügen  66. 
67.  74.  104.  291.  292.  296.  305. 

Rügengericht  66. 

Rutschen,  von  Bussen  oder  Zins,  25. 
211. 

s. 

Sacha  (saca,  sake)  176. 
Sächer  182. 
Sagibarones  293. 
Sagina  177. 
Sagitta  273. 
Sakemannus  176.  182. 
Sal  12. 

Sal-buch  342. 

Sal-gericht,  Salhof  10.49.63.  107. 
Saliland  107. 
Salisuchen  185. 
Sambier  9.  306. 

Sanguinis  effusio  203 ;  forisfactura  203 ; 

judicium  104;  lapis  60.  61. 
Sasire  137. 
Satzwein  162. 
Saum,  Sauma  209. 
Scelera  199. 

S  c  e  p  t  e  r ,  als  Schwurstab ,  366. 
Schaarw  erk  211. 
Schandstein  58.  59. 
Scharfrichter,  s.  Frage. 
Schauspieler  353. 
Scheldwite  205. 

Schenkungen,  s.  donatio.  Königs- 
gaben. 

Schergen,  Schergenämter  98.  290. 
Schilde,  s.  scuta. 
Schildita,  s.  Scyldwita. 
Schilling,  goldener,  51. 
Schimpf  207. 
Schmochheit  25.  52. 
Schöffen,   deren  Zahl,  49.  50.  51. 
294;  Magdeburger  51. 


Schöffenbar-freie,  als  Gerichtsher- 

ren,  117.  118. 
Schoss  218.  273. 
Schrai,  Schrayat  59. 
Schrann,  offene,  45. 
Schot,  s.  scot. 
Schulde  45.  273. 
Schultheissenthum  76. 
Schützen  146. 
Schweine  154  u.  folg. 
Schwert,  s.  Rache;  blosses,  soll  der 
i   Richter  bei  dem  Blutgericht  haben  298. 
Scusati  146. 
Scot  218.  273. 
Scot-freo  218. 
Scyldwita  205. 
Scyp-briche  202. 
Scyp-fyrde  204. 
Sea-upwarp  210. 
Sedes  iudicialis  261. 
Segel  150.  248. 

Seideneck,   Christoph's  von,  Dienst- 
verschreibung 333. 
Selbstsacher  182. 
Selden-(S.öld  en-)gut  127. 
Seigut,  Selhof  107.  138. 
Sel-lechen  127. 

Semperfreie  89;  Umbildung  des  Wort- 
sinnes 118.  119. 
Seniores  patriae  70.  92. 
Servientes  147. 

Servitium  143;  commune  214  u.  folg. ; 

regale  221. 
Servitus  regalis,  saecularis  226. 
Sithes-socna  183. 
Sid-cundan  183. 
Sittage  185. 
Sixhyndi  172. 

Soca,  Socha,  Socna,  175.  176.  178 
u.  folg.;  simplex,  conjuncta  181;  sin- 
gularis,  communis  180;  als  eigenmäch- 
tige Haussuchung  185. 

Solatium  204. 

Som  209. 

Sondern  au,  Weisthum,  306. 
Sonnenschein  25.  211. 
Souma  209. 
Speise,  weisse,  167. 
Spielman,  Spielleute  353. 


Spruch,  der  Dinghofherren,  48.  64  u. 
folg. 

Stab  62.    166.    168.   294.   297.  298; 

halten  78;   brechen   301.   311.  314; 

auf  ihn  angeloben  309. 
Stabhalter  78. 
Stadelhof  56. 
Stadt,  der  stete  Herr  73. 
Staffelgericht,    Staffelstein  58. 

62.  63. 
Standeserhöhung  88. 
Stapplus  regis  62.  63. 
Stein,  Steingericht  58  u.  folg.;  188; 

s?  Rain. 
Sterbfall,  s.  Todfall. 
Steuer  (Stür)  20. 
Stier  169. 

Stock  19.  54  u.  folg.;  179.  205. 
Strafgelder,  ihre  Vertheilung  84  u. 

folg.;  siehe  Bann.  Besserung.  Brüche. 

Busse.  Einung.  Frevel.  Fredus.  Prochen. 

Wette. 
Strandrecht  211. 
Strassengerichtsbarkeit  47.  79. 

183.  280  u.  folg. 
Streu  (Stroh),  schöne,  weisse,  151.  152. 
Stuhl,  s.  Dingstuhl;  Zwölferstuhl. 
Stuhlgenossen  9.  164. 
Subad  vocatus  338.'l,u  *  ttsktljt  9  > 
Sumnis  287.   :  '»  •  »H"jtHlfll»*ff 

Sundergove*  223. 
Super-jurare  347. 
Super- sedere  140.  204. 
Synodales  118. 
Swaderer  294. 

T. 

Tädigen,  über  einen,  57. 
Taxatio  257. 

Team,  theam,  189  u.  folg. 
Temeritas  63. 

Teodung  210;  Teodung  men  226. 
Terra  libera  171;  salica  107. 
Thani,  Thaini  171  u.  folg. 
That,  handhafte;  gähe  75. 
Thegen  171.  226. 
Theugdpenny  210. 
Theulagina  182.  206. 
Thief-phang  208. 
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Thiere,  fruchtbare,  169. 
Thol,  s.  Toi. 
Tineman  226. 
Todfall  159.  160.  227. 
Todfalls-anleit  159. 
Todkauf  117. 
Toft  227. 

Toi,  Tolonium  194  u.  folg. 
Treubruch  116.  236. 
Truncus  55. 
Trustis  32.  204. 
Tune-socne  180. 
Tunshipe  180. 
Twelf-hyndi  172.  226. 
Twi-hyndi  172.  226. 
Tyman  190. 

u. 

Überlaufen  210. 
Übernahms-anleit  159. 
Übersitzen  140. 
Uffstösse  242. 
Umfrage,  gemeine,  164. 
Umstand  8.  48.  301.  314.  315. 
Unfug e  (Unlust,  Untueht,  Unzucht)  13. 

53;  im  Gericht  verbieten  16.  166.295. 

299.  307. 
Uniformen  335. 
Unlust,  s.  Unfuge. 
Untereigenthum  128. 
Untermeier  166.  336. 
Untersassen  13.  19;  vertritt  der  Herr 

43.  44. 

Unterschultheis  336  u.  folg.  ■ 
Untervogt  338. 
Untueht,  s.  Unzucht. 
Unzucht  16.  53.  166;  s.  Unfuge. 
Upheald  217.1$ 

Urkunden,  warum  sie  sich  in  Kirchen 
und  Klöstern  häufiger  finden  als  bei 
weltlichen  Herren  30 ;  ihre  Errichtung 
in  Kirchen  371;  mehrfache  Ausfer- 
tigung 372;  wissenschaftliche  Bedeu- 
tung unächter  alter  Urkunden  259 ;  Be- 
deutung der  wiederholten  königlichen 
Bestätigung  ächter  und  unächter  Ur- 
kunden; s.  König. 

Urtat  (urthat,  urthed,  urtöd  u.  dergl.) 
117. 


Urtheil,  gemeines,  164;  ansetzen  308; 
des  U.  danken  296.  307;  fragen  65. 
164.  166.  298.  299.  307;  dem  U.  ge- 
horsam sein  297 ;  es  lernen  308 ; 
machen  308;  öffnen  308;  es  steht  bei 
einem  309. 

Urtheilsfragen,  die  drei  ersten,  294. 
299.  311.  312.  316.  317. 

Urvermagon  279. 

Usslüte  11. 

Udleaw,  udlep  202. 

Ususfructus  126. 

Utentes  328. 

Utfang,  utfang-theof,  186  u.  folg. 
Utlaga,  utlagatus,  198.  202. 

V. 

Valhen  155. 
Vehtat  292. 

Verbannen,  das  Gericht,  s.  Gericht. 

Verbot  15;  s.  Bann. 

Verfang  208. 

Verfesten  14.  15. 

Verpfählen  136. 

Versitzen  140. 

Verspruch,  als  Verbot,  18. 

Verten  139. 

Vestes  aequales  335. 

Viae,  assultus  ,  200;  lagina  201. 

V  i  c  i  n  i ,  s.  Nachbarn. 

Vieh,  s.  Thier.  Gangvieh. 

Villani  172.  226. 

Vindicta  gladii  81;  judiciaria  257. 

Vogt,  freier,  82.  146.383;  s.  Freivogt. 
Obermeier;  als  Meier,  s.  Meier;  den 
V.  herbeirufen  77.  82  u.  folg.  149; 
sein  Antheil  am  Strafgeld  84;  seine 
Pflicht  zu  helfen  149;  Vögte  der 
Kirchen,  ihre  Nothwendigkeit  76.  77. 
122.  258.  291;  bedrängen  die  Prälaten 
31.  121.  258;  werden  aus  dem  hohen 
Herrenstand  genommen ;  s.  Freivogt. 
Obermeier. 

V o gteilichk eit,  vogteiliche  Ge- 
richtsbarkeit; binnen  Etters  47 ; 
der  Reichsritter  92. 

Volgebot  29. 

Vorkaufsrecht  156  u.  folg. 
Vor-lesen,  -mähen,  -  schneiden  18- 
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vronen,  s.  fron.  Gewere. 
Vronung  137. 
vulnera  fluentia  67. 

w. 

Wachdienst  19.  50.  57. 
Walber-mäel  296.  306.  307. 
Wardpenny  210. 
Wardwite  205. 
Ware  211. 
Warf,  warve  278. 
Warfida  275.  276. 
Wargus  54.  198.  202. 
Weallge  weorce  214. 
Wegalaugen  201. 
Wegworfin  201. 
Wehrfester  267. 
Wehrwolf  (were-wulf)  202. 
Weihsteuer  159. 
Weinbann  18. 
Weinkauf  158.  161.  162. 
Weisbach,  s.  Weisthum. 
Weiss,  s.  wiss. 

Weisthum,  von  Ebersheim,  241  und 
folg.;  von  Nonnenweiler  250  u.  folg.; 
von  Sondernau  306 ;  von  Weisbach  304 
u.  folg.;  s.  Oberbergheim. 

Wera  181.  182. 

Werbe,  s.  werve. 

Werc  211. 

Werdwite  205. 

Wergeld-theova  187.  215.  219. 
Werve  277. 

Wette,  Strafgeld  22.  23. 
Wharf  275.  276. 
Widersacher  183. 
Widder  169. 

wifa,  wifare  35.  136;  super  wifam 

intrare  136.  140. 
Wildbann  329. 

Winde,  Windhunde  150.  151. 
Wiss-  (wissed ,  wisod-)  Brod ,  Fleisch  j 

(Speise)  167.  251  ;  wiss  Strow  151. 
Wita  181.  200. 
Widsaca  176. 
Witerede  214.  215.  219. 
Wittreiti  46. 
Wonne  (Wunne)  155. 


Wort-gefd  (-Zins)  131. 
Wort-reder  308. 
Wrek  211. 

Wucher-rind,  -stier,  -schwein  169. 

Wulfes-heofod  202. 

Wunden,    wundschad    13;  blutende, 

niessende  203.  296.  305;  trockene  296; 

siehe  Blutrunst ,  sanguinis  forisfactura ; 

vulnera. 

Würzburg,  geistl.  Fürstenthum  65.  68. 


Yoong-men  172. 


Y. 


Z. 


Zählungs weise,  alte,  156. 
Zaun,  Zaunfried  46. 
Zaungerichtsbarkeit  47. 
Zehntschaft  173. 

Zehrung  142.  143  u.  folg.  166  u.  folg. 
I  221. 
I  Zeller  266. 

Zent,  68.  290;  limitirte,  illimitirte,  67; 
als  hohe  Gerichtsbarkeit  92 ;  Verhält- 
niss  zum  Dinghof  70.  74.  78.  80;  zur 
Grafschaft  99  u.  folg. ;  zum  iudicium 
sanguinis  exemtum  104.  105. 

Zentgraf  68;  seine  Anstellung  durch 
den  Gerichtsherrn  99  u.  folg. 

Ziehen;  s.  Gut.  Zug. 

Zins  (census)  15.  20;  versessener  140; 
seine  Nothwcndigkeit  125.  126;  sein 
Uebergang  in  eine  Grundsteuer  128; 
s.  Kutschen. 

Zingrefe  290. 

Zoll  194  u.  folg.;  s.  toi. 

Zollner,  die,  auf  dem  Brand  in  Bam- 
berg 115;  ihre  Privilegien  373  u.  folg. 

Zucht,  von  Thieren.  Leibeigenen,  s.  team. 

Zufahren,  der,  169. 

Zug  (Zuck),  zugig  sein;  als  Abmeie- 
rung 137.  139.  141;  als  Berufung  12; 
Zug  haben  49. 

Zunge,  stümmeln  301.  302  u.  folg. 

Zwentheil  12. 

Zwing  14.  57.  330;  Zwing  und  Bann 

als  Landeshoheit  38. 
Zwölferstuhl  297.  308. 


Druckfehler,  Verbesserungen  und  Zusätze. 


Seite  19,  Zeile  13,  statt  einen,  lies:  einer. 

-  42  ,  Note  1 1 ,  statt  594 ,  lies :  504. 

-  48,  Zeile  10,  ist  das  Wort:  einerseits,  zu  streichen. 

-  58,  Zeile  21,  ist  das  Wort:  Mal  stein,  zu  streichen. 

-  59,  Zeile  5,  ist  nach:   Krötenstein,   einzuschalten:   oder  Klapper- 

stein. 

-  59 ,  Zeile  7 ,  ist  nach :  Kröte,  einzuschalten :  oder  Klapper. 

-  60,  Zeile  25,  ist  die  Verweisung  beizufügen :  J.  Grimm,  Weisth.  I.  093.  694. 

-  86,  Zeile  25,  statt  mittelalterisch,  lies:  mittelalterlich. 

-  91,  Zeile  5,  statt  Bezeichnungen,  lies:  Beziehungen. 

-  109,  Note  16,  ist  das  Wort:  kaiserliche,  zu  streichen. 

-  122,  Zeile  5,  statt:  Lehenmachung,  lies:  Lehenbarmachung. 

-  123,  lin.  25,  ist  beizufügen:  „Desgleichen  war  K.  Eudolph  I.  Vasall  des 

Bischofs  von  S.  Gallen,  wegen  23  Lehngütern  aus  der  kirburgischen 
Erbschaft;  E.  M.  Fürst  von  Lichnowsky,  Gesch.  des  Hauses  Habs- 
burg. Bd.  I.  (Wien  1836)  p.  72.  73;  ebenso  war  er  Vasall  des  Bischofs 
von  Strassburg  wegen  mehrerer  Lehen ;  siehe  die  Urkunde  von  1269, 
bei  Grandidier,  histoire  de  l'eglise  de  Strassbourg.  Bd.  II.  (1778) 
p.  463.  Nr.  655." 

-  131,  Zeile  37,  statt  Mittarmeier,  lies:  Mittermeier. 

-  144,  Note  5,  statt  688,  lies:  668. 

-  159,  Note  5,  statt  Schmidt,  lies:  Schnei  dt. 

-  176,  Zeile  27,  statt  dicidendi,  lies:  decidendi. 

-  190,  Zeile  1,  statt  nur,  lies:  nun. 

-  208,  Zeile  22,  statt  Verkauf,  lies:  Vorkauf. 

-  219,  Zeile  9,  statt  XI,  lies:  IX. 

-  228,  Zeile  12,  statt  des,  lies:  das. 

-  242,  Note  8,  ist  beizufügen :  „Uebrigens  kann  unrüchtig  auch  für  unrich- 

tig stehen". 

-  297,  Zeile  36,  statt  emphy  teuticanisch  en,  lies:  emphyteut  icari  - 

sehen. 

-  304,  Zeile  26,  statt  ambt,  lies:  umbt  (umb,  um). 

-  310,  Note  1,  statt  348,  lies:  548. 

-  327,  Zeile  20,  ist  die  Verweisungszahl:  12),  zu  streichen. 

-  327,  Zeile  33,  ist  die  Verweisungszahl:  12),  nach:  Urkunde  K.  Otto's  I. 

v.  946,  einzuschalten. 

-  343,  Zeile  28,  statt  Oberheim,  lies:  Obenheim. 

-  348,  letzte  Zeile,  statt  shhirmen,  lies:  schirmen. 


Gedruckt  bei  E.  Polz  in  Leipzig. 
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